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Vorwort 


Seit dem Zweiten Weltkrieg haben die Menschen- 
rechte eine ständig zunehmende internationale Be- 
deutung erlangt. Diese Entwicklung hat in den 70er 
Jahren eine qualitativ neue Phase erreicht, als wich- 
tige völkerrechtliche Abkommen über Menschen- 
rechtsfragen in Kraft getreten sind und die Konferenz 
über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
(KSZE) ihre Bemühungen um die Förderung der Men- 
schenrechte aufgenommen hat. Die weltweite Lage 
der Menschenrechte geht nunmehr alle Staaten an. 
Dies gilt nicht zuletzt für die Verwirkhchung der Men- 
schenrechte in den Staaten des Warschauer Paktes, 
die allen wichtigen Menschenrechtsabkommen bei- 
getreten und am KSZE-Prozeß beteiligt sind. So ist 
auch die Bundesrepublik Deutschland aufgerufen, 
dafür einzutreten, daß die Menschenrechte in diesen 
Staaten den Anforderungen des geltenden Völker- 
rechts und dem Geist des KSZE-Prozesses entspre- 
chend gewährleistet werden. In Anbetracht der fort- 
schreitenden Internationalisierung der Menschen- 
rechtsproblematik besteht ein ständiges Interesse der 
breiten politischen ÖffenÜichkeit, über Zustand und 
Entwicklung der Menschenrechte in den WP- Staaten 
sachkundig informiert zu werden. Aus der Mitte des 
Bundestages sind in den vergangenen Jahren ver- 
schiedentlich einschlägige Anfragen an die Bundesre- 
gierung gerichtet worden, die sich in ihrer Menschen- 
rechtspolitik dafür einsetzt, „ die tatsächliche Anwen- 
dung und Respektierung der internationalen men- 
schenrechtlichen Übereinkünfte zu fördern, um auf 
dieser Grundlage den Schutz des einzelnen Men- 
schen zu stärken“ (Antwort der Bundesregierung auf 
eine Große Anfrage am 23. Januar 1986; BT- Drucksa- 
che 10/4716, S. 2). 

In diesem Bestreben und einem verbreiteten Wunsch 
folgend, hat der Bundesminister der Justiz im Juli 
1986 eine unabhängige Kommission von Wissen- 
schaftlern beauftragt, einen Bericht über den Stand 
der Verwirklichung der Menschenrechte im Bereich 
der Staaten des Warschauer Paktes im Lichte der VN- 
Menschenrechtspakte und der Menschenrechtsdoku- 
mente des KSZE-Prozesses anzufertigen und dabei 
die Lage der dort lebenden Deutschen besonders zu 
berücksichtigen. Die Kommission hat sich im selben 
Monat in folgender Zusammensetzung konstituiert: 

Vorsitzender: 

Prof. Dr. Georg Brunner, Universität zu Köln 

Mitglieder: 

Prof. Dr. Dieter Blumen witz, Universität Würzburg 

Prof. Dr. Eckart Klein, Universität Mainz 

Prof. Dr. Hans von Mangoldt, Universität Tübin- 
gen 

Prof. Dr. Albrecht Randelzhofer, Freie Universität 

Berlin 

em. Prof. Dr. Gotthold Rhode, Universität Mainz 


Prof. Dr. Friedrich-Christian Schroeder, Universität 

Regensburg 

Prof. Dr. Werner Weidenfeld, Universität Mainz 

Wissenschaftlicher Sekretär: 

PD Dr. Otto Luchterhandt, Universität zu Köln 

Bei der Erarbeitung des hiermit vorgelegten Berichts 
hat sich die Kommission von folgenden Erwägungen 
leiten lassen: 

— In Anbetracht der Komplexität der Materie war 
eine sachliche Beschränkung der Untersuchung 
unumgängüch. Nach einer einleitenden Untersu- 
chung der völkerrechtlichen Rahmenbedingungen 
(Kapitel I), des kommunistischen Menschenrechts- 
verständnisses und seiner Völkerrechtskonformi- 
tät (Kapitel II) sowie der allgemeinen verfassungs- 
rechtlichen Ausgangslage in den WP-Staaten (Ka- 
pitel III) konnten deshalb nicht alle einzelnen Men- 
schenrechte, hinsichtlich derer völkerrechtliche 
Gewährleistungspflichten bestehen, in angemes- 
sener Breite und Tiefe behandelt werden. Die not- 
wendige Auswahl hat sich in erster Linie an Men- 
schenrechten orientiert, die im Internationalen 
Pakt über bürgerliche und politische Rechte vom 
19. Dezember 1966 (IPBPR) enthalten sind, weil 
ihnen unmittelbare völkerrechüiche Verbindlich- 
keit zukommt und weil ihre pohtische Bedeutung 
im KSZE-Prozeß besonders unterstrichen wird. 
Darüber hinaus sind aber auch die Konvention zur 
Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminie- 
rung vom 7. März 1966, der Internationale Pakt 
über wirtschaftüche, soziale und kulturelle Rechte 
vom 19. Dezember 1966 (IPWSKR) und andere 
Menschenrechtsdokumente berücksichtigt wor- 
den. Im einzelnen wird in Kapitel IV die Lage fol- 
gender Menschenrechte und Menschenrechts- 
komplexe untersucht: 1. Metnungs- und Informa- 
tionsfreiheit, 2. Versammlungs-, Vereinigungs- 
und Koalitionsfreiheit, 3. Wahlrecht, 4. Freizügig- 
keit, 5. Ehe und Familie, 6. Rehgionsfreiheit, 
7. Minderheitenschutz, 8. Menschenrechte im 
Strafverfahren und Strafvollzug, 9. Rechtsschutz 
gegenüber der öffentlichen Gewalt. 

— In dem somit ab gesteckten Rahmen wurde eine 
möghchst umfassende und regional ausgewogene 
Darstellung angestrebt. Dies bedeutet, daß der 
rechtliche und tatsächliche Zustand im Schutzbe- 
reich der einzelnen Menschenrechte in bezug auf 
alle sieben WP-Staaten (Bulgarien, DDR, Polen, 
Rumänien, Sowjetunion, Tschechoslowakei, Un- 
garn) ausgelotet werden sollte. Die Lage der Deut- 
schen ist dann ausdrückhch berücksichtigt wor- 
den, wenn sie Besonderheiten aufweist, d. h. sich 
von der menschenrechtlichen Lage unterscheidet, 
in der sich das gesamte Volk des jeweiligen Staates 
befindet. Die Kommission ist sich dessen bewußt, 
daß die angestrebte Vollständigkeit und Ausgewo- 
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genheit wegen der nach Lebensbereichen und 
Ländern ungleichen Materialbasis nur annähernd 
erreicht werden konnten. In zeithcher Hinsicht 
konzentriert sich der Bericht auf die rund 15 Jahre 
seit 1971. Damit wird ein Zeitraum erfaßt, in dem 
die Intemationahsierung der Menschenrechte 
qualitativ neue Dimensionen angenommen hat. 
Die Entwicklung in diesem Zeitraum ist freilich 
nicht abgeschlossen und hat gerade in jüngster 
Zeit neue Impulse erhalten, deren konkrete Aus- 
wirkungen gegenwärtig noch nicht mit Sicherheit 
abgeschätzt werden können. Die in der näheren 
Zukunft denkbaren Veränderungen auf dem Ge- 
biete der Menschenrechte in den WP- Staaten soll- 
ten sorgfältig beobachtet werden. 

— Die leitende Fragestellung geht dahin, inwiefern 
die Lage der einzelnen Menschenrechte in den 
WP-Staaten den Geboten des Völkerrechts ent- 
spricht. Demzufolge sind die Abschnitte über die 
einzelnen Menschenrechte grundsätzhch in drei 
Teile gegüedert: Zuerst wird die völkerrechtliche 
Lage geschildert; dann werden die innerstaatliche 
Rechtslage und Praxis dar gelegt; schließlich wird 
der innerstaatliche Befund völkerrechtlich bewer- 
tet. In einzelnen Fällen haben sachliche Besonder- 
heiten geringfügige Abweichungen von diesem 
Aufbauschema erforderlich gemacht. 

— Auf die Aufnahme eines besonderen Kapitels von 
Landesberichten, in dem der in Kapitel IV nach 
systematischen Gesichtspunkten behandelte Stoff 
nunmehr auf die einzelnen WP-Staaten auf geteilt 
hätte dargeboten werden können, wurde verzich- 
tet. Dies hätte zu einer Wiederholung des bereits 
Gesagten und einer unvertretbaren Vermehrung 
des Berichtsumfangs geführt. Statt dessen werden 
die landesspezifischen Abweichungen vom 
„osteuropäischen Standard'' an geeigneter Stelle 
in positiver wie negativer Hinsicht hervorgehoben, 
soweit hinlängliche Informationen vorhegen. Der 
Leser, der sich für die Menschenrechtssituation in 
einem bestimmten WP-Staat interessiert, bleibt 
folglich darauf angewiesen, die Ausführungen in 
den einzelnen Abschnitten auf das ihn interessie- 
rende Land hin zu durchforsten. Um ihm die Suche 
zu erleichtern, sind die Namen der einzelnen Län- 
der durch Kursivdruck hervorgehoben, wenn zu 
ihnen nähere Ausführungen gemacht werden. Des 
weiteren enthält das Schlußkapitel in seinem drit- 
ten Abschnitt eine Kurzübersicht über die Lage der 
Menschenrechte in den einzelnen WP-Staaten. 

— Die Kommission hat es nicht als ihre Aufgabe an- 
gesehen, eine erneute Dokumentation der Men- 
schenrechtsverletzungen in den WP-Staaten an- 
hand von Einzelfällen vorzulegen. Hierfür sind die 
verschiedenen Menschenrechtsorganisationen, 
die es Tag für Tag mit Einzelschicksalen zu tun 


haben und individuelle Hilfe leisten wollen, besser 
berufen. Die Kommission hat sich grundsätzlich 
auf das Faktenmaterial gestützt, das bereits von 
anderen Stellen zusammengetragen worden ist, 
und nur ausnahmsweise eigene Ermittlungen an- 
gestellt. Als wichtigste Erkenntnisquellen zur fak- 
tischen Lage der Menschenrechte sind die Jahres- 
berichte von amnesty international, die Dokumen- 
tationen der Internationalen Gesellschaft für Men- 
schenrechte, die Country Reports on Human 
Rights Practices des US-Kongresses, die Berichte 
der International Federation for Human Rights, die 
Staatenberichte und deren Erörterungen im Rah- 
men des Menschenrechtsausschusses der Verein- 
ten Nationen und die Hearings vor der Commis- 
sion on Security and Cooperation in Europe des 
US-Kongresses, aber auch andere Materiahen her- 
angezogen worden. 

— In den genannten und zahlreichen anderen Doku- 
mentationen und Berichten über die Lage der 
Menschenrechte in den WP-Staaten sind wertvolle 
Informationen und viel Tatsachenmaterial enthal- 
ten. Ihre Schwäche liegt aber meistens darin, daß 
sie nicht systematisch angelegt sind, von mangeln- 
der Sachkunde im Umgang mit Rechtsnormen zeu- 
gen, das Normenmaterial aus den betroffenen 
Ländern nur bruchstückhaft aufarbeiten und die 
ermittelten Fakten juristisch gar nicht oder unzu- 
reichend bewerten. Unter diesen Umständen 
meinte die aus Universitätsprofessoren überwie- 
gend rechtswissenschaftlicher Fachrichtung be- 
stehende Kommission das leisten zu sollen, wozu 
sie am ehesten befähigt ist und was bisher kaum 
geleistet worden ist: Sie möchte auf der grundsätz- 
hchen Ebene und auf dem Gebiete der hier behan- 
delten Menschenrechte eine umfassende, verglei- 
chende und differenzierte Lagebeschreibung vor- 
legen und diese in einen breiteren völkerrechtli- 
chen Bewertungszusammenhang einordnen. 

Die Kommission hat das Gesamtkonzept des Berichts 
gemeinsam erarbeitet. Sie hat die von ihren Mitglie- 
dern vorgelegten Beiträge in mehreren Sitzungen be- 
raten und dabei zahlreiche Anregungen und Empfeh- 
lungen ausgesprochen. Im Rahmen der Gesamtver- 
antwortung der Kommission trägt der jeweilige Autor 
die individuelle Verantwortung für seinen Beitrag. 
Aus diesem Grunde ist jeder Beitrag mit dem Namen 
eines Verfassers gekennzeichnet. 

Die Ergebnisse der Kommissionsarbeit sind in einem 
Schlußkapitel zusammengefaßt. Hier werden in aller 
Kürze die Gemeinsamkeiten und Unterschiede, die in 
bezug auf die einzelnen Menschenrechte und die ein- 
zelnen WP-Staaten charakteristisch sind, einer Ge- 
samtbewertung unterzogen. 


Köln, im September 1987 


Prof. Dr. Georg Brunner 

Vorsitzender der Kommission 
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I. Allgemeines und Überblick 

Der Schutz der Menschenrechte ist in einer umfassen- 
den Weise erst mit der Gründung der Vereinten Natio- 
nen im Jahre 1945 als Anliegen der Völkerrechtsge- 
meinschaft erkannt worden. Dazu trug die Erschütte- 
rung über die Untaten des nationalsozialistischen Re- 
gimes zweifellos erhebhch bei. Die in der Charta der 
Vereinten Nationen übernommene generelle Ver- 
pfhchtung zur Achtung der Menschenrechte sollte in 
drei Schritten konkretisiert werden: durch Aufstel- 
lung eines noch unverbindlichen, aber Standard set- 
zenden Programms, durch Ausarbeitung eines völker- 
rechtlich verbindlichen Menschenrechtsinstruments 
und schließhch durch seine international überwachte 
Durchführung. 

Bereits am 10.12.1948 wurde die Allgemeine Erklä- 
rung der Menschenrechte von der Generalversamm- 
lung der Vereinten Nationen verkündet und damit der 
erste Schritt realisiert. Die in verschiedenen Gremien 
der Vereinten Nationen erfolgte Ausarbeitung eines 
Katalogs menschenrechtlicher Verbürgungen, denen 
völkerrechtliche Verbindlichkeit zukommen sollte, 
benötigte eine sehr viel längere Zeit. Wesentiiche 
Streitfragen büdeten nicht nur das Problem, ob das 
aufgestellte Programm (AEMR) umfassend in Rechts- 
normen umzusetzen sei; insoweit wurde letztüch we- 
der das Recht auf Eigentum (Art. 17) noch das Verbot 
des willkürüchen Entzugs der Staatsangehörigkeit 
(Art, 15 Abs. 2) noch das Recht auf Asyl (Art. 14 Abs. 1) 
übernommen. Umstritten war vielmehr zusätzÜch, ob 
die Umsetzung auch die in der Allgemeinen Erklä- 
rung neben den liberalen Freiheitsrechten gleichfalls 
enthaltenen sozialen, wirtschafthchen und kulturellen 
Rechte betreffen sollte und ob alle Rechte ihrer Inter- 
dependenz wegen in einem oder — ihrer konzeptio- 
nellen Unterschiedlichkeit wegen — in zwei Katalo- 
gen zu fassen seien. Die Verabschiedung der beiden, 
freüich erst zehn Jahre später in Kraft getretenen in- 
ternationalen Pakte über bürgerUche und politische 
Rechte und über wirtschaftliche, soziale und kultu- 
relle Rechte am 19,12.1966 durch die Generalver- 
sammlung der Vereinten Nationen zeigt, daß sich die 
letztgenannte Auffassung durchgesetzt hat; auf der 
anderen Seite ist aus dem vertraglich vorgesehenen 
internationalen Überwachungsverfahren jedes rich- 
terhche Element ehminiert, die Implementierung der 
völkerrechtiichen Verpflichtungen daher pohtischen 
Mechanismen überantwortet worden. 

Die beiden Pakte bilden gewiß das Herzstück des 
Menschenrechtsschutzes auf universeller Ebene, 
doch werden sie durch eine Vielzahl weiterer sektora- 
ler Verträge ergänzt, wie z. B. die Konvention über 
Verhütung und Bestrafung von Völkermord (1948), 
die Konvention zur Beseitigung jeder Form von Ras- 
sendiskriminierung (1965) und die Konvention über 
die Beseitigung aller Formen von Diskriminierung ge- 
genüber Frauen (1979). Der Generalsekretär der Ver- 
einten Nationen übt bereits für 21 multilaterale Men- 
schenrechtsverträge Depositärfunktion aus^). Die tat- 


sächhche Zahl aller menschenrechtsrelevanten Ver- 
träge — auch auf universeller Ebene — ist freilich 
bedeutend höher; hinzu weisen ist nur auf den Bereich 
des humanitären Kriegsrechts oder auf die im Rahmen 
der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) erarbei- 
teten Konventionen. 

Mit dem Verweis auf die vertraglichen Garantien ist 
die völkerrechtüche Situation der Menschenrechte 
nicht umfassend beschrieben. Staathche Verpflich- 
tungen ergeben sich auch aus Völkergewohnheits- 
recht und allgemeinen Rechtsgrundsätzen, auch 
wenn es im einzelnen schwierig sein mag, diesen 
Mindeststandard genau festzustellen. Diese zusätzh- 
che Absicherung ist deshalb bedeutsam, weü sie vom 
konkreten Vertragsbindungswillen der Staaten unab- 
hängig ist und damit die Einforderung dieses Stan- 
dards von Staaten und gegenüber Staaten ziiläßt, die 
(weitergehende) vertraghche Verpflichtungen nicht 
übernommen haben. 

Insgesamt hat heute der Menschenrechtsschutz auf 
der universellen Ebene einen sehr beachtüchen Grad 
normativer Dichte erreicht. Angesichts der bekannten 
politischen Systemdifferenzen und des darin verwo- 
benen unterschiedüchen Menschenbüdes ist dies al- 
les andere als selbstverständlich. Unabhängig von al- 
len tatsächlichen und potentiellen Interpretations- 
schwierigkeiten drückt sich jedenfalls in den völker- 
rechtüchen Menschenrechtsverbürgungen ein Kon- 
sens über die Schutzbedürftigkeit des Individuums 
und die sich hieraus ergebende Verantwortung der 
Staaten aus. Besonders hervorzuheben ist, daß gerade 
in den zentralen universellen Menschenrechtsinstru- 
menten auf die Würde des Menschen hingewiesen 
und seine Rechtspersönüchkeit anerkannt wird, ohne 
daß allerdings mit dieser Aussage Übereinstimmung 
in der theoretischen Ableitung bzw. philosophischen 
Fundierung der Menschenrechte erkennbar würde. 
Um so wichtiger ist die gemeinsame positivrechtliche 
Basis 2). 


II. Menschenrechtsschutz durch 
völkerrechtliche Verträge 

Die Warschauer-Pakt-Staaten sind zahlreiche ver- 
traghche Verpfüchtungen in Menschenrechtsangele- 
genheiten ein gegangen. Dabei fällt freilich auf, daß 
diese Staaten kein System des regionalen Menschen- 
rechtsschutzes entwickelt haben, wie es etwa durch 
die Europäische Konvention zum Schutze der Men- 
schenrechte und Grundfreiheiten (1950), die Ameri- 
kanische Menschenrechtskonvention (1970) und die 
Afrikanische Charta der Rechte der Menschen und 
Völker (1981) in den jeweihgen Regionen etabliert 
wurde. Im folgenden kann nur auf einige wenige für 
die Warschauer-Pakt-Staaten verbindhche Verträge 
— und auch dies nur umrißhaft — eingegangen wer- 
den. 
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1. Charta der Vereinten Nationen, 
Rassendiskriminierungskonvention, 
Menschenrechtspakte 

Die Charta der Vereinten Nationen, die derzeit für 159 
Staaten, darunter alle Warschauer-Pakt-Staaten, ver- 
bindlich ist, greift die Menschenrechte an verschiede- 
nen Stellen auf. Während die Präambel ein allgemei- 
nes Bekenntnis zu den Grundrechten enthält, deren 
Existenz also offenbar vorausgesetzt wird, erklärt 
Art. 1 es zu einem Ziel der Vereinten Nationen, die 
Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten zu 
festigen und zu fördern. Hieraus werden einmal für 
den Aufgabenbereich der Organe der Vereinten Na- 
tionen Konsequenzen gezogen (Art. 13, 62, 68, 76), die 
Mitglied Staaten werden aber auch unmittelbar auf die 
universelle Beachtung und Verwirklichung der Men- 
schenrechte und Grundfreiheiten für alle ohne Unter- 
schied der Rasse, des Geschlechts, der Sprache und 
der Religion verpflichtet. Konkrete Menschenrechts- 
inhalte über die angesprochenen Diskriminierungs- 
verbote hinaus sind in diesen Vorschriften allerdings 
nicht enthalten (Art. 55 lit. c, 56). Die eigentliche Be- 
deutung der VN- Charta liegt daher nicht so sehr in 
der Festlegung eines bestimmten Menschenrechts- 
standards, sondern kommt bei der Interventionspro- 
blematik zum Tragen (siehe unten V.). 

Noch vor den beiden Internationalen Menschen- 
rechtspakten ist am 4.1.1969 die Konvention zur Be- 
seitigung jeder Form von Rassendiskriminierung^) in 
Kraft getreten; sie steht heute für 124 Staaten, darun- 
ter alle des Warschauer Paktes, in Geltung. Das Über- 
einkommen verdient deshalb Beachtung, weil der Be- 
griff der Rassendiskriminierung keineswegs nur im 
Sinne rassisch getrennter Entwicklung und Apartheid 
zu verstehen ist, sondern jede auf der Rasse, der Haut- 
farbe, der Abstammung, dem nationalen Ursprung 
oder dem Volkstum beruhende Unterscheidung, Aus- 
schließung, Beschränkung oder Bevorzugung erfaßt, 
die zum Ziel hat, dadurch ein gleichberechtigtes An- 
erkennen, Genießen oder Ausüben von Menschen- 
rechten und Grundfreiheiten im poütischen, wirt- 
schaftiichen, sozialen, kulturellen oder in jedem son- 
stigen Bereich des öffentiichen Lebens zu vereiteln 
oder zu beeinträchtigen (Art. 1). ln Verbindung nüt 
Art. 2 und 5 sind die Vertragsstaaten verpflichtet, ins- 
besondere im Hinblick auf bestimmte Rechte, soweit 
diese garantiert sind, jede Diskriminierung zu unter- 
lassen; genannt werden z. B. das Wahlrecht, das Recht 
auf Zugang zum Öffentlichen Dienst, auf Freizügig- 
keit, das Recht zum Verlassen des Landes und das 
Rückkehrrecht, das Recht auf Ehe, auf Religionsfrei- 
heit, das Versammlungs- und Vereinigungsrecht so- 
wie das Recht auf Gleichbehandlung vor allen Rechts- 
pflegeorganen. 

Der am 3.1.1976 in Kraft getretene Internationale Pakt 
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte 
(IPWSKR)^) ist heute für 87 Staaten verbindlich. Kurz 
danach (23.3.1976) ist auch der Internationale Pakt 
über bürgerüche und pohtische Rechte (IPBPR)^) in 
Kraft getreten; an ihn sind derzeit 86 Staaten gebun- 
den. Die Warschauer-Pakt-Staaten haben beide Pakte 
ratifiziert. 


Der Pakt über bürgerliche und pohtische Rechte ent- 
hält einen Katalog von Freiheitsrechten, deren Reali- 
sierung in erster Linie ein Unterlassen staatlichen 
Handelns voraussetzt (Verbotsnormen); insofern steht 
der Pakt in der Tradition liberaler Grundrechtskata- 
loge, wie sie seit dem Ende des 18. Jahrhunderts for- 
muliert werden. Genannt seien etwa das Recht auf 
Leben, habeas corpus, das Verbot von Folter und 
Sklaverei, das Recht auf Freizügigkeit, Meinungsfrei- 
heit, Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit, das 
Eheschließungsrecht und das Wahlrecht. Freüich for- 
dert der Pakt an verschiedenen Stellen auch zu posi- 
tivem staatiichen Handeln auf, um den Grundrechts- 
genuß zu gewährleisten (Gebotsnormen); dies güt 
etwa für den Schutz von Ehe und Famüie oder das 
Recht eines Kindes auf Erwerb einer Staatsangehörig- 
keit. 

Solche Gebotsnormen stehen im Pakt über wirtschaft- 
hche, soziale und kulturelle Rechte ganz im Vorder- 
grund; die Verwirklichung der Rechte ist abhängig 
von staathcher Aktivität, kann also schon per defini- 
tionem nicht unmittelbar von den Individuen wahrge- 
nommen werden. Beispiele bieten etwa das Recht auf 
Arbeit, soziale Sicherheit, angemessenen Lebensstan- 
dard und auf Schulbildung. Umgekehrt finden sich 
allerdings auch in diesem Pakt liberale Rechtsgaran- 
tien wie das Recht zur Gewerkschaftsbüdung und 
zum Streik (Art. 8). Auf ihre gegenseitige Ergänzung 
weisen denn auch beide Pakte in ihren Präambeln 
deutiich hin. 


2. Art und Ausmaß der vertraglichen 
Verpflichtungen 

Eine Analyse der einzelnen menschenrechtlichen 
Verbürgungen, wie sie in den erwähnten völkerrecht- 
lichen Verträgen enthalten sind, ist hier nicht durch- 
zuführen. Hingegen ist der allgemeine Umfang der 
nach den Menschenrechtspakten und der Rassendis- 
kriminierungskonvention übernommenen staatlichen 
Verpfüchtungen zu prüfen a). In diesem Zusammen- 
hang bedeutsam sind auch die Möglichkeiten der 
Rechtsbeschränkung, wie sie generell b) oder in be- 
sonderen staatiichen Notlagen c) bestehen. Die Mög- 
hchkeit, Vorbehalte zu erklären d), dient dazu, be- 
stimmte völkerrechtliche Verpflichtungen von An- 
fang an nicht zu übernehmen; mit der Kündigung e) 
können sich Staaten völkerrechtlichen Vertrags- 
pfüchten nachträgüch wieder entziehen. 

a) Möglichkeiten der Rechtsbeschränkung 

Da Rassendiskriminierungskonvention und IPWSKR 
ganz auf die Pflichten der Vertragsstaaten abstellen, 
kann sich der einzelne seinem Staat gegenüber nicht 
unmittelbar auf diese Vorschriften berufen. Anders 
sind die meisten Garantien des IPBPR formuliert („Je- 
der hat ein Recht . . .; „Niemand darf . . . gezwungen 
werden“ u. ä.); ihre Respektierung können die Indivi- 
duen unmittelbar von den Staaten, für die der Pakt in 
Kraft getreten ist, verlangen, ohne daß zusätzhche 
Umsetzungen in innerstaatliches Recht erforderhch 
wären. Die in Art. 2 Abs. 2 dieses Paktes enthaltene 
Verpflichtung jedes Vertragsstaates, „im Einklang mit 
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seinem verfassungsmäßigen Verfahren und den Be- 
stimmungen dieses Paktes die erforderlichen Schritte 
zu unternehmen, um die gesetzgeberischen oder son- 
stigen Vorkehrungen zu treffen, die notwendig sind, 
um den in diesem Pakt anerkannten Rechten Wirk- 
samkeit zu verleihen, soweit solche Vorkehrungen 
nicht bereits getroffen worden sind", ist — entgegen 
der Ansicht sozialistischer Völkerrechtler 0 ) — nicht 
geeignet, diese Wirkung der (meisten) Paktrechte in 
Frage zu stellen, sondern legt den Vertragsstaaten nur 
eine zusätzliche zwischenstaatliche Verpflichtung 
auf. Daß dies die richtige Auslegung ist, ergibt sich vor 
allem aus dem diesem Pakt beigegebenen Fakultativ- 
protokoll, welches Individuen ermöglicht, eine Verlet- 
zung der Paktrechte dem Menschenrechts ausschuß 
(siehe unten VI.) mitzuteilen. Diese Verknüpfung ist 
nur sinnvoll, wenn die Paktrechte unmittelbar für die 
Einzelnen wirken; ob die Staaten das Fakultativproto- 
koll ratifiziert haben, ist für die hier erörterte Frage der 
Struktur der Rechte ohne Bedeutung. 

Für die Interpretation der Verpflichtungen der Ver- 
tragsstaaten ist auch der wortgleiche Art. 5 beider 
Pakte wesentlich. Der jeweilige Abs. 1 konkretisiert 
das in den Vertragspräambeln aufgestellte Unveräu- 
ßerlichkeitsprinzip, indem er jede Auslegung unter- 
sagt, nach der Tätigkeiten zulässig wären, die auf die 
Abschaffung oder über die Pakte hinausreichende Be- 
schränkungen von Menschenrechten abzielen. Art. 5 
Abs. 2 stellt klar, daß die innerstaatlich geltenden 
grundlegenden Menschenrechte nicht unter dem 
Vorwand eingeschränkt oder außer Kraft gesetzt wer- 
den dürfen, daß die Pakte solche Garantien nicht oder 
nur in geringerem Ausmaß enthalten. 


b) Generelle Möglichkeiten 

Die Möglichkeit zur Rechtsbeschränkung ist in allen 
Grundrechtskatalogen aus Gründen des überwiegen- 
den Gemeinwohls oder der überwiegenden Interes- 
sen anderer vorgesehen,- sie ist zur Abgrenzung von 
Rechtssphären und insoweit zur Konstituierung von 
Freiheit unentbehrlich. Entscheidend ist freüich der 
vorgesehene Rechtsmechanismus. Höchst problema- 
tisch wäre die Etablierung eines umfangreichen 
Pf licht enstatus' des einzelnen als genereller Gemein- 
schaftsvorbehalt, wie er neben Art. 29 Abs. 1 AEMR in 
den Präambeln der beiden Pakte angedeutet sein 
könnte. Nähere Betrachtung zeigt jedoch, daß die 
Pakte — und auch die AEMR, wie Art. 29 Abs. 2 
bezeugt — dieser Regelungstechnik nicht folgen. 
Art. 4 IPWSKR verpflichtet die Vertragsstaaten, die 
Paktrechte nur solchen Einschränkungen zu unter- 
werfen, „die gesetzlich vorgesehen und mit der Natur 
dieser Rechte vereinbar sind und deren ausschließli- 
cher Zweck es ist, das allgemeine Wohl in einer demo- 
kratischen Gesellschaft zu fördern." Damit wird das 
Gemeinschaftsinteresse immerhin — im Sinne der 
Rechtssicherheit — vom Gesetzmäßigkeitsprinzip und 
— im Sinne des materiellen Schutzniveaus — von ei- 
ner Art Angemessenheitsprinzip flankiert; der Ver- 
weis auf die „demokratische Gesellschaft" läuft dem- 
gegenüber im Hinblick auf die politischen Systemun- 
terschiede nahezu zwangsläufig leer. 


Der IPBPR enthält — über den bereits erörterten Art. 5 
hinaus — keine die Grenzen der Rechtsbeschränkung 
generell regelnde Vorschrift; die Eingriffsmöglichkei- 
ten ergeben sich vielmehr aus den einzelnen Verbür- 
gungen selbst. Insoweit können zwei verschiedene 
Regelungstechniken festgestellt werden. Der Eingriff 
ist schon tatbestandsmäßig zulässig, wenn er den gel- 
tenden Gesetzen entspricht und nicht willkürlich ist 
(z. B. Art, 17: Schutz des Privatlebens, der Familie, der 
Wohnung und des Schriftverkehrs), da nur in diesem 
Rahmen das Recht überhaupt verbürgt wird. Wo der 
Grundrechtstatbestand hingegen ausdrücklich einge- 
schränkt werden kann, wird neben der erforderlichen 
gesetzlichen Grundlage darauf abgestellt, daß die 
Einschränkung „zum Schutz der nationalen Sicher- 
heit, der öffentlichen Ordnung (ordre public), der 
Volksgesundheit, der öffentlichen Sittlichkeit oder 
der Rechte und Freiheiten anderer" erforderlich ist 
(vgl. Art. 12 Abs. 3/Freizügigkeit; Art. 18 Abs. 3/Reli- 
gionsbekundungsfreiheit; Art. 19 Abs. 3/Meinungs- 
freiheit; Art. 22 Abs. 2/Vereinigungsfreiheit). Die be- 
griffliche Weite dieser Einschränkungsmöglichkeiten, 
insbesondere unter dem Gesichtspunkt der öffentli- 
chen Ordnung (ordre public)^), ist unübersehbar und 
wird auch durch die Pflicht der Vertragsstaaten, einen 
innerstaatlichen Rechtsbehelf zur Überprüfung der 
Einschränkung zu schaffen (Art. 2 Abs. 2), nur wenig 
faßbarer gemacht. Gleichwohl ist zu betonen, daß die 
Rechte nicht völlig leerlaufen. Grenzen einer Ein- 
schränkung ergeben sich aus dem Gebot der Respek- 
tierung der Menschenwürde und den speziellen 
(Rasse, Geschlecht, Herkunft etc.) Diskriminierungs- 
verboten; sie folgen aber auch aus dem Proportionali- 
tätsprinzip, das seinerseits aus dem grundsätzlichen 
Verhältnis von Rechtsgewährleistung und Einschrän- 
kungsmöglichkeit ableitbar ist. Hieraus ergibt sich 
dann auch konsequent das Verbot, die Grundrechts- 
einschränkung zur Regel und den eigentlich garan- 
tierten Menschenrechtstatbestand zur Ausnahme zu 
machen S). 


c) Staatliche Notlagen 

Diese Feststellungen werden durch die Notstandsre- 
gelung des Art. 4 IPBPR bestätigt 9). Nach dieser Vor- 
schrift können die Vertragsstaaten „im Falle eines öf- 
fentlichen Notstandes, der das Leben der Nation be- 
droht und der amtlich verkündet ist", die „Maßnah- 
men ergreifen, die ihre Verpflichtungen aus diesem 
Pakt in dem Umfang, den die Lage unbedingt erfor- 
dert, außer Kraft setzen, vorausgesetzt, daß diese 
Maßnahmen ihren sonstigen völkerrechtlichen Ver- 
pflichtungen nicht zuwiderlaufen und keine Diskrimi- 
nierung allein wegen der Rasse, der Hautfarbe, des 
Geschlechts, der Sprache, der Religion oder der sozia- 
len Herkunft enthalten". Wenn selbst in Fällen des 
Staatsnotstandes der Grundsatz der Verhältnismäßig- 
keit und die ja schon z. T. in der VN-Charta (Art. 55) 
genannten speziellen Diskriminierungsverbote re- 
spektiert werden müssen, gilt dies erst recht für 
Grundrechtseinschränkungen außerhalb des Not- 
standes. Besonders wichtig ist auch, daß Art. 4 Abs. 2 
einzelne Rechte ausdrücklich für notstandsfest, also 
nicht unter Berufung auf die Notstandslage für ein- 
schränkbar erklärt. 
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Genannt sind das Verbot, einen Menschen willkür- 
lich seines Lebens zu berauben; das Folter- und 
Sklaverei verbot; das Verbot der Schuldhaft; das 
Verbot, jemanden ohne zur Tatzeit bestehende 
Strafandrohung zu verurteilen; die Anerkennung 
als Rechtsperson; Gedanken-, Gewissens- und Reli- 
gionsfreiheit. 

Damit wird diesen Rechten auch außerhalb des Not- 
standes eine zusätzliche Bestandskraft verhehen. 

Beginn und Ende der Inanspruchnahme der Not- 
standsbefugnis müssen ebenso wie die dafür maßgeb- 
lichen Gründe den übrigen Vertragsstaaten über den 
Generalsekretär der Vereinten Nationen mitgeteilt 
werden (Art. 4 Abs. 3). Bislang hat von den War- 
schauer-Pakt-Staaten nur die Volksrepublik Polen 
von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht. Am 
29.1.1982 teüte die polnische Regierung dem Gene- 
ralsekretär die zeitweise Abweichung oder Anwend- 
barkeitsbeschränkung der Art. 9 (habeas corpus), 
12 Abs. 1 und 2 (Freizügigkeit und Recht zum Verlas- 
sen des Landes), 14 (Recht auf Berufung in Strafsa- 
chen), 19 Abs. 2 (Meinungsäußerungs- und Pressefrei- 
heit), 21 und 22 (Versammlungs- und Vereinigungs- 
freiheit) mit. Die Grundrechtssuspendierungen wur- 
den durch vom Staatsrat erlassene Dekrete mit Ge- 
setzeskraft verfügt, die erst nachträglich vom Parla- 
ment (Sejm) bestätigt wurden; da der Sejm in Session 
war, lag hierin ein klarer Verstoß gegen die polnische 
Verfassung 10). 


ln der Note wurde auf die Proklamation des Kriegs- 
zustandes durch den Staatsrat auf der Grundlage 
von Art. 33 Abs. 2 der polnischen Verfassung vom 
13.12.1981 hingewiesen und hinzugefügt: „Tempo- 
rary limitatlon of certain rights of citizens has been 
prompted by the supreme national interest. It was 
caused by the exigencies of avorting a civil war, 
economic anarchy as well as destabilization of state 
and social structure . . . The restrictive measures in 
question are of a temporary nature" H). 

Eine partielle Aufhebung der Maßnahmen wurde 
dem Generalsekretär der Vereinten Nationen am 
22.12.1982, die am 22.7.1983 erfolgte Beendigung des 
Kriegszustandes am 25.7.1983 mitgeteilt. Sicher läßt 
der Begriff des „das Leben der Nation bedrohenden 
Notstandes" dem Vertragsstaat einen erheblichen 
Einschätzungsspielraum. Jedenfalls muß es sich aber 
um eine sehr ernste Situation handeln. In der Prokla- 
mation des „Militärrats der Nationalen Rettung" vom 
13.12.1981 wurde insoweit beziehungsreich nicht nur 
von der „Gefahr des Niedergangs des Staates", son- 
dern auch — wegen der drohenden Intervention 
durch die anderen Warschauer-Pakt- Staaten — von 
der „Gefahr für seine Souveränität" gesprochen 12). 
Ein genereller Mißbrauch der in Art. 4 IPBPR vorge- 
sehenen Möglichkeiten durch Polen kann daher wohl 
nicht festgestellt werden, ohne daß damit etwas über 
die Verhältnismäßigkeit der Grundrechtseinschrän- 
kungen und der Anwendung des Kriegsrechts im ein- 
zelnen gesagt wäre. 


d) Einseitige Vorbehalte 

Die Staaten können bei Unterzeichnung, Ratifikation 
oder Beitritt die einseitige Erklärung (Vorbehalt) ab- 
geben, daß die Rechtswirkung einzelner Vertragsbe- 
stimmungen in der Anwendung auf sie ausgeschlos- 
sen oder geändert wird. Die Warschauer-Pakt-Staaten 
haben die beiden Menschenrechtspakte vorbehaltlos 
ratifiziert, sie sind daher in vollem Umfang an deren 
Bestimmungen gebunden. 

Einen Vorbehalt haben die Staaten des Warschauer 
Paktes hingegen bei der Rassendiskriminierungskon- 
vention gemacht. Er betrifft die in Art. 22 vorgesehene 
Zuständigkeit des Internationalen Gerichtshofs, wenn 
Streitigkeiten über die Auslegung und Anwendung 
des Abkommens anders nicht beigelegt werden kön- 
nen und ein Vertragsstaat den Gerichtshof anruft. Der 
Umfang der im materiellen Bereich übernommenen 
Pfhchten ist dadurch nicht beschränkt worden. 

e) Kündigung 

Ein Vertragsstaat kann sich kurch Kündigung ex nunc 
den übernommenen Vertragspflichten entziehen. 
Dies gilt auch im Fall von Menschenrechtsverträgen. 
Die Rassendiskriminierungskonvention sieht diese 
Möglichkeit ausdrücklich vor (Art. 21). Die beiden 
Menschenrechtspakte enthalten hingegen keine sol- 
che Kündigungsklausel. Nach der in Art. 56 der Wie- 
ner Konvention über das Vertragsrecht kodifizierten 
Rechtsregel ist eine Kündigung dann nur zulässig, 
wenn sich ein Kündigungsrecht aus der Natur des 
Vertrags herleiten läßt. Angesichts der etwa in der 
Genozid- oder Rassendiskriminierungskonvention, 
aber auch der Europäischen Menschenrechtskonven- 
tion vorgesehenen Kündigungsmöglichkeiten wird 
eine entsprechende Argumentation im Hinblick auf 
die Pakte nicht entkräftet werden können. Unberührt 
bleiben dabei allerdings inhaltlich mit den Vertrags- 
pflichten übereinstimmende Menschenrechtsnormen 
des ungeschriebenen Völkerrechts. 

III. Menschenrechte und allgemeines 
Völkerrecht 

Zu den vertraghch vereinbarten Völkerrechtsregeln 
treten die Normen des ungeschriebenen Völker- 
rechts, das Völkergewohnheitsrecht und die von den 
unabhängigen Staaten anerkannten allgemeinen 
Rechtsgrundsätze. Die Entstehung von Völkerge- 
wohnheitsrecht setzt eine prinzipiell länger andau- 
ernde, von Rechtsüberzeugung getragene Praxis vor- 
aus. Im menschenrechtlichen Kontext ist die einschlä- 
gige Rechtsüberzeugung sicher leichter nachzuwei- 
sen als die Praxis. Die Rechtsüberzeugung kann etwa 
in der Zustimmung zu menschenrechtsrelevanten Ak- 
ten im Rahmen Internationaler Organisationen, in 
dem Abschluß von Verträgen, der Abmahnung be- 
haupteter Verletzungen und ähnlichem zum Aus- 
druck kommen. Insoweit ist freilich ebenso wie bei 
dem heute universell üblichen innerstaatlichen Be- 
kenntnis das unterschiedliche Verständnis von Men- 
schenrechten in den verschiedenen politischen Syste- 
men zu beachten; häufig stehen solche Verbürgungen 
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auch nur auf dem Papier. Eine völkergewohnheits- 
rechtliche Verfestigung wird sich deshalb nur für ei- 
nen relativ engen Kembereich menschenrechtlicher 
Garantien feststellen lassen, und auch auf der Grund- 
lage allgemeiner Rechtsgrundsätze wird aus den ent- 
sprechenden Gründen eine weitere Erstreckung die- 
ses unabhängig von Verträgen unter völkerrechtli- 
chen Schutz gestellten Kernbereichs nicht möghch 
sein. Da das Völkerrecht wie alles Recht letztlich dem 
menschlichen Zuscunmenleben dienen muß, gehören 
die Elemente, die für die Erreichung dieses Zwecks 
unabweisbar sind, zu dem die Völkerrechtsordnung 
konstituierenden und daher auch für ihre Mitglieder 
beachtlichen Normbestand. Aber auch auf Grund die- 
ser Überlegung ist nur die Herausarbeitung eines 
menschenrechtlichen Mindeststandards möglich. 
Insoweit kommt auch der Ablehnung der allgemeinen 
Rechtsgrundsätze als Völkerrechtsquelle durch die 
soziahstischen Staaten keine erhebliche Bedeu- 
tung zu. Im übrigen steht diese Ansicht in Wider- 
spruch zu Art. 38 Abs. 1 IGH- Statut, an das die War- 
schauer-Pakt-Staaten als Mitglieder der Vereinten 
Nationen gebunden sind. 

Der Internationale Gerichtshof hat denn auch in meh- 
reren Erkenntnissen an Verpfhchtungen menschen- 
rechtlicher Art außerhalb vertraglicher Bindungen er- 
innert und dabei auf solche grundlegenden Prinzipien 
und Regeln verwiesen Hohe nationale Gerichte 
sind gleichfalls vom Bestehen eines menschenrechtli- 
chen Mindeststandards ausgegangen i®). Konkret ge- 
nannt werden das Verbot des Genozids, der Folter, 
der Sklaverei und der rassischen Diskriminierung. 
Dieser Komplex kann wohl durch die übrigen auch in 
der VN-Charta genannten speziellen Diskriminie- 
rungsverbote (vgl, Art. 55) und die sonstigen not- 
standsfesten Menschenrechte (vgl. Art, 4 IPBPR) er- 
gänzt werden. Auch das Selbstbestimmungsrecht der 
Völker, das freilich kein Individualrecht ist, kann inso- 
weit angeführt werden. Die erkennbar nicht voll aus- 
räumbare Unsicherheit über den ungeschriebenen 
menschenrechtlichen Normenbestand unterstreicht 
die Bedeutung, die den Menschenrechtsverträgen ge- 
nerell und für den Einzelfall zukommt. 

In diesem Zusammenhang wird auch stets auf die All- 
gemeine Erklärung der Menschenrechte hingewie- 
sen. Diese Erklärung ist im Jahr 1948 von der Gene- 
ralversammlung der Vereinten Nationen beschlossen 
worden von den damals 56 Mitgliedstaaten haben 
48 zugestimmt, 8 Staaten haben sich der Stimmen ent- 
halten, darunter neben Saudi-Arabien, Südafrika und 
Jugoslawien alle späteren Warschauer-Pakt-Staaten, 
soweit sie damals bereits Mitglieder der Vereinten 
Nationen waren (neben der Sowjetunion, Weißruß- 
land und Ukraine auch Polen und Tschechoslowakei). 
Unbestritten kommt der Erklärung ein großes morah- 
sches und politisches Gewicht zu. Sie hat der gesam- 
ten Menschenrechtsarbeit der Vereinten Nationen die 
Orientierung gegeben. Rechtlich verbindhch ist sie 
aber allein auf der Grundlage der Beschlußfassung in 
der Generalversammlung weder für die Mitghed- 
noch gar für die Nichtmitgliedstaaten geworden. Die 
Erklärung legt sich auch selbst nur die Funktion zu, 
„Richtschnur für alle Völker und Nationen“ („a com- 
mon Standard of achievement for all peoples and all 


nations“) zu sein. Unabhängig davon wird jedoch 
heute zunehmend die Ansicht vertreten, daß die in der 
Allgemeinen Erklärung artikulierten Rechte im Laufe 
der Zeit zum Völkergewohnheitsrecht erstarkt 
seien ^s). Zur Begründung wird auf die häufige Inbe- 
zugnahme der Erklärung durch weitere Resolutionen 
der Vereinten Nationen und Konferenzdokumente, 
aber auch durch völkerrechtlich verbindüche Ver- 
träge, z. B. durch die beiden Menschenrechtspakte 
(Präambeln), und schließlich durch eine Vielzahl na- 
tionaler Verfassungen aufmerksam gemacht i^). Der 
Internationale Gerichtshof hat im Teheraner Geisel- 
fall die rechtswidrige Freiheitsbeschränkung als un- 
vereinbar mit den Prinzipien der VN-Charta wie auch 
mit den fundamentalen Prinzipien, wie sie in der All- 
gemeinen Erklärung der Menschenrechte zum Aus- 
druck kommen, bezeichnet ^o). 

Gleichwohl bestehen Bedenken, die Allgemeine Er- 
klärung in toto dem Völkergewohnheitsrecht zuzu- 
ordnen. Jedenfalls bezüghch der bewußt nicht in die 
Pakte oder andere Menschenrechtsverträge über- 
nommenen Rechte wird man so weit nicht gehen kön- 
nen. Für andere Rechte (Recht auf Leben, Folter- und 
Sklavereiverbot etc.) erscheint diese These aber als 
durchaus unproblematisch. Hinsichtlich der gewohn- 
heitsrechtlichen Verfestigung wird man also zu diffe- 
renzieren und dahingehende Feststellungen für den 
Einzelfall zu treffen haben. 

Die Frage der rechtlichen Wirkung der Allgemeinen 
Erklärung erschöpft sich freüich nicht in der Qualifi- 
kationsfrage, Die Völkerrechtsgemeinschaft — wie sie 
in der Organisation der Vereinten Nationen verfaßt ist 
— hat mit dieser Erklärung einen bedeutenden inter- 
pretierenden Hinweis auf das von der VN-Charta an- 
gestrebte Ziel der Förderung und Festigung der 
Achtung vor den Menschenrechten gegeben und da- 
mit einen Rahmen abgesteckt, der für die Abgrenzung 
der völkerrechtlich relevanten von den der nationalen 
Souveränität unterstehenden Handlungsweisen maß- 
geblich ist. In diesem Punkt deckt sich die rechtliche 
Wirkung der Allgemeinen Erklärung mit den Folgen 
des KSZE-Prozesses. 


IV. Völkerrechtspolitischer Schutz 
der Menschenrechte 

Auf das Verhalten von Staaten kann nicht nur mit den 
Mitteln des Rechts eingewirkt werden. Eine Übersicht 
über den menschenrechtlichen Standard in den zwi- 
schenstaatlichen — gerade auch das Ost- West- Ver- 
hältnis einschließenden — Beziehungen muß daher 
auch Absprachen berücksichtigen, die zwar nicht 
rechtlich bindend, gleichwohl aber von großer politi- 
scher Bedeutung geworden sind. Das wichtigste Bei- 
spiel dafür bietet der KSZE-Prozeß. 

Die Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa (KSZE) wurde am 1.8.1975 nach über zwei- 
jährigen Beratungen durch Unterzeichnung der 
Schlußakte durch 34 Staaten Europas (darunter alle 
Warschauer-Pakt-Staaten) und Nordamerikas sowie 
den Heiligen Stuhl in Helsinki beendet. Die Schluß- 
akte enthält zwei für den Menschenrechtsschutz we- 


14 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/1344 


sentliche Abschnitte. Im sogenannten Korb 1 wird die 
„Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten, 
einschheßlich der Gedanken-, Gewissens-, Rehgions- 
oder Überzeugungsfreiheit“ zu den zehn Prinzipien 
gerechnet, „die die Beziehungen der Teilnehmerstaa- 
ten leiten“. Die Staaten anerkennen hierbei die uni- 
verselle Bedeutung der Menschenrechte und Grund- 
freiheiten und erklären, daß sie diese Rechte und Frei- 
heiten in ihren gegenseitigen Beziehungen stets ach- 
ten und sich einzeln und gemeinsam bemühen wer- 
den, die universelle und wirksame Achtung dieser 
Rechte und Freiheiten zu fördern. 

Zweierlei verdient besondere Hervorhebung. Ganz 
wesentlich ist in diesem Prinzip VII die Betonung der 
„Freiheit des Individuums" und der Hinweis darauf, 
daß die politischen Bürgerrechte, aber auch die wirt- 
schaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte „sich 
alle aus der dem Menschen innewohnenden Würde 
ergeben " . Erstmals wird ferner das Prinzip der Ach- 
tung der Menschenrechte gleichrangig neben die 
Prinzipien der staatlichen Souveränität und der Nicht- 
einmischung in innere Angelegenheiten gestellt. 

Im ,Korb 3' der Schlußakte wird die „Zusammenarbeit 
in humanitären und anderen Bereichen" behandelt. 
Bedeutsam ist hier vor allem der erste Unterabschnitt 
über „menschhche Kontakte", der sich wieder unter- 
gliedert in: 

— Kontakte und regelmäßige Begegnungen auf 
der Grundlage famihärer Bindungen; 

— Familienzusammenführung; 

— Eheschließung zwischen Bürgern verschiedener 
Staaten; 

— Reisen aus persönlichen oder beruflichen Grün- 
den; 

— Verbesserung der Bedingungen für den Touris- 
mus auf individueller oder kollektiver Grund- 
lage; 

— Begegnungen der Jugend; 

— Sport; 

— Erweiterung der Kontakte. 

Ein zweiter Unterabschnitt befaßt sich mit Fragen der 
„Information"; insoweit drücken die Teilnehmer ihre 
Absicht aus, mündhche, gedruckte, gefilmte und ge- 
sendete Informationen besser als bisher zu verbreiten, 
zugänghch zu machen und auszutauschen und in die- 
sen Bereichen verstärkt zusammenzuarbeiten und da- 
bei auch die Arbeitsbedingungen für Journalisten zu 
verbessern. Die Zusammenarbeit soll auch im Kultur- 
und Bildungsbereich erweitert werden; dabei wird die 
Absicht deutlich gemacht, den Beitrag nationaler 
Minderheiten oder regionaler Kulturen „unter Be- 
rücksichtigung der legitimen Interessen ihrer Mitglie- 
der" zu erleichtern. 

Das Folgetreffen von Belgrad (1977/78) brachte keine 
faßbaren menschenrechtlichen Fortschritte. Immerhin 
wurde die Entschlossenheit unterstrichen, alle Be- 
stimmungen der Schlußakte „unilateral, bilateral und 
multilateral umfassend durchzuführen". Hingegen 


enthält das am 6.9.1983 angenommene „Abschlie- 
ßende Dokument" des Madrider Folgetreffens wieder 
einen Abschnitt über „Zusammenarbeit in humanitä- 
ren und anderen Bereichen", in dem die in der Hel- 
sinki-Akte angesprochenen Fragen konkretisiert und 
verfeinert werden. Während es 1975 noch hieß, daß 
die Teilnehmerstaaten „ihre Absicht ausdrücken", 
das jeweils Nachfolgende zu tun, wurde 1983 die For- 
mulierung gewählt: „Die Teilnehmerstaaten . . . sind 
übereingekommen, nunmehr das Folgende durchzu- 
führen. " 

Das im November 1986 eröffnete dritte Folgetreffen in 
Wien wurde u. a. durch Expertentreffen in Ottawa 
(1985) und Bern (1986) vorbereitet. Obgleich hierbei 
keine konkreten Ergebnisse erzielt werden konnten, 
ist doch auch bei diesen Gelegenheiten intensiv so- 
wohl über die allgemeine Menschenrechtssituation in 
den Teilnehmerstaaten als auch über Einzelfälle dis- 
kutiert worden 21). 

Die Schlußakte von Helsinki und das Abschließende 
Dokument von Madrid sind keine völkerrechüichen 
Verträge; mit ihnen haben die Staaten keine Rechts- 
pfhchten übernommen. Die Teilnehmerstaaten haben 
aber gleichwohl zu erkennen gegeben, daß sie sich in 
der Praxis nach Maßgabe des Erklärten verhalten wol- 
len. Ein Abgehen davon wäre kein völkerrechtliches 
Dehkt und daher nicht nach den Regeln der Staaten- 
verantwortiichkeit zu behandeln, politische Pressio- 
nen der übrigen Teünehmer Staaten wären jedoch zu- 
lässig. 

Der gegebene Überblick zeigt, daß die genannten 
politischen Vereinbarungen zumindest teilweise in- 
haltlich identisch mit völkerrechtlichen Verpflichtun- 
gen sind. Denkbar ist ferner, daß diese Vereinbarun- 
gen später in Verträge übernommen werden oder in 
Völkergewohnheitsrecht erwachsen und von daher 
völkerrechtliche Verbindlichkeit erlangen; sie kön- 
nen sich auch auf die Auslegung völkerrechtlicher 
Verträge auswirken. Die Konferenzdokumente sind 
daher zwar rechtüch nicht verbindlich, aber keines- 
wegs rechtlich unerhebüch. Da die Teilnehmerstaaten 
die innerhalb ihrer Grenzen bestehende Menschen- 
rechtssituation der Mitsprache anderer Staaten aus- 
gesetzt haben, haben sie sich der rechtlichen Argu- 
mentation begeben, daß entsprechende Erörterungen 
und Abmachungen Einmischungen in ihre inneren 
Angelegenheiten darstellen. 


V. Einforderung der Menschenrechte 
und Interventionsproblematik 

Die Warschauer-Pakt-Staaten verweisen gegenüber 
der Einforderung der Menschenrechte dennoch dar- 
auf, „daß es die Aufgabe der jeweüigen Mitghedstaa- 
ten ist, in ihrem Hoheitsbereich die Menschenrechte 
zu gewährleisten, und daß die Förderung der Men- 
schenrechte deshalb Gegenstand der auf dem Grund- 
satz der Achtung der souveränen Gleichheit beruhen- 
den internationalen Zusammenarbeit der Staaten 
ist" 22). Der Sache nach hegt darin der Vorwurf, die 
Einforderung der Menschenrechte verletze das den 
domaine reserve schützende Interventionsverbot. 
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Der Umfang der inneren Angelegenheiten eines Staa- 
tes hängt vom jeweiligen Stand des Völkerrechts ab, 
kann also nicht vom einzelnen Staat definiert werden. 
Die Intemationalisierung des Menschenrechtsschut- 
zes hat jedenfalls dazu geführt, daß die Frage der 
Respektierung der Menschenrechte nicht generell 
dem domaine reserve unterstellt werden kann; inso- 
weit kommt es vielmehr entscheidend auf den Um- 
fang der völkerrechtÜchen Einbeziehung durch Ver- 
träge, allgemeines Völkerrecht und pohtische Abspra- 
chen an. 

Eine verbotene Intervention setzt neben der Einwir- 
kung in innere Angelegenheiten überdies voraus, daß 
die dabei verwendeten Mittel ein Element des 
Zwangs enthalten, also von beachtlicher Intensität 
sind 23). Von daher fallen Proteste und kritische Mah- 
nungen, die Einsetzung nationaler Untersuchungs- 
und Berichtskommissionen, die Herstellung und Ver- 
öffentlichung von Berichten über Menschenrechts- 
verletzungen und offizielle Schreiben an Verfolgte, 
aber auch etwa die Verweigerung von Handelsbe- 
günstigungen (z. B. Einräumung der Meistbegünsti- 
gungsklausel) aus dem Begriff der verbotenen Inter- 
vention ohnehin heraus. Umgekehrt kann der betrof- 
fene Staat solche Kritik und das Ansinnen, über die 
behaupteten Menschenrechtsverletzungen Rechen- 
schaft zu geben, zurückweisen, es sei denn, er ist ver- 
pfhchtet, diesem Verlangen zu entsprechen. Da völ- 
kerrechtiiche Pflichten grundsätzhch relativ, d. h. 
(nur) gegenüber bestimmten Völkerrechtssubjekten 
bestehen, kommt es darauf an, wer berechtigt ist, die 
Einhaltung der menschenrechtlichen Verpflichtun- 
gen zu verlangen und auf deren Verletzung zu reagie- 
ren. 

Hierzu sind, geht es um die Nichterfüllung von Ver- 
tragspflichten, jedenfalls die anderen Vertragsstaaten 
aktivlegitimiert. Dem kann nicht mit dem Argument 
widersprochen werden, die Reahsierung der Ver- 
trag spf lichten durch entsprechende Ausgestaltung 
und Anwendung des nationalen Rechts entziehe sich 
dem Anspruch der anderen Vertragsparteien wegen 
der in der staathchen Souveränität begründeten 
Rechtsetzungs- und Rechtsanwendungshoheit 24); 
eine solche Argumentation würde nämlich von der 
zwischenstaatüchen Verpflichtung nichts mehr übrig 
lassen und jede Form der Kontrolle und Überwachung 
von Anfang an obsolet werden lassen. Sicher wird die 
innerstaatliche Implementierung von dem unter- 
schiedlichen Menschenrechtsverständnis beeinflußt 
werden, zulässig ist dies jedoch nur im Rahmen der 
freihch häufig recht weit gefaßten Verpflichtungen. 

Anspruchsberechtigt ist jeder einzelne Vertragsstaat, 
keineswegs nur die Vertragsgemeinschaft als solche. 
Dabei ist, anders als in den Fällen des diplomatischen 
Schutzes, nicht vorausgesetzt, daß die Menschen- 
rechtsverletzung einen Angehörigen des reklamie- 
renden Staates betrifft. Die völkerrechtliche Entwick- 
lung der Menschenrechte hat gerade dazu geführt, 
daß die Staatsangehörigkeit des Verletzten als schutz- 
begründendes und damit auch anspruchbegründen- 
des Merkmal entfallen ist. 

Als Mittel der Durchsetzung kommen für den Ver- 
tragsstaat sicher die in dem jeweiligen Menschen- 


rechtsvertrag vorgesehenen Verfahren in Betracht. 
Wie noch zu zeigen ist (siehe unten VI.), sind diese 
Möghchkeiten im Rahmen der hier erörterten univer- 
sellen Menschenrechtsverträge allerdings sehr be- 
schränkt. Umso wichtiger ist die Frage, ob dem einf or- 
dernden Vertragsstaat auch die vom allgemeinen Völ- 
kerrecht zur Verfügung gestellten Reaktionsmöglich- 
keiten auf die Verletzung völkerrechthcher Verpflich- 
tungen einschheßlich der Repressalie zugänglich 
sind 25). 

Primär kommt es hierfür auf die Bestimmungen des 
einzelnen Vertrages an; Art. 44 IPBPR und Art. 16 der 
Rassendiskriminierungskonvention machen deutlich, 
daß eine Beschränkung auf das jeweils speziell vorge- 
sehene Vertrags verfahren nicht gewollt ist. Bedenken 
können sich dann nur aus dem Gesichtspunkt der 
Rechtssicherheit ergeben; denn die Frage, ob Men- 
schenrechte verletzt wurden, wird in aller Regel kon- 
trovers beantwortet werden. Zweifellos wäre eine 
neutrale Instanz, die von außen her über Bestehen 
und Umfang der völkerrechtÜchen VerantwortÜchkeit 
entscheidet, die vorzugswürdige Lösung. Solange sie 
fehlt und andere Streitbeilegungsmöglichkeiten nicht 
greifen, obliegt es jedoch den Staaten selbst, das Völ- 
kerrecht durchzusetzen. Der Einsatz von Repressalien 
ist daher in derartigen Fällen zulässig; natürüch sind 
ihre rechtlichen Voraussetzungen (vor allem der 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit) zu beachten. 
Wichtig ist auch, daß die eigenen menschenrechtii- 
chen Verpflichtungen im Repressaüenweg nicht sus- 
pendiert werden dürfen; sie sind repressalienfest. Ob 
der Einsatz von Repressalien (z. B. Aussetzung von 
Handelsverträgen u. ä.) ein sinnvoUes Mittel der 
Durchsetzung menschenrechtücher VerpfÜchtungen 
ist, kann nur im Einzelfall entschieden werden. 

Eine sehr schwierige Frage ist, unter welchen Voraus- 
setzungen Nichtvertragsstaaten26) oder — soweit 
keine vertraglichen Verpflichtungen bestehen — 
Staaten überhaupt die Beachtung der Menschen- 
rechte von einem anderen Staat verlangen können. 
Die Berechtigung des Einwands der Einmischung in 
die inneren Angelegenheiten hängt auch in diesem 
Fall zunächst vom Stand des Völkerrechts, hier des 
allgemeinen Völkerrechts, ab. 

Das aUgemeine Völkerrecht enthält, wie gezeigt, nur 
einige grundlegende Menschenrechte (sogenannter 
Mindest Standard). Sind sie betroffen, kann sich der 
Verletzerstaat dann nicht auf seinen domaine reserve 
berufen, wenn seine völkerrechtliche Verpfüchtung 
auch gegenüber dem einfordernden Staat besteht. In- 
sofern wird heute weitgehend die Ansicht von der aUe 
Staaten berechtigenden Wirkung (erga-omnes -Wir- 
kung) der fundamentalen Menschenrechte vertreten, 
eine Ansicht, die jedenfaUs dann zutreffend ist, wenn 
es sich um systematische und schwere Menschen- 
rechtsverletzungen handelt; in der internationalen 
Praxis hat sich hierfür die Formuüerung „consistent 
pattem of gross violations of internationally recogni- 
zed human rights" durchgesetzt 2?). in diesem Fall 
wird die Menschenrechtslage in einem Staat von ei- 
nem allgemeinen Interesse zu einem Rechtsinteresse 
der einzelnen Staaten; dies kann mit dem Hinweis auf 
Art. 56 VN- Charta, aber auch mit der allgemeinen 
Anerkennung der Menschenrechte als Gmndlage des 
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Friedens in der Welt begründet werden ^8). Auch von 
Seiten der Warschauer-Pakt-Staaten wird diese Auf- 
fassung — bezogen freilich meist auf Südafrika, Chile 
und Israel — vertretenes). Im wesentlichen deckt sich 
dieser Maßstab mit den Kriterien, nach denen sich die 
Menschenrechtskommission des Wirtschafts- und So- 
zialrats der Vereinten Nationen mit Menschenrechts- 
verletzimgen befaßt (dazu unten VI.). 

Können die Staaten auf der Grundlage des allgemei- 
nen Völkerrechts die Beachtung der Menschenrechte 
von einem anderen Staat verlangen, so stehen ihnen 
hierzu grundsätzlich die Mittel zu Gebote, die zur 
Durchsetzung völkerrechtlicher Ansprüche gegeben 
sind; dies schließt die Represscilie mit ein^O). im übri- 
gen ist im Hinblick auf die politische Opportunität des 
Einsatzes von Beugemitteln auf oben zu verweisen. 

VI. Institutionelles Überwachungsverfahren 

Im Gegensatz zu vielen völkerrechtlichen Verträgen, 
die allenfalls einen Streitbeilegungsmechanismus für 
auf getretene Auslegungs- und Anwendungsdifferen- 
zen vorsehen, enthalten zahlreiche Menschenrechts- 
verträge verfahrensrechtliche Vorkehrungen, die die 
Durchführung der übernommenen Verpflichtungen 
sicherstellen sollen. Zu nennen sind insoweit das Be- 
richts verfahren, das Staaten- und Individualbe- 
schwerdeverfahren. 


1. Berichtsverfahren 

Bei allen Schwächen, die ihm anhaften, muß das Be- 
richtsverfahren auf der universellen Ebene als das in- 
stitutionelle Herzstück des internationalen Überwa- 
chungsmechanismus angesehen werden; denn da, wo 
es vorgesehen ist, ist es für alle Vertragsstaaten obli- 
gatorisch. 

So sind die Mitgliedstaaten der Rassendiskriminie- 
rungskonvention verpflichtet (Art. 9), im Zweijahres- 
tumus einem Ausschuß Berichte vorzulegen, in denen 
darzulegen ist, welche Maßnahmen sie zur Durchfüh- 
rung der Konvention getroffen haben. Auch nach dem 
IPWSKR (Art. 16—22) haben die Vertragsstaaten peri- 
odische Berichte über die von ihnen getroffenen Maß- 
nahmen und über die bei der Beachtung der Pakt- 
rechte erzielten Fortschritte vorzulegen. Der Wirt- 
schafts- und Sozialrat der Vereinten Nationen kann 
diese Berichte seiner Menschenrechtskommission zur 
Prüfung, Empfehlung oder bloßen Kenntnisnahme 
vorlegen, auch der Generalversammlung Berichte mit 
allgemeinen Empfehlungen zuleiten. 

Gegenüber diesem sehr schwachen, sogar als „offe- 
ner Fehlschlag" charakterisierten Verfahren ^i) hat 
sich das vom IPBPR etablierte Berichts verfahren 
(Art. 40) besser bewährt. Es unterscheidet sich vom 
Verfahren des anderen Pakts schon durch die Bereit- 
stellung eines eigenen Überwachungsorgans, des aus 
18 unabhängigen Persönlichkeiten bestehenden 
Menschenrechtsausschusses. Die Staaten müssen in- 
nerhcilb eines Jahres, nachdem der Pakt für sie ver- 
bindlich wurde, einen Erstbericht liefern und weitere 
Berichte nach Aufforderung durch den Ausschuß. 


Die Warschauer-Pakt-Staaten haben alle, z. T. mit ge- 
wisser Verzögerung, ihre Erstberichte in den Jahren 
1977—79 vor gelegt und — mit Ausnahme von Bulga- 
rien und Rumänien — in der ersten Hälfte der 80er 
Jahre einen Nachfolgebericht. Die meist recht um- 
fangreichen Berichte folgen in ihrem Aufbau im we- 
sentlichen den Richtlinien des Ausschusses; bei den 
Zweitberichten ist freilich nicht durchgehend beach- 
tet, daß sie neben der Information über seither einge- 
tretene Entwicklungen auch gerade die Fragen auf- 
greifen sollen, die im ersten Bericht und der anschlie- 
ßenden Erörterung offen geblieben waren. Nach 
Art. 40 Abs. 2 ist in den Berichten auf etwa bestehende 
Umstände und Schwierigkeiten hinzuweisen, die die 
Durchführung dieses Paktes behindern. In den vorge- 
legten Berichten ist von solchen Schwierigkeiten al- 
lerdings nichts zu lesen; vielmehr wird der Eindruck 
vollständiger Beachtung und Implementierung ver- 
mittelt. 

Der Ausschuß hat die Aufgabe, die Berichte zu prüfen. 
Dies geschieht in einer grundsätzlich öffentlichen Er- 
örterung, an der Regierungsvertreter des betroffenen 
Staates teilnehmen. Nach einem Einführungsstate- 
ment des Leiters der Delegation werden auf der 
Grundlage des Berichts, aber auch motiviert durch 
andere Erkenntnisquellen, von den Ausschußmitglie- 
dern z. T. sehr kritische und auch ins Detaü gehende 
Fragen gestellt. So wurden dem Vertreter der DDR im 
Jahre 1978 bei der Diskussion des ersten Berichts 130 
Fragen präsentiert ^^ 2 ) gin gewisses Gruppenverhal- 
ten der Ausschußmitglieder wird dabei freilich sehr 
deutlich. Während die Mitglieder aus den westlichen 
und blockfreien Pakt-Staaten ihre Fragen in der Regel 
an den materiellen Pakt-Bestimmungen als Prüfungs- 
maßstab orientieren, wird von den Mitgliedern aus 
den sozialistischen Staaten immer wieder die Auswei- 
tung in allgemeinere Zusammenhänge — wie Frie- 
den, Abrüstung und die Verbindung der politischen 
mit den sozialen, kulturellen und wirtschaftlichen 
Rechten — gesucht. Diese Zusammenhänge bestehen 
zwar, doch ist der Ausschuß ein auf die Durchführung 
des IPBPR beschränktes Überwachungsorgan. 

Alle Fragen werden einige Tage später von der Regie- 
rungsdelegation zusammen beantwortet; bei der Dis- 
kussion der Zweitberichte wurden freilich die Fragen 
nach bestimmten Sachkomplexen gegliedert und ent- 
sprechend beantwortet. Obgleich dieses neuere Ver- 
fahren einen Eskapismus weniger begünstigt, zeigt 
sich doch nach den Erfahrungen der zwei bisherigen 
Diskussionsrunden folgendes: Auch in den abschlie- 
ßenden Antworten wird das Bestehen einer jeden Dis- 
krepanz im Verhältnis zu den Vertragspflichten be- 
stritten. Im übrigen werden die von „kapitalistischen" 
Staaten abweichende Menschenrechtskonzeption be- 
tont und kritische Fragen unter Hinweis darauf unter- 
laufen. Die in den Berichten in aller Regel fehlende 
Information über die Verwaltungs- bzw. Vollzugsrea- 
lität wird auch in den Antworten nicht nachgeliefert; 
die Darstellung bleibt ganz überwiegend auf die nor- 
mative Ebene beschränkt. Fälle evidenter Falschinfor- 
mation sind selten, so wenn geleugnet wird, daß es 
Verfolgung aufgrund politischer Opposition gibt. 
Häufiger werden Fragen einfach nicht beantwortet; 
der Wunsch von Ausschußmitgliedern um nachträgli- 
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che schriftüche Beantwortung fand von Seiten der 
Warschauer-Pakt- Staaten bisher keine Resonanz. 

Den Abschluß der Prüfung soll ein Bericht des Aus- 
schusses mit allgemeinen Bemerkungen (general 
comments) bilden, die an die Vertragsstaaten über- 
sendet werden, die ihrerseits zu den Bemerkungen 
Stellung nehmen können. Diese Ausweitung der Dis- 
kussion hat bisher nicht stattgefunden; der Ausschuß 
hat bislang kein Verfahren durch einen eigenen Be- 
richt abgeschlossen. Grund dafür ist die Uneinigkeit 
über den möglichen Inhalt solcher Bemerkungen; die 
Warschauer-Pakt- Staaten sehen darin die Gefahr ei- 
ner unzulässigen Einmischung in die inneren Angele- 
genheiten. Der Ausschuß hat sich daher einstweilen 
damit zufrieden gegeben, allgemeine Bemerkungen 
über Probleme der Realisierung von Menschenrech- 
ten — ohne irgendwelche Staaten zu nennen — in 
seinen Jahresbericht aufzunehmen; konkrete Kritik 
an einzelnen Staaten wird nur geübt, wenn sie den 
formalen Bedingungen ihrer Berichtspflicht nicht ge- 
nügen. 


2. Beschwerdeverfahren 

Nach Art. 41 IPBPR können die Vertragsstaaten erklä- 
ren, daß sie die Zuständigkeit des Ausschusses zur 
Prüfung von Mitteilungen anerkennen, in denen ein 
Vertragsstaat geltend macht, ein anderer Vertrags- 
staat verletze die Paktverpflichtungen. Von den War- 
schauer-Pakt- Staaten ist eine entsprechende Erklä- 
rung bisher nicht abgegeben worden. Auch von ande- 
rer Seite ist ein konkretes Verfahren noch nicht in 
Gang gesetzt worden. Das von der Rassendiskriminie- 
rungskonvention (Art. llff.) vorgesehene Staatenbe- 
schwerdeverfahren ist ebenfalls noch nicht praktisch 
erprobt worden; immerhin handelt es sich dabei um 
ein für alle Vertragsstaaten, also auch sämtliche War- 
schauer-Pakt- Staaten obligatorisches Verfahren, dem 
sie sich nicht entziehen könnten, wenn es ein anderer 
Vertragsstaat in Gang brächte. 

In der Rassendiskriminierungskonvention (Art. 14) ei- 
nerseits und durch ein Fakultativprotokoll zum IPBPR 
andererseits ist geregelt, daß die Vertragsstaaten 
überdies die Zuständigkeit der jeweiligen Ausschüsse 
für die Entgegennahme und Prüfung von Mitteilun- 
gen von Einzelpersonen anerkennen, die behaupten, 
Opfer von Verstößen gegen die Vertragsbestimmun- 
gen zu sein. Die Warschauer-Pakt- Staaten haben in 
beiden Fällen eine entsprechende Unterwerfungser- 
klärung nicht abgegeben. 

Ein Beschwerdeverfahren eigener Art hat sich im Rah- 
men der als Hilfsorgan des Wirtschafts- und Sozialrats 
der Vereinten Nationen fungierenden Menschen- 
rechtskommission entwickelt. Ausgangspunkt waren 
die über 38.000 bei den Vereinten Nationen einge- 
henden Menschenrechtsbeschwerden von Privatper- 
sonen aus aller Welt. Während zunächst die Ansicht 
vorherrschte, die Vereinten Nationen dürften hierauf 
nicht mit irgendwelchen Maßnahmen reagieren, be- 
schloß der Wirtschafts- und Sozialrat später, seine 
Menschenrechtskommission und deren Unterkom- 
mission für die Verhinderung von Diskriminierungen 
und für den Schutz von Minderheiten solche Informa- 


tionen prüfen zu lassen, die auf einen Gesamtzusam- 
menhang schwerer und verläßlich belegter Men- 
schenrechtsverletzungen („a consistent pattem of 
gross and reliably attested violations of human rights 
and fundamental freedoms") schließen lassen ^3). Prü- 
fungsgegenstand ist also die allgemeine Menschen- 
rechtssituation in einem Staat, nicht die individuelle 
Menschenrechtsverletzung . 

Das Verfahren ist grundsätzlich vertraulich und recht 
kompliziert gestaltet. Die Beschwerden werden vom 
VN-Menschenrechtszentmm in Genf gesammelt, in 
monatlichen Listen zusammengefaßt imd den betref- 
fenden Staaten zur Stellungnahme zugeleitet. Eine 
der Zahl der Regionalgruppen entsprechende fünf- 
köpfige Untergmppe der Unterkommission für die 
Verhindemng von Diskriminierungen und de;n Min- 
derheitenschutz prüft die ihr übergebenen Listen und 
die eingegangenen staatlichen Stellungnahmen vor; 
nur die von der Untergruppe vor gelegten Beschwer- 
den werden von der Unterkommission (26 Mitglieder) 
erneut daraufhin überprüft, ob sie schwere und zuver- 
lässig bezeugte Menschenrechtsverletzungen erken- 
nen lassen. Die Unterkommission kann die Weiterlei- 
tung an die Menschenrechtskommission beschließen, 
die Behandlung vertagen oder das Verfahren einstel- 
len. Eine wiederum aus fünf Personen bestehende 
Arbeitsgruppe, die vor den jährlichen Tagungen der 
Menschenrechtskommission Zusammentritt, berät die 
Vorschläge der Unterkommission und legt ihrerseits 
der Menschenrechtskommission Entscheidungsemp- 
fehlungen vor. Die Menschenrechtskommission pflegt 
diesen Empfehlungen in aller Regel zu folgen. Sie 
kann dabei beschließen, selbst eine Untersuchung 
durchzuführen oder mit Zustimmung des betroffenen 
Staates einen ad hoc- Ausschuß einzusetzen (Beispiel: 
Afghanistan) . Abschließend entscheidet die Kommis- 
sion darüber, ob sie eine Empfehlung an den Wirt- 
schafts- und Sozialrat richtet; sie kann auch vom ver- 
traulichen in das öffentliche Verfahren übergehen. 

In den beiden vergangenen Jahrzehnten ist die Men- 
schenrechtssituation zahlreicher Staaten in der Men- 
schenrechtskommission behandelt worden, aus dem 
Bereich der Warschauer- Pakt- Staaten nur die der 
DDR (1981 — 1983)34), wobei auch dieses Verfahren 
1983 eingestellt wurde, da die Arbeitsgruppe und ihr 
folgend die Kommission mehrheitiich die Auffassung 
vertraten, daß die Verweigerung der Ausreise — und 
dies bildet insoweit den überwiegenden Teil der Be- 
schwerden — keinen ausreichenden Grund für die 
Durchführung dieses Verfahrens darstellt. 


3. Bewertung des Überwachungsverfahrens 

Keines der generell zur Verfügung stehenden Verfah- 
ren, erst recht nicht das vor allem praktisch gewor- 
dene Berichtsverfahren, führt zu einer den Sachverhalt 
festlegenden und seine Vereinbarkeit mit den men- 
schenrechtlichen Verpflichtungen überprüfenden 
und feststellenden verbindlichen abschließenden Ent- 
scheidung; selbst Abschlußberichte sind in der Praxis 
bisher nicht erstellt worden. Der Schwerpunkt der 
Überwachungsverfahren verlagert sich daher auto- 
matisch in die Erörterung der Berichte, wird damit 
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aber auch nahezu vollständig von der Qualität der 
Berichterstattung und der Kooperationsbereitschaft 
der Staaten abhängig. Der Menschenrechtsausschuß 
(IPBPR) drängt auf die VeröffenÜichung sowohl der 
Berichte als auch der gestellten Fragen und des Dis- 
kussionsverlaufs in den jeweüigen Staaten, um den 
Bericht auch innerstaathcher Kritik zugänghch zu ma- 
chen. Erfolg ist diesen Bemühungen bisher in den 
Warschauer-Pakt-Staaten nicht beschieden gewesen; 
so fanden etwa Vorlage und Diskussion der Zweitbe- 
richte von DDR und Sowjetunion im Jahr 1984 in den 
dortigen Medien keinerlei Resonanz Die von den 
internationalen Kontrollverfahren intendierte Breiten- 
und Druckwirkung wird auf diese Weise weitgehend 
verhindert. 

Unter diesen Umständen haben Überlegungen, ein 
obhgatorisches richtertiches Element in den Überwa- 
chungsmechanismus einzubauen, kaum Hoffnung auf 
Erfolg. Der bereits 1947 gemachte und später von der 
Bundesregierung wieder aufgegriffene Vorschlag, ei- 
nen Internationalen Menschenrechtsgerichtshof zu 
errichtende), hat daher wohl keine Reahsierungs- 
chance. Dies gilt sogar für die viel weniger weitrei- 
chende Anregung, in Anlehnung an den VN-Hoch- 
kommissar für Rüchthnge den Posten eines Hohen 
Kommissars für Menschenrechte zu schaffen. Die 
Konkretisierung dieses Gedankens ist in der oben er- 
wähnten Unterkommission der Menschenrechtskom- 
mission intensiv versucht werdend?). Der Arbeits- 
schwerpunkt des von der Generalversammlung zu 
wählenden Hohen Kommissars würde danach auf der 
schnellen, direkten und vertraulichen Kontaktauf- 
nahme mit der jeweiligen Regierimg liegen, wenn 
ihm Fälle bekannt werden, die ein solches unmittel- 
bares Tätigwerden erforderhch machen. Die dem Ho- 
hen Kommissar einzuräumenden Möglichkeiten im 
Hinbhck auf Sachverhaltsaufklärung und Hüfelei- 
stung für die betroffenen Personen sind nach dem 
gegenwärtigen Stand für die Warschauer-Pakt-Staa- 
ten nicht akzeptabel. 

Im Ergebnis sind die durch die wichtigsten Men- 
schenrechtsverträge institutionalisierten Überwa- 
chungsverfahren kaum als besonders effektiv einzu- 
schätzen. Immerhin bietet sich die Chance, mittel- 
und langfristig das Entstehen eines dem Menschen- 
rechtsschutz generell günstigen politischen Bewußt- 
seins zu fördern und jedenfalls schwere und systema- 
tische Menschenrechtsverletzungen zurückzudrän- 
gen. Die Förderung dieses Bewußtseins setzt Pubhzi- 
tät der Kritik und des Verfahrens voraus. Die Auf- 
merksamkeit, die politische Konferenzen wie die 
KSZE in Helsinki und ihre Nachfolgetreffen in der 
breiten Öffentlichkeit finden, büden daher wertvolle 
Stützen für die rechtlich verankerten KontroUmecha- 
nismen. 
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I. Die kommunistische Konzeption 
der Bürgerrechte 

Nach der in den Warschauer-Pakt-Staaten vertrete- 
nen kommunistischen Auffassung manifestieren sich 
in der Konzeption und Ausgestaltung der Bürger- 
rechte die Antworten einer Staats- und Gesellschafts- 
ordnung auf die Grundfragen des Verhältnisses von 
Staat und Bürger, von Gesellschaft und Individuum. 


1. Ideologische Grundkonzepte 

Entscheidend geprägt ist diese Position in allen Staa- 
ten des Warschauer Paktes von einer Reihe ideologi- 
scher Grundprämissen für das Staats- und Gesell- 
schaftssystem; erst aus ihnen heraus wird sie ver- 
ständlich. 

a) Negation des vorstaatlichen Charakters 
der Menschenrechte 

Auf der Grundlage des Materialismus verneint der 
Marxismus-Leninismus kategorisch einen metaphysi- 
schen, naturrechtlichen Ursprung von Menschenrech- 
ten. Zurückgewiesen wird insbesondere das sog. bür- 
gerlich-hberale Menschenrechtsverständnis mit der 
Vorstellung von Menschenrechten als angeborenen, 
vorstaatlichen und unveräußerlichen Rechten 2). Statt 
dessen geht das materialistische Grundkonzept davon 
aus, daß die Rechts- und Staatsordnung insgesamt, 
und damit auch Grundrechte des Einzelnen, auf den 
materiellen Bedingungen einer Gesellschaft, auf den 
herrschenden sozio-ökonomischen Verhältnissen be- 
ruhen und demgemäß auch der Veränderung unter- 
liegen. Menschenrechte im eigenthchen Sinne wer- 
den damit unmöghch. Rechte des Einzelnen können 
nur als historisch-konkrete „Grundrechte" gedacht 
werden. Das „ menschhche Wesen " ist, so Marx in sei- 
nen Feuerbach-Thesen 3), „kein dem einzelnen Indi- 
viduum innewohnendes Abstraktum. In seiner Wirk- 
lichkeit ist es das ensemble der gesellschaftlichen 
Verhältnisse". Einen ,objektiven Maßstab' für die Ge- 
währung von , Menschenrechten' kann es damit nur in 
Entsprechung zu den , Gesetzmäßigkeiten der gesell- 
schaftlichen Vorwärtsentwicklung' geben, die mit den 
Mitteln und Methoden der Gesellschaftswissenschaft 
zu erschheßen sein sollen^). Das Kollektive und seine 
jeweihge historische Entwicklung werden so zum ent- 
scheidenden Bestimmungsfaktor. 

Menschenwürde kann damit im Kern nicht bedeuten, 
daß der Mensch als geistig-sittliches Wesen darauf 
angelegt ist, in Freiheit und Selbstbewußtsein sich 
selbst zu bestimmen und auf die Umwelt einzuwir- 
ken ^). Gleichwohl wird der Begriff seit der Auflage 
der VN- Menschenrechtspakte zur Unterzeichnung 
durch die Staaten zunehmend in Literatur und Rechts- 
ordnung der Staaten des Warschauer Paktes rezipiert. 
Freilich mit durchaus besonderer Sinngebung. 

Zweierlei ist kennzeichnend: Die Verbindung des 
Schutzes von Ehre und Würde (z. B. Art. 57 UdSSR- 
Verf. 1977) und die Konzentration auf die Würde des 


Menschen als „grundsätzliches Prinzip der rechth- 
chen Stellung des Bürgers in der soziahstischen Ge- 
sellschaft" ß). Mit der Verbindung von Ehre und 
Würde ist eine Verengung der , Menschenwürde' auf 
den bloßen Ehrenschutz angelegt. Als Würde des Bür- 
gers wird in diesem Zusammenhang die Gesamtheit 
der Eigenschaften verstanden, die seinen sozialen 
Wert und seine gesellschaftiiche Rolle kennzeichnen 
und bestimmen, von der sozialistischen Ordnung her- 
vorgebracht werden und Ergebnis der tagtäghchen 
Bemühungen jedes Einzelnen sind. Dieser Ordnung 
ist unentrinnbar nur der Bürger unterworfen. Reflek- 
tiert nun aber die Vorstellung von der Würde des 
Menschen die fundamentale Gesetzmäßigkeit der so- 
ziahstischen Lebensweise, die im Menschen den 
höchsten Wert und das Hauptziel der gesellschafth- 
chen Entwicklung sieht ^), so ist es durchaus folgerich- 
tig, daß die staatiichen Rechtsordnungen Achtung 
und Wahrung der Würde direkt oder indirekt aus- 
schheßlich auf den Bürger beziehen (z. B. Art. 4, 19 
Abs. 2, 30 Abs. 1 DDR-Verf. 1968/1974). Das entschei- 
dende Merkmal der Menschenwürde und ihrer Wah- 
rung sei schheßhch, daß die ökonomischen und son- 
stigen geseUschafthchen Verhältnisse, unter denen 
die Menschen lebten, eine Ausbeutung des Menschen 
nicht zuheßen. Aus dieser Grundtatsache ergebe sich 
die Wahrung und Wirklichkeit aUer anderen Attribute 
der Menschenwürde und der Achtung vor ihr^). 

Auf diese Weise wird, entsprechend der materialisti- 
schen Grundkonzeption, der , Schutz der Menschen- 
würde des Bürgers' zum Wesenselement des Soziaüs- 
mus. Der Mensch schlechthin ist nicht gefragt. Dem 
Begriff der Menschenwürde wird, wie auch den 
Grundrechten im übrigen, eine betont gesellschafts- 
bezogene Ausrichtung gegeben, es wird ein Zusam- 
menhang mit Werten wie Stolz auf die Staatsbürger- 
schaft, Verantwortung, Gerechtigkeit, Kamerad- 
schaft, soziahstischer Internationalismus und Sohdari- 
tät her gestellt 9). 


b) Historische Bedingtheit (Basis-Überbau-Lehre) 

Nach der Lehre des historischen Materiahsmus voll- 
ziehen sich die Veränderungen der geseUschafthchen 
Verhältnisse auf der Grundlage materieUer Bedingun- 
gen und nach einer gesetzmäßigen Entwicklung. 
Maßgebend für die Entwicklung des Überbaues, zu 
dem die Organisation von Staat und GeseUschaft, also 
auch das Rechtswesen gehören, ist die Veränderung 
der Basis, also der ökonomischen Struktur, die sich 
aus dem Stand der Produktivkräfte und dem Charak- 
ter der Produktionsverhältnisse ergibt. Eine Verände- 
rung der Basis bringt notwendig Veränderungen des 
Rechtswesens als eines Teiles des Überbaues mit 
sich. 

Damit hängt auch die Ausgestaltung des Grund- 
rechtssystems, also der Inhalt der Rechte und Pflich- 
ten, ihr Umfang und ihre faktische Verteilung zwi- 
schen den verschiedenen sozialen Gruppen vom hi- 
storischen Typ der Gesellschaft und des Staates 

ab 10). 
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Das westliche, bürgerlich- liberale Grundrechtskon- 
zept, so wird gefolgert, sei daher überholt. Es gehe auf 
Ideen des 17. und 18. Jahrhunderts zurück, also auf 
Forderungen, die aus dem Kampf gegen den Feuda- 
hsmus stammten. Unterdessen sei es jedoch in wirt- 
schaftlicher und sozialer Hinsicht zu einer Weiterent- 
wicklung gekommen 11). Westliches Grundrechtsver- 
ständnis diene darum nur noch der Bemäntelung der 
historisch überlebten Herrschaft des Kapitals, der 
Verhinderung der objektiv notwendigen Umwälzung 
der Gesellschaft 12). 


c) Klassencharakter 

Als kennzeichnend für die Grundrechte, wie auch den 
Staat selbst und das Recht im allgemeinen, gilt im 
übrigen ihr Klassencharakter i^). Nach marxistischer 
Lehre finden im Staat und im Recht die sich aus den 
sozio-ökonomischen Verhältnissen ergebenden Be- 
dürfnisse und Interessen der in der Gesellschaft herr- 
schenden Klasse ihren Ausdruck. Von Friedrich En- 
gels stammt die Formel, daß der Staat im Großen und 
Ganzen, in zusammenfassender Form, nur der Reflex 
der ökonomischen Bedürfnisse der die Produktion be- 
herrschenden Klasse ist und daß die Rechtsbestim- 
mungen nur die ökonomischen Lebensbedingungen 
der Gesellschaft in Rechtsform ausdrückeni^). 

Aus diesem Grundkonzept ergeben sich nach marxi- 
stischem Verständnis grundlegende Unterschiede der 
Grundrechtskonzeption und der Grundrechtsverwirk- 
lichung unter den Bedingungen des , Kapitalismus' 
und des , Sozialismus'. Solange im Kapitalismus im 
Interesse der herrschenden Bourgeoisie das Privatei- 
gentum als angebliches Menschenrecht geschützt 
werde, werde dadiurch zugleich die daraus notwendig 
resultierende Unfreiheit und Ungleichheit der Nicht- 
Besitzenden aufrecht erhalten. Freiheit, Gleichheit 
und Rechte eines jeden Menschen seien aber nur 
dann realisierbar und garantiert, wenn das werktätige 
Volk unter Führung der Arbeiterklasse und ihrer Par- 
tei sein Selbstbestimmungsrecht verwirkJiche, die po- 
litische und ökonomische Macht ausübe und so die 
Bedingungen für die Freiheit des Volkes und jedes 
einzelnen schaffe i^). 

Auch wegen dieses Klassencharakters der Grund- 
rechte sei eine Übertragung westlicher Konzepte auf 
die sozialistischen Staaten nicht möglich. Eine solche 
Übertragung könne nur den Feinden des Sozialismus 
nützen 1®). Selbst wenn rein äußerlich „Formver- 
wandtschaften“ zwischen den Grundrechtskatalogen 
westlicher und östlicher Prägung bestünden, ergäben 
sich doch aus den gegensätzlichen ökonomischen und 
politischen Bedingungen in Sozialismus und Kapita- 
lismus auch hinsichtlich der Grundrechte grundle- 
gende Unterschiede 


d) Einheit von gesellschaftlichen 
und Individualinteressen 

Zu den Grundannahmen der kommunistischen Lehre 
gehört schließlich die These, daß unter den Bedingun- 
gen des Sozialismus eine Übereinstimmung von ge- 


sellschaftlichen und Individualinteressen gegeben 
sei^ö). Sie beruhe darauf, daß im Sozialismus die Aus- 
beutung des Menschen durch den Menschen beseitigt 
sei und nunmehr die Werktätigen die ökonomische 
und politische Macht ausübten. 

Allerdings wird die Interessenidentität nach heutiger 
Lehre nicht als „absolute“ Identität verstanden, ange- 
nommen wird vielmehr nur eine Einheit im „Haupt- 
sächlichen, im Entscheidenden“ i^). Auf diese Weise 
wird zugestanden, daß die Interessen nicht immer zu- 
sammenfallen und es im Einzelfall zu Konflikten kom- 
men kann. Solche Konflikte können sich ebenso aus 
dem Fehlverhalten von Staatsorganen wie aus negati- 
ver Abweichung Einzelner ergeben 20 ). 


2. Verfassungsrechtliche und rechtstheoretische 
Grundaussagen 

a) Grundrechte als staatlich gewährte Rechte 

Nach kommunistischem Grundrechtsverständnis 
werden die Grundrechte und die damit in untrennba- 
rem Zusammenhang gesehenen Grundpflichten der 
Bürger vom Staat gewährt, ist deren Rechtsquelle aus- 
schließlich staatliches Recht, gewöhnlich die Verfas- 
sung. Als Regelungsgegenstand von Grundrechten 
und Grundpflichten wird die prinzipielle Rechtsstel- 
lung des Bürgers, das grundlegende Verhältnis von 
Gemeinschaft und Individuum unter den Bedingun- 
gen der sozialistischen GeseUschafts- und Staatsord- 
nung angesehen 21). 

Die Gewährung von Rechten und die Auferlegung 
von Pflichten durch den Staat erfolge in Übereinstim- 
mung mit den Bedürfnissen der sozialistischen Gesell- 
schaft und den Interessen der Persönlichkeit 22 ) ; Maß- 
stab für die normative Fixierung seien die vom Mar- 
xismus-Leninismus erkannten objektiven Gesetzmä- 
ßigkeiten der gesellschafüichen Entwicklung 23). 

Die Vorstellung eines objektiven Maßstabes für die 
Grundrechtsgewährung hat inzwischen auch in der 
DDR- Literatur dazu geführt, es als obrigkeitsstaatli- 
ches Denken abzulehnen, die Grundrechte als Gabe 
und Geschenk des Staates zu begreifen. Statt dessen 
wird betont, daß der Staat mit der Gewährung von 
Grundrechten nur seiner geschichtlichen Verpflich- 
tung gerecht werde und nur objektive Ansprüche von 
Individuen und Gesellschaft zu Bürgerrechten um- 
forme. Es handele sich bei den sozialistischen Grund- 
rechten um von den Werktätigen durch schöpferische 
Tätigkeit errungene Freiheitsgrade, um von ihnen 
selbst erarbeitete Inhalte 24). Mit diesem Hinweis auf 
die historische Bedingtheit der Bürgerrechte sind die 
Grenzen der Objektivität des Maßstabes für die staat- 
liche Grundrechtsgewährung gekennzeichnet: es 
handelt sich nicht, wie schon oben zur ideologischen 
Grundkonzeption und zur Negation des vorstaaüi- 
chen Charakters der Menschenrechte (oben l.a)) fest- 
gestellt, um einen zeitlos gültigen, am Individuum 
selbst orientierten Maßstab, vielmehr bleibt die , Ob- 
jektivität' der Ansprüche von Individuen und Gesell- 
schaft gebunden an den Stand der sozio-ökonomi- 
schen und staatlichen Entwicklung. 
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Exkurs: Inkorporation des IPBPR 
in das innerstaatliche Recht? 

Die Literatur der WP-Staaten schließt die Möghchkeit 
nicht aus, daß sich die (inner- jstaatiiche Gewährung 
von Grundrechten aus der Anwendung von Nonnen 
völkerrechtlicher Verträge als direkt wirksames Recht 
ergeben könnte 25). Im westiichen Schrifttum wird 
deshalb z. T. für einzelne WP-Staaten die Auffassung 
vertreten, die im IPBPR enthaltenen politischen und 
Freiheitsrechte seien angesichts ihres self-executing- 
Charakters (s. Kap. 1. — E. Klein, S. 11) innerstaatlich 
unmittelbar anwendbar 26). Die Frage ist jedoch kei- 
neswegs so eindeutig zu beantworten. 

Mit Recht macht schon die Denkschrift der Bundesre- 
gierung zum IPBPR (BTDrs. 7/660, S. 29, zu Art. 2 
Abs. 2) darauf aufmerksam, daß es angesichts eines 
gewissen Maßes an Elastizität, welches den Staaten in 
der Erfüllung der Verpflichtung zur innerstaatlichen 
Anwendung der Paktrechte gewährt werden sollte, 
bereits zweifelhaft ist, ob diese als innerstaatiich un- 
mittelbar anwendbar anzusehen sind, wo es verfas- 
sungsmäßig und nach der Natur einzelner Rechte 
möglich ist. Zudem hatte sich auch der vom Minister- 
komitee des Europarates eingesetzte Sachverständi- 
genausschuß für Menschenrechtsfragen nicht in der 
Lage gesehen, bei der Auslegung des IPBPR ange- 
sichts der nebeneinander gestellten Vertragspflichten 
zur Achtung der Paktrechte (Art. 2 Abs. 2) und zur 
Durchführung der „gesetzgeberischen und sonstigen 
Maßnahmen ..., die notwendig sind, um den in diesem 
Pakt anerkannten Rechten Wirksamkeit zu verleihen " 
(Art. 2 Abs. 2), zu entscheiden, ob die Paktrechte nun 
als self-executing verstanden werden müßten oder 
nicht (BTDrs. 7/660, S. 48 f. Nrn. 37 ff.). 

Im übrigen wäre nach der Verfassungslage in den ein- 
zelnen WP-Staaten zu entscheiden, ob das im Zusam- 
menhang mit der jeweiligen Ratifikation des IPBPR 
gewählte innerstaatiiche Verfahren innerstaatiich 
Geltung (Transformation) des Paktes bewirken 
konnte. 

Am relativ klarsten ist insoweit die Lage für die DDR. 
Nach Art. 51 Verf. 1968 bedurften zum Ratifikations- 
zeitpunkt (8.11.1973) völkerrechtliche Verträge, „so- 
weit durch sie Gesetze der Volkskammer geändert 
werden“, der Bestätigung durch die Volkskammer. 
Diese ist Voraussetzimg für ihr innerstaatiiches In- 
krafttreten, ihre Transformation in innerstaatiiches 
Recht 27). Eine solche Bestätigung ist jedoch nicht her- 
beigeführt worden. Vielmehr hat man die Ratifikation 
des IPBPR durch den Staatsratsvorsitzenden gern. Ab- 
schn. IV Nm. 1 u. 3 des Erlasses des Staatsrates über 
den Abschluß und die Kündigung von internationalen 
Verträgen vom 30.1.1961 (GBl. I S. 5) nebst dem Text 
des Paktes im Gesetzblatt der DDR (II 1974, S. 57) 
bekannt gemacht. Dies bedeutet keine Transforma- 
tion; der Pakt ist also innerstaatiich nicht anwend- 
bar 28), 

Im Ergebnis der gleiche Befund ergibt sich wohl für 
die Sowjetunion. Der Pakt ist hier gemäß dem zur Zeit 
der Ratifikation (16.10.1973) geltenden innerstaatii- 
chen Recht (Art. 49 lit. o Verf. 1936; Verfahrensord- 
nung über die Ratifikation und Kündigimg internatio- 


naler Verträge der UdSSR vom 20.8.1938, WS SSSR 
1938, Nr. 11) aufgrund Ratifikationsdekrets des Präsi- 
diums des Obersten Sowjets (WS SSSR 1973, Nr. 40, 
Art. 564) ratifiziert und am 28.4.1976 im Amtsblatt des 
Obersten Sowjet der UdSSR publiziert worden (WS 
SSSR 1976, Nr. 17, Art. 291). Daraus könnte an sich 
wohl die innerstaatiiche Geltung des Paktes folgen. 
Die Sowjetunion selbst berichtet jedoch gegenüber 
dem Menschenrechtsausschuß, daß der Pakt inner- 
staatiich nicht immittelbar anwendbar sei 29). Daran 
wird man sich zu halten haben. Die Gründe sind nicht 
vollständig klar, dürften aber in der Auffassung der 
Sowjetunion zu suchen sein, daß die Paktrechte nicht 
self-executing seien und daß Grundrechte nur durch 
autonomes innerstaatiiches Recht gewährt werden 
könnten (dazu auch unten II. 1. e)). 

Ähnhches gilt wohl für Bulgarien, das den Pakt am 
21.9.1970 gemäß Ratifikationsdekret des Präsidiums 
der Volksversammlung vom 23.7.1970 (DV Nr. 60/ 
1960) ratifiziert und am 28.5.1976 (DV NR. 43/1976) 
innerstaatiich bekannt gemacht hat. Auch hier geht 
der Menschenrechtsausschuß davon aus, daß inner- 
staatiiche Geltung nicht angenommen werden 
kann 38). 

Für die CSSR ergibt sich wohl das gleiche. Gemäß 
Bekanntmachung des Außenministers vom 10.5.1976 
(Sb. Nr. 120/1976) ist vor Ratifikation durch den 
Staatspräsidenten (23.12.1975) die Zustimmung der 
tschechoslowakischen Bundesversammlung einge- 
holt worden, wohl gern. Art. 36 Abs. 3 des Verfas- 
sungsgesetzes Sb. Nr. 143/1968, nach dem die inter- 
nationalen politischen Verträge allgemeinen Charak- 
ters und die Verträge, zu deren Durchführung ein 
Gesetz der Bundesversammlung erforderlich ist, zu- 
stimmungsbedürftig sind. Das bezeichnete Verfahren 
wird auch bei solchen Verträgen angewandt, die spä- 
ter unzweifelhaft innerstaatlich Anwendung finden 
sollen 31). Nach dem für den IPBPR gewählten Ratifi- 
kationsverfahren wäre also innerstaatiiche Geltung 
des Paktes durchaus möglich. Gleichwohl wird sie im 
Menschenrechtsausschuß verneint 32) . 

Für Polen erfolgte laut Bekanntmachung des Staats- 
rates vom 3.3.1977 (Dz. U. 1977, Nr. 38, Pos. 167) die 
Ratifikation aufgrund seiner dementsprechenden Ent- 
scheidung, aber ohne parlamentarische Beteiligung. 
Damit ist schon nach dem gewählten Verfahren zwei- 
felhaft, ob der Pakt innerstaatliche Geltung erlangen 
konnte 33). Zudem stellt der polnische Eingangsbe- 
richt für den Menschenrechtsausschuß fest, daß Rati- 
fikation und Verkündung des Paktes ihn „zur Grund- 
lage des Erlasses innerstaatiicher Gesetze und ande- 
rer geeigneter rechtiicher Instrumente gemacht“ 
habe, d. h. daß der Pakt selbst keine innerstaatiiche 

Geltung erlangt hat 34). 

In Rumänien ist der Pakt ebenfalls nicht als die Ge- 
setzgebung berührender Vertrag behandelt worden, 
der nach Art. 43 Nr. 9 Verf. 1965 der Ratifikation durch 
die Große Nationalversammlung bedurft hätte. Viel- 
mehrist der Pakt aufgrund Dekretes des Staatsrats Nr. 
212 vom 31.10.1974 (BO I Nr. 146/1974) ratifiziert wor- 
den, hat innerstaatiiche Geltung also nicht erlangt. 
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Eine abweichende Feststellung ist nur für Ungarn 
möglich. Hier ist nach Ratifikation (17.1.1974) durch 
Gesetzesver Ordnung Nr. 8/1976 des Präsidialrates der 
IPBPR innerstaatlich verkündet worden, wohl gern. 
Art. 30 Abs. 1 lit. e und Abs. 5 Verf. 1949 i. d. F. v. 
1972. Gegenüber dem Menschenrechtsausschuß hat 
Ungarn daraufhin ausdrücklich erklärt, daß das Ge- 
setzesdekret den Pakt „in das Rechtssystem Ungarns 
integriert" habe und „seine Bestimmungen demge- 
mäß von jedermann vor den Gerichten oder anderen 
staatlichen Stellen heranqezoqen" werden könn- 
ten 35). 


b) Grundrechte als subjektive Rechte 

Auch nach kommunistischer Staats- und Rechts theo- 
rie wird den Grundrechten inzwischen der Charakter 
von subjektiven Rechten zuerkannt 36). Dies stellt eine 
Abkehr von früher vertretenen Meinungen dar, daß 
das Kategorienpaar objektives und subjektives Recht 
für den Sozialismus schlechthin unbrauchbar sei, da 
hier Staat und Volk, Gesellschaft und Individuum eins 
geworden seien 37). Der Begriff des subjektiven Rechts 
soll dabei nicht nur bedeuten, daß der Bürger Subjekt 
entsprechender Rechte sei, sondern daß er vor allem 
innerhalb des Handlungsspielraumes, den das jewei- 
lige Recht gewährt, nach individuellem Ermessen 
handeln oder daraus unmittelbar rechtiiche Ansprü- 
che geltend machen könne 38). In der DDR wird die 
unmittelbare, ohne die Notwendigkeit konkretisie- 
render Rechtsvorschriften eintretende Berechtigung 
des Bürgers auf Art. 105 Verf. gestützt, welcher be- 
stimmt, daß die Verfassung unmittelbar geltendes 
Recht ist 39). 

Dies stellt eine Weiterentwicklung gegenüber der in 
den 60er Jahren im sowjetischen Schrifttum vertrete- 
nen Ansicht dar, welche zwar den Charakter der 
Grundrechte als subjektive Rechte bejahte, doch da- 
von ausging, daß die Grundrechte dem Bürger keinen 
materiell-rechtiichen Anspruch auf ein konkretes 
Handeln oder Unterlassen des Staates vermittel- 
ten ^6) 

Freilich ist es nach kommunistischem Verständnis 
nicht Sinn der Ausgestaltung der Grundrechte als 
subjektive Rechte, für den Bürger eine staatsfreie 
Sphäre zu schaffen. Unter sozialistischen Gesell- 
schaftsbedingungen sei eine solche Konstruktion ein 
Anachronismus. Denn der sozialistische Staat sei das 
Machtinstrument der Werktätigen, die aber nicht vor 
der Macht geschützt werden müßten, die sie selbst 
revolutionär geschaffen hätten und ausübten. Ausge- 
hend von der prinzipiellen Übereinstimmung von ge- 
sellschaftlichen und individuellen Interessen unter so- 
zialistischen Gesellschaftsbedingungen wird der Sinn 
der Gewährung von Grundrechten als subjektive 
Rechte vielmehr darin gesehen, der positiven Verhal- 
tensorientierung staatiicher und gesellschaftlicher Or- 
gane, sowie der Lösung partieller Widersprüche und 
einzelner Konflikte zwischen Partnern, die an der 
Grundrechtsrealisierung beteiligt seien, zu dienen ^^). 
Eingeräumt wird aber durchaus die Möglichkeit eines 
Fehlverhaltens von Staatsorganen in einzelnen Fäl- 
len. Wenn sich der Bürger dann auf seine Grundrechte 


berufe, stelle ihn das jedoch noch nicht in Opposition 
zum Staat als solchem ^2) 

c) Einheit von politischen/persönlichen 

und sozio-ökonomischen/kulturellen Rechten 

Die kommunistische Staats- und Rechtslehre teilt die 
sog. sozialistischen Grundrechte vielfach — wohl im 
Anschluß an die Verfassung der UdSSR von 1977 — in 
vier Gruppen ein: 

(1) Politische Rechte (z. B. Recht auf Mitgestaltung 
des politischen, wirtschaftlichen und kulturellen 
Lebens, Wahlrecht, Meinungsfreiheit, Versamm- 
lungs- und Vereinigungsfreiheit) ; 

(2) Persönliche Rechte (z. B. Unantastbarkeit der Per- 
sönlichkeit, Schutz von Ehe und Familie, Unver- 
letzlichkeit der Wohnung) ; 

(3) Soziale und ökonomische Rechte (z. B. Recht auf 
Arbeit, Recht auf leistungsgerechten Lohn, Recht 
auf Freizeit und Erholung); 

(4) Kulturelle Rechte (z. B. Recht auf Bildung, Recht 
auf Teilnahme am sozialen Leben) ^3) 

In Abgrenzung zu den sog. bürgerlichen Ideologien 
wird eine untrennbare Einheit von politischen und 
persönlichen und als gleichwertig zu gewährleisten- 
den sozio-ökonomischen und kulturellen Grundrech- 
ten angenommen 44). Begründet wird dies damit, daß 
der Sozialismus den Menschen eine allseitige Persön- 
lichkeitsentfaltung ermöglichen wolle. Daraus folgt 
für die Grundrechtskonzeption, daß alle notwendigen 
Voraussetzungen hierfür komplex verankert und ge- 
sichert werden müßten 45). Es gebe keine politische 
Freiheit und keine Gleichheit der Bürger ohne die 
dafür notwendigen gesellschaftlichen und ökonomi- 
schen Bedingungen, ohne gesicherte soziale Lebens- 
verhältnisse und ohne die reale Möglichkeit, hohe Bil- 
dung und berufliche Qualifikation zu erwerben 46). 

d) Einheit von Grundrechten und Grundpflichten 

Nach kommunistischer Grundrechtskonzeption be- 
steht eine untrennbare Einheit von Grundrechten und 
Grundpflichten des Bürgers 47). Schon rein äußerlich 
wird diese Auffassung in den Verfassungen der WP- 
Staaten dadurch dokumentiert, daß die einschlägigen 
Kapitel durchgängig unter den Titel „Grundrechte 
und Grundpflichten des Bürgers" gestellt sind. Dies 
entspricht der schon von den Klassikern des Marxis- 
mus-Leninismus angenommenen Dialektik von Rech- 
ten und Pflichten: „Keine Pflichten ohne Rechte, 
keine Rechte ohne Pflichten" 48). Die Festlegung der 
Grundpflichten erfolge als Ausdruck der Verantwor- 
tung des Bürgers in der Gesellschaft und für die ei- 
gene Entwicklung 49) . Die Funktion der sozialistischen 
Grundpflichten wird darin gesehen, den Bürger auf 
das in der Gesellschaft unerläßliche Verhalten zu 
orientieren und Gesellschaft und Bürger vor denjeni- 
gen zu schützen, die auf Kosten anderer ein Schma- 
rotzerdasein führten und die gesellschaftliche Ent- 
wicklung hemmten. Eingewirkt werden müsse auf 
diejenigen, die nicht die hinreichende Einsicht und 
das hinreichende Bewußtsein hätten ^6) 
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Die aktuelle Grundrechtsgewährung für den Einzel- 
nen kann damit an die Voraussetzung gebunden wer- 
den, daß er seine Gnmdpflichten erfülle. Auf diese 
Weise wird es möghch, der Wahrnehmung von Frei- 
heitsrechten zusätzhche, nicht bloß vom Ziel der Ge- 
meinverträghchkeit des Freiheitsgenusses geleitete 
Schranken zu setzen. Das Freiheitsstreben des Bür- 
gers wird so zum Anknüpfungspunkt seiner gesell- 
schafthchen Disziphnierung 

ln der DDR-Literatur wird für die Grundpflichten im 
übrigen zwischen juristisch verbindhchen Pflichten 
einerseits, z. B. der Pflicht zur Arbeit, der Pflicht zum 
Schutze des soziahstischen Vaterlandes, der Pflicht 
zum Schulbesuch und zum Erlernen eines Berufes, 
und morahschen Pflichten andererseits unterschie- 
den, zu denen die Verwirküchung des Rechtes auf 
Mitbestimmung und Mitgestaltung gezählt wird^^j 
Auch die Verletzung bloß „morahscher Pflichten'" 
kann freihch durch die Auferlegung von Rechtsnach- 
teilen sanktioniert sein. 


e) Unbedingter Vorrang der Gesellschaft 

Konsequenz der betont gesellschaftsbezogenen Aus- 
richtung der Grundrechte (vgl. oben 1. 1. a)) und der 
Grundthese der Harmonie zwischen gesellschafth- 
chen und Individuahnteressen (vgl. oben I.l.d)) ist die 
kategorische Unterstellung individueller Grund- 
rechtsausübung unter die allgemeine Beschränkung, 
daß sie mit der Förderung des Wohles der Gesellschaft 
in Einklang stehen müsse, die Interessen der Gesell- 
schaft und des Staates nicht verletzen dürfe. Dieser 
Gemeinschaftsvorbehalt hat als ausdrücküche 
Grundrechtsschranke Eingang in die Verfassungen 
der UdSSR (Art. 39 Abs. 2), der DDR (Art. 19 Abs. 3), 
Bulgariens (Art. 9 Abs. 2), der CSSR (Art. 19 Abs. 1 und 
Art. 34) sowie Ungarns (§ 54 Abs. 2) gefunden. Die 
besondere Problematik dieser allgemeinen Grund- 
rechtsschranke hegt darin, daß es sich bei den „ Inter- 
essen der Gesellschaft und des Staates" um unbe- 
stimmte Rechtsbegriffe handelt, die weitgehend aus- 
legungsfähig und -bedürftig sind. Berücksichtigt man 
dazu die verfassungskräftige Festschreibung der so- 
ziahstischen Staatsform und des Führungs-und Richt- 
hnienmonopols der kommunistischen Parteien, ergibt 
sich eine außerordenthch weitreichende Möghchkeit 
der Zurückdrängung und Beschränkung von Grund- 
rechtsausübung. Dies umso mehr, als in der kommu- 
nistischen Grundrechtslehre jedenfalls früher von ei- 
nem genereUen Vorrang öffentüchen Interesses ge- 
genüber individueUen Rechten ausgegangen worden 
ist 53). Zwar haben sich inzwischen im Zusammenhang 
mit der Aufwertung der Rechtspositionen des einzel- 
nen Differenzierungen dieses Grundsatzes erge- 
ben 54), doch bestehen nach wie vor grundlegende 
Unterschiede zu einer am Individuum orientierten 
Grundrechtsdogmatik. Vor aUem im Hinbhck auf die 
hier entwickelten Grenzen der Grundrechtsbeschrän- 
kung, insbesondere den stets zu beachtenden Ver- 
hältnismäßigkeitsgrundsatz und die Garantie eines 
nicht einschränkbaren Kembereichs der Grund- 
rechte. 

Demgegenüber stellt die Literatur der WP-Staaten mit 
aller DeuÜichkeit klar, daß insbesondere von den poh- 


tischen Freiheiten nur zur Stärkung des Soziahsmus 
Gebrauch gemacht werden dürfe. Betont wird die Un- 
zulässigkeit des Mißbrauchs des Rechtes der freien 
Meinungsäußerung gegen die Interessen der Werktä- 
tigen und ihres Staates; ein Grundrecht auf , konterre- 
volutionäre' Meinungsäußerung könne es nicht ge- 
ben, da sich diese gegen die Freiheit richte, die sich 
die Werktätigen im , Soziahsmus' errungen hätten. Je- 
der reaktionäre und konterrevolutionäre Mißbrauch 
der Vereinigungs-imd Versammlungsfreiheit stehe 
außerhalb des grundrechthchen Schutzes und werde 
nicht geduldet 55). 

f) Grundrechte als Mitgestaltungsrechte 

In Abgrenzung zur und Kritik an der bürgerlichen 
Konzeption, welche die Menschenrechte als Rechte 
des egoistischen Menschen, des vom Menschen und 
vom Gemeinwesen Getrennten sehe 56), wobei sich 
hinter dieser Erhebung des Individuahsmus zum Leit- 
prinzip nichts anderes als die Allmacht des Kapitals 
verberge, wird nach kommunistischer Konzeption der 
Mensch als gesellschaftsbezogenes Wesen gesehen. 
Freiheit gründe auf der Verbindung des Menschen 
mit dem Menschen, der Gemeinsamkeit des Handelns 
der Mitgheder der Gesellschaft zum Wohle der Allge- 
meinheit wie des Einzelnen. Die Freiheit des Einzel- 
nen könne sich daher nur in tätiger Mitwirkung bei 
der Gestaltung des Lebens der Gesellschaft verwirkü- 
chen. Wahre Freiheit sei nicht Freiheit vom, sondern 
im Staat 57). Damit erfahren die Grundrechte eine 
Wendung vom Abwehrrecht zum Mitgestaltungs- 
recht. So wird die Funktion der Grundrechte aus- 
drücküch u. a. darin gesehen, den Bürger auf die be- 
wußte Gestaltung der Macht und der Demokratie so- 
wie seines eigenen Lebens im Soziahsmus zu orientie- 
ren 58). 

Stellt man diesen Ansatzpunkt in den Zusammenhang 
mit dem auch verfassungsrechthch abgesicherten 
Gnmdsatz des Primats der „Partei der Arbeiter- 
klasse " , der infolgedessen auch die Festlegung des- 
sen obhegt, was dem Wohl der Allgemeinheit dienen 
soU, kann aus dem Gedanken des Grundrechts als 
Mitgestaltungsrecht eine Verpfhchtung zur Grund- 
rechtsausübung, und dies in von der Partei vorgege- 
bener Richtung, begründet werden. 

g) „Menschenrechte“ von Ausländern als Fremdkörper 

Grundrechte und Grundpflichten sind nach den Ver- 
fassungen der WP-Staaten eine Angelegenheit der 
Bürger, also der jeweiligen Staatsangehörigen. Die 
Gewährung subjektiver Rechte an Ausländer findet 
nicht auf der Ebene der Grundrechte der Verfassung 
statt, sondern erfolgt auf der Gesetzesebene. So wer- 
den in der UdSSR nach Art. 37 Verf. ausländischen 
Bürgern und Staatenlosen die gesetzlich vorgesehe- 
nen Rechte und Freiheiten garantiert. Und nach § 4 
Satz 1 Ausländergesetz DDR haben „Ausländer, die 
sich in der DDR auf halten, ... die gleichen Rechte — 
soweit diese nicht an die Staatsbürgerschaft der DDR 
gebunden sind — wie die Staatsbürger der DDR". Im 
Schrifttum wird diese prinzipielle Gleichstellung da- 
mit begründet, daß der soziahstischen Staatsordnung 
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eine Schlechterstellung wegen der staatlichen Her- 
kunft wesensfremd sei, oder man beruft sich allge- 
mein auf Grundsätze des demokratischen Völker- 
rechts, den proletarischen InternationaÜsmus oder die 
friedliche Koexistenz; Im übrigen wird die prinzipielle 
Gleichstellung als Begründung dafür angeführt, daß 
soziahstische Grundrechte zwar Rechte des Staatsbür- 
gers, gleichzeitig aber auch Menschenrechte seien 
Die Gleichstellung der Ausländer bleibt freihch ziem- 
hch vage, wenn man sich im Hinbhck auf ihren Aus- 
schluß von solchen Rechten, „die an die Staatsbürger- 
schaft gebunden sind", vor Augen hält, daß gerade 
die Grundrechte nach der Verfassung nur den Bür- 
gern gewährt werden. Das gilt selbst für den allgemei- 
nen Gleichheitssatz (Art. 20 DDR-Verf.). So bleibt un- 
klar, ob die Ausländer nun die gleichen Rechte auch 
im Bereich der Bürgerrechte haben oder ob sie von 
diesen wegen ihrer Bindung an die Staatsbürger- 
schaft ausgeschlossen sein sollen. 


li. Vereinbarkeit mit dem Völkerrecht 

1. Die kommunistische Konzeption 
der Menschenrechtspakte 

a) Einbettung der Menschenrechtspakte 
in das „demokratische Völkerrecht“ 

Die Menschenrechtspakte werden von den WP- Staa- 
ten als in das „demokratische Völkerrecht" „einge- 
bettet" bezeichnet. Dieses wird als Entwicklungsstufe 
des Völkerrechts betrachtet, geprägt vom Vorhanden- 
sein zweier wirtschafthch und sozial entgegengesetz- 
ter Weltsysteme bei weltweitem Übergang vom Kapi- 
tahsmus zum Sozialismus. Die erforderhche Regelung 
der rechtiichen Beziehungen zwischen den Staaten 
insbesondere unterschiedhcher Gesellschaftsordnung 
werde in diesem Stadium durch das demokratische 
Völkerrecht getroffen. Als alle Staaten verpfhchtende 
Grundsätze des demokratischen Völkerrechts werden 
das Verbot der Gewaltandrohung und -anwendung in 
den internationalen Beziehungen, das Selbstbestim- 
mungsrecht der Völker, Gleichberechtigung und Frei- 
heit von kolonialer Unterdrückung und Ausbeutung, 
das Recht aller Staaten auf Achtung ihrer Souveräni- 
tät, ihrer territorialen Integrität und ihrer freien Ent- 
scheidung über ihre Gesellschafts- und Staatsord- 
nung und die Pflicht aller Staaten zur friedhchen Zu- 
sammenarbeit angesehen Im sowjetischen, unga- 
rischen und weitgehend auch im polnischen Schrift- 
tum wird seit einiger Zeit auch die Achtung der Men- 
schenrechte als ein selbständiger Grundsatz des „de- 
mokratischen Völkerrechts" bezeichnet Demge- 
genüber erscheint in der DDR die Achtung der Men- 
schenrechte allenfalls als ein Element des Grundsat- 
zes der friedhchen Zusammenarbeit ^2). 

Die Einbettung der Menschenrechte in das „demokra- 
tische Völkerrecht" hat maßgebhchen Einfluß auf die 
Interpretation der Paktrechte durch die WP- Staaten. 
Aus dem Vereinbarungscharakter der Pakte wird ge- 
folgert, daß jede Auslegung zu vermeiden sei, die das 
eine oder andere gesellschafthche System von der 


Teilnahme am Vertrag ausschließe und damit im Wi- 
derspruch zum universeUen Anspruch der Pakte ge- 
rate®^). Keiner Vertragspartei könne untersteht wer- 
den, daß sie durch ihren Beitritt zu den Menschen- 
rechtspakten ihr eigenes verfassungsrechtiiches Kon- 
zept aufgebe®^). Ferner wird hervorgehoben, daß 
durch die Pakte der antagonistische Widerspruch zwi- 
schen der soziahstischen und der bürgerhchen Men- 
schenrechtstheorie nicht aufgehoben werde. Da in 
dem jeweihgen Menschenrechts Verständnis entge- 
gengesetzte GeseUschaftsauffassungen zur Geltung 
kämen, sei die Hoffnung auf eine konsensfähige Men- 
schenrechtskonzeption iUusionär . 


b) Menschenrechte als Teilaspekt 
eines „Rechts auf Frieden“ 

Nach der Doktrin der WP-Staaten besteht ein un- 
trennbarer Zusammenhang zwischen der Gewährlei- 
stung bzw. Erhaltung des Friedens und der Verwirk- 
hchung der Menschenrechte. Dabei wird der VN- 
Charta eine Friedenspflicht der Staaten entnommen, 
zu der nicht nur das Gewaltverbot und eine Pfhcht zur 
friedlichen Streitbeilegung, sondern vor allem auch 
die gegenseitige Achtung der Souveränität, das Ver- 
bot der Einmischung in innere Angelegenheiten und 
die friedhche Zusammenarbeit gerechnet werden®^). 
Darüb erhinaus wird die Existenz eines individuellen 
„Rechts auf Frieden" oder eines „Rechts auf Leben in 
Frieden" angenommen®^); teilweise werden als Inha- 
ber eines solchen Rechts auch die Völker bezeichnet, 
insbesondere unter Hinweis auf die UN- Declaration 
on the Preparation of Societies for Life in Peace vom 
15.12.1978 sowie die VN-Deklaration über das Recht 
der Völker auf Frieden von 1984. Das Verhältnis von 
Frieden und Menschenrechten wird als dialektische 
Wechselbeziehung interpretiert. Einerseits erscheint 
der Frieden als grundlegendes, oberstes Recht des 
Menschen, da er die conditio sine qua non für die 
Gewährleistung der Menschenrechte darstelle. Jede 
Beeinträchtigung des Friedens bedeute daher eine 
Schmälerung der Rechte und Freiheiten des Men- 
schen®®). Andererseits wird die staatiiche Kooperation 
auf dem Gebiet der Menschenrechte als Mittel ange- 
sehen, um das Ziel dieser internationalen Zusammen- 
arbeit, die Irreversibilität des Weltfriedens zu errei- 
chen. Frieden sei damit auch das Ergebnis verwirk- 
hchter Menschenrechte ®9). 

Abgeleitet wird aus dieser Ausgangsposition, daß die 
Menschenrechte nicht als Vorwand für Intervention 
und Krieg benutzt werden dürften. Damit wird aus der 
Propagierung eines Rechtes auf Frieden ein weiterer 
Abwehrmechanismus gegen die unerwünschte Kritik 
an der Menschenrechtsverwirkhchung im eigenen 
Land gewonnen. Außerdem wird nüt der Unmöghch- 
keit argumentiert, glaubwürdig über Menschenrechte 
zu reden und gleichzeitig jeghchen Fortschritt bei Ab- 
rüstungsmaßnahmen zu blockieren^®), ln diesen Zu- 
sammenhang gehört auch die auf dem Madrider 
KSZE-Folgetreffen verfochtene These der WP-Staa- 
ten, daß zunächst Friede und Entspannung fest veran- 
kert sein müßten, bevor es zu Fortschritten im Bereich 
der Menschenrechte kommen könne "^i). 
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c) Einheit von bürgerlichen und politischen/ 

wirtschaftlichen, kulturellen und sozialen Rechten 

Betont herausgestellt wird in Parallele zu dem ent- 
sprechenden innerstaatiichen Konzept (vgl. oben 
1.2. c)) die Unteilbarkeit der verschiedenen Paktrechte, 
die Einheit von wirtschaftlichen und politischen Rech- 
ten Ergebnis ist die Gleichrangigkeit von bürgerh- 
chen und politischen Rechten einerseits und wirt- 
schaftlichen, sozialen und kulturellen Rechten ande- 
rerseits. In bezug auf beide Pakte seien die Vertrags- 
staaten völkerrechtlich verpflichtet, „die vereinbarten 
Menschenrechtsstandards ins nationale Recht zu 
transformieren und damit ... die Ausübung politischer 
wie auch sozialökonomischer Rechte als subjektive 
Rechte zu gewährleisten". Ein unterschiedHcher 
Rang, wie von bürgerlicher Seite vertreten, könne 
auch nicht auf die unter schiedhchen Verpflichtungs- 
regelungen der Art. 2 der Menschenrechtspakte ge- 
stützt werden. Verwiesen wird außerdem auf die Be- 
stimmung der Präambel, wonach das Ideal vom freien 
Menschen nur verwirklicht werden karm, wenn Ver- 
hältnisse geschaffen werden, in denen jeder seine 
bürgerlichen und politischen Rechte ebenso wie seine 
Wirtschaf tiichen, sozialen und kulturellen genießen 
kann ^3). Außerdem wird auf die Klammerwirkung des 
in Art. 1 beider Pakte fixierten Selbstbestimmungs- 
rechts der Völker hingewiesen ebenso auf die VN- 
Resolution 32/130 vom 16.12.1977, in welcher der 
Grundsatz von der Einheit und Unteübarkeit der Men- 
schenrechte als Prämisse und Programmsatz zugleich 
formuliert worden sei^^). 

Die internationale Anerkennung und Durchsetzung 
des Grundsatzes wird von den WP-Staaten mit Nach- 
druck betrieben. Besonders hingewiesen sei auf die 
am 13.12.1985 auf Initiative der DDR von der VN- 
Generalversammlung mit 134 Stimmen gegen die 
Stimme der USA bei 19 Enthedtungen aus den Reihen 
der wesüichen Industriestaaten angenommene Reso- 
lution 40/114. 

Auf den Grundsatz der Einheit der Menschenrechte 
gestützt, wird die Verwirküchung der Menschen- 
rechte auch in Verbindung mit der Forderung nach 
einer „Neuen Weltvdrtschaftsordnung" gebracht, da 
die jetzige ein Hindernis für die Realisierung der öko- 
nomischen, sozialen und kulturellen Rechte der Ent- 
wicklungsländer darstelle, ebenso mit einem als Men- 
schenrecht verstandenen Recht auf Entwicklung^®). 

d) Verwirklichung der Menschenrechte 

durch Ausübung des Selbstbestimmungsrechts 

Untrennbare Verflechtung besteht in der Argumenta- 
tion der WP-Staaten zwischen der Förderung der 
Menschenrechte und der vöikerrechthchen Anerken- 
nxmg des Selbstbestimmimgsrechts^^). Sie wird zur 
Grundlage für die These, daß die Gewährleistung und 
der Schutz der Menschenrechte eine ausschließlich 
innere Angelegenheit der Staaten sei. Denn das 
Selbstbestimmungsrecht wird als das durch keine 
Tradition oder Konvention aufhebbare Recht verstan- 
den, ohne Einmischung von außen über die politische, 
ökonomische und kulturelle Entwicklung zu entschei- 
den und damit, selbstverständtich unter Führung der 


„Partei der Arbeiterklasse“, auch über das eigene 
Rechts- und Menschenrechtssystem. 

e) Menschenrechtspakte als Verpflichtung 

zur ausschließlich innerstaatlichen Verwirklichung 
und Durchsetzung der Menschenrechte 

Zu den kommunistischen Axiomen gehört die Aus- 
sage, daß die konkrete Gestaltung und Gewährlei- 
stung der Menschenrechte grundsätztich eine innere 
Angelegenheit der Staaten darstelle, die auch durch 
den Beitritt zu den Menschenrechtspakten nicht zur 
internationalen Angelegenheit geworden sei^®). Die- 
ses Grundkonzept wird auf verschiedenen Wegen be- 
gründet: Einerseits wird auf der Grundlage der Basis- 
Überbau-Lehre (vgl. oben I. 1. b)) argumentiert; bei 
Fortbestand von Staaten unterschiedÜcher Gesell- 
schaftsordnung müsse, da die Garantie der Men- 
schenrechte wesentlich durch die im jeweüigen Staat 
bestehende Gesellschaftsordnung bestimmt sei, die 
Ausgestaltung des Menschenrechts-Katalogs not- 
wendig Angelegenheit der einzelnen Staaten blei- 
ben Dabei beruft man sich auch auf das Interven- 
tionsverbot gern. Art. 2 Nr. 7 VN-Charta. Angesichts 
der Tatsache, daß die Menschenrechte nahezu den 
gesamten Bereich des gesellschaftlichen Lebens um- 
faßten, würde ihr Verständnis als internationale An- 
gelegenheit auf eine Aufhebung der staathchen 
Souveränität hinauslaufen . 

Andererseits wird auf den Wortlaut der Art. 1, 55 VN- 
Charta und deren Entstehungsgeschichte hingewie- 
sen. Dort sei nicht die Rede von internationalem 
Schutz der Menschenrechte, sondern davon, daß eine 
internationale Zusammenarbeit herbeigeführt wer- 
den solle, um die Achtung vor den Menschenrechten 
und Grundfreiheiten zu fördern und zu festigen. Dies 
setze die staathche Zuständigkeit für die Menschen- 
rechte voraus®!). Im übrigen v^d darauf hingewie- 
sen, daß die Menschenrechtspakte ausdrücklich ge- 
setzgeberische Regelung, Durchsetzung und Schutz 
der Menschenrechte bestimmten ®2) ; gedacht ist dabei 
wohl vor allem an den Wortlaut des Art. 2 Abs. 2 
IPBPR. Auch diese These dient dazu, die Kritik ande- 
rer Staaten und internationaler Organisationen an 
Menschenrechtsverletzungen in den WP-Staaten als 
unzulässige Einmischung in innere Angelegenheiten 
zurückzuweisen. Es ergeben sich freilich auch Folge- 
rungen für das Verständnis der Funktionen des Men- 
schenrechtsausschusses. So wird es abgelehnt, das 
IPBPR-Berichtsverfahren als quasi-gerichtliches Kon- 
troilverfahren zu verstehen; eine Kompetenz zur 
Überwachung der Durchsetzung des Paktes in den 
einzelnen Ländern bestehe nicht. Ebensowenig sei 
der Ausschuß befugt, Empfehlungen an einzelne 
Staaten zu geben, für zulässig werden nur an cQle Ver- 
tragsstaaten gerichtete allgemeine Bemerkungen ge- 
heilten®®). 

Nur bei systematischer und massenhafter Verletzung 
von Menschenrechten in einer Weltfrieden und inter- 
nationale Sicherheit gefährdenden Weise handele es 
sich um eine internationale Angelegenheit; in sol- 
chem Falle könnten nicht nur die VN Zwangsmaßnah- 
men ergreifen ®4), auch die Staaten seien berechtigt 
und verpflichtet, dagegen vorzugehen ®5). Dabei be- 
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zieht man sich gewöhnlich auf Südafrika, Chile und 

Israel 


2. Unvereinbarkeit der kommunistischen 
Konzeption mit den Vertragspflichten 
aus dem IPBPR 

a) Der Pakt als Quelle materieller Bindung 

Die außerordentlich komplexe Argumentation der 
WP-Staaten aus ideologischen Grundkonzepten 
(oben 1. 1.), verfassungsrechtlichen und rechtstheore- 
tischen Grundaussagen (oben 1. 2.) und völkerrechtli- 
chen Rechtfertigungsansätzen (II. 1.) reduziert den 
Vertragsgehalt des IPBPR im Kern auf eine nicht wei- 
ter spezifizierte Verpflichtung der Vertragsstaaten zur 
zwischenstaathchen Zusammenarbeit mit dem Ziel 
der Förderung der Menschenrechte (oben II. 1. b), e)) 
unter Einbeziehung des Menschenrechtsausschusses 
(besonders oben II. 1. e) am Ende). Konkretisierbare 
Verhaltenspflichten in bezug auf einzelne Menschen- 
rechte dagegen, ein , materieller', ein mehr als proze- 
duraler Inhalt der Verpflichtung, wird fast total ver- 
drängt. 

Das ergibt sich aus der kategorischen Leugnung eines 
von Gesellschafts- und Staatsform unabhängigen 
Menschenrechtsverständnisses (oben I. 1. a)), insbe- 
sondere aus der Leugnung einer Sphäre von staatli- 
cher Herrschaft freier Entfaltung des Individuums 
(oben I. 2. b)). Hinzu kommt die Betonung der aus- 
schließhch autonomen, nur den objektiven Gesetzen 
gesellschaftlicher Entwicklung, nicht aber sonstigen 
Normen verpflichteten staatlichen Gewährung von 
Grundrechten (I. 1. a), b); 2. a)), ferner die Vergesell- 
schaftung und Verstaathchung des Bürgers in den 
WP- Staaten über die Einheit von Grundrechten und 
Grundpflichten (I. 2. d)) und die Einheit der Interessen 
von Individuum und Gesellschaft (I. 1. b), d); 2. b), e)), 
die ihn ganz zum bürgerschaftlich eingebundenen 
„Mitgestalter“ (I. 2. f)) staatlicher Prozesse macht und 
auf diese Weise die Einbeziehung der Staatsform in 
den Menschenrechtsbegriff verstärkt. 

Das sind zwar zunächst nur ideologische und landes- 
rechthche Konzepte. Die völkerrechtiiche Konstruk- 
tion des IPBPR durch die WP- Staaten als im Rahmen 
des demokratischen Völkerrechts (II. 1. a)) und des 
Selbstbestimmungsrechts (II. 1, d)) für alle Systeme 
offen trägt die Überlagerung des staatlichen Bürger- 
rechtsbegriffes durch Staats- und Gesellschaftsfor- 
men aber in den Pakt hinein und macht so die feh- 
lende Einigungsfähigkeit der Staaten über ,die rich- 
tige' Staats- und Gesellschaftsform zum Ausgangs- 
punkt der Auslegung der im einzelnen verbürgten 
Paktrechte. Daß dabei keine systemüber greifend ein- 
heitliche Auslegung der einzelnen Menschenrechte 
des an sich auf Universalität angelegten Paktes her- 
auskommen kann, versteht sich von selbst. Der Auflö- 
sung systemübergreifender materieller Bindung aus 
dem IPBPR dient ebenso das argumentiv mehrfach 
abgesicherte Postulat ausschÜeßhch innerstaaüi- 
cher Verwirklichung der Menschenrechte, das zudem 
durch die Behauptung eines Interventionsverbotes (II. 
1. a), b), d), e)) verstärkt wird, welches jedes Eintreten 
des Menschenrechtsausschusses oder anderer Ver- 


tragsstaaten für die konkrete Grundrechtsverwirkli- 
chung in einem bestimmten Paktstaat völkerrechts- 
widrig machen würde. 

Bloße Verpfhchtung der Mitghedstaaten zur Zusam- 
menarbeit bei der Verwirklichung der Menschen- 
rechte enthält freüich schon die VN- Charta (Art. 56, 
55 lit. c; vgl. Kapitel I — E. Klein). Der IPBPR bringt 
demgegenüber eine erhebliche normative Verdich- 
tung der Menschenrechte auf der Völkerrechts- 
ebene ö®). Es widerspräche allen Regeln völkerrechtli- 
cher Vertrags auslegung, das Ergebnis solcher Ver- 
dichtung hinwegzuinterpretieren und einen Vertrag 
durch bloße Auslegung überflüssig zu machen ö^). 
Dies aber ist — abgesehen von der Einrichtung des 
Menschenrechtsausschusses — die Folge der Argu- 
mentation der WP-Staaten, welche den materiellen 
Inhalt des IPBPR auf längst nach der VN- Charta be- 
stehende Zusammenarbeitspflichten reduziert. 

Da dieser Standpunkt auf der materiellen Ebene die 
ausschließliche Konsequenz der totalen interpretato- 
rischen Öffnung des IPBPR für den Gegensatz zwi- 
schen den Staats- und Gesellschaftssystemen ist, hegt 
hier der Kardinalfehler des interpretatorischen Ansat- 
zes. Wo es für die Auslegung und Anwendung einzel- 
ner Paktrechte darauf ankommen sollte, ein bestimm- 
tes Menschenrechts Verständnis festzustellen, muß 
deshalb zunächst nach dem Konzept des Paktes selbst 
gefragt werden, anstatt von vornherein einer für alle 
Vertragsstaaten gemeinsamen Auslegung durch die 
Zuflucht zu bestimmten nationalen Konzepten auszu- 
weichen. 

Vertragsschluß ist „aufgeklärte Ausübung von Souve- 
ränität“ , internationahsiert einen bisher zum domaine 
reserve gehörenden Gegenstand und begrenzt die 
bisher mit der staatiichen Souveränität einherge- 
hende Staatenfreiheit, so weit die übernommenen 
Verpflichtungen reichen. Wäre es unter dem VN- Sy- 
stem mit seiner Betonung von souveräner Gleichheit 
und Frieden anders, würde die Fortbildung des Völ- 
kerrechts durch Verträge unmöglich. Einmischungs- 
verbote aus Art. 2 Nr. 7 VN-Charta, aus Selbstbestim- 
mungsrecht oder aus einem „Recht auf Frieden“ sind 
also essentiell relativ, künftige „interne Selbstbestim- 
mung“ so begrenzt, das Recht dritter Staaten so aus- 
geweitet, wie in der Übernahme völkervertraglicher 
Pfhchten durch den handelnden Staat vorgezeichnet. 
Das Postulat ausschheßlich innerstaatlicher Verwirkli- 
chung des IPBPR in Freistellung von etwaigen Erfül- 
lungsbegehren anderer Vertragsstaaten hat also kein 
eigenes argumentatives Gewicht. Es kommt aus- 
schließlich darauf an, wie weit der IPBPR staat- 
liche Verhaltenspflichten begründet, was seine Inter- 
pretation zu klären hat (s. auch Kap. I — E. Klein, 
S. llff.). 

Daß der Vorrang eines „Rechts auf Frieden“ oder die 
Abwesenheit von Friedensbedrohung nüt einer die 
Einzelverpflichtungen der Art. 2 ff. IPBPR überlagern- 
den Bedeutung vereinbart sein könnte, läßt der Text, 
von dem bei der Auslegung auszugehen ist 9^), nicht 
erkennen. Überdies ist nicht sichtbar, weshalb der 
Pakt mit dem Menschenrechtsausschuß dem Sicher- 
heitsrat als Träger der Hauptverantwortung für die 
Erhaltung von Frieden und Sicherheit (Art. 24 VN- 
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Charta) ein weiteres Organ zur Friedensbewahrung 
hätte zur Seite stellen sollen ^i). 

Es bleibt die genuin ün Vertragstext verankerte Be- 
gründung ausschließlich innerstaatlicher Verwirkli- 
chung der Menschenrechte auf der Basis des Art. 2 
Abs. 2 IPBPR und der Präambelbezugnahme auf die 
wirtschaftlichen/sozialen Rechte („Einheit der Pakt- 
rechte"). Dazu ist folgendes zu bemerken: Es handelt 
sich, entgegen den historischen Wünschen der WP- 
Staaten ^2), um zwei Pakte; daran vermögen weder die 
Präambelbezugnahme noch VN- Generalversamm- 
lungs-Resolutionen etwas zu ändern, Staaten können 
also auch bloß dem IPBPR beitreten, ohne die Pflich- 
ten aus dem IPWSKR zu übernehmen. Von einer Ein- 
heit der Paktrechte bleibt hier nichts; wohl aber muß 
die Einheit der Paktverpflichtungen aller Vertrags- 
staaten des IPBPR gewahrt bleiben. Die Auslegung 
der Vertragspflichten aus dem IPBPR kann darum 
nicht durch die Auslegung und Anwendung des 
IPWSKR berührt werden. 

In bezug auf Art. 2 Abs. 2 IPBPR spricht manches 
dafür, daß es den Staaten überlassen bleiben sollte, ob 
sie den Pakt innerstaatlich auf der Normativebene 
durch Inkorporation oder durch selbständige inner- 
staatliche Normsetzung verwirklichen wollen in- 
sofern vermag die These der WP-Staaten von der aus- 
schließlich innerstaatlichen Verwirklichung des Pak- 
tes eine Stütze zu finden. Art. 2 Abs. 2 IPBPR spricht in 
bezug auf die Stärke der Bindung aber eine deutlich 
klarere Sprache als Art. 2 Abs. 1 IPWSKR. Im übrigen 
ist die Auffassung weit verbreitet, daß der IPBPR im 
allgemeinen angesichts der deutlichen Bezeichnung 
der staatlichen Verpflichtung innerstaatlich unmittel- 
bar durchführbar sei. Bestätigt wird dies durch ein 
sich zunehmend entfaltendes Fallrecht des Men- 
schenrechtSausschusses, das sich aus seiner Befas- 
sung mit Individualbeschwerden auf der Gnmdlage 
des IPBPR ergibt, — übrigens unter voller Mitwirkung 
der Mitglieder aus den WP-Staaten ^4). Möglich ist das 
nur, weil der IPBPR einen entsprechenden Entschei- 
dungsmaßstab materiellen Rechts bereitstellt. Hin- 
sichtlich der materiell-rechtlichen Verpflichtung aber 
besteht Einheitlichkeit für die Vertragsstaaten, auch 
wenn für viele von ihnen keine Bindung an das Fakul- 
tativprotokoll betreffend die Individualbeschwerde 
besteht ^5) gg ist nicht etwa so, daß diejenigen Staa- 
ten, welche sich der Staaten- oder der Individualbe- 
schwerde unterworfen haben, strengere materiell- 
rechtliche Pflichten in bezug auf die Verwirklichung 
der Menschenrechte übernommen haben als jene, 
welche sich dazu nicht bereitfinden. Nur das KontroU- 
verfahren ist hier weiter ausgebildet. 

Die Möglichkeit bloßer Verpflichtung zu innerstaatli- 
cher Umsetzung der Paktrechte des IPBPR steht damit 
keineswegs im Widerspruch zu ihrer relativ konkreten 
Festlegung auider Pakt ebene, sie ist geradezu davon 
abhängig, auch wenn es eine gewisse Elastizität bei 
der innerstaatlichen Verwirklichung geben mag^®). 

Demgegenüber läuft die These der WP-Staaten, die 
Gewährung staatlicher Grundrechte könne nur durch 
die objektive Gesetzmäßigkeit gesellschaftlicher Ent- 
wicklung bestimmt werden, geradezu auf die Nega- 
tion völkervertraglich mit dem IPBPR übernommener 


materieller Verhaltenspflichten im Menschenrechts- 
bereich hinaus. Das gleiche güt für die weitgehende 
Negation systemübergreifend einheitlicher Men- 
schenrechte (oben 1. 1. a)) und die innerstaatliche Kon- 
zentration auf Bürgerrechte, neben denen der Auslän- 
der als Fremdkörper (oben I. 2. g)) erscheinen muß, 
soweit der IPBPR einen übergreifenden Mindeststan- 
dard begründet. 

b) Das Individuum als Schutzobjekt 

Man mag es aus einer anderen als der europäisch- 
westlichen Perspektive kritisieren ^7): der Text des 
IPBPR ist an den Gefährdungen der Freiheit des Indi- 
viduums orientiert, die von derjenigen Gestalt umfas- 
sender Staatlichkeit ausgehen, welche sich in Europa 
entwickelt und von da aus die Durchbildung von 
Staatlichkeit in der Völkerrechtsgesellschaft geprägt 
hat. Daß das Individuum bei dieser Sichtweise mit der 
Garantie der klassischen status -negativus- Grund- 
rechte, mit der Garantie von Freiheit und Gleichheit in 
den Mittelpunkt gestellt wird, wie sie sich in den euro- 
päischen Staaten des 19. Jahrhunderts heraus gebildet 
hat, ist ebensowenig verwunderlich, wie die verwen- 
dete Rechtstechnik, die Begründung subjektiver 
Rechte und die Verpflichtung des Staates zur Wah- 
rung einer Freiräume schaffenden Normenord- 
nung 

Besonders deutlich wird diese Perspektive bei klassi- 
schen Freiheitsrechten, die sich nicht zur Deutung als 
Mitgest altungsrechte im atheistischen Staat eignen, 
wie etwa die Rehgions- oder die Ausreisefreiheit 
(Art. 12; 18 IPBPR) 99). 

Hier hat man die klassische, in der kommunistischen 
Menschenrechtskonzeption geleugnete staatsfreie 
Sphäre (oben I. 2. b)) vor sich; sie jedenfalls nicht 
gänzlich zu verleugnen, verpflichtet der Pakt. Gegen 
die damit verbundene Vorstellung vom subjetiven 
Recht des Individuums kann auch nicht eingewandt 
werden, daß das Individuum damit zum Völkerrechts- 
subjekt erhoben werde. Der Pakt verpflichtet ,nur' zur 
Garantie entsprechender Rechte für das Individuum 
auf der innerstaatlichen Ebene — und zur Einhaltung 
des entsprechenden vertraglichen Versprechens ge- 
genüber den anderen Vertragsstaaten des IPBPR. 
Letzteres wird in der Literatur der WP-Staaten gern 
übersehen 190) . und die Technik der Lösung dieser 
Paktrechte von den Verpflichtungen nach dem 
IPWSKR bringt es mit sich, daß erstere nach richtiger 
Interpretation auch von Nichtvertrags Staaten des 
IPWSKR müssen erfüllt werden können, eben durch 
reines „Nichtstun", die Gewährung eines Freiraumes 
individueller Entfaltung, losgelöst vom Staat. 

Hinter der behandelten vertraglichen Verpflichtung 
zur Rechtsgewährung mit dem Ziel der Wahrung der 
Freiheit des Individuums steht die „Erkenntnis, daß 
sich diese Rechte aus der dem Menschen innewoh- 
nenden Würde herleiten" (Präambel Abs. 2) — also 
nicht aus objektiven Gesetzmäßigkeiten gesellschaft- 
licher Entwicklung, die der staatlichen Grundrechts- 
gewährung das Maß setzen. Deutlicher kann der Wi- 
derspruch einer zur , Bürgerwürde' verkürzenden Vor- 
stellung (oben 1. 1. a)), zu dem die Menschenrechts- 
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Verpflichtungen der Paktstaaten tragenden Konzept 
des IPBPR nicht hervortreten 

c) Freiheitsrechte und Gemeinschaftsbindung 

Die kommunistische Rechtslehre beruft sich zur 
Rechtfertigung der Konzeption von der Einheit der 
Grundrechte und Grundpflichten (oben 1. 2. d)) auf die 
Präambel (Abs. 5) des IPBPR mit dem Hinweis „dar- 
auf, daß der Einzelne gegenüber seinen Mitmenschen 
und der Gemeinschaft, der er angehört, Pflichten 
hat“ 102 ) jm operativen Teil findet die These von den 
Grundpflichten freilich keine Stütze; Gemeinschafts- 
bindung wird hier zum Grund für die Einführung von 
Freiheitsschranken 103), Damit steht die These von der 
Einheit von Grundrechten und -pflichten im Wider- 
spruch zu der Paktregelung, Freiheitsbegrenzung bei 
Paktrechten nur in den dort bezeichneten Techniken 
und Formen zuzulassen. 

Noch weniger vereinbar mit dem Pakt ist das mit der 
kommunistischen Lehre von der Einheit der Interes- 
sen von Individuum und Gesellschaft einhergehende 
Konzept des generellen Gemeinschaftsvorbehalts lo^). 
Anders als der IPWSKR (Art. 4) kennt der IPBPR für die 
Normallage keinerlei generellen Gemeinschaf tsvor- 
behalt als Schranke der Freiheit. Vielmehr sind die 
Vertragsstaaten auf die Technik des Einzelvorbehal- 
tes verwiesen, eines Vorbehaltes, der freilich oft nur 
ein sehr bescheidenes Minimum eines Mindeststan- 
dards von Freiheit übrig zu lassen erlaubt. Das kom- 
munistische Menschenrechtskonzept stellt aber selbst 
dieses Minimum in Frage. 
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tischen Schrifttum vgl. Brunner, Neuere Entwicklungen 
(Anm. 1), S. 18 f. 

24) Klenner (Anm. 2), S. 128; Riege (Anm. 20), S. 86; s. im übri- 
gen die Hinweise bei J. Zajadlo, Marxismus und Natuixecht, 
OER 1986, S. 68 (bes. S. 69 f.). 

25) Für die UdSSR I. Blishchenko, International Treaties and 
their Application on the Territory of the USSR, AJIL 69 
(1975), S. 819 ff.; V. A. Tumanov, in: R. Bemhardt/J. A. Jolo- 
wicz (eds.). International Enforcement of Human Rights, Ber- 
lin -Heidelberg- New York-Tokyo 1987, S. 22. Für Polen Ml- 
chalska (Anm. 13), S. 94 f. 

26) Für die DDR: S. Mampel, Die Sozialistische Verfassung der 
DDR, 2. Aufl., Frankfurt/M. 1982, S. 560 f. Rdnr. 43, Art. 51 
Rdnrn. 9, 16; für die Sowjetunion: Luchterhandt, UN-Men- 
schenrechtskonventionen (Anm. 1), S. 25. Klar abweichend: 
H.-J. Uibopuu, Die Menschenrechtspakte der Vereinten Na- 
tionen im Staatsrecht der UdSSR, OER 1975, S. 1 (11; 15); O. 
Schächter, The Obligation to Implement the Covenant in 
Domestic Law, in: L, Henkin (ed.), The International Bill of 
Rights, New York 1981, S. 314; S. 493 (Fn. 9; 13); besonders 
ausführlich und erhellend im übrigen G. Ginsburgs, The 
Validity of Treaties in the Municipal Law of the , Socialist' 
States, AJIL 59 (1965), S. 523 (534). 

22) Verfassung der DDR (Anm. 8), Bd. II, Art. 51 Anm. 2; Meister, 
in: Staatsrecht der DDR (Anm. 13), S. 90; G. Seidel, Die 
Transformation des Völkerrechts in innerstaatliches Recht, 
Deutsche Außenpolitik 1981, Heft 8, S. 76 (79; 80; 83 ff.); s. a. 
Völkerrecht, Lehrbuch, Teil 1, 2. Aufl., Berlin(-Ost) 1981, S. 
185. 

28) Meister, a. a. O., S. 90, 92; B. Graefrath, Zu internationalen 
Aspekten der Menschenrechtsdiskussion, NJ 1978, S. 329 
(331). 

29) Vgl. 33 GAOR, Suppl. 40, UNDoc. A/3340 § 432; siehe auch 

den Eingangsbericht der UdSSR, CCPR/C/l/Add. 22 (1978), 
S. 2 unten; 2. Bericht CCPR/C/28/Add. 3 (1984), S. 3; ferner 
die Feststellung der Ausschußmitglieder Evans, CCPR/C/ 
SR. 564 (1984), § 13, Graefrath, ebda. § 26, und Tomuschat, 
CCPR/C/SR. 570 (1984), §40; außerdem Schächter 

(Anm. 26), S. 315; 494 f. (Fn. 13); siehe auch die Prognose bei 
H.-J. Uibopuu, Die Menschenrechtspakte der Vereinten Na- 
tionen im Staatsrecht der UdSSR, OER 1975, S. 1 (15); ferner 
dens., Völkerrecht und Landesrecht in sowjetischer Theorie 


und Praxis, JOR Bd. XV (1974), S. 39 (60 ff.); außerdem dens.. 
International Law and Municipal Law in Soviet Doctrine and 
Practice, in: FS Verdross, Berlin(-West), S. 661 (668 ff.; 
676). 

30) Vgl.Tamopolsky, CCPR/C/SR. 131 (1979), § 10; Tomuschat, 
CCPR/C/SR. 132, § 47; Bestätigung durch den Vertreter Bul- 
gariens, Yankov, CCPR/C/SR. 133, § 17; s. a. Schächter 
(Anm. 26), S. 493 (Fn. 9). 

31) Vgl. den CSSR/DDR- Vertrag über die Regelung doppelter 
Staatsangehörigkeit, bei A. N. Makarov/H. v. Mangoldt, 
Deutsches Staatsangehörigkeitsrecht, 3. Aufl., Frankfurt/M., 
22 D. ; Bekanntmachung des tschechoslowakischen Außen- 
ministers vom 1.4.1974, Sb. Nr. 37/1974. 

32) Vgl. die tschechoslowakische Stellungnahme in: CCPR/C/ 
SR. 680 (1986), §§ 1, 2; s. a. Schächter (Anm. 26), S. 314; 493 
(Fn. 9; 10; 11). Zur innerstaatlichen Praxis der CSSR auch 
ai -Jahresbericht 1983, S. 372: Der Staatsanwalt erklärt am 
7,1,1982 im Bemfungsverfahren von Jan litomisky, der An- 
geklagte könne sich nicht auf den IPBPR berufen, da er als 
CSSR- Bürger in erster Linie der nationalen Gesetzgebung 
unterliege und deren Normen die vom Pakt garantierten 
Freiheiten einschränkten, um Aktivitäten auszuschheßen, 
welche als anti-sozialistisch betrachtet werden könnten. 

33) Vgl. A. Uschakow, Der Abschluß und die Kündigung von 
völkerrechtlichen Verträgen im polnischen Recht, OER 1980, 
S. 195 (199 ff.): Michalska (Anm. 13), S. 94 f. 

34) CCPR/C/4/Add. 2 (1979), § 2. Indirekte Bestätigung in ei- 
nem Urteil des Polnischen Verfassungstribunals vom 
3.3.1987 - P. 2/87 - (Diariusz Sejmowy 3/1987, S. 27). In 
der entschiedenen Sache hat sich der Vorsitzende des Ober- 
sten Verwaltungsgerichts zur Begründung der Fehlerhaftig- 
keit zweier Verordnungen des Gesundheitsministers u. a. 
auch darauf berufen, sie verstießen gegen den IPBPR. Das 
Verfassungsgericht stellt die Fehlerhaftigkeit der Verord- 
nungen wegen Verfassungsverstoßes und Verstoßes gegen 
das Hochschulgesetz fest. Das Argument zum IPBPR nimmt 
das Verfassungsgericht dagegen nur zur Kenntnis, ohne 
auch darauf die Fehlerhaftigkeit der Verordnung zu stützen. 
Anscheinend ist das mangels innerstaatlicher Geltung des 
IPBPR rechtlich unmöglich. 

35) CCPR/C/l/Add, 44 (1979), VII; CCPR/C/37/Add. 1 (1985), 
§ 1. Eine Bestätigung des Paktes durch das Parlament gern. 
Art. 19 Abs. 3 lit. f. oder Art. 30 Abs. 6 der Verf. konnte nicht 
festgestellt werden. 

36) Klenner (Anm. 2), S. 136; Kartashkin (Anm. 2), S. 632; Poppe 
(Anm. 13), S. 181; s. auch Brunner, Die sozialistische Gmnd- 
rechtskonzeption (Anm, 4), S. 46 f. 

32) K. Polak, Zur Dialektik der Staatslehre, Berlin(-Ost) 1963, S. 
252; G. Haney, Sozialistisches Recht und Persönlichkeit, Ber- 
lin(-Ost) 1967, S. 363; kritisch: Klenner (Anm. 2), S. 136. 

38) Poppe, in: Politische und persönliche Grundrechte (Anm. 7), 
S. 22. 

38) Poppe (Anm. 13), S. 181 f. 

40) Hierzu Brunner, Die sozialistische Grundrechtskonzeption 
(Anm. 4), S. 47. 

41) Poppe (Anm. 13), S. 181. 

42) Szabo (Anm. 11), S. 181; Kartashkin (Anm. 2), S. 631. 

43) Staatsrecht der UdSSR (Anm. 19), S. 102 f.; Poppe (Anm. 13), 
S. 187 f.; Meissner (Anm. 18), S, 390 f.; Westen (Anm. 18), 
Rdnr. 20 ff.; G. Geilke/Ch. Jessel, Einführung in das Recht 
der Bulgarischen Volksrepublik, Darmstadt 1975, S. 19; 
Z. Jarosz/S. Zawadzki, Prawo Konstytucyjne (Verfassungs- 
recht), Warschau 1980, S. 219 ff.; N. Witruk, in: Sozialismus 
und Menschenrechte, Moskau 1979, S. 73 ff.; 88 ff.; A. Lo- 
patka, in: Menschenrechte im Klassenkampf, Bd. I, Potsdam- 
Babelsberg 1980, S. 26. 

44) Autorenkollektiv unter Leitung von E. Poppe, Grundrechte 
des Bürgers in der sozialistischen Gesellschaft, Berlin(-Ost) 
1980, S. 76 f.; s. auch Sokolewicz (Anm. 13), S. 123 ff.; 
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Z. K^dzia, in: Academie Polonaise des Sciences/Institut de 
l'Etat et du Droit (Hrsg.), Colloque juridique franco-polonais, 
Droits economiques et sociaux des citoyens, Breslau-War- 
schau-Krakau-Danzig 1980, S. 80. 

45) Poppe, a. a. O., S. 78. 

46) Poppe (Anm. 13), S. 186. S, auch Lammich (Anm, 4), 
S. 505. 

4?) Poppe (Anm. 44), S. 80; ders., in: Politische und persönliche 
Grundrechte (Anm. 7), S. 28; Kartashkin (Anm, 2), S. 632 f.; 
s. auch Sokolewicz (Anm. 13), S. 127 ff. 

48) K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 17, Berlin(-Ost) 1962, 
S. 440f. 

49) Poppe (Anm. 44), S. 81. 

59) Poppe, in: Politische und persönliche Grundrechte (Anm, 7), 
S. 29 f. 

51) Dazu kritisch Sokolewicz (Anm. 13), S. 128 f. In der Literatur 
erscheint das Konzept der ,Einheit von Grundrechten und 
Grundpflichten' auch in anderen Zusammenhängen: 

1) bei der Begründung des Grundrechts als subjektives 
Recht, als dessen korrelierende , Grundpflicht' eine ent- 
sprechende Verhaltenspflicht des Grundrechtsverpfüch- 
teten in dem als zweiseitig gedachten Rechtsverhältnis 
bezeichnet wird (dazu oben im Text bei b)); 

2) Zur Bindung der Ausübung von Freiheitsrechten an den 
unbedingten Vorrang gesellschaftlicher Interessen (dazu 
unten im Text bei e)); das Recht wird so zur Pflicht, das 
gesellschaftliche Interesse zu wahren; 

3) zur Begründung einer Pflicht zur Grundrechtsausübung 
zum gesellschaftlichen Nutzen unter dem Aspekt des 
Mitgestaltungsrechts (dazu unten im Text bei f)). 

Zu dieser Mehrdimensionalität N. Szepaniak/R. Wienis- 
zewski, in: Menschenrechte im Klassenkampf, Bd. I, Pots- 
dam-Babelsberg 1980, S. 100 ff.; O, Luchterhandt, Stichwort 
„Grundpflichten und Grundrechte“, in: Pipers Wörterbuch 
zur Politik, Bd. 4, Sozialistische Systeme, München 1986, 
S. 166 ff. (168); ders.. Der verstaatlichte Mensch (Anm. 1), 
S. 60 ff.; Sokolewicz, a. a. O., S. 129 f.; Brunner, Die soziali- 
stische Grundrechtskonzeption (Anm. 1), S. 48 ff. 

52) Poppe (Anm. 44), S. 84; s. auch Luchterhandt, Der verstaat- 
lichte Mensch (Anm. 1), S. 41 ff.; 230 ff. Das Staatsrecht der 
UdSSR (Anm. 19), S. 103 ff., nimmt eine derartige Differen- 
zierung nicht vor. Unklar: Kartashkin (Anm. 2), S. 632/ 
633. 

58) Vgl. Westen (Anm. 18), Vorbemerkung Art. 39 Rdnr. 40; 
Sokolewicz (Anm. 13), S. 111 ff,, 117; G. Schachnasarow, 
Sozialismus und Menschenrechte, Moskau 1979, S. 26. 

54) Westen, a. a. O., Art. 39 Rdnr. 23. 

55) Kartashkin (Anm. 2), S. 633; Szaho (Anm. 11), S. 180; Klen- 
ner (Anm. 2), S. 130; Poppe (Anm. 13), S. 194; 196. 

56) K. Marx, Zur Judenfrage, in: K. Marx/F. Engels, Werke, 
Bd. 1, Berlin(-Ost) 1962, S. 364, 

5?) Verfassung der DDR (Anm. 8), S. 15/16; ebenso Kartashkin 
(Anm. 2), S. 633. S. auch K^dzia (Anm. 44), S. 86, der für 
dieses Konzept sogar BVerfGE 4, S, 7 (15 f.) und E 8, S. 274 
(329) bemüht, ohne bemerken zu wollen, daß es dort aus- 
schließlich um Freihheitsschranken geht. 

58) Poppe (Anm. 13), S. 179; s. auch H. Schliwa, Menschen- 
rechte in unserer Zeit, Einheit 1986, S. 108 (113). 

59) Poppe, in; Politische und persönliche Grundrechte (Anm. 7), 
S. 26; 27; E. Poppe/ A. Zschiedrich, in: Poppe (Anm. 44), 
S. 74; Riege, in: Staatsrecht der DDR (Anm. 13), S. 173. Für 
die UdSSR: T. Pusylewitsch, in: Handbuch der Sowjetverfas- 
sung (Anm. 18), Art. 33 Rdnrn. 8 f.; 14 f,; Brunner, Neuere 
Entwicklungen (Anm. 1), S. 22. 

99) H. Beil, in: Poppe (Anm. 44), S. 267; zum „demokratischen 
Völkerrecht", z. T. auch als „allgemein-demokratisches" be- 
zeichnet: D. Levin/G. Kaljushnaja (Hrsg.), Völkerrecht, 


Lehrbuch, Moskau 1967, S. 18; G. I. Tunkin, Völkerrechts- 
theorie, Berlin(-West) 1972, S. 73 ff.; 105 ff.; 113 f- 

61) D. Frenzke, Die Achtung der Menschenrechte in den Prinzi- 
pienkatalogen der kommunistischen Völkerrechtsliteratu- 
ren, in: FS Czaja, Köln 1985, S. 13 ff. 

62) Vgl. Völkerrecht (Anm. 27), S. 109; 117 f. 

68) B. Graefrath, in: DDR-Komitee für Menschenrechte, Schrif- 
ten und Informationen, Heft 1/1980, S. 3; 19. 

64) Graefrath, DDR-Komitee (Anm. 63), Heft 1/1986, S. 24; 27. 

65) M. Haedrich, Die Einheit der Menschenrechte — ein zentra- 
les Thema der Vereinten Nationen, NJ 1987, S. 15; Klenner 
(Anm. 2), S. 163. 

66) Graefrath, DDR-Komitee (Anm. 63), Heft 2/1985, S. 79; 81. 
Zum Folgenden auch C. Tomuschat, Recht auf Frieden, EA 
1985, S. 271 ff. 

67) Kartashkin (Anm. 2), S. 636; Graefrath, a. a. O., S. 79; 83; 
Klenner (Anm. 2), S. 185; Schliwa (Anm. 58), S. 108; 111; 
s. auch den Bericht von J. Golla/H. J. Rodenbach, Friedens- 
sicherung und Menschenrechte zur Menschenrechtsdiskus- 
sion in der DDR, DA 1986, S. 492 ff. 

68) BeU, in: Poppe (Anm. 44), S. 265; Graefrath (Anm. 66), S. 79; 
81; Kartashkin (Anm. 2), S. 636. 

69) Klenner (Anm. 2), S. 185. 

79) Graefrath (Anm. 66), S. 79; 82. 

71) Hierzu Bloed/van Hoof, Some Aspects (Anm. 1), S. 40. 

72) Graefrath, DDR-Komitee (Anm. 63), Heft 1/1986, S. 16; 17; 
Beil, in: Poppe (Anm, 44), S. 274; IQenner (Anm. 2), S. 194; 
E. Poppe/St. Poppe, in: DDR-Komitee (Anm. 63), Heft 
2/1986, S. 87 ff.; Haedrich (Anm. 65), S. 15 ff. 

73) Poppe/Poppe, a. a. O., S. 87; 91; 93. 

74) Klenner (Anm. 2), S. 194. 

75) Haedrich (Anm. 65), S. 15. 

76) Graefrath, DDR-Komitee (Anm. 63), Heft 1/1986, S. 16, 19 f.; 
Haedrich (Anm. 65), S. 15; 18. 

77) Völkerrecht (Anm. 27), S. 229; s. a. S. 120; Klenner (Anm. 2), 
S. 179; 182; 183; Graefrath, DDR-Komitee (Anm, 63), Heft 
3/1983, S. 8; 12. 

78) Völkerrecht (Anm. 27), S. 232; Kartashkin (Anm. 2), S. 637; 
ders., in: Sozialismus und Menschenrechte, Moskau 1979, 
S. 165; Szabö (Anm. 11), S. 176; Tumanov (Anm. 25), S. 21 f.; 
nuancierend A. Michalska, in: Menschenrechte im Klassen- 
kampf, Bd. II, Potsdam-Babelsberg 1980, S. 9 f.; s. auch 
U. Beyerlin, Menschenrechte und Intervention, in: B. 
Simma/E. Blenk-Knocke (Hrsg.), Zwischen Intervention imd 
Zusammenarbeit, Berün(-West) 1979, S. 173 ff. 

79) Völkerrecht (Anm. 27), S. 232; Kartashkin (Anm. 2), 
S. 637. 

69) Völkerrecht (Anm. 27), S. 231; s. ferner W. Rokoszewski, in: 
Menschenrechte im Klassenkampf (Anm. 78), S. 72 f. 

61) Beil, in: Poppe (Anm. 44), S. 272. 

62) Tumanov (Anm. 25), S. 22. 

88) Graefrath, DDR-Komitee (Anm. 63), Heft 1/1980, S. 16 ff.; 
Mohr, ebda., Heft 2/1984, S. 23; 31 f.; Kartashkin (Anm. 2), 
S. 640. 

64) Szabö (Anm. 11), S. 176; Tumanov (Anm. 25), S. 23; Kartash- 
kin (Anm. 2), S. 639. 

65) Völkerrecht (Anm. 27), S. 233. 

66) Ebda.; s. a. R. Frambach/H. Gruber, Menschenrechtsfragen 
in der UNO 1985/86, NJ 1986, S. 310/311. 

67) Friedensbegriff, II. 1. b); Selbstbestimmungsrecht, II. 1. d); 
staatliche Souveränität, II. 1. a); Einheit der Paktrechte der 
beiden Menschenrechtspakte — gleiche Umsetzung in in- 
nerstaatliches Recht, II. 1. c). 
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88) C. Tomuschat, Die Bundesrepublik Deutschland und die 
Menschenrechtspakte der Vereinten Nationen, in: K. Hüfner 
(Hrsg.), Zur Kodifizierung der Menschenrechte durch das 
UNO- System, Berlin (-West) 1978, S. 54; siehe auch A. Ver- 
dross/B. Simma, Universelles Völkerrecht, 3. Aufl., Berlin- 
(-West) 1984, §§ 1234, 1236. Weitestgehend verdrängt bei 
V. Kartashkin, in: Sozialismus und Menschenrechte, Mos- 
kau 1979, S. 166 ff. (168/169); ebenso bei Z. Kodzia/J. Wawr- 
zyniak, in: Menschenrechte im Klassenkampf, Bd. II, Pots- 
dam-Babelsberg 1980, S. 152. 

88) A. N. Talalajew, Das Recht der internationalen Verträge, 
Berhn(-Ost) 1977, S. 119: „Ein Vertrag muß so ausgelegt 
werden, daß er mit Leben erfüllt wird, und nicht so, daß er 
nur Papier bleibt". 

90) Talalajew, a. a. O., S. 118/119. 

91) Tomuschat (Anm. 1), S. 571. 

92) Vgl. Völkerrecht (Anm. 27), S. 234 f.; M. Nowak, Die Durch- 
setzung des Internationalen Paktes über bürge rhche und 
pohtische Rechte, Bestandsaufnahme der ersten 10 Tagun- 
gen des UN- Ausschusses für Menschenrechte, EuGRZ 1980, 
S. 533. 

98) So schon oben bei I. 2. a) (Exkurs); ferner Schächter 
(Anm. 26), S. 312 ff. 

9'!) S. Human Rights Committee, Selected Decisions under the 
Optional Protocol, CCPR/C/O/P 1; ferner A. de Zayas/J. T. 
Möller/T. Opsahl, Apphcation of the Covenant on Civil and 
Political Rights under the Optional Protocol by the Human 
Rights Committee, in: German Yearbook of International 
Law 28 (1985), S. 9 ff. 

95) Ebenso C. Tomuschat, Der Ausschuß für Menschenrechte — 
Recht und Praxis, Vereinte Nationen 1981, S. 141 (142); 
Luchterhandt, Menschenrechtspolitik und KSZE, Teil I 
(Anm. 1), S. 21; s. auch Nowak (Anm. 92), S. 543 Fn. 131. 


98) S. o. bei I. 2. a) (Exkurs); ferner z. B. für den Bereich der 
EMRK: C. Engel, Die Schranken der Schranken in der Euro- 
päischen Menschenrechtskonvention, ÖZöRVR 37 (1986), 
S. 261 (273 ff.). 

9’) s. Prakash Sinha, Human Rights: A Non- Western View- 
point, Archiv für Rechts- und Sozialphilosophie 1981, 
S. 76ff.; weitere Hinweise bei Tomuschat, Human Rights 
(Anm. 1), S. 548ff. 

98) Prakash Sinha, a. a. O., S. 89 f.; Tomuschat, a. a. O., S. 556; 
566 ff., 570; Luchterhandt, Menschenrechtspolitik (Anm. 1), 
S. 20; siehe auch A. Michalska, Les Pactes de Droits de 
l'Homme et les droits des citoyens en Repubhque Populaire 
de Pologne, Pohsh Yearbook of International Law VI (1974), 
S. 75 (79; 84; 94). 

99) Siehe auch Luchterhandt, a. a. O., S. 19; ders.. Die Stellimg 
des Bürgers (Anm. 1), S. 77; Tomuschat, a. a. O., S. 565. 

^80)Beil, in: Poppe (Arun. 44), S. 285 f.; Rokoszewski (Anm. 80), 
S. 74. 

^81) Siehe auch Luchterhandt, Menschenrechtspohtik (Anm. 1), 
S. 17 f.; Tomuschat, Human Rights (Anm. 1), S. 548 ff.; 558; 
564 f.; siehe auch Michalska (Anm. 98), S. 83; dies., Evolu- 
tion of Codifications of International Human Rights and of 
the Doctrinal Foundations of these Codifications, Pohsh 
Yearbook of International Law XI (1981— 82), S. 12 f.; Ver- 
dross/Simma, Universelles Völkerrecht (Anm. 83), § 1237; 
G. Zieger, Die Konvention über die zivilen und politischen 
Rechte, in: Zieger/Brunner/Mampel/Ermacora (Hrsg.), Die 
Ausübung staathcher Gewalt (Anm. 1), S. 35. 

182) Poppe (Anm. 13), S. 185. 

183) Siehe auch Luchterhandt (Anm. 95), S. 18. 

i04jYgi Tomuschat (Anm. 91), S. 554. 
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I. Verfassungsentwicklung 
und Grundrechte 

Anfang der 60er Jahre setzte in Osteuropa ein Prozeß 
der Verfassungsreformen ein, der 1977 schließlich 
auch in der Sowjetunion zur Verabschiedung einer 
neuen Verfassung führte. Im Vergleich zu den ersten 
Verfassungen der „volksdemokratischen'' Periode, 
die — bis auf die Gründungsverfassung der DDR — 
eine mehr oder minder sklavische Nachahmung der 
Stalinschen Sowjetverfassung von 1936 darstellten, 
sind in den neuen Verfassungen bis zu einem gewis- 
sen Grade nationale Besonderheiten anzutreffen i). 
Die optische Aufwertung der Grundrechte ist ein aU- 
gemeines Merkmal der Verfasstmgsentwicklung, das 
durch den veränderten Zeitgeist der poststalinisti- 
schen Ära ebenso bedingt ist wie durch die Internatio- 
nalisierung der Menschenrechtsfrage und den KSZE- 
Prozeß. Dies kommt neben einigen inhaltlichen Ver- 
änderungen vornehmlich in der systematischen Ein- 
ordnung der Grundrechte zum Ausdruck. Während 
sie nach dem Stalinschen Verfassungsmodell hinter 
dem Staatsorganisationsrecht, in einem der letzten 
Kapitel geregelt waren, befindet sich der Grund- 
rechtsteil heute gewöhnlich hinter den Bestimmun- 
gen über die politischen Grundlagen der gesellschaft- 
lichen Ordnung an systematisch vornehmerer Stelle. 
Die ungarische und polnische Verfassung bilden nur 
scheinbare Ausnahmen, da hier 1972 bzw. 1976 nicht 
eine neue Verfassung verabschiedet, sondern nur die 
alte Verfassung im Wege einer Totalrevision neuge- 
faßt wurde, wobei die überkommene Systematik un- 
angetastet geblieben ist. 


In den geltenden Verfassungen 2) ist der Grundrechts- 
katalog, der die meisten, aber nicht alle Grundrechte 
umfaßt, in folgenden Bestimmungen enthalten: 

Bulgarien: Art. 34—65; DDR: Art. 19—40; Polen: Art. 
67—93; Rumänien: Art. 17—41; Sowjetunion: Art. 
33 — 69; Tschechoslowakei: Art. 19—38; Ungarn: 
§§ 54-70. 


II. Grundrechtssubjekte 

Der marxistisch-leninistischen Grimdrechtskonzep- 
tion entsprechend kennen die Verfassungen nur Bür- 
gerrechte, die auf staatlicher Gewährung beruhen. 
Daß die Staatsangehörigkeit Voraussetzung der 
Grundrechtssubjektivität ist, kommt in den Verfas- 
sungen Bulgariens, der DDR und der Sowjetunion be- 
sonders klar zum Ausdruck, da hier die Staatsangehö- 
rigkeit am Anfang des Grundrechtskatalogs geregelt 
ist. Allein die ungarische Verfassung bekennt sich in 
der ersten Bestimmung des Grundrechts teils zur Ach- 
tung der Menschenrechte (§ 54 Abs. 1), während sich 
eine entsprechende Erklärung der Sowjetverfassuhg 
in dem der Außenpolitik gewidmeten Kapitel befindet 
und nur auf die Außenbeziehungen des Sowjetstaates 
bezogen ist (Art. 29). Allerdings weist auch die vmga- 
rische Verfassung die einzelnen Grundrechte nur den 
Staatsbürgern zu. Die im Völkerrecht vorherrschende 
Menschenrechtskonzeption ist also in das Verfas- 
sungsrecht der WP- Staaten nicht übernommen wor- 
den. 
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Folghch sind die Ausländer nach den Verfassungstex- 
ten — bis auf das Asylrecht — keine Grundrechtssub- 
jekte. Sie sind allerdings durch einfachgesetzliche Be- 
stimmungen den Inländern teilweise gleichgestellt. 
Die Frage, ob die Grundrechte trotz des Verfassungs- 
wortlauts auch für Ausländer gelten, wird im rechts- 
wissenschaftlichen Schrifttum der WP- Staaten selten 
erörtert und meist differenziert beantwortet. 


III. System der Grundrechte 

Die Gewichtung der einzelnen Grundrechtsgruppen 
richtet sich auch in den geltenden Verfassungen im 
wesentlichen nach dem überkommenen stalinisti- 
schen Wertungsschema: Im Vordergrund stehen die 
sozialökonomischen Grundrechte (Status positivus); 
den politischen und persönlichen Freiheitsrechten 
(Status negativus) kommt ein geringeres Gewicht zu, 
und der Grundrechtsteil schließt mit einem Pflichten- 
katalog (Status passivus). An allgemeinen Neuerun- 
gen ist zweierlei zu vermerken: Erstens ist der allge- 
meine Gleichheitssatz allen übrigen Grundrechten 
vorangestellt worden (Ausnahme: Ungarn), die er 
gleichsam durchdringt. Die aus ihm abgeleiteten Dif- 
ferenzierungsverbote erstrecken sich nicht auf politi- 
sche Anschauungen, wie es vom Völkerrecht geboten 
wäre, da die Differenzierung nach politischen Ge- 
sichtspunkten zum Wesen eines marxistisch-leninisti- 
schen Weltanschauungsstaates gehört. Zweitens wer- 
den die politischen Mitwirkungsrechte (status activus) 
stärker betont als früher. Bei ihrer Aufwertung hat die 
DDR 1968 insofern einen Sonderweg eingeschlagen, 
als sie ein allgemeines Mitbestimmungs- und Mitge- 
staltungsrecht geschaffen und — noch vor den sozial- 
ökonomischen Rechten — an die Spitze des ganzen 
Grundrechtskatalogs gestellt hat. 

Im Rahmen der sozialökonomischen Grundrechte 

sind fast alle Regelungskomplexe des IPWSKR ange- 
sprochen (Arbeit, Erholung, soziale Sicherheit, Ehe, 
Famihe, Mutterschutz, Jugendförderung, Gesund- 
heit, Bildung, Kultur); die Verfassungen der DDR 
(Art. 37) und der Sowjetunion (Art. 44) statuieren dar- 
über hinaus ein Recht auf Wohnraum. Die gesetzes- 
technische Bewältigung dieser hochkomplexen Le- 
benssachverhalte erfolgt gewöhnlich so, daß zunächst 
ein Grundrecht proklamiert oder eine Schutzerklä- 
rung abgegeben wird und dann verschiedene „mate- 
rielle Garantien" benannt werden. Letztere bestehen 
in einem Hinweis auf die vorhandenen sozialen und 
rechtlichen Einrichtungen oder in politischen Ab- 
sichtserklärungen, die sich nur ausnahmsweise zu ei- 
nerjuristisch greifbaren Substanz verdichten. Die Ge- 
werkschaften werden meistens außerhalb des Grund- 
rechtskatalogs und nur vereinzelt im Zusammenhang 
mit der Vereinigungsfreiheit behandelt, doch ge- 
schieht dies im Widerspruch zu Art. 8 Abs. 1 IPWSKR 
und Art. 22 IPBPR nicht im Sinne der Koalitionsfrei- 
heit, sondern in Gestalt einer Funktionsbestimmung 
und Einrichtungsgarantie zugunsten der etablierten 
Einheitsgewerkschaften im Rahmen des parteige- 
lenkten Systems der gesellschaftlichen Organisatio- 
nen. Ein Streikrecht ist entgegen Art. 8 Abs. 1 lit. d). 
IPWSKR nirgends vorgesehen; seine Gewährleistung 
würde dem ideologischen Selbstverständnis der WP- 


Staaten widersprechen, nach dem es im Sozialismus 
keine Ausbeutung mehr gibt, die Produktionsmittel 
den Werktätigen gehören und diese folglich aus logi- 
schen Gründen nicht gegen sich selbst streiken kön- 
nen. 

Zu den politischen Mitwirkimgsrechten zählen tradi- 
tionell das Wahlrecht und das Eingabenrecht, nicht 
aber der gleiche Zugang zu den öffentlichen Ämtern. 
Die Zuordnung des mit dem Petitionsrecht verwand- 
ten Eingabenrechts zu dieser Gruppe beruht auf einer 
funktionalen Verschiebung des Schwerpunktes von 
dem Vorbringen individueller Beschwerden auf Anre- 
gungen im öffentlichen Interesse. Im Zuge der Auf- 
wertung der politischen Mitwirkungsrechte haben die 
DDR 1968 (Art. 21), Ungarn 1972 (§ 68) und die So- 
wjetunion 1977 (Art. 48) ein umfassendes Partizipa- 
tionsrecht eingeführt, das alle Aspekte der Bürgerbe- 
teiligung an öffentlichen Angelegenheiten abdecken 
soU. In engem Zusammenhang hiermit stehen die 
Meinungs-, Versammlungs- und Vereinigungsfrei- 
heit, die nach Art. 19—22 IPBPR ohne Rücksicht auf 
den pohtischen oder unpohtischen Zweck des jeweils 
beabsichtigten Gebrauchs zu gewährleisten sind, 
aber in den Verfassungen der WP-Staaten eine un- 
übersehbar politische Ausrichtung erfahren und im 
rechtswissenschaftlichen Schrifttum ganz überwie- 
gend zu den „pohtischen Rechten" gerechnet werden. 
Das gleiche gilt für die Presse- und Rundfunkfreiheit 
und bis zu einem gewissen Grade für die Freiheit von 
Wissenschaft und Kunst. Der intendierte pohtische 
Mobihsierungseffekt kommt in den Verfassungstex- 
ten vielfach in einer Zweckbestimmung zum Aus- 
druck, die namenüich die Versammlungs- und Verei- 
nigungsfreiheit in den Dienst des soziahstischen Auf- 
baus stellt. 

Die persönlichen Freiheitsrechte umfassen gewöhn- 
hch die Freiheit und Unverletzhchkeit der Person, die 
Unverletzhchkeit der Wohnung, das Brief-, Post- und 
Fernmeldegeheimnis, die Gewissens- und Rehgions- 
freiheit sowie einzelne Aspekte der verfassungsrecht- 
hch geschützten Institute von Ehe und Famüie. Ver- 
einzelt finden sich Ansätze zu einem allgemeinen Per- 
sönlichkeitsrecht (Art. 50 bulg. Verf.; Art. 56, 57 Verf. 
UdSSR). Im Zusammenhang mit den meist unter ei- 
nem Gesetzesvorbehalt stehenden Unverletzhch- 
keitsr echten werden einige formelle Voraussetzun- 
gen und Verfahrensgarantien für zulässige Eingriffe 
normiert. Sie stehen in enger Wechselbeziehung zu 
den justiziellen Grundrechten, die in der Regel außer- 
halb des Grundrechtskatalogs, im Kontext der Rechts- 
pflege geregelt sind. Unter ihnen wird das Recht auf 
Verteidigung durchweg hervor gehoben. Die Reli- 
gionsfreiheit umfaßt überall die Bekenntnis- und Kult- 
freiheit, während die religiöse Vereinigungsfreiheit 
im Rahmen der Vorschriften über die Religionsge- 
meinschaften eine länderweise unterschiedliche, aber 
insgesamt restriktive Behandlung erfährt. Im Ver- 
gleich zu den im IPBPR verbürgten Freiheitsrechten 
fällt auf, daß die Freizügigkeit (Art. 12) fast vollständig 
übergangen wird: Die innerstaatliche Freizügigkeit 
ist nur in der CSSR (Art. 31) und in der DDR (Art. 32) 
gewährleistet, während die Ausreisefreiheit in allen 
Verfassungen fehlt. Sie kann auch nicht als von der 
allgemeinen Handlungsfreiheit mit erfaßt gelten, da 
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ein derartiges, dem Art. 2 Abs. 1 GG entsprechendes 
Auf fanggrundr echt unbekannt ist. 

Das Eigentum, dessen Gewährleistung zwar in Art. 17 
AEMR verkündet, aber durch die Menschenrechts- 
pakte völkerrechtlich nicht geboten ist, taucht in den 
Verfassungen der WP- Staaten gewöhnlich im Rege- 
lungszusammenhang der Wirtschaftsordnung und 
nicht im G rundrechtsteil auf, obwohl im rechtswissen- 
schaftlichen Schrifttum eine gewisse Neigung zu ver- 
spüren ist, dem persönlichen Eigentum und den übri- 
gen verfassungsmäßig abgesicherten vermögens- 
rechtlichen Positionen des Einzelnen (Erbrecht, Urhe- 
berrecht u. ä.) eine grundrechtliche Komponente ab- 
zugewinnen. Den ideologischen Ausgangspositionen 
entsprechend, ist die soziedistische Eigentums Verfas- 
sung aus verschiedenen Eigentumsformen zusam- 
mengesetzt und hierarchisch gestaffelt. Den einzel- 
nen Formen des „sozialistischen" Eigentums (staatli- 
ches, genossenschaftliches, Organisationseigentum) 
kommen ein höherer Verfassungswert imd ein stärke- 
rer Rechtsschutz zu als den Erscheinungsformen des 
individuellen Eigentums. Von den letzteren genießt 
das gegenständlich und funktional auf Konsumgüter 
und die Befriedigung persönlicher Bedürfnisse be- 
schränkte „persönliche Eigentum" den größeren 
Schutz. Die Bestimmung der engen Grenzen, in denen 
eine privatwirtschaftliche Betätigung mit eigenen 
Produktionsmitteln, für deren juristische Zuordnung 
zum Eigentümer nur die polnische und die ungarische 
Verfassung den Ausdruck „Privateigentum" verwen- 
den, zulässig ist, ist hingegen völlig dem Gesetzgeber 
überlassen. Eine Enteignungsentschädigung ist ledig- 
lich in den Verfassungen Rumäniens (Art. 12), der 
DDR (Art. 16) und Bulgariens (Art. 28) zwingend vor- 
geschrieben. 

Von den übrigen Grundrechten, deren Zuordnung zu 
einer bestimmten Gruppe nicht ohne weiteres mög- 
lich ist, bedürfen zwei der besonderen Hervorhebung. 
Das erste betrifft den durch Art. 27 IPBPR gebotenen 
ethnischen, religiösen und sprachlichen Minderhei- 
tenschutz. Die verfassungsrechtliche Lage ist der eth- 
nischen Zusammensetzung des Staatsvolkes und der 
jeweiligen Nationalitätenpolitik entsprechend länder- 
weise unterschiedlich und stark differenziert (vgl. Ka- 
pitel rv, Abschnitt G. — D. Blumenwitz). Das zweite 
ist das Asylrecht, das zwar in Art. 14 AEMR prokla- 
miert wird, nicht aber in den Menschenrechtspakten 
enthalten ist. Obwohl also eine diesbezügliche völker- 
rechtliche Verpflichtung nicht besteht, ist das Asyl- 
recht in den Verfassungen aller WP- Staaten vorgese- 
hen. Allerdings wird seine Gewährung nicht allen 
politisch Verfolgten, sondern nur denjenigen Aus- 
ländem in Aussicht gestellt, deren politische Betäti- 
gung im Lichte der marxistisch-leninistischen System- 
ideologie und der jeweiligen politischen Generallinie 
der kommunistischen Partei billigenswert erscheint. 

Bei den zahlreichen Gr undpf lichten, die teüs eigen- 
ständig sind und teüs mit einem Grundrecht korre- 
spondieren, ist vielfach nicht ohne weiteres festzustel- 
len, ob sie Rechtspflichten oder bloß moralische 
Pflichten darstellen sollen. Der an sich selbstverständ- 
liche Gesetzesgehorsam und die staatsbürgerliche 
Treuepflicht werden in den meisten Verfassungen in 
zwei Richtungen gesteigert: Erstens wird ein positives 


Eintreten zum Schutz der öffentlichen Ordnung und 
namentlich im Interesse der Kriminalitätsvorbeugung 
und -bekämpfung verlangt; zweitens wird auch die 
Einhaltung der „Regeln des sozialistischen Zusam- 
menlebens", also ein systemkonformes Sozialverhal- 
ten zur Pflicht gemacht. Teüweise gehen die Verfas- 
sungen noch einen Schritt weiter und verpflichten die 
Bürger zur tätigen Identifikation mit den staatlichen 
Interessen (Art. 34 Verf. CSSR; Art. 62 Abs. 1 Verf. 
UdSSR; auch Art. 39 mm. Verf.); die DDR erklärt das 
für sie charakteristische allgemeine Mitbestimmungs- 
und Mitgestaltungsrecht zu einer „hohen moralischen 
Verpflichtung" (Art. 21 Abs. 3). Zu den klassischen 
„sozialistischen" Grundpflichten gehören des weite- 
ren die Pflicht zur Arbeit und zur Einhaltung der Ar- 
beitsdisziplin, der aktive Schutz des sozialistischen 
Eigentums, die Wehrpflicht, die Schulpflicht sowie die 
Erziehungspflicht der Eltern, für die systemkonforme 
inhaltliche Vorgaben gemacht werden und die gele- 
gentlich durch eine Fürsorgepflicht der Kinder gegen- 
über den Eltern ergänzt wird. Dieser Katalog ist in den 
neueren Verfassungen durch verschiedene Gmnd- 
pf lichten auf dem Gebiete des Natur- und Umwelt- 
schutzes erweitert worden. 


IV. Grundrechtsschranken 

Die Gmndrechtsbegrenzungen übersteigen das völ- 
kerrechtlich zulässige Maß bei weitem. 

Von den geläufigen Begrenzungstechniken wird von 
den Verfassimgsvorbehalten vornehmlich bei den po- 
litischen Mitwirkungs- und Freiheitsrechten in einer 
Weise Gebrauch gemacht, die nur eine systemkon- 
forme Gmndrechtsausübung gestattet, während die 
Beifügung eines Gesetzesvorbehalts für die persönli- 
chen Freiheitsrechte und die Gewährleistung des Ei- 
gentums kennzeichnend ist. Darüber hinaus haben 
zwei allgemeine Verfassungsvorbehalte, deren Gel- 
tung in der offiziellen Gmndrechtsdoktrin seit jeher 
angenommen wird, in einige Verfassungen nunmehr 
auch expressis verbis Eingang gefunden. Der erste 
betrifft die These von der „Einheit der Rechte und 
Pflichten" (Art. 59 Abs. 1 Verf. UdSSR; § 54 Abs. 2 
ung. Verf.), die über die gmndrechtsbegrenzende 
Wirkung der speziell normierten Einzelgmndpflich- 
ten hinaus ein juristisch nur schwer greifbares allge- 
meines Korrespondenzverhältnis zwischen Rechts- 
ausübung und Pflichterfüllung begründen soll. Die 
Deutung dieses Bedingungszusammenhangs als Ver- 
wirkung im Sinne des obrigkeitlichen Entzugs von 
subjektiven Rechten und Vergünstigungen als Sank- 
tion für mangelndes Wohl verhalten 3) trifft jedenfalls 
den faktischen Kern der Sache. Die zweite allgemeine 
Grundrechtsschranke ergibt sich aus der ideologisch 
postulierten Harmonie gesellschaftiicher und persön- 
licher Interessen. In einem ausnahmsweise denkba- 
ren KonfHktfall genießen die gesellschaftlichen Inter- 
essen unbedingten Vorrang; eine Abwägung zwi- 
schen öffentlichen und privaten Gütern findet nicht 
statt. In diesem Sinne enthalten die tschechoslowaki- 
sche (Art. 19 Abs. 1) und die DDR- Verfassung (Art. 19 
Abs. 3) eine allgemeine Funktionsbeschreibung der 
Grundrechte, die auf eine Entwicklung der Persön- 
lichkeit zum Wohl der Gesellschaft hinausläuft. Nach 
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der bulgarischen (Art. 9 Abs. 2) und der ungarischen 
Verfassung (§ 54 Abs. 2) ist eine Grundrechtsaus- 
übung unzulässig, sofern sie gegen gesellschaftliche 
Interessen verstößt. In der Sowjetverfassung (Art. 39 
Abs. 2) sind außer den gesellschaftlichen auch die 
staatlichen Interessen in den Kreis der immanenten 
Grundrechtsschranken einbezogen. Die volle Trag- 
weite dieser Bestimmungen wird erst im Zusammen- 
hang mit demjenigen Verfassungsartikel sichtbar, der 
das ideologische Erkenntnis- und das politische Füh- 
rungsmonopol in bezug auf Staat und Gesellschaft der 
kommunistischen Partei zuweist ^). Auf dieser Basis ist 
letztlich die Partei dazu berufen, den aktuellen Inhalt 
der einzelnen Grundrechte zu bestimmen. 


V. Grundrechtsschutz 

In Anbetracht der verfassungsdogmatischen Entwer- 
tung der Grundrechte ist es nicht verwunderlich, daß 
ein spezifischer Grundrechtsschutz unbekannt ist. 
Nach der bestehenden Rechtslage können die Grund- 
rechte nur im Rahmen des allgemeinen Verwaltungs- 
rechtsschutzes Berücksichtigung finden. 

Ein formeller Grundrechtsstatus im Sinne verfahrens- 
rechtlicher Positionen zum Schutze subjektiv-öffent- 
licher Rechte des Einzelnen zeichnet sich in der neue- 
ren Verfassunggebung der WP-Staaten ansatzweise 
ab. Am stärksten ist er in den Verfassungen Bulga- 


riens, Rumäniens und der Sowjetunion ausgeprägt, 
die einen gerichtlichen Verwaltungsrechtsschutz und 
eine Staatshaftung nach Maßgabe näherer gesetzli- 
cher Ausgestaltung in Aussicht stellen (Art. 125 Abs. 3 
bzw. Art. 56 Abs. 1 u. 3 bulg. Verf.; Art. 35 rum. Verf.; 
Art. 58 Abs. 2 bzw. 3 Verf. UdSSR). Die Staatshaftung 
ist auch in der DDR- Verfassung vorgesehen (Art. 104). 
In Polen und Ungarn beschränken sich die verfas- 
sungsmäßig verbürgten Möglichkeiten des Einzel- 
nen, Verletzungen seiner Rechte geltend zu machen, 
auf das universelle Eingabenrecht. 

Anmerkungen 

9 Für einen Überblick vgl. G. Brunner, Neuere Tendenzen in 
der verfassungsrechtlichen Entwicklung osteuropäischer 
Staaten, JÖR 1974 (NF Bd. 23), S. 209 ff.; F.-Chr. Schroeder/ 
B. Meissner (Hrsg.), Verfassungs- und Verwaltungsreformen 
in den sozialistischen Staaten, Berhn(-West) 1978. 

2) Ihre deutsche Übersetzung ist — nach dem jeweihgen Stand 
des Erscheinungsdatums — in folgenden Textsammlimgen 
pubhziert: G. Brunner/B. Meissner (Hrsg.), Verfassimgen der 
kommunistischen Staaten, Paderborn 1979; W. Lungwitz 
(Hrsg.), Verfassungen ausländischer soziahstischer Staaten, 
Berhn(-Ost) 1982. 

3) So O. Luchterhandt, Der verstaathchte Mensch, Köln-Berün- 
Bonn-München 1985, S. 241 ff. 

4) Art. 1 Abs. 2, 3 bulg. Verf.; Art. 1 Abs. 1 Verf. DDR; Art. 3 
Abs. 1 poln. Verf.; Art. 3, 26 Abs. 2 rum. Verf.; Art. 6 Verf. 
UdSSR; Art. 4 Verf. ÜSSR; § 3 ung. Verf. 
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I. Der völkerrechtliche Rahmen 


Art. 19 Abs. 1 IPBPR verbürgt jedermann das Recht 
auf unbehinderte Meinungsfreiheit, also das Recht, 
eine Meinung zu haben. Der Art. 19 Abs. 2 garantiert 
die Äußerungs-, Informations-, Presse- und Rund- 
funkfreiheit, wenn formuhert wird, daß jedermann das 
Recht auf freie Meinungsäußerung hat und dieses 
Recht die Freiheit einschließt, ohne Rücksicht auf 
Staatsgrenzen Informationen und Gedanken jeder Art 
in Wort, Schrift oder Druck, durch Kunstwerke oder 
andere Mittel eigener Wahl sich zu beschaffen, zu 
empfangen und weiterzugeben. Nach Art. 19 Abs. 3 
ist die Ausübung der in Absatz 2 vorgesehenen Rechte 
mit besonderen Pfhchten und einer besonderen Ver- 
antwortung verbunden. Sie kann daher nach Satz 2 
bestimmten, gesetzlich vorgesehenen Einschränkun- 
gen unterworfen werden, die für die Achtung der 
Rechte oder des Rufs anderer sowie für den Schutz der 
nationalen Sicherheit, der öff entheben Ordnung (or- 
dre pubhc) , der Volksgesundheit oder der öffentlichen 
SitÜichkeit erforderheh sind. 

In Art. 20 Abs. 1 und 2 IPBPR werden die Vertrags- 
staaten zum Erlaß von Gesetzen verpflichtet, die jede 
Kriegspropaganda sowie jedes Eintreten für nationa- 
len, rassischen oder rehgiösen Haß, durch das zu Dis- 
kriminierung, Feindsehgkeit oder Gewalt aufgesta- 
chelt wird, verbieten. 

Bei den Entwurfsarbeiten zu Art. 19 IPBPR kommt das 
unterschiedhehe Menschenrechts Verständnis zwi- 
schen West und Ost nicht offen zum Ausdruck. Es wird 
stillschweigend der Katalog des herkömnüichen bür- 
gerüch-hberalen Menschenrechtsverständnisses zu- 
grundegelegt ^). Dieses bürgerhch-hberale Men- 
schenrechtsverständnis findet einen deuthehen Nie- 
derschlag in den Formuherungen der einzelnen 
Rechtspositionen, die in Art. 19 IPBPR als subjektive 
Rechte ausgestaltet werden. Die Staaten des War- 
schauer Paktes verlagern daher ihre Strategie der Ab- 
sicherung des marxistisch-leninistischen Medien- 
rechtsverständnisses in die Vorbehalte zum Schutze 


der öffenüichen Ordnung und der nationalen Sicher- 
heit (Abs. 3). 


1. Äußerungs-, Informations- und Pressefreiheit 

Art. 19 Abs. 2 des Paktes garantiert die Äußerungs-, 
Informations-, Presse- und Rundfunkfreiheit in einem 
umfassenden Sinn. Nach herrschender Ansicht ver- 
bietet Art. 19 Abs. 2 IPBPR auch die Zensur 2). 

a) Äußerungsfreiheit 

Art. 19 Abs. 2 IPBPR verbürgt die Freiheit zu Äußerun- 
gen aller Art, seien es Meinungen, Tatsachen, Infor- 
mationen, unterhaltende oder werbende Aussagen, 
wie sich aus dem authentischen englischen und fran- 
zösischen Wortlaut ( „freedom of expression" , „hberte 
d'expression“) ergibt. Weder die Aufzählung der Äu- 
ßenmgsinhalte — insoweit erfolgt ledigheh eine Klar- 
stellung — noch die der Verbreitungsmittel — dies 
belegt der Passus „oder andere Mittel eigener Wahl" 
— ist abschließend. So ist auch die im Hörfunk oder 
Fernsehen gemachte Äußerung von Art. 19 Abs. 2 
IPBPR geschützt. Die weite Auslegungsmöglichkeit 
des Art. 19 Abs. 2 IPBPR verdeuüicht, daß auch künf- 
tig auftauchende Kommunikationsmedien erfaßt wer- 
den können. 

b) Informationsfreiheit 

Art. 19 Abs. 2 2. Halbsatz IPBPR gewährleistet das 
Recht, sich Informationen und Gedankengut jeder Art 
zu beschaffen und zu empfangen. Daneben wird auch 
die Freiheit verbürgt, Informationen und Ideen aller 
Art weiterzugeben. Aus der Freiheit, sich Informatio- 
nen zu „beschaffen" , folgt nicht die Verpflichtung des 
Staates, Informationen zu hefern. 

Die Informationsquellen sind in Art. 19 Abs. 2 nicht 
abschheßend aufgezählt, so daß gnmdsätzheh keine 
Informationsquelle ausgeschlossen ist. Es ist damit 
auch die Informationsbeschaffung durch Hörfunk und 
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Fernsehen gewährleistet. Die Informationen dürfen 
aus dem Ausland stammen, wie die Wendung „ohne 
Rücksicht auf Staatsgrenzen“ zum Ausdruck bringt. 
Die Informaüonsfreiheit garantiert auch die Freiheit 
des Empfangs von Sendungen des Satellitendirekt- 
femsehens^). Neue technische Möglichkeiten der In- 
formationsweitergabe und des Informationsempfangs 
sind vom Anwendungsbereich des Paktes nicht aus- 
geschlossen. Nach dem Wortlaut des Art. 19 Abs. 3 
IPBPR ist eine Beschränkung auf „herkömmliche“ 
Kommunikationsmedien nicht möglich. 


c) Pressefreiheit 

Die Pressefreiheit ist im IPBPR nicht ausdrücklich auf- 
geführt. Sie ergibt sich aber aus Art. 19 Abs. 2, der die 
Weitergabe von Informationen und Gedankengut al- 
ler Art in Wort, Schrift oder Druck verbürgt. Die Pres- 
sefreiheit garantiert der Presse, den Inhalt des Pres- 
seerzeugnisses zu gestalten sowie Meinungen, Tatsa- 
chen und Unterhaltung aller Art zu äußern und zu 
verbreiten. Sie schließt auch das Recht ein, gewisse 
Beiträge nicht zu bringen. Träger der Pressefreiheit ist 
insoweit der Presseunternehmer. 

Die Pressefreiheit garantiert ferner der Presse, sich 
alle für ihre Berichtserstattung erforderlichen Infor- 
mationen zu verschaffen. Dieses Recht der Informa- 
tionsverschaffung verbürgt das Recht auf freien Zu- 
gang zu den Ereignissen und zu den allgemein zu- 
gänglichen Informationsquellen. Sie gibt jedoch 
grundsätzlich keinen Anspruch gegenüber dem Staat, 
mit allen gewünschten Informationen versorgt zu wer- 
den. Träger der Pressefreiheit ist hier der Presseunter- 
nehmer sowie der einzelne Journalist. 

Die Pressefreiheit schließt ferner das Recht ein, ein 
Presseunternehmen ohne Rücksicht auf die weltan- 
schauliche Ausrichtung der zu veröffentlichenden Er- 
zeugnisse und ohne Rücksicht auf Bedarf aufzubauen. 
Sie umfaßt das Recht auf freie Zulassung zu einem 
Presseberuf und die ungestörte Berufsausübung der 
im Pressewesen tätigen Personen. Sie garantiert den 
Presseunternehmen und den einen Presseberuf aus- 
übenden Personen, sich aUe erforderlichen Hüfsmittel 
wie Schreibgeräte, Schreibpapier, Druckerpresse 
usw. verschaffen zu können (Pressearbeitsfreiheit). 

Schließlich ist auch der einzelne Bürger insoweit Trä- 
ger der Pressefreiheit, als sie ihm das Recht gibt, sich 
aus den Presseerzeugnissen zu informieren. 


d) Zensurverbot 

Nach dem in der Staatenpraxis herrschenden formel- 
len Zensurbegriff liegt Zensur stets dann vor, wenn 
die Betätigung der Äußerungs- und Pressefreiheit von 
einer behördlichen Kontrolle abhängig gemacht wird. 
Formelle Zensur bedeutet, daß dem Staat jede Äuße- 
rung vor der Veröffentlichung ohne Rücksicht auf ih- 
ren Inhalt zur Kenntnis zu bringen ist, damit er in Form 
einer Genehmigung oder eines Verbots über die Ver- 
breitung der Äußerung entscheiden kann. 


2. Grundsatz des freien Informationsflusses 

a) Inhalt und Abgrenzung 

In engem Zusammenhang mit dem durch die Informa- 
tionsfreiheit garantierten freien Zugang zu den Infor- 
mationsquellen ist der in der internationalen Resolu- 
tionspraxis, aber auch in vertraglichen Abmachungen 
mit Staaten des Warschauer Pakts immer wieder auf- 
gegriffene Grundsatz des „free flow of information“ 
zu sehen 4). Er stellt eine notwendige Ergänzung des 
Art. 19 IPBPR dar, da Staaten die Informationsfreiheit 
faktisch sehr leicht dadurch einschränken können, 
daß die zur freien Meinungsbildung und zur demokra- 
tischen Publizität erforderlichen Informationen staat- 
licherseits zurückgehalten werden. Zudem kommt 
heute dem „free flow of information“ ein bedeutsamer 
Stellenwert in den Ost- West- Beziehungen zu; er er- 
scheint als eine der wesentlichen Voraussetzungen 
für wachsendes Vertrauen und Entspannung zwi- 
schen Staaten unterschiedlicher Gesellschaftsordnun- 
gen. 

Der Grundsatz des „free flow of information“ deckt 
sich partieU mit dem Recht auf Informationsfreiheit. 
Staaten, die auf internationaler Ebene die Informa- 
tionsfreiheit völkerrechtlich verbindlich anerkannt 
haben, sind verpflichtet, den in ihrem Hoheitsbereich 
lebenden Menschen das Recht zu garantieren, Infor- 
mationen ins Ausland zu übermitteln, sowie das 
Recht, Informationen zu suchen, zu beschaffen und zu 
empfangen und sich dabei auch ausländischer Infor- 
mationsquellen zu bedienen. 

Die Informationsfreiheit unterscheidet sich jedoch in 
einem wesentlichen Punkt vom Grundsatz des „free 
flow of information“. Die passive Informationsfreiheit 
garantiert nur den Zugang zu Zugänglichem und die 
Wahrnehmung von Wahrnehmbarem. Sie enthält mit- 
hin keine Verpflichtung zur „Zugänglichmachung“ 
und „Wahrnehmbarmachung“. Der Grundsatz des 
„free flow of information“ hingegen gebietet nicht nur 
den Zugang zu Zugänglichem und die Wahrnehmung 
von Wahrnehmbarem, sondern regelt die Zugänglich- 
machung und Wahrnehmbarmachung als Vorausset- 
zungen des Zugangs und der Wahrnehmung. 

b) Zwischenstaatliche Verankerung mit Beteiligung der 
Staaten des Warschauer Pakts 

aa) Vereinbarungen vertraglicher Art 

Die Staaten des Warschauer Pakts sind an einer Reihe' 
von internationalen Verträgen zur Förderung des 
freien Informationsflusses beteiligt. Zu erwähnen sind 
das Abkommen über die Einfuhr von Gegenständen 
erzieherischen, wissenschaftlichen oder kulturellen 
Charakters vom 22. November 1950^), das Überein- 
kommen über den internationalen Austausch von 
Veröffentlichungen vom 5. Dezember 1958®), das 
Übereinkommen über den zwischenstaatlichen Aus- 
tausch vom amtlichen Veröffentlichungen vom 5. De- 
zember 1958’^). 

Auch eine Reihe büateraler Verträge dienen dem In- 
formationsaustausch. So haben Staaten des War- 
schauer Pakts mit Staaten der westlichen Welt Kultur- 
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abkommen®) abgeschlossen, die in der Regel auch die 
Vereinbarung enthalten, den Informationsaustausch 
zwischen den vertragschheßenden Ländern zu er- 
leichtern und zu fördern. In den Verträgen verpflich- 
ten sich die Vertragspartner, sich um den Austausch 
von wissenschaftlichen, pädagogischen und hterari- 
schen Pubhkationen zu bemühen und die Kontakte 
der Bibliotheken zu fördern. In Abkommen westlicher 
Staaten mit Polen, der Tschechoslowakei und Ungarn 
versprechen sich die Vertragspartner, sich bei der 
Übersetzung von Pubhkationen zu unterstützen. 

Verträge über Freundschaft und Zusammenarbeit 
und gegenseitiger Beistand die Staaten des War- 
schauer Pakts untereinander schheßeh, streben eine 
Verbesserung der Zusammenarbeit auf den Gebieten 
der Presse, des Rundfunks und des Films an. Die Ver- 
einbarung einer besseren Zusammenarbeit auf den 
Gebieten der Presse verfolgt auch die Erleichterung 
eines Informationsaustausches. 

In Nr. 10 des Zusatzprotokolls zu Art. 7 des Grundla- 
genvertrags kommen die Bundesrepubhk Deutsch- 
land und die DDR überein, den Informationsfluß zwi- 
schen beiden Staaten zu fördern. Sie vereinbaren Ver- 
handlungen mit dem Ziel, den gegenseitigen Bezug 
von Büchern, Zeitschriften, Hörfunk- und Fernsehpro- 
duktionen zu erweitern Bereits vor der Unterzeich- 
nung des Grundlagenvertrags haben die Parteien ei- 
nen Briefwechsel über die Arbeitsmöghchkeiten der 
Journahsten geführt ii). In diesem Briefwechsel ver- 
einbaren die Bundesrepubhk Deutschland und die 
DDR, „im Rahmen ihrer geltenden Rechtsordnung" 
Journahsten der anderen Seite und deren Hilfsperso- 
nen „das Recht zu Ausübung der beruflichen Tätig- 
keit und der freien Information und Berichterstat- 
tung" zu gewähren. Die Bundesrepubhk Deutschland 
und die DDR verpflichten sich, ihre Rechtsordnungen 
entsprechend den im Briefwechsel enthaltenen Zusi- 
cherungen einzurichten. Den ständigen Korrespon- 
denten wird das Recht auf gleiche Behandlung wie 
Korrespondenten anderer Staaten zugesichert, bei be- 
ruflicher Niederlassung das Recht der jederzeitigen 
Ein- und Ausreise, Arbeits- und Bewegungsmöghch- 
keiten sowie die Möghchkeit der unverzüghchen 
Übermittlung von Nachrichten, Meinungen und Kom- 
mentaren. 

Die von der Bundesrepubhk Deutschland und der 
DDR im Grundlagenvertrag und im Zusatzprotokoh 
auf diesem Gebiet übernommenen Verpflichtungen 
werden in dem am 8. September 1987 in Bonn und 
Berhn(-Ost) veröffenthchten gemeinsamen Abschluß- 
kommunique des Honecker- Besuches in Bonn erneut 

betont 12). 

Auch auf der Ebene unterhalb der staathchen Gewalt 
wurden den besseren Informationsaustausch betref- 
fende Übereinkommen getroffen. In Übereinstim- 
mimg mit der Schlußakte von Helsinki haben am 17. 
November 1976 der Westdeutsche Rundfunk und das 
Staathche Komitee des Ministerrats der UdSSR für 
Fernsehen und Rundfunk einen Vertrag über die Zu- 
sammenarbeit auf dem Gebiet des Fernsehens und 
des Hörfunks geschlossen, der durch konkrete ver- 
traghche Vereinbarungen noch mit Leben erfüllt wer- 
den muß. Der Westdeutsche Rundfunk (WDR) und das 


Staathche Komitee für Rundfunk und Fernsehen der 
Volksrepubhk Polen haben mit Bezug auf den Vertrag 
zwischen der Volksrepubhk Polen und der Bundesre- 
pubhk Deutschland über die Grundlagen der Norma- 
hsierung ihrer gegenseitigen Beziehungen vom 7. De- 
zember 1970 und unter Berücksichtigung des Art. 11 
des Abkommens zwischen der Volksrepubhk Polen 
und der Bundesrepubhk Deutschland über kulturelle 
Zusammenarbeit vom 11. Juni 1976 sowie im Einver- 
nehmen mit der Schlußakte und anderen Dokumen- 
ten der KSZE am 30. März 1984 ein Abkommen über 
die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Hörfunks 
und des Fernsehens geschlossen, das ebenfaUs noch 
der Konkretisierung durch besondere vertraghche 
Vereinbarungen bedarf. Ein ähnhches Abkommen ist 
der WDR mit dem Tschechoslowakischen Fernsehen 
am 5. März 1985 unter Bezugnahme auf Art. 8 des 
Abkommens über die kultureUe Zusammenarbeit 
vom 11. April 1978 zwischen der Bundesrepubhk 
Deutschland und der Tschechoslowakei eingegan- 
gen. Eine ausdrückhch als „Vertrag" bezeichne te 
Übereinkunft schlossen am 17. April 1984 die Polni- 
sche Agentur Interpress (PAI) und die Arbeitsgemein- 
schaft der Öffenthch-rechtlichen Rundfunkanstalten 
der Bundesrepubhk Deutschland (ARD) über die Zu- 
sammenarbeit zwischen den Korrespondenten der 
PAI und der ARD. 


bb) Vereinbarungen nicht vertrag lieber Art 


Von den Vereinbarungen nichtvertragheher Art, an 
denen die Staaten des Warschauer Pakts beteihgt sind 
und die dem besseren Informationsfluß dienen, ist die 
Mediendeklaration vom 28. November 1978^^), die 
Medienresolution vom 27. Oktober 1980 1^) und insbe- 
sondere die KSZE-Schlußakte zu erwähnen, die sich 
in einem besonderen Kapitel dem besseren Informa- 
tionsaustausch widmet. Im Kapitel „ Zusammenarbeit 
in humanitären und anderen Bereichen" der KSZE- 
Schlußakte wird unter Punkt 2 „Information" folgen- 
des geregelt: 

— die Verbesserung der Verbreitung, des Zugangs 
zu und des Austausches von mündhehen, gedruck- 
ten, gefilmten und gesendeten Informationen, 

— die Zusammenarbeit im Bereich der Information, 

— die Verbesserung der Arbeitsbedingungen für 
Journalisten. 


Im Abschheßenden Dokument des Folgetreffens von 
Madrid vom 6.9.1983 kommen die Teilnehmerstaaten 
überein, die freiere und weitere Verbreitung von peri- 
odisch und nicht periodisch erscheinendem gedruck- 
ten Material aus Teilnehmerstaaten sowie eine Erhö- 
hung der Anzahl von Verkauf ssteUen zu fördern. Die 
Absicht, die der Öffenthehkeit gebotenen Bezugs- 
möghehkeiten für Abonnements zu erweitern, wird 
bestätigt. Den Journahsten sollen bessere Arbeitsbe- 
dingungen geboten werden. 
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3. Möglichkeiten zur Einschränkung der 

Meinungsäußerungs- und Informationsfreiheit 


a) Ermächtigung zur Einschränkung der Meinungsäuße- 
rungs- und Informationsfreiheit 

Beschränkungen der in Art. 19 Abs. 2 IPBPR vorgese- 
henen Rechte sind zulässig, soweit dies gesetzlich vor- 
gesehen und für die im einzelnen in Absatz 3 aufge- 
führten Rechtsgüter notwendig ist. Soweit der Schran- 
kentatbestand sich auf die passive Informationsfrei- 
heit beziehen soll, ist nicht der Äußernde, sondern der 
Empfänger dessen Adressat. 

Die in Art. 19 Abs. 2 IPBPR garantierten Grundfreihei- 
ten stehen unter Gesetzesvorbehalt. Da die meisten 
Staaten in ihren nationalen Rechtsordnungen einen 
Gesetz esvorbehalt zur Grundrechtseinschränkung 
nur im materiellen Sinne kennen, ist davon auszuge- 
hen, daß bereits Gesetze im materiellen Sinn die Frei- 
heitsrechte einschränken dürfen. 

In dem Maße, in dem die Vorbehalte von den Mit- 
gliedsstaaten konventionskonform wahrgenommen 
werden, verändert sich auch die völkerrechtliche Ver- 
pflichtung der Vertrags Staaten. Allerdings unterlie- 
gen alle Eingriffe in die Rechte des Art. 19 Abs. 2 
IPBPR dem Prinzip der Verhältnismäßigkeit, da ge- 
setzliche Einschränkungen „erforderlich" sein müs- 
sen. Dadurch soU sichergestellt werden, daß der Mit- 
gliedsstaat einen Ausgleich zwischen der Freiheit des 
einzelnen und den Interessen der Allgemeinheit tref- 
fen kann. 


b) Verpflichtungen zur Einschränkung 

der Meinungsäußerungs- und Informationsfreiheit 

Art. 20 IPBPR verpflichtet die Vertragsstaaten zum 
Erlaß von Gesetzen, die bestimmte, im einzelnen auf- 
geführte Äußerungen verbieten. Er entzieht also be- 
stimmte Äußerungen dem Schutz der Freiheitsrechte 
des Art. 19 Abs. 2 IPBPR und stellt insoweit eine Er- 
gänzung und Fortsetzung des Vorbehalts gern. Art. 19 
Abs. 3 dar. 


c) Auslegung der Möglichkeiten der Beschränkung 

Die Schrankenbestimmungen des Art. 19 Abs. 3; 
20 IPBPR sind für die Mitgliedsstaaten der KSZE- 
Schlußakte im Lichte der Bestimmungen des .Kor- 
bes 3' über den freien Informationsfluß zu sehen. Dort 
setzen sich die Teilnehmerstaaten zum Ziele, eine 
freiere und umfassendere Verbreitung von Informa- 
tionen aller Art zu erleichtern. Sinn und Zweck des 
vereinbarten freieren Informationsflusses ist es, die 
Bewohner eines Staates auch mit fremdem Gedan- 
kengut zu versorgen, um so das gegenseitige Ver- 
ständnis der Staaten in Ost und West zu entwickeln 
und die Beziehungen zu verbessern. 


II. Innerstaatliche Rechtslage und Praxis 

1. Zur verfassungsrechtlichen Verankerung der 
ÄuBerungs-, Informations- und Pressefreiheit 

Die Verfassungen aller Staaten des Warschauer Pak- 
tes verbürgen in ihren Grundrechtekatalogen die 
Rede- und Pressefreiheit: 

Bulgarien: Art. 54 Abs. 1; DDR: Art. 27 Abs. 1, 2 ; 
Polen: Art. 83 Abs. 1; Rumänien: Art. 28; Sowjetunion: 
Art. 50 Abs. 1; Tschechoslowakei: Art. 28 Abs. 1; Un- 
garn: § 64. 

Es handelt sich bei allen Garantien um Bürgerrechte, 
nicht um Menschenrechte. In den Verfassungen Bul- 
gariens, Polens, Rumäniens, der Sowjetunion und Un- 
garns erfolgt die Garantie durch die einfache Formu- 
lierung, daß den Bürgern die „Rede- und Pressefrei- 
heit" gewährleistet wird. Art. 28 Abs. 1 der tschecho- 
slowakischen Verfassung unterscheidet sich von den 
entsprechenden Normen der Verfassungen der er- 
wähnten Staaten, da formuliert wird, daß den Bürgern 
die Freiheit der Meinungsäußerung in allen Bereichen 
des Lebens der Gesellschaft, insbesondere auch die 
Rede- und Pressefreiheit, gewährleistet wird. Die 
Freiheit der Meinungsäußerung wird damit als Ober- 
begriff verstanden. Der Art. 27 der Verfassung der 
DDR enthält eine vöUig andere Formulierung. In Ab- 
satz 1 wird jedem Bürger der DDR das Recht verbürgt, 
„seine Meinung frei und öffentlich zu äußern". Nach 
Absatz 2 wird die „Freiheit der Presse, des Rundfunks 
und des Fernsehens" gewährleistet. Eine als Indivi- 
dualgarantie ausgestaltete Informationsfreiheit ent- 
halten die Verfassungen der Staaten des Warschauer 
Paktes nicht. 

Die sowjetische Verfassung verbürgt in Art. 49 ein 
besonderes Recht auf Kritik. So hat nach Art. 49 Abs. 1 
der Sowjetverfassung jeder Bürger das Recht, den 
staatlichen Organen und gesellschaftlichen Organisa- 
tionen Vorschläge für die Verbesserung ihrer Tätig- 
keit zu unterbreiten und Mängel in der Arbeit zu kri- 
tisieren. Nach Art. 49 Abs. 3 ist die Verfolgung wegen 
Kritik verboten. Personen, die jemanden wegen Kritik 
verfolgen, werden zur Verantwortung gezogen. 
Art. 49 beinhaltet allerdings nur ein Recht auf Detail- 
kritik. Allgemeine Kritik an der Staats- und Gesell- 
schaftsordnung der Sowjetunion wird durch Art. 49 
der Verfassung nicht geschützt. Die Verfassungen in 
den übrigen Staaten des Warschauer Paktes gewähr- 
leisten ein solches Recht auf Kritik nicht. 

Die Verwirklichung der Rede- und Pressefreiheit wird 
in den Verfassungen Polens (Art. 83 Abs. 2), der So- 
wjetunion (Art. 50 Abs. 2) und der Tschechoslowakei 
(Art. 28 Abs. 2) durch sog. materielle Garantien gesi- 
chert. 

In der UdSSR wird die Verwirklichung der in Art. 50 
Abs. 1 garantierten Kommunikationsrechte den 
Werktätigen und ihren Organisationen durch die Be- 
reitstellung öffentlicher Gebäude, Straßen und Plätze 
sowie durch die umfassende Informationsverbreitung 
und die Möglichkeit der Nutzung von Presse, Fernse- 
hen und Rundfunk gesichert. Die polnische und die 
tschechoslowakische Verfassung erwähnen die Infor- 
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mationsverbreitung und die Nutzung der Presse nicht, 
nennen allerdings die Zurverfügungstellung von 
Druckereien, die polnische Verfassung außerdem die 
Zurverfügungstellung von Papierbeständen, die 
tschechoslowakische die Zurverfügungstellung von 
Verlagen. 


2. Relativierung der Äußerungs- und Pressefreiheit 

a) Schranke der gesellschaftlichen Zweckbestimmung 

Eine Relativierung sämtiicher Grundrechte des Art. 19 
Abs. 2 IPBPR ergibt sich aus den politisch-ideologi- 
schen Vorbehalten, die ihre Geltendmachung im Wi- 
derspruch zu der von der kommunistischen Partei des 
marxistisch-leninistischen Staates im Namen der Ge- 
sellschaft und des Staates verfolgten Pohtik unmög- 
hch machen 15). 

Spezielle, die Äußerungs- imd Pressefreiheit ein- 
schränkende Bestimmungen enthalten Art. 29 der ru- 
mänischen Verfassung, Art. 50 Abs. 1 der sowjeti- 
schen, Art. 28 Abs. 1 der tschechoslowakischen und 
§ 64 der ungarischen Verfassung. Nach Art. 29 der 
rumänischen Verfassung dürfen die Rede- und Pres- 
sefreiheit nicht für Zwecke ausgenutzt werden, die 
der sozialistischen Gesellschaftsordnung zuwiderlau- 
fen. Nach Art. 50 Abs. 1 der sowjetischen Verfassung 
haben die Rede- und Pressefreiheit den Interessen des 
Volkes und der Festigung und Entwicklung der sozia- 
hstischen Ordnung zu dienen. In der Tschechoslowa- 
kei wird die Rede- und Pressefreiheit im Einklang mit 
den Interessen des werktätigen Volkes (Art. 28 
Abs. 1), in Ungarn im Einklang mit den Interessen der 
soziahstischen Gesellschaft wahrgenommen (§ 54 
Abs. 2). 

Die Formuüerungen in den allgemeinen sowie in den 
speziellen, die Rede- und Pressefreiheit betreffenden 
pohtisch-ideologischen Vorbehalten bringen zum 
Ausdruck, daß die verfassungrechüiche Gewährlei- 
stung der Rede- und Pressefreiheit nur solchen Äuße- 
rungen zugute kommen soU, die den Interessen der 
Werktätigen bzw. des Sozialismus dienen. Diese In- 
teressen sind nicht in der Verfassung verkörpert, son- 
dern werden von der kommunistischen Partei als der 
führenden und lenkenden Kraft der Gesellschaft defi- 
niert i®). Es gibt daher keine Rede- und Pressefreiheit 
außerhalb des von der kommunistischen Partei sank- 
tionierten Bereichs. 

b) Verbot der Kriegspropaganda und Aufhetzung zum 
Rassenhaß 

Die Verfassungen Bulgariens (Art. 63 Abs. 2), der DDR 
(Art. 6 Abs. 5), Polens (Art. 81 Abs. 2), Rumäniens 
(Art. 17 Abs. 3) und der Sowjetunion (Art. 36 Abs. 3) 
enthalten das ausdrückhche Verbot der Kriegspropa- 
ganda und der Aufhetzung zum Rassen- und Nationa- 
htätenhaß. Das verfassungsrechthche Verbot wird 
durch Strafvorschriften ergänzt. Mit Ausnahme Po- 
lens und der Tschechoslowakei stellen alle Strafge- 
setzbücher der Warschauer-Pakt- Staaten die Kriegs- 
propaganda unter Strafe Die TatbestandsformuÜe- 
rungen in den Strafgesetzbüchern Bulgariens und der 


RSFSR stimmen wörtlich überein. Eine detailliertere 
Tatbestandsbeschreibung der „Kriegshetze und -Pro- 
paganda" findet sich dagegen in der DDR. Die Tat- 
handlung umfaßt dort nicht nur das Propagieren von 
Agressionsakten, sondern schützt obendrein noch die 
„Anhänger der Friedensbewegung" vor Verfolgung 
und Gewaltanwendung. In Bulgarien gibt es eine be- 
sondere Form der „ Kriegshetze " , die erfüllt, wer einen 
bewaffneten Angriff eines Staates auf einen anderen 
hervorzurufen trachtet (§ 408). Die Kriegshetze wiegt 
offenbar schwerer als die Kriegspropaganda, da die 
Strafe höher hegt als im Falle der Propaganda. Die 
Vorbereitung der Kriegspropaganda ist nur in der 
DDR, UdSSR und in Ungarn strafbar. Quahfizierun- 
gen gibt es in der DDR und in Ungarn. Mit diesen 
verfassungsrechtlichen und strafrechthchen Bestim- 
mungen erfüllen die WP- Staaten die sich aus Art. 20 
IPBPR ergebenden Verpflichtungen^^). 


3. Struktur des Medienwesens*) 

a) Politische Leitung und Kontrolle 

Als ein zentraler Bereich des pohtischen Systems ste- 
hen die Informationsmedien in allen WP-Ländem un- 
ter der straffen Leitung und Kontrolle der jeweüigen 
Partei- und Staatsführung, die darin seit der Stunde 
der kommunistischen Machtergreifung eine wesentli- 
che Garantie ihrer diktatorischen Herrschaftsaus- 
übung und Herrschaftssicherung erbhckt i^) . Die Me- 
dien erfüllen dabei zugleich gesellschaftspohtische 
Schlüsselfunktionen: sie sollen die Bürger zum , richti- 
gen' soziahstischen Bewußtsein erziehen und genereU 
auf ideologischem Gebiet ihren Beitrag zum Aufbau 
des Sozialismus und Kommunismus leisten. 

Die pohtische Lenkung des Medienwesens geschieht 
durch den hierarchisch aufgebauten Agitprop- Appa- 
rat der Partei, der an oberster SteUe von einem ZK- 
Sekretär und der ihm unterstellten einschlägigen ZK- 
Abteilung (in der Regel Propaganda und Agitation) 
geleitet wird^O). Die zuständigen Parteifunktionäre 
sind nicht nur gegenüber den von der Partei, sondern 
auch gegenüber den vom Staat und von gesellschaft- 
hchen Organisationen (Gewerkschaften, Jugendver- 
band, kultmeUe Berufsverbände, Wehrverband, 
Sportorganisationen usw.) unterhaltenen Medien 
weisungsberechtigt. Wegen der hohen pohtischen 
Sensibihtät des Informationssektors und seiner star- 
ken Aktuahtätsbezogenheit befinden sich die betref- 
fenden Institutionen, Joumahsten, Redakteure, natur- 
gemäß in einem besonders engen Unterstellungsver- 
hältnis zum Parteiapparat. Dieser hat sich ferner die 
Befugnis Vorbehalten, über die personelle Besetzung 
aher leitenden Positionen (auch) des Medienwesens 
zu entscheiden (Nomenklatursystem). Ein weiteres 
Element der pohtischen Lenkung ist die Erfassung 
wenigstens der Mehrheit der Joumahsten in ihrer der 
Partei satzungsmäßig unters teUten (Einheits-) Berufs- 
organisation. Ferner versucht man, einen möghchst 
hohen Organisationsgrad der Joumahsten in der kom- 
munistischen Partei zu erreichen, um sie damit zusätz- 
hch den strengen Regeln der Parteidisziplin zu unter- 
werfen. Vereinzelt sind die einheimischen Bemfsjour- 
nahsten auch (presse-)rechthch dazu verpflichtet, sich 
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mit ihrer Arbeit aktiv in den Dienst des Aufbaus von 
Sozialismus und Kommunismus zu stellen 21 ). 

Die Lenkung und Kontrolle des Medienwesens und 
seiner institutionellen Teilbereiche — Presse, Rund- 
funk und Fernsehen, Nachrichtenagenturen — ist in 
den WP-Ländem unterschiedlich organisatorisch aus- 
gestaltet. 


b) Verlage und Presse 

Die Herausgebers chaft von Pubhkationen beschränkt 
sich im wesenthchen auf die Hauptträger des politi- 
schen Systems: die Partei, den Staat (Regierungsap- 
parat; Armee; kulturell- wissenschaftliche Institutio- 
nen) und die gesellschafüichen Organisationen unter 
Einschluß der Gefolgsparteien in den Ländern mit ei- 
nem sog. soziahs tischen Mehrparteiensystem. Hinzu 
treten — als eine zwar kleine, in einigen Ländern aber 
nicht unwichtige Gruppe — die Rehgionsgemein- 
schaften (vgl. Abschnitt F — O. Luchterhandt) sowie 
Reste eines privaten Verlagswesens 22 ). 

Herausragende Bedeutung kommt den vom zentralen 
Parteiapparat herausgegebenen Tageszeitungen 
(„Pravda", „Neues Deutschland" usw.) und theoreti- 
schen (Monats-) Zeitschriften („Kommunist", „Ein- 
heit" usw.) zu, da sie offiziöse Sprachrohre der Partei- 
und Staatsführung sind und infolgedessen mit rich- 
tungsweisender Autorität für die sonstigen — zentra- 
len und lokalen — Presseorgane auf treten. Die betref- 
fenden Chefredakteure gehören zum engeren Kreis 
der politischen Führung. 

Die laufenden Verwaltungs- und KontroUauf gaben 
auf dem Gebiet des Pressewesens werden von ober- 
sten Pressebehörden wahrgenommen, die regelmäßig 
Teil des Regierungsapparates sind: 

Bulgarien: Komitee für Kultur, ein (gemischt) staat- 
hch-gesellschaftiiches Organ im Rang eines Ministeri- 
ums 23)^ das nach 1981 auch die Funktion des aufgelö- 
sten „Komitees für Presse" übernahm (DV Nr. 2/ 
1982). Ihm untersteht auch der „Nationale Komplex 
, Künstlerisches Schaffen, Kulturelles Wirken, Mas- 
seninformationsmittel’ " imd die 1982 gebildete Wirt- 
schaftsvereinigung „Bulgarisches Buch und Presse". 

DDR: Ministerium für Kultur 24); Presseamt beim Vor- 
sitzenden des Ministerrats der DDR25); 

Polen: Hauptamt für die Kontrolle von Publikationen 
und öff entheben Aufführungen beim Staatsrat; 

Rumänien: Rat für soziahstische Kultur und Erzie- 
hung, ein ZK und Ministerrat unterstelltes gemischtes 
Partei- und Staatsorgan, das seit 1978 mit der Auflö- 
sung des Komitees für Presse- und Druckwesen auch 
dessen Zensurfunktion übernommen hat. 

Sowjetunion: Staatskomitee des Ministerrats der 
UdSSR für das Verlagswesen, das Druckgewerbe und 
den Buchhandel; Hauptverwaltung zum Schutze von 
Mihtär- und Staatsgeheimnissen in der Presse beim 
Ministerrat der UdSSR (traditionelle Bezeichnung: 
„Glavlit")26); 


Tschechoslowakei: Ministerium für Kultur; Tschechi- 
sches und Slowakisches Amt für Presse- und Informa- 
tionswesen; (seit 1980) Bundesamt für Presse- und 
Informationswesen ; 

Ungarn: Informationsamt des Ministerrats. 


c) Rundfunk und Fernsehen 

Träger der Rundfunk- und Fernseheinrichtungen ist 
in allen WP-Ländern ausschheßheh der Staat. Die 
Sendeanstalten sind überwiegend einer obersten 
Staatsbehörde bei der Regierung unterstellt 27). In Un- 
garn haben Rundfunk und Fernsehen selbst den Rang 
oberster Staatsbehörden. In Rumänien ist der Natio- 
nalrat des Rumänischen Rundfunks und Fernsehens 
(seit 1971) allein dem ZK der kommunistischen Partei 
unterstellt, so daß sich hier auch formell das Bild elek- 
tronischer Parteimedien darbietet. 


d) Nachrichtenagenturen 

Eine Schlüsselstellung im operativen Informationswe- 
sen nehmen die Nachrichtenagenturen ein. Sie haben 
durchweg den Status einer dem jeweiligen Minister- 
rat unmittelbar nachgeordneten obersten Staatsbe- 
hörde und besitzen das uneingeschränkte Nachrich- 
tenmonopol 28 ). Alle in einem WP- Staat zugelassenen 
Medien dürfen ledigheh aus dieser einen Informa- 
tionsquelle schöpfen. Ein wesenthehes Merkmal der 
von den Nachrichtenagenturen befolgten Arbeits- 
weise ist die hierarchische Abstufung ihrer Informa- 
tionsweitergabe bzw. -Verteilung, wobei der Nach- 
richten- und damit auch Wahrheitsgehalt mit der Zahl 
der Empfänger abnimmt: am ausführlichsten und ob- 
jektivsten wird die Partei- und Staatsführung infor- 
miert; ihr folgen die höheren Funktionsträger, dann 
breitere, privilegierte Abonnentenkreise in Partei, 
Staatsapparat und Massenorganisationen, und 
schheßheh die Allgemeinheit der Bürger. 


e) Zensur 

Indem das Medienwesen der Warschauer-Pakt-Staa- 
ten organisatorisch und personell vom Parteiapparat 
beherrscht und die Informationsauswahl, -Präsenta- 
tion und -Verbreitung von vornherein nach dessen 
pohtischen Richtlinien gesteuert wird, besitzt die Zen- 
sur in dem Sinne einer extrainstitutionell ausgeübten 
vor- oder nachgängigen Kontrolle über das geschrie- 
bene und gesprochene Wort zwangsläufig nur zweit- 
rangige Bedeutung, ja, sie könnte im systemgerech- 
ten Idealfall überhaupt fehlen. In unterschiedheher 
Ausprägung besteht sie gleichwohl in allen War- 
schauer-Pakt-Staaten, wobei Zensurbehörde in der 
Regel das für Presseangelegenheiten zuständige 
oberste Staatsorgan ist (dazu ausführheher un- 
ter 4. b)). Ungleich wichtiger ist die Selbstzensur der 
Bürger — Autoren, Journahsten, Redakteure — , die 
sich aufgrund ihrer Kenntnis der bestehenden Macht- 
strukturen und KontroUmechanismen unaufgefordert 
eine entsprechende Zurückhaltung auferlegen. 


45 



Drucksache 11/1344 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Die staatiiche Vorzensur erfolgt, soweit erkennbar, 
ledighch in der Sowjetunion durch eine ausschüeßhch 
darauf speziahsierte Behörde („Glavht''). 


f) Nichtzensurierte Informationen 

Ais Gegenreaktion auf die dem kommunistischen Me- 
dienwesen strukturell anhaftende Informationsimter- 
drückung, -verfälschimg und -manipulation haben 
die seit den 60er Jahren in einigen WP- Staaten ent- 
standenen Bürger- und Menschenrechtsbewegungen 
mit zum Teil beachtiichem Erfolg Versuche unternom- 
men, die Öffentlichkeit durch nichtzensurierte, 
authentische Informationen („Samizdat") insbeson- 
dere über die weitgehend verschwiegenen Schatten- 
seiten der inneren Verhältnisse zu imterrichten. In 
diesem Streben nach zuverlässiger Information 
kommt auch dem freien grenzüberschreitenden Infor- 
mationszugang beträchthche Bedeutung zu. 


g) Presserecht 

Die auf der Ebene des Verfassungsrechts mit hohem 
Abstaktionsgrad formulierten ideologischen Vorbe- 
hcdte der Meinungs- und Informationsfreiheit werden 
auf den nachgeordneten Ebenen der Rechtsetzung 
durch eine Vielzahl von Regelungen konkretisiert. 
Abgesehen von den wenigen bekannten Normen des 
Partei(satzungs)rechts über die Lenkung der Partei- 
presse handelt es sich dabei vor allem um die Statuten 
der mit der Leitung des Medienwesens beauftragten 
obersten Staatsbehörden und um die Pressegesetze, 
die es in allen Warschauer-Pakt- Staaten gibt, mit Aus- 
nahme Bulgariens und der Sowjetunion 29), wo jedoch 
gewisse Teilregelimgen existieren: 

Bulgarien: Statut des Komitees für Kultur vom 

28.7.1977 (DV Nr. 75/1978); AO des Ministerratsbüros 
vom 13.8.1982 über die Büdung der staatiich-gesell- 
schaftiichen schöpferischen Produktionsvereinigung 
„Bulgarisches Buch und Presse" (DV Nr. 68/1982); 

DDR: Statut des Ministeriums für Kultur vom 

20.10.1977 (GBl. I S. 360); VO über die Herausgabe 
und Herstellung aller periodisch erscheinenden Pres- 
seerzeugnisse vom 12.4.1962 (GBl. II S. 239); 1. DBSt. 
zur VO über die Entwicklung fortschrittlicher Litera- 
tur - Uzenzen - vom 13.12.1951 (GBl. S. 1159); AO 
über das Genehmigungsverfahren für die Herstellung 
von Druck- und Vervielfältigungserzeugnissen vom 
20.7.1959 (GBl. I S. 640); AO Nr. 2 über das Genehnü- 
gungsverfahren für die Herstellung von Druck- und 
Vervielfältigimgserzeugnissen vom 25.3.1975 (GBl. I 
S. 307); 

Polen: Gesetz über die Kontrolle von Publikationen 
und öff entheben Aufführimgen vom 31.7.1981 (Dz. U. 
1981, Nr. 20, Pos. 99; deutsch: JOR Bd. XXII/2 (1981), 
S. 551 ff.) i. d. F. vom 28.7.1983 (Dz. U. 1983, Nr. 44, 
Pos. 204); Gesetz über das Presserecht vom 26.1.1984 
(Dz. U. 1984, Nr. 5, Pos. 24); VO über die Zulassung 
und Überwachung von graphischen und Gewerbebe- 
trieben imd Einrichtungen vom 20.8.1984 (Dz. U. 
1984, Nr. 40, Pos. 213); 


Rumänien: Dekret über Organisation und Funktions- 
weise des Rates für sozialistische Kultur und Erzie- 
hung vom 25.11.1977 (BO I, Nr. 127/177); Gesetz über 
die Presse vom 28.3.1974 (BO I, Nr. 48/1974; deutsch; 
JOR Bd. XV/2 (1974), S. 451 ff.) i. d. F. von 1978 (BO I, 
Nr. 3/1978); 

Sowjetunion: Ordnung des Staatskomitees des Mini- 
sterrats der UdSSR für das Verlagswesen, das Druck- 
gewerbe und den Buchhandel vom 19.10.1973 
(SP SSSR 1973, Nr. 23, Art. 130); 

Tschechoslowakei: Gesetz über die periodische 
Presse und die übrigen Masseninformationsmittel 
vom 25.10.1966 (Sb. Nr. 36/1966; deutsch: JOR 
Bd. VIII/1 (1967), S. 220 ff.), sowie die anschließenden 
NoveUierungen (Sb. Nr. 81/1966; Sb. Nr. 127/1968; 
Sb. Nr. 99/1969); Gesetz über die Einrichtung eines 
Bundesamtes für Presse und Information vom 
16.12.1980 (Sb. Nr. 40/1980; deutsch: WGO 1981, 
S. 74 ff.); 

Ungarn: Gesetz über die Presse Nr. 11/1986. 


4. Beschränkungen der Presse- und 
Informationsfreiheit im einzelnen**) 

a) Herausgabe von Publikationen 

Bulgarien: Punkt 3 der AO Produktionsvereinigung 
„Bulgarisches Buch und Presse“; 

DDR: § 2 VO von 1962; § 1 1. DBSt. — Lizenzen -- von 
1951; § 6 Statut des Kulturministeriums; 

Polen; Art. 19, 20 Pressegesetz; 

Rumänien: Art. 17 ff. Pressegesetz; 

Sowjetunion: Punkt 6 üt. c Ordnung des Staatskomi- 
tees für das Verlagswesen, das Druckgewerbe und 
den Buchhandel; 

Tschechoslowakei: § 4 Pressegesetz; § 3 Gesetz über 
das Bundesamt; 

Ungarn: §§ 12, 13 Pressegesetz. 

In allen WP- Ländern ist die Aufnahme und Ausübung 
verlegerischer bzw. herausgeberischer Tätigkeit nur 
aufgrund einer besonderen staatiiehen Genehmigung 
(Lizenz) zulässig. In der Mehrzahl von ihnen (Bulga- 
rien; Rumänien; UdSSR; CSSR) ist darüber hinaus die 
Herausgeberschaft in bezug auf Pubhkationen jegli- 
cher Art, insbesondere aber in bezug auf periodisch 
erscheinende Druckerzeugnisse allein staatiiehen In- 
stitutionen und gesellschaftiichen Organisationen so- 
wie — in engen Grenzen — den Rehgionsgemein- 
schaften, also juristischen Personen bzw. Korporatio- 
nen Vorbehalten 30). Die (mit Ausnahme der CSSR) 
wenig substantiellen Regelungen zum Genehmi- 
gungsverfahren räumen der zuständigen Behörde 
durchweg freies Entscheidungsermessen ein. Der pri- 
vat auftretende einzelne kann in den betreffenden 
Ländern eventuelle Pubtikationswünsche mithin von 
vornherein nur im Rahmen und mit Hilfe der behörd- 
hch anerkannten und entsprechend privilegierten 
Verlagsbetriebe verwirklichen. 
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Anders ist die Rechtslage in der DDR, in Polen und in 
Ungarn, wo sich grundsätzhch auch Privatpersonen, 
seien es einzelne oder Vereine, um die Erteilung von 
Verlagshzenzen bewerben können. Die Vorausset- 
zungen, unter denen die in der DDR zuständige 
Hauptverwaltung „Verlage und Buchhandel" des 
Kulturministeriums eine Lizenz vergibt, sind im Ge- 
setz allerdings nicht bestimmt; augenscheinüch ent- 
scheidet sie nach freiem Ermessen. Zwar gibt es in der 
DDR auch „nichthzenzpflichtige Verlage" zur Her- 
stellung von Bildkalendem, Mal- und Bastelbüchem, 
Bilderbögen und ähnÜchem; sie bedürfen aber für je- 
des ihrer Druckerzeugnisse einer besonderen „Druck- 
genehmigung" des Kulturministeriums (§ 2 Abs. 1 AO 
von 1959). Ihre Erteüung liegt ebenfalls im freien Er- 
messen der Behörde; im übrigen setzt sie voraus, daß 
ausweislich des Volkswirtschaftsplanes genügend 
Material für die Herstellung bereitsteht und daß fer- 
ner „der Inhalt der Druck- oder Vervielfältigungser- 
zeugnisse in gesetzhchen Bestimmungen, den Grund- 
sätzen des soziahstischen Aufbaus sowie den kultur- 
pohtischen Erfordernissen entspricht" (§ 3 AO 1959). 
An dieser Stelle verbindet sich also die wirtschafthche 
Seite der Genehmigung bereits mit der inhalthchen 
Kontrolle, also der Zensur (dazu unten bei b)). 

Ebenso verhält es sich bei der Beantragung einer Li- 
zenz zur Herausgabe periodischer Pubhkationen. Das 
in diesem Fall zuständige Presseamt beim Vorsitzen- 
den des Ministerrats „kann" namenthch für „Tages- 
und Wochenzeitungen, Kreis- und Betriebszeitungen, 
Zeitschriften, Nachrichten- und Pressedienste" eine 
Lizenz erteüen, „wenn der Charakter des Presseer- 
zeugnisses den Gesetzen der DDR entspricht" und 
„im Rahmen des Volkswirtschaftsplanes die erforder- 
lichen Materialkontingente zur Herstellung des bean- 
tragten Presseerzeugnisses zur Verfügimg stehen" 
(§ 3 Abs. 1 VO von 1962). Die Genehmigung hängt, 
mit anderen Worten, von den pohtischen und ökono- 
nüschen Prioritäten ab und ist daher eine Frage der 
Zweckmäßigkeit. Daß der einzelne dabei ,ganz hin- 
ten' rangiert, liegt in der Natur einer aus Prinzip am 
,Kollektiv‘ orientierten Staats- und Rechtsordnung. 

Im Unterschied zur DDR ist das Genehmigungsver- 
fahren in Polen und Ungarn, namenthch für Erzeug- 
nisse der periodischen Presse, ausführhch geregelt. In 
Polen muß der Antragsteller Angaben u. a. über den 
„Charakter und den Umfang" der geplanten Tätig- 
keit, über „die geplante Art der Papierbeschaffung 
und die Möghchkeit der Herstellung durch Druck- 
und andere technische Verfahren" machen (Art. 19 
Abs. 3 PressegeG). Eine natürtiche Person hat eine 
zusätzliche „Stellungnahme" des (örtiich) zuständi- 
gen Woiwoden „über den Bedarf an der Errichtung 
eines privaten Verlagsunternehmens (Herausge- 
bers)" vorzulegen (Art. 19 Abs. 7). Ausnahmsweise 
braucht eine Genehmigung nicht eingeholt zu wer- 
den, „wenn der Herausgeber (Verleger) nur einen 
Titel herausgeben will" (Abs. 8). 

Die Herausgabe einer „Zeitung" oder „Zeitschrift" 
erfordert — ausnahmslos — eine „besondere Geneh- 
nügung" bzw. zusätztiche Angaben des Antragstel- 
lers (Art. 20), insbesondere zur „programmatischen 
Linie", zur Häufigkeit des Erscheinens, zu Umfang, 
Format, Auflagenhöhe und Verbreitungsgebiet des 


Publikationsorgans. Die in beiden Verfahren zustän- 
dige Hauptbehörde für die Kontrolle von Pubhkatio- 
nen und öffenthchen Aufführungen darf die gewöhn- 
hche Genehmigung (Art. 19) nur ablehnen, wenn ihre 
Erteilung gesetzeswidrig wäre, die Genehmigung ei- 
ner Zeitung (Zeitschrift) nach Ermessen („kann") 
auch dann, wenn ihre „programmatische Linie und 
der thematische Bereich ... sich mit bereits herausge- 
gebenen Zeitungen (Zeitschriften) decken würden" 
(Art. 22). 

Der Widerruf der Genehmigung ist nur unter er- 
schwerten Voraussetzungen zulässig (Art. 23). Da es 
sich durchweg um „Verwaltungsentscheidungen in 
Pressesachen" handelt, steht dem AntragsteUer der 
Rechtsweg zum Hauptverwaltungsgericht offen 
(Art. 51). 

Unabhängig von diesen Regelungen ist im Bhck auf 
die gesellschafthche Reahtät in Polen auf die be- 
trächtiiche Bedeutung hinzuweisen, welche die fak- 
tisch geduldete Publikationstätigkeit nichtkonzessio- 
nierter Verlage seit Jahren besitzt. Sie sollen allein in 
Warschau tausende Beschäftigte haben und insge- 
samt im Jahr 500-600 Bücher in Auflagen zwischen 
3.000 und 10.000 Exemplaren pubhzieren^i). 

In Ungarn können „periodische Zeitschriften", wor- 
unter das Pressegesetz (§ 20 lit. d) auch Zeitungen 
versteht, zwar nicht von Einzelpersonen, wohl aber 
von (privatrechtiichen) Vereinen herausgegeben wer- 
den (§ 7 Abs. 1). Die Genehmigung bezieht sich auf 
das Presseorgan als solches, d. h. sie umfaßt die jewei- 
hgen Nummern (§13 Üt. a). Die Genehmigung muß 
versagt werden, wenn das Publikationsorgan „die 
Verfassungsordnung oder die internationalen Inter- 
essen" Ungarns, „die Rechte und gesetzhchen Inter- 
essen einzelner Staatsbürger und juristischer Per- 
sonen verletzt", „gegen die guten Sitten verstößt", 
die „Menschenrechte verletzt" und „Kriegshetze", 
„Völkerverhetzung", „Chauvinismus" und „Diskri- 
minierung wegen der Nationahtäts-, Rassen-, Ge- 
schlechts- oder Rehgionszugehörigkeit" betreibt (§14 
Abs. 1 i. V. m. § 3 Pressegesetz). 

Sind die rechtlich bestimmten personellen und sachh- 
chen Voraussetzungen für die Herausgabe der Zeit- 
schrift auf seiten des Antragstellers nicht gegeben, 
dann liegt es im Ermessen der Behörde, ob sie die 
Genehmigung ausspricht (§14 Abs. 2). Der Widerruf 
der Genehmigung ist unter den Voraussetzungen der 
Versagung zulässig (§15 Abs. 1). Die negativen Be- 
scheide der Verwaltungsbehörde können auch in Un- 
garn gerichtiich überprüft werden (§15 Abs. 2). 

Im allgemeinen ist die Herstellung und der Gebrauch 
von Sachmitteln für die Reproduktion von Pubhkatio- 
nen, insbesondere von Vervielfältungsapparaten in 
den Warschauer-Pakt-Staaten strengen Kontrollen 
unterworfen Durch besonders restriktive Normen 
zeichnet sich hier Rumänien aus. Danach wird die 
Produktion, Herstehung und der Gebrauch von Ver- 
vielfältigungsapparaten und Sachmitteln für die Re- 
produktion von Schriften von strengen Kontrohen be- 
stimmt. Die Apparate unterhegen der Anmeldepflicht 
und werden von den örtiichen Müizorganen kontrol- 
hert. Neben dem Erwerb muß jede sonstige Weiter- 
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gäbe der betreffenden Geräte angemeldet werden. 
Auch die Herstellung und sogar der Besitz von 
Schreibmaschinen (!!) bedürfen einer behördhchen 
Genehmigung. Über Schreibmaschinen sind bei den 
örüichen Müizorganen Karteikarten mit den Schrift- 
zeichen, Ziffern und Satzzeichen zu hinterlegen. Eine 
Vermietung und Verleihung der Schreibmaschinen 
außerhalb des Wohnsitzes ist verboten. 

b) Zensur 

In den WP-Staaten unterhegt alles Gedruckte einer 
mehrfachen Zensur. Den staatlichen Kontrollmaßnah- 
men geht unter dem lastenden Eindruck des Repres- 
sionsapparates in aller Regel die Selbstzensur des Au- 
tors voraus, welche bewirkt, daß gewisse Meinungen 
und Nachrichten erst gar nicht weitergegeben wer- 
den. Dann erst durchläuft die Äußerung den behörd- 
lichen Filter der Vor- und Nachzensur ^3). 

Die speziellen Zensurbestimmungen der Warschauer- 
Pakt- Staaten sind nur teilweise bekannt. In Ungarn ist 
die Zensur gesetzlich nicht festgeschrieben. 

Bulgarien: Art. 14 Abs. 3 Statut des Komitees für Kul- 
tur; 

DDR: § 3 1. DB St. — Lizenzen — ; § 6 Status des Kul- 
turministeriums; § 3 ht. a AO von 1959; § 10 VO von 
1962; 

Polen: Zensurgesetz von 1981 i. d. F. von 1983; Art. 
1-6, 18 Gesetz über den Schutz des Staats- und Dienst- 
geheimnisses vom 14.12.1982 (Dz. U. 1982, Nr. 40, 
Pos. 271, deutsch; JOR Bd. XXIV/2 (1983), S. 405 ff.); 

Rumänien: Art. 67; 68 Pressegesetz; Ministerrats- 
beschluß vom 14.1.1972 über einige Maßnahmen in 
Verbindung mit dem Schutz des Staatsgeheimnisses 
(BO I, Nr. 5/1972); 

Sowjetunion: „Ordnung" der Hauptverwaltung zum 
Schutze von Müitär- und Staatsgeheimnissen in der 
Presse beim Ministerrat der UdSSR (nicht veröffent- 
hcht)34); 

Tschechoslowakei: §§ 1; 3 Abs. 2 Gesetz über einige 
vorübergehende Maßnahmen auf dem Gebiet der 
Presse imd anderer Masseninformationsmittel vom 

13.9.1968 (Sb. Nr. 127/1968); Gründungsakte vom 

28.12.1968 für das Slowakische (Sb. Nr. 207/1968) 
bzw. für das Tschechische Amt für Presse und Infor- 
mation vom 8.1.1969 (Sb. Nr. 2/1969); § 3 ht. a Gesetz 
über die Errichtung eines Bundesamtes für Presse und 
Information von 1980. 

Die Zensurbehörden arbeiten regelmäßig (auch) auf 
der Grundlage entsprechender vertraulicher Parteidi- 
rektiven, die der jeweüigen politischen General- und 
Detailhnie der Partei- und Staatsführung angepaßt 
sind und zugleich einen Aspekt der »Lenkung* des 
Publikationswesens darstellen35). 

Die staatiiche Zensur in den Warschauer-Pakt- Staa- 
ten ist eine faktologische Vorzensur. Sie betrifft 
grundsätzhch alle — periodische wie nichtperiodische 
— Publikationen, ausgenommen solche der kommu- 
nistischen Partei sowie amthche Veröffentiichungen 


bzw. Materialien staathcher Institutionen und gesell- 
schaftiicher Organisationen. Auf eine allgemeine For- 
mel gebracht, fallen der Zensur Informationen zum 
Opfer, die irgendwie den „Interessen" des soziahsti- 
schen Staates zuwiderlaufen und insbesondere den — 
in der Regel weit ausgelegten — Tatbestand eines 
„Staats- oder Dienstgeheimnisses" erfüllen. 

Im Falle Bulgariens, der DDR, Rumäniens, der UdSSR 
und der CSSR lassen sich aus den veröffentlichten 
Rechtsnormen die näheren Umstände der Zensur 
nicht oder nur sehr unvollkommen entnehmen. Im 
Falle Ungarns ist ledighch bekannt, daß die (Presse-)- 
Zensur ohne eine gesetzhche Grundlage redaktions- 
intern durch hiermit besonders betraute Journalisten 
erfolgt. Alle Zeitungen und Zeitschriften unterstehen 
dabei einer KontroU- bzw. Ernennungsbehörde, die 
vertraulich mündhche und schriftliche Richthnien für 
die Art und Weise ausgibt, in der bestimmte Themen 
zu behandeln sind. 

Eine eingehende gesetzhche Regelung der Zensur, 
zugleich mit rechtsstaathcher Tendenz, besteht nur in 
Polen. Ausgenommen von der Vorzensur sind über 
den genannten zensurfreien Bereich hinaus nament- 
lich auch Pubhkationen der Religionsgemeinschaften 
(vgl. insofern auch Abschnitt F — O. Luchterhandt) 
und „Drucke von selbstgefertigten Manuskripten bis 
zu 100 Exemplaren". Allerdings sind die Verbotstat- 
bestände, nach denen der Zensor die vor gelegten Pu- 
bhkationen zu beurteilen hat, überaus unscharf bzw. 
weitgefaßt: so ist etwa untersagt, „die Unabhängig- 
keit oder territoriale Integrität der Volksrepubhk Po- 
len an(zu)greifen", „zum Umsturz auf(zu)rufen, oder 
die verfassungsmäßige Ordnung (zu) beschimpfen, 
(zu) verspotten oder herab (zu) setzen", „die verfas- 
sungsmäßigen Grimdsätze der Außenpohtik und ihre 
Verbündeten an(zu) greifen" (Art. 2 Zensurgesetz). 
Unverkennbar ist darüber hinaus das Bestreben, ei- 
nen möglichst lückenlosen Schutz des „Staatsgeheim- 
nisses" zu gewährleisten 36) . Die gesetzhche Defini- 
tion dieses dehnbaren Begriffs wird durch einen brei- 
ten Gegenstandskatalog ledighch ihustriert, nicht hin- 
gegen abschließend ausgefüht (Art. 2). 

Besondere Hervorhebimg verdient die Tatsache, daß 
Verbotsentscheidungen der Zensurbehörde verwal- 
tungsgerichthch angefochten werden können (Art. 15 
Zensurgesetz), eine Regelung, die von der 1983 er- 
folgten Gesetzesverschärfung unberührt bheb und 
mit der Polen unter den Warschauer-Pakt-Ländem an 
einsamer Stehe steht. Der gerichtiiche Rechtschutz ist 
umso bedeutsamer, als sich das Hauptverwaltungsge- 
richt in einem Grundsatzurteil vom 24.5. 1985 3^) für 
berechtigt erklärt hat, auch unbestimmte Rechtsbe- 
griffe wie den der „Staatsicherheit" im vohen Um- 
fange zu überprüfen. 

c) Veröffentlichung von Manuskripten im Ausland 

Für die Bürger der Staaten des Warschauer Paktes ist 
es in der Regel mit großen Schwierigkeiten verbun- 
den, Manuskripte insbesondere im nichtsoziahsti- 
schen Ausland zu veröff entheben, weil er dafür eine 
Genehmigung der staathehen Behörden braucht, die 
über die Erteüung nach ihrem freien Ermessen ent- 
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scheiden 38). Als Beispiel sei hier die DDR herausge- 
griffen. Wül einer ihrer Bewohner etwas im Westen 
publizieren, muß er beim staatlichen Büro für Urhe- 
berrechte eine Genehmigung beantragen. Um die 
Einhaltung dieses Verfahrens weges zu erreichen, hat 
man die Tätigkeit jenes Büros mit dem Devisengesetz 
verknüpft 39). Honorare aus entsprechenden Publika- 
tionen dürfen nicht mehr direkt an den DDR- Autor, 
sondern müssen an das Büro für Urheberrechte über- 
wiesen werden. Läßt nun ein Autor sein Manuskript 
ohne Genehmigung im Westen publizieren, dann re- 
gistriert das Büro die durch den Vertrag entstehende, 
unter den Begriff der „Devisen" fallende (§ 5 Abs. 1 
Ziffer 3) Forderung nicht. Damit verstößt der Autor 
gegen seine Devisenanmeldepflicht (§ 16 Abs. 1) und 
macht sich infolgedessen devisenrechtlich strafbar 
(§ 17 Abs. 1 Ziffer 1). 

d) Informationsfreiheit und freier Informationsfluß 

aa) Einfuhr von Druckerzeugnissen aus dem Westen 

Den Bürgern in den Staaten des Warschauer Pakts ist 
es grundsätzlich untersagt, selbständig Druckerzeug- 
nisse aus dem Ausland einzuführen. Von den westli- 
chen Zeitungen werden in der Regel nur die offiziel- 
len Organe der westiichen kommunistischen Parteien 
verkauft, sofern sie keine Kritik an der Pohtik des 
Importlandes üben. Der Einfuhr westlicher Literatur 
sind ebenfalls enge Schranken gesetzt. Viele Werke 
westhcher Autoren sind der Bevölkerung nicht zu- 
gänghch, manche Werke ledighch in verfälschten 
Veröffentlichungen^^). Die Kaufpreise sind häufig so 
hoch, daß die Literatur für einfache Bürger nahezu 
unerschwinglich isU^^). Die Einfuhr ausländischer 
Presseerzeugnisse ist in den Staaten des Warschauer 
Pakts an eine behördhche Genehmigung gebunden. 
Dies kommt in folgenden Bestimmungen zum Aus- 
druck: 

Bulgarien: Art. 6; 11 Verfügung Nr. 1 des Finanzmi- 
nisteriums über die Zollkontrolle vom 1.4.1980 i. V. m. 
Punkt 4 der Anlage Nr. 1 (DV Nr. 23/1980); 

DDR: „15. Durchführungsbestimmung zum Zollge- 
setz, Genehmigung und Überwachung der Ein- und 
Ausfuhr von Handelswaren" vom 20.10.1970, GBl. II 
S. 611; § 2 Anordnung über den Vertrieb von Pres- 
seerzeugnissen — Postzeitungsvertriebsordnung vom 
20.11.1975, GBl. I S. 769; 

Polen: Art. 13 Zollgesetz vom 26.3.1975 i. d. F. der 
Neubekanntmachung vom 4.12.1984 (Dz. U. 1984, 
Nr. 57, Pos. 290); 

Rumänien: Art. 3 Abs. 2 ht. k Dekret über die Orga- 
nisation und Funktionsweise des Rates für sozialisti- 
sche Kultur und Erziehung vom 25.11.1977 (BO I, 
Nr. 127/1977); Art. 70 ZoUgesetzbuch vom 22.12.1978 
(BOI, Nr. 115/1978); Art. 281 Zollreglement vom 
26.11.1981 (BO I, Nr. 90-91/1981); 

Sowjetunion: Punkte 4 und 5 der Anlage zur VO des 
Ministerrats der UdSSR über den neuen Zolltarif der 
UdSSR vom 28.7,1961 (SPSSSR 1961, Nr. 13, Art. 101); 
Art. 43 Zollgesetzbuch der UdSSR vom 5,5.1964 (WS 
SSSR 1964, Nr. 20, Art. 242); 


Tschechoslowakei: Art. 22 des Pressegesetzes vom 
25.10.1966 (Sb, Nr. 36/1966; deutsch: JOR Bd. VIII/1 
(1967), S. 220 ff.); Gesetz über die Einrichtung eines 
Bundesamtes für Presse und Information vom 
16.12.1980 (Sb. Nr. 40 vom 12.12.1980, Pos. 80; 
deutsch: WGO 1981, S. 74 f.); Verordnung über die 
Ein- und Ausfuhr von Waren im nichtkommerziellen 
Warenverkehr vom 13.5.1985 (Sb Nr. 41/1985; 
deutsch: JOR Bd. XXVII/1 (1986), S. 239 ff.); 

Ungarn: Durchführungsverordnung des Ministerrats 
Nr. 12/1986 (IV.22) zum Pressegesetz. 

Die Einfuhr von Druckerzeugnissen nach Bulgarien 
ist grundsätzhch deklarierungspflichtig. Dies gilt auch 
für Audio- und Videomaterialien. Einfuhrverbote be- 
stehen für Presseerzeugnisse, Tonträger und Filmma- 
teriahen, die für die soziahstischen Staaten in politi- 
scher, wirtschafthcher und ideologischer Hinsicht 
schädlich sind. 

In der DDR werden ausländische Druckerzeugnisse 
als Handelsware betrachtet, deren Einfuhr der Ge- 
nehmigung des Ministeriums für Außenhandel unter- 
hegt. Ein prinzipieUes Einfuhrverbot besteht für Zei- 
tungen und andere periodisch erscheinende Presseer- 
zeugnisse, soweit sie nicht in der Postzeitungshste der 
DDR enthalten sind, Kalender, Almanache, Jahrbü- 
cher und Adressenverzeichnisse, Schahplatten, so- 
weit sie nicht Werke des kulturellen Erbes oder 
wirkhch kultureUen Gegenwartsschaffens betreffen, 
Magnettonbänder und andere Tonträger, Literatur 
und sonstige Druckerzeugnisse, deren „Inhalt gegen 
die Erhaltung des Friedens gerichtet ist oder deren 
Einfuhr in anderer Weise den Interessen des soziahsti- 
schen Staates und seiner Bürger widerspricht" ^2). 

In dem am 8. September 1987 in Bonn und Berhn(-Ost) 
veröffentlichten gemeinsamen Abschlußkommuni- 
que des Honecker-Besuches in Bonn unterstrichen 
Generalsekretär Honecker und Bundeskanzler Kohl 
die große Bedeutung einer „umfassenden, sachhchen 
Information durch Presse, Funk und Fernsehen für die 
weitere Entwicklung gutnachbarlicher Beziehun- 
gen". In diesem Zusammenhang hat die DDR — ge- 
mäß einer Mitteilung des Bundespresseamtes vom 
8. September 1987 die Absicht bekundet, mit Wir- 
kung vom 1. November 1987 — die Einfuhrbestim- 
mungen im Reise- und Paketverkehr großzügiger zu 
handhaben ^3). 

Presseerzeugnisse, die in der DDR nicht vertrieben 
werden dürfen, sind auch von der Beförderung durch 
die deutsche Post ausgeschlossen. Die Titel der zum 
Vertrieb zugelassenen Presseerzeugnisse werden in 
der Postzeitungshste veröffentlicht. 

In Polen ist die Einfuhr von „Druck-, Bild- und sonsti- 
gen Formen von Informationsträgern mit dem Inhalt, 
der für das Wohl und die Interessen der VR Polen 
schädhch ist" , grundsätzhch verboten. Das Verbot er- 
streckt sich auch auf aUe anderen „Gegenstände, die 
Zwecken dienen könnten, die dem Wohl und den In- 
teressen der VR Polen entgegenstehen". Ebenso wie 
im FaUe der Zensurbehörde können auch die Ent- 
scheidungen der ZoUbehörde hinsichthch der Be- 
schlagnahme vor dem Hauptverwaltungsgericht an- 
gefochten werden. In Rumänien besteht ein totales 
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Einfuhrverbot für ausländische Presseerzeugnisse. 
Dies gilt auch für PubUkationen aus den Staaten des 
Warschauer Pakts, insbesondere aber für ungarische 
Presseerzeugnisse. In die Sowjetunion dürfen keine 
„für die UdSSR in politischer und wirtschaftiicher Hin- 
sicht schädhche Druckerzeugnisse, Klischees, Nega- 
tive, belichtete Filme, Handschriften, Schallplatten, 
Zeichnungen usw." eingeführt werden. Solche Ge- 
genstände sind an der Grenze den Zollbeamten aus- 
zuhändigen, die über die Einfuhr nach den geltenden 
„Sonderbestimmungen" entscheiden. Dem Gesetzes- 
wortlaut nach überal ist der in Art. 22 Abs. 1 des tsche- 
choslowakischen Pressegesetzes zum Ausdruck ge- 
kommene Grundsatz, wonach der Informationsaus- 
tausch zwischen der CSSR und anderen Staaten prin- 
zipiell frei ist. Art. 22 Abs. 2 schränkt den Freiheits- 
raum aber sofort wieder ein, da nänüich nicht die Ehre 
und Rechte der tschechoslowakischen Bürger und ihr 
soziahstisches Zusammenleben sowie die Interessen 
des soziahstischen Staates und der Gesellschaft oder 
die Entwicklung der internationalen friedlichen Zu- 
sammenarbeit gefährdet werden dürfen. Nach § 23 
des Pressegesetzes sind schheßhch — und damit wird 
der in Art. 22 Abs. 1 garantierte Grundsatz des freien 
Informationsaustausches vöUig entwertet — die Ein- 
fuhr und der Vertrieb ausländischer periodischer 
Presse, die im Ausland gedruckt und vertrieben wird, 
der Vertrieb der ausländischen periodischen Presse, 
die in der CSSR durch den ausländischen Herausge- 
ber oder in seinem Aufträge gedruckt imd vertrieben 
wird, sowie der Vertrieb der Berichte der ausländi- 
schen Presseagenturen verboten, soweit ihr Inhalt die 
durch Gesetz geschützten Interessen der Gesellschaft 
oder die internationalen Vereinbarungen verletzt. In 
§ 7 der Verordnung über die Ein- und Ausfuhr von 
Waren im nichtkommerziellen Warenverkehr vom 
1 1.5. 1985 in Verbindung mit der Anlage 4 zur Verord- 
nung ist ferner die Einfuhr von Waren, die ein nüt den 
Interessen einer soziahstischen Gesellschaft unver- 
einbares Gedankengut propagieren, verboten. Die 
Bestimmungen gelten für aUe Reisenden, also auch 
für Bürger der tSSR. 

Die deutschen Bewohner in den Staaten des War- 
schauer Pakts sind durch die restriktiven Einfuhrbe- 
stimmungen vom kulturellen, künstlerischen und wis- 
senschaftiichen Austausch mit der Bundesrepubhk 
Deutschland vöUig ausgeschlossen. Die Verbreitung 
von Informationen aus der Bundesrepubhk Deutsch- 
land wird zudem oft als verbotene Propaganda ver- 
folgt (vgl. § 7 der Verordnung über die Ein- und 
Ausfuhr von Waren im nichtkommerzieUen Waren- 
verkehr der T schechoslowakei) . 

bb) Jamming 

Westhche Rundfunksender sind für die Bürger der 
Staaten des Warschauer Pakts meist eine wichtige 
InformationsqueUe. Störmaßnahmen gegenüber Ra- 
dio Free Europe, Radio Liberty, aber auch gegen die 
Deutsche WeUe^^) und BBC sind übhch. Da das Stören 
der Frequenzen teuer ist, konzentrieren sich die Stör- 
maßnahmen in der Regel auf die BaUungszentren. 
Auch Sendungen der sog. kommunistischen Bruder- 
länder werden gestört, wenn dort der Sowjetführung 


unerwünschte Äußerungen und Nachrichten gesen- 
det werden. 

Die tschechoslowakischen Sendungen von Radio 
Free Europe und Radio Liberty werden sowohl durch 
„ Jammerstationen" in der CSSR als auch durch solche 
mit Standort in der Sowjetunion gestört. In BaUungs- 
räumen sind oft zusätzhch zu den die RaumweUenaus- 
breitung nutzenden Störsendern lokale, quasi auf 
Sichtweite wirkende und daher von ionosphärischen 
Ausbreitungsbedingungen unabhängige „Bodenwel- 
len- Störsender" im Einsatz. 

Mit Ausnahme der Programme in Rumänisch und Un- 
garisch — bei letzterer Sprache ist allerdings ein loka- 
ler Störsender mit Standort an der ungarisch-ukraini- 
schen Grenze tätig — werden alle Radio-Free-Eu- 
rope- und Radio-Liberty- Sendungen mit teüweise un- 
terschiedhcher Intensität gestört. Am stärksten gestört 
sind die Sendungen von Radio Liberty in Armenisch, 
Aserbaidschanisch, Belorussisch, Georgisch, Kasa- 
chisch, Kirgisisch, Russisch, Tadschikisch, Tatarisch, 
Turkmenisch, Ukrainisch und Usbekisch. Gleiches 
güt für Sendungen von Radio Free Europe in Estnisch, 
Lettisch, Litauisch und Polnisch 

Von den Sendungen der BBC werden ledigüch die in 
polnischer Sprache gestört, und hier auch nur Pro- 
gramme, die im Kurzwellenbereich ausgestrahlt wer- 
den. Die Störungen begannen im Jahre 1982. BBC 
London vermutet, daß die Störsignale aus der Sowjet- 
union kommen 47). 

cc) Arbeit ausländischer Journalisten 

Die in den WP-Ländem tätigen Ausländskorrespon- 
denten sind zumeist strengen Kontrollen unterworfen. 
Das güt auch für die DDR aufgrund der Durchfüh’ 
rungsbestimmung vom 11.4.1979 (GBl. I S. 81) zur 
Journahstenverordnung vom 21.2.1973 (GBl. I S. 99). 
Die ausländischen Joumahsten, zu denen grundsätz- 
lich auch die Korrespondenten aus der Bundesrepu- 
bhk Deutschland rechnen, sind verpfhchtet, für Inter- 
views und Befragungen jeder Art Anträge beim DDR- 
Außenministerium zu stellen. Nach § 3 Abs. 1 sind 
Reisen an Orte außerhalb von Berhn(-Ost) von den 
akkreditierten ständigen Korrespondenten dem Au- 
ßenministerium spätestens 24 Stunden vorher unter 
genauer Angabe des Reisezieles und Reisegrundes 
anzuzeigen. 


e) Strafgesetze 

Die Regierungen aUer Staaten des Warschauer Pakts 
haben sich gegen verbale Angriffe und Kritik an der 
Staats- und Gesellschaftsform mit Mitteln des Straf- 
rechts hinreichend gesichert. Die Straftatbestände 
sind einer so weiten Auslegung fähig, daß es den 
Strafverfolgungsbehörden in der Regel mögtich ist, 
jede mißhebige Äußerung zu kriminalisieren. Es wird 
allerdings nicht in allen Ländern von dieser MögÜch- 
keit Gebrauch gemacht. So zeichnet sich heute Polen 
und noch mehr Ungarn durch eine relativ großzügige 
Praxis aus. 
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aa) Staatsfeindliche Hetze und Propaganda 

Unliebsamer Äußerungen sucht man sich mit den 
Normen, die eine staatsfeindhche Hetze und Propa- 
ganda unter Strafe stellen, zu erwehren: 

Bulgarien: Art. 108, 273 StGB; DDR: § 106 StGB; Po- 
len: Art 270-274 StGB; Rumänien: Art 166 StGB; 
Sowjetunion: RSFSR: Art 70, 190 ^ StGB; Tschecho- 
slowakei: Art. 100 StGB; Ungarn: § 148 StGB. 

Nach Art 108 des bulgarischen StGB wird bestraft, 
wer in der Absicht, die Macht in der Volksrepublik zu 
schwächen oder ihr Schwierigkeiten zu bereiten, fa- 
schistische oder andere antidemokratische Ideologien 
propagiert. 

Nach § 106 StGB der DDR begeht eine staatsfeindli- 
che Hetze, wer „die verfassungsmäßigen Grundlagen 
der soziahstischen Staats- und Gesellschaftsordnung 
der Deutschen Demokratischen Republik angreift 
oder gegen sie aufwiegelt“, indem er „die gesell- 
schaftlichen Verhältnisse, Repräsentanten oder an- 
dere Bürger der Deutschen Demokratischen Republik 
wegen deren staatlicher oder gesellschaftlicher Tätig- 
keit diskriminiert“, „Schriften, Gegenstände oder 
Symbole zur Diskriminierung der gesellschaftlichen 
Verhältnisse, von Repräsentanten oder anderen Bür- 
gern hersteUt, einführt, verbreitet oder anbringt“ , „die 
Freundschafts- und Bündnisbeziehungen der Deut- 
schen Demokratischen Republik diskriminiert “ . Nach 
dem Strafrechtskommentar der DDR dient der Tatbe- 
stand dem Schutz vor subversiven feindlichen Angrif- 
fen, mit denen vor allem über die Verbreitung antiso- 
zialistischer Anschauungen und Lebensweisen die 
verfassungsmäßigen Grundlagen der sozialistischen 
Staats- und Gesellschaftsordnung geschädigt werden 
sollen bzw. gegen sie auf gewiegelt werden soU^sj in 
der DDR wird die Bestimmung des § 106 StGB heran- 
gezogen, um kritische Äußerungen zur Politik und 
zum Gesellschaftssystem der DDR zu verhindern . 
Das Führen staatsfeindlicher Diskussionen und das 
Verleihen staatsfeindlicher Bücher erfüllt bereits den 
Tatbestand der staatsfeindlichen Hetze 

Nach den Art. 270-274 des polnischen StGB wird be- 
straft, wer öffentlich die polnische Nation, die Volks- 
republik Polen, ihre Verfassung oder ihre obersten 
Organe schmäht, verhöhnt oder herabwürdigt oder 
öffentlich den Faschismus oder irgendeine seiner Ab- 
arten gutheißt. 

Art. 166 des rumänischen StGB stellt faschistische 
oder sonstige Propaganda oder die Vornahme von 
Handlungen, die auf eine Veränderung der sozialisti- 
schen Ordnung gerichtet sind oder eine Gefährdung 
des sozialistischen Staates bewirken können, unter 
Strafe. 

Nach Art. 70 des StGB der RSFSR ist „antisowjetische 
Agitation und Propaganda, die mit dem Ziel der Un- 
tergrabung oder Schwächung der Sowjetmacht oder 
der Begehung einzelner besonders gefährlicher 
Staatsverbrechen betrieben wird, die Verbreitung 
verleumderischer Unwahrheiten, welche die sowjeti- 
sche staatliche und gesellschaftliche Ordnung in üb- 
len Ruf bringen“, strafbar. Art. 190 ^ bestraft die 
mündliche systematische Verbreitung wissentlich lü- 


genhafter Behauptungen, die die Staats- und Gesell- 
schaftsordnung des Sowjetregimes verleumden, so- 
wie die Abfassung und Verbreitung von Schriften 
ebensolchen Inhalts. Im Unterschied zu Art. 70 ist bei 
Art. 190 ^ nicht die Absicht, die Sowjetmacht zu unter- 
graben oder zu schwächen, erforderlich. Auch harm- 
lose kritische Äußerungen zur Staats- und Gesell- 
schaftsordnung werden bereits unter die Tatbestände 
der Art, 70 und 190 1 StGB RSFSR subsumiert 5 1). Bei 
einer Verletzung der Art. 70 und 190^ StGB erfolgen 
als Sanktionsmaßnahmen auch Einheferungen in 
psychiatrische Khniken, Die Zahl der Personen, die 
sich aus politischen Gründen in Gefängnissen, Ar- 
beitslagern und Nervenheilanstalten befinden, wird 
gewöhnhch auf ca. 10.000 geschätzt 

Nach Art. 100 des tschechoslowakischen StGB wird 
bestraft, wer aus Feindschaft gegen die soziahstische, 
gesellschafüiche und staaüiche Ordnung der Repu- 
bhk wenigstens zwei Personen gegen die geseU- 
schafüiche und staatliche Ordnung der Repubhk oder 
gegen deren Bündnis- und Freundschaftsbeziehun- 
gen aufwiegelt. 

In der Tschechoslowakei werden diese Straf rechts- 
normen oft schon bei geringfügiger Kritik angewen- 
det. So wurden insbesondere die Mitglieder der 
Charta '77 nach den Normen der staatsfeindlichen 
Hetze verurteilt 53), obwohl sie nur auf Verstöße gegen 
internationale Menschenrechtskonventionen auf- 
merksam machten 54), 


bb) Diffamierung 

Weiterer Auslegung fähig sind auch die Normen, die 
eine Diffamierung des Staates unter Strafe stellen: 

Bulgarien: § 273 StGB; DDR: § 220 StGB; Polen: Art. 
270-274 StGB; Rumänien: Art. 237 StGB; Tschecho- 
slowakei: Art. 102, 103, 104 StGB, 

So macht sich nach § 273 des bulgarischen StGB straf- 
bcu", wer wissentlich unwahre Behauptungen verbrei- 
tet, die geeignet sind, Mißtrauen gegen die Macht 
oder ihre Maßnahmen zu schaffen oder Verwirrung in 
die Gesellschaft zu bringen. Nach § 220 des StGB der 
DDR begeht eine öffentliche Herabwürdigung, wer 
Unwahrheiten oder unbeweisbare Behauptungen 
auf stellt, die geeignet sind, das Ansehen des Staates 
und seiner Ordnung in Mißkredit zu bringen. Nach 
den Art. 270-274 des polnischen StGB wird bestraft, 
wer falsche Nachrichten verbreitet, wenn dies den 
Interessen der Volksrepublik Polen ernsthaft schaden 
kann. Eine Verunglimpfung nach Art. 237 des StGB 
von Rumänien begeht, wer öffentiich unwahre oder 
auch wahre Tatsachen behauptet, die geeignet sind, 
den Ruf einer staaüichen oder gesellschafüichen Or- 
ganisation zu schädigen. Die Art. 102, 103 des tsche- 
choslowakischen StGB verbieten die Diffamierung 
der Republik und seiner Organe, Art. 104 bedroht den 
mit Strafe, der einen sozialistischen Staat der Welt 
oder seine Repräsentanten diffamiert. 
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cc) Ungesetzliche Verbindungsaufnahme 

Die Normen, die eine ungesetzliche Verbindungsauf- 
nahme unter Strafe stellen, versuchen mit ihrer exten- 
siven Auslegungsmöglichkeit Kontakte mit Bürgern 
aus dem westiichen Ausland oder der Bundesrepubük 
Deutschland zu unterbinden. 

Einer ungesetzhchen Verbindungs aufnahme nach 
§219 Abs. 2 Ziffer 1 des StGB der DDR macht sich 
schuldig, „wer als Bürger der Deutschen Demokrati- 
schen Repubhk Nachrichten, die geeignet sind, den 
Interessen der Deutschen Demokratischen Repubhk 
zu schaden, im Ausland verbreitet oder verbreiten läßt 
oder zu diesem Zweck Aufzeichnungen herstellt oder 
herstellen läßt" ^5). 

f) Diskriminierungen 

Unübersehbar groß ist die Zahl der Personen, die we- 
gen des Vertretens von Ansichten, die sich von den 
offiziellen Ansichten unterscheiden, mit erhebhchen 
Nachteilen im Alltag zu rechnen haben. Eine der 
Staats- und Gesellschaftsordnung kritische Äußerung 
kann bedeuten, daß Arbeit und Aufstiegschancen ver- 
loren gehen, der Urlaub gestrichen wird, die Zutei- 
lung einer besseren Wohnung versagt wird, schlimm- 
stenfalls gar, daß die Kinder den Eltern genommen 
werden. Derartige Diskriminierungen erfolgen in der 
Sowjetunion, der DDR, der Tschechoslowakei und Ru- 
mänien immer im Zusammenhang mit kritischen Mei- 
nungsäußerungen 5®) . 


Ili. Bewertung 


1 . Die totale Relativierung der aus Art. 19 IPBPR flie- 
ßenden Grundrechte durch pohtisch-ideologische 
Vorbehalte ist völkerrechtswidrig: Es handelt sich 
hierbei um das grundsätzhche Problem unter- 
schiedlicher Konzeptionen von Menschenrechten 
in Ost und West, das im Medienbereich besonders 
deutiich wird und die Einschränkungsmöglichkei- 
ten (Art. 19 Abs. 3 IPBPR) sowie die Einschrän- 
kungsverpfhchtungen (Art. 20 IPBPR) zur Zentral- 
frage der Meinungs- und Informationsfreiheit 
macht. 

Obwohl aus der Entstehungsgeschichte des 
Art. 19 IPBPR deutlich wird, daß die vertraghche 
Verbürgung der Informationsfreiheit von den 
Staaten des Warschauer Pakts nur zum Preis einer 
weitgehenden staathchen Einschränkungsmög- 
lichkeit dieses Menschenrechtes erreichbar war 
und dieser Umstand bei einer objektiven Interpre- 
tation Berücksichügung finden muß, kann doch 
aus den folgenden Gründen eine absolute Aus- 
höhlung und Einbindung eines Grundrechts in die 
Formation der sozialistischen Gesellschaft aus der 
Sicht des Völkerrechts nicht akzepüert werden: 

a) Art. 19 Abs. 1 und 2 IPBPR vermitteln unbestrit- 
tenermaßen individuelle Rechte („Jedermann 
hat das Recht ..."). Deshalb dürfen nicht von 
vornherein — wie die marxistisch-leninistische 
Ideologie dies vorsieht — an die Stelle eines 


Freiheitsrechts gesellschafthche und staathche 
Aufgaben und Zuständigkeiten gerückt wer- 
den. Art. 19 setzt eine echte Abwägung zwi- 
schen Individualrecht und Schutzgütern der 
Gemeinschaft voraus. Gegen diese vom Pakt 
geforderte konkrete Güterabwägung versto- 
ßen die Staaten des Warschauer Pakts, da sie 
eine Güterabwägung entweder überhaupt 
nicht treffen oder pauschal zugunsten der ge- 
sellschaftlichen oder staathchen Zielsetzung 
entscheiden. 

b) Die von Art. 19 IPBPR vermittelten individuel- 
len Rechte können nicht durch jede staatliche 
oder gesellschafthche Maßnahme einge- 
schränkt werden; Art. 19 Abs. 3 Satz 2 steht 
ausdrücklich das formelle Erfordernis der „ge- 
setzlich vorgesehenen Einschränkung" auf. 
Die aUgemeine Schranke der gesellschafth- 
chen Zweckbestimmung wird in den Staaten 
des Warschauer Pakts in der Regel weder 
durch ein formelles noch durch ein materielles 
Gesetz konkretisiert, so daß Partei- oder Staats- 
organe ohne konkrete Bindung an ein Gesetz 
die Meinungs- und Informationsfreiheit ein- 
schränken können. 

c) Art. 19 Abs. 3 IPBPR normiert nicht nur förmh- 
che Voraussetzungen für die Menschenrechts- 
einschränkung, sondern auch materieUe: die 
verbürgten Individualrechte treten nicht bei je- 
der gesetzlichen Regelung zurück, sondern 
nur, wenn die in Art, 19 Abs. 3 ht. a und b 
besonders aufgezählten Belange auf dem Spiel 
stehen. Hierbei kann der Begriff der „öffentli- 
chen Ordnung" (ordre public) in Ost und West 
unterschiedlicher Interpretation zugänghch 
sein; auch das Sicherheitsbedürfnis einzelner 
Staaten mag unterschiedhch groß ausgebildet 
sein. Mit dem Wortlaut des Art. 19 IPBPR ist 
jedoch eine Konzeption der öffentlichen Ord- 
nung unvereinbar, die jede Entfaltung indivi- 
dueller Rechte im Medienbereich mit dem 
staatlichen ordre pubhc für unvereinbar hält. 

d) Wie bei allen Einschränkungen von Men- 
schenrechten muß auch bei Art. 19 Abs. 3 
IPBPR das Übermaßverbot beachtet werden. 
Das setzt bei Gefährdungen der öffenthchen 
Ordnung einen gestuften Katalog von Ein- 
schränkungen voraus: Art. 19 ist nicht „not- 
standsfest" (Art. 4); dies berechtigt die Staaten 
des Warschauer Pakts aber nicht, sich — ohne 
förmhche Verhängung eines Notstandes — so 
zu verhalten, als seien die individuellen Rechte 
aus Art. 19 suspendiert. 

e) Einschränkungen, die nach Art. 19 Abs. 3 
IPBPR vorgenommen werden, dürfen nicht ge- 
gen sonstige Bestimmungen des Paktes versto- 
ßen. Dies ist z. B. in Rumänien und in der 
UdSSR der Fall, wenn sich Einschränkungen 
gezielt gegen Minderheiten (Art. 27 IPBPR) 
richten (vgl. unten Abschnitt G — D. Blumen- 
witz). 

2. Das in allen Strafgesetzbüchern und den Verfas- 
sungen Bulgariens, der DDR, Polens und Rumä- 
niens ausgesprochene Verbot der Kriegspropa- 
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ganda trägt der Verpflichtung des Art. 20 Abs. 1 
IPBPR Rechnung. Art. 20 Abs. 1 und 2 (Verbot des 
Eintretens für nationalen, rassischen oder religiö- 
sen Haß) werden allerdings von einigen Staaten 
des Warschauer Pakts gelegentlich in unzulässi- 
ger Weise benutzt, um pohtische Gegner mimdtot 
zu machen; das geschieht dann, wenn die Wahr- 
nehmung und Vertretung politischer Interessen 
als Revanchismus und Kriegspropaganda oder die 
Verfolgung von Minderheitenrechten als Aufsta- 
chelung zum Rassenhaß abqualifiziert werden 
(siehe dazu unten Abschnitt G — D. Blumen- 
witz). 

3. Die Tatsache, daß in allen WP- Staaten letztlich die 
kommunistische Partei für sich in Anspruch 
nimmt, zu entscheiden, welche Äußerungen und 
Informationen zugelassen werden, ist Bestandteil 
der „öffentlichen Ordnung" . Dennoch müssen die 
zwei oben dargelegten Grundsätze bei der Ein- 
schränkung individueller Rechte auch von den 
Staaten des Warschauer Pakts beachtet werden. 

4. a) Die Informationsfreiheit im passiven Sinne ga- 

rantiert die Wahrnehmung von Wahrnehmba- 
rem und den Zugang zu Zugänghchem. Die 
Staaten des Warschauer Pakts verletzen also 
die Informationsfreiheit, wenn sie bestimmte 
Informationen, insbesondere wenn sie be- 
stimmte ausländische Zeitungen, Zeitschriften 
und Bücher nicht zugänghch machen. 

b) Die Informationsfreiheit, insbesondere aber 
die Presseinformationsfreiheit als eine Kompo- 
nente der Pressefreiheit, gewährleistet den 
Grundrechtsinhabern das Recht, sich Informa- 
tionen jeder Art zu verschaffen. Dies bringt 
Art. 19 Abs. 2 IPBPR zum Ausdruck. Gegen 
diese Freiheitsrechte verstoßen die Sowjet- 
union, die DDRp die Tschechoslowakei und 
Rumänien, wenn sie rechtlich oder prak- 
tisch verbieten, zugängliche westliche Druck- 
erzeugnisse aller Art sich zu verschaffen. Eine 
unkontrolherte Ermessensentscheidung bei 
der Genehmigung der Einfuhr widerspricht 
dem Wortlaut und dem Geist des Art. 19 Abs. 2 
und 3 IPBPR. 

c) Die von der Sowjetunion vor genommenen 
Störmaßnahmen gegen ausländische Rund- 
funksender, welche grenzüberschreitende 
Programme ausstrahlen, sind völkerrechtswid- 
rig. 

Da Hörfunk- luid Fernsehsendungen mit der 
Ausstrahlung von der Sendeantenne bereits 
wahrnehmbar geworden sind, darf deren Emp- 
fang prinzipiell nicht mehr gestört werden. Der 
Grundsatz der staatlichen Souveränität wird 
insoweit durch Art. 19 Abs. 2 IPBPR einge- 
schränkt. 

Die nationalen Regelungsvorbehalte in den die 
Informationsfreiheit garantierenden Verträgen 
reichen nicht so weit, daß der Empfangsstaat 
den Empfang jeder Sendung eines ausländi- 
schen Senders verbieten oder jede Sendung 
stören dürfte. Die Einschränkungsklauseln 
rechtfertigen nicht die „ Störsendefreiheit" . Die 


völkerrechtliche Verpflichtung zur Respektie- 
rung der Informationsfreiheit bedeutet viel- 
mehr ein grundsätzliches Störverbot. Die 
Schrankenklauseln lassen lediglich zu, daß 
wegen des Inhalts bestimmter Programme ver- 
einzelt gestört wird. Diese Störmaßnahmen 
sind nur in den oben auf gezeigten Grenzen 
zulässig. 

d) Die den Grundsatz des „free flow of Informa- 
tion" verankernden Vereinbarungen — wie 
die Mediendeklaration, die Medienresolution 
und die KSZE-Schlußakte — haben keinen 
Vertragscharakter. Ferner ist die in der Medi- 
endeklaration und der KSZE-Schlußakte zum 
Ziel gesetzte „freiere" und „umfassendere" 
Verbreitung nur schwer nachprüfbar. Schließ- 
lich enthalten jene Instrumente auch eine 
Reihe von Ausweichklauseln, die auch einen 
Vorbehalt aus ideologischen Gründen recht- 
fertigen. Allerdings widerspricht die restriktive 
Informationspolitik aller Staaten des War- 
schauer Pakts dem Geiste der den „free flow of 
information" postulierenden Vereinbarungen. 
Der Grundsatz muß „freier Informationsfluß" 
lauten und nicht „Verbot des freien Informa- 
tionsflusses " . 

Die einem Informationsaustausch gewidmeten 
Abkommen verpflichten nur „zu fördern" oder 
„zu erleichtern", sind somit nur ein erster 
Schritt in Richtung auf einen möghchen Wan- 
del im Medienverständnis der Staaten des 
Warschauer Pakts. 

5. Pressefreiheit im Sinne des Art. 19 Abs. 2 IPBPR 
garantiert auch die Freiheit, Presseuntemehmen 
zu gründen. Diese Garantie wird durch die Staa- 
ten des Warschauer Pakts verletzt, soweit nur be- 
stimmte gesellschaftliche und staatiiche Gruppie- 
rungen Druckerzeugnisse herausgeben dürfen. 

Werden wie in der Sowjetunion, Polen und insbe- 
sondere in Rumänien die für die Reproduktion von 
Schriften erforderhchen Geräte nicht zugänglich 
gemacht, so bedeutet dies ein Verstoß gegen die 
Pressearbeitsfreiheit als einer Komponente der in 
Art. 19 Abs. 2 IPBPR garantierten Pressefreiheit. 

6. Die in den Staaten des Warschauer Pakts teils 
gesetzhch sanktionierten, teils ohne ausdrückli- 
che gesetzliche Ermächtigung durchgeführten 
Zensurmaßnahmen widersprechen der Presseäu- 
ßerungsfreiheit als dem Recht, sich frei und unge- 
hindert zu jedem Thema zu äußern. 

Als Zensurmaßnahme ist auch die Praxis in der 
DDR zu sehen, vor der Veröffentlichung eines 
Manuskripts im Westen eine Genehmigung ein- 
zuholen. 

7. Die insbesondere in Rumänien in den Art. 39 ff. 
des Pressegesetzes sichtbaren Einschränkungen 
der Zulassung zum Journalist enberuf verstoßen 
gegen die Freiheit des Zugangs zur Presse als 
einer Komponente der Pressefreiheit des Art. 19 
Abs. 2 IPBPR. 

8. Die totale Genehmigungspflicht von Interviews 
und Befragungen sowie die Pflicht zur Anmel- 
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düng von Reisen ist mit der in Art. 19 Abs. 3 IPBPR 
statuierten Einschränkungsmöghchkeit zum 
Schutze der nationalen oder der öffenthchen Si- 
cherheit nicht mehr vereinbar. Soweit es um Jour- 
nahsten aus der Bundesrepubhk Deutschland 
geht, verstößt die Genehmigungspflicht von Inter- 
views und die Anmeldungspfhcht von Reisen in 
der DDR zusätzlich gegen den innerdeutschen 
Briefwechsel über die Arbeitsmöglichkeiten für 
Joumahsten. Von einer „freien Information und 
Berichterstattung'' kann keine Rede sein, wenn 
wegen jeden Interviews eine Genehmigung bean- 
tragt werden und jedes Verlassen Berhns (Ost) 24 
Stunden vorher angemeldet werden muß und so- 
mit der Journalist letztlich auf amtiiche Auskunft 
angewiesen bleibt. Die Bestimmungen stehen 
auch im Widerspruch zur KSZE-Schlußakte, die 
zum Ausdruck bringt, daß die Teünehmerstaaten 
von dem Wunsche geleitet sind, „die Bedingun- 
gen zu verbessern, unter denen Journalisten aus 
einem Teilnehmerstaat ihren Beruf in einem an- 
deren Teünehmerstaat ausüben" und „die Aus- 
führung von Reisen durch Joumahsten aus den 
Teilnehmerstaaten in dem Land, in dem sie ihren 
Beruf ausüben, leichter zu gestalten und schritt- 
weise größere Gelegenheiten für solche Reisen zu 
bieten" ^7). 

9. Die Strafrechtsnormen, welche staatsfeindhche 
Äußemngen unter Strafe stellen, lassen sich mit 
den Schrankenklauseln in Art. 19 Abs. 3 ht. a, b 
IPBPR grundsätzüch rechtfertigen. 

Die Verurteilung aufgrund der Strafrechtsnormen 
bei unbedeutenden kritischen Äußerungen über 
die Staats- und GeseUschaftsordnung, wie dies 
von der Sowjetunion, der DDR und der Tschecho- 
slowakei bekannt ist, ist unverhältnismäßig und 
widerspricht damit dem Art. 19 Abs. 2, 3 IPBPR. 

Erfolgt wie in der Sowjetunion, Rumänien und 
Bulgarien eine Einlieferung von Dissidenten in 
psychiatrische Kliniken, so hegt zudem ein Ver- 
stoß gegen Art. 7 und 10 Abs. 1 IPBPR vor. 

10. Die vor ahem in der DDR, der UdSSR, Rumänien 
und der Tschechoslowakei vorkommenden Dis- 
kriminiemngen von Personen im täghchen Leben, 
die sich kritisch zur Staats- und GeseUschaftsord- 
nung geäußert haben, bedeuten einen Verstoß 
gegen Art. 19 Abs. 2, 3 IPBPR. Diese indirekten 
und gesetzlich nicht faßbaren Methoden der Ein- 
schüchtemng und Unterdrückung lassen sich 
nicht nach Art. 19 Abs. 3 IPBPR rechtfertigen. 


*) inhaltlich überarbeitet von PD Dr. O. Luchterhandt 
* T 4 a) und b) inhaltlich überarbeitet von PD Dr. O. Luchter- 
handt 
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sowjetische Entwurf zu Art. 19 IPBPR, der sich — seinem 
Wortlaut nach — grundsätzhch nicht wesenthch von denen 
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Handbuch, hrsg. vom Bundesministerium für innerdeutsche 
Beziehungen, 2. Aufl., Köln 1985, S. 879 ff.; Polen: Black 
Book on Polish Censorship. A Rand Corporation Research 
Study, New York 1984; S. Lammich, Regierung und Verwal- 
tung in Polen, Köln 1975, S, 207 ff.; K. Oettingen, Das neue 
polnische Presserecht, JOR Bd. XXrV/2 (1985), S. 309 ff.; 
Rumänien: A. Coulin, Massenmedien, in; K.-D. Grothusen 
(Hrsg.), Südosteuropa-Handbuch, Bd. II. Rumänien, Göttin- 
gen 1977, S. 557 ff.; G. Tontsch, Partei und Staat in Rumä- 
nien, Köln 1985, S. 148 ff.; Sowjetunion: M. Dewhurst (ed.), 
The Soviel Censorship, München-New York 1973; P. Hüb- 
ner, Aspekte der sowjetischen Zensur, OE 1972, S. 1 ff.; H. 
Koschwitz (Hrsg.), Massenkommunikation in der UdSSR, 
Freiburg/Br. 1979; Ch, Kunze, Journalismus in der UdSSR, 
München-New York 1978; O. Luchterhandt, UN-Menschen- 
rechtskonventionen — Sowjetrecht — Sowjetwirklichkeit. 
Ein kritischer Vergleich, Baden-Baden 1980, S. 107 ff.; L. 
Revesz, Macht und Willkür in der Sowjetpresse, Freiburg/ 
Schweiz 1974; P. Roth, Sow-Inform. Nachrichtenwesen und 
Informationspohtik der Sowjetunion, Düsseldorf 1980; ders.. 
Die kommandierte öffenthche Meinung. Sowjetische Medi- 
enpolitik, Stuttgart 1982; Tschechoslowakei: J. PoksteO, 
Theorie und Praxis der Menschenrechte in der CSSR (Typo- 
skript), o. O. 1987, S. 56—217; Ungarn: P. Kende, Zensur in 
Ungarn, in; Z. Mlynar (Hrsg.), Forschungsprojekt „Krisen in 
den Systemen sowjetischen Typs" , Nr. 9, Wien 1985, S. 45 ff.; 
P. Lendvai, Massenmedien, in: K.-D. Grothusen (Hrsg.), 
Südosteuropa- Handbuch, Bd. V. Ungarn, Göttingen 1987, 
S. 529 ff. 

20) Bulgarien: Ideologiepolitik; DDR: ZK- Abteilungen für Pro- 
paganda und Agitation; Polen: Propaganda; Rumänien: 
Ideologiekommission; UdSSR: Propaganda; C^SSR: Massen- 
medien; Agitation und Propaganda; Ungarn: Agitation und 
Propaganda. 

21) So in Rumänien: Vgl. Art. 39; 40 Gesetz über die Presse vom 
24.3.1974 (BO I, Nr. 48/1974; deutsch; JOR Bd. XV (1974), 
S. 451 ff.). 

22) In der DDR sollen 1982 noch 11 Verlage in privater Hand 
gewesen sein. Vgl. Stichwort „Verlagswesen", in: DDR. 
Handbuch (Anm. 19), S. 1430. 

23) Das Komitee wurde im August 1987 im Zuge der von der 
UdSSR angestoßenen Reorganisation des Regierungsappa- 


rates aufgelöst und durch ein „ Ministerium für Kultur, Wis- 
senschaft und Erziehung" ersetzt. Vgl. FAZ vom 19.8.1987, 
S. 4 (V. Meier). 

24) Dazu P.J. Lapp, Der Ministerrat der DDR, Opladen 1982, 
S. 226 ff. 

25) Lapp, ebda., S. 262. 

25) Die „Hauptverwaltung" wurde 1966 aus der Unterstellung 
unter das Komitee für Presse beim Ministerrat der UdSSR 
herausgelöst und dem Ministerrat unmittelbar zugeordnet 
(SPSSSR1966, Nr. 19, Art. 171). Als 1972 das Komitee für die 
Presse in das Staatskomitee für das Verlagswesen, das 
Druckgewerbe und den Buchhandel umgewandelt wurde 
(WS SSSR 1972, Nr. 32, Art. 277), bheb die Hauptverwal- 
tung davon allem Anschein nach unberührt. Die schon zuvor 
auf gestellte Behauptung (Hübner, Anm. 19, S. 5), sie sei die- 
sem Staatskomitee nachgeordnet, wird durch V.M. Mano- 
chin (Sovetskoe administrativnoe pravo/Sowjetisches Ver- 
waltungsrecht, Moskau 1977, S. 454) widerlegt, welcher die 
Hauptverwaltung als Teil der „Staatssicherheit" abhandelt. 
Man kann daraus schheßen, daß sie zwar der Dienstaufsicht 
des Ministerpräsidenten, hingegen der Fachaufsicht des 
Staatssicherheitsdienstes (KGB) unterhegt. So betrachtet, er- 
scheint die von Emigranten häufig zu hörende Ansicht, 
„Glavlit" sei eine „Fihale" des KGB, durchaus plausibel. 

22) Bulgarien: Komitee für Kultur (bis August 1987); DDR: 
Staatliches Komitee für Rundfunk, Staathches Komitee für 
Fernsehen beim Ministerrat; Polen: Komitee für Rundfunk 
und Fernsehen; UdSSR: Staatskomitee für Fernsehen und 
Rundfunk (im Range eines Ministeriums); CSSR: Tschecho- 
slowakischer Rundfunk; Tschechoslowakisches Fernsehen. 

28) Bulgarien: Bälgarska Telegrafna Agencija (BTA); DDR: All- 
gemeiner Deutscher Nachrichtendienst. ADN untersteht 
dem Presseamt beim Vorsitzenden des Ministerrats der 
DDR. Polen: Polska Agencja Prasowa (PAP); Rumänien: 
Agen^ia romänä de presä (AGERPRES). Die Agentur ist ZK 
und Ministerrat unterstellt, also ein gemischtes Partei- 
Staatsorgan. UdSSR: Telegrafnoe Agenstvo Sovetskogo So- 
juza (TASS). Daneben existiert (seit 1961) APN-Agentstvo 
Pecati Novosti — als eine sog. gesellschafthche Einrichtung 
(Träger: Journalisten verband; Schriftstellerverband; Ver- 
band der Sowjetgesellschaften für Freundschaft und kultu- 
relle Beziehungen mit dem Ausland; Unionsgesellschaft 
„Wissen"), deren Aufgabe vor allem in der Sammlung von 
Auslandsinformationen und in Auslandspropaganda be- 
steht. Insofern bildet APN — formal betrachtet — eine Aus- 
nahme. CSSR: Ceskoslovenskä Tiskovä Kanceläf (CTK); 
Ungarn: Magyar Tävirati Iroda (MTI). 

29) In der UdSSR ist gegenwärtig ein „Presse- und Informations- 
gesetz " in Vorbereitung. Vgl. Punkt 2 des Gesetzgebungs- 
planes der UdSSR vom 28.8.1986 (WS SSSR 1986, Nr. 37, 
Art. 782). 

30) In der UdSSR zählt „polygraphisches Gewerbe", d. h. „die 
Herstellung von Vervielfältigungs- und Kopierapparaten, al- 
len möglichen Schablonen, Stempeln, Siegeln, Schrifttypen, 
die Vervielfältigung jeder Art von Druck- und Photoproduk- 
ten, das Pressen von Schallplatten, Filmen und Tonbän- 
dern", zu jenen wirtschaftüchen Aktivitäten, deren Aus- 
übung dem privaten Bürger ausdrücklich und uneinge- 
schränkt verboten ist. Vgl. Punkt 3 der „Ordnung" über die 
Heim- und Handwerksgewerbe der Bürger vom 3.5.1976 
(WS SSSR 1976, Nr. 7, Art. 39). 

31) Vgl. N. Münster, Überzeugung für die Untergrundverlage, 
FAZ vom 12.6.1987, S. 7; allgemein zum Untergrrmdschrift- 
tum in Polen H. Hirsch, Unabhängiges Pubhkationswesen in 
Polen 1976-1983, OE 1984, S. 515 (520 f.). 

32) DDR: VO über die Registrierung von Druckereien und Ver- 
vielfältigungsbetrieben vom 22.12.1950 (GBl. S. 1219); Ru- 
mänien: Dekret über die Ordnung von Vervielfältigungsap- 
paraten, Sachmitteln für die Reproduktion von Schriften und 
über Schreibmaschinen vom 30.3.1983 (BO I, Nr. 21/1983; 
deutsch: WGO 1983, S. 276 f.); UdSSR: Vgl. Anm. 30; ÜSSR: 
Verfügung des Wirtschaftsministers der Slowakischen So- 
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zialistischen bzw. des der Tschechischen Sozialistischen Re- 
publik über die Gründung und die Wirksamkeit von Drucke- 
reien und Vervielfältigungsgeräten und über die verbindli- 
che Übersicht von Druckmaschinen vom 2.12.1970 (Sb. Nr, 
155/1970) bzw. vom 14.7.1971 (Sb. Nr. 67/1971). 

33) Vgl. dazu die Bemerkungen eines Kenners: R. Havemann, 
Über Zensur und Medien, DA 1976, S. 798 (799); ferner 
B. Chasanow, Die Kontrolle über das gedruckte Wort in der 
Sowjetunion, Kontinent Nr. 31 (1984), S. 30 ff.; W. Kasack, 
Die sowjetische literarische Zensur, OE 1985, S. 71 (74). 

34) Bekannt ist nur das Statut der Vorgängerbehörde, d. h. der 
Hauptverwaltung für Angelegenheiten der Literatur und der 
Verlage der RSFSR (abgekürzt: Glavht) vom 6.6.1931 (Text: 
L.G. Fogelevic (Hrsg.), Osnovnye direktivy i zakonoda- 
tel’stvo o pecati. Sistematiceskij Sbornik — Grundlegende 
Direktiven und Gesetzgebung über die Presse. Systemati- 
sche Sammlung, Moskau 1937, S. 124 ff.; deutsch: Kunze 
(Anm. 19), S. 256 ff.). 

35) Chasanow (Anm. 33), S. 30 ff. 

3ö) Vgl. dazu J, Golla, Das Gesetz über den Schutz des Staats- 
und Dienstgeheimnisses vom 14.12.1982; JOR Bd. XXI V/2 
(1983), S. 401 ff.; zur Zensur in Polen vgl. im übrigen M. Cie- 
sielczyk, Zensur in der Volksrepublik Polen, Politische Stu- 
dien 1985, S. 607 ff.; Oetüngen (Anm. 19), S. 324 ff.; K.- 
J. Kuss, Zensurrechtsprechung in der Volksrepublik Polen, 
OE 1987, S. 195 ff.; siehe ferner die Materialien in OE A 1987, 
S. A 110 ff. 

3^) Der Fall ist dokumentiert in der poln. Regierungszeitung 
„Rzeczpospolita" vom 24.7.1985, S. 8. In dem Prozeß ging es 
um einen Artikel der in Krakau erscheinenden katholischen 
Wochenzeitung „Tygodnik Powczechny", der den Entwurf 
eines (inzwischen verabschiedeten) Gesetzes „Über die be- 
sondere strafrechtliche Verantwortlichkeit als Verletzung 
der verfassungsmäßigen Garantien des Angeklagten " kriti- 
siert hatte. Die Zensurbehörde hatte das Verbot damit be- 
gründet, der Artikel „bedrohe die Sicherheit des Staates und 
stelle zudem offensichtlich eine Straftat dar". Das Hauptver- 
waltungsgericht stellte fest, im vorliegenden Falle fehle eine 
rationale Grundlage für die Annahme, daß der Artikel geeig- 
net sei, die gesellschaftliche Stimmung in einer in letzter 
Konsequenz die Sicherheit des Staates bedrohenden Weise 
aufzuwühlen. Gleichwohl ließ das Gericht die Entscheidung 
der Zensurbehörde bestehen. Es argumentierte, der Artikel 
enthalte einen „offensichtlich strafbaren Inhalt" , weil er den 
Ministerrat als Verfasser des Gesetzesentwurfs herabwür- 
dige, womit der Tatbestand „Erniedrigung eines obersten 
Staatsorgans" (vgl. Art. 270 § 1 poln. StGB) erfüllt sei. Zum 
Ganzen: Kuss (Anm. 36), S. 196 f. 

38) Zur Praxis im Falle der UdSSR vgl. Luchterhandt (Anm. 19), 
S. 118. 

39) Devisengesetz vom 19.12.1973 (GBl. I S. 574). 

40) p. Hübner, Literatur der Bundesrepublik in der UdSSR — 
Sowjetliteratur in der Bundesrepublik 1974—1976, OE 1977, 
S. 978 ff.; U.S. Department of State, Report on Human Rights, 
The Soviet Union, United States Information Service, Bonn 
1987, S. 8 f. 

41) Vgl. Verletzungen von Menschenrechten, hrsg. von der Kul- 
turstiftunq der deutschen Vertriebenen, 3. Aufl., Bonn 1985, 
S. 70. 

42) Vgl. „Hinweise auf einige zoll- und devisenrechtliche Be- 
stimmungen der DDR" vom 20. November 1976, hrsg. vom 
DDR-Außenhandelsministerium. 

48) Das bestehende Einfuhrverbot für Fachzeitschriften sowie 
für Adressen Verzeichnisse, Kalender und Briefmarkenkata- 
loge wird aufgehoben. Allgemeine politische Publikationen 
dürfen allerdings weiterhin nicht in die DDR verbracht wer- 
den. Ferner ist künftig auch die Ein- und Ausfuhr von Ton- 


bandkassetten zulässig. Bespielte Kassetten dürfen aller- 
dings „nicht im Widerspruch zu den Interessen des soziali- 
stischen Staates" stehen. Videokassetten dürfen künftig bei 
Besuchen in die DDR mitgenommen, müssen aber wieder in 
die Bundesrepublik zurückgebracht werden, GBl. 1987 I 
S. 241; GBl. 1987 I S. 242. 

44) Vgl. Verletzungen von Menschenrechten (Anm. 41), S. 42. 

45) Allerdings wird seit Mitte des Jahres 1987 die Deutsche 
Welle in Bulgarien nicht mehr gestört. 

48) Vgl. FAZ vom 13.7.1984; Frankfurter Rundschau vom 
27.11.1985; Süddeutsche Zeitung vom 6.2.1987; schriftliche 
Auskunft von Radio Free Europe und Radio Liberty vom 
29.5.1987. 

4^) Schriftliche Auskunft von BBC London vom 22.6.1987. 

48) Vgl. Strafrecht der Deutschen Demokratischen Republik. 
Kommentar zum Strafgesetzbuch, Berlin(-Ost) 1987, § 106 
Anm. 1. 

49) So haben DDR-Bürger in einem Schreiben an die Teilneh- 
mer der Weltjugendspiele in Moskau u. a. beklagt, daß das 
Recht auf freie Meinungsäußerung durch strafrechtliche Be- 
stimmungen in der DDR eingeschränkt werde und in Gefahr 
stehe, auf ein Recht auf Zustimmung zu staatlichen Maßnah- 
men reduziert zu werden. Vgl. Flensburger Tageblatt vom 
11.7.1985; vgl. auch die Antwort der Bundesregierung, 
BT-Drs. 8/3138, auf die Große Anfrage der CDU/CSU- Frak- 
tion, BT-Drs. 8/2504. 

50) Vgl. FAZ vom 8.12.1984. 

^1) Ausführlich Luchterhandt (Anm. 19), S. 108 ff.; vgl. ferner 
die Berichte über die Einzelschicksale in der Zeitschrift 
, Menschenrechte' der IGFM; ferner: Die Welt vom 1.9.1980; 
Süddeutsche Zeitung vom 7.8.1981; Die Welt vom 19.1.1984; 
FAZ vom 21.5.1985; FAZ vom 31.12.1985 , K. Schlögel, Op- 
position sowjetischer Arbeiter heute, Berichte des BlOst 
Nr. 1/1981; ders., Überdetermination und Selbstbestim- 
mung, Berichte BlOst Nr. 23/1982. 

52) Verletzungen von Menschenrechten (Anm. 41), S. 67; Rund- 
brief Nr. 1/1987 der Gesellschaft Kontinent e. V., Bonn, März 
1987. 

53) Vgl. NZZ vom 21.10.1977; Der Spiegel 1979, Nr. 33, S. 98 f.; 
zur strafrechtlichen Verfolgung der Opposition in der ÜSSR 
umfassend Pokstefl (Anm. 19), S. 74 ff.; 125 ff. 

54) Text der Charta '77: OEA 1977, S. 384 ff. Zum Kampf um die 
Charta '77 in der CSSR vgl. A, Müller, Der tschechoslowa- 
kische Weg zur Charta '77, OE 1977, S. 557 ff.; O. Luchter- 
handt, Die Menschenrechte in den Ost-West-Beziehungen 
und die Bürgerrechtsbewegungen in Osteuropa, in: Mo- 
derne Welt. Jahrbuch für Ost-West-Fragen, Köln 1983, S. 225 
(237 f.). 

55) Die wissenschaftliche Auseinandersetzung über Karl Marx 
mit Wissenschaftlern aus dem Westen wird als ungesetzliche 
Verbindungsaufnahme nach § 219 StGB bestraft; vgl. 
Münchner Merkur vom 13.8.1986. Besuche in westlichen 
Botschaften und in der Vertretung der Bundesrepublik 
Deutschland gelten als „ungesetzliche Verbindungsauf- 
nahme" oder gar als „landesverräterische Nachrichtenüber- 
mittlung" nach § 99 StGB. Vgl. FAZ vom 6.6.1984. 

58) Vgl. hierzu die zahlreichen Berichte über Einzelschicksale in 
den Zeitschriften „Menschenrechte", hrsg. von der Interna- 
tionalen Gesellschaft für Menschenrechte, Frankfurt/M. und 
„Glaube in der 2. Welt. Zeitschrift für Religionsfreiheit 
und Menschenrechte", hrsg. vom gleichnamigen Institut, 
Zollikon/Schweiz. 

5^) Vgl. auch den Protest der Bundesregierung gegen die Rege- 
lung von 1979 vom 8.11.1979; vgl. FAZ vom 18.4.1979. 
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I. Vorbemerkung 

Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit stehen in 
engem sachlichen Zusammenhang mit dem Grund- 
recht der Meinungsfreiheit i) . Alle drei werden häufig 
unter der Bezeichnung „Kommunikationsgrund- 
rechte" zusammengefaßt. Versammlungs- und Verei- 
nigungsfreiheit sind von konstitutiver Bedeutung für 
die Demokratie. Beide Kommunikationsformen sind 
unerläßliche Voraussetzungen für die Vorformung 
des politischen Willens. Darüber hinaus machen Ver- 
sammlungen und Vereinigungen es möglich, die Wir- 
kung einfacher Meinungsäußerung durch Zusam- 
menwirken zu steigern. Beide Grundrechte sind des- 
halb wirksame Mittel der politischen Auseinanderset- 
zung. Sie sind geeignet, politischen Forderungen 
Nachdruck zu verleihen. Sie geben also die Möglich- 
keit zur öffentlichen Einflußnahme auf den politischen 
Prozeß und sichern pluralistische Irütiativen und Al- 
ternativen zum vorgeformten Meinungsbildungspro- 
zeß im Parlament. Sie sind Ausdruck einer offenen 
Demokratie, einer Demokratie von unten nach oben, 
letztlich eines „government by the people" und nicht 
nur eines „government for the people". Sie wenden 
sich an den mündigen Bürger im Gegensatz zu dem 
von oben gelenkten. 

Die Vereinigungsfreiheit ist aber nicht auf das mei- 
nungsbildende Element beschränkt. Da nicht nur mei- 
nungsbildende Vereine von der Vereinigungsfreiheit 
erfaßt werden, sondern jede Vereinigung, kommt in 
ihr ein allgemeines Prinzip des Aufbaus des Gemein- 
wesens zum Ausdruck, nämlich das Prinzip freier so- 
zialer Gruppenbildung. Darin liegt nicht nur die Ab- 
sage an ständisch-korporative Ordnungen, sondern 
auch die Absage an die planmäßige Formung und 
Organisation der Gesellschaft durch den Staat nach 
den Maßstäben eines von einer herrschenden Gruppe 
diktierten Wertsystems. 

Die KoaÜtionsfreiheit ist ein Spezialfall der allgemei- 
nen Vereinigungsfreiheit. Sie gewährleistet die Frei- 
heit des Zusammenschlusses zu Vereinigungen zur 
Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen 
und die Freiheit der gemeinsamen Verfolgung dieses 
Zwecks. Über beides sollen die Beteiligten selbst und 
eigenverantwortiich, grundsätzlich frei von staatlicher 
Einflußnahme bestimmen. 

Der unbezweifelbar auch politische Charakter der 
Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit wird insbe- 
sondere in der Rechtswissenschaft der Staaten des 


Warschauer Paktes betont. So werden sie dort mei- 
stens unter die „politischen Freiheiten" der Bürger 
gezählt 2) . An anderer Stelle liest man : „ Die V ersamm- 
lungsfreiheit und die Vereinigungsfreiheit sind be- 
deutsame sozialistische Grundrechte, die auf die 
Machtausübung durch die Werktätigen und die kol- 
lektive Verwirklichung von politischen, sozialökono- 
mischen und kulturellen Grundrechten gerichtet 
sind" 3). 


II. Versammlungsfreiheit 

1. Der völkerrechtliche Rahmen 

a) Internationaler Pakt über bürgerliche und politische 
Rechte 

Das Recht, sich friedüch zu versammeln, wird in 
Art. 21 IPBPR anerkannt. Die im Satz 2 des Art. 21 
möglichen Beschränkungen dieses Rechts sind in for- 
meller und materieller Hinsicht qualifiziert. In formel- 
ler Hinsicht ist erforderlich, daß die Beschränkungen 
„gesetzlich" (by law) vorgesehen sind. Man wird dar- 
aus nicht den Schluß ziehen dürfen, daß solche Be- 
schränkungen nur durch förmliches Parlamentsgesetz 
erfolgen können. Auch Rechtsnormen im Range dar- 
unter, ihr ordnungsgemäßes Zustandekommen und 
ihre Publizierung vorausgesetzt, müssen wohl als aus- 
reichend angesehen werden. 

Was die materielle Qualifizierung anlangt, so sind nur 
solche Einschränkungen zulässig, die in einer demo- 
kratischen Gesellschaft im Interesse der nationalen 
oder der öffentlichen Sicherheit, der öffentlichen Ord- 
nung, zum Schutze der Volksgesundheit, der öffentli- 
chen Sittlichkeit oder zum Schutze der Rechte und 
Freiheiten anderer notwendig sind. So weitreichend 
diese Beschränkungsmöglichkeiten sind, so ist doch 
festzuhalten, daß die hier auf gezählten Ziele und 
Zwecke abschließend sind und von den Mitgliedstaa- 
ten nicht erweitert werden dürfen. Die auf dieser 
Grundlage vorgenommenen Beschränkungen müs- 
sen auch stets den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz be- 
achten, sowie die grundsätzliche Gewährleistung der 
Freiheit. Das heißt, daß die Beschränkungen nur die 
Ausnahmen gegenüber der grundsätzlichen Gewähr- 
leistung der Versammlungsfreiheit sein dürfen. Die 
Inanspruchnahme der Beschränkungsmöglichkeiten 
durch die Vertragsstaaten darf nicht dazu führen, daß 
dieses Regel- Ausnahme- Verhältnis im innerstaatli- 
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chen Recht und in der innerstaatlichen Praxis umge- 
kehrt wird 4). 

Von einem Recht, sich zu versammeln, kann man nur 
dann sprechen, wenn die Freiheit der Entscheidung 
existiert, sich zu versammeln oder dies nicht zu tun. 
Das Versammlungsrecht darf nicht zur Versamm- 
lungspfhcht werden. Mit anderen Worten: Art. 21 
IPBPR schützt auch die sog. negative Versammlungs- 
freiheit. Anders als die sonstigen im IPBPR genannten 
Menschenrechte, nennt Art. 21 den Träger der Ver- 
sammlungsfreiheit nicht ausdrücklich. Jedoch ergibt 
sich aus Art. 2 Abs. 1 IPBPR, daß auch die Versamm- 
lungsfreiheit ein Jedermann-Grundrecht ist. Nach 
Art. 2 Abs. 1 IPBPR sind die Vertragsstaaten verpflich- 
tet, „die in diesem Pakt anerkannten Rechte allen 
ihrer Herrschafts ge walt unterstehenden Personen 
ohne Unterschied der . . . nationalen Herkunft ... zu 
gewähren". Das bedeutet, daß dieses Recht dem Aus- 
länder und Staatenlosen ebenso zusteht wie dem 
S taatsangehörigen . 

Im Falle eines öffentlichen Notstandes, der das Leben 
der Nation bedroht und der amtlich verkündet ist, 
kann die Versammlungsfreiheit in dem Umfang, den 
die Lage unbedingt erfordert, außer Kraft gesetzt wer- 
den. 


b) KSZE-Schlußakte 

Im Prinzip VII des , Korbes 1' der Schlußakte von Hel- 
sinki vom 1.8.1975, das die Achtung der Menschen- 
rechte und Grundfreiheiten zum Ausdruck bringt, ist 
die Versammlungsfreiheit zwar nicht ausdrücklich 
genannt, doch enthält dieses Prinzip VII eine Bestäti- 
gung der Verpfhchtungen aus dem IPBPR und damit 
auch aus Art. 21 IPBPR. 

Eine weitere Bestätigung der Verpfhchtung, die Men- 
schenrechte des IPBPR zu achten, ist im Abschließen- 
den Dokument des Madrider KSZE-Folgetreffens vom 
6.9.1983 enthalten. 


2. Innerstaatliche Rechtslage und Praxis 

a) Verfassungsrechtliche Regelung 

In den Verfassungen aller Staaten des Warschauer 
Paktes finden sich Regelungen über das Versamm- 
lungsrecht 5). Als Rechtsträger werden die Bürger des 
jeweiligen Staates, nicht jedermann, genannt. § 64 
der ungarischen Verfassung nennt keinen Rechtsträ- 
ger und spricht nur davon, daß die Ungarische Volks- 
repubhk die Rede-, Presse- und Versammlungsfrei- 
heit gewährleiste. 

aa) Spezielle ideologisch-klassenmäßige Beschränkung 
des Versammlungsrechts 

Was den reinen Wortlaut der einschlägigen Verfas- 
sungsbestimmungen anlangt, so können von vornher- 
ein nur die Verfassungen Bulgariens und Polens den 
Anschein erwecken, als werde die Versammlungsfrei- 
heit umfassend gewährleistet. In den entsprechenden 


Verfassungsartikeln heißt es einfach, daß die Bürger 
das Recht auf Versammlungs-, Kundgebungs- und 
Demonstrationsfreiheit haben bzw. daß der Staat 
diese Freiheiten garantiere. In den Verfassungen der 
UdSSR, Ungarns, Rumäniens und der CSSR macht 
bereits der Wortlaut der entsprechenden Verfas- 
sung sbe Stimmungen deutlich, daß die Versamm- 
lungsfreiheit keineswegs allgemein, zu grundsätzüch 
jedem Zweck gewährleistet ist, sondern nur zu einem 
bestimmten, ideologisch determinierten Zweck. So 
wird nach Art. 50 Abs. 1 der Verfassung der UdSSR die 
Versammlungsfreiheit nur „in Übereinstimmung mit 
den Interessen des Volkes und zur Festigung und Ent- 
wicklung der sozialistischen Ordnung" garantiert. 
Nach § 64 der ungarischen Verfassung wird die Ver- 
sammlungsfreiheit „in Übereinstimmung mit den In- 
teressen des Soziahsmus und des Volkes", nach 
Art. 28 Abs. 1 der CSSR- Verfassung „im Einklang mit 
den Interessen des werktätigen Volkes" gewährlei- 
stet. In der Verfassung Rumäniens wird die zunächst 
in Art. 28 umfassend verheißene Versammlungsfrei- 
heit durch Art. 29 dahingehend eingeschränkt, daß sie 
nicht für Zwecke ausgenützt werden darf, „die der 
soziaüstischen Gesellschaftsordnung und den Interes- 
sen der Werktätigen entgegenstehen " . 

Zu betonen ist, daß die verfassungsrechtliche Ge- 
währleistung der Versammlungsfreiheit nicht nur 
dann versagt wird, wenn durch diese Versammlungen 
oder auf ihnen in irgend einer gewaltsamen Weise 
gegen den Sozialismus Stellung bezogen wird, es ge- 
nügt jede Form der Gegnerschaft, ja, der Ablehnung 
des Sozialismus. Die Formulierungen in den einschlä- 
gigen Verfassungsbestimmungen der UdSSR, Un- 
garns und der CSSR müssen wohl sogar dahingehend 
ausgelegt werden, daß die verfassungsrechthche Ge- 
währleistung der Versammlungsfreiheit nur solchen 
Versammlungen zugute kommt, die positiv den Inter- 
essen der Werktätigen bzw. des Sozialismus dienen. 
Hinzu kommt, daß diese Interessen der Werktätigen 
und des Sozialismus nicht in der Verfassung objektiv 
und für jedermann erkennbar festgeschrieben sind, 
sondern von der kommunistischen Partei als der „füh- 
renden und lenkenden Kraft" der Gesellschaft®) in 
monopolistischer Weise definiert werden. So heißt es 
z. B. in Art. 6 Abs. 2 der Verfassung der UdSSR; „Mit 
der marxistisch-leninistischen Lehre ausgerüstet, legt 
die Kommunistische Partei die Grundrichtung der ge- 
sellschaftlichen Entwicklung . . . fest“. Das bedeutet, 
daß sie auch die Interessen der Werktätigen und des 
Sozialismus definiert. Im Ergebnis gibt es daher keine 
Versammlungsfreiheit außerhalb des von der kommu- 
nistischen Partei sanktionierten Bereichs. 

Obgleich der Wortlaut im Vergleich mit den bisher 
behandelten Verfassungsnormen sehr viel neutraler 
erscheint, unterliegt auch die in der Verfassung der 
DDR gewährte Versammlungsfreiheit der aufgezeig- 
ten ideologisch-klassenmäßigen Schranke. Art. 28 
Abs. 1 gibt allen Bürgern das Recht, sich „im Rahmen 
der Grundsätze und Ziele der Verfassung" friedlich zu 
versammeln. Das vorrangige Ziel der Verfassung ist 
die Verwirklichung des Sozialismus und Kommunis- 
mus. Zu den Grundsätzen der Verfassung gehört die 
Organisation der Gesellschaft unter der Suprematie 
der marxistisch-leninistischen Partei, der SED^). 
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bb) Beschränkung im gleichen Sinne durch generellen 
Vorbehalt zu den Freiheitsrechten 

Mit der dargestellten ideologisch-klassenmäßigen Be- 
schränkung der Versammlungsfreiheit verdoppeln 
und verstärken die Verfassungen der UdSSR, Un- 
garns und der CSSR eine Beschränkung, die als gene- 
reller Vorbehalt gegenüber allen Freiheitsrechten in 
diesen Verfassungen gilt®). Durch Art. 39 Abs. 2 der 
Verfassung der UdSSR, § 54 Abs. 2 der Verfassung 
von Ungarn und Art. 19 Abs. 1 der Verfassung der 
CSSR werden Rechte und Freiheiten der Bürger gene- 
rell unter den Vorbehalt der Festigung und Entwick- 
lung der sozialistischen Gesellschaft gestellt. 

Auch in Art. 28 Abs. 1 der Verfassung der DDR ist der 
dort enthaltene Vorbehalt der Grundsätze und Ziele 
der Verfassung (i. S. von , Verwirklichung des Sozia- 
lismus' und , Suprematie der SED ) im Grunde nur eine 
Wiederholung der generellen Grundrechtsschranke, 
die sich aus Art. 19 Abs. 1 ergibt. Der Wortlaut dieser 
Norm gibt sich nicht gleich auf den ersten Blick als 
Grundrechtsschranke zu erkennen. Vor dem Hinter- 
grund der sozialistischen Grundrechtskonzeption ent- 
hüllt sich jedoch der eigentliche Sinn, der in Art. 19 
Abs, 1 vorgenommenen Verknüpfung der Ausübung 
der Rechte der Bürger und ihrer Mitwirkung an der 
Leitung der gesellschaftlichen Entwicklung: „Weil die 
Mitgestaltung in der sozialistischen Gesellschafts- 
und Staatsordnung sich nach der Notwendigkeit rich- 
ten muß, die sich aus der angeblich objektiven Ge- 
setzmäßigkeit der gesellschaftlichen Entwicklung er- 
gibt, und diese Gesetzmäßigkeit nur von der marxi- 
stisch-leninistischen Parteiführung erkannt werden 
kann, muß eine kritische Betrachtung zu dem Ergeb- 
nis gelangen, daß die von den sozialistischen Grund- 
rechten verlangte Betätigung der Bürger sich nur in- 
nerhalb der Grenzen bewegen darf, die ihr von der 
Parteiführung gesetzt sind. Die sozialistischen Grund- 
rechte werden also durch die Suprematie der marxi- 
stisch-leninistischen Parteiführung immanent be- 
schränkt“ ^). 

Ein solcher genereller Vorbehalt in bezug auf die 
Grundrechte ist vor allem in jenen Verfassungen von 
besonderer Bedeutung, in denen die Gewährleistung 
der Versammlungsfreiheit nicht selbst bereits einen 
ideologischen Vorbehalt enthält. Das ist bei der Ver- 
fassung Bulgariens und der Polens der FaU^O). Nach 
Art. 9 Abs. 2 der bulgarischen Verfassung dürfen die 
Rechte und Freiheiten der Bürger nicht zum Schaden 
der gesellschafthchen Interessen ausgeübt werden, 
welch' letztere entsprechend Art. 1 Abs. 2 von der 
kommunistischen Partei letztverbindlich definiert 
werden. 

Wenngleich im Wortlaut nicht so eindeutig, wirken 
die Abs. 1 und 3 des Art. 67 der polnischen Verfassung 
in die gleiche Richtung. 

cc) Von der Versammlungsfreiheit 
zur Versammlungspflicht 

Die bisherige Untersuchung hat erwiesen, daß das in 
den Verfassungen der Staaten des Warschauer Paktes 
gewährte Versammlungsrecht nur im Rahmen der Fe- 
stigung und Entwicklung der sozialistischen Ordnung 


gewährt wird. Bezüghch der Versammlungen, die zur 
Festigung und Entwicklung der sozialistischen Ord- 
nung stattfinden, 0bt es auch keine sogenannte nega- 
tive Versammlungsfreiheit, d. h. der Bürger hat nicht 
die Freiheit zu entscheiden, daran nicht teilzuneh- 
men. Das ergibt sich aus der für das sozialistische 
Grundrechtsverständnis typischen Verknüpfung von 
Grundrecht und Grundpfhcht. ln bezug auf die Ver- 
sammlungsfreiheit bedeutet dies, daß bezüglich der 
zur Festigung und Entwicklung der sozialistischen 
Ordnung stattfindenden Versammlung eine Teilnah- 
mepflicht besteht. Allerdings ist in der sozialistischen 
Rechtswissenschaft heute nicht unumstritten, um wel- 
che Art von Pflicht es sich dabei handelt: um eine 
echte Rechtspflicht oder nur um eine moralische 
Pflicht. Aber auch im letzteren Falle stehen genügend 
gesellschaftliche Sanktionsmechanismen zur Verfü- 
gung, um die Verletzung einer solchen moralischen 
Pflicht als nicht angeraten erscheinen zu lassen 

ln einigen Verfassungen wird diese strenge Verknüp- 
fung von Grundrechten mit Grundpflichten ausdrück- 
lich formuliert. So heißt es in Art. 59 Abs. 1 der Ver- 
fassung der UdSSR: „Die Verwirklichung der Rechte 
und Freiheiten durch den Bürger ist nicht zu trennen 
von der Erfüllung seiner Pflichten“. Berücksichtigt 
man in diesem Zusammenhang auch noch Art. 62 
Abs. 1 , wonach der Bürger verpflichtet ist, die Interes- 
sen des Sowjetstaates zu schützen und zur Stärkung 
seiner Macht und seiner Autorität beizutragen, dann 
wird man nicht umhin können, jedenfalls für ,von 
oben’ veranstaltete Versammlungen eine Teünah- 
mepfhcht des Bürgers anzunehmen ^2)^ obgleich diese 
Schlußfolgerung im sowjetischen Schrifttum nicht 
ausdrücklich gezogen wird. Eine eindeutige Pflicht 
ergibt sich aber jedenfalls aus der Mitgliedschaft in 
den Massenorganisationen i^). 

Die gleiche ausdrückliche Verknüpfung von Grund- 
recht und Grundpflicht findet sich auch in § 54 Abs. 2 
der Verfassung Ungarns, deren § 69 dem Bürger auch 
noch die Verpflichtung auf erlegt, „die Ordnung der 
Gesellschaft zu festigen“. Letztere Verpfhchtung fin- 
det sich auch in Art. 39 der Verfassung Rumäniens, 
der diese Verpflichtung bereits im Wortlaut noch da- 
hingehend präzisiert, daß es sich um eine Pflicht zur 
Festigung und Entwicklung der sozialistischen Ge- 
sellschaftsordnung handelt. 

Auf einem etwas anderen Weg kommt auch die Ver- 
fassung der DDR vom Versammlungsrecht zu einer 
Versammlungspflicht. Wie bereits gezeigt, setzt 
Art. 19 Abs. 1 die Ausübung der Grundrechte in Ver- 
bindung mit der Mitwirkung der Bürger an der Lei- 
tung der gesellschaftlichen Entwicklung. Art. 21 
Abs. 1 formuliert dann spezifisch das Mitgestaltungs- 
recht bezüglich des politischen, wirtschaftlichen, so- 
zialen und kulturellen Lebens der sozialistischen Ge- 
meinschaft. Die Teilnahme an Versammlungen, die ja 
nur dann verfassungsmäßig sind, wenn sie der Festi- 
gung und Entwicklung der sozialistischen Ordnung 
dienen, ist eine solche Mitgestaltung. Abs. 3 des Art. 
21 erklärt dann das Recht der Mitbestimmung und 
Mitgestaltung zu einer „hohen moralischen Verpflich- 
tung für jeden Bürger“. Dazu stellt ein Experte fest: 
„Demgegenüber ist festzustellen, daß die Teilnahme 
des DDR-Bürgers an der Mitgestaltung des Sozialis- 
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mus, da sie nicht in sein persönüches Belieben gestellt 
oder seiner subjektiven individuellen Einsichtsfähig- 
keit und -bereitschaft anheimgegeben ist, grundsätz- 
lich eine Rechtspfhcht darstellt, deren moralisch-poh- 
tischer Inhalt freilich stark hervorgehoben wird, um 
auch dort, wo ihrer Erzwingbarkeit mehr oder weni- 
ger natürliche Grenzen gezogen sind, ihre Durchset- 
zungschancen zu erhöhen'' i"*). 


b) Die Ebene unterhalb der Verfassung; Gesetze und 
Verordnungen 

aa) Spezielle Gesetze bzw. Verordnungen bezüglich Ver- 
sammlungen in der CSSR, in Polen und in der DDR 

Speziell das Versammlungsrecht regelnde Gesetze 
existieren in der CSSR und in Polen. 

Im tschechischen Gesetz vom 12.7.1951 über die 
freiwilligen Organisationen und Versammlungen 
(Sb. Nr. 68/1951) kehrt in § 6 die bereits aus Art. 28 
Abs. 1 der Verfassung bekannte ideologisch-klassen- 
mäßige Beschränkung des Versammlungsrechts wie- 
der. Auch dort heißt es, daß die Ausübung des Ver- 
sammlungsrechts „im Einklang mit den Interessen 
des werktätigen Volkes" gewährleistet ist, soweit da- 
mit nicht „die volksdemokratische Ordnung . . . ge- 
fährdet ist". Der gleiche ideologisch- klassenmäßige 
Vorbehalt wird wieder wirksam, wenn nach § 1 des 
Gesetzes über die Nationalräte (Sb. Nr. 126/1968) der 
Kreisnationalausschuß, d. h. die zuständige Behörde, 
eine öffentliche Versammlung u. a. verbieten bzw. 
auflösen kann, falls sie gegen die sozialistische Ord- 
nung gerichtet ist. 

Gestützt auf § 8 des genannten Gesetzes von 1951, ist 
die Verordnung des Innenministers vom 20.9.1951 
(U. 1. Nr. 320/1951) über die freiwilhgen Organisatio- 
nen und Versammlungen ergangen. Die §§6—11 die- 
ser Verordnung enthalten Regelungen über Anmel- 
dung und Genehmigung von Versammlungen. In ei- 
nem im einzelnen nicht leicht zu durchschauenden 
Zusammenspiel mit weiteren gesetzhchen Regelun- 
gen besonders auf dem Gebiete des Poüzei- und Straf- 
rechts ergibt sich aus dieser Verordnung folgendes ^^) : 
Legal sind nicht-öffentliche, private Versammlungen, 
sofern es sich um geschlossene Gesellschaften han- 
delt; des weiteren öffentliche Veranstaltungen von 
Repräsentanten des öffentlichen Lebens; öffentliche 
Veranstaltungen bei Gelegenheit eines religiösen Fe- 
stes, eines Begräbnisses, einer Hochzeit u. ä., sofern 
sie in einer Weise ablaufen, die ortsüblich ist. Sonstige 
öffentliche Versammlungen sind nur rechtmäßig, 
wenn sie eine Woche zuvor der zuständigen Behörde 
gemeldet sind. Nichtangemeldete, spontane öffentli- 
che Versammlungen sind allein schon deswegen 
rechtswidrig. Öffentliche Versammlungen in Form 
von Theater-, Konzert-, Film-, Tanz- und ähnhchen 
Veranstaltungen bedürfen der Genehmigung. Diese 
Genehmigung wird jedenfalls dann nicht erteilt, wenn 
die Versammlung den Interessen des Sozialismus wi- 
derspricht. Angesichts des Definitionsmonopols der 
kommunistischen Partei in bezug auf diesen ohnehin 
konturenlos weiten Begriff bedeutet dies, daß den zu- 
ständigen Behörden ein praktisch schrankenloses Er- 


messen bei der Genehmigung von öffentlichen Ver- 
sammlungen zusteht. 

Das polnische Gesetz über Versammlungen vom 
29.3. 1962 lö) unterwirft Versammlungen, die von Be- 
rufsorganisationen und denjenigen gesellschaftlichen 
Organisationen einberufen werden, die von Rechts 
wegen zur Erledigung von Angelegenheiten im Be- 
reich der staatlichen Verwaltung berufen sind, einer 
Anmeldepflicht von drei Tagen im voraus (Art. 7). 
Andere Versammlungen, d. h. insbesondere von Pri- 
vatpersonen organisierte Versammlungen, bedürfen 
einer vorherigen Erlaubnis der zuständigen Behörde 
(Art. 8). Der Erlaubnis antrag soll mindestens sieben 
Tage vor der geplanten Versammlung eingereicht 
werden und soll genaue Angaben über Ort, Dauer 
und Art der Versammlung enthalten. Die zuständige 
Behörde versagt die Erlaubnis oder untersagt die Ab- 
haltung der Versammlung, u. a. wenn die Abhaltung 
der Versammlung dem „gesellschaftlichen Interesse" 
widerspricht (Art. 10). Dieser nicht näher präzisierte 
Begriff des gesellschaftlichen Interesses gibt der Be- 
hörde einen fast uneingeschränkten Spielraum, vor 
allem weil eine gerichtliche Kontrolle der Verwal- 
tungsentscheidung nicht vorgesehen ist^"^). Ohne 
Zweifel fällt darunter der Schutz der sozialistischen 
Gesellschaftsordnung. Damit ist, wie schon auf der 
Ebene der Verfassung, auch auf der Ebene des einfa- 
chen Gesetzes sichergestellt, daß nur Versammlun- 
gen stattfinden können, die nicht der soziahstischen 
Ordnung widersprechen. Die Einberufung oder Lei- 
tung einer nicht genehmigten Versammlung ist mit 
einer Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten, einer Geld- 
strafe bis zu 5.000 Zloty oder einer Verwarnung be- 
droht. Dieselbe Strafe droht demjenigen, der eine sol- 
che Versammlung trotz Aufforderung der zuständi- 
gen Organe nicht verläßt. 

In der DDR wird das Versammlungsrecht näher gere- 
gelt durch die vom Ministerrat erlassene Verordnung 
über die Durchführung von Veranstaltungen (VAVO) 
vom 30.6.1980 Diese Verordnung enthält gegen- 
über der Verfassungsrechtslage keine Erweiterung 
der Versammlungsfreiheit, vielmehr werden die 
durch die Verfassung gezogenen Schranken verdeut- 
hcht und konkretisiert. Die Funktion des Versamm- 
lungsrechts für das politische System der DDR wird 
bereits in § 1 VAVO deutlich betont. Dort heißt es im 
Abs. 2, daß Veranstaltungen, zu denen Versammlun- 
gen, andere organisierte Zusammenkünfte und öf- 
fentliche Darbietungen zählen, „der Ausübung der 
verfassungsmäßig garantierten Grundrechte und 
Gnindpflichten der Bürger, insbesondere auf umfas- 
sende Mitwirkung bei der Gestaltung der entwickel- 
ten sozialistischen Gesellschaft, der Entfaltung eines 
kulturvollen sozialistischen Gemeinschaftslebens 
und der weiteren Ausprägung der sozialistischen Le- 
bensweise" dienen. Stärker als mit der dreimahgen 
Verwendung des Adjektivs „soziahstisch" in einem 
einzigen Satz kann man die ideologisch -klassenmä- 
ßige Ausrichtung und Beschränkung des Versamm- 
lungsrechts wohl nicht mehr zum Ausdruck bringen. 
Abs. 3 des § 1 verkündet dann, daß Veranstaltungen 
„den Grundsätzen und Zielen der Verfassung der 
DDR . . . nicht widersprechen" dürfen. In Erinnerung 
zu rufen ist dabei, daß das vorrangige Ziel der Verfas- 
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sung die Verwirklichung des Soziaüsmus ist, und daß 
zu den Grundsätzen der Verfassung die Organisation 
der Gesellschaft unter der Suprematie der SED ge- 
hört. Veranstaltungen sind entweder anmeldepflich- 
tig oder erlaubnispflichtig. Erlaubnispflichtig sind alle 
öffentlichen Tanzveranstaltungen und alle Veranstal- 
tungen im Freien. Die Versammlungsfreiheit in Ge- 
stalt der Demonstrationsfreiheit durch den quivis ex 
populo existiert damit in der DDR nicht, da insoweit 
ein Verbot mit Erlaubnisvorbehalt besteht. Die An- 
meldung einer Veranstaltung muß fünf Tage vorher 
bei der zuständigen Dienststelle der Deutschen Volks- 
pohzei vorgenommen werden (§ 3 Abs. 2 VAVO). 
Auch die Erlaubnis ist bei der Volkspolizei zu bean- 
tragen. Zuständig sind die Volkspohzei-Kreisämter, 
die Bezirksbehörden der Volkspoüzei oder das Mini- 
sterium des Innern, je nachdem über welchen Bereich 
sich die Veranstaltung erstreckt (§ 3 Abs. 4 VAVO). 
Von der Anmelde- bzw. Erlaubnispflicht ausgenom- 
men sind Veranstaltungen der politischen Parteien 
und der staatlichen Organe, Veranstaltungen der in 
der Volkskammer vertretenen Massenorganisationen, 
Veranstaltungen staatlicher Einrichtungen sowie Ver- 
anstaltungen der Ausschüsse der Nationalen Front, 
schheßüch Sportveranstaltungen in Sportstätten so- 
wie im Freien, die vom Deutschen Turn- und Sport- 
bund der DDR durchgeführt werden. Von der Anmel- 
depflicht ausgenommen sind weiterhin Veranstaltun- 
gen der Universitäten, Akademien, Hoch- und Fach- 
schulen, der Massenorganisationen, kulturelle Veran- 
staltungen der Theater etc. in eigenen oder regelmä- 
ßig genutzten Räumen sowie Veranstaltungen aus- 
schließhch religiösen Charakters (§ 3 Abs. 5 und 6 
VAVO). 

Werden im Zusammenhang mit der Durchführung 
von Veranstaltungen Maßnahmen der Verkehrsrege- 
lung notwendig, so muß die Anmeldung bzw. die Be- 
antragung der Erlaubnis mindestens vier Wochen vor 
Durchführung der Veranstaltung erfolgen (§ 4 Abs. 1 
VAVO). 

Eine Veranstaltung, die den Gnmdsätzen und Zielen 
der Verfassung der DDR widerspricht, die nicht ange- 
meldet wurde oder für die keine Erlaubnis vorliegt, 
kann durch die Volkspolizei untersagt oder aufgelöst 
werden (§ 8 Abs. 3 VAVO). Über die Erteilung der 
Erlaubnis enthält die VAVO keine Regelung, d. h. es 
ist nicht niedergelegt, daß und unter welchen Voraus- 
setzungen ein Anspruch auf Erteilung der Erlaubnis 
besteht. Insgesamt belegt die VAVO, daß die Volks- 
polizei ein nahezu schrankenloses Ermessen hat, ob 
und welche Veranstaltungen sie erlaubt bzw. duldet 
oder nicht. 

Vorsätzüche oder fahrlässige Verstöße gegen die 
VAVO werden mit Verweis oder Ordnungsstrafe ge- 
ahndet (§ 9 VAVO). Dies ist allerdings keinesfalls die 
einzige möghche strafrechtliche Sanktion. Die Veran- 
staltung einer Versammlung bzw. die Teilnahme an 
ihr, auf der nach Auffassung der Behörden gegen den 
Soziahsmus oder die führende Rolle der SED agiert 
wird, kann Anklage und Verurteilung wegen staats- 
feindhcher Hetze nach § 106 Abs. 1 Ziff. 1 StGB DDR 
zur Folge haben. Nach dieser Vorschrift wird mit Frei- 
heitsstrafe von einem bis zu acht Jahren bestraft, wer 


die verfassungsmäßigen Grundlagen der sozialisti- 
schen Staats- und Gesellschaftsordnung der DDR an- 
greift oder gegen sie auf wie gelt, indem er die gesell- 
schaftiichen Verhältnisse, Repräsentanten oder an- 
dere Bürger der DDR wegen deren staatiicher oder 
gesellschaftlicher Tätigkeit diskriminiert. 


Nicht wirklich um Regelungen der Versammlungs- 
freiheit handelt es sich bei den Bestimmungen über 
die Bürgerversammlungen in den Wohnbereichen. 
So hat z. B. das Präsidium des Obersten Sowjet der 
RSFSR eine „Ordnung über die allgemeinen Ver- 
sammlungen und Zusammenkünfte der Bürger in ih- 
rem Wohnbereich in der RSFSR“ bestätigt i^). Das 
Dekret setzt eine gemeinsame Verordnung des All- 
russischen Zentralen Exekutivkomitees und des Rates 
der Volkskommissare der RSFSR vom 14.3.1927 über 
die „Bestätigung der Ordnung über die allgemeinen 
Versammlungen der Bürger in den dörflichen Sied- 
lungen“ außer Kraft. Dieser Rechtsakt aus einer rela- 
tiv liberalen Zeit war praktisch obsolet geworden. Die 
neue Ordnung gilt nicht für das gesamte Gebiet der 
UdSSR, sondern nur für eine — wenn auch besonders 
wichtige — Teilrepubük. Geregelt ist in dem neuen 
Rechtsakt auch nicht das Versammlungsrecht über- 
haupt, sondern — sehr viel eingeschränkter — die 
Versammlung der Bürger in ihren Wohnbereichen. 
Aber auch in diesem eingeschränkten Bereich gibt die 
neue Ordnung der Versammlungsfreiheit der Bürger 
keine Stütze, Vielmehr regelt sie die Heranziehung 
der Bürger zu Versammlungen durch die örtüchen 
Sowjets. Die neue Ordnung ist kein Beleg für Demo- 
kratie von unten nach oben, vielmehr das genaue 
Gegenteil. Dies wird bereits in Art. 1 deutlich, wo es 
heißt: „In Übereinstimmung mit der Verfassung der 
RSFSR ziehen die örtlichen Sowjets der Volksdepu- 
tierten in breiten Maßen die Bürger zur Teilnahme an 
ihrer Arbeit heran . . . “. Die Versammlungen der Bür- 
ger werden dementsprechend von den staatlichen 
Stellen einberufen (vgl. Art. 3 und 4 der Ordnung). 
Nach Art. 5 können die Bürger zwar Vorschläge zur 
Einberufung einer allgemeinen Versammlung ma- 
chen, doch sind diÖ staatlichen Stellen nicht verpflich- 
tet, dem Vorschlag zu folgen. Auch inhaltlich werden 
diese Versammlungen von den staatlichen Stellen be- 
stimmt. So heißt es in Art. 8: „Die allgemeinen Ver- 
sammlungen der Bürger lassen sich in ihrer Arbeit von 
der Gesetzgebung der UdSSR, der RSFSR, der vorlie- 
genden Ordnung, von den Beschlüssen der entspre- 
chenden Sowjets der Volksdeputierten und denen ih- 
rer Exekutivkomitees leiten “ . 


Insgesamt ist die Ordnung nicht Beleg für Versamm- 
lungsfreiheit, sondern für kontrollierte Partizipation 
der Bürger an Diskussion und Entscheidung örüicher 
Organe. Die Ordnung wird nichts daran ändern, daß 
in der UdSSR den Versuchen, wirkliche Versamm- 
lungsfreiheit in Anspruch zu nehmen, auch künftig 
mit den Mitteln des Pohzei- und Strafrechts begegnet 
werden wird. 


Ähnhche Regelungen existieren auch in den anderen 
Staaten des Warschauer Paktes ^O). 
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bb) Polizei- und strafrechtliche Abstützung der ideolo- 
gisch-klassenmäßigen Beschränkung des Ver- 
sammlungsrechts 

In Bulgarien, Rumänien, Ungarn und der UdSSR exi- 
stieren keine besonderen Gesetze oder Verordnun- 
gen zum Versammlungsrecht. In diesen Staaten ist 
daher auch die Abhaltung öffentlicher Versammlun- 
gen grundsätzhch nicht erlaubnispflichtig bzw. er- 
laubnisfähig 21 ). Die weitreichenden verfassungs- 
rechthchen Beschränkungen des Versammlungs- 
rechts werden jedoch mit den Mitteln des Polizei- und 
Strafrechts abgesichert und durchgesetzt. 

Auf der Ebene des Pohzeirechts sind es die pohzei- 
rechtlichen Generalklauseln, wonach die Polizei die 
öffenthche Sicherheit und Ordnung aufrechtzuerhal- 
ten hat, wobei bisweilen die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung auf Straßen und Plätzen besonders betont 
wird, welche ausreichende Handhaben bieten, um 
gegen unerwünschte Versammlungen vorzugehen, 
und die in der Praxis auch so genützt werden 22 ). 

In der UdSSR sind die dafür besonders geeigneten 
Normen die Art. 70 (u. U. i. V. m. Art. 72), 190 ^ und 
200 des Strafgesetzbuches der RSFSR23). 

Art. 70 StGB enthält den berüchtigten Straftatbestand 
der „antisowjetischen Agitation und Propaganda", 
der durch schlechthin jede Äußerung oder Verhal- 
tensweise erfüllt werden kann, nach Art. 72 auch 
durch Organisierung einer Versammlung oder durch 
Teilnahme an ihr. Art. 190 ^ StGB läßt sich gegen uner- 
wünschte, unangemeldete bzw. nicht erlaubte Ver- 
sammlungen dadurch instrumentahsieren, daß er die 
aktive Teilnahme an Gruppenhandlungen verbietet, 
welche die gesellschaftliche Ordnung grob verletzen. 
Kern des Vergehens nach Art. 190 ^ ist nach sowjeti- 
scher Auffassung, daß die Gruppenhandlungen Ver- 
suche sind, eine nicht-offizielle Ordnung dem organi- 
sierten offiziellen Ordnungssystem entgegenzuset- 
zen. Darin liege ein Anschlag auf die Autorität der 
Staatsmacht. Das bedeutet nichts anderes als die völ- 
lige Entmündigung des Bürgers zugunsten des Herr- 
schaftsapparates. Schheßlich läßt sich gegen uner- 
laubte und unerwünschte Versammlungen auch mit 
Hilfe des Art. 200 StGB Vorgehen. Diese Norm bestraft 
„Anmaßung". Anmaßung ist die unbefugte Aus- 
übung der wirklichen oder vermeintlichen Rechte des 
Bürgers unter Verstoß gegen die gesetzliche Ordnung 
und Schadenszufügung gegenüber dem Staat. Alle 
drei Normen sind gekennzeichnet durch hinlänglich 
breite und unbestimmte Straftatbestände, so daß ihre 
Anwendung den staathchen Stellen einen bedrohlich 
weiten Spielraum beläßt. 

In Ungarn läßt sich § 148 des Strafgesetzbuches ge- 
gen unerwünschte Versammlungen anwenden. Nach 
dieser Norm wird wegen „Aufwiegelung" bestraft, 
wer andere zum Haß gegen die verfassungsmäßige 
Ordnung Ungarns aufhetzt. Auch wenn letzteres nicht 
das Ziel der handelnden Person ist, kann das Verhal- 
ten nach § 269 des Strafgesjetzbuches bestraft werden, 
wenn durch das Verhalten Haß gegen Ungarns ver- 
fassungsmäßige Ordnung erzeugt werden könnte. 


In Rumänien bietet Art. 166 des Strafgesetzbuches die 
genügend bequeme Handhabe gegen unerwünschte 
Versammlungen. Diese Norm verbietet und bestraft 
Propaganda gegen den soziahstischen Staat. Ein zu- 
sätzliches Instrument stellt das Dekret vom 24.3.1970 
(BO I, Nr. 33/1970) dar, aufgrund dessen Verurteilun- 
gen im Schnellverfahren ohne das Recht auf Verteidi- 
gung wegen parasitären oder anarchischen Verhal- 
tens möghch sind. 

In Bulgarien ist es Art. 108 des Strafgesetzbuches 
(staatsfeindhche Agitation und Propaganda), der ent- 
sprechend angewendet werden kann. Bestraft wird 
nach dieser Vorschrift, wer in der Absicht, die Macht 
der Volksrepublik zu schwächen oder ihr Schwierig- 
keiten zu bereiten . . . verleumderische Behauptun- 
gen verbreitet, welche die Staats- und Gesellschafts- 
ordnung verletzen. 

Aber auch die Staaten, die wie die CSSR, Polen und 
die DDR das Versammlungsrecht auf der Ebene des 
einfachen Gesetzes bzw. der Verordnung näher re- 
geln, indem sie die verfassungsrechtlich bereits beste- 
henden Schranken weiter ausformulieren, verzichten 
in ihren Rechtsordnungen nicht darauf, auch das 
Strafrecht gegen unerwünschte, unerlaubte oder 
nicht angemeldete Versammlungen einzusetzen. 

Auch das Strafgesetzbuch der CSSR kennt den Tatbe- 
stand der Aufwiegelung, der sich gegen Versammlun- 
gen nutzen läßt. Daneben kann dafür auch der § 1 1 2 
StGB (Verbreitung besorgniserregender Nachrichten) 
nutzbar gemacht werden. 

Im polnischen Strafgesetzbuch sind es die Art. 271 
und 278 (staatsfeindliche Aktivitäten; Aufruf zu ille- 
galen Zusammenkünften), welche den staatlichen 
Stellen ein fast behebig nutzbares Instrument gegen 
Versammlungen in die Hand geben. Dem Art. 282 a 
StGB wurde im Jahre 1984 ein Absatz hinzugefügt, 
der eine Gefängnisstrafe von bis zu drei Jahren für die 
Organisation und Leitung von Protestveranstaltungen 
vorsieht. 

In der DDR ist es neben dem bereits erwähnten § 106 
(staatsfeindliche Hetze) der § 220 StGB (öffenthche 
Herabwürdigung), der eine Handhabe gegen uner- 
wünschte Versammlungen bietet. Nach dieser Vor- 
schrift wird bestraft, wer in der Öffenthchkeit die 
staatliche Ordnung oder staatliche Organe, Einrich- 
tungen oder gesellschaftliche Organisationen oder 
deren Tätigkeit oder Maßnahmen herabwürdigt. Der 
Strafrahmen reicht vom öffentlichen Tadel über eine 
Geldstrafe und Haftstrafe bis zur Freiheitsstrafe von 
drei Jahren. So kommt nicht nur in dem mehr als offe- 
nen Tatbestand, sondern auch in der Rechtsfolge das 
extrem weite Ermessen der staathchen Stehen beim 
Einsatz dieses Instruments zum Ausdruck. 

Seit dem 22.3.1984 gibt die Verordnung des Minister- 
rates zur Bekämpfung von Ordnungswidrigkeiten zu- 
sätzlich zum Strafgesetzbuch noch die Möghchkeit, 
die Teilnahme an einer Zusammenkunft, die geeignet 
ist, die geseUschafthchen Interessen zu mißachten, mit 
einer Ordnungsmaßnahme zu belegen 24). 
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c) Die Praxis der Beschränkung 
der Versammlungsfreiheit 

Generell darf festgestellt werden, daß die Einhaltung 
der gewiß weitreichenden Schranken des Versamm- 
lungsrechtes, wie sie sich bereits aus dem Verfas- 
sungsrecht ergeben und auf der Ebene des einfachen 
Gesetzes und darunter konkretisiert und präzisiert 
finden, durch die zuständigen Behörden (Polizei, 
Staatsanwaltschaft und Gerichte) in den Staaten des 
Warschauer Paktes streng überwacht und durchge- 
setzt wird. 

Gegen nicht genehmigte oder nicht angemeldete Ver- 
sammlungen, insbesondere wenn sie im Freien statt- 
finden, geht die Pohzei mit Entschiedenheit und meist 
mit äußerster Härte vor. Solche Versammlungen wer- 
den meist im Ansatz oder jedenfalls nach kürzester 
Zeit unter Einsatz gewaltsamer Mittel aufgelöst. Zahl- 
reiche Festnahmen sind dabei die Regel. Die Jahres- 
berichte von amnesty international von 1983 — 1986 25) 
liefern dafür ein reiches Anschauungsmaterial für alle 
betreffenden Staaten. Quantitativ stehen dabei die 
UdSSR, Polen, die CSSR und die DDR im Vorder- 
grund. Die Spärlichkeit der Berichte bezüghch Bulga- 
rien und Rumänien darf nicht zu dem Schluß führen, 
daß dort die Versammlungsfreiheit nicht beeinträch- 
tigt ist. Aber auch für das oft in der Praxis als hberaler 
eingeschätzte Ungarn lassen sich aus den letzten Jah- 
ren nicht wenige Fälle anführen. 

Grundsätzhch läßt sich keine Differenzierung nach 
den Zielen der Versammlung ausmachen. Es genügt, 
daß sie angeblich gegen die öffentiiche Ordnung ver- 
stößt. Dennoch kann man feststellen, daß die Fälle, 
über die berichtet wird, sehr häufig Versammlungen 
betreffen, auf denen für die Einhaltung der Men- 
schenrechte eingetreten werden soll, die von Frie- 
densgruppen initiiert werden oder die mit bestimmten 
Formen der Musik im Zusammenhang stehen. Ein 
jüngstes diesbezügliches Beispiel ist das gewaltsame 
Vorgehen der Pohzei in Ost-Berlin gegen Jugendh- 
che, die sich auf östlicher Seite in der Nähe der Mauer 
versammelt hatten, um einem auf Westberhner Gebiet 
stattfindenden Rock-Konzert zuzuhören. Bei der Auf- 
lösung der Versammlung wurden gewaltsame Mittel 
eingesetzt und es kam zu Festnahmen. In den darauf 
folgenden Tagen (d. h. nach dem 8.6.1987) kam es 
auch zu vereinzelten Verhaftungen. Gänzhch anders, 
nämlich tolerant, verhielt sich die Pohzei hingegen am 
7.9.1987 gegenüber einem gleichfalls in Ost-Berlin 
unangemeldet veranstalteten Demonstrationsmarsch 
von ca. 1000 Angehörigen unabhängiger (DDR-)Frie- 
densgruppen, die für Abrüstung in Ost und West ein- 
traten. Die Toleranz ist vermuthch darauf zurückzu- 
führen, daß als Veranstalter das evangehsche Stadtju- 
gendamt auftrat, die Demonstranten sich zum Teil 
rehgiöser Ausdrucksformen bedienten und Ziel des 
Marsches eine Kirche war, so daß sich die Aktion mit 
einigem Wohlwollen noch dem seit Jahren verhältnis- 
mäßig großzügig bemessenen Freiraum der Rehgions- 
gemeinschaften zuordnen lassen konnte 26). 

Eine gelegentlich anzutreffende Variante der Unter- 
drückung der Versammlungsfreiheit ist die, daß über 
den Antrag für eine Erlaubnis zu einer Versammlung 
nicht entschieden wird und die Veranstalter durch 


vielfältige Mittel der Einschüchterung dazu gebracht 
werden, auf die Versammlung ohnehin zu verzichten. 
Will man eine Veranstaltung nicht als solche verhin- 
dern, wohl aber die Teilnahme bestimmter Personen 
an ihr, dann werden diese Personen wenige Tage vor 
der entsprechenden Veranstaltung unter allen mögh- 
chen Anschuldigungen festgenommen und erst nach 
Beendigung der Veranstaltung wieder freigelassen. 
Insbesondere in der UdSSR werden solche Personen 
in der entsprechenden Zeit in eine psychiatrische An- 
stalt eingewiesen. 

Das vergleichsweise gemäßigte Vorgehen der Pohzei 
gegen die Ende Juü 1987 auf dem Roten Platz in Mos- 
kau demonstrierenden Krim -Tataren schien auf den 
ersten Bhck eine Wende in der sowjetischen Praxis 
anzudeuten. Nur wenige Wochen später erheß jedoch 
der Moskauer Stadtsowjet (!) eine Ordnung, welche 
Veranstaltungen bzw. Aufzüge auf dem Roten Platz 
und an 14 weiteren Punkten der Innenstadt (mit Aus- 
nahme der Mai- und der November-Parade) über- 
haupt verbietet und im übrigen für „Versammlungen, 
Märsche, Treffen, Demonstrationen und andere Mas- 
senaktivitäten" ein Genehmigungsverfahren ein- 
führt 2'7). Danach müssen Gruppen und Einzelperso- 
nen den betreffenden Antrag sieben Tage im voraus 
beim Stadtsowjet einreichen, unter Angabe der Na- 
men der Organisatoren, von Ziel und Form des Anlas- 
ses, des gewünschten Ortes und der Route, der Zeit- 
dauer und der geschätzten Zahl der Teilnehmer sowie 
der Versicherung, alle einschlägigen Gesetze und 
Verordnungen einzuhalten. Der Antrag muß „in der 
Regel" innerhalb von drei Tagen beschieden werden; 
bei abschlägigem Bescheid kann innerhalb von zehn 
Tagen Beschwerde bei der höheren Behörde einge- 
legt werden, deren Entscheidung endgültig ist. Eine 
in diesem Verfahren genehmigte Veranstaltung kann 
jederzeit von der Polizei aufgelöst werden, wenn Re- 
geln verletzt, Leben oder Gesundheit der Leute ge- 
fährdet oder die öffentlichen Dienste gestört werden. 
Gesetzesverstöße können wegen Verletzung der öf- 
fentlichen Ordnung (Art. 206 StGB RSFSR) mit Geld- 
strafe oder Freiheitsentzug bis zu einem Jahr geahn- 
det werden. 

Mit der Verhinderung bzw. Auflösung einer uner- 
wünschten Versammlung und mit Festnahmen hat es 
aber meist nicht sein Bewenden. Jedenfalls für die 
Organisatoren wie überhaupt für sog. Dissidenten 
kommt es in aller Regel auch noch zu strafrechthchen 
Sanktionen. Die besagten weit dehnbaren Straftatbe- 
stände der antisowjetischen Agitation und Propa- 
ganda, der staatsfeindhchen Hetze usw. wurden und 
werden in ungezählten Fällen angewendet. So ist es 
denn nicht überraschend, daß führende sowjetische 
Dissidenten insbesondere die Abschaffung des Straf- 
tatbestandes der antisowjetischen Agitation und Pro- 
paganda gefordert haben 28), eine Forderung, die nun 
auch von sowjetischen Juristen im Rahmen der in Vor- 
bereitung befindhchen Strafrechtsreform vertreten 
wird. 

Nicht selten treten neben die strafrechüiche Sanktion 
weitere spürbare Nachteile, etwa am Arbeitsplatz (bis 
hin zu seinem Verlust), in der Schule oder in der Uni- 
versität (bis hin zur Verweisung von der Schule bzw. 
zum Verlust des Studienplatzes). 
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Besonders hervorzuheben ist, daß in der Praxis die 
entsprechenden Organe, insbesondere die Pohzei, 
selbst in den ohnehin schon engen Bereich der Ver- 
sammlungsfreiheit beschränkend eingreifen, den 
Verfassung und sonstiges Recht dem Bürger über- 
haupt belassen. Dies geschieht in der Weise, daß auch 
gegen angemeldete Versammlungen vorgegangen 
wird wie auch gegen Versammlungen im nur privaten 
Bereich, und schließlich dadurch, daß bestimmten 
Personen der Zutritt selbst zu genehmigten Versamm- 
lungen verwehrt wird 29). 

Die Eingriffe in nur private Versammlungen betreffen 
vor allem Theateraufführungen in Privatwohnungen 
sowie wissenschaftliche Diskussions- und Vortrags- 
veranstaltungen in Privaträumen für einen begrenz- 
ten Teilnehmerkreis. Obgleich solche Veranstaltun- 
gen weder anmelde- noch genehmigungspfÜchtig 
sind, kommt es nicht selten vor, daß die Pohzei solche 
Veranstaltungen verhindert oder auflöst. Das ge- 
schieht in der Weise, daß den Gästen der Zutritt zu 
den Wohnungen verweigert, daß gewaltsam in die 
Wohnungen eingedrungen und die Veranstaltung 
aufgelöst, daß der oder die Darsteller der Theaterauf- 
führung bzw. der Vortragende festgenommen wird. 
Handelt es sich bei dem Vortragenden um einen aus- 
ländischen Wissenschaftler, dann wird dieser zumeist 
nach der Festnahme unmittelbar an die Landesgrenze 
verbracht und des Landes verwiesen. 

Die vorstehend genereU skizzierte Praxis wird grund- 
sätzlich so in allen Staaten des Warschauer Paktes 
geübt. Unterschiede lassen sich allenfalls graduell, 
keinesfalls in der Substanz feststellen. Will man den- 
noch solchen graduellen Unterschieden nachgehen, 
so kann die Praxis etwa in Ungarn und partiell auch in 
Polen als etwas weniger rigide eingestuft werden, als 
etwa in der CSSR und in der UdSSR. 

In Polen und der DDR werden eher politisch moti- 
vierte Versammlungen bis zu einem gewissen Grade 
toleriert, soweit sie in den den Kirchen belassenen 
Freiräumen stattfinden, wofür der oben geschilderte 
Fall ein — freilich nicht alltäghches — Beispiel lie- 
fert. 

In Ungarn und Polen kann bei Versammlungen dann 
mit einer gewissen Toleranz gerechnet werden, wenn 
ihr Zweck jedenfalls auch der Erinnerung eines Ereig- 
nisses der nationalen Geschichte dient. 


3. Bewertung 

a) In allen Staaten des Warschauer Paktes ist das Ver- 
sammlungsrecht bereits auf der Verfassungsebene 
ideologisch-klassenmäßig beschränkt. Es besteht 
nur, soweit es den Zielen des Sozialismus dient, 
wie sie letztverbindlich von der kommunistischen 
Partei definiert werden. In jedem Fall wird das Ver- 
sammlungsrecht verneint, wenn es diesen Zielen 
widerspricht. Die Einschränkungen sind in den 
Verfassungen mancher Staaten gleich mehrfach 
formuliert. Die sich bereits aus der Verfassung er- 
gebenden Beschränkungen werden auf der Ebene 
einfacher Gesetze und Verordnungen präzisiert 
und konkretisiert. Diese Beschränkungen gehen in 


eklatanter Weise über das hinaus, was Art. 21 
Satz 2 IPBPR an zulässigen Beschränkungen der 
Versammlungsfreiheit vorsieht, und sind daher mit 
dieser völkerrechtiichen Verpflichtung nicht ver- 
einbar. 

b) In allen Staaten des Warschauer Paktes stehen den 
Behörden genügend bequeme Instrumente zur 
Verfügung, um selbst gegen genehmigte und an- 
gemeldete Versammlungen dann vorzugehen, 
wenn sie einen unerwünschten Verlauf nehmen 
oder wenn Personen an ihnen teilnehmen, deren 
Teünahme man nicht wünscht. Vor allem sind es 
behebig interpretierbare polizeirechtliche Gene- 
ralklauseln und weite Straftatbestände (z. B. anti- 
sowjetische Agitation und Propaganda; staats- 
feindliche Hetze usw.), die in solchen Fällen Ein- 
griffsmögtichkeiten schaffen und von denen in der 
Praxis regelmäßig Gebrauch gemacht wird. Auch 
diese Rechtslage und Praxis ist mit der Gewährlei- 
stung der Versammlungsfreiheit in Art. 21 IPBPR 
nicht vereinbar. 

c) Völkerrechtswidrig ist auch, daß sich aus den Ver- 
fassungen der Staaten des Warschauer Paktes, un- 
ter Negierung der sogenannten negativen Ver- 
sammlungsfreiheit, durch eine strenge Verknüp- 
fung der Grundrechte mit Grundpflichten und der 
Verpfhchtung der Mitwirkung an öffentiichen Auf- 
gaben in der von der Partei und staatlichen Stellen 
gewünschten Form, sowie der faktischen Zwangs- 
mitghedschaft in Massenorganisationen im Ergeb- 
nis eine Pflicht zur Teilnahme an den „von oben" 
organisierten Versammlungen ergibt. 

d) Völlig unvereinbar mit Art. 21 IPBPR ist es schheß- 
hch, daß in der Praxis durch die Polizei und die 
Staatssicherheitsorgane selbst noch in den engen 
Bereich eingegriffen wird, den die Verfassung und 
das sonstige Recht dem Bürger an Versammlimgs- 
freiheit belassen. Dies gilt vor allem für rein private 
Versammlungen wie z. B. private Theaterauffüh- 
rungen oder private wissenschaftiiche Veranstal- 
tungen. 

e) Nahezu alle Versammlungen im Freien, soweit sie 
von Bürgern initiiert sind, unterliegen in der CSSR, 
in Polen und der DDR der Genehmigungspflicht. 
Nirgends ergibt sich ein Anspruch des Bürgers auf 
Erteilung der Genehmigung. Die Tatbestände der 
einschlä0gen Normen sind so schwammig und 
weit, daß es vöUig im Ermessen der zuständigen 
Behörden liegt, die Genehmigung zu erteilen oder 
zu versagen. Auf diese Weise unterliegen diese 
Versammlungen einem generellen Verbot mit Er- 
laubnisvorbehalt. 

Dadurch wird das durch Art. 21 IPBPR vorgesehene 
Regel- Ausnahme-Verhältnis (d. h. die Versamm- 
lungsfreiheit als Regel und die Beschränkung als Aus- 
nahme) in unzulässiger Weise umgekehrt. Unabhän- 
gig von dem, was auf einer Versammlung geschieht, 
ist eine nicht genehmigte oder nicht angemeldete 
Versammlung nach dem Recht der genannten Staaten 
ipso iure rechtswidrig. Spontane Versammlungen 
sind unzulässig. In der Praxis wird gegen nicht geneh- 
migte oder nicht angemeldete Versammlungen mit 
aller Härte vorgegangen. 
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Auch der nahezu totale Ausschluß jeder Form sponta- 
ner Versammlungen ist mit der in Art. 21 IPBPR 
grundsätzhch gewährleisteten Verscimmlungsfreiheit 
nicht vereinbar. 

Insgesamt muß festgestellt werden, daß von Ver- 
sammlungsfreiheit, wie sie Art. 21 IPBPR intendiert 
und völkerrechtlich verpflichtend den Staaten vor- 
schreibt, die diesen Pakt ratifiziert haben, in keinem 
Land des Warschauer Paktes die Rede sein kann. Ge- 
rade weil auch die östliche Seite den auch pohtischen 
Charakter dieses Grundrechts erkennt und betont, 
wird jede Vorkehrung getroffen, damit dieses Grund- 
recht nur systemkonform, ja systemfördernd ausgeübt 
werden kann. Es ist wohl nicht zuletzt die Kenntnis 
davon und darüber, wie etwa kommunistische Grup- 
pen in westlichen Staaten gerade das Grimdrecht der 
Versammlungsfreiheit für ihre Zwecke nutzen und 
jede, auch die kleinste, Einschränkung auf das heftig- 
ste kritisieren, die die Staaten des Warschauer Paktes 
dazu veranlaßt, echte Versammlungsfreiheit zu ver- 
weigern. Das mag eine Erklärung sein, doch hegt 
darin in keiner Weise eine Rechtfertigung für die viel- 
fältige und durchgehende Mißachtung der völker- 
rechtüchen Verpflichtung aus Art. 21 IPBPR. 


III. Vereinigungsfreiheit 

1. Der völkerrechtliche Rahmen 

Nach Art. 22 Abs. 1 IPBPR hat jedermann das Recht, 
sich frei nüt anderen zusammenzuschließen. 

Die im Absatz 2 des gleichen Artikels genannten Be- 
schränkungsmöghchkeiten entsprechen wörtiich je- 
nen, die in Art. 21 Satz 2 für die Versammlungsfreiheit 
gelten. Insoweit darf auf die obigen Ausführungen 
(II. 1. a)) verwiesen werden. Zusätzhche Einschrän- 
kungen der Vereinigimgsfreiheit sieht Art. 22 Abs. 2 
für die Angehörigen der Streitkräfte imd der Pohzei 
vor. 

Auch für die Vereinigungsfreiheit ist davon auszuge- 
hen, daß Art. 22 auch die sog. negative Vereinigungs- 
freiheit umfaßt, soweit dies privatrechtliche Vereini- 
gungen betrifft. 

Bezüghch der KSZE-Dokumente gilt das bei der Ver- 
sammlungsfreiheit Gesagte. 


2. Innerstaatliche Rechtslage und Praxis 

a) Verfassungsrechtliche Regelung 

Mit Ausnahme der CSSR finden sich in den Verfas- 
sungen aller Staaten des Warschauer Paktes aus- 
drückliche Regelungen über die Vereinigimgsfrei- 
heit Als Rechtsträger werden mit Ausnahme der 
ungarischen Verfassung die Bürger des jeweüigen 
Staates genannt. 

In der Verfassimg der CSSR findet sich im zweiten 
Kapitel, in dem die Rechte und Pflichten der Bürger 
geregelt sind, keine Bestimmung über die Vereini- 
gungsfreiheit. Statt dessen findet sich im ersten Kapi- 


tel, das die Gesellschaftsordnung behandelt, der 
Art. 5, der folgendermaßen lautet: 

„Zur Entwicklung der gesellschaftlichen Tätigkeit, 
zur ailseitigen und aktiven Teilnahme am Leben der 
Gesellschaft und des Staates sowie zur Verwirkti- 
chung ihrer Rechte vereinigen sich die Werktätigen 
zu freiwilhgen gesellschaftlichen Organisationen; 
es sind dies insbesondere die Revolutionäre Ge- 
werkschaftsbewegung, die genossenschaftiichen 
Organisationen, die Jugendorganisationen, die Or- 
ganisationen für Kultur, Körperkultur und andere; 
auf die gesellschaftiichen Organisationen gehen 
allmählich einige Aufgaben staatiicher Organe 
über. “ 

Eine kritische Würdigung dieser Regelung wird zu 
dem Ergebnis kommen müssen, daß es sich dabei 
nicht um eine Gewährleistung der individuellen Ver- 
einigungsfreiheit handelt, sondern um eine gelenkte 
Partizipation des Bürgers an Organisationen, welche 
die Staatsorgane unterstützen ^i). Für diese Einschät- 
zung und gegen ein individuelles Menschenrecht 
sprechen folgende Gründe: Die entsprechenden Ver- 
fassungsbestimmungen stehen nicht im Abschnitt 
über die Rechte und Pflichten der Bürger, sondern im 
Abschnitt über die Gesellschaftsordnung. Weiter 
spricht für die hier vertretene Auffassung die Aufzäh- 
lung derjenigen Vereinigungen, an die in diesem Zu- 
sammenhang gedacht ist. Es handelt sich dabei 
durchweg um Organisationen, die in ein breites Netz 
von Pflichtverhältnissen gegenüber den Staatsorga- 
nen eingefügt sind32). Dadurch wird deutiich, daß der 
Staat sich ihrer hier zur Erfüllung seiner Zwecke be- 
dient. Zu bedenken ist auch, daß Art. 5 der Verfassung 
nicht die Vereinigungsfreiheit jedermann oder auch 
nur allen Bürgern der CSSR zuspricht, sondern nur 
davon spricht, daß sich die Werktätigen zu freiwilli- 
gen gesellschaftlichen Organisationen vereinigen. 
Diese Einbindung der entsprechenden Vereinigun- 
gen in die staatliche Aufgabenerfüllung macht es 
dann auch verständhch, daß in der Verfassung keine 
Schranke dieses Vereinigungsrechtes genannt wird, 
wie dies etwa beim Versammlungsrecht der Fall ist. 

aa) Spezielle ideologisch-klassenmäßige Beschränkung 
des Vereinigungsrechts 

In den Verfassungen Bulgariens, Polens, Rumäniens 
und der UdSSR macht bereits der Wortlaut der ent- 
sprechenden Verfassungsbestimmungen deutiich, 
daß die Vereinigungsfreiheit nicht generell, zu grund- 
sätzlich jedem Zweck gewährleistet ist, sondern nur 
zu einem bestimmten, ideologisch determinierten 
Zweck. So wird, nach Art. 51 Abs. 1 der Verfassung 
der UdSSR die Vereinigungsfreiheit nur „in Überein- 
stimmung mit den Zielen des kommunistischen Auf- 
baus“ gewährleistet. In Art. 29 Abs. 1 der rumäni- 
schen Verfassimg wird bestimmt, daß die Vereini- 
gungsfreiheit nicht für Zwecke ausgenützt werden 
darf, die der soziahstischen Gesellschaftsordnung und 
den Interessen der Werktätigen entgegenstehen. In 
Abs. 2 wird jede Vereinigung „mit faschistischem 
oder antidemokratischem Charakter“ verboten. Die 
Teilnahme an solchen Vereinigungen wird nach dem 
Gesetz geahndet. Nach Art. 84 Abs. 3 der Verfassung 
Polens ist es verboten, Vereinigungen zu gründen 
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oder sich an ihnen zu beteiligen, deren Ziele und 
Handlungen gegen das gesellschaftliche und politi- 
sche System der Volksrepubhk Polen gerichtet sind. 
Nach Art. 52 Abs. 3 der Verfassung Bulgariens sind 
Organisationen verboten, die gegen die sozialistische 
Ordnung der Volksrepubhk Bulgarien gerichtet sind, 
sowie solche Organisationen, die „faschistische oder 
andere antidemokratische Ideologien" verbreiten. 
Wie schon bei der Behandlung der Versammlungs- 
freiheit betont 33), ist auch hier wieder darauf hinzu- 
weisen, daß bezüghch der Interessen des Volkes und 
der Entwicklung der soziatistischen Ordnung ein De- 
finitionsmonopol der jeweüigen kommunistischen 
Partei besteht. Im Ergebnis gibt es daher auch keine 
Vereinigungsfreiheit außerhalb des von der kommu- 
nistischen Partei sanktionierten Bereichs. 

Obgleich der Wortlaut des Art. 29 der DDR- Verfas- 
sung nicht so eindeutig ist wie in den bisher darge- 
stellten Fällen, kommt man auch dort nicht um das 
Ergebnis herum, daß die Vereinigungsfreiheit der 
gleichen ideologisch-klassenmäßigen Schranke un- 
terüegt. Nach Art. 29 haben alle Bürger der DDR das 
Recht auf Vereinigung ... „in Übereinstimmung mit 
den Grundsätzen und Zielen der Verfassung". Das 
vorrangige Ziel der Verfassung ist die Verwirklichung 
des Sozialismus. Zu den Grundsätzen der Verfassung 
gehört die Organisation der Gesellschaft imter der 
Suprematie der marxistisch-leninistischen Partei, der 
SED 34). 

Privatwirtschaftliche Vereinigungen zur Begründung 
wirtschaftlicher Macht sind nach Art. 14 Abs. 1 nicht 
gestattet. 

bb) Beschränkung im gleichen Sinne durch generellen 
Vorbehalt zu den Freiheitsrechten 

Neben den eben dargesteilten speziellen ideologisch- 
klassenmäßigen Beschränkungen unterliegt das Ver- 
einigungsrecht in allen Verfassungen der Staaten des 
Warschauer Paktes den generellen Vorbehalten, die 
gegenüber allen Freiheitsrechten in diesen Verfas- 
sungen gelten. Insoweit genügt hier der Verweis auf 
die obige Darstellung zum Versammlungsrecht 35). 

Bezüghch des Vereinigungsrechts ist dieser generelle 
Vorbehalt vor ahem in der Verfassung Ungarns von 
Bedeutung, da § 65 Abs. 1 der ungarischen Verfas- 
sung ohne weitere Einschränkung das Recht auf Ver- 
einigung gewährt. Freüich wird im anschließenden 
Satz das Vereinigungsrecht einem allgemeinen Ge- 
setzesvorbehalt unterworfen. Bereits auf der Ebene 
der Verfassung wirkt sich jedoch § 54 Abs. 2 als ideo- 
logisch-klassenmäßige Schranke aus, wonach die 
staatsbürgerhchen Rechte „im Einklang mit den Inter- 
essen der soziatistischen Gesellschaft" wahrzuneh- 
men sind. 

Neben diesem inhaltlichen Vorbehalt hinsichtlich des 
Vereinigrmgszwecks unterliegt die Vereinigimgsfrei- 
heit in den Verfassungen der Staaten des Warschauer 
Paktes auch noch einem formellen Vorbehalt 36). Die- 
ser besteht darin, daß den jeweiligen kommunisti- 
schen Parteien aufgrund ihres verfassungsrechtlich 
anerkannten Führungsmonopols in allen staatlichen 
und geseUschafttichen Organisationen 3?) ein Organi- 


sationsmonopol zukommt. Indem die Partei den lei- 
tenden Kern jeder neu entstehenden bzw. bestehen- 
den gesellschaftlichen Organisation stellt, kann ge- 
gen ihren Wülen keine neue gesellschaftliche Organi- 
sation gegründet werden. 

cc) Mitgliedschaftspflicht in den Massenorganisatio- 
nen? 

So wenig die Verfassungen der Staaten des War- 
schauer Paktes dazu angetan sind, die Bildung wirk- 
lich freier, d. h. vom Staat unabhängiger Vereinigun- 
gen der Bürger zu fördern, so sehr bringen sie den 
staatlichen Wunsch zum Ausdruck, die Bürger in ge- 
seUschafttichen Massenorganisationen zusammenzu- 
fassen, welche unterstützend zur Lösung staatlicher 
Aufgaben auf allen Gebieten herangezogen wer- 
den. 

Am ausführlichsten ist die entsprechende Regelung in 
der rumänischen Verfassung. Art. 27 Abs. 1 lautet: 

„Die Bürger der Soziatistischen Republik Rumänien 
haben das Recht, sich in Gewerkschafts-, Genos- 
senschafts-, Jugend-, Frauen-, sozialen und kultu- 
rellen Organisationen, in Künstlerverbänden, wis- 
senschaftlichen, technischen imd Sportvereinigun- 
gen sowie in anderen geseUschafttichen Organisa- 
tionen zusammenzuschtießen. " 

Im Abs. 2 dieser Vorschrift wird die staatliche Unter- 
stützung für diese Organisationen festgeschrieben, im 
Abs. 3 die Verbindung dieser geseUschafttichen Orga- 
nisationen mit Staat und Partei und die führende Rolle 
der Partei festgelegt. Dabei ist besonders die Aussage 
hervorzuheben, daß die kommunistische Partei diese 
geseUschafttichen Organisationen zum Kampf für die 
Vollendung des soziatistischen Aufbaus mobilisiert. 
Wenngleich im Wortlaut bisweilen unterschiedlich, 
finden sich in den anderen Verfassungen durchweg 
entsprechende Bestimmungen 38). 

Auf der Grundlage der in den Verfassimgen der Staa- 
ten des Warschauer Paktes vorgenommenen Ver- 
knüpfung von Grundrechten und Grundpftichten und 
der ebenfalls in diesen Verfassungen niedergelegten 
Pflicht der Bürger, die Interessen des Staates zu schüt- 
zen und zu stärken, wäre es denkbar, eine Pflicht zur 
Mitgliedschaft in den Massenorganisationen anzu- 
nehmen 40). Dieser Schluß wird jedoch in den entspre- 
chenden Staaten, jedenfalls auf der Verfassungs- 
ebene, nicht gezogen. Dessen ungeachtet bleibt fest- 
zustellen, daß es vielfältige und sehr wirksame For- 
men des geseUschafttichen Druckes gibt, um im ge- 
wünschten Fall eine solche Mitgliedschaft herbeizu- 
führen. 

b) Die Ebene unterhalb der Verfassung: 

Gesetze und Verordnungen 

aa) Öffentlich-rechtliche Regelungen 

Mit Ausnahme Bulgariens und Rumäniens gibt es in 
allen Staaten des Warschauer Paktes spezielle Ge- 
setze bzw. Verordnungen über Vereinigungen 4 1). 

Die bereits in den Verfassungen festgeschriebene 
ideologisch-klassenmäßige Beschränkung der Verei- 
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nigungsfreiheit kehrt hier durchgehend wieder. Das 
formale Instrument zur Absicherung dieser ideolo- 
gisch-klassenmäßigen Beschränkung ist das Konzes- 
sionssystem: die Gründung privater Vereinigungen 
bedarf der staathchen Genehmigung bzw. Anerken- 
nung oder Registrierung ^^ 2 ) Erteilung der Ge- 

nehmigimg usw. besteht kein Anspruch, vielmehr 
steht sie im Ermessen der zuständigen staathchen Be- 
hörde. Dabei ist bemerkenswert, daß es in der Regel 
an einer speziellen Norm fehlt, die etwas darüber aus- 
sagt, unter welchen Voraussetzungen und nach wel- 
chen Kriterien die Genehmigung erteüt oder versagt 
wird. Es fehlt in anderen Normen jedoch nicht an 
deuthchen Hinweisen zur Beantwortung dieser Frage. 
Vor allem in den Normen über die Zweck- und Fimk- 
tionsbestimmungen der Vereinigungen wird erkenn- 
bar, daß nur solche Vereinigungen genehmigt, aner- 
kannt oder registriert werden, die „der Festigung der 
volksdemokratischen Ordnimg" dienen, die in „ihrer 
Zielstellung den Grundsätzen der sozialistischen Ge- 
sellschaftsordnimg entsprechen“, für deren Tätigkeit 
„ ein gesellschaftliches Bedürfnis besteht" , die mithel- 
fen beim „Übergang vom Kapitahsmus zum Soziahs- 
mus, und die unzerbrechhche Einheit der Werktäti- 
gen, der Bauern und der Intelhgenz zu schaffen" ^3). 
Jedenfalls darf der Zweck der Vereinigung der staat- 
hchen, gesellschafthchen oder wirtschaftiichen Ord- 
nung des Staates nicht zuwiderlaufen ^4). Die gleiche 
klassenmäßig-ideologische Beschränkung zeigt sich 
in den Bestimmimgen, nach denen die Genehmigung 
widerrufen werden kann, wenn die Vereinigung in 
ihrer Zielsetzung nicht den Grundsätzen der soziahsti- 
schen GeseUschaftsordnung entspricht oder kein ge- 
seUschafthches Bedürfnis für ihre Tätigkeit besteht ^5) , 
bzw. nach denen die Vereinigung aufgelöst werden 
kann, wenn die Behörde „der Überzeugung ist, daß 
ihre Existenz dem Aufbau des Sozialismus nicht hilft 
(!) oder diesen sogar behindert" Gerade die letzte 
Regelung zeigt, daß für Vereinigungen nicht nur eine 
Negativschranke besteht, derart, daß sie dem System 
nicht entgegengesetzt sein dürfen, vielmehr reicht es 
für die Versagimg der Genehmigung usw. oder die 
Auflösung schon aus, daß sie dem Soziahsmus bzw. 
Kommunismus nicht nützen. Die klassenmäßig-ideo- 
logische Ausrichtung wird bei gesellschafthchen Or- 
ganisationen weiter dadurch gesichert, daß ihr 
Girmdaufbau dem Prinzip des demokratischen Zen- 
trahsmus entsprechen muß^^) und der Staat die Auf- 
sicht über die Tätigkeit der Vereinigung führt, und 
zwar in dem Sinne, daß er dafür Sorge trägt, „daß das 
Vereinsleben sich im Einklang mit den Grundsätzen 
der volksdemokratischen Ordnung entwickelt" 

Im polnischen Gesetz über Vereinigungen fehlen die 
entsprechenden eindeutigen Formuüeningen nüt ih- 
rer Festlegung auf die soziahstische bzw. kommunisti- 
sche Ordnung. Das hegt daran, daß das Gesetz aus 
dem Jahre 1932 stammt. In der praktischen Anwen- 
dung des Gesetzes ergibt sich jedoch kein substantiel- 
ler Unterschied der Rechtslage im Vergleich zu den 
anderen Staaten des Warschauer Paktes. Das Gesetz 
enthält nämhch genügend „offene" Formuherungen, 
in welche die in der polnischen Verfassung niederge- 
legte ideologisch-klassenmäßige Beschränkung des 
Vereinigungsrechts einfheßen kann. So bestimmt 
Art. 2 Abs. 1 des Gesetzes über die Vereinigungen, 


daß Ziele, innere Verfassung und Tätigkeit der Verei- 
nigung „nicht gegen das Recht verstoßen" und „we- 
der die öffenthche Sicherheit noch Ordnung oder 
Ruhe bedrohen" dürfen. Ordentiiche Vereine bedür- 
fen der Anmeldung bei der staathchen Behörde und 
dürfen ihre Tätigkeit auf nehmen, fahs die Behörde 
nicht innerhalb von vier Wochen seit der Anmeldung 
die Gründung untersagt, was geschehen kann, wenn 
die „Existenz nicht in Übereinstinmiung mit dem Ge- 
setz zu bringen ist oder fahs diese eine Bedrohung der 
off entheben Sicherheit, Ruhe und Ordnung verursa- 
chen kann" (Art. 12, 13, 14). Eingetragene Vereine 
bedürfen der Registrierung (Art. 19). Diese kann nicht 
nur abgelehnt werden, wenn die öffenthche Sicher- 
heit, Ruhe und Ordnung bedroht ist, sondern schon 
dann, wenn „die Entstehung eines solchen Vereins 
dem gesellschafthchen Nutzen nicht förderheh ist" 
(Art. 20). Hier hegt vor aUem das weit offene EinfaUs- 
tor für die kommunistische Ideologie. 

An der obigen Aussage, daß kein Anspruch der Bür- 
ger auf Genehmigung usw. einer Vereinigung be- 
steht, ändert sich auch dann nichts, wenn gegen die 
Versagung der Genehmigung ein Rechtsbehelf einge- 
räumt ist. 

Speziell nach § 12 der DDR- Verordnung über die 
Gründung und Tätigkeit von Vereinigungen kann ge- 
gen die Ablehnung oder den Widerruf der staathchen 
Anerkennung einer Vereinigung binnen 4 Wochen 
bei der Behörde, welche die Entscheidung getroffen 
hat, Beschwerde eingelegt werden. SpezieUe Krite- 
rien, unter welchen Voraussetzimgen die Beschwerde 
Erfolg hat, existieren nicht. Die Möghehkeit gerichth- 
cher KontroUe der Verwaltungsentscheidung besteht 
in der DDR nicht. 

In der CSSR, Polen und Ungarn existiert das verwal- 
tungsinteme Beschwerdeverfahren generell auf der 
Basis der dortigen Verwaltungsverfcihrensordnun- 

gen^Q) 

Die Möghehkeit gerichtheher Kontrolle der Verwal- 
tungsentscheidung gibt es in Ungarn und gegenüber 
der Auflösung von Vereinigungen auch in Polen^oj 

Die in diesem Abschnitt behandelten Gesetze und 
Verordnungen beziehen sich nicht auf die Gewerk- 
schaften ^i) und sonstigen Massenorganisationen. 
Diese unterliegen auch nicht dem restriktiven Konzes- 
sionssystem. Vielmehr sind sie auf Initiative der Partei 
geschaffen und ausdrückheh oder de facto Einheitsor- 
ganisationen mit einer Monopolstellung in dem be- 
treffenden Bereich. Beispielhaft zu nennen sind die 
Bauernverbände, Jugendverbände, Frauenverbände, 
Verbände für Körpererziehung und Sport, Verbände 
der Kulturschaffenden. Verbände von untergeordne- 
ter pohtischer Bedeutimg, wie die der Jäger, Fischer, 
etc. beruhen in der Regel auf besonderem Gesetz. Die 
MonopolsteUung der Verbände hat gerade die Funk- 
tion, das Entstehen einer Vielfalt entsprechender 
freier Vereinigimgen der Bürger in diesen Bereichen 
zu verhindern ^ 2 ) statt dessen überschaubare Ein- 
heitsverbände unter Leitung der kommunistischen 
Partei ^3) zu schaffen, die durch Einbeziehung in ein 
vielfältiges Pflichtennetz ^4) unter staatiieher Aufsicht 
öffenthche Aufgaben erfüllen und damit quasi zu In- 
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strumenten der mittelbaren Staatsverwaltung wer- 
den. 

Zusammenf assend läßt sich bezüghch der das Verei- 
nigungsrecht speziell regelnden Gesetze und Verord- 
nungen in den Staaten des Warschauer Paktes fest- 
steUen: 

— Vereinigungen der Bürger bedürfen einer staatli- 
chen Genehmigung, Anerkennung, Registrierung 
o. ä. 

Ein Anspruch darauf besteht nicht. Die Vorausset- 
zungen für die Erteilung sind nicht ausdrückhch 
gesetzhch festgelegt. Mittelbar ergibt sich aber, 
daß nur diejenigen Vereinigungen mit einer Ge- 
nehmigung rechnen können, deren Existenz und 
Tätigkeit von den staatlichen Stellen als für die 
sozialistische Ordnung förderhch angesehen 
wird. 

— In weiten Bereichen ist das Entstehen freier Verei- 
nigungen der Bürger durch die Existenz entspre- 
chender Massenorganisationen ausgeschlossen. In 
diesen Bereichen ist das Vereinigungsrecht auf das 
Recht eingeengt, den bestehenden Massenorgani- 
sationen beizutreten. 

bb) Zivilrechtliche Regelungen 

In Bulgarien und Rumänien gibt es keine öffentlich- 
rechtlichen Normen für die Vereinigungen; vielmehr 
greifen hier Normen des Zivilrechts ein. In der Sowjet- 
union55) werden die öffentiich-rechtiichen Regelun- 
gen durch Art. 11 — 13 der Grundlagen der Zivilge- 
setzgebung (GrZG) vom 8.12.1961 i. d. F. vom 
30.10.1981^6) und Art. 23—40 des Zivilgesetzbuches 
(ZGB) vom 11.6.1964 57) ergänzt. In Bulgarien handelt 
es sich um Art. 134 — 147 des Gesetzes über die Perso- 
nen und die Familie 58), in Rumänien um Art. 25—30 
des Dekrets Nr. 31/1954 über die natürhchen und juri- 
stischen Personen 59). 

Auch nach diesen Regelungen besteht ein Konzes- 
sionssystem 60 ). In der UdSSR ist eine Vereinigung 
dann gegründet und als juristische Person anerkannt, 
wenn das zuständige Staatsorgan ihre Statuten bestä- 
tigt hat 61). Dem Staatsorgan verbleibt dabei ausrei- 
chendes Ermessen, nur dann die Bestätigung auszu- 
sprechen, wenn die Vereinigung der sozialistischen 
Ordnung entspricht. 

In Bulgarien erwirbt die Vereinigung die Qualität ei- 
ner juristischen Person durch Eintragung in ein Regi- 
ster beim Kreisgericht 62). Die Eintragung steht im Er- 
messen des Gerichts. Die Kriterien des Ermessens sind 
nicht speziell genannt, sie können aber daraus er- 
schlossen werden, daß eine Vereinigung durch das 
Kreisgericht aufgelöst werden kann, „wenn ihre Tä- 
tigkeit im Widerspruch zur staatlichen oder gesell- 
schaftiichen Ordnung steht 63) 

In Rumänien bedarf die Entstehung einer Vereini- 
gung als juristischer Person der staatlichen Anerken- 
nung des Gründungsaktes 64) bzw. der Registrie- 
rung 65). In beiden Fällen handelt es sich um Ermes- 
sensentscheidungen, die den staatlichen Organen 
den erforderhchen Spielraum belassen, um nur solche 


Vereinigungen anzuerkennen und zu registrieren, die 
der sozialistischen Ordnung entsprechen 66). 

Die Rechtsfigur des nichtrechtsfähigen Vereins ist den 
Rechtsordnungen der WP-Staaten unbekannt. ZGB- 
GeseUschaften können diese Lücke nicht ausfüllen, 
weü sie keine mitghedschaftiiche Struktur haben. 

Auch in den in diesem Abschnitt behandelten Staaten 
ist also die Vereinigungsfreiheit auch auf der Ebene 
unterhalb der Verfassung ideologisch-klassenmäßig 
beschränkt. 

cc) Straf- und pol izei rechtliche Abstützung der ideolo- 
gisch-klassenmäßigen Beschränkung des Vereini- 
gungsrechts 

Die bei der Untersuchung des Versammlungsrechts 
dargestellten, blankettartig weiten Strafrechtsnormen 
lassen sich zum größten Teil auch gegen uner- 
wünschte, d. h. nicht genehmigte, anerkannte, regi- 
strierte usw. Vereinigungen instrumentahsieren, was 
in der Praxis auch geschieht. Das gleiche gilt für die 
pohzeirechtlichen Generalklauseln. Insofern kann 
hier auf die obigen Ausführungen verwiesen wer- 
den 67). 

Neben diesen allgemeinen straf- und pohzeirechtli- 
chen MÖghchkeiten existieren aber noch spezielle 
strafrechtüche Normen, die Verstöße gegen die Rege- 
lungen bezüglich der Vereinigungen ahnden. Zum 
Teü sind diese speziellen Normen in den Gesetzen 
oder Verordnungen bezüghch der Vereinigungen 
enthalten 68), zum Teil in den Straf gesetzbüchern 69) . 
Bisweilen werden Verstöße gegen das Vereinigungs- 
recht auch als Ordnungswidrigkeiten geahndet "^6) 

c) Die Praxis der Beschränkung der Vereinigungsfrei- 
heit 

Wie schon bei der Versammlungsfreiheit kann es auch 
hier nicht darum gehen, eine möglichst große Zahl 
von EinzelfäUen aufzuhsten, vielmehr soU eine gene- 
reUe Bewertung der Praxis vorgenommen werden. 
Grundlage dafür ist weitgehend das gleiche Fakten- 
material wie bei der Versammlungsfreiheit. 

Die dort geschilderte Praxis ist zum Teil auch für die 
Vereinigungsfreiheit von Bedeutung, da das pohzeih- 
che und gerichthche Vorgehen gegen Versammlun- 
gen und sonstige Veranstaltungen nicht selten gerade 
Veranstaltungen unerwünschter Vereinigungen be- 
trifft. 

GenereU muß festgesteUt werden, daß die Einhaltung 
der ohnehin sehr engen Schranken des Vereinigungs- 
rechts in den Staaten des Warschauer Paktes streng 
überwacht und alle Versuche der Überschreitung die- 
ser Schranken hart unterbunden und geahndet wer- 
den. Ohne Übertreibung darf gesagt werden, daß 
diese Staaten Vereinigungen, die aufgrund privater 
Initiative entstehen, mit größtem Mißtrauen begeg- 
nen und nur zu leicht geneigt sind, deren Existenz und 
Tätigkeit als einen „Anschlag auf die Autorität des 
Staates" 21) anzusehen. 

Hervorzuheben ist zunächst, daß die engen Schran- 
ken des Versammlungsrechts zusammen mit dem Sy- 
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stem der monopolistischen Massenorganisationen, 
neben denen in den entsprechenden Bereichen keine 
privaten Vereinigungen zugelassen werden, sowie 
die weitreichenden Möglichkeiten der Auflösung be- 
stehender Vereinigungen in der Praxis dazu geführt 
haben, daß in den Staaten des Warschauer Paktes 
nach 1945 die Zahl der existierenden Vereinigungen 
drastisch zusammengeschrumpft isf^^j^ 

Die Vereinigungsfreiheit war daher lange Zeit weder 
quantitativ noch quahtativ ein besonderes Problem für 
die Staatsorgane imd für die kommunistischen Par- 
teien. Dieser Zustand hat sich insbesondere seit der 
Konferenz über Sicherheit imd Zusammenarbeit in 
Helsinki geändert Folge der KSZE- 

Schlußakte imd der Folgekonferenzen bildeten sich in 
den Staaten des Warschauer Paktes Gruppen, Bürger- 
initiativen und Vereinigimgen, deren Ziel die Ver- 
breitung der Kenntnisse über die in den KSZE-Doku- 
menten gewährleisteten Menschenrechte und die 
Überwachung ihrer Einhaltung war. 

Das Auftreten dieser Menschenrechtsgruppen be- 
wirkte auch in anderen Bereichen Initiativen zur Bil- 
dimg privater Vereinigungen. Vor allem Künstler und 
Schriftsteller bemühten sich um Vereinigungen ne- 
ben imd außerhalb der parteüich gelenkten und staat- 
lich kontrollierten einschlägigen Massenorganisatio- 
nen. 

ln jüngerer Zeit haben sich vor dem Hintergrund der 
Abrüstungsversuche der Supermächte sog. Friedens- 
gruppen und angesichts des auch im Ostblock allmäh- 
lich wachsenden Umweltbewußtseins Umweltschutz- 
gruppen gebildet. 

Menschenrechtsgruppen, Künstlergruppen, Frie- 
densgruppen und Umweltgruppen bilden bzw. bilde- 
ten den Schwerpunkt dieser neuen Entwicklung, doch 
entstanden daneben private Gruppen aus den ver- 
schiedensten Bereichen mit den verschiedensten Ziel- 
setzungen. 

Kaum eine dieser neu entstandenen Gruppen hat die 
staathche Genehmigung, Anerkennung, Registrie- 
rung usw. erlangt, um als legale Vereinigung existie- 
ren zu können. Allenfalls entschloß sich der Staat zu 
einer abwartend beobachtenden Tolerierimg. Letzte- 
res kam und kommt jedoch insbesondere gegen die 
Menschenrechts- und Friedensgruppen nicht in 
Frage. Gegen sie wurde imd wird, mit allenfalls gra- 
duellen Unterschieden im Verfahren und Ergebnis, in 
allen Staaten des Warschauer Paktes mit Entschie- 
denheit vorgegangen unter Ausschöpfung aller vor- 
handenen, weitreichenden polizeüichen und straf- 
rechtiichen Mittel imd nicht selten über diese hinaus- 
gehend. 

Hat eine Menschenrechts- oder Friedensgruppe sich 
faktisch gebildet und emen Antrag auf staatliche Ge- 
nehmigung usw. gestellt, dann erscheint in der Regel 
schon vor der Entscheidung über den Antrag der 
Staatssicherheitsdienst bei den betreffenden Perso- 
nen, um sie zur Rücknahme des Antrages zu bewe- 
gen. Hilft dabei „gutes Zureden" nichts, folgt die Ein- 
schüchterung durch Androhung von Nachteilen am 
Arbeits- oder Studienplatz oder von polizeüichen und 
strafrechtlichen Sanktionen. Werden die Aktivitäten 


danach und auch nach Ablehnung der beantragten 
Genehmigung fortgesetzt, kommt es dann zum tat- 
sächlichen Einsatz der Sanktionen: Festnahmen, Ver- 
haftungen, beides oft mehrmals, scharfe Verhöre, bei 
denen körperliche Mißhandlungen nicht ausgeschlos- 
sen sind, Einweisungen in psychiatrische Anstalten, 
Verurteüungen zu harten Strafen. 

Nicht selten führen diese Maßnahmen staatiicher 
Repression zur Selbstauflösung einer Vereinigung 
jedenfalls aber dazu, daß ihre Tätigkeiten faktisch 
zum Erliegen kommen. 

Massenorganisationen, die sich der parteilichen Füh- 
rung oder der staaüichen KontroUe entziehen oder auf 
andere Weise sich nicht mehr systemkonform verhal- 
ten, wurden suspendiert oder aufgelöst Bisweüen 
wird mit willfährigen Mitgliedern dann eine Neu- 
gründung vorgenommen. 

Unter Einsatz der genannten Mittel wurde in den letz- 
ten Jahren die Menschenrechts- und Friedensbewe- 
gung in der UdSSR praktisch zerschlagen Kleine 
Gruppen, die noch existieren, spielen keine Rolle 
mehr. 

ln Bulgarien und Rumänien hat es, wohl schon wegen 
der generellen Menschenrechtssituation in diesen 
Staaten und der daraus zu erwartenden harten staat- 
lichen Reaktion, von Anfang an nur in geringerem 
Ausmaß Menschenrechts- und Friedens gruppen ge- 
geben, die unterdessen als Folge der staaüichen Re- 
pression verschwunden sind'^'^). 

Auch in der CSSR sind die Menschenrechts-und Frie- 
densgruppen harter Unterdrückung ausgesetzt *^8), 
doch sind Teüe davon noch — illegal — tätig. 

Die Praxis in Ungarn ist etwas weniger rigide. Der 
Staat toleriert vorhandene Gruppen bis zu einem ge- 
wissen Grade, doch kommt es gelegenüich zu harten 

behördlichen Reaktionen 

In Polen und noch mehr in der DDR werden Men- 
schenrechts- und Friedensgruppen grundsätzlich hart 
unterdrückt, doch konnten sich Teüe davon bis heute 
im Schutze der katholischen bzw. evangelischen Kir- 
che behaupten, wenngleich ihre Aktivitäten damit na- 
turgemäß stark eingeschränkt sind^O). 


3. Bewertung 

a) Bereits auf der Ebene der Verfassung ist das Ver- 
einigungsrecht ideologisch-klassenmäßig be- 
schränkt. Es ist nur insoweit gewährleistet, als es 
den Zielen des Soziatismus, definiert durch die 
herrschende kommunistische Partei, förderlich ist. 
KeinesfaUs besteht es für Vereinigungen, die den 
Zielen des Sozialismus zuwiderlaufen. 

Auf der Ebene unterhalb der Verfassung wird 
diese Beschränkung des Vereinigungsrechts wei- 
ter durch Gesetze und Verordnungen festgeschrie- 
ben und durch die gesetzesvollziehenden Organe 
in der Praxis sichergesteUt. 

Diese klassenmäßig-ideologische Beschränkung 
geht eindeutig über die Beschränkungsmöglich- 
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keiten hinaus, die Art. 22 Abs. 2 IPBPR für die Ver- 
einigungsfreiheit zuläßt. 

b) Das Konzessionssystem führt aufgrund des unbe- 
schränkten Ermessens der Behörde zu einem 
grundsätzlichen Vereinigungsverbot mit Erlaub- 
nisvorbehalt. Dadurch wird das in Art. 22 IPBPR 
festgelegte Regel- Ausnahme- Verhältnis in unzu- 
lässiger Weise ins Gegenteil verkehrt. 

c) Auch das System der monopolistischen Massenor- 
ganisationen unter parteilicher Leitung und Kon- 
trolle, das bewirkt und bewirken soll, daß in den 
entsprechenden Bereichen keine privaten Vereini- 
gungen zur Verfolgung nichtstaatlicher Zwecke 
existieren, ist mit Art. 22 IPBPR unvereinbar, da 
insofern statt der Vereinigungsfreiheit nur das 
Recht auf Beitritt zu bestehenden Organisationen 
gegeben ist, zu Organisationen, die durch Einbin- 
dung in ein Netz von Pflichten vorrangig staatli- 
chen Zwecken zu dienen bestimmt sind. 

d) In allen Staaten des Warschauer Paktes stehen den 
Behörden genügend bequeme Instrumente zur 
Verfügung, um auch gegen genehmigte (aner- 
kannte, registrierte) Vereinigungen vorzugehen, 
wenn deren Tätigkeiten im Einzelfall oder generell 
den Wünschen von Staat und Partei nicht entspre- 
chen. Vor allem sind hier weitreichende Auflö- 
sung smöglichkeiten zu nennen und sehr weite, na- 
hezu beliebig interpretierbare Straftatbestände. 

Auch diese Rechtsgrundlagen und die darauf ge- 
stützte Praxis sind mit Art. 22 IPBPR nicht verein- 
bar. 


IV. Koalitionsfreiheit 

1. Der völkerrechtliche Rahmen 

a) Menschenrechtspakte 

Der bereits bei der Vereinigungsfreiheit genannte 
Art. 22 Abs. 1 IPBPR gewährleistet jedermann auch 
das Recht, „zum Schutz seiner Interessen Gewerk- 
schaften zu bilden und ihnen beizutreten". 

Von einem Recht, Gewerkschaften beizutreten, kann 
man nur dann sprechen, wenn es die freie Entschei- 
dung des Individuums ist, einer Gewerkschaft beizu- 
treten oder nicht. Art. 22 Abs. 1 IPBPR umfaßt daher 
auch die sog. negative Koalitionsfreiheit. 

Obgleich der Wortlaut dazu nichts hergibt, wurde dis- 
kutiert, ob Art. 22 Abs. 1 IPBPR auch das Streikrecht 
umfaßt. 

Im Schrifttum wurde das schon bisher überwiegend 
verneint eine Auffassung, die nun auch durch eine 
Entscheidung vom 18.7.1986 des zur Überwachung 
der Einhaltung des IPBPR eingesetzten Menschen- 
rechtsausschusses ^2) bestätigt ist^^j 

Hinsichtlich der in Art. 22 Abs. 2 IPBPR genannten 
Beschränkungsmöglichkeiten ist auf die Aussagen 
beim Vereinigungsrecht zu verweisen 


„Das Recht eines jeden, zur Förderung und zum 
Schutz seiner wirtschaftlichen und sozialen Interessen 
Gewerkschaften zu bilden oder einer Gewerkschaft 
eigener Wahl allein nach Maßgabe ihrer Vorschriften 
beizutreten", ist auch in Art. 8 Abs. 1 ht. a Satz 1 
IPWSKR genannt. Nach Satz 2 dieser Vorschrift darf 
die Ausübung dieses Rechtes nur solchen Einschrän- 
kungen unterworfen werden, die gesetzlich vorgese- 
hen und in einer demokratischen Gesellschaft im In- 
teresse der nationalen Sicherheit oder der öffentlichen 
Ordnung oder zum Schutze der Rechte und Freiheiten 
anderer erforderlich sind. Weiterreichende Beschrän- 
kungen sind nach Art. 8 Abs. 2 IPWSKR nur bezüglich 
der Angehörigen der Streitkräfte, der Polizei und der 
öffentlichen Verwaltung möghch. Art. 8 Abs. 1 ht. b 
IPWSKR gewährleistet das Recht der Gewerkschaf- 
ten, sich frei zu betätigen, lit. d „das Streikrecht, so- 
weit es in Übereinstimmung mit der innerstaathchen 
Rechtsordnung ausgeübt wird". 

b) KSZE-Schlußakte und Folgedokumente 

Das Prinzip III des , Korbes 1' der Schlußakte von Hel- 
sinki vom 1 .8. 1975 erwähnt auch die Koalitionsfreiheit 
nicht ausdrücküch. Auch hier güt, daß dieses Prinzip 
eine Bestätigung der Verpflichtungen aus dem IPBPR 
und dem IPWSKR, also aus Art. 22 bzw. 8 erhält. 

Im Punkte 13 des Abschheßenden Dokumentes des 
Madrider KSZE-Folgetreffens vom 6.9.1983 wird die 
Koalitionsfreiheit ausdrücküch bestätigt: 

„Die Teilnehmerstaaten werden das Recht der Ar- 
beiter, Gewerkschaften frei einzurichten und ihnen 
beizutreten, das Recht der Gewerkschaften auf freie 
Ausübung ihrer Tätigkeiten und sonstige Rechte 
gewährleisten, wie sie in den einschlägigen interna- 
tionalen Dokumenten niedergelegt sind. Sie stellen 
fest, daß diese Rechte in Befolgung der Gesetze des 
Staates und in Übereinstimmung mit den völker- 
rechtlichen Verpflichtungen des Staates ausgeübt 
werden. Sie werden, soweit angemessen, direkte 
Kontakte und Verbindungen zwischen solchen Ge- 
werkschaften und deren Vertretern ermutigen. " 

c) ILO-Abkommen Nr. 87 vom 9.7.1 948 und Nr. 98 vom 
1.7.1949 

Sämtiiche Staaten des Warschauer Paktes sind auch 
Vertragsparteien der beiden genannten ILO-Abkom- 
men Nach Art. 2 des Abkommens Nr. 87 haben die 
Arbeitnehmer sowie die Arbeitgeber das Recht, „ohne 
vorherige Genehnügung Organisationen nach eige- 
ner Wahl zu bilden und solchen Organisationen bei- 
zutreten, wobei ledigüch die Bedingung gilt, daß sie 
deren Satzungen einhalten". Art. 3 Abs, 1 garantiert 
diesen Organisationen das Recht, sich Satzungen und 
Geschäftsordnungen zu geben, ihre Vertreter frei zu 
wählen, ihre Geschäftsführung und Tätigkeit zu re- 
geln und ihr Programm aufzusteUen. Nach Art. 3 
Abs. 2 haben sich die Behörden jeden Eingriffs zu ent- 
halten, der geeignet wäre, dieses Recht zu beschrän- 
ken oder dessen rechtmäßige Ausübung zu behin- 
dern. Art. 4 verbietet die Auflösung oder zeitweilige 
Suspendierung dieser Organisationen im Verwal- 
tungswege. Nach Art. 8 Abs. 2 dürfen die in diesem 
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Abkommen vorgesehenen Rechte weder durch die 
innerstaatliche Gesetzgebung noch durch die Art ih- 
rer Anwendung geschmälert werden. Schheßlich ver- 
pflichtet sich in Art. 11 jedes Mitglied der ILO, für 
welches das Übereinkommen in Kraft tritt, „alle erfor- 
derhchen und geeigneten Maßnahmen zu treffen, um 
den Arbeitnehmern und den Arbeitgebern freie Aus- 
übung des Vereinigungsrechtes zu gewährleisten". 

Art. 1 Abs. 1 des Abkommens Nr. 98 bestimmt, daß die 
Arbeitnehmer vor jeder gegen die Vereinigungsfrei- 
heit gerichteten unterschiedlichen Behandlung ange- 
messen zu schützen sind. 

Die eindeutigen und weiterreichenden völkerrechtli- 
chen Verpflichtungen des Abkommens Nr. 87 werden 
in Art. 8 Abs. 3 IPWSKR noch einmal besonders be- 
kräftigt und geschützt. Nach dieser Vorschrift er- 
mächtigt keine Bestimmung dieses Artikels die Ver- 
tragsstaaten des ILO- Abkommens Nr. 87, gesetzgebe- 
rische Maßnahmen zu treffen oder Gesetze so anzu- 
wenden, daß die Garantien dieses ILO- Abkommens 
beeinträchtigt werden. 


2. Innerstaatliche Rechtslage und Praxis 

a) Verfassungsrechtliche Regelung 

Die Verfassungsrechtslage bezüglich der Koahtions- 
freiheit ist in manchen Staaten des Warschauer Paktes 
nicht leicht verläßhch festzusteUen, da die in Frage 
kommenden Regelungen der Verfassungen durch 
eine gewisse Unbestimmtheit und Uneinheitiichkeit 
gekennzeichnet sind. 

Die Koahtionsfreiheit im Sinne des Rechts, Gewerk- 
schaften zu gründen, wird durch die Verfassungen 
Polens und Ungarns gewährleistet. Art. 84 Abs. 2 der 
polnischen Verfassung nennt ausdrückhch die Ge- 
werkschaften im Anschluß an Abs. 1, der das Vereini- 
gungsrecht gewährleistet. Im folgenden Art. 85 wer- 
den Funktion und Aufgabe der Gewerkschaften um- 
schrieben. Nach § 65 Abs. 2 der ungarischen Verfas- 
sung können die Werktätigen Massenorganisationen 
und Massenbewegungen gründen. Das umfaßt die 
Gründung von Gewerkschaften. 

Hervorzuheben ist, daß beide Bestimmungen in den 
Abschnitten der Verfassungen über die Grundrechte 
und Grundpflichten der Bürger stehen. 

Letzteres ist auch der Fall bezüghch Art. 52 Abs. 1 der 
bulgarischen Verfassung, wonach die Bürger Organi- 
sationen mit beruflichen Zielen bilden können. Dem 
reinen Wortlaut nach müßte dies das Recht der Grün- 
dung von Gewerkschaften bedeuten. Dem herrschen- 
den Verständnis entspricht es aber wohl, darin nur ein 
Recht des Beitritts zur bestehenden parteüich gelenk- 
ten und kontrollierten Monopolgewerkschaft zu se- 
hen. 

Ein solches bloßes Beitrittsrecht zur bestehenden Ein- 
heitsgewerkschaft enthält auch Art. 27 Abs. 1 der ru- 
mänischen Verfassung. 

In den Verfassimgen der CSSR, der DDR und der 
UdSSR ist in den Abschnitten über die Grundrechte 


und Grundpflichten der Bürger von den Gewerk- 
schaften nicht die Rede, schon gar nicht von einem 
Recht, solche zu gründen. In der Verfassung der CSSR 
findet sich, wie gezeigt, im entsprechenden Abschnitt 
nicht einmal eine Bestimmung über die Vereinigungs- 
freiheit überhaupt. Statt dessen enthalten diese Ver- 
fassungen durchaus Bestimmungen über die Gewerk- 
schaften, jedoch an bedeutsam anderer Stelle, näm- 
lich in den Abschnitten über die Grundlagen der Ge- 
sellschaftsordnung (CSSR und UdSSR) oder in einem 
eigenen Abschnitt (DDR). Diese Bestimmungen (Art. 5 
Verf. CSSR, Art. 44 und 45 Verf. DDR, Art. 6 und 7 
Verf. UdSSR) machen deutiich, daß hier Gewerk- 
schaften unterstützend und kontroUiert in das pohti- 
sche System integriert sind, zur Unterstützung staatii- 
cher und parteilicher Zielsetzungen. Sie sind nicht 
Organisationen, die nur dann entstehen, wenn Bürger 
dies woUen, aber auch immer dann, vielmehr werden 
sie von oben initiiert und als Einheitsgewerkschaft mit 
Monopolanspruch strukturiert. Dabei ist es ein Kenn- 
zeichen dieser Regelungen, daß der Monopolcharak- 
ter der Gewerkschaften nicht ausdrückhch erklärt 
wird, sondern sich eher beiläufig ergibt, etwa durch 
die Nennung nur einer Gewerkschaft oder Gewerk- 
schaftsbewegung als Dachorganisation, wie z. B. in 
Art. 5 der CSSR- Verfassung („Revolutionäre Gewerk- 
schaftsbewegung") oder in Art. 44 der DDR- Verfas- 
sung (FDGB)ö6). Aus dem Monopol der bestehenden 
Gewerkschaften ergibt sich dann allenfalls ein Bei- 
trittsrecht zu diesen, jedoch keine echte KoaÜtions- 
freiheit im Sinne der Freiheit, Gewerkschaften zu 
gründen. 

Auch in den übrigen Staaten des Warschauer Paktes, 
von der kurzfristigen Ausnahme in Polen abgesehen, 
ergibt sich ein Monopol der von oben gegründeten 
und gelenkten Gewerkschaften. 

In allen Verfassungen der Staaten des Warschauer 
Paktes, gleichgültig, ob sie das Koalitionsrecht ge- 
währleisten oder nicht, ist dafür Sorge getragen, daß 
die Gewerkschaften an die herrschende Gesell- 
schaftsordnung gebunden sind und dem Führungsan- 
spruch der herrschenden kommunistischen Partei un- 
terhegen. Letzteres wird in allen Verfassungen jeden- 
falls dadurch sichergesteUt, daß die führende Rohe der 
kommunistischen Partei in Staat und Gesellschaft aus- 
drückhch niedergelegt ist®^). Dies aUein würde genü- 
gen, um die Unterordnung der Gewerkschaften unter 
die Partei sicherzusteUen. In einigen Verfassungen 
wird diese Unterordnung noch weiter abgesichert und 
ausgebaut. Am weitesten geht insoweit wohl Art. 6 
Abs. 1 der Verfassung der UdSSR, der sogar eine orga- 
nisatorische Verknüpfung von Partei und Gewerk- 
schaft herbeiführt, indem die Partei nicht nur als füh- 
rende und lenkende Kraft, sondern auch als „Kern der 
geseUschafthchen Organisationen" (d. h. auch der 
Gewerkschaften) qualifiziert wird. Eine vergleichbare 
Unterordnung kommt in Art. 27 Abs. 3 der rumäni- 
schen Verfassung zum Ausdruck, wo es heißt: 

„Durch die geseUschafthchen und Massenorganisa- 
tionen verwirklicht die Rumänische Kommunisti- 
sche Partei eine organisierte Verbindung mit der 
Arbeiterklasse, den Bauern, der Intelhgenz imd den 
anderen Werktätigen und mobihsiert sie im Kampf 
für die VoUendung des soziahstischen Aufbaus. " 
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Nach § 65 Abs. 2 der ungarischen Verfassung ist das 
Koalitionsrecht ohnehin nur gegeben „zum Schutz 
der Ordnung und der Errungenschaften des Sozialis- 
mus, zur aktiven Mitwirkung an der sozialistischen 
Aufbauarbeit''. 

Das Streikrecht der Gewerkschaften wird in keiner 
der Verfassungen der Staaten des Warschauer Paktes 
gewährleistet. Im Gegenteil enthalten manche Ver- 
fassungen Regelungen, die dem Streikrecht entge- 
gengesetzt werden können, wie die Verpflichtung zur 
unbedingten Arbeitsdisziplin s®). 


b) Die Ebene unterhalb der Verfassung 

Die weitestgehende Zulassung der Koalitionsfreiheit 
enthält bzw. enthielt das polnische Gesetz über die 
Gewerkschaften vom 8.10.198289). Nach Art. 1 Abs. 1 
dieses Gesetzes haben die Arbeitnehmer das Recht, 
Gewerkschaften zu gründen und sich in ihnen zu ver- 
einigen. ln den Art. 10 ff. (früher Art. 9 ff.) ist die 
Gründung von Gewerkschaften näher geregelt. Nach 
Art. 2 Abs. 1 sind die Gewerkschaften von den Orga- 
nen der Staats- und der Wirtschaftsverwaltung unab- 
hängig. Diese weitreichenden Möglichkeiten unterla- 
gen aber nach Art. 53 Abs. 4 (a. F.) einer entscheiden- 
den Einschränkung. Nach dieser Vorschrift bestimmte 
der Staatsrat im Wege eines Beschlusses die Grund- 
sätze und die Art und Weise, wie die Vorschriften des 
Gesetzes angewandt werden, wobei während der 
Übergangszeit bis zum 31.12.1984 nur eine Gewerk- 
schaftsorganisation in einem Betrieb tätig sein durfte. 
Das bedeutete nichts anderes als die Aussetzung der 
Koalitionsfreiheit. Dies wird verständlich, wenn man 
bedenkt, daß in Art. 52 desselben Gesetzes die durch 
das Kriegsrecht bereits verbotenen freien Gewerk- 
schaften (Solidarität und Freie Bauemgewerkschaft) 
endgültig aufgelöst wurden. Nach der Beseitigung 
freier Gewerkschaften wollte man durch die Gewähr- 
leistung echter Koalitionsfreiheit nicht gleich wieder 
freie Gewerkschaften entstehen lassen. Andererseits 
war und ist die politische Situation in Polen so, daß 
eine völlige rechtliche Beseitigung auch nur der Mög- 
lichkeit der Koalitionsfreiheit nicht opportun erschien. 
Durch Gesetz vom 25.11.198590) wurde das Gewerk- 
schaftsgesetz von 1982 spürbar geändert, und zwar im 
Sinne einer Einschränkung der Koalitionsfreiheit. 
Dennoch ist die Koalitionsfreiheit auch in dem geän- 
derten Gesetz grundsätzlich noch gewährleistet (vgl. 
etwa Art. 11 Abs. 1 und Art. 18 Abs. 1). Rechtspersön- 
hchkeit und das Recht zur Aufnahme ihrer Tätigkeit 
erlangen die Gewerkschaften ab dem Zeitpunkt ihrer 
Registrierung bei Gericht (Art. 20). Entscheidend aber 
ist, daß die bereits im Gesetz von 1982 enthaltene 
Möghchkeit, für eine Übergangszeit nur eine Ge- 
werkschaft zuzulassen, eine Möglichkeit, die auf den 
Zeitpunkt bis zum 31.12.1984 beschränkt war, nur für 
unbestimmte Zeit eröffnet ist. Das bedeutet, daß die 
effektive Geltung der Koalitionsfreiheit im Belieben 
des Staatsrates steht: Art. 60 Abs. 3 des Gesetzes in 
der geltenden Fassung von 1985 bestimmt, daß in 
einem Zeitraum, dessen Endtermin der Staatsrat fest- 
legt, in den Betrieben nur eine gewerkschaftliche Or- 
ganisation tätig sein kann. Auf eine Beschwerde pro- 
minenter Bürger hin hat im August 1987 das Oberste 


Gericht Polens entschieden, daß diese Regelung nicht 
unter Berufung auf ILO -Konventionen angefochten 
werden könne, da diese kein Teü des innerstaatlichen 
(polnischen) Rechts seien, und daß im übrigen für ihre 
Änderung der Staatsrat zuständig sei^i). 

Auf der Grundlage des neuen Gewerkschaftsgesetzes 
sind nach 1982 auf staatliche Initiative hin neue Ge- 
werkschaften gegründet worden, die sich dennoch 
um eine gewisse Distanz zu Staat und Partei bemü- 
hen, jedoch keinesfalls das Ergebnis der Ausübung 
der Koalitionsfreiheit der Bürger sind. 

Nach Art. 43 Abs. 1 des polnischen Gewerkschaftsge- 
setzes in der Fassung von 1985 steht den Gewerk- 
schaften das Recht zu, Streiks zu organisieren. Der 
Streik muß jedoch nach Art. 44 Abs. 2 das letzte Mittel 
sein und darf nicht ohne die vorherige Ausschöpfung 
anderer Streiterledigungsmittel ausgerufen werden. 
Ein Streik mit politischem Charakter ist unzulässig 
(Art. 44 Abs. 5). In den Art. 45 ff. sind weitere, nicht nur 
verfahrensmäßige Beschränkungen dieses grundsätz- 
lichen Streikrechts geregelt. 

Auf der Ebene unterhalb der Verfassung ist wohl auch 
in Rumänien die Koalitionsfreiheit grundsätzlich ge- 
währleistet. Freilich ist die diesbezügliche Rechtslage 
nur schwer zu durchschauen, da verschiedene Ge- 
setze bzw. Dekrete einschlägig sind, deren Verhältnis 
zueinander nicht ausdrücklich geregelt ist. Unter die- 
sem Vorbehalt wird man aber sagen können: Nach 
Art. 15 und 13 des Gesetzes Nr. 52/1945 werden Ge- 
werkschaften juristische Personen durch Eintragung 
in das beim Amtsgericht für juristische Personen ge- 
führte Register. Das Gericht hatte ursprünglich den 
Antrag sowohl unter Gesetzmäßigkeits-, als auch un- 
ter Zweckmäßigkeitspunkten zu prüfen. Durch Ge- 
setz Nr. 316/1947 wurde die Zweckmäßigkeitsprü- 
fung dem Arbeitsministerium übertragen. Das Gericht 
konnte nurmehr eintragen, wenn auch das Arbeitsmi- 
nisterium zustimmte. Diese Gesetzeslage wurde 
durch Art. 31 des Dekretes Nr. 31/1954 über die natür- 
lichen und juristischen Personen bestätigt. Durch das 
Dekret Nr. 263/1957 wurde jedoch die Vorabgeneh- 
migung durch das Arbeitsministerium aufgehoben. 
Daher erlangen heute Gewerkschaften Rechtspersön- 
lichkeit, sobald das Amtsgericht feststeUt, daß sie frei 
beschlossene Gründungen sind und den Gesetzesan- 
forderungen genügen, was allerdings einen weiten 
Spielraum eröffnet. Dennoch wird man abschließend 
feststeUen müssen, daß in Rumänien im Rahmen die- 
ses Konzessionssystems die Gründung von Gewerk- 
schaften vom rein rechtlichen Standpunkt aus zuläs- 
sig ist. 

In den übrigen Staaten des Warschauer Paktes ergibt 
sich auf der Ebene des einfachen Gesetzes oder der 
Verordnung keine Gewährleistung der Koalitionsfrei- 
heit. Insbesondere enthalten die Arbeitsgesetzbücher 
der betreffenden Staaten kein solches Recht. Viel- 
mehr gehen sie von der Existenz einer Einheitsge- 
werkschaft mit Monopolstellung aus und verneinen 
damit indirekt die Koalitionsfreiheit 92). Indirekt 
kommt die fehlende Koalitionsfreiheit auf dieser 
Ebene bisweilen auch dadurch zum Ausdruck, daß 
jegliche Verfahren über die Gründung und Zulassung 
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von Gewerkschaften fehlen. Damit wird die Monopol- 
stellung der existierenden Gewerkschaften abgesi- 
chert. Dies ist u. a. auch der Sinn jener gesetzlichen 
Vorschriften, die Regelungen des Vereinigungsrech- 
tes ausdrückhch für auf Gewerkschaften nicht an- 
wendbar erklären Schließhch stehen der Koah- 
tionsfreiheit zumindest indirekt auch strafrechtliche 
Normen entgegen, welche die Behinderung der Tä- 
tigkeit der existierenden geseUschafÜichen Organisa- 
tionen und insbesondere der Gewerkschaften unter 
Strafe stellen. Als eine solche Behinderung der Tätig- 
keit kann bereits die Existenz einer konkurrierenden 
Gewerkschaft gewertet werden 

In keinem Staat des Warschauer Paktes außer Polen 
ist das Streikrecht, das bereits auf der Ebene der Ver- 
fassung fehlt, durch Gesetz oder Verordnung zugelas- 
sen. 

Die führende Rolle der herrschenden kommuiüsti- 
schen Parteien, die bereits durch die Verfassung si- 
chergestellt ist, wird auch auf der Ebene unterhalb der 
Verfassung betont. Die Statuten der Gewerkschafts- 
verbände in den Staaten des Warschauer Paktes ent- 
halten sämtlich das ausdrückhche und uneinge- 
schränkte Bekenntnis zur führenden RoUe der Partei. 
So heißt es z. B. in der Präambel des Statuts der bul- 
garischen Gewerkschaftsverbände: „Die Gewerk- 
schaftsverbände . . . mobüisieren und entwickeln die 
schöpferische Aktivität der Arbeiterklasse für die Ver- 
wirkhchung des Progranuns der Bulgarischen Kom- 
munistischen Partei zur Errichtung der entwickelten 
sozialistischen Gesellschaft für den Aufbau des Kom- 
munismus . . . Die Gewerkschaftsverbände sind ent- 
standen und entwickeln sich unter der ideologisch- 
politischen Führung und unnüttelbaren Fürsorge der 
Bulgcirischen Konunuiüstischen Partei" In man- 
chen Staaten ist diese Bindung auch in Gesetzen zum 
Ausdruck gebracht ^6). 

c) Praxis 

Trotz zum Teil bestehender Unterschiede in den 
rechthchen Regelungen ist die Praxis bezüghch der 
Gewerkschaften in den Staaten des Warschauer Pak- 
tes weitgehend gleich. Diese Praxis ist gekennzeich- 
net durch die Existenz von Einheitsgewerkschaften 
mit Monopolcharakter. Die Gewerkschaften funktio- 
nieren in erster Linie nicht zur Sicherung der Interes- 
sen ihrer Mitgheder, sondern als Transmissionsrie- 
men der herrschenden kommunistischen Parteien, de- 
ren Zielen sie zu dienen bestimmt sind. Darüber hin- 
aus werden sie vielfach zur Erfüllung staatlicher Auf- 
gaben herangezogen, so daß sie partiell eher als Or- 
gane des Staates denn als freie Organisationen der 
Gesellschaft erscheinend'^). 

Daß auch in Polen die Situation dieser Praxis grund- 
sätzlich entspricht, geht darauf zurück, daß die durch 
das Gewerkschaftsgesetz von 1982 grundsätzhch an- 
dere Rechtslage durch Art. 60 Abs. 3 dieses Gesetzes 
ihrer Wirksamkeit beraubt wurde. In Rumänien ist die 
auf der Ebene des einfachen Gesetzes vorhandene 
Möglichkeit der Gründung von freien Gewerkschaf- 
ten an der Wirkhchkeit des totahtären Herrschaftssy- 
stems gescheitert. 


Die heute in diesen Staaten existierenden Gewerk- 
schaften sind von der herrschenden kommunistischen 
Partei wirksam beherrscht und kontrolhert^S). 

Versuche, wirkhch freie, unabhängige Gewerkschaf- 
ten zu gründen, wie sie insbesondere 1978 in der 
UdSSR und 1980 in der CSSR^^) unternonunen 
wurden, hatten aufgrund der harten staatlichen Re- 
pressionen schon im Ansatz keinen Erfolg. In Polen 
war mit der Sohdarität und der Freien Bauemgewerk- 
schaft dieser Versuch zwar gelungen, jedoch nur für 
den kurzen Zeitraum von 16 Monaten. Dann beende- 
ten staatliche Maßnahmen diese Entwicklung wieder. 
Auch in Rumänien wurde 1979 der Versuch der Grün- 
dung einer unabhängigen Gewerkschaft rasch unter- 
drückt 

Das Streikrecht existiert auf der Ebene des einfachen 
Gesetzes ledighch in Polen, wobei weitgehende 
Schranken auf gerichtet sind. In keinem anderen Staat 
des Warschauer Paktes gibt es das Streikrecht. Den- 
noch hat es auch in diesen Staaten in der Praxis Streiks 
gegeben, wenn auch nicht in großem Umfange. Die 
Reaktion der Partei- und Staatsführungen darauf war 
unterschiedüch. Während etwa ein Streik im Kohle- 
bergbau 1977 in Rumänien brutal unterdrückt 
wurde und vergleichbare Reaktionen in der 
UdSSR festzustellen sind^^^)^ wurden in Ungarn je- 
denfalls kleinere und nicht zu lange Streiks gedul- 
det 


3. Bewertung 

a) In keinem Staat des Warschauer Paktes herrscht 
wirkhch Koaütionsfreiheit. In Bulgarien, in der 
CSSR, DDR und UdSSR gibt es weder auf der 
Ebene der Verfassung noch auf der des einfachen 
Gesetzes oder der Verordnung noch gar in der Pra- 
xis ein solches Recht. 

In Polen sieht sowohl die Verfassung wie das Ge- 
werkschaftsgesetz von 1982 die Koalitionsfreiheit 
vor, doch ist sie durch Art. 60 Abs. 3 des Gewerk- 
schaftsgesetzes in der Fassung von 1985 so lange 
suspendiert, wie dies dem Staatsrat opportun er- 
scheint. Daß diese gesetzhche Regelung, wie das 
Oberste Polnische Gericht kürzhch vertreten hat, 
mit der polnischen Verfassung vereinbar sein soU, 
ist schwer nachzuvollziehen. 

In Ungarn und Rumänien, wo es nach der Verfas- 
sung bzw. dem einfachen Gesetzesrecht Koah- 
tionsfreiheit geben müßte, werden die entspre- 
chenden Bestimmungen durch andere Rechtsnor- 
men und insbesondere die Prerxis konterkciriert. 

Das im Ergebnis durchgehende Fehlen der Koali- 
tionsfreiheit steht auch nicht im Einklang mit 
Art. 22 Abs. 1 IPBPR, Art. 8 Abs. 1 ht. a IPWSKR, 
Art. 2 des ILO-Abkommens Nr. 87 und mit 
Punkt 13 des Abschheßenden Dokuments des 
Madrider KSZE-Folgetreffens. 

Es erübrigt sich, darüber zu diskutieren, ob die 
Situation in den betreffenden Staaten nicht etwa 
durch die Beschränkungsmöghchkeiten gedeckt 
sei, die die genannten völkerrechthchen Verpflich- 
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tungen zulassen. Die rechtliche und tatsächhche 
Lage in den Staaten des Warschauer Paktes ist 
nicht gekennzeichnet durch Beschränkungen der 
Koalitionsfreiheit, sondern durch ihr durchgehen- 
des Fehlen. 

b) Die in den genannten Staaten bestehenden Ge- 
werkschaften sind keine unabhängigen Gewerk- 
schaften. Sie sind parteüich gelenkt und kontrol- 
hert. Der wichtigste Mechanismus dieser Bindung 
und Kontrolle ist der in den Verfassungen nieder- 
gelegte und in den Statuten der Gewerkschaften 
wiederholte absolute Führungsanspruch der herr- 
schenden kommunistischen Partei. Auch in einfa- 
chen Gesetzen findet sich bisweilen die Festlegung 
der Gewerkschaften auf das Programm oder die 
Ziele der kommunistischen Partei oder auf den 
Marxismus-Leninismus im allgemeinen. 

In dem Fehlen imabhängiger Gewerkschaften — 
nicht nur das Ergebnis einer faktischen Entwick- 
lung, sondern determiniert durch entsprechende 
Rechtsnormen — hegt ein Verstoß gegen Art. 8 
Abs. 1 ht. b IPWSKR und die Art. 3 und 8 des ILO- 
Abkommens Nr. 87^05) Unvereinbar ist dies auch 
mit Punkt 13 des Abschließenden Dokuments des 
Madrider KSZE-Folgetreffens. 

c) Mit Ausnahme Polens ist das Streikrecht in keinem 
Staat des Warschauer Paktes garantiert. Dies ver- 
stößt gegen Art. 8 Abs. 1 ht. d IPWSKR. 

Das Streikrecht in Polen ist weitreichenden Ein- 
schränkungen unterworfen, doch wird man darin 
angesichts der weiten EinschränkungsmÖghchkei- 
ten, die Art. 8 selbst vorsieht, keinen Verstoß gegen 
die völkerrechthche Verpflichtung aus dem Pakt 
sehen können. 

Anmerkungen 

1) Der Zusammenhang mit der Meinungsfreiheit wird auch in 
der Rechtswissenschaft der Staaten des Warschauer Paktes 
gesehen und betont; siehe z. B. Akademie für Staats- und 
Rechtswissenschaften der DDR (Hrsg.), Staatsrecht der 
DDR, Berlin{-Ost) 1977, S. 204. 

2) Siehe z. B. W. N. Kudrjawzew (u. a.), Die Verfassung der 
UdSSR. Manifest des kommunistischen Aufbaus, Ber- 
lin(-Ost) 1980, S. 145 ff. 

3) So G. Tautz/T. Riemann, in: Poppe u. a., Grundrechte des 
Bürgers in der sozialistischen Gesellschaft, Berlin(-Ost) 
1980, S. 150. 

*) Zutreffend W. Geck, Internationaler Schutz von Freiheits- 
rechten und nationale Souveränität, JZ 1980, S. 77. Ebenso 
S. Mampel, Bemerkungen zum Bericht der DDR an das 
Menschenrechtskomitee der Vereinten Nationen, ROW 
1978, S. 154. 

Siehe Art. 54 Abs. 1 Verf. Bulgarien; Art. 28 Abs. 1 Verf. 
CSSR; Art. 28 Abs. 1 Verf. DDR; Art. 83 Abs. 1 Verf. Polen; 
Art. 28 Verf. Rumänien; § 64 Verf. Ungarn; Art. 50 Abs. 1 
Verf. UdSSR. 

Die führende Rolle der kommunistischen Partei ist in allen 
Verfassungen verankert: Art. 1 Abs. 2 Bulgarien; Art. 4 
CSSR; Art. 1 Abs. 1 DDR; Art. 3 Abs. 1 Polen; Art. 3 Rumä- 
nien; Art. 3 Abs. 1 Ungarn; Art. 6 UdSSR. 

Siehe die Präambel und Art. 1 Verf. DDR. Vgl. auch S. Mam- 
pel, Die sozialistische Verfassimg der Deutschen Demokra- 
tischen Republik. Kommentar, 2. Aufl., Frankfurt/M. 1982, 
Rdnm. 4 und 8 zu Art. 28. 


®) Zur Recht hervorgehoben von A. Blankenagel, in: M. Fincke 
(Hrsg.), Handbuch der Sowjetverfassung; Bd. I, Ber- 
lin{-West) 1983, Rdnrn. 6 und 7 zu Art. 50 Verf. UdSSR. Für 
Art. 28 Verf. (!!SSR betont von J. Pokstefl, Theorie und Praxis 
der Menschenrechte in der CSSR (Typoskript), o. O. 1987, 
S. 44; siehe auch S. Lammich, Die Verfassung der Tschecho- 
slowakei, Berlin(-West) 1981, S. 48 f. Bezüglich Art. 28 
Abs. 1 Verf. DDR siehe Mampel, a. a. O., Rdnr. 15 zu Art. 
19. 

9) Mampel, Rdnr. 14 zu Art. 19. 

^0) Siehe Art. 54 Verf. Bulgarien; Art. 83 Verf. Polen. 

1^) Zum Verhältnis von Grundrechten und Gnmdpflichten 
siehe Mampel (Anm. 7), Rdnm. 17 — 20 zu Art. 19. 

12) So auch O. Luchterhandt, UN-Menschenrechtskonventio- 
nen. Sowjetrecht — Sowjetwirkhchkeit, Baden-Baden 1980, 
S. 144. Vgl. auch K. Westen, in: Fincke (Anm. 8), Rdnm. 
41-43 vor Art. 39. 

12) Siehe dazu O. Luchterhandt, Der verstaatlichte Mensch, 
Köln-Berlin-Bonn-München 1985, S. 132 ff. 

14) Luchterhandt, ebda., S. 125 f. 

12) Im einzelnen Pokstefl (Anm. 8), S. 220—226. 

16) Dz. U. 1962, Nr. 20, Pos. 39. 

1’) Zutreffend S. Lammich, Ausgestaltung der Gnmdrechte in 
der Volksrepublik Polen, AöR, Bd. 104 (1979), S. 128. 

18) Siehe GBl. I S. 235. 

19) Text: WS RSFSR 1985, Nr. 36, Art. 1269. 

20) So das poln. Gesetz über die Nationalräte vom 20.7.1983 
(Dz.U. 1983, Nr. 41, Pos. 185), das in seinen Art. 150— 177 die 
Selbstverwaltung der Einwohner in Stadt und Land regelt. 
Eine Verbesserung gegenüber der mssischen Regelung 
liegt darin, daß auf Antrag eines Drittels der Einwohner die 
entsprechende Versammlung einberufen werden muß (vgl. 
Art. 162 und 168). 

Ungarn: Nach § 35 des Rätegesetzes (Gesetz Nr. 1/1971) 
sind zur Beratung wichtiger Kommunalprobleme in Ge- 
meinden Dorfversammlungen abzuhalten. Nach § 33 der 
Regiemngsverordnung Nr. 11/1971 (III.31.)Korm. wird die 
Dorfversammlung mindestens einmal im Jahr vom Gemein- 
derat unter Mitwirkung der Patriotischen Volksfront einbe- 
rufen. Die Versammlungen haben keine Entscheidungsbe- 
fugnisse. Bis 1983 waren die Dorfversammlungen fakultativ; 
seither sind sie obligatorisch. 

Rumänien: Gesetz Nr. 57/1968 über die Organisation und 
Funktionsweise der Volksräte i.d.F. vom 3.11 .1980 (BO I, Nr. 
96/1980). Art. 4 erwähnt als Aspekt des Demokratieprinzips 
Bürgerversammlungen bis zur Kreisebene (hier als Dele- 
giertenversammlungen). Art. 70—72: Aufgaben der Bürger- 
versammlungen: Behandlung örtlicher Fragen, sie sind min- 
destens zweimal jährlich einzuberufen, Initiative zur Einbe- 
rufung allein beim Volksrat bzw. seinen Organen. 

CSSR: Gesetz über die Nationalausschüsse vom 11.5.1972. 
Die Nationalausschüsse entfalten ihre Tätigkeit in Verbin- 
dung mit den Bürgern (§ 3 Abs. 1), welch letztere dazu in 
Bürger-Ausschüsse gewählt werden. 

DDR: Gesetz über die örtlichen Volksvertretungen und ihre 
Organe vom 12.7.1973 (GBl. I S. 313). Versammlungen der 
Bürger sind nur nach § 72 Abs. 2 zur Beratung über den 
Zusammenschluß von Städten und Gemeinden vorgese- 
hen. 

Bulgarien: Gesetz über die Volksräte vom 27. 1 1 . 195 1 (Izve- 
stija Nr. 95/1951) mit Änderungen vom 13.4,1977 (DV Nr. 
32/1977). Nach Kapitel III Nr. 31 f. können die ständigen 
Kommissionen der Volksräte Versammlungen der Bürger 
einberufen. 

UdSSR: Erlaß des Präsidiums des Obersten Sowjets der 
UdSSR vom 8.4.1968 i. d. F. vom 28.11.1978 (WS SSSR, 
1968, Nr. 16, Art. 132; 1978, Nr. 49, Art. 797). Nach Art. 12 
werden, um die wichtigsten Fragen des Lebens der Bürger 
zu beraten, vom Exekutivkomitee des Dorfsowjets Ver- 
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Sammlungen der Bürger einberufen. Diese Versammlungen 
haben keine Entscheidungsbefugnis. 

21) Siehe z. B. O. Bihari, ÄUamjog (Staatsrecht), Budapest 1984, 
S. 159. 

22) Bulgarien: Gesetz über die Volksmiüz vom 29.10.1976 (DV 
Nr. 89/1976), insbes. Art. 1, 6 und 12. 

DDR: Gesetz über die Aufgaben und Befugnisse der Deut- 
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Polen: Gesetz vom 14.7. 1983 über das Amt des Ministers für 
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unterstellten Organe (Dz.U. 1983, Nr. 38, Pos. 172), insbes. 
Art. 2 und 5. 

Rumänien: Dekret vom 3.4.1978 über die Organisation und 
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insbes. Art. 5. 
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SSSR 1973, Nr. 24, Art. 309), insbes. Ziff. 1 und 6. 
Tschechoslowakei: Gesetz vom 24.4.1974 über das Korps 
für nationale Sicherheit (Sb. Nr. 40/1974), insbes. §§ 1, 4 
und 16. 

Ungarn: Verordnimg des Ministerrats Nr. 39/1974. (XI. 1.) 
MT über die PoÜzei, insbes. §§ 1 und 8. 

23) Vgl. dazu Implementation of the Helsinki Accords, Hearing 
before the Commission on Security and Cooperation in 
Eiuope of the 98th US-Congress, 22.5.1984, S. 26 ff.; siehe 
auch Luchterhandt (Anm. 14), S. 144 f.; derselbe, Men- 
schenrechtspolitik und KSZE, Teil II: Belgrad, Madrid und 
die Perspektiven. Berichte BlOst Nr. 4/1985, S. 37 f. 

24) GBl. IS. 173; vgl. auch Luchterhandt, ebda., S. 42 f. 

25) Siehe ai- Jahresbericht 1983, S. 325 ff., 330 ff., 351 ff., 359 ff., 
369 ff., 379 ff., 381 ff.; Jahresbericht 1984, S. 366 ff., 372 ff., 
395 ff., 401, 411 ff., 421 ff., 424 ff.; Jahresbericht 1985, 
S. 346ff., 351 ff., 371 ff., 377 f., 387 ff., 396 ff., 398ff.; Jahres- 
bericht 1986, S. 351 ff., 381 ff., 386 ff., 403 ff., 406ff. 

2®) Vgl. Tagesspiegel v. 8,9, 1987, S. 7. Die ungewöhntiche Tole- 
ranz dürfte wohl auch mit dem unnüttelbar bevorstehenden 
Honecker-Besuch in der BundesrepubÜk im Zusammen- 
hang stehen. 

27) Siehe dazu den Bericht in der NZZ v. 4.9.1987, S. 3 („De- 
monstrationsverbot für den Roten Platz"), der auf einer amt- 
üchen Verlautbanmg in der "Vecernaja Moskva" (Moskau 
am Abend) beruht. 

28) Siehe die Meldung des „Tagesspiegel" v. 8.7.1987, S. 1. 

29) Siehe für die Praxis in der CSSR den informativen Bericht 
von PokStefl (Anm. 8), S. 227-238. 

30) Vgl. Art. 52 Verf. Bulgarien; Art. 29 Verf. DDR; Art. 84 Verf. 
Polen; Art. 27 und 28 Verf. Rumänien; Art. 65 Verf. Ungarn; 
Art. 51 Verf. UdSSR. 

31) So im Ergebnis auch Pokstefl (Anm. 8), S. 244 — 249. 

32) S. dazu Art. 2 Abs. 3, Art. 5 letzter Halbsatz, Art. 16 Abs. 2 
und 3, Art. 17 Abs. 1, Art. 22 Abs. 2 und Art. 26 Abs. 3 Verf. 
CSSR. 

33) Siehe oben bei II. 2. a) aa). 

34) Siehe Präambel und Art. 1 Abs. 1 Verf. DDR. 

35) Siehe oben unter II. 2. a) bb). 

35) Siehe dazu Luchterhandt (Anm. 12), S. 149. 

37) Siehe die Nachweise der entsprechenden Verfassungsbe- 
stimmungen (Anm. 6). 

38) Siehe Art. 10 Bulgarien; Art. 5 CSSR; Art. 3 Abs. 2 DDR; 
Art. 84 Abs. 2 Polen; § 65 Abs. 2 Ungarn; Art. 7 UdSSR. 

39) Siehe oben unter II. 2. a) cc). 

40) Siehe dazu Mampel (Anm. 7), Rdnr. 17 zu Art. 29, 
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41) DDR: Verordnung des Mimsterrates vom 6.11.1975 über 
die Gründung und Tätigkeit von Vereinigungen (GBl. I 
S. 723). 

Polen: Gesetz über Vereinigungen vom 27.10.1932 (Dz.U. 
1932, Nr. 94, Pos. 808). 

Sowjetunion: Verordnung des Gesamtrussischen Zentralen 
Exekutivkomitees und des Rates der Volkskommissare der 
RSFSR vom 10.7.1932 über die Bestätigung der Ordnung 
über die freiwilügen Gesellschaften und Verbände (SU 
1932, Nr. 74, Art. 331). 

Tschechoslowakei: Gesetz Sb. Nr. 68/1951 vom 12.7.1951 
über die freiwilügen Organisationen und Versammlungen 
mit Änderung durch das Gesetz Sb. Nr. 74/1973 vom 
28.6.1973 und entsprechender Verordnung des Innenmini- 
sters Nr. 320/1951 U. 1. vom 20.9.1951. 

Ungarn: Gesetzesverordnung Nr. 29/1981 über die Ände- 
rung und den bereinigten Text der Gesetzesverordnung 
Nr. 35/1970 über die Vereine. 

42) ^:SSR: § 2 Abs. 2 des Gesetzes Nr. 68/1951; DDR: § 2 der 
Verordnung vom 6.1 1.1975; Polen: Art. 19 des Gesetzes vom 
27.10.1932; Ungarn: § 2 Abs. 4 der Gesetzesverordnung 
Nr. 29/1981 i. V. m. § 60 Abs. 2 ZGB RSFSR: Art. 11 und 12 
der Ordnung vom 10.7.1932. 

siehe § 1 CsSRi § 1 Abs. 2 DDR; Art. 1 und 3 RSFSR. 

44) Siehe § 1 Abs. 2 und § 2 Abs. 2 Ungarn. 

45) Siehe z. B. § 9 Abs. 1 DDR; siehe auch § 2 Abs. 2 Ungarn; 
Art. 20 RSFSR. 

45) Siehe z. B. § 5 Abs. 3 der in Anm. 41 genannten Verordnung 
der CSSR. 

47) Siehe § 3 Abs. 2 CSSR. 

48) Siehe § 4 Abs. 1 CSSR; § 2 Abs. 2 Ungarn; Art. 18—20 
RSFSR. 

49) Siehe dazu Kap. IV, Abschnitt I (G. Brunner). 

^5) Siehe ebda,; vgl, Art. 17 des Gesetzes über Vereinigungen 
von 1932 (Anm. 41). 

51) Dazu unten in IV. 

52) Die staatÜchen Organe können aufgrund der bestehenden 
Rechtsnormen die Genehmigung usw. einer Vereinigung 
ablehnen oder ein Tätigkeitsverbot mit dem Hinweis aus- 
sprechen, daß für den entsprechenden Bereich eine Organi- 
sation bereits bestehe. Dies geschieht in der Praxis häufig. 

53) In den Statuten dieser Massenorganisationen wird die orga- 
nisatorische Unterordnung unter bzw, die enge Verbindung 
zur Partei i. d. R. deutüch zum Ausdruck gebracht. Siehe 
z. B. Art. 1 üt. b des Statuts des Bulgarischen /olksbauem- 
bundes vom 23.10.1971: „Der Bulgarische Volksbauern- 
bund ist und bleibt ein treuer Verbündeter der Bulgarischen 
Kommunistischen Partei, die der anerkannte Führer des 
Volkes ist." (Text aus W. Lungwitz, Volksrepubük Bulga- 
rien. Staat, Demokratie, Leitung. Dokumente, Berlin(-Ost) 
1979, S. 336). 

54) Siehe beispielhaft für die CSSR die Nachweise bei Pokstefl 
(Anm. 8), S. 250 f. 

55) Siehe dazu O. Luchterhandt, in: M. Fincke (Hrsg.), Hand- 
buch der Sowjetverfassung, Bd. I, Berlin(-West) 1983, 
Rdnr. 10 zu Art. 51. 

55) WS SSSR 1961, Nr. 50, Art. 525; 1981, Nr. 44, Art. 1184. 

57) WS RSFSR 1964, Nr. 24, Art. 406. 

58) DV Nr. 182/1949; über die Änderung siehe die Nachweise 
bei G. Geilke/C. Jessel, Einführung in das Recht der Bulga- 
rischen Volksrepubük, Darmstadt 1975, S. 58, Fn. 27. 

59) BO I, Nr. 8/1954, Änderung durch Gesetz BO I, Nr. 4/1956, 
BOI, Nr. 11/1956. 

50) Siehe Luchterhandt (Anm. 55), Rdnr. 12 und 13 zu Art. 51. 

51) Art. 26 Abs. 2 ZGB. 
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Art. 134 des Gesetzes über die Personen und die Familie. 
Art. 146 desselben Gesetzes. 

64) Art. 28 des Dekrets BO I, Nr. 31/1954. 

66) Art. 32 und 33 des Dekrets. 

66) Vgl. Art. 45 lit. c des Dekrets, wonach Vereinigungen auf- 
gelöst werden, die sich „im Widerspruch zu den Regeln des 
soziahstischen Zusammenlebens" befinden. 

67) Siehe oben II. 2. b) bb). 

66) Siehe § 16 der entsprechenden Verordnungen der DDR 
(siehe Anm. 41); Abschnitt V (Art. 57 ff.) des poln. Gesetzes 
über Vereinigungen (siehe Anm. 41), 

69) Siehe Art. 109, 162 Abs. 4, 163 und 166 bulg. StGB; § 92 
Abs. 2 lit. a StGB CSSR; Art. 167 rum. StGB. 

76) Siehe § 103 des ung, Gesetzes Nr. 1/1968 über Ordnungs- 
widrigkeiten: 

„Über denjenigen, der sich an der Tätigkeit eines Vereins 
oder einer Organisation beteihgt, dessen bzw. deren Eintra- 
gung nicht beantragt oder abgelehnt worden ist, oder wel- 
cher bzw. welche aufgelöst wurde, worden ist, oder welcher 
bzw. welche aufgelöst wurde, oder dessen bzw. deren Erlö- 
schen vom Aufsichtsorgan festgestellt worden ist, ferner 
über denjenigen, der trotz des Verbots des Aufsichtsorgans 
die Organisation des Vereins fortsetzt, kann eine Geldbuße 
von höchstens fünftausend Forint verhängt werden. " 

71) So häufig die Formuherung in Strafprozessen gegen Mit- 
glieder unerwünschter Vereinigungen. 

72) pokstefl (Anm. 8), S. 255, gibt für die (SSSR folgende Zahlen 
an; Nach dem Inkrafttreten des Gesetzes Sb. Nr. 68/1951 
über die freiwühgen Organisationen und Versammlungen 
ging die Zahl der zuvor bestehenden Vereinigungen von ca. 
70.000 bis Ende der sechziger Jahre auf ca. 700 (d. h. auf 
1 % !) zurück, eine Zahl, die auch heute noch Gültigkeit hat. 
Die Entwicklung in den anderen Staaten ist vergleichbar. 

73) Vereinzelt gab es im Ostblock schon vor dem KSZE-Prozeß 
Gruppen zum Schutze der Grundrechte, wie z. B. die im Mai 
1969 gegründete Initiativgruppe zum Schutze der Bürger- 
rechte in der UdSSR, mit General P. Grigorenko als bekann- 
testem Mitghed, sowie das am 4.11.1970 gegründete Mos- 
kauer Menschenrechtskomitee Sacharov- Komitee). Seit 
1976 entstanden dann in vielen Teilen der UdSSR zahlreiche 
sog. Helsinki-Gruppen. Siehe die Nachweise bei Luchter- 
handt (Anm. 12), S. 152. 

74) So gab z. B. am 8.9.1983 die inoffizielle Moskauer Gruppe 
zur Beobachtung der Einhaltung der KSZE-Akte ihre Auflö- 
sung bekannt, nachdem eines der drei verbhebenen Mit- 
güeder wegen antisowjetischer „Verleumdung" angeklagt 
worden war; siehe ai-Jahresbericht 1983, S. 325. 

75) So wurden z. B. in der CSSR einige Künstlerverbände, die 
sich geweigert hatten, die neue politische Linie nach dem 
Jahre 1969 zu akzeptieren und die Anweisungen von Par- 
teiorganen bzw. der Nationalen Front zu befolgen, aufgrund 
des Gesetzes Sb. Nr. 126/1968 aufgelöst. Aus einigen nach- 
giebigen Mitghedem wurde dann ein neuer Künstlerver- 
band gegründet. Am 22.10.1984 wurde der Verband der 
Musiker der CSSR durch das Innenministerium aufgelöst, 
eine Maßnahme, die vor allem gegen die Jazz-Sektion des 
Verbandes gerichtet war. Siehe Pokstefl (Anm. 8), S. 256; 
258 ff. 

76) Siehe dazu den Bericht über die Zerschlagung der 1982 
gegründeten Gruppe zur Förderung des Vertrauens zwi- 
schen den USA und der UdSSR in: Hearing before the Com- 
mission ohne Security and Cooperation in Europe, 98th US 
Congress, Second Session, May 22, 1984, (Washington), 
S. 26 ff.; bezüghch der sog. Helsinki-Gruppen siehe US De- 
partment of State, Human Rights Report, Washington 1987, 
S. 9 f. und Hearing before the Commission on Security and 
Cooperation in Europe, 95th US Congress, Second Session, 
July 11, 1978, Washington, S. 47 ff.; siehe ferner Internatio- 
nal Helsinki Federation for Human Rights (ed.), Violations 


of the Helsinki Accords — USSR, Wien 1986, S. 3 ff. und 
132 ff.; ai-Jahresbericht 1983, S. 385 ff.; Jahresbericht 1984, 
S. 427 f.; Jahresbericht 1985, S. 402 ff.; US Department of 
State, Country Reports on Human Rights Practices for 1985, 
Washington 1986, S. 1129; Kontinent Nr. 26 (1983), S. 93 ff.; 
Luchterhandt (Anm. 12), S. 151 über den erfolglosen Ver- 
such der sowjetischen Sektion von amnesty international, 
rechtliche Anerkennung zu erlangen. 

77) Siehe zu Bulgarien: Department of State, Country Reports 
(1985), S. 931, (1986), S. 873; ai-Jahresbericht 1983, S. 325. 
Für Rumänien: Department of State, Country Reports 
(1985), S. 1080, (1986), S. 1016; Luchterhandt (Anm. 23), 
S. 16 f. 

76) Siehe dazu Department of State, Country Reports (1985), 
S. 953; (1986), S. 894; International Helsinki Federation for 
Human Rights (ed.), Violations of the Helsinki Accords — 
CSSR, Wien 1986, S. 11 ff.; ai-Jahresbericht 1985, S. 395, 
Jahresbericht 1984, S. 411 f., Jahresbericht 1983, S. 369f.; 
Luchterhandt (Anm. 23), S. 16 f.; Pokstefl (Anm. 10), 
S. 249 ff. 

76) Siehe zu Ungarn: ai-Jahresbericht 1984, S. 423; Jahresbe- 
richt 1986, S. 405; International Helsinki Federation for 
Human Rights (ed.), Violations of the Helsinki Accords — 
Hungary, Wien 1986, S, 17 ff.; Hearings before the Commis- 
sion on Security and Cooperation in Europe, 98th US Con- 
gress, Second Session, May 22, 1984, Washington, S. 62 ff.; 
Department of State, Country Reports, S. 945. 

66) Siehe zu Polen: ai-Jahresbericht 1983, S. 356 f.; Jahresbe- 
richt 1985, S. 374 f., Jahresbericht 1986, S. 382 f.; Depart- 
ment of State, Human Rights Report, Washington 1986, S. 8, 
für 1985, S. 1058 f.; Luchterhandt (Anm. 23), S. 16. 

Zur DDR: International Helsinki Federation for Human 
Rights (ed.), Violations of the Helsinki Accords — DDR, 
Wien 1986, S. 7 ff. und S. 31 ff.; Hearing before the Com- 
mission on Security and Cooperation in Europe, 98th US 
Congress, Second Session, May 22, 1984, Washington, S. 43; 
ai-Jahresbericht 1984, S. 373 ff.; Jahresbericht 1985, 
S. 353 f.; Luchterhandt (Anm. 23), S. 43. 

61) Siehe statt vieler G. Zieger, Die Konvention der UN über die 
zivilen und politischen Rechte, in: G. Zieger/G. Bnmner/ 
. Mampel/F. Ermacora, Die Ausübung staathcher Gewalt in 
Ost und West nach Inkrafttreten der UN-Konvention über 
zivile imd pohtische Rechte, Heidelberg-Karlsruhe 1978, 
S. 27, der das Fehlen des Streikrechts dabei als Inkonse- 
quenz moniert. 

82) Siehe Art. 28 ff. IPBPR. 

83) Siehe CCPR/C/28/D/R.26/118 (= Communication Nr. R. 26/ 
1 18); siehe dazu A. de Zayas/J. T. MöUer/T. Opsahl,, Apph- 
cation of the International Covenant on Civil and Pohtical 
Rights under the Optional Protocol by the Human Rights 
Committee, German Yearbook of International Law 28 
(1985), S. 57 f. 

84) Siehe oben III. 1. 

85) Deutscher Text: BGBl. 1956 II S. 2073 ff. und 1955 II 
S. 1123ff. 

86) Zum bewußt nur indirekt kenntlich gemachten Monopol der 
Gewerkschaften in den Staaten des Warschauer Paktes 
siehe G. van den Berg, Trade Union Freedom in Sociahst 
States and the Madrid Meeting; with Special Reference to 
the Soviet Union, in: A. Bloed/P. van Dijk (eds.), Essays on 
Human Rights in the Helsinki Process, Dordrecht-Boston- 
Lancaster 1985, S. 86 ff. 

87) Siehe die Nachweise oben in Anm. 6. 

88) Siehe H.-J. Uibopuu, Der Schutz von Individualrechten in 
der sowjetischen Doktrin und Praxis, EuGRZ 1977, S. 229. 

69) Dz.U. 1982, Nr. 32, Pos. 216. 

96) Dz.U. 1985, Nr. 54, Pos. 277. 

91) Süddeutsche Zeitung v. 26.8.1987, S. 5 (J. Vietig). 
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Siehe z. B. Art. 7 des bulg. Arbeitsgesetzbuches vom 
1.4.1986 (DV Nr. 26 und 27/1986); §§ 18, 20 Arbeitsgesetz 
der CSSR vom 16.6.1965 (Sb. Nr. 65/1965); §§ 6-8 Arbeits- 
gesetzbuch der DDR vom 16.6.1977 (GBl. I S. 185); vgl. dazu 
Mampel (Anm. 9), Rdni. 5 zu Art. 44; Art. 95 der Grundlagen 
der Arbeitsgesetzgebung der UdSSR vom 15.7.1970 (WS 
SSSR 1970, Nr. 29, Art. 265). 

^^) So gelten nach Art. 1 des Gesetzes der CSSR vom 28.6.1973 
(Sb. Nr. 74/1973) die einschlä0gen Bestimmimgen des Ge- 
setzes über die freiwilligen Organisationen nicht für die 
Gewerkschaften. 

94) Siehe z. B. Art. 107 und 218 des StGB der DDR; Art. 137 
StGB der RSFSR. 

95) Siehe weiter die Präambel des Statuts der ung. Gewerk- 
schaften i. d. F. vom 14.12.1980 (W. Lungwitz, Ungarische 
Volksrepubhk. Staat-Demokratie-Leitung. Dokumente, 
Berlin(-Ost) 1985, S. 249); Präambel des Statuts der Gewerk- 
schaften der UdSSR (Trud v. 6.3.1987, S. 3 f.); vgl. dazu fer- 
ner van den Berg (Anm. 86), S. 83; L. R^vesz, Menschen- 
rechte in der UdSSR, Bern 1977, S. 190. 

96) So bindet das Gesetz vom 8.7.1959 (Sb. Nr. 37/1939) die 
Gewerkschaften in der CSSR an die Prinzipien des Marxis- 
mus-Leninismus. Nach Art. 165 des rum. ArbGB haben die 
Gewerkschaften das Programm der kommunistischen Partei 
zu befolgen. 

9"^) Siehe beispielhaft die vielen Aufgaben der Gewerkschaf- 
ten in der UdSSR; dazu B. Knabe, in: M. Fincke (Hrsg.), 
Handbuch der Sowjetverfassung, Bd. I, Berlin(-West) 1983, 
Rdnm. 32—52 zu Aut. 7. 


96) Eine Aussage wie in Art. 44 Abs. 2 der DDR- Verfassung, 
„Gewerkschaften sind unabhän0g" entspricht weder der 
Rechtslage — cillein schon wegen des in Art. 1 Abs. 1 der- 
selben Verfassung garantierten Führungsanspruchs der 
kommunistischen Partei — noch gar der Praxis. Kritisch 
dazu Mampel (Anm. 7), Rdnr. 9 zu Art. 44. 

99) Siehe zu diesen Versuchen International Helsinki Federa- 
tion for Human Rights (ed.)r Violations of the Helsinki Ac- 
cords — USSR, Wien 1986, S. 159 f.; van den Berg (Anm. 86), 
S. 79. 

190) Siehe Department of State, Country Reports (1985), S. 953 f.; 
(1986), S. 894. 

191) Siehe International Helsinki Federation for Human Rights 
(ed.), Violations of the Helsinki Accords — Romania, Wien 
1986, S. 33. 

192) Siehe Department of State, Country Reports (1985), 
S. 1081. 

193) Siehe Department of State, a. a. O., S. 1129. 

194) Siehe Department of State, a. a. O., S. 1005. 

195) Angemerkt sei, daß der Report of the Committee of Experts 
on the Appücation of Conventions and Recommendations, 
Report III Part 4 A, International Labour Conference, 69th 
Session 1983, (Geneva) S. 152 in bezug auf die UdSSR, die 
dort durch die Verfassung vorgesehene organisatorische 
Verbindung der Gewerkschaften mit der Partei als imver- 
einbar mit dem ILO- Abkommen Nr. 87 qualifiziert. 
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I. Der völkerrechtliche Rahmen 

1. Völkerrechtliche Verpflichtungen 

Völkerrechtliche Verpflichtungen ergeben sich für die 
Staaten des Warschauer Paktes im Bereich des Wahl- 
rechts aus dem Internationalen Pakt über bürgerhche 
und politische Rechte vom 19.12.1966 (IPBPR). 

Dies bedeutet im einzelnen: 

Jeder Staatsbürger hat das Recht und die Möglichkeit, 
bei echten, wiederkehrenden, allgemeinen, gleichen 
und geheimen Wahlen, bei denen die freie Äuherung 
des Wählerwillens gewährleistet ist, zu wählen und 
gewählt zu werden (Art. 25 ht. b IPBPR). Art 2 IPBPR 
verpflichtet jeden Vertragsstaat, die erforderlichen 
Schritte zu unternehmen, um die gesetzgeberischen 
und sonstigen Vorkehrungen zu treffen, die notwen- 
dig sind, um den in diesem Pakt anerkannten Rechten 
Wirksamkeit zu verleihen, soweit solche Vorkehrun- 
gen nicht bereits getroffen worden sind. 

Das Kriterium der Echtheit der Wahl wird, vor allem 
mit Verweis auf den enghschen Text, („genuine elec- 
tions ... which shallbe by ... ") des Art. 25 lit. b IPBPR in 
einer verengenden Sichtweise nicht als eigenständi- 
ges Kriterium, sondern nur als Oberbegriff für die dar- 
auffolgenden Anforderungen gewertet. Diese Inter- 
pretation übersieht, daß die Vorschrift einen Bedeu- 
tungsgehcilt hat, der sich nicht unmittelbar unter eines 
der folgenden Merkmale subsumieren läßt. Er besteht 
zunächst in der Existenz von personellen und pro- 
grammatischen Alternativen. Eine echte Wahl setzt 
weiterhin die Einheiltung der vorgegebenen Verfah- 
rensbestimmungen und die Aufklärung der Wahlbe- 
rechtigten über die wichtigsten Bestimmungen des 
Wahl Verfahrens voraus. 

Die ausdrückliche Normierung des Postulats der 
freien Äußerung des Wählerwillens in Art. 25 lit. b 
IPBPR wird als Betonung der großen Bedeutung ver- 
standen, die man der Ausübung des Wahlrechts ohne 
Zwang oder sonstige unzulässige Beeinflussung von 
außen, ohne Nötigimg zu einer bestimmten Stimmab- 
gabe und ohne Kontrolle derselben beimißt. 

Die Rechte nach Art. 25 IPBPR können eingeschränkt 
werden, soweit es sich nicht um unangemessene Ein- 
schränkungen handelt. 

2. Politische Übereinkünfte 

Politisch ergänzt werden die genannten Verpflichtun- 
gen durch die »Allgemeine Erklärung der Menschen- 
rechte' der Vereinten Nationen vom 10.12.1948 sowie 
die Schlußakte der KSZE vom 1.8.1975. Nach Art. 21 
Abs. 3 AEMR bildet „der Wille des Volkes ... die 
Grundlage für die Autorität der öff entheben Gewalt“ ,- 
dieser Wille muß durch wiederkehrende, echte, allge- 
meine und gleiche Wahlen zum Ausdruck kommen, 
die mit geheimer Stimmabgabe oder einem gleich- 
wertigen freien Wahlverfahren stattfinden. In der 
KSZE-Schlußakte bestätigen die Teilnehmerstaaten 
unter Prinzip VII das Recht des Individuums, seine 


Rechte und Pflichten auf dem Gebiet der Menschen- 
rechte und Grundfreiheiten zu kennen und auszu- 
üben. 

Zur Effektivierung der oben aufgeführten Rechte ist 
außerdem die Verwirkhehung der Rechte auf Ver- 
sammlungs-, Vereinigungs- und Koalitionsfreiheit so- 
wie auf Informations- und Meinungsfreiheit unab- 
dingbare Voraussetzung. Einschränkungen in diesen 
Bereichen berühren indirekt auch die freie Äußerung 
des Wählerwillens. 


11. Innerstaatliche Rechtslage 
und politische Praxis 

1. ideologische Gmndlagen 

Eine Bewertung der innerstaatlichen Rechtslage und 
Praxis im Lichte der oben angeführten Völkerrechts- 
lage gestciltet sich aus zwei Gründen besonders 
schwierig: 

a) Unbestimmte Rechtsbegriffe wie das Verbot »unan- 
gemessener' Einschränkungen der Rechte aus 
Art. 25 IPBPR bieten den Vertragsstaaten einen re- 
lativ weiten Handlungsspielraum. 

b) Unterschiedhehe politische Wertdispositionen in 
den westlichen Demokratien und den Staaten des 
Warschauer Paktes haben verschiedene Rechts- 
vorstellungen in bezug auf Wahlen zur Folge i). Die 
völkerrechtliche Bewertung der Menschenrechts- 
verwirklichung auf dem Gebiete der Wahlen muß 
zwar von solchen normativen Vorgaben weitestge- 
hend abstrahieren, setzt aber auch die Kenntnis 
der Ansichten über die Funktion von Wahlen in 
den betreffenden Staaten voraus, um eine kon- 
krete Bewertung der allgemeinen Verfassungsbe- 
stimmungen vornehmen zu können. 

In soziahstischen Staaten erfüllen Wahlen vor al- 
lem folgende Funktionen 2): 

— Für das deterministische Freiheitsverständnis 
des Marxismus-Leninismus verwirklicht sich 
Freiheit in der Einsicht in die Notwendigkeit 
eines bestimmten Tuns aufgrund der Erkennt- 
nis objektiver Gesetzmäßigkeiten der gesell- 
schaftlichen Entwicklung. Der nicht kontro- 
verse Charakter ist deshalb kennzeichnend für 
Wahlen in den Staaten des Warschauer Paktes. 
Das Erkenntnis- und Führungsmonopol hegt 
bei der kommunistischen Partei. Diese Gege- 
benheiten können auch nicht durch die feh- 
lende Unterstützung der Mehrheit eines Volkes 
außer Kraft gesetzt werden. So heißt es in einer 
für westhehe Besucher bestimmten Broschüre 
aus der DDR, Wahlen seien „kein Lotto, bei dem 
man blind irgendwelche Zahlen ankreuzt“. 
„Wahlen sind weder der Anfang noch das Ende 
der soziahstischen Demokratie" 3). 

Nach diesem Verständnis kann die Funktion 
von Wahlen nicht die Entscheidung über die 
pohtische Richtung der Regierung sein, sondern 
sie können aUenfaUs Einfluß auf die Auswahl 
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des parlamentarischen Führungspersonals aus- 
üben. Wahlen haben außerdem folgende Funk- 
tionen: 

— Die Mobilisierung der Bevölkerung mit dem 
Ziel der politischen und gesellschaftlichen Akti- 
vierung der Wähler; 

— dadurch soU gleichzeitig die Integration in den 
sozialistischen Staat gefördert und erzieherisch 
gewirkt werden; 

— durch Dokumentation der Übereinstimmung 
von Führung und Bevölkerung soU Legitima- 
tion geschaffen werden. 

Aus dieser DarsteUung ergibt sich zwangsläufig die 
Unvereinbarkeit von Wahlen nach marxistisch-leni- 
nistischem Muster und der westlichen, pluralistischen 
Konzeption von Wahlen, für die das löiterium einer 
freien Entscheidung zwischen tatsächlichen Alterna- 
tiven von ausschlaggebender Bedeutung für den de- 
mokratischen Charakter der Wahlen ist. Die Wahlen 
in den Staaten des Warschauer Paktes können auf- 
grund der fundamentalen Unterschiede im Freiheits- 
verständnis den westiichen VorsteUungen nicht genü- 
gen. Pluralismus nach westlichen Maßstäben wird in 
keinem der Wahlsysteme der Warschauer-Pakt-Staa- 
ten verwirklicht. 

Zur Beurteilung der Wahlrechtssituation in den Staa- 
ten des Warschauer Paktes wird häufig darauf hinge- 
wiesen, daß es im kommunalen und geseUschafÜi- 
chen Bereich zahlreiche Beteiügungs- und Mitent- 
scheidungsmöglichkeiten gibt, die Anforderungen an 
Wahlen im pluralistischen Sinne genügen. So haben 
sich die Universitäten in Polen aufgrund von Autono- 
miestatuten eine gewisse Eigenständigkeit bewahrt, 
die u. a. auf der Wahl der Führungsgremien beruht. In 
der Einschätzung der Bevölkerung kommt diesen Par- 
tizipationsmöglichkeiten eine größere Bedeutung zu 
als den Wahlen zu den staatlichen Organen. Sie ver- 
dienen auch deshalb besondere Aufmerksamkeit, 
weü ihnen eine gewisse Vorreiterrolle mit Ausstrah- 
lungsmöglichkeiten auf den staatlichen Bereich zu- 
kommen kann. Hervorzuheben sind hier insbeson- 
dere die Initiativen des Generalsekretärs der KPdSU, 
Gorbatschow, die auf mehr Pluralismus bei Partei- 
wahlen abzielen. Die Wirkung solcher Reformbestre- 
bungen kann zum gegenwärtigen Zeitpunkt aber 
noch nicht abgeschätzt werden. 

Allerdings ist darauf hinzuweisen, daß es grundsätz- 
lich unzulässig ist, Mängel bei staatlichen Wahlen 
durch Partizipationsmöghchkeiten auf gesellschaftli- 
cher Ebene zu kompensieren. Da lediglich Wahlen im 
staatlichen Bereich Gegenstand des Völkerrechts 
sind, kann der gesellschaftliche Bereich unberück- 
sichtigt bleiben. Dem entspricht auch die Rechtsauf- 
fassung der Ostblockstaaten, wenn z. B. in der DDR 
der Straftatbestand der Wahlfälschung (§211 StGB 
DDR) nur bei „Wahlen zu staatlichen Organen" ein- 
schlägig ist^). Primärer Gegenstand des vorliegenden 
Berichts sind die Wahlen auf nationaler Ebene. 

Maßstab für die Beurteüung sind hier auch nicht die 
westlichen Pluralismusanforderungen, sondern die 
oben genannten Bestimmungen des Völkerrechts. Die 
Untersuchung hat im Folgenden also von den eigenen 


Prämissen zu abstrahieren. Es ist zu fragen, inwieweit 
die innerstaatliche Rechtslage und politische Praxis in 
den WP- Staaten diesen — verminderten — Ansprü- 
chen genügt. 


2. Innerstaatliche Rechtsnormen 

a) Verfassungen 

Das Wahlrecht ist in allen Verfassungen der WP-Staa- 
ten normiert. Systematisch werden die Bestimmungen 
über Wahlen nicht den jeweüs vorhandenen Katalo- 
gen der Grundrechte und -pflichten zugeordnet. 
Wahlrechtsrelevante Aussagen finden sich an folgen- 
den Stellen der Verfassungen: 

— Im ersten Abschnitt der Verfassungen, der sich je- 
weüs mit den Grimdlagen von Gesellschaft und 
Staat befaßt. Das Wahlrecht wird hier als Ausfluß 
aus dem Grundsatz der Volkssouveränität 5) gese- 
hen. Die entsprechenden Aussagen finden sich in 
der rumänischen Verfassung in Art. 4, in der Ver- 
fassung der DDR in Art. 5. Alle übrigen Staaten 
nennen die Wahlen als Konsequenz aus dem Prin- 
zip der Volkssouveränität in Art. 2. Die polnische 
und rumänische Verfassung nehmen hier bereits 
deklaratorisch die mächtigsten Bestimmungen aus 
dem Völkerrecht mit auf. 

— In den Verfassungen der DDR, Rumäniens, Bulga- 
riens und der Tschechoslowakei finden sich die 
wichtigsten Bestimmungen über das Wahlrecht in 
einem Abschnitt der Verfassung, der das Organ 
der Volksvertretung auf nationaler Ebene zum Ge- 
genstand hat. Das Wahlrecht ist hier Teil der Be- 
stimmungen über die zentralen Organe der Staats- 
leitung. 

— In den Verfassungen der Sowjetunion, Polens und 
Ungarns ist dem Wahlsystem ein eigener Abschnitt 
gewidmet. 

b) Sonstige Rechtsnormen 

Alle WP-Staaten haben Wahlgesetze erlassen, die die 
wichtigsten Bestimmungen über Grundsätze und 
Durchführung von Wahlen enthalten: 

Bulgarien: Wahlgesetz vom 29.6.1973 (DV Nr. 54/ 
1973 mit den Änderungen und Ergänzungen Nr. 61/ 
1973; Nr. 88/1973; Nr. 22/1976; Nr. 97/1978; deutsch: 
W. Lungwitz (Red.), Volksrepublik Bulgarien. Staat- 
Demokratie-Leitung. Dokumente, Berlin (-Ost) 1979, 
S. 169 ff.); 

DDR: Gesetz über die Wahlen zu den Volksvertretun- 
gen der Deutschen Demokratischen Republik — 
Wahlgesetz — vom 24.6.1976 (GBl. I S. 301) i. d. F. des 
Änderungsgesetzes vom 28.6.1979 (GBl. I S. 139); 

Polen: Gesetz über die Wahlen zum Sejm der Volks- 
repubük Polen (Wahlgesetz) vom 29.5.1985 (Dz. U. 
1985, Nr, 26, Pos. 112; deutsch: S. Gebethner, Die 
Reform des Wahlsystems in Polen und Gesetz über die 
Wahlen zum Sejm der Volksrepublik Polen — Wahl- 
gesetz — vom 29.5.1985, Warschau 1985); 
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Rumänien: Wahlgesetz der Sozialistischen Republik 
Rumänien vom 20.12.1974 (BOI, Nr. 67/1974); berich- 
tigter Wortlaut vom 19.12.1979 (BO I, Nr. 104/1979); 

Sowjetunion: Gesetz der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken über die Wahlen zum Obersten So- 
wjet der UdSSR vom 7.7. 1978 (WS SSSR 1978, Nr. 28, 
Pos. 441) und entsprechende Gesetze der Unionsre- 
pubhken; 

Tschechoslowakei: Gesetz über die Wahlen in die 
Bundesversammlung der Tschechoslowakischen Re- 
publik vom 6.7.1971 (Sb. Nr. 44/1971; deutsch: H. 
Roggemann, Die Gesetzgebung der soziahstischen 
Staaten, Bd. 4 (Loseblattsammlung, Berhn 1980); Ge- 
setz über die Wahlen zu den Nationalausschüssen 
vom 7.7.1971 (Sb. Nr. 54/1971) bzw. vom 8.7.1971 (Sb. 
Nr. 56/1971); 

Ungarn: Gesetz Nr. III/ 1983 über die Wahl der Abge- 
ordneten der Nationalversammlung und der Rats- 
mitgheder mit den Ergänzungen durch Gesetz Nr. 
VI/1985. 


3. Wahlsysteme 

Die sozialistischen Staaten kennen zwei Wahlsy- 
steme. Am meisten verbreitet ist die absolute Mehr- 
heitswahl in Einmannwahlkreisen, die seit geraumer 
Zeit in Bulgarien (Art. 7 Abs. 2 WahlG), Rumänien 
(Art. 6 WahlG), der Sowjetunion (Art. 6 WahlG), der 
Tschechoslowakei (§ 10 Abs. 2 WahlG) und Ungarn 
(§ 5 Abs. 1 WahlG) praktiziert wird. Obwohl die Nomi- 
nierung mehrerer Kandidaten für das zu vergebende 
Mandat niemals ausdrücklich verboten gewesen ist, 
wurde den Wählern traditionell immer nur ein einzi- 
ger offizieller Kandidat präsentiert. An dieser Praxis 
halten Bulgarien, die Sowjetunion und die Tschecho- 
slowakei auch heute unverändert fest, mögen auch 
Änderungen zur Zeit erwogen werden. In Ungarn hin- 
gegen ist von der Möglichkeit, mehrere Kandidaten 
aufzustellen, seit den Wahlen von 1967 in geringem 
Umfang Gebrauch gemacht worden®). Nach dem 
neuen Wahlgesetz von 1983 ist die Nominierung von 
mindestens zwei Kandidaten nunmehr obligatorisch 
(§ 8 Abs. 1 WahlG). Tatsächlich standen bei den Par- 
lamentswahlen von 1985 in 352 Wahlkreisen 766 Kan- 
didaten zur Wahl. In Rumänien werden seit 1975 in 
zahlreichen Wahlkreisen zwei offizielle Kandidaten 
nominiert, doch ist diese Prozedur ohne praktische 
Relevanz^). 

In der DDR und Polen wird nach dem System der lose 
gebundenen Einheitsliste in Mehrmannwahlkreisen 
gewählt. Hier werden in jedem Wahlkreis mehrere 
Abgeordnete bestimmt, wobei die Einheitshste mehr 
Namen enthält, als Mandate zu vergeben sind. Die 
Anordnung der Kandidaten widerspiegelt die offi- 
zielle Präferenz, an der der Wähler nur theoretisch 
Änderungen vornehmen kann (vgl. Abschnitt ,Wahl- 
verfahren' — 7. a). In der DDR können gemäß § 16 
Abs. 2 WahlG in jedem Wahlkreis mehr Kandidaten 
auf gesteht werden, als Abgeordnetenmandate zu be- 
setzen sind. Diese Kann-Bestimmung ist praktisch 
zwingend, da neben den Abgeordneten auch Nach- 


folgekandidaten zu wählen sind (§ 7 Abs. 3 WahlG). 
Dies nötigt zur Aufstellung von mehr Kandidaten, als 
Abgeordnete zu wählen sind. Die überschüssigen 
Kandidaten sind die Nachfolgekandidaten. In Polen 
ist dieses System durch das Wahlgesetz von 1985 inso- 
fern modifiziert worden, als auf der Einheitshste für 
jedes Mandat zwei Kandidaten vorgeschlagen wer- 
den müssen, deren Reihenfolge des Wojewodschafts- 
kollegium festlegt (Art. 61). 

In der Sowjetunion wurde bei den Kommunalwahlen 
vom Juni 1987 in rimd 4% der Wahlkreise die Listen- 
wahl nach DDR- Muster erprobt. Die Abweichung be- 
stand darin, daß die Kandidaten in alphabetischer Rei- 
henfolge aufgeführt wurden, d. h. auf die Angabe ei- 
ner offiziellen Präferenz wurde verzichtet. 

In Ungarn und Polen ist mit den neuen Wahlgesetzen 
von 1983 bzw. 1985 neben den Wahlkreiskandidatu- 
ren die Institution der Landeshste eingeführt worden, 
über die rund 10% der Parlamentsabgeordneten ge- 
wählt werden. Für die Aufstellung dieser Kandidaten 
ist in Ungarn der Landesrat der Patriotischen Volks- 
front (§ 9 Abs. 2 WahlG), in Polen der Nationalrat der 
Patriotischen Bewegung der Nationalen Erneuerung 
mit nachträghcher Bestätigung durch das aus Vertre- 
tern offizieller Organisationen bestehende gesamtpol- 
nische Wahlkollegium (Art. 59 Abs. 1 WahlG) verant- 
wortlich. Im Gegensatz zu den Kandidaten in den 
Wahlkreisen haben die Kandidaten der Landeshste 
keinen Gegenkandidaten. 


4. Periodizität 

Als eine Anforderung an Wahlen nennt Art. 25 Abs. 2 
IPBPR die Wiederkehr der Wahlen als ein notwendi- 
ges Kriterium, das durch die jeweihge Gesetzgebung 
und Rechtspraxis verwirklicht werden muß. Dieser 
Anforderung werden formal fast alle Staaten des War- 
schauer Paktes dadurch gerecht, daß sie in ihren Ver- 
fassungsbestimmungen ®) eine fünfjährige, in Polen 
eine vierjährige Legislaturperiode vorsehen. Anders 
verhält es sich im Falle Bulgariens. Art. 69 Abs. 1 der 
Verfassung bestimmt ledighch, daß die Vollmachten 
der Volksversammlung mit dem Ablauf der Zeit en- 
den, für welche sie gewählt wurde. Gemäß Abs. 3 
kann die Volksversammlung die Frist ihrer Vollmach- 
ten verlängern, wenn diese während eines Krieges 
oder anderer außergewöhnhcher Umstände endet. In 
diesen Fällen werden Wahlen zur neuen Volksver- 
sammlung innerhalb von sechs Monaten nach Wegfall 
der Ursachen der Mandatsverlängerung durchge- 
führt. Abs. 4 sieht eine Mandatsverlängerung von bis 
zu einem Jahr auch aus anderen wichtigen Gründen 
vor. 

Das geltende Wahlgesetz gibt ebenfalls keine exakte 
Dauer der Legislaturperiode an, sondern weist es in 
Art. 8 Abs. 2 dem Staatsrat als Aufgabe zu, die Wahlen 
spätestens zwei Monate vor dem Wahltermin auszu- 
schreiben. 

Weder die Verfassung noch das Wahlgesetz geben 
eine Zeitspanne an, nach der Wahlen stattfinden müs- 
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sen. Der Zeitpunkt von Wahlen wird damit einzig in 
das Ermessen des Staatsrates gestellt. Daß diese man- 
gelnde Präzision auch von praktischer Relevanz sein 
kann, belegt das Vorgehen von 1969 (also noch unter 
der alten Verfassung), als die Parlamentswahlen um 
ein Jahr verschoben wurden, — auf ein Datum nach 
dem geplanten Kongreß der KP Bulgariens. 

In der pohtischen Praxis werden die bestehenden na- 
tionalen Bestimmungen aber nicht immer strikt einge- 
halten. Die Überschreitung der gesetzhchen Fristen 
um zwei Monate in der Sowjetunion 1969^) kann 
zwar unter dem hier behandelten Gesichtspunkt der 
Menschenrechtsverletzung vernachlässigt werden, 
wirft aber ein bezeichnendes Licht auf die Bedeutung, 
die man den Wahlen beimißt, da nicht einmal die 
selbst gesetzten Normen eingehalten wurden. 

Gravierender erscheint allerdings die Verschiebung 
der Sejmwahlen in Polen. 1984 wurde durch eine Ver- 
fassungsänderung die Amtszeit des Parlaments ohne 
unmittelbare Festsetzung eines Neuwahltermins 
verlängert. Nach Angaben des führenden Mitgheds 
der PVAP, Barcikowski, war „die als Voraussetzung 
für eine Volksbefragung notwendige ,Konsohdierung' 
der pohtischen Verhältnisse'' noch nicht erreicht. 
Damit werden die Verfassungsbestimmungen fak- 
tisch außer Kraft gesetzt und die Abhaltung von 
Wahlen den Opportunitätserwägungen der politi- 
schen Führung überlassen. 


5. Kandidatenaufstellung 

a) Existenz von programmatischen Alternativen 

Die skizzierten ideologischen Grundlagen von 
Wahlen machen pluralistische Wahlen im westhchen 
Sinne unmöghch. In der Wahlrechtspraxis wird in den 
einzelnen WP- Staaten das pohtische Wahrheitsmono- 
pol der kommunistischen Partei aber in unterschiedh- 
chem Maße verwirklicht. Vor allem aus der Epoche 
der Konsohdierung kommunistischer Regime resultie- 
ren noch formale Möghchkeiten verschiedener gesell- 
schaftlicher Gruppierungen zur Artikulation ihrer In- 
teressen auch bei Wahlen, die hier näher behandelt 
werden sollen. Zu prüfen ist außerdem, inwieweit 
durch die im Rahmen von Reformbestrebungen einge- 
räumte personelle Plurahtät in einigen Staaten pro- 
grammatische Pluralität gewährleistet werden kann. 

Aufgrund der bestehenden Wahlsysteme gewährlei- 
stet die Existenz von Mehrparteiensystemen ^2) in Bul- 
garien 13) ^ in der DDR i"^) , in Polen i^) und in der Tsche- 
choslowakei i^) keine programmatischen Alternati- 
ven. Dort sind auch nichtkommunistische Parteien zu- 
gelassen, sofern sie die führende Rolle der kommuni- 
stischen Partei anerkennen i"^). Die Anerkennung 
führt zur programmatischen Unterordnung unter de- 
ren Vorgaben, so daß von einer programmatischen 
Alternative nicht mehr gesprochen werden kann. Es 
ist außerdem bekannt, daß die kommunistischen Par- 
teien einen Einfluß auf die Personalauswahl der 
Blockparteien nehmen, der allerdings im konkreten 
Einzelfall schwer nachzuweisen ist. In der Einordnung 
in eine Einheitshste findet das Fehlen von tatsächh- 


chen programmatischen Alternativen seinen sinnf älh- 
gen Ausdruck. 

Auch die rechthche Möghchkeit, neben dem offiziel- 
len Kandidaten oder der Einheitsliste auch weitere 
Kandidaten oder Listen aufzustellen, gewährleistet 
keine programmatischen Alternativen. In Bulga- 
rien!®), in der DDR!^) und in der Sowjetunion ^O) ist 
diese Möglichkeit vorgesehen, ohne daß auf gesamt- 
staatlicher Ebene davon jemals Gebrauch gemacht 
worden wäre. In Rumänien besitzt die RKP das allei- 
nige Vorschlagsrecht für Kandidaten über die „Front 
der Soziaüstischen Einheit" (Art. 43 WahlG), aus de- 
ren Reihen auch ausschheßhch die Wahlkommissio- 
nen rekrutiert werden (Art. 25 WahlG). Das vorran- 
gige Nominierungsrecht der Partei bei der Kandida- 
tenaufstellung in der Sowjetunion hat bis auf die Kom- 
munalwahlen ^i) 1987 bislang Altemativkandidaten 
praktisch verhindert ^2). Eine liberahsiemng ist aber, 
ohne Änderung gesetzlicher Grundlagen, allein auf- 
grund der Änderung der geübten Praxis möghch. Ei- 
nerseits macht dies zwar die Diskrepanz zwischen 
gesetzhcher Norm und pohtischer Realität deutlich, 
zeigt aber auch auf, daß Liberalisierungen durchaus 
denkbar sind. Der bestehende gesetzhche Rahmen 
bietet hier noch erheblichen Spielraum für Verbesse- 
rungen der Wahlrechtssituation. 

Ledighch in Polen und Ungarn stellt sich die Situation 
differenzierter dar. 

In Polen wurde am 29.5.1985 ein Wahlgesetz verab- 
schiedet, daß einen Schritt zu mehr programmatischer 
Plurahtät darstellen soUte, In Art. 51 wird der Kreis der 
Organisationen, die berechtigt sind, Kandidaten zur 
Nomination vorzuschlagen, so weit gefaßt, daß insge- 
samt 460 Organisationen vorschlagsberechtigt waren, 
womit ein gewisser Plurahsmus gewährleistet werden 
sohte. Allerdings finden gern. Art. 55 die Vorstellun- 
gen der Kandidaten ausschheßhch auf Wählerver- 
sammlungen und unter Vorsitz der „Patriotischen Be- 
wegung für die nationale Erneuerung" (PRON) statt, 
die praktisch den verlängerten Arm der Polnischen 
Vereinigten Arbeiterpartei (PVAP) darsteUt und ihr so 
den entscheidenden Einfluß sichert ^3). Wie wenig 
durch diese Regelung beabsichtigt war, faktische Al- 
ternativen anzubieten, zeigt die Tatsache, daß die ge- 
geneinander kandidierenden Bewerber sich im Per- 
sönlichkeitsprofü im wesenthchen entsprachen, und 
daß sogar Freunde von bereits gewählten Abgeordne- 
ten von diesen zur , Gegenkandidatur' auf gef ordert 
wurden. 

Das neue Wahlgesetz steht also keine hinreichende 
Grundlage für die geforderten programmatischen Al- 
ternativen dar. In der Praxis hat das Gesetz sogar eine 
erhebliche Verschlechterung in diesem Bereich ge- 
bracht. Durch persönliche Intervention Jaruzelskis 
wurden vor allem zahlreiche Namen von parteilosen 
Abgeordneten und Angehörigen kathohscher Grup- 
pierungen von den Kandidatenhsten gestrichen. Pro- 
minentestes Opfer dieser Praxis war der Bürgerrecht- 
ler Osmanczyk. Somit gibt es zum ersten Mal seit dem 
Zusammenbruch des Stahnismus in den 50er Jahren 
keine unabhängigen Parlamentarier mehr im polni- 
schen Sejm. Betroffen davon sind vor ahem unabhän- 
gige kathohsche Persönhchkeiten. 
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Unter dem Anspruch, mehr Plurahsmus zu gewähren, 
hat die PVAP faktisch also nur ihr Monopol zur Abge- 
ordnetenrekrutierung gestärkt. 

Von der rechtüchen Konstruktion stellt sich die Wahl- 
rechtslage in Ungarn 24) ähnhch der in Polen dar. Das 
Wahlgesetz vom Dezember 1983 schreibt die Aufstel- 
lung von mindestens zwei Kandidaten für jeden der 
352 Abgeordnetensitze bindend vor. Wie in Polen 
wird ledighch über eine hier zusätzlich 35 Namen 
umfassende Landesliste ohne Alternative abge- 
stimmt. 

Vor allem die Tatsache, daß auf den Wahlversamm- 
lungen auch spontane Kandidaten nominiert werden 
können, hat bei den ersten Wahlen nach Inkrafttreten 
des neuen Gesetzes dazu geführt, daß insgesamt 71 
Kandidaten, die nicht durch die Volksfront nominiert 
waren, sich als Kandidaten durchsetzen konnten, von 
denen etwa 45 den Einzug ins Parlament geschafft 
haben. 

Kann also in personeller Hinsicht hier zunächst von 
tatsächhchen Alternativen gesprochen werden, so 
wird dies in programmatischer Hinsicht dadurch ein- 
geschränkt, daß sich alle Kandidaten schriftlich zu 
den Zielen der Volksfront bekennen müssen 25), was 
faktisch die Anerkennung der führenden RoUe der 
kommunistischen Partei bedeutet. Aber auch der per- 
sonelle Pluralismus ist in der Wahlrechtspraxis nicht 
uneingeschränkt gewährleistet. Dissidenten werfen 
den verantworthchen Organen vor, die Kandidatur 
unabhängiger Kandidaten auf verschiedenen Wegen 
zu verhindern: 

— Wählerversammlungen wurden entweder gar 
nicht angekündigt 

— oder an einem Arbeitstag abgehalten. 

— Polizisten in Zivil mischten sich unter die Teilneh- 
mer der Wählerversammlungen; die Zufahrtsstra- 
ßen zu den Veranstaltungsgebäuden wurden von 
Pohzei abgeriegelt. 

— Die Gebäude füllten sich in starkem Maße mit Mit- 
gliedern der Ortsgruppen der Pohzei. 

— Es wurden Unregelmäßigkeiten bei der verfah- 
renstechnischen Durchführung der Veranstaltun- 
gen, der Auszählung der Stimmen und andere Ver- 
stöße gegen Verfahrensbestimmungen wie die No- 
minierung derselben Person in zwei Wahlkreisen 

beobachtet 26). 

Manipulationen bei der Kandidaten auf Stellung wer- 
den vor allem durch die Vorschrift des Wahlgesetzes 
erleichtert, daß zur Nominierung eines Kandidaten 
zwei Wahlveranstaltungen notwendig sind, auf denen 
er ingesamt 30 Prozent der Stimmen erreichen muß. 
Die erste Wahlveranstaltung gewinnt so vor allem die 
Funktion eines Frühwarnsystems, das bei den zustän- 
digen Stellen Gegenmaßnahmen auslöst, um bei der 
zweiten Veranstaltung nach Mögüchkeit die Kandi- 
datur von unliebsamen Personen zu verhindern, die 
bei der ersten Veranstaltung zunächst erfolgreich wa- 
ren. Prominentestes Opfer dieser Praxis war Läszlö 
Rajk, Sohn des 1949 gehenkten ehemaligen Außen- 
ministers gleichen Namens. Während er sich auf der 


ersten Versammlung durchsetzen konnte, wurde auf 
der zweiten Versammlung, die stark von , zuverlässi- 
gen' Personen besucht war, gegen seinen angebhch 
parasitären Lebenswandel polemisiert, so daß er mit 
insgesamt 27 Prozent der abgegebenen Stimmen das 
geforderte Quorum nicht erreichte. In ähnhch er Weise 
wurde auch die Kandidatur des Philosophen Tamäs 
Gäspär Miklös verhindert 2^). 

Trotz der festzustellenden Mängel, die deutiich ma- 
chen, daß auch in Ungarn das Erfordernis der Plurah- 
tät noch keineswegs in befriedigender Weise erfüllt 
ist, hebt sich die imgarische Wahlrechtspraxis deut- 
hch von den übrigen Staaten des Warschauer Paktes 
ab. Es ist das einzige Land, in dem Ansätze eines plu- 
rahstischen Wahlsystems bereits in die Praxis umge- 
setzt sind. 

b) Chancengleichheit und Diskriminierungsverbot 

Ein demokratisches Auswahlverfahren bei der Kandi- 
datenaufstellung erfordert weiterhin, daß 

— jeder Kandidat die gleichen Wettbewerbschancen 
hat und 

— die Kandidatenrekrutierung jedem potentiellen 
Bewerber um eine Kandidatur gleiche Chancen 
einräumt. Potentielle Bewerber dürfen nicht durch 
unverhältnismäßige inhaltliche oder formale An- 
forderungen an einer Kandidatur gehindert wer- 
den. Diese Forderungen konkretisieren sich in ei- 
nem Diskriminierungsverbot für bestimmte Perso- 
nen oder Personengruppen und im Postulat eines 
demokratischen Wahlverfahrens bei der Kandida- 
tenaufstellung. 

Die genannten Kriterien finden ihren Niederschlag in 
den einschlägigen Wahlgesetzen 28). 

Die bereits behandelte Forderung, daß potentielle 
Kandidaten sich zu den Zielen der Nationalen Front 
bzw. der entsprechenden Institution bekennen müs- 
sen, wirkt in diesem Kontext diskriminierend für Per- 
sonen mit abweichenden Ansichten. Augenfällig wird 
dies am Beispiel religiös orientierter Menschen. Sie 
werden durch das Bekenntnis zur Nationalen Front 
auf eine atheistische Weltanschauung verpflichtet 
oder gezwungen, auf eine Kandidatur zu verzichten 
(vgl. dazu auch Abschnitt F — O. Luchterhandt). 

Die Literatur in den WP- Staaten macht deutlich, daß 
die Mechanismen der Kandidatenaufstellung eine be- 
stimmte Klassenzusammensetzung der Vertretungs- 
organe gewährleisten sollen. Als Begründung dafür 
dient vor allem das Ziel, die demographische Reprä- 
sentativität der Parlamente sicherzustellen. Die den 
Arbeitskollektiven von den Parteiorganen vor ge- 
schriebenen „verbindlichen Kriterien in bezug auf 
die Persönhchkeit der aufzustellenden Kandidaten 
(Geschlecht, Alter, soziale Zugehörigkeit)“ ignorie- 
ren, wie inzwischen von sowjetischer Seite eingestan- 
den wird 29), nicht selten die Interessen der formal 
nominierenden Arbeitskollektive. Von dort wird im 
Zuge der Verwirklichung der neuen Offenheit auch 
die bisher vorherrschende Praxis der „, Verteilungs- 
schlüssel' von oben “30) gegenwärtig noch 

fortbestehenden Versuche, die Kollektive bei der No- 
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minierung von Kandidaten unter Druck zu setzen 
eingestanden. 

Mit dieser Praxis soll in erster Linie die Kandidatur 
von , antisozialistischen Elementen' verhindert wer- 
den ^2) Damit wird deutlich, daß das Verfahren der 
Kandidatenauswahl für die Vertretungsorgane in er- 
ster Linie darauf abzielt, systemloyale Kandidaten zu 
rekrutieren. Programmatische Alternativen werden 
gezielt verhindert, da das Kriterium , antisozialisti- 
sches Element' so weitgefaßt ist, daß es die Möglich- 
keit einräumt, praktisch jede unliebsame Kandidatur 
zu verhindern. 

Entscheidendes Kriterium einer demokratischen Kan- 
didatenrekrutierung ist das Verfahren zur Nominie- 
rung der Bewerber. Die Diskrepanz zwischen der 
rechtlichen Gewährleistung und der politischen Ver- 
weigerung dieses Rechts ist augenfällig. 

Das Vorschlagsrecht wird weitgehend von Parteien, 
Massenorganisationen, Wohn- oder Arbeitskollekti- 
ven wahrgenommen. Da diesen Instanzen faktisch 
nur ein Recht der Akklamation zu einer bereits getrof- 
fenen Entscheidung zukommt, soll hier auf eine Dar- 
stellung des formalen Vorgangs der Kandidatenauf- 
stellung verzichtet werden 3^). Hervorzuheben ist le- 
diglich die Praxis der offenen Abstimmung über einen 
zu nominierenden Kandidaten in den Wählerver- 
sammlungen. Die Bedeutungslosigkeit dieser Wahl- 
konferenzen ergibt sich schon aus dem sowjetischen 
Wahlgesetz: Voraussetzung für die Registrierung des 
bestimmten Kandidaten durch die Wahlkreiskommis- 
sion ist nämlich nicht das Protokoll der Wahlkreiskon- 
ferenz, was man vermuten sollte, sondern das Proto- 
koll der Sitzung desjenigen Organs der Partei oder 
gesellschaftlichen Organisation, das den Kandidaten 
zuerst benannt hat (Art. 42 Abs. 3 WahlG) 

Die für die DDR gewonnenen Erkenntnisse sollen 
exemplarisch das Prinzip der Rekrutierung von Abge- 
ordneten für die Parlamente der Staaten des War- 
schauer Paktes veranschaulichen. Die führende Rolle 
der kommunistischen Partei und der entscheidende 
Einfluß ihrer Führung wird durch folgende Prinzipien 
gewährleistet: 

— Die eigentliche Nominierung des Kandidaten er- 
folgt in einem internen Wülensbildungsprozeß vor 
Beginn der Wahlbewegung in den Parteien und 
Massenorganisationen. 

— Ein umfassendes Personalinformationssystem und 
eine bürokratische Personalführung, insbesondere 
durch Kademomenklaturen, Kaderordnungen und 
vergleichbare Vorschriften bilden die Grundlage 
für die Entscheidung der zentralen Organe der 
Partei. Die Kaderabteilung des Zentralkonütees 
der kommunistischen Partei ist hier die wichtigste 
Entscheidungsinstanz . 

— Abgesehen von der Kandidatur der Spitzenfunk- 
tionäre ist der formale Nominierungsprozeß weit- 
gehend entpolitisiert. Die Aufstellung eines Kandi- 
daten ist keine personalisierte politische Rich- 
tungsentscheidung. Vielmehr stehen für die Aus- 
wahl des gesuchten ,Besten' ökononüsche Lei- 
stungsnachweise und der Besitz gesellschaftlich 


nützlicher Tugenden im Mittelpunkt der öffentli- 
chen Diskussion 35). 

— Mehr als ein Drittel der Volkskammerabgeordne- 
ten gehört zu den sogenannten , Abnonnementsab- 
geordneten', die aufgrund ihrer Tätigkeit in Partei, 
Staat oder Verbänden automatisch als Kandidaten 
benannt werdende). 

— Kandidaten für Abgeordnetensitze der Blockpar- 
teien bedürfen der Bestätigung durch die 
SED 37). 

~ Für hervorragende Wissenschaftler, Künstler und 
Sportler gilt ein Mandat als Auszeichnung für Er- 
folge im Beruf. Sie werden von allen Routinearbei- 
ten freigestellt 38). 

Insgesamt läßt sich also ein hohes Defizit an Transpa- 
renz und innerorganisatorischer Demokratie feststel- 
len. Das Faktum, daß es sich bei der Kandidatennomi- 
nierung nicht um eine demokratische Entscheidung, 
sondern um den Vollzug bürokratischer Planungen 
handelt, wird durch folgende Gegebenheiten zusätz- 
lich illustriert: 

— Kandidaturen können sogar im Rahmen einer 
langfristigen Karriereplanung für Nachwuchska- 
der vertraglich vereinbart werden. 

— Die Aufstellung von Kandidaten ist auch durch 
Parteibeschlüsse formalisiert. So hat die SED auf 
ihrem VI. Parteitag beschlossen, (mindestens) ein 
Drittel der Abgeordneten auszutauschen 39). 

Solche Beschlüsse wurden zunächst groß herausge- 
stellt, entsprechende gesetzliche Nornüerungen spä- 
ter aber wieder gestrichen. In der Praxis liegt die Rota- 
tionsquote derzeit bei etwa 20 bis 30 Prozent ^8)^ 


c) Bürokratische Hürden 

Bürokratische Hürden können außerdem dazu be- 
nutzt werden, mißliebige Kandidaturen zu verhin- 
dern^i). Karklins^^j spricht für die Sowjetunion allge- 
mein von „painstakingly detailed rules about nomina- 
tion'". Die Transparenz der Kandidatennominierung 
wird so nicht unwesentlich behindert. Da zudem der 
Rechtsschutz gegen Maßnahmen der Exekutive auf 
gerichtlichem Wege vollkommen unzureichend aus- 
gebildet ist, haben die befaßten Gremien eine prak- 
tisch unangefochtene Ermessensfreiheit. 

Die auf gezeigten Restriktionen bei der Kandidaten- 
aufstellung dürfen nicht isohert gesehen, sondern 
müssen als ein Ganzes betrachtet werden. Aus der 
Gesamt schau ergibt sich das Büd eines komplexen 
Systems von Vorschriften und Bestimmungen, die 
darauf abzielen, die führende Rolle der Partei bei der 
Kandidatenrekrutierung soweit abzusichem, daß sie 
faktisch wie ein Entscheidungsmonopol wirkt. Die 
Trennung in einen formalen und einen faktischen Ent- 
scheidungsprozeß über die Kandidatenaufstellung 
dient dabei in erster Linie zur Verschleierung der tat- 
sächlichen Entscheidungskompetenzen. 
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6. Wahlvorbereitung 

Nachdem die Kandidaten nominiert sind, wird in der 
sogenannten , Wahlbewegung' die Bevölkerung mo- 
büisert und über die Kandidaten und die Wahl infor- 
miert. 

a) Mobilisierung der Wähler 

Die Information über die Kandidaten erfolgt zunächst 
durch direkte Aussprachen der Wahlberechtigten mit 
den Kandidaten. Im Mittelpunkt stehen aber weniger 
eigentlich politische Themen. Die gesellschafthche 
Funktion dieser Art Wahlveranstaltungen besteht vor 
allem darin, daß Abhilfe bei Mißständen, die die Bür- 
ger in ihrem unmittelbaren Lebensbereich berühren, 
geschaffen wird. Das Streben nach einer hohen Wahl- 
beteüigung ermöghcht es dem einzelnen, seinem 
Wunsch auf Abhilfe bei konkreten Mißständen Nach- 
druck zu verleihen. Vom Telefonanschluß bis zur 
Asphaltierung von Löchern, in denen sich auf Gehwe- 
gen Wasser sammelt, oder zur Absenkung von Gully- 
deckeln, die falsch installiert sind, bringt die Wahlbe- 
wegung zahlreiche kleine Erleichterungen im Alltag 
der Bürger. 

Die Wahlversammlungen dienen aber dem Hauptziel, 
„jeden Bürger zum Denken in gesamtgesellschafth- 
chen Zusammenhängen zu befähigen" Konkret 
bedeutet dies, daß in Betrieben, Universitäten, Ju- 
gendclubs, Kulturhäusern und ähnlichen Einrichtun- 
gen Veranstaltungen ab gehalten werden, die agitato- 
risch über Planungsziele des Parteitages und die Poh- 
tik der Partei informieren. Die angestrebte Mobüisie- 
rung zielt dabei in zwei Richtungen: 

— quantitative und qualitative Verbesserung der Pro- 
duktion als persönücher Beitrag zur Wahl; 

— Erzielung einer hohen Wahlbeteiligung. 

Die Reihenfolge, in welcher die beiden Aspekte hier 
genannt werden, entspricht durchaus der Rangfolge, 
die man ihnen in den Staaten des Warschauer Paktes 
beimißt. So überschreibt das ,Neue Deutschland' vom 
1.3.1984 einen Artikel „Planerfüllung ist wichtigster 
Beitrag zu Kommunalwahlen". Wahlen in der DDR 
sind demnach in erster Linie ein Beitrag zur Errei- 
chung wirtschaftiicher Ziele. Pohtische Aspekte wer- 
den dem nachgeordnet. Diese Zweckbestimmung 
steht nicht im Einklang mit der Aufgabe von Wahlen 
auch nach den einschlägigen Wahlgesetzen der Staa- 
ten des Warschauer Paktes, die diese Funktion der 
Wahl nicht nennen. Während sich der Gesetzestext 
also hier an dem traditionellen Wahlverständnis orien- 
tiert, ist die Verfassungs Wirklichkeit bereits aus die- 
sem Rahmen ausgewandert und hat zu speziell sozia- 
üstischen Eigenarten geführt. 

Zur Effektivierung dieses Verfahrens trägt eine Reihe 
von flankierenden Maßnahmen bei: 

— Bestimmte soziale Gruppen wie Wehrpfhchtige 
und Studenten werden verpflichtet, in ihren Garni- 
sonen bzw. Universitäten zu wählen. § 23 des 
Wahlgesetzes der DDR sieht dort die Einrichtung 
selbständiger Wahlbezirke vor. Auf diese Weise 
läßt sich eine kollektive Stimmabgabe leichter er- 


reichen. Bei den Volkskammerwahlen 1986 wur- 
den entsprechende Einrichtungen auch bei den 
Grenztruppen imd in den größeren Einrichtungen 
des Gesundheits- und Sozialwesens geschaffen. 
Entsprechende Bestimmungen enthalten Art. 33 ff. 
rum. WahlG für müitärische Einheiten, Kranken- 
häuser, Altersheime etc. Art. 36 sieht die Einrich- 
tung von Wahlbezirken in Flughäfen und Bahnhö- 
fen zur Erfassung der reisenden Wähler vor. 

— Schwerpunkt der Agitationsveranstaltungen sind 
die sozialen Einheiten, die für den materiellen 
Wohlstand und das soziale Fortkommen der 
Wähler besonders wichtig sind. Auf diese Weise 
wird nichtkonformes Verhalten minimiert, da bei 
Abweichungen Beeinträchtigungen im Lebens- 
standard oder der Karriere befürchtet werden. Die 
Praxis, bestimmte Urlaubsmöglichkeiten nur über 
die entsprechenden Einrichtungen zu vermitteln, 
an denen auch Wahlversammlungen ab gehalten 
werden, führt für den einzelnen bereits zu der 
Frage, ob sich nonkonformes Verhalten lohnt: SoU 
man für ein wahrscheiidich wirkungsloses Aufbe- 
gehren eine Nichtberücksichtigung seines Ur- 
laubswunsches riskieren? — Wenn auch die Zeiten 
vorbei sind, in denen die Ausgabe von Lebensmit- 
telkarten an die Wahlbeteüigung gebunden wur- 
den, so hat sich das Grundmuster des sozialen 
Drucks, wenn auch in subtilerer Form, erhalten. 
Die völkerrechtlich relevante Bedeutung dieser 
Problematik ergibt sich aber erst in Verbindung 
mit der noch zu behandelnden Bestimmung, daß 
die Stimmabgabe ohne Nötigung, Zwang oder 
sonstige unzulässige Beeinflussung erfolgen soll. 
Es ist in diesem Zusammenhang bemerkenswert, 
daß sich das genannte Beispiel der Verknüpfung 
der Wahlbeteiligung mit der Erfüllung einer be- 
stimmten Bedingung bei der Wahl Veranstaltung 
der Kleingärtner ereignete, einem Gremium, dem 
nur begrenzte Sanktionsmechanismen zur Verfü- 
gung stehen. 

Wesenthches Mittel zur Erreichung dieser Ziele ist der 
Beschluß von Selbstverpflichtungen, die den einzel- 
nen auf Übererfüllung von Arbeitsnormen und auf 
kollektive Stimmabgabe am Wahltag festlegen. Diese 
Form von sozialem Druck bewährt sich in der politi- 
schen Praxis als ein wirkungsvolles Instrument zur 
Erreichung von systemkonformem Verhalten. Die 
Mobüisierung der Wähler vor der Wahl zeigt also, daß 
die wichtigsten gesellschaftiichen Funktionen der 
Wahlen in erster Linie ganz andere Verpflichtungen 
sind, die nicht im Zusammenhang mit der Funktion 
von Wahlen als personatisierten Richtungsentschei- 
dungen Zusammenhängen, sondern mit dem Ziel 
wirtschaftiicher Leistungssteigerung. 

b) Information der Bevölkerung über die Kandidaten 
und den Wahlvorgang 

„ln vielen Fällen kennen die für die Deputiertenkan- 
didaten stimmenden Wähler nichts von ihm außer die 
trockenen biographischen Daten, wobei sie gläubig 
die Meinung der Kollektive übernehmen, die die Kan- 
didaten auf gestellt haben ... " Dieses Zitat aus einer 
sowjetischen Veröffentiichung veranschauhcht den 
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Mangel an Transparenz und das Informationsdefizit 
der Bevölkerung über die Kandidaten, das trotz der 
groß angelegten Wahlbewegung besteht. In den ver- 
schiedenen Massenmedien der Staaten des War- 
schauer Paktes findet im Rahmen der Wahlbewegung 
auch eine intensive Kampagne zur Aufklärung über 
wichtige Bestimmungen des Wahlgesetzes und den 
Wahlvorgang statt. Besonders in den Zeitungen wer- 
den Rubriken eingerichtet, in denen auf Fragen aus 
der Bevölkerung zu den Wahlen eingegangen wird. 
Gerade weü die Information der Wahlberechtigten 
sehr ausführlich ist, erscheinen die Lücken um so gra- 
vierender. Eine Aufklärung der Wähler über die ge- 
naue Kennzeichnung einer Neinstimme findet gerade 
nicht statt; sie ist sogar in der DDR verboten ohne 
daß es dafür eine Rechtsgrundlage gäbe. Das Verbot 
ist ein Phänomen der politischen Praxis bzw. Will- 
kür. 

Durch die gegebenen Informationen wird der Ge- 
brauch von Rechten, die die eigenen Wahlgesetze 
gewährleisten, zum Teil diskreditiert. So ist das Strei- 
chen eines Kandidaten auf dem Wahlzettel als nicht 
vereinbar mit dem Verhalten eines „verantwortungs- 
bewußten Staatsbürgers" quähfiziert worden. Es sei 
fairer und ehrenhafter, Kandidaten vorab abzulehnen, 
„als zum Bleistift ... zu greifen" Hierin ist ein wei- 
teres Indiz für die Ausbüdung einer eigentümüch so- 
ziahstischen Auffassung von Wahlen zu sehen, die im 
Gegensatz zu den formal weiter fortbestehenden Be- 
stimmungen der Wahlgesetze stehen. 


c) Einsatz von Wahlhelfern 

Zur Mobüisierung und Informierung der Wahlberech- 
tigten werden in den Staaten des Warschauer Paktes 
Wahlhelfer sehr intensiv eingesetzt. Ihre erste Auf- 
gabe ist die persönliche Übergabe der Wahlbenach- 
richtigung an den Wohnungstüren. Dabei ist „ein ver- 
trauensvolles Gespräch mit dem Bürger" zu füh- 

ren47). 

Die Wahlhelfer müssen auf einem „Rücklaufbogen" 
eintragen, inwieweit die persönlichen Daten noch mit 
dem Personalausweis übereinstimmend^). So wird bei 
jeder Wahl ohne entsprechende Rechtsgrundlage 
eine Art von Volkszählung durchgeführt. In Staaten 
ohne Meinungsumfragen kommt den Wahlhelfern 
auch die wichtige Funktion zu, politische Gnmdstim- 
mungen zu erfassen. Wenn diese Erkenntnisse in per- 
sonahsierter Form an interessierte Stellen weitergelei- 
tet werden, büdet die Arbeit der Wahlhelfer auch ein 
nicht unwichtiges Element bei der poütischen Über- 
wachung der Bevölkerung. 

Die Rücklaufbogen fördern ferner die Erfassung von 
mißtiebigen Personen, da auf ihnen auch Bemerkun- 
gen, die über die persönhchen Daten hinausgehen, 
erfaßt werden können. Allein die Feststellung, daß die 
entsprechende Person trotz mehrmahger Versuche 
nicht persönlich angetroffen wurde, kann schon als 
Indiz für eine Form des passiven Widerstandes gegen 
diese Art der Erfassung gewertet werden. Damit setzt 
sich der einzelne auch der Gefahr von Sanktionen 
aus. 


Das Verhältnis von etwa 800 000 Wahlhelfern bei ei- 
ner Wahlbevölkerung von etwa zwölf Millionen in der 
DDR 49) erlaubt eine nachhaltige Einwirkung auf die 
Bevölkerung. Besonders intensiv ist der Einsatz der 
Wahlhelfer am Wahltag selbst. Personen, die nicht 
frühzeitig wählen, werden unter Umständen mehr- 
fach in ihren Wohnungen aufgesucht und zur Wahl 
angehalten. Dies stellt unter Umständen einen Ein- 
griff in die Privatsphäre der Betroffenen dar. Im Ein- 
zelfaU wäre zu prüfen, inwieweit die Intensität der 
damit verbundenen Belästigung den Tatbestand der 
Nötigung erfüllt. 

Ein wirkungsvolles Druckmittel gegenüber den Wahl- 
helfern stellt die Praxis in der Sowjetunion dar, die 
eingeteüten Wahlhelfer (Agitatoren) in ihrem weite- 
ren beruflichen und gesellschafüichen Fortkommen 
auch danach zu beurteilen, ob die Wahlberechtigten, 
die von ihnen ,betreut' werden sollen, tatsächlich zur 
Wahl gehen. Da die Betreffenden wissen, daß sie ei- 
nem Kollegen schaden, wenn sie nicht zur Wahl ge- 
hen, wird der eingeteilte Agitator zum Druckmittel 
der Behörden ^ö). 

Auch hier kann im Einzelfall der Tatbestand der Nöti- 
gung erfüllt werden. 


7. Wahlakt 

a) Wahlverfahren 

Grundlage des Wahlverfahrens ist das bereits geschü- 
derte Wahlsystem. 

In den Ländern mit dem System der absoluten Mehr- 
heitswahl in Einmannwahlkreisen hat der Wähler nur 
dann eine personelle Alternative, wenn mindestens 
zwei Kandidaten nominiert werden, zwischen denen 
er sich entscheiden kann. Dies ist nur in Ungarn und 
Rumänien der Fall, wenn auch in sehr unterschiedli- 
cher Weise. In Ungarn muß sich der Wähler zwischen 
den in alphabetischer Reihenfolge aufgeführten Kan- 
didaten, unter denen sich auch nicht offizielle Kandi- 
daten befinden können, entscheiden. Tut er dies 
nicht, indem er den Stimmzettel unverändert abgibt, 
so ist seine Stimme ungültig (§ 55 Abs. 2 WahlG). Aus 
diesem Grunde betrug der Anteil der ungültigen 
Stimmen bei den Parlamentswahlen von 1985 5,4%. 
Erhält kein Kandidat die absolute Mehrheit der gülti- 
gen Stimmen, so müssen binnen zwei Wochen Nach- 
wahlen stattfinden, bei denen die einfache Mehrheit 
genügt. 1985 kam es deshalb in 42 der 352 Wahlkreise 
zu Nachwahlen. 

In Rumänien hingegen, wo nur offizielle Kandidaten 
nominiert werden, die sich in allen soziologischen 
Merkmalen ähneln und die auf dem Stimmzettel in 
der Reihenfolge der offiziellen Präferenz aufgeführt 
werden, gilt die Abgabe eines unveränderten Stimm- 
zettels als Stimmabgabe zugunsten desjenigen Kandi- 
daten, der im Wahlkreis die meisten Stimmen erhalten 
hat (Art. 71 Abs. 2 WahlG). Unter diesen Umständen 
waren bei Parlamentswahlen — im Gegensatz zu 
Kommunal wählen — noch niemals Nachwahlen er- 
forderhch. 
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In Bulgarien, der Sowjetunion und der Tschechoslo- 
wakei hat der Wähler nur die Möghchkeit, den einzi- 
gen offiziellen Kandidaten zu wählen oder abzuleh- 
nen. Letzteres kann er tun, indem er den Namen des 
Kandidaten durchstreicht. Ein Scheitern des Kandida- 
ten hat dies aber nur dann ziir Folge, wenn sein Name 
von mehr als der Hälfte der Wähler gestrichen worden 
ist. Bei Parlamentswahlen ist dies noch niemals vorge- 
kommen; ledighch bei Kommunalwahlen kommt es 
vor, daß ein Kandidat nicht das erforderliche Quorum 
erhält und deshalb Neuwahlen stattfinden müs- 
sen^^). 

Im Falle der Listenwahl wird vom Wähler erwartet, 
daß er den Stimmzettel unverändert in die Urne wirft 
und dadurch seine Zustimmung zur Gesamtliste und 
zur offiziellen Rangfolge der Kandidaten zum Aus- 
druck bringt. Ist der Wähler mit einzelnen Kandidaten 
nicht einverstanden, so kann er ihren Namen strei- 
chen. In der DDR können Streichungen eines Namens 
nur dann eine Rechtswirkung entfalten, wenn sie ei- 
nen Anteil von 50% überschreiten. Denn § 9 Abs. 2 
WahlG bestimmt; „Erhält eine größere Zahl von Kan- 
didaten mehr als die Hälfte der gültigen Stimmen als 
Mandate im jeweüigen Wahlkreis vorhanden sind, 
entscheidet die Reihenfolge der Kandidaten auf dem 
Wahlvorschlag über die Besetzung der Abgeordne- 
tenmandate und über die Nachfolgekandidaten". 
Dies geschieht in der Praxis ausnahmslos Nicht 
wesentlich anders verhefen die Wahlen in Polen vor 
1985, mit Ausnahme der Sejmwahlen 1957, als auf 
Grund von Streichungen die Wahl in zwei Fällen wie- 
derholt werden mußte. Heute führt Art. 79 des polni- 
schen Wahlgesetzes von 1985 praktisch zum gleichen 
Ergebnis, da die Abgabe eines unveränderten Stimm- 
zettels als Stimmabgabe für die jeweils an erster Stelle 
aufgeführten Präferenzkandidaten gilt. Um einen an 
zweiter Stelle aufgeführten Kandidaten zu wählen, 
muß der jeweilige Präferenzkandidat gestrichen wer- 
den. In Verbindung mit der noch zu erörternden Pra- 
xis der offenen Stimmabgabe führt schon dies zur fak- 
tischen Chancenlosigkeit der an zweiter Stelle aufge- 
führten Kandidaten. So wurde bei den Sejmwahlen 
von 1985 nur deshalb ein einziger „nichtpräferentiel- 
1er" Kandidat gewählt, weil sein Konkurrent kurz vor 
dem Wahltag auf die Kandidatur verzichtete^^). 

Will ein Wähler in Polen oder in der DDR seine Ableh- 
nung der gesamten liste zum Ausdruck bringen, so 
muß er jeden Namen einzeln durchstreichen. Nur 
diese Form der Kennzeichnung des Stimmzettels wird 
als Ablehnung gewertet. Da dazu eine gewisse Zeit- 
spanne benötigt wird, ist es sehr einfach, anhand der 
Zeit, die ein Wähler für den Wahlakt braucht, festzu- 
stellen, daß er die gesamte Liste abgelehnt hat. 

Das skizzierte Wahlverfahren gewährleistet in der po- 
htischen Praxis den Fortbestand der bestehenden 
Machtverhältnisse. Die soziahstische Wahlrechtstheo- 
rie hält dem entgegen, daß das Wahlverfahren und die 
hohe formale Zustimmung der Wahlberechtigten Aus- 
druck der in der entwickelten sozialistischen Gesell- 
schaft aufgehobenen Interessengegensätze seien. Das 
Wahl verfahren wird somit als Folge einer höheren 
gesellschaftlichen Entwicklimg gesehen. Man ver- 
weist außerdem auf die Mögtichkeit, noch bestehende 
Gegensätze bei der Kandidatennominierung auszu- 


tragen, Schheßhch wird noch auf die Mögtichkeit der 
Ab wähl von Abgeordneten während einer Legislatur- 
periode hin gewiesen, die eine angemessene Partizi- 
pation der Wähler besser gewährleiste als die in west- 
lichen Demokratien übliche Praxis, die eine Ab wähl 
während einer Legislaturperiode nicht vorsehe. In der 
politischen Praxis der WP- Staaten führt diese Mög- 
tichkeit aber vor allem zu verstärktem Konformitäts- 
druck, da die politische Führung den Abgeordneten 
bei abweichendem Verhalten durch die aufsteUungs- 
berechtigten Gremien abwählen lassen kann. Dies 
gilt vor allem für die Mehrzahl der Staaten, die in 
ihren Verfassungen bestünmen, daß die Abberufung 
von Abgeordneten „jederzeit" möglich ist. In der DDR 
bietet die Bestimmung, daß eine Abberufung nur bei 
gröblicher Pflichtverletzung möglich ist (§ 57 Abs. 2) 
einen gewissen Schutz der Abgeordneten vor Abbe- 
rufungen. 

b) Geheime Stimmabgabe 

Zentrales Erfordernis beim Wahlakt ist, daß der freie 
WählerwiUe unverfälscht zum Ausdruck kommen 
kann. Wesentliches Mittel zur Erreichung dieses Ziels 
ist der Grundsatz der geheimen Wahl. Er verlangt, daß 
die Stimmabgabe der Wähler in ihrer Entscheidung 
von anderen nicht erkennbar ist. 

In den Verfassungen aller Staaten des Warschauer 
Paktes ist der Grundsatz der geheimen Wahl veran- 
kert^^). Die Wahlgesetze nehmen dieses Postulat 
auf^®), in der Regel ^'^) wird noch das Vorhandensein 
einer Kabine vorgeschrieben, deren Benutzung nicht 
obligatorisch ist. Vom sowjetischen Wahlgesetz (Art. 
53) wird die Benutzung der Wahlkabinen für obliga- 
torisch erklärt, obgleich in der Wahlpraxis das darauf 
bezogene Konkurrenzverhältnis mehrerer Kandida- 
ten nicht gegeben ist ^8). 

Wie wenig Rechtsschutz bestehende gesetzliche Nor- 
mierungen für die Betroffenen bieten, veranschau- 
licht das Beispiel des Art. 133 StGB RSFSR. Obwohl 
danach die Verletzung des Wahlgeheimnisses durch 
ein Mitglied der Wahlkommission oder eine andere 
Amtsperson strafbar ist, konnte ein Wahlberechtigter 
auch aufgrund der Aussagen des stellvertretenden 
Vorsitzenden der Wahlkommission verurteilt werden, 
er habe am Wahltag den Stimmzettel mit antisowjeti- 
schen Äußerungen beschrieben, die zum Sturz der 
Sowjetmacht auf riefen und vorsätzlich lügenhafte 
und verleumderische Erfindungen enthielten 

In der Praxis der Wahlrechtsausübung wird dem Er- 
fordernis der Gewährleistung einer geheimen Wahl 
dadurch formal Rechnung getragen, daß durch das 
Auf stellen einer Wahlkabine in den Wahllokalen eine 
geheime Stimmabgabe ermöglicht wird. 

Der eklatanteste Verstoß gegen den Grundsatz der 
geheimen Wahl wurde aus Bulgarien bekannt. Die 
Briefumschläge, in die die Wahlscheine hineingelegt 
werden, tragen an versteckter Stelle eine Nummer, 
die mit der laufenden Nummer des Bürgers im Wäh- 
lerverzeichnis übereinstimmt. Inwieweit eine entspre- 
chende Praxis in der Sowjetunion noch immer ange- 
wandt wird konnte nicht geklärt werden. Eine ge- 
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heime Wahl wird durch eine solche Praxis zur 
Farce. 

In allen WP- Staaten außer Ungarn und ansatz weise 
Polen sowie der Sowjetunion, wo erstmals bei den 
Kommunal wählen 1987 auf die MögÜchkeit der ge- 
heimen Stimmabgabe intensiv hingewiesen wurde, 
wird von dieser Möghchkeit kaum Gebrauch ge- 
macht. Das wird von offizieller Seite auch durchaus 
eingeräumt Bei der Volkskammerwahl in der DDR 
1976 sollen höchstens ein Prozent der Wähler die Ka- 
binen benutzt haben. Durch das Verfahren, daß die 
Zustimmung zur Einheitshste schon durch einfaches 
Einwerfen des Wahlzettels in die Wahlurne zum Aus- 
druck gebracht wird, während ein negatives Votum 
das Streichen von mehr als 50 Prozent der aufgeführ- 
ten Kandidaten voraussetzt, wird durch die offene 
Stimmabgabe eine effektive Kontrolle über das Wahl- 
verhalten des einzelnen Wählers ausgeübt. 

Als Verstoß gegen den Gnmdsatz der geheimen Wahl 
muß auch die in der DDR geübte Praxis gewertet wer- 
den, daß Sonderwahl Vorstände den Bürgern, die vor 
allem aus Alters- und Gesundheitsgründen nicht ein 
Wahllokal auf suchen können, die Möghchkeit bieten, 
zu Hause oder an sonstigen Orten zu wählen ^2). Es ist 
nicht mehr mit dem Gebot der geheimen Wahl verein- 
bar, wenn z. B. einer 89jährigen Frau, die auf dem 
Rücksitz eines PKWs sitzt, über die geöffnete Beifah- 
rertür die Wahlurne entgegengehalten wird®^). 

Das Prinzip der geheimen Wahl ist nicht Selbstzweck, 
sondern dient vor allem dem Ziel, Kontrolle und Ein- 
flußnahme durch Außenstehende zu verhindern. Die 
Gewährleistung hat somit dienende Funktion gegen- 
über dem Erfordernis der freien Äußerung des Wäh- 
lerwiilens. 

c) Stimmabgabe ohne Nötigung, Zwang oder sonstige 
unzulässige Beeinflussungen 

Die Notwendigkeit, daß die Stimmabgabe ohne Nöti- 
gung, Zwang oder sonstige unzulässige Beeinflussun- 
gen erfolgen muß, wird in den WP- Staaten allgemein 
anerkannt. Dies findet seinen Ausdruck vor allem 
darin, daß entsprechende Handlungen straf rechtiich 
sanktioniert werden ^4). Aus Rumänien wurde ein Fall 
bekannt, der illustriert, wie solche generell unbe- 
denklichen Bestimmungen mißbraucht werden kön- 
nen. loan Puin, der als unabhängiger Kandidat für die 
Große Nationalversammlung kandidieren wollte, 
wurde aufgrund des Art. 104a WahlG verhaftet, der 
die Behinderung des aktiven oder passiven Wahl- 
rechts mit bis zu sechs Monaten Gefängnisstrafe be- 
legt. Neben der Aufstellung von Gegenkandidaten 
fäUt auch der Wahlboykott unter diesen Tatbestand. 

Zu Bedenken Anlaß geben muß die Praxis in den WP- 
Staaten, mißhebiges Verhalten im Kontext von 
Wahlen als „Diversion", „Sabotage", „Aufwiege- 
lung" oder „Verunghmpfung der Repubhk" zu be- 
strafen. Bekannt wurde aus der Tschechoslowakei 
der Fall des Pavel Wonka, der sich im Mai 1986 als 
unabhängiger Kandidat mit einem kritischen Wahl- 
programm präsentierte und dafür gern. § 100 StGB 
wegen , Aufwiegelung' zu 21 Monaten Gefängnis ver- 
urteilt wurde. 


Die politische Praxis ist weiterhin durch eine Reihe 
von unzulässigen Beeinflussungen geprägt. Bereits 
dargesteilt wurde, wie durch die Mobilisierung vor 
der Wahl und die angestrebte kollektive Stimmab- 
gabe zunächst die Teilnahme und dann im Wahlakt 
ein konformes Verhalten durch sozialen Druck er- 
reicht werden soll. Die Pressionsmöglichkeiten rei- 
chen aber oft weiter: 

— In der DDR ist die Ausübung von sozialem Druck 
zur Erreichung einer hohen Wahlbeteüigung da- 
durch rechtiich sanktioniert, daß in Art. 2 1 der Ver- 
fassung die Verwirklichung des Rechts der Mitbe- 
stimmung und Mitgestaltung, das in der Ausübung 
des Wahlrechts eine Ausdrucksmöglichkeit findet, 
als hohe moralische Verpflichtung für jeden Bür- 
ger bezeichnet wird. Das Fernbleiben von der 
Wahl läßt sich deshalb als unsozial und unmora- 
hsch anprangem. 

— Da in der Wahlbewegung eine frühzeitige Stimm- 

abgabe als Vertrauensbeweis für die Friedenspoli- 
tik des Staates gewertet wird läßt sich leicht der 

Umkehr Schluß ziehen und eine späte Stimmab- 
gabe oder gar Nichtteilnahme an der Wahl als Miß- 
trauensbeweis gegenüber der Politik des Staates 
interpretieren. Damit wird dem einzelnen Wähler 
aber klargemacht, daß er sich bei einem solchen 
Verhalten entsprechenden Pressionen aussetzt. 
Hier zeigt sich, wie die Form der Agitation in der 
Wahlbewegung sehr subtil darauf ausgerichtet 
wird, konformes Verhalten zu erreichen. 

— In Rumänien wird eine möglichst lückenlose Wahl- 
beteüigung dadurch erreicht, daß der Wahlsonn- 
tag zum Arbeitstag erklärt wird und die Betriebe 
ihre Belegschaften geschlossen zur Wahl führen. 
Die Ausübung von sozialem Druck wird so faktisch 
institutionalisiert. 

— Als Druckmittel der polnischen Regierung muß die 
Drohung angesehen werden, die Gefangenen, die 
1985 auf eine Amnestie hofften, nicht zu entlassen. 
Obwohl die entsprechenden Aussagen General 
Jaruzelskis von Regierungssprecher Urban später 
abgeschwächt wurden, mußten es die Wähler als 
einen enormen Druck empfinden, daß eine Ver- 
bindung zwischen einer hohen Wahlbeteiligung 
und der Amnestie hergesteilt wurde. Festnahmen 
vor der Wahl wirkten als zusätzhche Einschüchte- 
rung. Bekannt geworden ist vor allem der Fall des 
Oppositionellen Wadolowski, der wegen Unter- 
zeichnung eines Boykottaufrufs verhaftet wurde. 

— Aus Polen ist das Beispiel eines Bauern aus Sikory 
am Bug bekannt, dem gedroht wurde, von der Zu- 
teüung von Kohle und Düngemittel ausgeschlos- 
sen zu werden, falls er nicht wählen gehe. Pikan- 
terweise stellte sich bei seinem Eintreffen im Wahl- 
lokal aber heraus, daß bereits alle Stimmzettel in 
der Urne waren Aus der Tschechoslowakei ist 
bekannt, daß die Nichtteünahme an Wahlen per- 
sörüiche Nachteüe wie Nichtberücksichtigung bei 
der Wohnungs- und Telefonzuteüung sowie bei 
der Zulassung der Kinder zu besonderen Schulen 
zur Folge haben kann. 
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Die verschiedenen Möghchkeiten, direkte oder indi- 
rekte Pressionen auszuüben, führen zusammenge- 
nommen zu einem so massiven Druck auf den Wähler, 
daß die Abgabe eines nicht konformen Votums ein 
hohes Maß an Zivücourage erfordert. Selbst wenn im 
Einzelfall die konkreten negativen Folgen nicht nach- 
zuweisen sind, wird durch die geschüderten Metho- 
den eine Atmosphäre geschaffen, in der die freie Äu- 
ßerung des Wählerwillens kaiun noch mögÜch er- 
scheint. Aus der Sowjetunion sind allerdings seit den 
70er Jahren praktisch keine Fälle von offiziellen Re- 
pressionen wegen Nichtwählens bekannt geworden, 
was in Teüen der Bevölkerung eine Abnahme von 
Furcht in diesem Kontext zur Folge hatte ^7). 

d) Verstöße aufgrund von Verfahrensbestimmungen 

Um einen korrekten verfahrensmäßigen Ablauf der 
Wahlen sicherzustellen, werden in den WP-Staaten 
Verstöße gegen wichtige Verfahrensbestimmungen 
bei Wahlen strafrechtlich geahndetes). Dennoch ist 
die pohtische Praxis durch eine Vielzahl von Verstö- 
ßen gekennzeichnet, die praktisch ungeahndet blei- 
ben, wenn sie im Sinne der staatiichen Führung wir- 
ken. 

Ein gravierender Verstoß gegen wichtige Verfahrens- 
bestimmungen und gegen die eigenen Wahlgesetze 
der Staaten des Warschauer Paktes muß in der Mani- 
pulation der Wählerverzeichnisse mit dem Ziel gese- 
hen werden, Personen, bei denen das Regime eine 
abweichende Meinung vermutet, aus den Verzeich- 
nissen zu streichen und somit von der Wahl auszu- 
schheßen. Der Ausschluß dieser Personengruppe von 
der Wahl stellt eine Diskrinünierung wegen einer poli- 
tischen Einstellimg dar, die das Gebot der Gleichheit 
der Wahl in flagranter Weise verletzt. Aus Dissiden- 
tenkreisen wird diese Praxis aus der Sowjetunion be- 
richtet Aus der DDR Hegen mehrere, voneinander 
unabhängige Berichte darüber vor. Aus Polen wird 
berichtet, daß Personen, die sich zeitweise außerhalb 
des Wohnortes auf halten oder wegen Krankheit bzw. 
Behinderung nicht zur Wahl gehen können, aus den 
WählerHsten gestrichen werden 

Die Forderung der polnischen ,SoHdamosc‘, die Wäh- 
lerHsten sechs Monate lang und im Falle einer An- 
fechtung der Wahl bis zur Entscheidung des Ge- 
richts zu archivieren, weist auf einen Mangel in der 
Rechtssicherung in diesem Bereich hin. Mit dem bis- 
herigen Fehlen einer entsprechenden Vorschrift wird 
die notwendige Rechtssicherheit durch die gerichtii- 
che Überprüfung der entsprechenden Entscheidung 
der Exekutivorgane nicht hinreichend gewährleistet. 

In diesem Kontext müssen auch Bestimmungen er- 
wähnt werden, die entmündigte Bürger vom Wahl- 
recht ausschHeßen. Sind solche Bestimmungen 
grundsätzHch nicht zu beanstanden, so führt der Miß- 
brauch der Psychiatrie gegenüber Dissidenten doch 
dazu, daß den betroffenen Personen auch die Aus- 
übung ihres Wahlrechts verwehrt wird. 

Einen Verstoß gegen die geltenden Wahlgesetze steUt 
auch die aus der Sowjetunion und Polen bekannte 
Praxis dar, daß eine Person für mehrere andere die 
Stimme abgibt. Neben der tolerierten Stimmabgabe 


diuch Verwandte, Nachbarn oder Bekannte ist aus 
Polen bekannt, daß spezieU dafür Personen mobüisiert 
werden, die im betreffenden Wahlbezirk nicht wahl- 
berechtigt sind ^2), Dissidenten aus der Sowjetunion 
schätzen den Anteü der Personen, die so der Wahl 
fembleiben, auf 30 Prozent Diese Mißachtung von 
Verfahrensbestimmungen verbirgt, daß die im offi- 
zieUen Wahlergebnis zum Ausdruck kommende Un- 
terstützung keine Entsprechung in der poHtischen 
ReaHtät findet. Zum gleichen Ergebnis führt die dort 
geübte Praxis, daß Personen, die sich am Wahltag 
nicht an ihrem Wohnort befinden und die zuständige 
SteUe darüber vorher informieren, aus dem Verzeich- 
nis der Wahlberechtigten gestrichen werden Die- 
ses Vorgehen der Bürger kann vielfach auch als eine 
Form des passiven Widerstandes angesehen werden, 
da die Nicht-Teünahme mehr Aktivität erfordert als 
die Teilnahme. Die weitgehende Sanktionslosigkeit 
solchen Verhaltens in der Sowjetunion Hegt z. T. in 
der Tatsache begründet, daß die Form des Widerstan- 
des innerhalb der vom System gesetzten Spielregeln 
bleibt. Der Rückgang der Furcht vor Sanktionen ver- 
stärkt seinerseits den Trend zur Nicht-Teilnahme, be- 
sonders in den wichtigen Zentren Moskau und Lenin- 
grad und bei gebüdeten Schichten 


8. Stimmauszählung 

Die ordnimgs gemäße Durchführung der Stimmaus- 
zählung soU durch die einschlägigen Wahlgesetze 
und entsprechende Bestimmimgen des Strafrechts^®) 
gewährleistet werden. 

Die Auszählung der Stimmen erfolgt grundsätzHch 
öffentiich im WahUokal diuch den Wahlvorstand, der 
auch über die Gültigkeit der Stimmen entscheidet. 
Verstöße werden aber in der Praxis festgesteUt. Es ist 
aus Dissidentenkreisen in der Sowjetunion be- 
kannt ^'^), daß in der Sowjetunion hohe Prozentzahlen 
in der WahlbeteiHgung dadiuch erreicht werden, daß 
die Wahlkommissionen den abgegebenen Stimmen 
zusätzHche Wahlscheine hinzufügen. Ein solches Ver- 
halten soU bei den Vorgesetzten Instanzen auf Ver- 
ständnis stoßen. Auf diese Weise soU die Nichtteü- 
nahme von acht bis zehn Prozent der Wahlbevölke- 
rimg an den Wahlen verschleiert werden. Abwei- 
chende Angaben über Teilnehmerzahlen bei den Par- 
lamentswahlen in Polen in ähnHcher Größenord- 
nung^®) lassen Rückschlüsse auf ein entsprechendes 
Verhalten der polnischen Wahlkommissionen zu. 
Rückschlüsse auf Unregelmäßigkeiten bei der Stimm- 
auszählung läßt auch die vergleichende Analyse des 
Anteüs der ungültigen Stimmen und der WahlbeteiH- 
gung bei den Wahlen zu den Nationalräten imd zum 
Sejm in Polen zu. An Beispielen läßt sich zeigen, daß 
die Zahl der ungültigen Stimmen signifikant zurück- 
ging, während die WahlbeteiHgimg sich exakt um den 
von der Regierung prognostizierten Anteü erhöhte. 
Da sich die Rahmenbedingimgen nicht geändert hat- 
ten, läßt sich dieses statistische Wunder sachHch kaum 
erklären ^9). 

Aus der DDR ist bekannt, daß auch mit ,Nein' gekenn- 
zeichnete Stimmzettel als Zustimmung zur Liste der 
Nationalen Front gewertet werden®®). Nur Stimmzet- 
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tel, auf denen das ,Nein‘ so groß geschrieben ist, daß 
es den größeren Teil der Kandidatenliste erfaßt oder 
mehrfach geschrieben ist, werden entsprechend dem 
darin zum Ausdruck kommenden Wählerwillen ge- 
wertet. Ein Wahlzettel, auf dem die Kandidaten der 
Einheitsliste als „Idioten“ apostrophiert waren, wurde 
nicht als ungültige Stimme, sondern als Zustimmung 
gewertet, da der Wähler die Namen der Bewerber 
nicht durchgestrichen habe. 

Aus der DDR ist auch bekannt, daß die Mitglieder der 
Wahlvorstände vorher mündlich über die Bewertung 
der Stimmen instruiert werden. Über eine solche Ein- 
weisung dürfen nur stichwortartige Notizen gemacht 
werden. Daß dabei Anweisungen zum Schönen oder 
Frisieren von Wahlergebnissen zumindest implizit er- 
teilt werden, ist nicht nur aus entsprechenden Berich- 
ten geflüchteter DDR-Bürger bekannt, sondern ergibt 
sich auch daraus, daß die Wahlunterlagen noch in der 
Nacht des Wahltages zu den Dienststellen des Mini- 
steriums für Staatssicherheit gebracht werden, um 
dort ein zweites Mal ausgezählt zu werden. Über den 
Staatssicherheitsdienst stehen der DDR-Führung also 
auch die tatsächlichen, ungeschönten Wahlergeb- 
nisse zur Verfügung öl). 

Aus Polen wurde bekannt, daß die Wahlausschüsse 
instruiert wurden, die Protokolle mit Bleistift auszufül- 
len, um nachträglich Korrekturen vornehmen zu kön- 
nen. Außerdem wurden die Dienstzeiten von Wahl- 
helfern, die nicht der PVAP angehören, so gelegt, daß 
sie in den entscheidenden, letzten Stunden vor der 
Stimmabgabe nicht zugegen zu sein brauchten. Mani- 
pulationen wurden so zumindest erleichtert 02 ). 

Diese Praxis läßt den Schluß zu, daß es sich beim 
Schönen von Wahlunterlagen nicht um Einzelfälle 
von übereifrigen, untergeordneten Stellen handelt, 
sondern daß dieses von den Machthabern systema- 
tisch gefördert wird. Das Anprangem solcher Ver- 
stöße oder die Wahrnehmung bestehender Rechtsmit- 
tel gegen mögliches Fehlverhalten bei der Stimmaus- 
zählung wird zum Teü mit strafrechtlichen Bestim- 
mungen verhindert. So wurde z. B. Lech Wal^sa ein 
Verstoß gegen Art. 178 Abs. 1 StGB vorgeworfen, als 
er Mitgliedern der Wahlkommission vorwarf, die 
Wahlergebnisse gefälscht zu haben. Die Klage wurde 
allerdings fallengelassen, weil er erklärte, daß er nicht 
die Absicht hatte, jemanden zu beleidigen ö3). 


9. Wahlprüfung 

Die Wahlgesetze aller WP-Staaten sehen vor, daß 
Wahlen für ungültig erklärt werden müssen, wenn bei 
ihrer Durchführung Straftaten begangen oder wesent- 
liche Bestimmungen des Wahlrechts verletzt wurden 
und dies einen erheblichen Einfluß auf das Wahler- 
gebnis haben konnte. Die entsprechenden Bestim- 
mungen sind aber formalrechtlich so gefaßt, daß sie 
nur dann praktisch bedeutsam werden, wenn dies im 
Interesse der kommunistischen Partei liegt ö 4). Die 
Wahlprüfung ist letztlich überall dem Parlament Vor- 
behalten, das über die Gültigkeit einer Wahl endgül- 
tig entscheidet. Der einzelne Wahlberechtigte kann 


eine Wahlprüfung normalerweise nur anregen. Ein 
förmliches Wahlanfechtungsverfahren ist allein in Po- 
len vorgesehen, das jeder Wahlberechtigte vor dem 
Obersten Gericht in Gang bringen kann (Art. 102 ff. 
WahlG). Das Oberste Gericht trifft allerdings keine 
Entscheidung, sondern unterbreitet nur eine Stellung- 
nahme dem Sejm, der diese erörtert und über die Gül- 
tigkeit der Wahl entscheidet. 

Wie bedeutungslos die Möglichkeit der Wahlprüfung 
ist, zeigt das Beispiel der Volkskammerwahlen von 
1986 in der DDR, wo die Gültigkeit einer Wahl von 
den Organen der Nationalen Front angefochten wer- 
den kann (§ 43 WahlG). Hier wurde bereits sechs 
Tage vor Ablauf der vorgesehenen Einspruchsfrist die 
Gültigkeit der Wahl mit der Begründung fest gesteht, 
daß kein Einspruch gegen sie erhoben worden 
seiö5). 


III. Bewertung 

Abschließend ist die innerstaatliche Rechtslage und 
die politische Praxis von Wahlen der Staaten des War- 
schauer Paktes im Lichte der Bestimmungen des 
Art. 25 lit. b IPBPR zu würdigen. 

Der Grundsatz der Periodizität der Wahlen wird im 
Staatsrecht der Staaten des Warschauer Paktes mit 
Ausnahme Bulgariens gewährleistet. Obwohl die dor- 
tigen Bestimmungen nicht hinreichend präzise sind, 
um eine Gewährleistung der Regelmäßigkeit der 
Wahlen sicherzustellen, entspricht die politische Pra- 
xis Bulgariens mit einer Ausnahme aber den Erforder- 
nissen des Art. 25 lit. b IPBPR. 

Als gravierender Verstoß ist lediglich die Verlänge- 
rung der Amtszeit des polnischen Sejm 1984 auf un- 
bestimmte Zeit zu nennen. Ansonsten entspricht auch 
die politische Praxis in den Staaten des Warschauer 
Paktes im wesentlichen den Erfordernissen der ge- 
nannten Bestimmung. 

Die Umsetzung des Begriffes , echte Wahl' muß vor 
allem in der politischen Praxis festgestellt werden. 
Nur wo die Möglichkeit der Auswahl zwischen pro- 
grammatischen Alternativen gegeben ist, kann dem- 
nach von einer echten Wahl gesprochen werden. 

Die Untersuchimg hat gezeigt, daß in diesem Bereich 
so erhebliche Defizite vorliegen, daß den Erfordernis- 
sen des IPBPR nicht genüge getan ist. Vor allem in der 
Frage der personellen und programmatischen Alter- 
nativen muß die Situation als vollkommen unzurei- 
chend bezeichnet werden. Im Bereich der personellen 
Alternativen sind allein in Ungarn erste Ansätze für 
eine pluralistische Öffnung zu erkennen. Im Bereich 
eines programmatischen Pluralismus stellt sich die 
Lage noch schwieriger dar. Kann man personelle Al- 
ternativen innerhalb des bestehenden Systems be- 
gründen, so ist dies bei programmatischen Alternati- 
ven wegen des Anspruchs der kommunistischen Par- 
tei auf den ausschließlichen Besitz der Wahrheit nicht 
möglich. Das Vorhandensein von programmatischen 
Alternativen setzt also eine grundsätzliche Verände- 
rung des bestehenden Systems voraus. 
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Die zentrahsierte und bürokratisierte Entscheidung 
über Abgeordnetenkandidaturen, die nur in Ungarn 
geringfügig aufgelockert ist, widerspricht dem Gebot 
der freien Wahl in elementarer Weise. Die Existenz 
einer „Nomenklatura" schafft eine Klassengesell- 
schaft, in der alle Personen außerhalb dieser kleinen 
Bevölkenmgsgruppe von den vsdchtigsten pohtischen 
Entscheidungsprozessen ausgeschlossen sind. Das 
Entscheidungsmonopol der kommunistischen Partei 
findet in der bei ihr liegenden Konzentration der Per- 
sonalauswahl für die Volksvertretungen ihren sinnfäl- 
hgen Ausdruck. 

Unregelmäßigkeiten bei der Aufstehung der Wähler- 
verzeichnisse und bei der Auszählung der Stimmen 
widersprechen den Grundsätzen der echten und glei- 
chen Wahl. Selbst wenn die Rechtsnormen in diesem 
Bereich grundsätzhch den Erfordernissen des Völker- 
rechts entsprechen, so ist in der Praxis doch eine Reihe 
von Verstößen zu beobachten, die systematisch die 
Bestimmimgen des Art. 25 IPBPR imterlaufen. 

Hervorzuheben ist ferner die mangelnde Information 
über das Verfahren, eine Neinstimme abzugeben. Die 
in der DDR praktizierte Regelung, eine diesbezügli- 
che Information der Bevölkerung zu verbieten, muß 
auch als ein Verstoß gegen die KSZE-Schlußakte von 
Helsinki gesehen werden, die unter Prinzip VII u. a. 
das Recht des Individuums bestätigt, seine Rechte auf 
dem Gebiet der Menschenrechte zu kennen. 

Im Hinbhck auf Art. 2 IPBPR ist zu beanstanden, daß 
mit der Ausnahme Polens in keinem WP-Staat ein 
wirksames Wahlprüfungsverfahren vorgesehen ist. 

Bedenkhch ist weiterhin die Praxis, Abgeordnete 
während der Legislaturperiode abzuberufen. Sie führt 
ebenfalls zu einer Abwertung des eigentlichen Wahl- 
vorganges, da sein Ergebnis dadurch im Nachhinein 
verändert werden kann. Völkerrechthch bedenklich 
ist auch die Auffassung, die dem Vorgang der Kandi- 
datennominierung eine höhere Bedeutung beimißt als 
dem Wahlakt. Darin hegt eine Abwertung, die die 
zentrale Bedeutung des Wahlaktes im geltenden Völ- 
kerrecht verkennt. 

Die Diskrepanz zwischen formaler Gewährleistung 
und pohtischer Praxis wird bei der geheimen Stimm- 
abgabe besonders deuthch. Die geheime Stimmab- 
gabe ist in allen Staaten des Warschauer Paktes im- 
mer noch eine Randerscheinung. Hier zeigt sich auch 
die bewußte Herausbildung einer eigenen soziahsti- 
schen Wahltheorie, die darin kein Defizit, sondern den 
Ausdruck einer höheren Entwicklungsstufe der Ge- 
sellschaft im entwickelten Soziahsmus sieht. Die 
Schwere des Eingriffs in die Menschenrechtssphäre 
ergibt sich in erster Linie durch die mit dem Verstoß im 
Bereich der geheimen Wahl einhergehenden Beein- 
trächtigungen der freien Äußerung des Wählerwil- 
lens. Darüber hinaus zeigt die Untersuchung der Pra- 
xis der Wahlrechtsausübung eine Vielzahl von For- 
men des sozialen Drucks auf, die insgesamt den 
Schluß nahelegen, daß eine freie Äußerung des Wäh- 
lerwillens unter den obwaltenden Umständen nicht 
möghch ist. In diesem Bereich liegen fundamentale 
Verstöße gegen die Bestimmungen des IPBPR vor. 
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I. Vorbemerkung 

Die völkerrechtiiche Verpfhchtung der WP- Staaten, 
das bereits in Art. 13 AEMR enthaltene Menschen- 
recht auf Freizügigkeit im Rahmen ihrer Gebiets- und 
Personalhoheit zu gewährleisten, beruht auf Art. 12 
IPBPR und erfährt durch Art. 5 ht. d, i und ii der Kon- 
vention zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskri- 
minierung sowie durch zahlreiche KSZE-Abreden 
eine zusätzhche Verstärkung. Sowohl im Rahmen der 
Vereinten Nationen (Ingles-Bericht 1963, vorläufige 
Mubanga-Chipoya-Berichte 1984, 1985) als auch im 
Ergebnis anderweitiger internationaler Initiativen 
(Uppsala-Deklaration 1972; Siracusa-Prinzipien 1984; 
Bericht der niederländischen Baehr-Kommission 
1986; Straßburger Deklaration 1986) sind verschie- 
dene Untersuchungen durchgeführt und Empfehlun- 
gen erarbeitet worden, um Inhalt und Schranken des 
völkerrechtiichen Freizügigkeitsstandards genauer 
zu bestimmen. Ungeachtet der teilweise gravierenden 
Auslegungsprobleme steht fest, daß die Freizügigkeit 
im Sinne des Art. 12 IPBPR drei Elemente umfaßt, die 
mit unterschiedüchen Vorbehalten versehen sind: 1. 
die innerstaathche Freizügigkeit, einschheßüch der 
freien Wohnsitzwahl, 2. die Ausreisefreiheit, unter 
Einschluß der Auswanderungsfreiheit, 3. die Rück- 
reisefreiheit. Auf Art. 13 IPBPR, der für den Fall der 
Ausweisung von Ausländern gewisse Verfahrensga- 
rantien vorsieht, wird im folgenden nicht eingegan- 
gen, da er in der Praxis relativ wenig Probleme auf- 
wirft. 


11. Innerstaatliche Freizügigkeit 

1. Der völkerrechtliche Rahmen 

Das Recht, sich im jeweihgen Aufenthaltsstaat frei zu 
bewegen und seinen Wohnsitz frei zu wählen, steht 
gemäß Art. 12 Abs. 1 IPBPR allen Inländern und den- 
jenigen Ausländern zu, die sich rechtmäßig im Staats- 
gebiet aufh alten. Die Voraussetzungen eines recht- 
mäßigen Aufenthalts von Ausländem kann jeder 
Staat grundsätzhch nach eigenem Ermessen festle- 
gen, wie er auch deren Aufenthalt befristen kann. 
Besondere Einschränkungen der Freizügigkeit für 
Ausländer sind jedoch an sich nicht zulässig. Trotz- 
dem haben die KSZE- Staaten die Aufnahme von Ab- 
sichtserklärungen in die Helsinki- Schlußakte von 
1975 für erforderhch gehalten, die Reisemöghchkei- 
ten von Ausländem und namenüich von Joumahsten 
unter Berücksichtigung entgegenstehender Sicher- 
heitserfordemisse zu erleichtern. Ungeachtet dieser 
Abreden ist eine Einschränkung der innerstaaüichen 
Freizügigkeit für In- und Ausländer gleichermaßen 
nur unter folgenden Voraussetzungen zulässig 
(Art. 12 Abs. 3 IPBPR): 1. Sie muß in formaler Hinsicht 
„gesetzhch“ (by law) vorgesehen sein. Einförmhches 
Parlaments gesetz dürfte zwar wünschenswert, aber 
nicht unbedingt erforderhch sein. Auch eine auf dem 
Verordnungswege erlassene abstrakt- gener ehe Re- 
gelung genügt, sofern sie in gehöriger Weise pubh- 
ziert wird, die die Kenntnisnahme jedermann ermög- 
hcht. 2. Sie muß durch den Schutz bestimmter Rechts- 


güter materiell gerechtfertigt sein: nationale Sicher- 
heit, öffentiiche Ordnung (ordre pubhc), Volksge- 
sundheit, öffenthche Sitthchkeit, Rechte und Freihei- 
ten anderer. Diese Begriffe sind gewiß vage, aber als 
Bestandteile einer Ausnahmebestimmung sind sie 
eng auszulegen. 3. Sie muß mit den übrigen im IPBPR 
anerkannten Rechten vereinbar sein. Dies bedeutet 
u. a. im Hinbhck auf den Gleichheitssatz und die ein- 
zelnen Diskriminierungsverbote (Art. 2 Abs. 1; 26), 
daß Einschränkungen der Freizügigkeit wegen der 
Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts, der Sprache, 
der Rehgion, der politischen und sonstigen Anschau- 
ung, der nationalen oder sozialen Herkunft, des Ver- 
mögens, der Geburt oder des sonstigen Status der 
Betroffenen unzulässig sind. 


2. Innerstaatliche Rechtslage und Praxis 

a) Verfassungsrechtliche Lage 

Die Freizügigkeit ist in den meisten WP- Staaten nicht 
verfassungsrechtlich ab gesichert und mithin kein 
Gmndrecht. Allein in der Tschechoslowakei (Art. 31 
Verf.) und der DDR (Art. 32 Verf.) ist sie als Gmnd- 
recht vorgesehen, das freüich im Sinne des kommuni- 
stischen Gmndrechtsverständnisses zu deuten ist. In 
der Sache bewirkt dies keinen Unterschied. Der nor- 
mative Umfang der innerstaaüichen Freizügigkeit 
läßt sich überall nur von ihren Einschränkungen her 
bestimmen, die in der Rechtsordnung unterhalb der 
Verfassungsebene anzutreffen sind. Die meisten Ein- 
schränkungen finden sich im Verwaltungs-, Straf-, 
Strafprozeß- und Ausländerrecht. Von ihnen sollen 
nur die wichtigsten genannt werden. 

b) Ausweis- und Meldewesen 

Allgemeine Einschränkungen der Freizügigkeit erge- 
ben sich zunächst aus dem Ausweis- und Meldewe- 
sen, das in folgenden Rechtsnormen geregelt ist: 

— Bulgarien; Erlaß Nr. 2772 vom 23.12.1980 über die 
Pässe und die Registrierung der Adressen der Bür- 
ger der Volksrepubhk Bulgarien (DV Nr. 100/ 

1980) ; Bestimmungen des Innenministeriums zur 
Durchführung des Erlasses Nr. 2772 (DV Nr. 39/ 

1981) . 

— DDR; VO über die Personalausweise der DDR — 
PersonalausweisO — vom 23.9.1963 (GBl. II S. 700) 
i. d. F. der Bekanntmachung vom 10.8.1978 (GBl. I 
S. 344); 3. DBSt. zur PersonalausweisO vom 
4.9.1978 (GBl. I S. 346); VO über das Meldewesen 
in der DDR - MeldeO - vom 15.7.1965 (GBl. II 
S. 761) i. d.F. der Bekanntmachung vom 10.6.1981 
(GBl. I S. 282). 

— Polen: Gesetz über die Registriemng der Bevölke- 
rung und die Personalausweise vom 10.4.1974 
(Dz. U. 1974, Nr. 14, Pos. 85) i. d. F. der Bekannt- 
machung vom 15.6.1984 (Dz. U. 1984, Nr. 32, 
Pos. 174); VO des Ministerrats vom 19.6.1984 betr. 
Dokumente des Identitätsnachweises (Dz. U. 1984, 
Nr. 32, Pos. 175); VO des Innenministers vom 
28.6.1984 betr. die Erfüllung der Meldepflicht und 
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die Führung des Bevölkerungsregisters (Dz. U. 
1984, Nr. 32, Pos. 176). 

— Rumänien: Gesetz Nr. 5/1971 über die Personal- 
ausweise der rumänischen Staatsbürger sowie das 
Verfahren beim Wechsel des Wohnsitzes und des 
Aufenthaltsortes vom 18.3.1971 (BO I, Nr. 36/1971) 
i, d. F. der Bekanntmachung vom 24.4.1978 (BO I, 
Nr. 34/1978). 

~ Sowjetunion: Ordnung über das Paßsystem in der 
UdSSR, bestätigt durch VO des Ministerrats vom 
28.8.1974 (SP SSSR 1974, Nr. 19, Art. 109); VO des 
Ministerrats vom 28.8.1974 über einige Bestim- 
mungen der Anmeldung von Bürgern (SP SSSR 
1974, Nr. 19, Art. 110 — unvollständig veröffent- 
hcht). Deutscher Text beider Normen in: JOR Bd. 
XVlI/1 (1976), S. 207 ff.; OEA 1977, S. 251 ff. 

— Tschechoslowakei: Gesetz vom 19.12.1957 über 
die Personalausweise (Sb. Nr. 75/1957); VO des 
Innenministeriums vom 12.11.1984 zur Durchfüh- 
rung des o. g. Gesetzes (Sb. Nr. 119/1984); Gesetz 
vom 10.11.1982 über die Meldepflicht und die Re- 
gistrierung der Bevölkerung (Sb. Nr. 135/1982). 

— Ungarn: RegierungsVO Nr. 38/1969. (XI. 17.) 
Korm. über den Personalausweis; VO des Innenmi- 
nisters Nr. 5/1985. (XII.22.) BM über den Personal- 
ausweis; VO des Innenministers Nr. 6/1983. 
(XI. 20.) BM über die Anmeldung und Registrie- 
rung der Anschrift. 

Die Rechtslage in der Sowjetunion unterscheidet sich 
von derjenigen in den übrigen osteuropäischen Län- 
dern grundlegend. Sie ist durch die zaristische Tradi- 
tion des von Peter dem Großen 1719 eingeführten 
Systems der Inlandspässe geprägt, das nicht nur eine 
totale pohzeihche Überwachung aller Aufenthalts- 
und Wohnsitzwechsel, sondern auch willkürhche Ein- 
griffe in die Freizügigkeit ermÖgUcht. Die mit Wir- 
kung vom 1.1.1976 erfolgte Neuregelung der Materie, 
nach der jeder Sowjetbürger bis zum Jahresende 1981 
einen neuen Inlandspaß (pasport) erhalten haben 
sollte, hat wohl einige Lockerungen, aber keine 
grundlegenden Veränderungen mit sich gebracht i). 
Der Besitz eines derartigen Passes ist grundsätzhche 
Voraussetzung eines jeghchen Ortswechsels. Aus die- 
sem Grunde mußte die Anordnung der Sowjetregie- 
rung, daß diejenigen Landbewohner, denen zuvor 
keine Pässe aus gehändigt worden waren, nunmehr 
einen Paß erhalten sollten, als ein begrüßenswerter 
Fortschritt gewertet werden. Betroffen hiervon waren 
vor allem die Kolchosbauern, die in Ermangelung ei- 
nes Passes (Ausnahme: baltische Republiken, Gebiet 
Moskau, Teile des Gebiets Leningrad) ihr Dorf ohne 
Erlaubnis nicht verlassen konnten. Ob die vorgese- 
hene Ausgabe der Pässe tatsächhch erfolgt ist, konnte 
nicht festgesteflt werden. Da der Wunsch nach einem 
längeren Ortswechsel vomehnüich beim Austritt aus 
dem Kolchos praktische Bedeutung erlangt und eine 
Austrittserklärimg erst mit Zustimmung des Vorstan- 
des und der Mitgliederversammlung wirksam wird 2), 
deren Verweigerung zudem nicht angefochten wer- 
den kann, kann die unerwünschte Landflucht nach 
wie vor erschwert werden. Ist der Sowjetbürger im 
Besitze eines Passes, so kann er seinen Wohnort vor- 
übergehend verlassen und sich im Lande frei bewe- 


gen; er unterhegt an seinem jeweüigen Aufenthaltsort 
nur einer Registrierungspflicht, der er binnen drei Ta- 
gen, in Beherbergungsstätten, Krankenhäusern usw. 
sofort nachzukommen hat. Wesentiich größeren 
Schwierigkeiten begegnen ein Wohnsitzwechsel und 
ein Aufenthaltswechsel von über anderthalb Mona- 
ten. In beiden Fällen sind eine pohzeihche Abmel- 
dimg (vypiska) vor der Abreise und eine pohzeihche 
Anmeldung (propiska) binnen drei Tagen nach An- 
kunft erforderhch, die in den Paß eingetragen werden. 
Ob es sich bei der Erteilung des Ab- und Anmeldever- 
merks um eine gebundene Erlaubnis oder um eine 
Ermessensentscheidung handelt, ist angesichts der 
sowjetischen Rechtswirkhchkeit eine müßige Frage- 
stehung. Fest steht, daß die zuständige Pohzeibehörde 
den Anmeldeantrag ablehnen kann und der Antrag- 
steUer in diesem Fall den Aufenthaltsort binnen sie- 
ben Tagen zu verlassen hat (Ziff. 27 PaßO). Die Poh- 
zeipraxis wird durch interne Verwaltungsvorschriften 
gelenkt, die zum größten Teil nicht veröffenthcht sind. 
Aus den pubhzierten Rechtsnormen geht nur hervor, 
daß für die Anmeldung in Städten und städtischen 
Siedlungen — von gewissen Ausnahmen abgesehen 
(Unterkimft bei Ehegatten und nahen Verwandten, 
Studenten, Wehr dienst entlassene an ihrem ursprüng- 
lichen Wohnort usw.) — der Nachweis von ausrei- 
chendem Wohnraum Voraussetzung ist (Ziff. 25 Abs. 1 
PaßO, AnmeldeBest). Somit erweist sich das Anmel- 
deerfordemis als eine Zuzugsgenehmigung, für deren 
Erteilung in den besonders begehrten Großstädten 
(rezimnye goroda) zusätzhche Restriktionen gelten. 
Der Aufenthalt ohne Paß oder Anmeldebestätigung 
wird im Wiederholungsfall als Straftat verfolgt und 
kann mit Freiheitsentzug bis zu einem Jahr bestraft 
werden, wobei die einschlägigen Bestimmungen in 
den Strafgesetzbüchern der einzelnen Unionsrepubh- 
ken vomehnüich in dem Punkte differerieren, ob eine 
einmahge oder zweimahge Ahndung als Ordnungs- 
widrigkeit Voraussetzung für eine Kriminalstrafe ist^). 
Da die Ablehnung eines Anmeldeantrags nicht an- 
fechtbar ist, kann der Sowjetbürger, dem der Anmel- 
devermerk rechtswidrig versagt worden ist, eine ge- 
richthche Inzidentprüfung der Angelegenheit nur er- 
reichen, wenn er bereit ist, das Risiko eines Ordnungs- 
widrigkeits- oder Strafverfahrens auf sich zu neh- 
men. 

Eine vergleichbare grundsätzhche Einschränkung der 
innerstaatlichen Freizügigkeit besteht ahein in Rumä- 
nien, wo sie durch das Dekret Nr. 59/1978 eingeführt 
worden ist. Seitdem bedarf jeder Aufenthaltswechsel 
von mehr als fünf Tagen eines pohzeüichen Aufent- 
haltsvermerks, der in den Personalausweis eingetra- 
gen und nur in gesetzlich bestimmten Fällen (Arbeits- 
platzwechsel, Ausbüdung, Krankheit usw.) oder aus 
sonst wichtigen Gründen erteüt wird. Bei Dienstrei- 
sen, Erholungsaufenthalt und dem Besuch naher Ver- 
wandter (Eltern, Kinder, Geschwister) tritt die Ver- 
pflichtung zur Einholung eines Aufenthaltsvermerks 
erst nach 30 Tagen ein. Ein Wohnsitzwechsel bedarf 
des polizeihchen Anmelde Vermerks, der nur erteüt 
wird, wenn ein Wohnungsnachweis und — bei Wehr- 
pfhchtigen — eine Bescheinigung über die militäri- 
sche Erfassung am neuen Wohnort vorgelegt werden. 
Für 14 durch den Ministerrat bestimmte Großstädte 
bestehen besondere Zuzugsbeschränkungen 4). Die 
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Anzahl der Personen, die zwecks Arbeitsaufnahme 
zugelassen werden können, wird auf der Grundlage 
des voraussichtiichen Arbeitskräftebedarfs durch Prä- 
sidialdekret jährlich festgesetzt. Über die Erteilung 
der Zuzugsgenehmigung entscheidet der regionale 
Verwaltungschef auf Vorschlag einer besonderen 
Kommission, die den erforderhchen Antrag des poten- 
tiellen Arbeitgebers individuell prüft. Außerhalb die- 
ses Verfahrens begründen nur besondere Umstände 
namentlich familiärer Natur eine Zuzugsberechti- 
gung. Schließlich ist ab 1982 für leitende Mitarbeiter 
in Partei, Staat, Wirtschaft und gesellschaftlichen Or- 
ganisationen sowie für alle Professoren, Lehrer und 
Ärzte eine Residenzpflicht am Arbeitsort eingeführt 
worden, der innerhalb von drei Monaten nachzukom- 
men ist und deren Verletzung die sofortige Kündi- 
gung und das Verbot, künftig leitende Positionen zu 
bekleiden, nach sich zieht 

Die Ausweis- und Meldevorschriften der übrigen 
Staaten sind mehr oder minder streng, machen aber 
die Zulässigkeit eines längeren Aufenthaltswechsels 
letztlich nicht von einer potizeilichen Genehmigung 
abhängig, ln Bulgarien ist für die ständige oder zeit- 
weilige Wohnsitznahme in ca. 115 Städten eine be- 
sondere Zuzugsgenehmigung erforderlich. Sie darf 
nur bestimmten Kategorien von Arbeitnehmern erteilt 
werden, die in einer vom Ministerrat am 25.11.1974 
bestätigten und seither laufend geänderten „Anord- 
nung über die zeitweilige Beschränkung der Auf- 
nahme von neuen Einwohnern in Städten“ (DV Nr. 
94/1974) minuziös aufgezählt sind. Diese einschnei- 
dende Beschränkung der freien Wohnsitzwahl wird 
mit der Notwendigkeit gerechtfertigt, die richtige de- 
mographische und wirtschaftliche Entwicklung der 
Städte zu gewährleisten, und bildet ein Instrument der 
umfassenden Raumordnung, Wirtschaftsplanung und 
Arbeitskräftelenkung. 

In Polen sind die befristeten Zuzugsbeschränkungen 
für das überbevölkerte Warschau Ende 1980 ausge- 
laufen, und die im 1984 neugefaßten MeldeG enthal- 
tene Ermächtigung an den Ministerrat, aus bestimm- 
ten Gründen Beschränkungen der Freizügigkeit an- 
zuordnen, ist nunmehr so formuliert, daß Zuzugs- 
beschränkungen aus sozialpohtischen Gründen nicht 
gedeckt sind. 


c) Grenz- und Sperrgebiete 

In allen Ländern ist die Freizügigkeit in den Grenzge- 
bieten und aus militärischen oder sonstigen Gründen 
festgelegten Sperrgebieten beschränkt. An der 
Staatsgrenze herrscht ein besonderes Regime, das 
länderweise beträchtliche Unterschiede aufweist und 
vielfach auch innerhalb eines Staates je nach Grenz - 
abschnitt variiert. Für die Durchsetzung des Grenzre- 
gimes sind mit polizeüichen Zwangsbefugnissen aus- 
gestattene Grenztruppen zuständig. Die Verletzung 
der vielfältigen Aufenthalts- und Verhaltensbe- 
schränkungen wird als Ordnungswidrigkeit, in der 
Sowjetunion im Wiederholungsfälle sogar als Straftat 
verfolgt. 


d) Administrativ-präventive Sicherungsmaßnahmen 

Die Einschränkungen der Freizügigkeit im Rahmen 
des Strafverfahrens und -Vollzugs betreffen in erster 
Linie die persönhche Freiheit sowie die justiziellen 
Menschenrechte und gehören folghch in einen ande- 
ren Zusammenhang (vgl. Abschnitt H — F.-Chr. 
Schroeder). Die Grenzen zwischen den strafrechtli- 
chen Maßnahmen der Besserung und Sicherung und 
den administrativ-präventiven Sicherungsmaßnah- 
men potizeilicher Natur sind allerdings fließend. Sie 
sind bereits erreicht, wenn das Strafgericht nur die 
Grundsatzentscheidung trifft und deren Konkretisie- 
rung dem Ermessen der Verwaltungsbehörden über- 
lassen bleibt, wie es in der DDR bei der Zusatz strafe 
der Aufenthaltsbeschränkung (§§51, 52 StGB) und 
den „staatlichen Kon trollmaßn ahmen“ (= Potizeiauf- 
sicht, § 48 StGB) der Fall ist. Erst recht aktuell werden 
sie bei der Anordnung von Freizügigkeitsbeschrän- 
kungen gegenüber Strafentlassenen, während sie bei 
Freizügigkeitsbeschränkungen, die vom Erfordernis 
der Straffälligkeit losgelöst sind und aus Gründen der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung verhängt wer- 
den, eindeutig überschritten sind. Die rechtliche und 
tatsächhche Lage in den einzelnen WP-Staaten stellt 
sich recht unterschiedhch dar. 

Die gerichtliche Anordnung der Polizeiaufsicht über 
Strafentlassene, mit der verschiedenartige, die Frei- 
zügigkeit beschränkende Auflagen verbunden wer- 
den können, ist in den Strafgesetzbüchern der DDR 
(§48) und Polens (Art. 62 ff.) vorgesehen. In der 
Tschechoslowakei wurde sie durch das Gesetz über 
die Schutzaufsicht vom 25.4.1973 (Sb. Nr. 44/1973) 
eingeführt. Über einen gerichtlichen Mißbrauch der 
„Schutzaufsicht“ (ochranny dohled), die nach einer 
Verurteilung wegen bestimmter Straftaten für die 
Dauer von 1 — 3 Jahren verhängt werden kann oder 
muß, wird im Zusammenhang mit der Verfolgung von 
Dissidenten seit 1981 berichtet®). 

Die tschechoslowakische „Schutzaufsicht" ist der so- 
wjetischen „Verwaltungsaufsicht" (administrativnyj 
nadzor) nachgebildet worden, die dort zur Verfolgung 
von Dissidenten seit der zweiten Hälfte der 60er Jahre 
systematisch eingesetzt wird^). Bei der sowjetischen 
Variante handelt es sich allerdings um eine Polizei- 
aufsicht, die keiner gerichtlichen Anordnung be- 
darf®). Sie wird gegenüber Strafentlassenen verhängt, 
die als besonders gefährhche Rückfalltäter eingestuft 
oder wegen schwerer Dehkte verurteilt worden sind 
und entweder während der Haftzeit oder nach der 
Haftentlassung Anzeichen eines „asozialen“ Lebens- 
wandels gezeigt haben. Sie wird durch die Pohzei teils 
in eigener Kompetenz, teils mit Zustimmung der 
Staatsanwaltschaft für die Dauer von sechs Monaten 
bis zu einem Jahr angeordnet und kann im zeithchen 
Rahmen der Straftilgungsfrist jeweils um sechs Mo- 
nate mehrfach verlängert werden. Ihre Anordnung ist 
nicht nur bei der Strafentlassung, sondern auch inner- 
halb der folgenden drei Jahre zulässig. Die Un- 
menschhchkeit der Verwaltungsaufsicht, die u. a. den 
Zwangsaufenthalt an einem zugewiesenen Ort und 
fast unbegrenzte Polizeieingriffe in die persönliche 
Intimsphäre beinhaltet, wird in ihrem vollen Ausmaß 
erst im Zusammenhang mit dem Strafvollzug erkenn- 
bar, wie er vornehmlich an pohtischen Gefangenen 
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praktiziert wird. Das Gericht spricht neben einer Frei- 
heitsstrafe als Zusatzstrafe gewöhnhch die Verban- 
nung (ssylka) oder die Ausweisung aus dem Wohnort 
(vysylka) für zwei bis fünf Jahre aus. Daran schließt 
sich die Verwaltungsaufsicht an, gegen deren Anord- 
nung der Rechtsweg versagt ist. Der somit vorgezeich- 
nete Leidensweg Straflager — Verbannung — Pohzei- 
aufsicht mit Aufenthaltsverpflichtung ist damit aber 
noch nicht zu Ende. Denn nach dem System der In- 
landspässe (vgl. oben unter 2. a) ) benötigt der Gepei- 
nigte nunmehr eine Anmeldebestätigung, um nach 
Hause zurückkehren zu können. Und diese wird ihm 
auf Grund geheimer Instruktionen meistens verwei- 
gert. 

Nach ihrer rechtlichen Ausgestaltung gehen die nach 
bulgarischem und ungarischem Polizeirecht zulässi- 
gen Freizügigkeitsbeschränkungen über die sowjeti- 
sche Verwaltungsaufsicht noch insofern hinaus, als 
ihre Anordnung nicht nur gegenüber bestimmten 
Strafentlassenen, sondern auch bei einer Gefährdung 
der öffenthchen Sicherheit und Ordnung erfolgen 
kann. Das bulgarische Polizeigesetz ermächtigt die 
zuständigen Milizbehörden, in eigener Kompetenz 
die Pohzeiaufsicht und mit Zustimmung des Bezirks- 
staatsanwalts das Verbot, den Wohnsitz zu verlassen, 
als präventive Verwaltungsmaßnahmen anzuord- 
nen®). Die Höchstdauer dieser Aufenthaltsbeschrän- 
kungenbeträgt sechs Monate, doch können sie belie- 
big oft wiederholt werden. Durch eine Gesetzesände- 
rung ist im August 1983 die Zwangsansiedlung an 
einem vom Wohnsitz verschiedenen Ort, d. h. die Ver- 
bannung, als eine weitere präventive Verwaltungs- 
maßnahme hinzugekommen, die vom Innenminister 
im Einvernehmen mit dem Generalstaatsanwalt für 
die Dauer von einem bis zu drei Jahren angeordnet 
wird. Als Verwaltungsakte können die präventiven 
Verwaltungsmaßnahmen grundsätzlich gerichtlich 
angefochten werden. Es bestehen aber erhebliche 
Zweifel daran, ob diese Möglichkeit praktisch auch 
dann besteht, wenn die Freizügigkeitsbeschränkun- 
gen — wie mehrfach bekannt geworden — aus poli- 
tischen Gründen angeordnet werden. Denn nach 
Art. 34 Ziff . 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes von 
1979 sind diejenigen Verwaltungsakte der gerichth- 
chen Kontrolle entzogen, die mit der Sicherheit des 
Landes unmittelbar Zusammenhängen, und nach 
Art. 39 Abs. 3 Ziff. 5 PohzeiG können präventive Ver- 
waltungsmaßnahmen auch gegen Personen ergriffen 
werden, die die Sicherheit des Landes gefährden. Die 
ungarischen Polizeibehörden können zum Zwecke 
der Kriminaütätsvorbeugung und der Gefahrenab- 
wehr aus eigener Machtvollkommenheit das Aufent- 
haltsverbot und die Polizeiaufsicht anordnen ^2), deren 
Einzelheiten 1985 geringfügig verschärft worden 
sind 13). Die Dauer der Zwangsmaßnahme beträgt 
zwei Jahre und kann um ein weiteres Jahr verlängert 
werden; in bestimmten Fällen beträgt sie drei Jahre 
und kann zweimal um je ein Jahr verlängert werden. 
Ein gerichtiicher Rechtsschutz ist dem Betroffenen 
versagt. Fälle eines politischen Mißbrauchs dieses an 
sich scharfen Pohzeiinstruments sind kaum bekannt 
geworden. In der DDR können präventive Freizügig- 
keitsbeschränkungen gerichtlich wie außergericht- 
hch ergriffen werden. Die Gerichte können auf Antrag 
der örtlichen Verwaltungsorgane auch außerhalb ei- 


nes Strafverfahrens Aufenthaltsbeschränkungen an- 
ordnen, wenn das Verhalten des Betroffenen die All- 
gemeinheit gefährdet oder die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung bedroht i"^). Die Konkretisierung der 
Aufenthaltsbeschränkung obhegt den Verwaltungs- 
behörden. Keinerlei gerichthchen Kontrolle unterlie- 
gen die Auflagen, die die örtlichen Räte wegen aso- 
zialen Lebenswandels erteüen können und in ihrer 
Gesamtwirkung auf eine Pohzeiaufsicht hinauslau- 
fen i^). 

Als einziges Land kennt Polen die Institution der poli- 
zeilichen Präventivhaft. Sie war schon im PohzeiG 
1955 vorgesehen und hat im neuen PohzeiG 1983 wei- 
tere Verschärfungen erfahren i^). Nach dieser Bestim- 
mung können der Staatssicherheitsdienst und die Po- 
hzei Personen in Gewahrsam nehmen, die die öffent- 
hche Ordnung und Sicherheit stören oder auch nur 
gefährden. Zwar ist die Höchstdauer des Polizeige- 
wahrsams, der namenthch gegenüber Oppositionel- 
len angewandt wird, auf 48 Stunden beschränkt, in 
der Praxis kann und wird diese Frist in Einzelfällen 
aber dadurch unterlaufen, daß der aus der Präventiv- 
haft fristgemäß Entlassene sofort wieder verhaftet 
wird. Ein gerichtlicher Rechtsschutz ist auch bei stän- 
diger Wiederholung der Präventivhaft nicht gege- 
ben. 

e) Einzelne Volksgruppen 

Spezielle Freizügigkeitsbeschränkungen für ganze 
Volksgruppen bestehen heute vornehnüich in der So- 
wjetunion. Sie reichen auf die Zeit des Zweiten Welt- 
krieges zurück, als Stalin ca. 2,1 Millionen Angehö- 
rige von acht nationalen Minderheiten unter der fal- 
schen Anschuldigung einer Kollaboration mit der 
deutschen Wehrmacht nach Kasachstan, Zentralasien 
und Westsibirien deportieren und ihre autonomen Ge- 
bietseinheiten im europäischen Rußland und im Kau- 
kasus liquidieren ließ^^). Nachdem den Tschetsche- 
nen, Kalmücken, Inguschen, Karatschaiern und Bal- 
karen die Rückkehr in ihre wiedererrichteten autono- 
men Gebietseinheiten bereits 1957/58 gestattet wurde 
und nach vorliegenden Erkenntnissen im Jahre 1985 
auch die Mescheten in ihre angestammte Heimat im 
Süden Georgiens zurückkehren durften, unterhegen 
heute nur noch die Deutschen (ca. 1,9 MilL, davon ca. 
1,5 Mül. in Kasachstan, Sibirien und Zentralasien) und 
die Krimtataren (ca. 300 000) diskriminierenden Frei- 
zügigkeitsbeschränkungen. Zwar wurden die beiden 
Volksgruppen durch verschiedene, nur zum Teü offi- 
ziell veröffentlichte Erlasse des Präsidiums des Ober- 
sten Sowjets der UdSSR moralisch rehabihtiert^ö), 
vom Regime der „Sonderansiedlung“ (specposelenie) 
und der „Verwaltungsaufsicht“ (= Polizeiaufsicht) be- 
freit i®) sowie die Krimtataren 1967 20) ^nd die Deut- 
schen 1972 21) in bezug auf die Freizügigkeit den übri- 
gen Sowjetbürgern formal gleichgestellt. Trotz der 
Aufhebung der normativen Grundlagen für das Nie- 
derlassungsverbot wird aber den Wolgadeutschen 
und Krimtataren die Rückkehr in die angestammten 
Siedlungsgebiete, wo sie bis zu ihrer Verbannung im 
Jahre 1941 bzw. 1944 über eine eigene Autonome 
Repubhk verfügten, nach wie vor verweigert. Offen- 
bar auf der Grundlage interner Verwaltungs Vorschrif- 
ten wird den RückkehrwiUigen von den örtiichen Ver- 
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waltungsbehörden die nach dem System der Inlands- 
pässe (vgl. oben unter 2. a)) erforderhche Anmeldebe- 
stätigung verweigert. Es ist nur wenigen Familien ge- 
lungen, die bürokratischen Hindernisse dank dem 
Wohlwollen oder der Schlamperei einzelner örtlicher 
Verwaltungsfunktionäre zu durchbrechen und den 
Weg in die Heimat doch noch zu finden. Während die 
Deutschen nunmehr weniger an einer Rückkehr an 
die Wolga als an einer Aussiedlung in die Bundesre- 
publik interessiert sind, scheint der Rückkehrwille der 
Krimtataren ungebrochen zu sein. Wohl aus diesem 
Grunde hat im Jahre 1978 nicht nur der Ministerrat 
der UdSSR eine unveröffentiichte Verordnung zur 
Verschärfung des Paßregimes auf der Krim erlassen, 
in der die Polizei angewiesen wird, alle Personen ohne 
Anmeldebestätigung oder Registrierung ebenso aus- 
zuweisen wie diejenigen legalen Einwohner, die die- 
sen Unterkunft gewähren 22)^ sondern auch der usbe- 
kische Innenminister die Wohnsitzbehörden ange- 
wiesen, Krimtataren grundsätzlich keine Abmeldebe- 
stätigung zu erteüen^^). Durch die letztgenannte 
Maßnahme soll den Rückkehrbestrebungen der Krim- 
tataren schon im Vorfeld ein Riegel vorgeschoben 
werden. 

Im Zusammenhang mit den Freizügigkeitsbeschrän- 
kungen einzelner Volksgruppen ist schließlich auf die 
Lage der türkischen Minderheit in Bulgarien hinzu- 
weisen. Obwohl gesicherte Erkenntnisse hierüber 
fehlen, besteht Anlaß zu der Vermutung, daß unter 
den Methoden, mit denen die Zwangsbulgarisierung 
der Türken seit 1985 betrieben wird, auch Freizügig- 
keitsbeschränkungen (Zwangsumsiedlungen, Auf- 
enthaltsverpflichtungen) eine Rolle spielen. 

f) Ausländer 

Besonderheiten für die Freizügigkeit von Ausländem 
ergeben sich in erster Linie aus der jeweüigen Aus- 
ländergesetzgebung, deren wichtigste Quellen die 
folgenden sind: 

Bulgarien: Gesetz über den Aufenthalt von Auslän- 
dern in der Volksrepublik Bulgarien vom 23.11.1972 
(DV Nr. 93/1972), deutsch: WGO 1973, S. 196 ff.; Be- 
stimmungen des Innen- und des Außenministeriums 
zur Durchführung des o. g. Gesetzes (DV Nr. 91/ 
1973). 

DDR: Gesetz über die Gewährung des Aufenthaltes 
für Ausländer in der DDR — Ausländergesetz — vom 
28.6.1979 (GBl. I S. 149); AO über den Aufenthalt von 
Ausländern in der DDR (AusländerAO) vom 28.6.1979 
(GBl. I S. 154). 

Polen: Gesetz über die Ausländer vom 29.3.1963 
(Dz. U. 1963, Nr. 15, Pos. 77), deutsch: JORBd. VIII/1 
(1967), S. 233 ff., mit späteren Änderungen. in: WGO 
1977, S. 31 f.; VO des Innen- und des Außenministers 
vom 1.10.1963 über die genaueren Grundlagen und 
das Verfahren in Ausländerangelegenheiten sowie 
die Muster von Dokumenten für Ausländer (Dz. U. 
1963, Nr. 43, Pos. 242). 

Rumänien: Gesetz Nr. 25/1969 betr. das Ausländerre- 
gime in der Sozialistischen Republik Rumänien vom 
17.12.1969 (BO I, Nr. 146/1969), deutsch: WGO 1970, 


S. 311, mit späteren Änderungen in: WGO 1972, 
S. 179ff.; 1973, S. 202; Dekret Nr. 225/1974 betr. die 
Sicherung der notwendigen Unterbringung von Aus- 
ländem, die sich zeitweilig in Rumänien aufhalten, 
vom 6.12.1974 (BO I, Nr. 154/1974). 

Sowjetunion: Gesetz über die Rechtsstellung auslän- 
discher Bürger in der UdSSR vom 24.6.1981 (WS 
SSSR 1981, Nr. 26, Art. 836), deutsch: JOR Bd. XXII/1 
(1981), S. 225 ff.; WGO 1981, S. 182 ff.; Bestimmungen 
über den Aufenthalt von ausländischen Bürgern in der 
UdSSR und Bestimmungen über Transitreisen von 
ausländischen Bürgern durch das Gebiet der UdSSR, 
beide bestätigt durch VO des Ministerrats der UdSSR 
vom 10.5.1984 (SP SSSR 1984, Nr. 21, Art. 113), 
deutsch: JOR Bd. XXVI/2 (1985), S., 441 ff. 

Tschechoslowakei: Gesetz vom 18.6.1965 über den 
Aufenthalt von Ausländem im Gebiet der Tschecho- 
slowakischen Sozialistischen Republik (Sb. Nr. 68/ 
1965), deutsch: WGO 1965, S, 362 f.; Kundmachung 
des Innenministeriums vom 23.6.1965, mit der aus- 
führlichere Vorschriften über den Aufenthalt von Aus- 
ländem im Gebiet der Tschechoslowakischen Soziali- 
stischen Repubhk erlassen werden (Sb. Nr. 69/1965, 
deutsch: WGO 1965, S. 364 ff.). 

Ungarn: GVO Nr. 19/1982 über den Aufenthalt von 
Ausländern in Ungarn; VO des Innenministers 
Nr. 7/1982. (VIII.26.) BM zur Durchführung der 
GVO. 

Die Besonderheiten betreffen vor allem die Meldevor- 
schriften, die Möglichkeit von Aufenthaltsbeschrän- 
kungen und die Freizügigkeit von Diplomaten. Er- 
mächtigungen an den Innenminister, örtliche Aufent- 
haltsbeschränkungen für Ausländer generell oder im 
Einzelfall anzuordnen, sind in den Ausländergesetzen 
Bulgariens (Art. 16 Abs. 2), der DDR (§ 6 Abs. 3) und 
Rumäniens (Art. 18 Abs. 1) enthalten, während der 
polnische Innenminister ermächtigt ist, im Einverneh- 
men mit dem Außenminister bestimmte Gebiete für 
Ausländer zeitweüig zu sperren (Art. 21). In der tsche- 
choslowakischen und ungarischen Ausländergesetz- 
gebung finden sich keine vergleichbaren Ermächti- 
gungen. Auf der anderen Seite unterhegen die Aus- 
länder in der Sowjetunion schon kraft Gesetzes ein- 
schneidenden Aufenthaltsbeschränkungen. 

Tatsächüch ist die inländergleiche Freizügigkeit der 
Ausländer, die in den meisten osteuropäischen WP- 
Staaten als Grundsatz proklamiert ist, nur in Ungarn 
und Polen gewährleistet. 

In der Tschecho Slowakei ^ Bulgarien und Rumänien 

ist die Freizügigkeit zwar nicht generell beschränkt, 
aber die Bewegungen von Individualreisenden wer- 
den von der Pohzei mehr oder weniger diskret über- 
wacht und gegebenenfalls auch behindert. Die orga- 
nisierten Gruppenreisen unterliegen schon kraft ihrer 
Eigenarten einer Kontrolle, und so enthält Art. 24 
Abs. 1 der Durchführungsbestimmungen des bulgari- 
schen Innen- und Außenministeriums, der den Teil- 
nehmern einer Gruppenreise die Absonderung von 
der Gruppe und die Abweichung von der gemeinsa- 
men Reiseroute untersagt, nur etwas Selbstverständü- 
ches. Empfindhche indirekte Einschränkungen hat 
das rumänische „Touristendekret'' von 1974 ^ 4 ) nüt 
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sich gebracht, das die Gewährung privater Unterkunft 
an Ausländer grundsätzhch verbietet; ausgenommen 
sind nur nahe Famüienangehörige (Eltern, Kinder, 
Geschwister, Ehegatte) und seit 1976 frühere rumäni- 
sche Staatsangehörige. Diese Regelung läuft prak- 
tisch auf einen Hotelzwang für Ausländer hinaus, die 
ihre Reisewünsche nach den beschränkt zugängh- 
chen Hotelkapazitäten zu richten haben. Persönhche 
Kontakte zwischen In- und Ausländern werden in al- 
len drei Ländern nicht gern gesehen und müssen der 
Pohzei teilweise gemeldet werden. 

In der DDR wird von der gesetzhch vorgesehenen 
Möghchkeit, die Aufenthaltsgenehnügung örüich zu 
beschränken (§ 6 Abs. 3 AuslG) und bei der Erteilung 
von Einreisevisa Reisewege und Reiseziele vorzu- 
schreiben ^5), in differenzierter Weise Gebrauch ge- 
macht. Das Einrei^ Visum für eine Touristenreise wird 
zwar neuerdings meistens unbeschränkt erteilt, aber 
die Reise muß im voraus gebucht werden. Die Aufent- 
haltsgenehmigung zum Besuch der Leipziger Messe 
ist auf den Bezirk Leipzig beschränkt. Transitreisende 
sind an die Transitwege gebunden. Im Ergebnis in- 
nerdeutscher Vereinbarungen bestehen für be- 
stimmte Gruppen von Deutschen aus der Bundesre- 
publik Deutschland und Berlin(-West) besondere Rei- 
semöghchkeiten, die teüs örthch beschränkt (Ein- und 
Zweitagesaufenthalte im grenznahen Bereich, Tages- 
ausflüge von Berhn/West nach Berlin/Ost), teils unbe- 
schränkt (Verwandten- und Bekanntenbesuche, Ta- 
gesausflüge für West-Berhner) sind. Die als ständige 
Korrespondenten akkreditierten ausländischen Jour- 
nahsten müssen bei Reisen außerhalb von Berhn(-Ost) 
Reiseziel und -grund dem Außennünisterium im vor- 
aus mitteüen^ß). 

Den gravierendsten Einschränkungen ist die Freizü- 
gigkeit von Ausländern in der Sowjetunion unterwor- 
fen 2?). Mit den Bestimmungen von 1984 sind sie — 
zusammen mit einer an die Adresse der Sowjetbürger 
gerichteten Einschüchterungsgesetzgebung zur Ein- 
dämmung unerwünschter Ausländerkontakte 28) — 
erstmals zumindest in ihren Grundzügen pubhziert 
worden. Die Einzelheiten sind allerdings nach wie vor 
in geheimen Verwaltungs Vorschriften enthalten. So 
schreibt Ziff. 3 AufenthaltsBest. die bisherige Übung 
fest, daß Einreisevisa immer nur für bestimmte Orte 
und Reiserouten erteilt werden und der Einreisende 
sich unverzüghch zum Bestimmungsort zu begeben 
und dort binnen 24 Stunden registrieren zu lassen hat. 
Der Bewegungsspielraum ist auf einen Umkreis von 
ca. 30 km um den genehmigten Aufenthaltsort be- 
schränkt. Der Aufenthalt in anderen Gebieten und 
jede Abweichung von der vor geschriebenen Reise- 
route bedürfen der vorherigen Genehmigung durch 
die zuständige Pohzeidienststelle, die — wenn über- 
haupt — nur schwer zu erhalten ist. Weite Gebiete 
sind für Ausländer schlechthin gesperrt, was in Ziff. 32 
AufenthaltsBest nunmehr wenigstens angedeutet 
ist 29). Nach jüngsten Schätzungen des US State De- 
partment sind für Ausländer ca. 20% des Staatsge- 
biets offiziell gesperrt und weitere 70% de facto nicht 
zugänghch^O). AU diese Einschränkungen gelten im 
Prinzip auch für Diplomaten und akkreditierte Jour- 
nahsten. Die Verletzung der Aufenthaltsbestimmun- 
gen steUt zunächst eine Ordnungswidrigkeit dar, wird 


aber im WiederholungsfaUe binnen Jahresfrist nach 
einem 1966 eigens für Ausländer geschaffenen Straf- 
tatbestand mit Freiheitsstrafe oder Besserungsarbeit 
bis zu einem Jahr oder Geldstrafe bis 200 Rbl. be- 
straft ^i). 

Die dar gelegte Rechtslage gilt für diejenigen Auslän- 
der, die sich rechtmäßig im jeweiligen WP-Staat auf- 
halten. Einreisevisum und/oder Aufenthaltsgenehmi- 
gung sind die wesentiichen Voraussetzungen der 
Rechtmäßigkeit, über deren Erteilung die zuständi- 
gen Behörden nach freiem Ermessen entscheiden. 
Dies gilt auch dann, wenn die jeweiligen Ausländer- 
gesetze bestimmte Versagungsgründe normieren 
(Bulgarien: Art. 7; Polen: Art. 5 Abs. 1; Rumänien: 
Art. 4; Sowjetunion: Art. 24 Abs. 2; Ungarn: § 8). Denn 
der Katalog der Versagungsgründe enthält durchweg 
die „staathchen Interessen'' oder eine ährüich formu- 
herte Generalklausel. Dessen ungeachtet ist festzu- 
stellen, daß seit Anfang der 70er Jahre und insbeson- 
dere im Zuge des KSZE-Prozesses alle WP-Staaten — 
wenn auch im unterschiedhchen Maße — immer mehr 
Ausländem die Einreise gestatten und Anstrengun- 
gen zur Förderung des Fremdenverkehrs unterneh- 
men. So wie die Aufenthaltsgenehmigung nach 
freiem Ermessen erteüt wird, so kann sie auch jeder- 
zeit wieder entzogen werden. An dieser Sachlage än- 
dert eine teilweise vorhandene Normierung der 
Gründe, bei deren Vorliegen die Aufenthaltsgeneh- 
migung vorzeitig entzogen werden kann, ebenfalls 
nichts. 


3. Bewertung 

Unter völkerrechtüchen Gesichtspunkten gibt die 
dargestellte Lage der innerstaatlichen Freizügigkeit 
in den WP-Staaten zu folgenden Beanstandungen 
Veranlassung: 

— Das System der Inlandspässe in der Sowjetunion 

läuft praktisch auf ein Verbot des Wohnsitzwech- 
sels mit Erlaubnisvorbehalt hinaus, da die Ertei- 
lung der erforderhchen Ab- und Anmeldebestäti- 
gungen in das gerichthch nicht überprüfbare Er- 
messen der Pohzeibehörden gestellt ist. Ein gnmd- 
sätzhches Verbot der Freizügigkeit widerspricht 
dem Art. 12 Abs. 1 IPBPR und ist durch die natio- 
nale Sicherheit, die öffenthche Ordnung sowie die 
sonstigen, in Art. 12 Abs. 3 IPBPR genannten Vor- 
behalte nicht gedeckt. Die für die Ermessensaus- 
übung maßgebenden Gesichtspunkte sind zum 
größten Teil in unveröffentlichten Verwaltungs- 
vorschriften und Anweisungen enthalten, was mit 
dem Pubhzitätsgebot des Art. 1 2 Abs. 3 IPBPR nicht 
zu vereinbaren ist. Die auf diese Weise gesteuerte 
Verwaltungspraxis stellt im Falle der Sowjetdeut- 
schen und der Krimtataren, wohl aber auch der 
Kolchosbauern zugleich einen Verstoß gegen den 
Gleichheitssatz im allgemeinen und gegen das 
Diskriminierungsverbot aus Gründen der nationa- 
len und sozialen Herkunft im besonderen (Art. 2 
Abs. 1; 26 IPBPR) dar. Die Diskriminierung der bei- 
den genannten Volksgmppen steht des weiteren 
im Widerspruch zu dem durch Art. 27 IPBPR gebo- 
tenen Minderheitenschutz. 
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— Aus den oben genannten Gründen ist das 1978 in 
Rumänien eingeführte grundsätzhche Verbot ei- 
nes Aufenthaltswechsels von mehr als fünf Tagen 
völkerrechtswidrig. Die Tatsache, daß das Dekret 
Nr. 5/1971 die wesenüichen Kriterien für die Ertei- 
lung eines polizeüichen Aufenthaltsvermerks be- 
nennt, entspricht nur den formellen, nicht aber den 
materiellen Anforderungen, die Art. 12 Abs. 3 
IPBPR an die Zulässigkeit von Freizügigkeits- 
beschränkungen stellt. 

— Die in der Sowjetunion, Rumänien und Bulgarien 
bestehenden Zuzugsbeschränkungen für zahlrei- 
che Städte sind völkerrechtlich bedenklich. Auch 
wenn die Staaten nicht nur ein unbestreitbar legi- 
times Interesse an der geordneten Entwicklung ih- 
rer Städte haben, sondern die Städteplanung auch 
eine öffenthche Aufgabe darstellt, ist es zweifel- 
haft, ob derartige Freizügigkeitsbeschränkungen 
aus Gründen der Wohnraumnot, der Arbeitskräfte- 
lenkung und der Ansiedlungspohtik unter dem 
Gesichtspunkt der öffenüichen Ordnung gerecht- 
fertigt sind 32). Eine Berufung auf das Gut der 
Volksgesundheit ist nur bei hygienisch bedrohli- 
chen Wohnverhältnissen denkbar. Die Grenze der 
völkerrechüichen Grauzone ist hingegen gewiß 
dann überschritten, wenn die Zuzugsbeschrän- 
kungen mißbraucht werden, um politisch mißlie- 
bige Personen von den Städten femzuhalten und 
auf diese Weise zu schikanieren. 

— Freizügigkeitsbeschränkungen im Grenzgebiet 
und in militärischen sowie sonstigen Sperrzonen 
sind aus Gründen der nationalen Sicherheit zuläs- 
sig. Im übrigen kommt es unter dem Gesichtspunkt 
der Verhältnismäßigkeit auf die Größe der Sperr- 
gebiete und das Ausmaß der Freizügigkeitsbe- 
schränkungen an. 

— Aufenthaltsbeschränkungen durch administrativ- 
präventive Maßnahmen dürften nach Art. 12 
IPBPR solange kaum zu beanstanden sein, wie sie 
tatsächlich dem Schutz der öffenüichen Ordnung 
dienen. Ihr Einsatz als Mittel politischer Verfol- 
gung, wie dies in der Sowjetunion und in geringe- 
rem Maße in Bulgarien und der Tschechoslowakei 
geschieht, ist hingegen unzweifelhaft völker- 
rechtswidrig. ln einzelnen Fällen mag die Art der 
Aufenthaltsbeschränkung (z. B. Hausarrest) mit 
Art. 9 IPBPR koUidieren, der die Freiheit der Person 
gegen willkürliche Festnahme und Haft schützt 
und für deren Einschränkung Verfahrensgarantien 
erfordert, die in einem bloßen Verwaltungs verfah- 
ren nicht gewährleistet sind. Gegen diese Bestim- 
mung verstößt die polnische Präventivhaft jeden- 
falls insofern, als sie in der Pohzeipraxis aus politi- 
schen Gründen angewandt und durch mehrmalige 
Wiederholung über Gebühr verlängert wird. 

— Die besonders für Ausländer geltenden Freizügig- 
keitsbeschränkungen sind völkerrechüich proble- 
matisch. Zwar besteht kein Anspruch auf Einreise 
in ein fremdes Land und kann jeder Staat die Vor- 
aussetzungen nach eigenem Ermessen festsetzen, 
unter denen der Aufenthalt eines Ausländers als 
rechtmäßig anzusehen ist, doch läßt Art. 12 Abs. 3 
IPBPR Freizügigkeitsbeschränkungen für Auslän- 


der nur aus den gleichen Gründen zu wie für Inlän- 
der. Es dürfte aber vertretbar sein, wenn der Vor- 
behalt der nationalen Sicherheit gegenüber Aus- 
ländem ein größeres Gewicht erhält. Im Falle der 
Sowjetunion, wo der größte Teil des Landes Aus- 
ländem unzugänghch ist, sind allerdings auch die 
Grenzen einer großzügigen Interpretation über- 
schritten. Positiv ist zu vermerken, daß im Zuge des 
KSZE-Prozesses die einzelnen WP-Staaten ihre 
Grenzen in zunehmendem Maße für ausländische 
Besucher geöffnet haben. 


III. Ausreisefreiheit 

1. Der völkerrechtliche Rahmen 

Die Ausreisefreiheit steht nach Art. 12 Abs. 2 IPBPR 
In- und Ausländem gleichermaßen zu und kann ge- 
mäß Art. 12 Abs. 3 IPBPR nur unter den gleichen Vor- 
aussetzungen eingeschränkt werden wie die inner- 
staaüiche Freizügigkeit (vgl. II. 1.). Die zulässigen 
Einschränkungen sind freüich im Zusammenhang mit 
den zahlreichen KSZE-Abreden über die Zusammen- 
arbeit in humanitären und anderen Bereichen 
(,Korb 3 ) zu sehen, die auf die Erleichterung der zwi- 
schenmenschhchen Kontakte über die Grenzen hin- 
weg ganz allgemein und unter Hervorhebung beson- 
derer Beweggründe (f amihäre, persönhche und beruf- 
hche Gründe, Gmppen- und Individualtourismus, Ju- 
gendbegegnungen, Sportveranstaltungen, kulturelle 
und Wissenschaf Üiche Kontakte) abzielen. Unter den 
KSZE-Zielsetzungen kommt der Erleichterung von 
Besuchsreisen zu Verwandten ein besonders hoher 
Rang zu (vgl. Abschnitt E — E. Klein). 

Obwohl Art. 12 Abs. 2 IPBPR nicht nach der Dauer des 
in Aussicht genommenen Auslandsaufenthalts zwi- 
schen vorübergehender Ausreise und Auswandemng 
unterscheidet, ist es zweckmäßig, diese beiden 
Aspekte der Ausreisefreiheit gesondert zu behandeln. 
Im folgenden geht es zunächst nur um die Freiheit zur 
vorübergehenden Ausreise. 


2. Innerstaatliche Rechtslage und Praxis 

a) Paßgesetzgebung 

Die Ausreisefreiheit ist in keinem WP- Staat als Gmnd- 
recht anerkannt oder verfassungsrechüich geschützt. 
Die Materie selbst ist in der Paßgesetzgebung gere- 
gelt, die sich von Land zu Land nicht nur inhaltlich, 
sondern auch hinsichüich der Regelungs dichte stark 
voneinander unterscheidet 33). Eine größere Bedeu- 
tung als den gesetzlichen Regelungen kommt aller- 
dings der Verwaltungspraxis zu, die durch unveröf- 
fentlichte Verwaltungs Vorschriften zentral gesteuert 
wird. Die wichtigsten, zur Zeit geltenden Rechts- 
gnmdlagen des Ausreiserechts sind die folgenden: 

Bulgarien: Gesetz über die Auslandspässe vom 
20.11.1969 (DV Nr. 92/1969); DBSt des Innen- und 
Außenministeriums (DV Nr. 92/1973). 

DDR: Paßgesetz der DDR vom 28.6.1979 (GBl. I 
S. 148); AO über Paß- und Visaangelegenheiten 
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(PVAO) vom 28.6.1979 (GBl. IS. 151); AO über Rege- 
lungen zum Reiseverkehr von Bürgern der DDR vom 
15.2.1982 (GBl. I S. 187). 

Polen: Paßgesetz vom 17.6.1959 (Dz. U. 1959, Nr. 36, 
Pos. 224) i. d. F. der Bekanntmachung vom 10.5.1967 
(Dz. U. 1967, Nr. 17, Pos. 81), deutscher Text der ur- 
sprünglichen Fassung in: WGO 1959, S. 55 ff., mit den 
späteren Änderungen von 1962, 1967, 1971 und 1983 
in: WGO 1983, S. 269 ff., der geltenden Fassung in: 
JOR Bd. XXVI/1 (1985), S. 249 ff.; VO des Innen- und 
des Außenministers vom 21.5.1976 über das Verfah- 
ren und die Zuständigkeit der Organe in Paßangele- 
genheiten (Dz. U. 1976, Nr. 20, Pos. 129). 

Rumänien: Dekret des Staatsrats Nr. 156/1970 betr. 
das Paßregime vom 24.3.1970 (BO I, Nr. 32/1970) 
i. d. F. der Bekanntmachung vom 25.12.1985 (BO I, 
Nr. 75/1985): VO des Ministerrats Nr. 424/1970 betr. 
einige Maßnahmen im Zusammenhang mit dem Paß- 
regime vom 9.4.1970 (BO I, Nr. 32/1970); deutscher 
Text beider Rechtsnormen in; JOR Bd. XXVII/2 
(1986), S. 493 ff. 

Sowjetunion: Ordnung über die Einreise in die 
UdSSR und die Ausreise aus der UdSSR, bestätigt 
durch VO des Ministerrats der UdSSR vom 22.9.1970 
(SP SSSR 1970, Nr. 18, Art. 139), erg. durch die VO des 
Ministerrats der UdSSR vom 28.8. 1986 (SP SSSR 1986, 
Nr. 31, Art. 163; deutsch: GzW 1987, Nr. 3, S. 22/ 
23), 

Tschechoslowakei: Gesetz vom 18.6.1965 über Reise- 
dokumente (Sb. Nr. 63/1965); RegierungsVO vom 
8.10.1969, mit der bestimmt wird, in welchen Fällen 
die Ausstellung eines Reisedokuments verweigert 
werden kann (Sb. Nr. 114/1969); Bekanntmachung 
des Innen- und des Außenministeriums vom 13.4.1970 
zur Durchführung des o. g. Gesetzes (Sb. Nr. 44/ 
1970). 

Ungarn: GVO Nr. 20/1978 über Auslandsreisen und 
Reisepässe i. d. F. der Bekanntmachung vom 1.1.1984 
(MK 1984, S. 8), deutscher Text der ursprünglichen 
Fassung in: WGO 1978, S. 367 f., der geltenden Fas- 
sung in: JOR Bd. XXVI/1 (1985), S. 259 f.,- VO des 
Ministerrats Nr. 53/1978. (XI. 10.) MT über Auslands- 
reisen und Reisepässe i. d. F. der Bekanntmachung 
vom 1.1.1984 (MK 1984, S. 8), deutscher Text der ur- 
sprünglichen Fassung in: WGO 1978, S. 369 ff.; VO 
des Innenministers Nr. 6/1978. (XI. 10) BM zur Durch- 
führung der o. g. VO i. d. F. der Bekanntmachung 
vom 1.1.1984 (MK 1984, S. 11), auszugsweise deut- 
scher Text der ursprünglichen Fassung in: WGO 1978, 
S. 372 ff. ^^«). 

Nach all diesen Regelungen setzt die Zulässigkeit ei- 
ner vorübergehenden Ausreise über die Erteilung ei- 
nes Reisepasses hinaus eine besondere Ausreisege- 
nehmigung (Ausreisevisum) voraus. Aus diesem 
Grunde sind die Ausreisemöglichkeiten durch die in- 
zwischen zahlreichen Abkommen über die Befreiung 
vom Visumzwang, die die einzelnen WP- Staaten un- 
tereinander wie auch mit anderen Ländern (am häu- 
figsten mit Kuba, der Mongolei, Österreich, Schweden 
und Finnland) geschlossen haben, nur unwesentlich 
erweitert worden: Auch wenn ein Einreisevisum des 
ausländischen Staates nicht erforderhch ist und teil- 


weise die Vorlage des Personalausweises anstelle ei- 
nes Reisepasses genügt, bedarf die Ausreise in der 
Regel einer besonderen Erlaubnis durch den Heimat- 
staat. Was die materiell-rechtlichen Voraussetzungen 
dieser Erlaubnis angeht, so können folgende Rege- 
lungstypen unterschieden werden: 

In Polen und Ungarn hat der Gesetzgeber die Ausrei- 
semöglichkeit seit 1959 bzw. 1970 als ein subjektiv- 
öffentliches Recht unterschiedlicher Tragweite ausge- 
staltet. Alle ungarischen Staatsangehörigen haben ein 
Recht auf Auslandsreisen, das sie nach näherer Maß- 
gabe der Rechtsvorschriften ausüben können (§ 1 
GVO Nr. 20/1978). Demgegenüber gewährt der polni- 
sche Gesetzgeber in Art. 4 Abs. 1 PaßG nur ein „Recht 
auf Erhalt eines Reisepasses“ und schweigt sich über 
den Umstand aus, daß der Besitz eines Reisepasses für 
sich allein die Ausreise noch nicht ermöglicht, da in 
unveröffentlichten Verwaltungsvorschriften das zu- 
sätzliche Erfordernis einer besonderen Ausreisege- 
nehmigung („Grenzübertrittskarte“) vorgesehen ist. 
Der somit grundsätzlich gewährleistete Anspruch ist 
in beiden Ländern durch ausdrücklich benannte 
Versagungsgründe und Verfahrens Voraussetzungen 
(insb. Antragsunterlagen, Fristen, Gebühren) einge- 
schränkt. Diese sichern den Paßbehörden einen be- 
trächtlichen Beurteilungsspielraum. Denn sie können 
die Erteilung einer Ausreisegenehmigung schon un- 
ter Berufung auf entgegengesetzte staatliche u. ä. In- 
teressen, d. h. aus politischen Gründen verweigern 
(Ungarn: § 6 Abs. 1 GVO Nr. 20/1978, § 6 Abs. 1 lit. a 
VO 53/1978; Polen: Art. 4 Abs. 2 Ziff. 2 PaßG). 

In der Tschechoslowakei, in Rumänien und Bulgarien 

enthalten die Paßgesetze keine grundsätzliche Ge- 
währleistung von Ausreisemöglichkeiten, aber sie 
normieren bestimmte Gründe, aus denen die Ertei- 
lung eines Reisepasses verweigert werden kann (§ 4 
CSSR-PaßG, CSSR-VO Sb, Nr. 114/1969, Art. 12 rum. 
Paßdekret, Art. 7 bulg. PaßG). Nach westlichen Aus- 
legungsgrundsätzen könnte man geneigt sein, aus der 
Normierung besonderer Versagungsgründe auf die 
grundsätzliche Existenz eines Anspruchs zu schließen 
und den Paßbehörden höchstens ein gebundenes Er- 
messen zuzugestehen. Diese rechtliche Schlußfolge- 
rung wird jedoch in den betreffenden Ländern selbst 
weder von der Rechtswissenschaft noch von der Ver- 
waltungspraxis gezogen. Im übrigen findet sich unter 
den Versagungsgründen überall eine Interessenklau- 
sel, die eine Entscheidung über die Anträge unter 
politischen Gesichtspunkten deckt. 

Aus der sowjetischen Ordnung von 1970 ging bis vor 
kurzem nur nebenbei hervor, daß allgemeine Aus- 
landspässe außer aus dienstlichen und gesellschaftii- 
chen Gründen auch in „privaten Angelegenheiten“ 
erteilt werden können (Ziff. 16). Erst mit Wirkung vom 
1.1.1987 hat eine Verordnung des Ministerrats der 
UdSSR vom 28.8.1986 (SP SSSR 1986, Nr. 31. Art. 163) 
der Ordnung neue Bestimmungen hinzugefügt, die 
nähere Regelungen über die Ausreisegenehmigung 
in privaten Angelegenheiten enthalten. Als „private 
Angelegeneheiten“ gelten nach der Legaldefinition 
der Ziff. 21 vor allem famililiäre Angelegenheiten im 
Sinne der KSZE-Abreden (Familienzusammenfüh- 
rung, Verwandtenbesuche, EheschÜeßeung, Krank- 
heitsfälle u. ä.) , aber sie können auch infolge „anderer 
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achtenswerter Gründe" vorhegen. Diese Wendung 
gibt den Paßbehörden die Möghchkeit, auch touristi- 
sche Auslandsreisen zu genehmigen. Ihr Entschei- 
dungsspielraum wird nur durch teils zwingende, teils 
fakultative Versagimgsgründe begrenzt, deren Kata- 
log die übliche Interessenklausel enthält (Ziff. 25). 
Eine positive Entscheidung liegt im freien Ermessen 
der Paßbehörden. Von dem zuvor behandelten Rege- 
lungstyp unterscheidet sich die sowjetische Variante 
durch den klaren Ausspruch dessen, daß für die Ertei- 
lung einer Ausreisegenehmigung jedenfalls die Gel- 
tendmachung eines beachthchen Ausreisegrundes 
Voraussetzimg ist. 

Das Paßrecht der DDR überläßt die Erteilung von Aus- 
reisegenehmigungen völüg dem Ermessen der Paßbe- 
hörden, indem es weder einen Anspruch noch Versa- 
gungsgründe normiert und die Behörden der Pfhcht 
einer Entscheidungsbegründung ausdrücklich ent- 
hebt (§17 PVAO). Im Zusammenhang mit den inner- 
deutschen Vereinbarimgen hat allerdings der Innen- 
minister der DDR 1972 und dann wieder 1982 eine 
„Anordnung über Regelimgen zum Reiseverkehr von 
Bürgern der DDR" erlassen, in der die Voraussetzun- 
gen geregelt sind, unter denen die Ausreise in „nicht- 
soziahstische Staaten und Berhn(-West) " genehmigt 
werden kann. Sie betreffen dringende Famihenange- 
legenheiten und Rentner. Diese Regelungstechnik 
legt die Deutung nahe, daß für „Westreisen" ein 
grundsätzhches Verbot besteht, von dem die Behör- 
den bei Vorhegen bestimmter Voraussetzungen nach 
freiem Ermessen eine Befreiimg erteüen können. 

Die verfahrensrechtlichen Modalitäten der Antrag- 
stellung, die dem Reisewilligen häufig die größten 
Schwierigkeiten bereiten, sind nur teilweise in pubh- 
zierten Rechtsvorschriften geregelt. Von den diversen 
Erschwernissen sind wegen ihrer generellen Bedeu- 
tung zu nennen; Vorlage einer Stellungnahme des 
Arbeitgebers; Zustimmung der Mihtärbehörden bei 
Wehrpfhchtigen; Nachweis der finanziellen Deckung 
der Kosten des Auslandsaufenthalts; zeithche Be- 
schränkungen hinsichthch der Dauer imd Häufigkeit 
von Auslandsreisen. Gegen eine ablehnende Ent- 
scheidung der Paßbehörde ist höchstens die Be- 
schwerde an die nächsthöhere Verwaltungsbehörde 
zulässig. Der Rechtsweg ist überall ausgeschlossen. 

b) Verwaltungspraxis 

Die Verwaltungspraxis der einzelnen WP- Staaten ist 
sehr unterschiedlich. Generell ist je nach Anlaß und 
Ziel der Reise zu unterscheiden. Reisen aus dienstli- 
chen und beruflichen Gründen sowie zum Zwecke 
offizieller oder zumindest offiziell geförderter Begeg- 
nungen (wissenschaftliche Tagungen, Studienaufent- 
halte, Jugendbegegnungen, Sportveranstaltungen 
usw.) büden eine Sonderkategorie, von der naturge- 
mäß nur vergleichsweise wenig Personen betroffen 
sind. Für die große Masse der Bürger ist die Möghch- 
keit von Auslandsreisen zu privaten Zwecken, mögen 
diese touristischer, famihärer oder sonst persönlicher 
Natur sein, von vorrangigem Interesse. Bei ihnen ist 
wiederum zwischen Reisen in „soziahstische" bzw. 
„nichtsozialistische" Länder (fortan: Ost- bzw. West- 
reisen) zu unterscheiden. 


aa) Ostreisen 

Die Genehmigimg von Ostreisen, auf die 80—90% 
aller Auslandsreisen entfallen, ist zwar wesentlich 
leichter zu erhalten, aber selbstverständlich ist sie kei- 
neswegs. Die Erleichterungen gelten vor allem für 
den Reiseverkehr zwischen WP-Staaten. Private Indi- 
vidualreisen in die Sowjetunion sind allerdings prak- 
tisch ausgeschlossen. Reisen in die übrigen Länder 
des „soziahs tischen Weltsystems", unter denen als 
Reiseziel Jugoslawien hervorragt, unterliegen wie- 
derum zum Teil fast so strengen Restriktionen wie die 
Westreisen. Die Möghchkeit, eine Ostreise zu unter- 
nehmen, ist den Bürgern der einzelnen WP-Staaten in 
sehr unterschiedlichem Maße gegeben. Die anhand 
der offiziellen Angaben, die Reisen aller Art erfassen 
und mit großer Vorsicht zu genießen sind^^), ermit- 
telte Reiseintensität (d. h. jährliche Ausreisen pro 100 
Einwohner) zeigt dies sehr deutlich: 



1970/74 

1975/79 

1980/84 

Tschechoslowakei . . 

31,0 

58,9 

46,7 

DDR 

44,2 

57,2 

42,0 

Ungarn 

14,8 

39,4 

41,3 

Polen 

16,5 

28,9 

7,6 

Bulgarien 

4,2 

6,7 

4,9 

Rumänien 

1,6 

1,7 

2,2 

Sowjetunion 

0,4 

0,7 

0,9 


Der Reiseverkehr im WP-Bereich nahm in den 70er 
Jahren stark zu. Betroffen hiervon waren vor allem die 
ostmitteleuropäischen Staaten, seitdem ab 1972 na- 
mentlich im Verhältnis der DDR, der Tschechoslowa- 
kei und Polens der Paß- und Visumzwang abgeschafft 
und andere Reiseerschwemisse abgebaut wurden. Ab 
1979 wurden in erster Linie aus wirtschafthchen 
Gründen verschiedene Restriktionen eingeführt (Min- 
destumtauschpflicht, Höchstumtauschsätze, ver- 
schärfte Zollbestimmungen, Einschränkung des orga- 
nisierten Tourismus usw.). Als Reaktion auf die polni- 
schen Ereignisse kamen ab August 1980 in zuneh- 
mendem Maße politisch motivierte administrative 
Einschränkungen hinzu, die den privaten Reisever- 
kehr nach Polen in den Jahren 1981/82 praktisch zum 
Erhegen brachten. Seit dieser Zeit sind Individualrei- 
sen zwischen Polen einerseits, der DDR, der Sowjet- 
union, Rumänien und Bulgarien andererseits nur mit 
einer pohzeüich bestätigten Einladung möglich. Die 
Tschechoslowakei, die sich mit Polen zunächst auf 
eine zeitliche Beschränkimg der Reisefrequenz auf 
eine Reise in 90 Tagen einigte, hat sich das Einla- 
dungserfordernis Mitte 1984 zu eigen gemacht. Seit 
Aufhebung des Kriegsrechts im Jahre 1983 zeigt der 
Reiseverkehr von und nach Polen wieder einen Auf- 
wärtstrend, ohne jedoch das Niveau der 70er Jahre 
erreicht zu haben. Die Reisemöghchkeiten der Un- 
garn waren durch die Polen-Krise weniger und nur 
vorübergehend beeinträchtigt; die in der zweiten 
Hälfte der 70er Jahre erzielte Häufigkeit von Ostrei- 
sen wird seit 1984 sogar leicht übertroffen. Trotz eines 
leichten Anstiegs sind die Chancen der Bulgaren, Ru- 
mänen und Sowjetbürger, die Ausreisegenehmigung 
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für einen WP-Staat zu erlangen, nach wie vor beschei- 
den und vornehmlich auf organisierte Gruppenreisen 
beschränkt. Individualreisen zu touristischen Zwek- 
ken werden in Rumänien zeitweise, in der Sowjet- 
union überhaupt nicht genehmigt. Für den Sowjetbür- 
ger stellt die polizeiUch bestätigte Einladung zu einem 
Verwandten- oder Bekanntenbesuch die einzige 
Möglichkeit zu einer Individualreise aus privaten 
Gründen dar. Die Erlaubnis zur Teilnahme an einer 
Gruppenreise wird als eine Belohnung für besondere 
Verdienste betrachtet. 

bb) Westreisen 

Im Gegensatz zu den Schwankungen im WP-internen 
Reiseverkehr weist die Kurve der Westreisen seit 1975 
einen steten Aufwärtstrend auf, von dem nur Rumä- 
nien und die Sowjetunion kaum berührt worden sind. 
Trotz dieser an sich erfreulichen Entwicklung, die 
ohne Zweifel dem KSZE-Prozeß zuzuschreiben ist, 
bleibt die Anzahl der Westreisen hinter denen der 
Ostreisen weit zurück. Die Reiseintensität ist wesent- 
lich geringer: 



1970/74 

1975/79 

1980/84 

DDR 

9,0 

17,8 

20,0 

Ungarn 

2,2 

3,0 

4,9 

Tschechoslowakei . . 

1,7 

2,4 

3,3 

Bulgarien 

0,8 

1,5 

1,9 

Polen 

0,6 

1,4 

1,9 

Rumänien 

0,4 

0,4 

0,7 

Sowjetunion 

0,4 

0,4 

0,5 


Die Zahlen enthalten — wie bei den Ostreisen — Rei- 
sen aller Art. Dies ist namenthch in bezug auf die 
Dienstreisen zu betonen, die im Falle der Tschecho- 
slowakei, der Sowjetunion, Rumäniens und Bulga- 
riens weit über die Hälfte aller Westreisen ausma- 
chen und somit das Gesamtbild stark relativieren. 
Von den Reisen zu privaten Zwecken entfällt nur ein 
kleinerer Teil auf den organisierten Gruppentouris- 
mus, da die Pauschalgruppenreisen sehr teuer sind 
und Devisen nur beschränkt zur Verfügung gestellt 
werden. Individualreisen werden ganz überwiegend 
zum Zwecke eines Verwandtenbesuchs auf schriftli- 
che Einladung unternommen, bei dem der Gastgeber 
die Kosten übernimmt. Auch Reisen in dringenden 
Familienangelegenheiten spielen eine größere Rolle 
(vgl. Abschnitt E — E. Klein). Private Touristenreisen 
ohne Einladung und auf eigene Kosten dürften nur für 
Ungarn und Polen praktisch in Betracht kommen. Die 
Erteilung des Reisepasses und des Ausreisevisums 
liegt tatsächlich durchweg im Ermessen der Paßbe- 
hörden. 

Die Spitzenstellung der DDR hinsichtlich der Intensi- 
tät von Westreisen ist nicht die Folge einer großzügi- 
gen Ermessensausübung durch die Paßbehörden, 
sondern das Ergebnis der innerdeutschen Vereinba- 
rungen von 1972. Der größte Teil der Westreisen ent- 
fällt auf Rentnerreisen in die Bundesrepubtik. Hinzu 
kommen Reisen auf Einladung naher Verwandter in 


dringenden Familienangelegenheiten, von denen al- 
lerdings die dem Kontaktverbot unterliegenden zahl- 
reichen „Geheimnisträger" ausgeschlossen sind. Die 
liberalste Verwaltungspraxis ist in Ungarn und — mit 
einem gewissen Abstand — in Polen zu beobachten. 
Die Antragsteller können mit hoher Wahrscheinlich- 
keit damit rechnen, daß ihnen die Ausreisegenehmi- 
gung erteilt wird. Der Anteil der abgelehnten Anträge 
bewegt sich in Ungarn schon seit geraumer Zeit um 
2—3%^®). In Polen hat er sich nach Aufhebung des 
Kriegsrechts erheblich verringert und ist von 19% im 
Jahre 1984 auf 5% im Jahre 1985 gesunken Bei der 
Ablehnung spielen in Einzelfällen auch politische 
Gründe eine RoUe, aber größtenteils ist die Devisen- 
knappheit ausschlaggebend. ReisewiUige, deren 
nahe Verwandte illegal im Westen verblieben sind, 
erhalten in den nächsten zwei bis fünf Jahren in der 
Regel keine Ausreisegenehmigung. Äußerst restriktiv 
ist demgegenüber die Verwaltungspraxis in der 
Tschechoslowakei, wo 80—90% der Ausreiseanträge 
abgelehnt werden dürften Eine bescheidene Er- 
folgsaussicht auf Genehmigung einer Individualreise 
besteht nur dann, werm diese zum Zwecke von Fami- 
lienbegegnungen oder aus dringenden persönlichen 
oder medizinischen Gründen unternommen werden 
SOU und eine Reihe von weiteren Bedingungen (Zu- 
stimmung des Arbeitgebers und gegebenenfaUs der 
zuständigen MilitärdienststeUe, Nachweis der Ko- 
stendeckung, kein „Geheimnisträger" usw.) erfüUt 
ist. Antragsteller, die Kontakte zu Emigranten unter- 
halten, denen die Staatsangehörigkeit aus pohtischen 
Gründen aberkannt wurde, oder die Emigranten be- 
suchen wollen, die ihre Beziehungen zur CSSR nicht 
„in Ordnung gebracht haben" (vgl. unten bei 
Anm. 65), haben grundsätzlich mit einer Ablehnung 
zu rechnen. 

Die geringsten Aussichten auf eine Westreise haben 
— in der Reihenfolge abnehmender Chancen — die 
Bürger Bulgariens, Rumäniens und der Sowjetunion. 
Die Verwaltungspraxis wird durch die Grundeinstel- 
lung geprägt, daß die Möglichkeit, eine Auslandsreise 
zu unternehmen, eine außerordentliche Vergünsti- 
gung für besondere Verdienste darstelle, die im Falle 
von Westreisen nur in wenigen Ausnahmefällen auf 
Einladung durch einen Verwandten mit voller Kosten- 
übernahme gewährt werden könne. Dementspre- 
chend beschwerlich ist schon die Antrag Stellung ge- 
staltet (Empfehlung des Arbeitgebers, der Gewerk- 
schaft und meistens der Parteiorganisation, gegebe- 
nenfalls Zustimmung der zuständigen Militärdienst- 
steile, Bescheinigung über Schuldenfreiheit, hohe Ge- 
bühren usw.). „Geheimnisträger" und Personen, de- 
ren Angehörige illegal im Westen verblieben sind, 
können auf eine Ausreisegenehmigung überhaupt 
nicht hoffen. Um die Rückkehr zu sichern, wird das 
Ausreisevisum meistens nur einer Person aus einer 
Familie erteilt; Ehegatten oder Kinder müssen als Gei- 
sel Zurückbleiben. 

c) Ausländer 

Die Ausreise eines Ausländers ist immer dann erlaub- 
nispfhchtig, wenn er sich dauerhaft in einem WP-Staat 
niedergelassen hat oder keine gültigen Reise- und 
Aufenthaltsdokumente besitzt. Nach bulgarischem 
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(Art. 26 AuslG) und ungarischem (§ 24 Abs. 1 lit. b VO 
des Innenministers Nr. 7/1982) Recht ist eine beson- 
dere Ausreiseerlaubnis schon nach einem Aufenthalt 
von mehr als drei Monaten erforderlich. Für eine Aus- 
reise aus der Sowjetunion (Art. 25 Abs. 1 AuslG) und 
der DDR (§ 6 Abs. 2 PVAO) benötigt der Ausländer 
grundsätzlich immer eine Erlaubnis, doch wird in der 
Praxis von der gesetzlich vorgesehenen Möglichkeit 
Gebrauch gemacht, daß mit der Erteilung des Einrei- 
sevisums für einen kurzfristigen Aufenthalt zugleich 
auch das Ausreisevisum erteilt wird. 

Die Gründe, aus denen einem Ausländer die Ausreise 
untersagt werden kann, sind normalerweise gesetz- 
lich bestimmt 3^). Zu ihnen gehören ein laufendes 
Strafverfahren, die Verbüßung einer Freiheitsstrafe 
und das Vorhandensein öffentlicher, teilweise auch 
privater Schulden (insb. Schadensersatz- und Unter- 
haltsverpfhchtungen). ln letzteren Fällen wird die 
Ausreise meist gegen Sicherheitsleistung gestattet, ln 
der Sowjetunion und Ungarn existiert eine General- 
klausel, die die Versagung der Ausreise unter Beru- 
fung auf entgegenstehende öffentliche oder staatliche 
Interessen ermöglicht. Damit ist der administrativen 
Willkür an sich Tür und Tor geöffnet. Aus der Praxis 
sind allerdings kaum Fälle eines derartigen Miß- 
brauchs bekannt geworden. 

d) Grenzsicherung und „Republikflucht“ 

Um die dar gelegten Beschränkungen der Ausreise- 
freiheit durchzusetzen und ihre Bürger an der Flucht 
zu hindern, machen die WP- Staaten von faktischen 
Sicherungsmaßnahmen und strafrechtlichen Mitteln 
ausgiebig Gebrauch. 

Abgesehen von dem strengen Grenzregime (vgl. oben 
unter II. 2. c) ) werden die Grenzen — am Standard der 
internationalen Üblichkeit gemessen — außerordent- 
lich scharf bewacht und zum Teil durch besondere 
technische Anlagen gesichert (Minen, Zäune, Melde- 
anlagen usw.). Die Sicherheitsvorkehrungen pflegen 
an den Grenzen zu Staaten der westlichen Demokra- 
tien besonders intensiv zu sein. Die menschenverach- 
tende Brutalität der Grenzsicherungsanlagen der 
DDR an der Grenze zur Bundesrepublik ist allerdings 
auch in diesem Vergleichsrahmen einmalig. Die 
Grenztruppen sind mit weitgehenden Eingriffsbefug- 
nissen ausgestattet, zu denen auch der Schußwaffen- 
gebrauch gegenüber Flüchtlingen gehört. Seine Vor- 
aussetzungen sind gewöhnlich gesetzlich geregelt. In 
der Praxis wird die Schußwaffe von den Grenz truppen 
der DDR und der Tschechoslowakei am freizügigsten 
gegen Rüchtlinge eingesetzt. 

Der „illegale Grenzübertritt“ wird als Straftat überall 
mit hohen Freiheitsstrafen bedroht, wobei es von un- 
tergeordneter Bedeutung ist, ob er nach der Systema- 
tik der Strafgesetzbücher ein Staatsverbrechen 
(CSSR, UdSSR) oder eine Straftat gegen die öffentli- 
che oder ähnlich bezeichnete Ordnung administrati- 
ver Natur (übrige Länder) darstellt. Das Höchstmaß 
der für die Verwirklichung des Grundtatbestandes 
angedrohten Freiheitsstrafe beträgt in Bulgarien 
(Art. 279 Abs. 1 StGB), Polen (Art. 288 Abs. 1 StGB) 
und der Tschechoslowakei (§ 109 Abs. 1 StGB) fünf 
Jahre, während es in Ungarn (§ 217 üt. a StGB), Rumä- 
nien (Art. 245 Abs. 1 StGB) und der Sowjetunion 


(Art. 20 des Unionsgesetzes über Straftaten gegen 
den Staat vom 25.12.1958)^0) ^^ur" drei Jahre sind. 
Eine Mindeststrafe ist in der Tschechoslowakei und 
Rumänien (sechs Monate) und in der Sowjetunion (ein 
Jahr) vorgesehen. Die DDR liegt mit einer Strafandro- 
hung von höchstens zwei Jahren (§ 213 Abs. 1 StGB) 
zwar an der untersten Grenze, doch die Qualifizierung 
als „schwerer Fall'' , für den § 213 Abs. 3 StGB nur eine 
Reihe von Beispielen anführt, eröffnet dem Richter die 
Möglichkeit, eine Freiheitsstrafe von einem bis acht 
Jahren zu verhängen. In den übrigen Ländern, in de- 
nen der illegale Grenzübertritt in qualifizierten Fällen 
mit einer höheren Strafe bedroht ist, enthält das Ge- 
setz eine abschließende Aufzählung der erschweren- 
den Umstände; Tatbegehung unter Mitführung von 
Waffen oder in einer Gruppe in Ungarn (§217 Abs, 3 
StGB; 1 — 5 Jahre), Tatbegehung durch einen Ge- 
heimnisträger oder während der Wehrbereitschaft in 
der Tschechoslowakei (§ 109 Abs. 3 StGB: 3 — 10 
Jahre), im Wiederholungsfälle in Bulgarien seit 1982 
(Art. 279 Abs. 2 StGB: 1 — 6 Jahre) und in der Sowjet- 
union seit 1984 (Art. 20 des o. g. Gesetzes: 2— 5 Jahre). 
Zudem besteht im Einzelfall immer die Möglichkeit, 
die Tat unter einen der schwammigen Tatbestände 
des politischen Strafrechts zu subsumieren, um zu 
dem erwünschten Strafmaß zu gelangen. Den einzu- 
schlagenden Weg bezeichnet der bulgarische und der 
sowjetische Gesetzgeber ausdrücklich, indem er den 
illegalen Grenzübertritt bei Vorliegen einer staats- 
feindlichen Absicht als „Vaterlands verrat" qualifi- 
ziert. Dieses Staatsverbrechen wird in Bulgarien mit 
Freiheitsstrafe von fünf bis 15 Jahren (Art. 101 StGB) 
und in der Sowjetunion mit Freiheitsstrafe von zehn 
bis 15 Jahren, an deren Verbüßung sich eine Verban- 
nung für zwei bis fünf Jahre anschüeßen kann, oder 
gar mit dem Tode bestraft (Art. 1 des o. g, Geset- 
zes) Eine Privilegierung für Fälle „von geringerer 
Bedeutung" kennen lediglich Art. 288 Abs. 2 des pol- 
nischen und § 217 Abs. 6 des ungarischen StGB (Frei- 
heitsstrafe bis zu 1 Jahr oder Geldstrafe). Über die 
Praxis der Strafzumessung in den einzelnen Ländern 
lassen sich in Ermangelung von repräsentativem sta- 
tistischen Material keine allgemeingültigen Aussagen 
machen. Die meisten Verurteilungen und die höch- 
sten Strafen sind aus der DDR, Rumänien und Bulga- 
rien bekannt geworden. 

Recht unterschiedlich ist die Behandlung der indirek- 
ten Fluchtvariante, bei der der Täter sein Land im 
Besitze einer Ausreisegen ehmigimg legal verläßt, 
dann aber nicht wieder nach Hause zurückkehrt. Die- 
ses „illegale Verbleiben im Ausland“ ist in der DDR 
(§213 Abs. 2 StGB) und der Tschechoslowakei (§ 109 
Abs. 2 StGB) dem illegalen Grenzübertritt gleichge- 
stellt, wobei der mitteldeutsche Straftatbestand sehr 
weit ausgreift und schon die „nicht fristgerechte" 
Rückkehr sowie die Verletzung „staatlicher Festle- 
gungen über den Auslandsaufenthalt" erfaßt. Unter 
die letztgenannte Wendung fäUt etwa — auch bei 
fristgerechter Rückkehr — die Einreise in Länder, die 
im Ausreisevisum nicht aufgeführt sind. In Ungarn ist 
für die Strafbarkeit ein „dauerhaftes" Verbleiben im 
Ausland erforderlich, und seit der Strafrechtsreform 
von 1978 wird zudem eine „erhebliche Verletzung 
staatlicher Interessen" vorausgesetzt (§217 Abs. 1 
ht. b StGB), welches Merkmal von der Rechtspre- 
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chung so restriktiv interpretiert wird, daß in der Praxis 
nur vergleichsweise wenig Verurteilungen nach die- 
ser Bestimmung erfolgen Einen quahfizierteren 
Fall stellt der Mißbrauch eines dienstlichen Auftrags 
dar (§217 Abs. 2 StGB: Freiheitsstrafe bis zu 5 Jah- 
ren), der z. B. anzunehmen ist, wenn ein Diplomat 
„abspringt". In Rumänien ist das illegale Verbleiben 
im Ausland an sich ein Amtsdehkt, doch ist seit der 
drastischen Verschärfung von 1973 nicht nur derje- 
nige mit Freiheitsstrafe von einem bis zu sieben Jah- 
ren strafbar, der nach Erfüllung eines staatlichen oder 
öffentlichen Auftrags nicht zurückkehrt, sondern auch 
jeder Geheimnisträger, der die im Ausreisevisum fest- 
gelegte Frist überzieht (Art. 253 StGB). Nach bulgari- 
schem Recht wird das illegale Verbleiben im Ausland 
in der Regel milder bestraft als der illegale Grenzüber- 
tritt: Voraussetzung für die Strafbarkeit mit Freiheits- 
strafe bis zu drei Jahren ist es, daß der Rückkehrter- 
min „ohne triftige Gründe" um mehr als drei Monate 
überzogen wird (Art. 280 StGB). Bei organisierten 
Gruppenreisen ist allerdings schon die Nichtrückkehr 
nüt der Gruppe mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder Besserungsarbeit strafbar (Art. 281 StGB); wenn 
die Rückkehr auch nach drei Monaten nicht erfolgt ist, 
greift die zuvor genannte schärfere Strafbestimmung 
Platz. Sollte die Rückkehr in staatsfeindlicher Absicht 
verweigert werden, so hegt der schwerwiegende Tat- 
bestand des „Landesverrats" vor. In der Sowjetunion 
steht für die einfachen Fähe eines illegalen Verblei- 
bens im Ausland kein besonderer Straftatbestand zur 
Verfügung; soUte eine Bestrafung ins Auge gefaßt 
werden, so muß gleich das scharfe Geschütz eines 
„Landesverrats" aufgefahren werden, mit dem dann 
auch die Todesstrafe erzielt werden kann. Zur Zeit ist 
Polen der einzige WP-Staat, dessen Rechtsordnung 
die indirekte Fluchtvariante nicht ausdrückhch unter 
Strafe steht. Gegebenenfalls können aber auch hier 
andere Straftatbestände herhalten, um zur Bestrafung 
zu gelangen 43). Präzedenzfälle sind indes bislang 
nicht bekannt geworden. 

3. Bewertung 

Unter völkerrechtiichen Gesichtspunkten gibt die 
dargesteUte Lage der Ausreisefreiheit im engeren 
Sinne, d. h. des Rechts, einen WP-Staat zum Zwecke 
eines vorübergehenden Auslandsaufenthalts zu ver- 
lassen, zu folgenden Beanstandungen Veranlas- 
sung: 

— Die überah anzutreffende Erlaubnispflichtigkeit 
von Auslandsreisen (Reisepaß und Ausreisege- 
nehmigung) kann vor dem Völkerrecht nur dann 
Bestand haben, wenn es sich um eine gebundene 
Erlaubnis handelt, so daß das Präventivverbot der 
Ausreise nur den Sinn hat, dem Staat die Prüfung 
zu ermöghchen, ob ein völkerrechthch beachth- 
cher Grund vorhegt, aus dem die Ausreise aus- 
nahmsweise verweigert werden kann. Diesem Er- 
fordernis entspricht formal nur die Rechtslage in 
Ungarn und Polen. In den übrigen Ländern steht 
die Erteüung der Ausreisegenehmigung im freien 
Ermessen der Behörden, von der zum Teü nur bei 
Vorüegen bestimmter Ausreisegründe Gebrauch 
gemacht werden darf (so bei Individualreisen). 
Verwaltungsdogmatisch gesehen besteht hier ein 
gleitender Übergang zwischen den Konstruktio- 


nen eines Präventivverbots mit freiem Erlaubnis- 
vorbehalt und eines Repressivverbots mit der Mög- 
hchkeit einer Ausnahmebewihigung. In beiden 
Fähen handelt es sich um einen völkerrechtswidri- 
gen Zustand. Hieran ändert auch die wachsende 
und im Geiste des KSZE-Prozesses positiv zu wür- 
digende Bereitschaft der meisten WP- Staaten, 
Auslandsreisen zu Verwandtenbesuchen auf 
schrifthche Einladung und bei Kostenübernahme 
durch den Gastgeber zu bewühgen, nichts. 

~ Die Versagungsgründe müssen durch den Zweck, 
die in Art. 12 Abs. 3 IPBPR genannten Rechtsgüter 
zu schützen, gedeckt sein. Dies ist in aUen WP- 
Ländem schon insofern nicht der Fah, als die Aus- 
reisegenehmigung unter Berufung auf entgegen- 
stehende staathche Interessen, d. h. aus politi- 
schen Gründen verweigert werden kann. Abgese- 
hen von dem strikt restriktiv zu interpretierenden 
Ausnahmefah einer begründeten Besorgnis, daß 
der AntragsteUer im Ausland seinem Heimatstaat 
schweren Schaden zufügen würde, ist namentiich 
die Verwaltungspraxis völkerrechtswidrig, die Ge- 
nehmigung einer Westreise zu verweigern, um 
Kontakte mit Emigranten zu unterbinden (insb. 
Tschechoslowakei), oder das politische Wohlver- 
halten im Ausland dadurch erzwingen zu wollen, 
daß Famüienmitgheder des Ausreisenden als Gei- 
sel zurückbehalten werden (insb. Sowjetunion, 
Rumänien, Bulgarien). Völkerrechtlich problema- 
tisch ist die Verweigerung von Auslandsreisen aus 
Gründen der Devisenknappheit 44). Wenn auch die 
mangelnde Konvertibüität der nationalen Währun- 
gen in der Hauptsache als eine Folge der „soziah- 
stischen Wirtschaftsordnung" und nüthin den poh- 
tischen Führungen der WP-Staaten selbst zuzu- 
schreiben ist, kann eine staatliche Verpflichtung 
gewiß nicht angenommen werden, den Bürgern in 
angemessenem Umfang Devisen für Auslandsrei- 
sen zur Verfügung zu stellen. Zweifelhaft ist es 
hingegen, ob die Verwaltungspraxis durch den 
Schutz der „öffentlichen Ordnung" gerechtfertigt 
ist, eine Auslandsreise nur dann zu gestatten, 
wenn der Antragsteller nachweist, daß sein Le- 
bensunterhalt im Ausland finanziell gesichert ist. 

— Die Erlaubnispflichtigkeit der Ausreise eines Aus- 
länders ist völkerrechtlich nur dann vertretbar, 
wenn es sich um eine strikt gebundene Erlaubnis 
handelt. Ein laufendes Strafverfahren und die Ver- 
büßung einer Freiheitsstrafe begegnen als Versa- 
gungsgründe keinen Bedenken. Offene Zahlungs- 
verpflichtungen dürften dann als Versagungs- 
grund legitim sein, wenn die Ausreise gegen Lei- 
stung einer Kaution mögüch ist. Völkerrechtswid- 
rig ist hingegen die Rechtslage (wenn auch nicht 
die Verwaltungspraxis) in Ungarn und der Sowjet- 
union, die den Verwaltungsbehörden die Versa- 
gung der Ausreise unter Berufung auf entgegen- 
stehende öffentliche oder staathche Interessen er- 
möghcht. 

— Der Rechtsschutz gegen die Ablehnung eines Aus- 
reiseantrags ist in ahen WP-Staaten unter entwik- 
kelt. Er ist höchstens auf ein verwaltungsintemes 
Beschwerdeverfahren beschränkt; der Rechtsweg 
zu den Gerichten ist ausgeschlossen. Es ist frag- 
hch, ob dieser Zustand den Anforderungen des 
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Art. 2 Abs. 3 IPBPR entspricht, der eine wirksame 
Beschwerdemöglichkeit und den Ausbau des ge- 
richtlichen Rechtsschutzes verlangt. 

— Auch wenn man berücksichtigt, daß jeder Staat 
den Grenzübertritt kontrolheren darf, verstoßen 
das strenge Grenzregimer die lebensbedrohenden 
Grenzsicherungsanlagen und der Schußwaffen- 
gebrauch namentiich an der deutsch-deutschen 
Grenze, aber auch anderswo gegen das Völker- 
recht. Denn sie dienen zur gewaltsamen Verhinde- 
rung eines Verhaltens, das in den meisten Fällen 
die Ausübung des Menschenrechts der Ausreise- 
freiheit darstellt und von dem betroffenen Staat in 
völkerrechtswidriger Weise verboten worden ist. 
Diese unangemessenen Sicherungsmaßnahmen 
stellen vielfach zugleich einen völkerrechtswidri- 
gen Eingriff in das Recht auf Leben (Art. 6 Abs. 1 
IPBPR) dar. 

— Die unangemessen hohen Strafandrohungen für 
„illegalen GrenzübertritL' und „illegales Verblei- 
ben im Ausland", die in der Strafpraxis durch die 
willkürliche Heranziehung weiterer politischer 
Straftatbestände in einigen Ländern (insb. DDR, 
Rumänien, Bulgarien) nicht selten zusätzlich ver- 
schärftwerden, erweisen sich aus ähnlichen Grün- 
den als völkerrechtswidrig. Es werden Verhaltens- 
weisen kriminalisiert, die nach Völkerrecht erlaubt 
sind oder höchstens Verwaltungsunrecht verkör- 
pern, das sachgerecht als bloße Ordnungswidrig- 
keit zu ahnden wäre. 

IV. Auswandemngsfreiheit 

1. Der völkerrechtliche Rahmen 

Die Auswanderung als eine Ausreise mit dem Ziel der 
dauerhaften Niederlassung im Ausland wird von der 
in Art. 12 Abs. 2 IPBPR gewährleisteten Ausreisefrei- 
heit mit erfaßt. Auch hinsichtlich der völkerrechtiich 
zulässigen Einschränkungen wird zwischen der Aus- 
reise- und der Auswanderungsfreiheit kein Unter- 
schied gemacht. Insofern gelten die Ausführungen 
unter III. 1 . Im Rahmen der KSZE-Abreden spielt die 
Auswanderungsfreiheit unter dem Gesichtspunkt der 
Familienzusammenführung eine hervorragende 
RoUe, nach deren Grundsätzen auch die gemeinsame 
Wohnsitznahme jung verheirateter Ehegatten aus 
verschiedenen Staaten ermöglicht werden soll (vgl. 
Abschnitt E — E. Klein). 

2. Innerstaatliche Rechtslage und Praxis 

a) Verfassungsrecht und Paßgesetzgebung 

Die Auswanderungsfreiheit ist in den WP- Staaten we- 
der als verfassungsmäßiges Grundrecht noch als ein- 
fach-gesetzlich gewährtes subjektiv- öffentiiches 
Recht bekannt. Sie wird zum Teil als unvereinbar mit 
dem Wesen der sozialistischen Gesellschaft hinge- 
stellt. In diesem Sinne erklärte der Leiter der sowjeti- 
schen Delegation, Stellvertretender Justizminister der 
UdSSR, Samoscenko, am 6.11.1984 vor dem Men- 
schenrechtsausschuß der Vereinten Nationen, daß es 
in der Sowjetunion keine objektiven Gründe für eine 
Auswanderung gebe, da weder Arbeitslosigkeit noch 


Nationalitätenprobleme existierten^^). Nach dem 
Staatsrechtslehrbuch der DDR gibt es in der DDR 
keine soziale Basis für ein Grundrecht auf Auswande- 
rung, weil die soziahstischen Gesellschaftsverhält- 
nisse dem Menschen erstmalig beständige soziale Si- 
cherheit, Geborgenheit, freie und ungehinderte Per- 
sönlichkeitsentfaltung gewährten und die Gestattung 
der Ausreise in den Westen die Auslieferung des An- 
tragstellers an ein imperialistisches, aggressives und 
antisozialistisches Ausbeutersystem bedeute, wel- 
chen Umstcmd die zuständigen Organe unter dem 
Gesichtspunkt der Verantwortung der sozialistischen 
Staatsmacht für jeden Bürger gebührend zu berück- 
sichtigen hätten ^6). 

Diese GrundeinsteUung ist auch für die einschlägigen 
Regelungen in den Paßgesetzen der einzelnen WP- 
Staaten maßgebend, die die Entscheidung über Aus- 
wanderungsanträge in das freie Ermessen der zustän- 
digen Behörden stellen. Sofern die Ausübung des Er- 
messens materiell begrenzt wird, indem besondere 
Auswanderungsgründe benannt werden, bei deren 
Vorliegen eine positive Entscheidung überhaupt er- 
wogen werden darf, betreffen diese durchweg die 
Famihenzusanunenführung. Bei einer Abwägung der 
Vorzüge der soziahstischen Gesellschaftsordnung ge- 
gen die persönlichen Bindungen des Menschen ist 
offenbar sie der einzige, ideologisch gerade noch ver- 
tretbare Tatbestand, der als Motiv für ein an sich un- 
verständhches Auswanderungsbegehren akzeptiert 
werden kann. In diesem Sinne sind die mitteldeut- 
schen^'^) und die sowjetischen ^Q) Auswanderungsre- 
gelungen ausschüeßhch am Modellfall der Fanühen- 
zusammenführung orientiert. Ähnlich liegen die 
Dinge in Ungarn, doch kann „in begründeten Fällen" 
vom Tatbestand der Familienzusammenführung und 
dem Alterserfordemis (55. Lebensjahr) abgesehen 
werden ^9). Die bulgarischen, polnischen und rumäni- 
schen Regelungen beschränken sich auf verfahrens- 
rechtiiche Fragen, ohne auf materiell beachtüche 
Auswanderungsgründe einzugehen ^O), während die 
tschechoslowakische Paßgesetzgebung die Möglich- 
keit der Auswanderung gar nicht ins Auge faßt. 

b) Verwaltungspraxis 

Die Verwaltungspraxis ist länderweise unterschied- 
lich, aber generell restriktiv und — mit der Ausnahme 
Ungarns — mehr oder minder repressiv. Die Erteilung 
einer Auswanderungsgenehmigung wird grundsätz- 
lich nur dann erwogen, wenn der Antragsteller be- 
stimmte Gründe geltend macht. Unter diesen spielt 
auch in der Praxis die Familienzusammenführung die 
größte RoUe (vgl. hierzu Abschiütt E — E. Kl ein). 

Neben der Familienzusammenführung und teilweise 
mit ihr verwoben kommen die Auswanderungsbestre- 
bungen von Angehörigen einzelner ethnischer Grup- 
pen zur Geltung. Der Wunsch, unter Landsleuten in 
einem Nationalstaat zu leben, wird allerdings für sich 
allein nicht durchweg als ein beachtliches Auswande- 
rungsmotiv angesehen. Nur Polen und die Tschecho- 
slowakei haben in offiziellen Zusagen an die Bundes- 
republik die deutsche Volksgruppenzugehörigkeit als 
legitimen Aussiedlungsgrund anerkannt (Informa- 
tionsschreiben der polnischen Regierung vom 
7.12.1970; deutsch-polnisches Ausreiseprotokoll vom 
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9.10.1975; deutsch-tschechoslowakischer Briefwech- 
sel zum Prager Vertrag vom 11.12.1973). Demgegen- 
über betrachten die Sowjetunion imd Rumänien die 
Auswanderimgsbestrebungen ihrer deutschen, jüdi- 
schen und (im Falle der Sowjetunion) armenischen 
Volksgruppenangehörigen ausschließlich unter dem 
Gesichtspunkt der Famüienzusammenfühnmg. In 
gleicher Weise ist das bulgarisch-türkische Aussied- 
lungsabkommen vom 22.3.1968 (DV Nr. 82/1969), das 
in den zehn Jahren 1969/78 über 120 000 Angehörigen 
der türkischen Minderheit in Bulgarien die Auswande- 
rung ermöghcht hat, mit der Zielsetzung der Familien- 
zusammenführung geschlossen worden ^i). Eine Son- 
derstellung nimmt die Übersiedlung der Deutschen 
aus dem nüttleren in den westhchen Teil Deutschlands 
ein, die die DDR Rentnern gestattet. Im Vergleich zu 
den genannten Fallgruppen kommt den sonstigen 
Gründen eine gänzlich untergeordnete Bedeutung zu. 
Einzelfälle einer — zum Teil gegen den Wülen der 
Betroffenen erfolgten — Erteilimg von Auswande- 
rungsgenehmigungen in der politischen Absicht, lä- 
stige Oppositionelle loszuwerden, sind vor allem aus 
der Sowjetimion und der Tschechoslowakei (Unter- 
zeichner der Charta '77) bekannt geworden, kommen 
aber gelegentlich in fast allen Ländern vor. Einen Son- 
derfall bildet wiederum die DDR, wo der seit 1962 kon- 
tinuierlich praktizierte Häftlingsverkauf an die Bun- 
desrepubhk durch das Bestreben nach Deviseneinnah- 
men zusätzhch motiviert ist. Individuell gelagerte Aus- 
wanderungsmotive dürften wohl nur in Ungarn eine 
erwähnenswerte Rolle spielen, wo 5—10% der Aus- 
wanderung sgenehmigungen in keine der genannten 
Kategorien fallen 52). 

In den 15 Jahren zwischen 1971 und 1985 ist schät- 
zungsweise 1 355 000 Personen die Übersiedlung aus 
den WP-Staaten in den Westen überwiegend im Be- 
sitze einer Auswanderungsgenehmigung gelungen. 
Der Anteil der „Illegalen", die ein befristetes Ausrei- 
sevisum erhalten haben imd danach nicht wieder zu- 
rückgekehrt sind, ist im Falle der Ausreisenden aus 
Polen mit ca. ein Drittel extrem hoch. Unter den Ziel- 


ländem rangiert die Bundesrepublik mit großem Ab- 
stand an erster Stelle (ca. 811 000), gefolgt von den 
Vereinigten Staaten (ca. 196 000), Israel (ca. 164 000) 
und der Türkei (ca. 102 000). Nach ihrer Volksgmp- 
penzugehörigkeit stehen die Deutschen mit ca. 
800 000 Aus- und Übersiedlem aus Polen, Rumänien, 
der DDR, der Sowjetunion, der Tschechoslowakei und 
Ungarn an der Spitze. Dem Deutschen Roten Kreuz 
liegen ca. 262 000 unerledigte Aussiedlungsanträge 
aus den Staaten Osteuropas und der Sowjetunion vor, 
die Zahl der in der DDR gestellten und nicht erledigten 
Ausreiseanträge kann auf 500 000 geschätzt werden. 
Die zweitgrößte Gruppe büden die ca. 264 000 Sowjet- 
juden, denen die Auswanderung nach Israel gestattet 
wurde. Von ihnen dürften sich allerdings nur etwa 
60% tatsächhch in Israel niedergelassen haben, da ein 
großer Teü die sich nach der Ankunft in Wien bietende 
Möglichkeit nutzt, in andere Länder, vornehmÜch in 
die Vereinigten Staaten auszuwandern. An dritter 
Stelle folgen die rimd 102 000 Türken, die Bulgarien 
auf der Grundlage des erwähnten türkisch-bulgari- 
schen Aussiedlungsabkommens in den Jahren 
1971/78 verlassen haben. Schließhch sind noch Ange- 
hörige von zwei Immigrantengruppen zu erwähnen: 
die Auslandsarmenier, die in den Nachkriegsjahren, 
einem Aufruf der sowjetischen Regierung folgend, 
nach Sowjetarmenien gegangen waren, um beim Auf- 
bau ihrer früheren Heimat zu helfen, und die griechi- 
schen Kommunisten, die sich nach dem Bürgerkrieg 
von 1946/49 für die Emigration in die Sowjetunion und 
andere osteuropäische Länder entschlossen hatten. 
Von ihnen konnten im Berichtszeitraum ca. 40 000 Ar- 
menier in die Vereinigten Staaten auswandern und ca. 
53 000 Griechen in ihre Heimat zmückkehren. Ohne 
die Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit ha- 
ben nur die Polen, Rumänen und Ungarn eine beschei- 
dene Chance, unter bestimmten Voraussetzungen die 
Genehmigung zu einem dauernden Auslandsaufent- 
halt zu bekommen. 

Einen Überblick darüber vermittelt die folgende Ta- 
belle: 


Auswanderer aus dem WP-Bereich 1971/85 (in tausend) 



Polen 

Sowjet- 

union 

DDR 

Rumänien 

Bulgarien 

Tschecho- 

slowakei 

Ungarn 

insgesamt 

Deutsche 

353 

72 

200 

152,5 



16 

6,5 

800 

Sowjetjuden 

— 

264,5 

— 

— 

— 

— 

— 

264,5 

Türken 

— 

— 

— 

— 

102 

— 

— 

102 

Griechen 

8 

16 

2 

5,5 

6 

12 

3,5 

53 

Polen 

49 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

49 

Armenier 

— 

40 

— 

— 

— 

— 

— 

40 

Rumänen 

— 

— 

— 

27,5 

— 

— 

— 

27,5 

Ungarn 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

14 

14 

Tschechen, Slowaken .... 

— 

— 

— 

— 

— 

4 

— 

4 

Bulgaren 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

— 

1 

insgesamt . . . 

410 

392,5 

202 

185,5 

109 

32 

24 

1 355 


Quellen; The Helsinki Process and East-West-Relations: Progress in Perspective. Compiled by the Staff of the Commission on 
Security and Cooperation in Europe, Washington, D.C. 1985; Staatenberichte an den UN-Menschenrechtsausschuß; Free-Europe- 
Material; S. Heitmann, The Third Soviet Emigration: Jewish, German and Armenian Emigration from the USSR since World War II, 
Berichte BlOst Nr. 21/1987; Statistische Jahrbücher Bulgariens und der Türkei; Auskunft der Griechischen Botschaft in Bonn; 
eigene Schätzungen. 
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c) Schikanen 

Mit der Ausnahme von Ungarn werden die meisten 
Aussiedlungswilhgen, die einen Ausreiseantrag ge- 
stellt haben, in vielfältiger Weise schikaniert und so- 
gar verfolgt. Für die Einzelheiten sei auf den Ab- 
schnitt E — E.Klein verwiesen. 


3. Bewertung 

Die Entwicklung der Auswanderungsmöglichkeiten 
im Berichtszeitraum war durch verschiedene Faktoren 
unterschiedlicher Wirkkrcift beeinflußt und bietet im 
Ergebnis ein komplexes Bild, das länderweise und im 
zeitlichen Ablauf starke Differenzierungen aufweist. 
Dementsprechend differenziert muß ihre Bewertung 
im Lichte der KSZE- Abreden ausf allen (vgl. auch Ab- 
schnitt E — E.Klein). Am Maßstab des Art. 12 IPBPR 
gemessen sind die Verhältnisse in allen WP- Staaten 
schon deshalb eindeutig völkerrechtswidrig^ weil die 
Auswanderungsfreiheit weder von den nationalen 
Rechtsordnungen noch in der Verwaltungspraxis als 
ein Bürgerrecht anerkannt wird. Die Möglichkeit der 
Auswanderung wird vielmehr als eine besondere Ver- 
günstigung begriffen, über deren Gewährung die 
Verwaltungsbehörden nach freiem Ermessen, d. h. im 
Rahmen der jeweils maßgebenden potitischen Richtli- 
nien der Partei- und Staatsführung mehr oder weniger 
willkürlich entscheiden. Die in großem Umfang prak- 
tizierte Diskriminierung der Auswanderungswilligen 
aus dem einzigen Grunde, daß sie einen Ausreise an- 
trag gestellt haben, verstößt zudem gegen den Gleich- 
heitsgrundsatz. In bezug auf die Versagung des ge- 
richtlichen Rechtsschutzes gegenüber ablehnenden 
Verwaltimgsentscheidungen, auf die unangemesse- 
nen Sicherungsmaßnahmen an der Grenze und auf 
den Einsatz unverhältnismäßig scharfer strafrechtli- 
cher Mittel zur Verhinderung einer nicht genehmig- 
ten Auswanderung gelten die imter III. 3. vorgetrage- 
nen völkerrechtlichen Bedenken. 


V. Rückreisefreiheit 

1. Der völkerrechtliche Rahmen 

Nach Art. 12 Abs. 4 IPBPR hat jedermann das Recht, 
„in sein eigenes Land einzureisen“. Die Frage, ob 
nach dieser Formulierung die Rückreisefreiheit auf 
Staatsangehörige im Rechtssinne beschränkt sein 
oder etwa auch auf Staatenlose und Ausländer mit 
ständigem Aufenthalt im Land der angestrebten 
Rückreise erstreckt werden soll, ist nicht eindeutig zu 
beantworten. Jedenfalls darf die Rückreise nicht 
„willkürhch“ verweigert werden. Ob das Willkürver- 
bot verletzt ist, kann im Einzelfall zweifelhaft sein, 
doch ist ein wegen der rassischen, nationalen oder 
ethnischen Zugehörigkeit des Rückreisewilligen aus- 
gesprochenes Einreiseverbot im Hinblick auf Art. 5 
lit. d ü) der Konvention zur Beseitigung jeder Form 
von Rassendiskriminierung immer völkerrechtswid- 
rig. 

Die Freiheit der Einreise in ein fremdes Land ist in 
Art. 12 Abs. 4 IPBPR nicht verbürgt, und folglich ist ein 


Staat grundsätzlich nicht verpflichtet, Ausländern die 
Einreise zu gestatten. Indes ist zu berücksichtigen, 
daß sich die KSZE-Staaten die Entwicklung menschli- 
cher Kontakte über die Grenzen hinweg zum Ziele 
gesetzt haben (vgl. III. 1.), Eine restriktive Handha- 
bung der Einreisegenehnügungen würde diesem Ver- 
sprechen zuwiderlaufen. 


2. Innerstaatliche Rechtslage und Praxis 

a) Allgemeine Rechtslage 

Zwar ist die Rückreisefreiheit in den Rechtsordnun- 
gen der WP-Staaten nicht ausdrücklich verbürgt, doch 
alle Paßgesetze gehen als selbstverständlich davon 
aus, daß eigene Staatsangehörige im Besitze gültiger 
Reisepapiere in ihren Heimatstaat zurückkehren kön- 
nen. Besonderheiten gelten für die Einreise solcher 
Staatsangehöriger, die ihren Wohnsitz oder dauern- 
den Aufenthalt im Ausland haben. Die Mögtichkeit 
der ungehinderten Wiedereinreise steht auch den 
Ausländern offen, die eine ständige Aufenthaltsge- 
nehmigung besitzen. Allerdings können Ausländer, 
auch wenn sie sich in dem betreffenden Staat nieder- 
gelassen haben, unter bestimmten Voraussetzungen 
ausgewiesen werden, womit ihnen auch die Mögtich- 
keit der Rückkehr genommen ist. Eine Ausweisung 
eigener Staatsangehöriger ist in allen WP-Staaten un- 
zulässig. 

b) Aberkennung der Staatsangehörigkeit 

Die Rückreise kann den eigenen Staatsangehörigen 
durch Aberkennung der Staatsangehörigkeit ver- 
wehrt werden. Dann werden sie als Ausländer behan- 
delt, über deren Einreise nach freiem Ermessen ent- 
schieden wird. Diese Möglichkeit stellen die Staatsan- 
gehörigkeitsgesetze aUer WP-Staaten zur Verfügung, 
wobei die Aberkennungsgründe teils in einem Kata- 
log aufgezählt^^), teils in einer Generalklausel zusam- 
mengefaßt sind 54). Der praktische Unterschied ist 
nicht allzu groß. Denn auch die Kataloge enthalten 
generalklauselartige Aberkennungsgründe, die an 
das feindselige, unwürdige, die staatlichen Interessen 
verletzende u. ä. Verhalten des Betroffenen anknüp- 
fen. Nach dem Staatsangehörigkeitsrecht der kleine- 
ren osteuropäischen WP-Staaten ist die Aberkennung 
der Staatsangehörigkeit nur gegenüber Bürgern zu- 
lässig, die sich im Ausland auf halten. Allein in der 
sowjetischen Gesetzgebung ist diese Einschränkung 
nicht vorgesehen. Zu einer Kollektivausbürgerung 
kraft Gesetzes hat sich nur die DDR entschlossen. In 
ihrem Ergebnis haben alle „DDR-Bürger“, die das 
Land vor dem 1.1.1981 „illegal“ verlassen haben, ihre 
DDR- Staatsbürgerschaft verloren 55), Freilich lag 
diese Regelung im Interesse der Betroffenen, die ihre 
deutsche Staatsangehörigkeit unverändert besitzen. 

Einzelfälle einer Aberkennung der Staatsangehörig- 
keit von Emigranten kommen in allen Ländern vor. 
Ein mißbräuchlicher Einsatz dieses Instruments zu 
dem Zweck, lästige Oppositionelle loszuwerden, wird 
namenthch in der Tschechoslowakei und der Sowjet- 
union praktiziert. Die tschechoslowakischen Behör- 
den haben in mehreren Fällen mißliebigen Regime- 
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kritikern die Ausreise gestattet und ihnen die Staats- 
angehörigkeit während des Auslandsaufenthalts 
aberkannt, um ihre Rückkehr auf diese Weise zu ver- 
hindern ^6). Diese Methode hat gelegentlich auch die 
DDR angewandt. In wesentlich größerem Umfang ha- 
ben von ihr die sowjetischen Behörden zur Bekämp- 
fung der Mitte der 60er Jahre auf gekommenen Dissi- 
dentenbewegung Gebrauch gemacht, wobei die Op- 
fer sich des öfteren im Inland aufhielten und zugleich 
mit der Aberkennung der Staatsangehörigkeit gegen 
ihren Willen ins Ausland abgeschoben wurden 5?). 

c) Emigranten 

Die Rückreisemöglichkeiten der Emigranten beurtei- 
len sich je nachdem unterschiedlich, ob ihr dauernder 
Auslandsaufenthalt aus der Sicht des Heimatstaates 
„legal" oder „illegal" ist. 

aa) „Legale Emigranten“ 

Diejenigen Auswanderer und Aussiedler, die ihren 
Heimatstaat mit einer entsprechenden Ausreisege- 
nehmigung, also „legal" verlassen, können gleichzei- 
tig die Entlassung aus der Staatsangehörigkeit bean- 
tragen. Die Verwaltungspraxis ist recht unterschied- 
lich. Ursprünglich wurden die deutschen Aussiedler 
aus Osteuropa regelmäßig aus der Staatsangehörig- 
keit entlassen, und auch die DDR verbindet seit 1973 
die Genehmigung der Übersiedlung in die Bundesre- 
publik Deutschland in der Regel mit der Entlassung 
aus der DDR- Staatsbürgerschaft. Neuerdings haben 
sich aber Polen (1983) und Rumänien (1986) der so- 
wjetischen Praxis angeschlossen, nach der die deut- 
schen Aussiedler ihre Staatsangehörigkeit behalten 
und das recht aufwendige Entlassungs verfahren ge- 
gebenenfalls erst in der Bundesrepublik Deutschland 
einleiten können. Andererseits werden die Sowjetju- 
den gezwungen, zugleich mit der Ausreisegenehnü- 
gung nach Israel auch die Entlassung aus der sowje- 
tischen Staatsangehörigkeit zu beantragen; über 
beide Anträge wird in gleicher Weise entschieden. 
Die türkischen Aussiedler aus Bulgarien wiederum 
verlieren die bulgarische Staatsangehörigkeit im Zeit- 
punkt der Aussiedlung kraft Gesetzes (Art, 16 Abs. 2 
StaatsangehörigkeitsG) . 

Sofern der „legale" Auswanderer oder Aussiedler 
seine Staatsangehörigkeit verloren hat, wird er wie 
ein Ausländer behandelt und seine Wiedereinreise 
nach freiem Ermessen genehmigt. Die Praxis ist auch 
hier unterschiedlich. Vielfach wird das erste Einreise- 
visum erst nach einigen Jahren erteilt. 

Behält der Betreffende die Staatsangehörigkeit seines 
Heimatlandes, so gelten für seine Rückreise Beson- 
derheiten, die allerdings nur teilweise in pubhzierten 
Rechtsnormen geregelt sind. Am eindeutigsten ist die 
Rechtslage in Ungarn und Polen, wo es für Staatsan- 
gehörige mit Wohnsitz im Ausland besondere Pässe 
gibt. In Ungarn ist dies der „Reisepaß der im Ausland 
Lebenden" (külföldön elök ütlevele), der Anfang 1984 
die Funktion der bis 1978 ausgegebenen Konsular- 
pässe übernommen hat. Im Inland kann ihn derjenige 
beantragen, der sich im Rahmen der Famihenzusam- 
menführung oder aus anderen Gründen im Ausland 


niederlassen und seine ungarische Staatsangehörig- 
keit beibehalten will. Im Besitze dieses Passes, der für 
fünf Jahre mit Verlängerungsmöghchkeit ausgestellt 
wird, kann er dann jederzeit für höchstens 30 Tage 
nach Ungarn einreisen; ein längerer Aufenthalt be- 
darf der pohzeilichen Erlaubnis 5®). Ein Pole, der sei- 
nen Wohnsitz ins Ausland verlegen will, erhält bei der 
Erteilung der Ausreisegenehmigung zunächst einen 
„normalen" Reisepaß, der mit einer entsprechenden 
Klausel versehen ist. Nach der Ausreise kann er die- 
sen Paß bei der zuständigen polnischen Auslandsver- 
tretung gegen einen „Buch-Konsularpaß" (paszport 
konsulamy ksi^zeczkowy), dessen Gültigkeitsdauer 
höchstens zehn Jahre beträgt, eintauschen. Der Inha- 
ber eines derartigen Passes ist berechtigt, zum 
Zwecke der ständigen Wohnsitznahme oder vorüber- 
gehend bis zu sechs Monaten ohne Erlaubnis nach 
Polen zurückzukehren 59). Einen Paß für Staatsange- 
hörige mit ständigem Wohnsitz im Ausland, der mit 
der Ausreisegenehmigung erteüt werden kann, kennt 
auch das rumänische Recht, doch bedürfen seine In- 
haber für die Rückreise eines besonderen Einreisevi- 
sums. Außerdem unterhegen sie einer strengen Kon- 
trolle durch die jeweihge rumänische Auslandsvertre- 
tung, da der Paß alle ein bis zwei Jahre verlängert und 
jedes Jahr ein Jahres visum beantragt werden muß ^o). 
Eines besonderen Einreisevisums bedürfen auch die 
ständig im Ausland lebenden Sowjetbürger, dessen 
Erteilung nur ausnahmsweise aus den in Art. 12 Abs. 3 
IPBPR genannten Gründen soll verweigert werden 
dürfen 61). In der bulgarischen und tschechoslowaki- 
schen Paßgesetzgebung ist die Erteilung eines Reise- 
passes an einen im Ausland lebenden Staatsangehö- 
rigen nur im Zusammenhang mit der Legahsierung 
eines ursprünghch „illegalen" Auslandsaufenthalts 
vorgesehen (siehe weiter unten). Es ist aber anzuneh- 
men, daß in den sehr seltenen Fällen einer genehmig- 
ten Auswanderung unter Beibehaltung der Staatsan- 
gehörigkeit die gleichen Regelungen gelten. Die Paß- 
gesetzgebung der DDR enthält nicht einmal einen 
derartigen Hinweis. In der Praxis dürfen legale Aus- 
wanderer, die nicht aus der Staatsbürgerschaft entlas- 
sen werden und ihren DDR- Paß behalten (nach Aus- 
kunft der Ständigen Vertretung der DDR ca. 1 000 
Personen), jederzeit in die DDR einreisen und rücksie- 
deln. 


bb) „Illegale Emigranten“ 

Da das neuere osteuropäische Staatsangehörigkeits- 
recht einen automatischen Verlust der Staatsangehö- 
rigkeit nicht mehr kennt, haben die „illegalen" Emi- 
granten, die ihr Land „illegal" verlassen oder zwar 
„legal" verlassen haben, dann aber „illegal" im Aus- 
land verbheben sind, ihre ursprünghche Staatsange- 
hörigkeit grundsätzlich nicht verloren, es sei denn 
durch individuelle Aberkennung oder Entlassung. Da 
sie aber keine gültigen Reisepapiere ihres Heimat- 
staates mehr besitzen, sind sie trotzdem nicht zur 
Rückreise berechtigt. Zudem müssen sie mit einer 
straf rechthchen Verfolgung rechnen, sofern der staat- 
hche Strafanspruch nicht durch Amnestie oder Ver- 
jährung erloschen ist. Die Gestattung der Wieder ein- 
reise hegt folghch im freien Ermessen der zuständigen 
Behörden, die von ihm der jeweils vorherrschenden 
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Einstellung der Partei- und Staatsführung zum Emi- 
grantenproblem entsprechend Gebrauch machen. 
Diese ist länderweise recht unterschiedlich. Von den 
drei Ländern, denen eine tiefgreifende innenpoliti- 
sche Krise das größte Emigrantenproblem bescherte, 
nehmen Ungarn und Polen eine relativ großzügige 
Haltung ein und pflegen ihren „Illegalen" die Einreise 
nach einer gewissen Wartezeit (meistens fünf Jahre) 
zu erlauben. Demgegenüber ist die Einstellung der 
tschechoslowakischen Regierung zu den Emigranten, 
die das Land nach dem Prager Frühling von 1968 ver- 
lassen haben, prinzipiell feindselig geblieben. Die 
Tschechoslowakei ist auch der einzige Staat, der sei- 
nen „illegal" im Ausland lebenden Staatsangehöri- 
gen die Einreise während der ersten fünf Jahre 
schlechthin und danach so lange gesetzlich verbietet, 
bis sie sich zu einer „Legalisierung" ihres Auslands- 
aufenthalts entschließen übrigen Länder be- 

treiben eine selektive Einreisepraxis^wobei im Falle 
der DDR zu beachten ist, daß die Flüchtlinge aus der 
Zeit vor dem 1.1.1981 ihre DDR-Staatsbürgerschaft 
verloren haben und folgÜch nicht als „Illegale" ange- 
sehen werden. 

Mit Ausnahme der Sowjetunion und der DDR enthält 
die Gesetzgebung aller WP-Staaten gewisse Vorkeh- 
rungen zur „Legalisierung“ des „illegalen" Aus- 
landsaufenthalts. Von den Rückreisemöglichkeiten, 
die ein ungarischer „Reisepaß der im Ausland Leben- 
den" und ein polnischer „Buch- Konsularpaß" ge- 
währt, war bereits die Rede (s. oben bei Anm. 59). Die 
Erteilung eines derartigen Passes kann in der Regel 
nach einem fünfjährigen „illegalen" Auslandsaufent- 
halt beantragt und aus den gleichen Gründen abge- 
lehnt werden, die bei der Entscheidung über einen 
Ausreiseantrag als Versagungsgründe in Betracht 
kommen Bulgeirien hat durch eine Änderung der 
Paßbestimmungen im Jahre 1983 mit der Erteilung 
eines Reisepasses an einen bulgarischen Staatsange- 
hörigen mit ständigem Wohnsitz im Ausland die noch 
weitergehende Berechtigung verbunden, jederzeit 
und unbeschränkt Bulgarien besuchen zu können^). 
Der Paß wird für fünf Jahre erteilt und kann um wei- 
tere fünf Jahre verlängert werden. Voraussetzung ist, 
daß der Antragsteller das Land vor dem 1.1.1982 ver- 
lassen oder auf Grund einer Mischehe fünf Jahre nach 
der Eheschließung im Ausland gelebt und durch sein 
Verhalten „seine Loyalität gegenüber der Volksrepu- 
blik Bulgarien" bewiesen hat. Im Vergleich hierzu 
sind die Vorteile, die ein entsprechender rumänischer 
Paß vermittelt, — wie gesehen — eher bescheiden. 
Schließlich güt seit 1977 ein engherziges Angebot der 
tschechoslowakischen Regierung an die Emigranten, 
ihre Beziehungen zum Heimatstaat „in Ordnung zu 
bringen" Das Angebot betrifft nur die „würdigen" 
Emigranten, die sich im Ausland nicht in einem Sinne 
politisch betätigt haben, der von der Regierung als 
staatsfeindlich eingestuft wird. Den „unwürdigen" 
Emigranten kann die Staatsangehörigkeit aberkannt 
werden; für sie besteht dann ein Einreiseverbot. Den 
„würdigen" Emigranten stehen drei Möglichkeiten 
zur Verfügung, um ihren Status zu legalisieren: 1. Sie 
können einen Reiseausweis zur endgültigen Rück- 
kehr in die Tschechoslowakei beantragen. 2. Sie kön- 
nen ihren dauernden Auslandsaufenthalt nach fünf 
Jahren genehmigen lassen. Die Genehmigung setzt 


u. a. die Abgabe eines schriftlichen Treuebekenntnis- 
ses und die Entrichtung einer Gebühr in Höhe von ca. 
4 000,— DM (in Devisen) voraus. Eine Rückreisebe- 
rechtigung ist mit der Genehmigung allerdings nicht 
verbunden. Es besteht lediglich kein gesetzlicher Hin- 
derungsgrund, ein Einreisevisum nach freiem Ermes- 
sen zu erteilen. 3. Sie können die Entlassung aus der 
Staatsangehörigkeit beantragen. Die Kosten belaufen 
sich ebenfalls auf rund 4 000,— DM. Den Entlassenen 
kann die Einreise — wie Ausländem — nach fünfjäh- 
rigem Auslandsaufenthalt, in dringenden Familienan- 
gelegeneiten ausnahmsweise auch früher nach freiem 
Ermessen bewilligt werden. Außerdem gibt es die 
„Gleichgültigen", die sich innerhalb der ersten fünf 
Jahre ihres „illegalen" Auslandsaufenthalts nicht um 
die Legalisierung ihres Status bemühen. Zu dieser 
Kategorie gehören die meisten Emigranten, da das 
Angebot der tschechoslowakischen Regiemng nur ei- 
nen geringen Widerhall gefunden hat. Für sie besteht 
ein gesetzliches Einreiseverbot. 


3. Bewertung 

Unter völkerrechtlichen Gesichtspunkten läßt sich die 

geschilderte Lage wie folgt bewerten: 

— Die Aberkennung der Staatsangehörigkeit ist an 

sich noch nicht völkerrechtswidrig. Obwohl Art. 15 
AEMR ein Menschenrecht auf Staatsangehörig- 
keit und das Verbot ihres willkürlichen Entzugs 
proklamiert, ist diese Fordemng weder zu einer 
gewohnheitsrechtlichen Norm erstarkt noch in die 
Menschenrechtskonventionen übernommen wor- 
den. Soweit die Ausbürgemng aus politischen 
Gründen erfolgt, um mißliebige Bürger auszuwei- 
sen (was vor allem in der Sowjetunion des öfteren 
vorgekommen ist) oder an der Rückkehr von einem 
zeitweiligen Auslandsaufenthalt zu hindern (was 
auch in anderen WP-Staaten praktiziert worden 
ist), stellt sie zumindest eine rechtsmißbräuchhche 
und daher verbotene Umgehung des Art. 12 Abs. 4 
IPBPR dar. Sie kann aber auch als „willkürlicher" 
Entzug des Rechts auf Einreise in das eigene Land 
und somit als ein direkter Verstoß gegen Art. 12 
Abs. 4 IPBPR angesehen werden^). Die Willkür 
besteht darin, daß die Ausbürgerung und die mit 
ihr gekoppelte Ausweisung oder Rückreiseverwei- 
gemng wegen eines Verhaltens erfolgen, das sich 
in der Regel in der Wahrnehmung von Freiheits- 
rechten erschöpft, die durch den IPBPR gewährlei- 
stet sind. 

— Die sehr unterschiedlich gehandhabten Einreise- 
beschränkungen für Aussiedler, Auswanderer, 
Flüchtlinge und sonstige Emigranten dürften in 
der Regel nicht völkerrechtswidrig sein. Es spielt 
hierbei keine entscheidende Rolle, ob sich der 
Auslandsaufenthalt aus der Sicht des Heimatstaa- 
tes als rechtmäßig oder unrechtmäßig darstellt und 
ob der Betroffene seine ursprüngliche Staatsange- 
hörigkeit noch besitzt. Der entscheidende Ge- 
sichtspunkt dürfte der eigene Willensentschluß 
des Betroffenen sein, die Heimat zu verlassen, mag 
auch dieser Entschluß durch die völkerrechtlich zu 
mißbilligenden Verhältnisse in seiner Heimat her- 
vorgerufen worden sein. Reagiert der Staat auf die- 
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sen Willensentschluß mit ab gestuften Einreisebe- 
schränkungen, so kann dies kaum als „willkür- 
hch” bewertet werden. Es steht auf einem anderen 
Blatt, daß eine allzu restriktive Praxis den KSZE- 
Abreden widerspricht. 

Anmerkungen 

1) Näheres hierzu bei L. Boim, The Passport System in the 
USSR with Special Reference to the Status of Jews, RSL 1976, 
S. 15 ff.; O. Luchterhandt, Das Menschenrecht auf Freizügig- 
keit im Sowjetstaat, OER 1980, S. 83 ff.; ders., UN-Men- 
schenrechtskonventionen — Sowjetrecht — Sowjetwirklich- 
keit, Baden-Baden 1980, S. 255 ff.; H.-J. Uibopuu, Die neue 
Paßordnung der UdSSR und die Freizügigkeit von Sowjet- 
bürgern, ROW 1983, S. 245 ff. 

2) Ziff. 7 Abs. 1 des Kolchos-Musterstatuts, bestätigt durch Be- 
schluß des ZK der KPdSU und des Ministerrats der UdSSR 
vom 28.11.1969 (SP SSSR 1969, Nr. 26, Art. 150). 

3) Nach Art 198 StGB RSFSR setzt der Straftatbestand „Verlet- 
zungen der Bestimmungen des Paßsystems" eine zweima- 
hge Ahndung als Ordnungswidrigkeit voraus; die Strafe ist 
Freiheitsstrafe oder Besserungsarbeit bis zu einem Jahr oder 
Geldstrafe bis 100 Rbl. Zur Rechtslage in den übrigen Uni- 
onsrepubliken vgl. Uibopuu (Anm. 1), S. 253. 

Geltende Rechtsgrundlage ist das Dekret des Staatsrats 
Nr. 68/1976 betr. die Verlegung des Wohnsitzes aus anderen 
Ortschaften in Städte, die durch Gesetz zu Großstädten er- 
klärt worden sind, vom 17.3.1976 (BO I, Nr. 24/1976). Die 
Großstädte sind in Art. 15 der VO des Ministerrats Nr. 860/ 
1973 zur Durchführung des Gesetzes Nr. 5/1973 vom 
13.7.1973 (BO I, Nr. 107/1973) aufgezählt. 

5) Gesetz Nr. 22/1981 betr. die Verpflichtung der Aktivisten in 
Partei, Staat sowie Massen- und gesellschaftlichen Organi- 
sationen, der Leitungskader in sozialistischen Einheiten, der 
Speziaüsten in Landwirtschaft und anderen Tätigkeitsberei- 
chen, sich in der Ortschaft niederzulassen, wo sie ihre Tätig- 
keit ausüben, vom 22.11.1981 (BO I, Nr. 100/1981). 

6) ai- Jahresbericht 1985, S. 389; 1986, S. 396. 

2) Einzelfälle bei Luchterhandt (Anm. 1), S. 261 ff. 

ö) Die Einzelheiten sind in der durch Erlaß des Präsidiums des 
Obersten Sowjets der UdSSR vom 26.7.1966 bestätigten 
„Ordnung über die Verwaltungsauf sicht über Personen, die 
aus Freiheitsentzugsanstalten entlassen worden sind" (WS 
SSSR 1966, Nr. 30, Art. 597; deutsch: JOR Bd. VII/2 (1966), 
S. 270 ff.) geregelt und in der Folgezeit fortlaufend verschärft 
worden (WS SSSR 1970, Nr. 24, Art. 206; 1981, Nr. 10, 
Art. 232; 1983, Nr. 39, Art. 584). 

9) Art. 39-41 Gesetz über die Volksmiliz vom 29.10.1976, (DV 
Nr. 89/1976, deutsch: JOR Bd. XVII/2 (1976), S. 207 ff.). 

10) Erlaß des Staatsrats Nr. 2254 (DV Nr. 63/1983). 

11) ai- Jahresbericht 1985, S. 347; 1986, S. 353; Country Reports 
1985, S. 928. 

12) § 13 Abs. 7 VO des Ministerrats Nr. 39/1974. (XI.l.) MT über 
die Pohzei; deutsch: JOR Bd. XV (1974), S. 439 ff. 

1^) VO des Innenministers Nr. 4/1985. (VII.20.) BM über die 
poüzeiüchen Zwangsmaßnahmen. 

1^) § 3 Abs. 1 VO über Aufenthaltsbeschränkungen vom 
24.8.1961 (GBl. II S. 343). 

1^) § 4 Abs. 3 VO über die Aufgaben der örthchen Räte und der 
Betriebe bei der Erziehung kriminell gefährdeter Bürger 
vom 19.12.1974 (GBl. I S. 130). 

10) Art. 7 Abs. 1 Ziff. 3 Gesetz vom 14.7.1983 über das Amt des 
Ministers für innere Angelegenheiten und den Geschäftsbe- 
reich der ihm unterstellten Organe (Dz. U. 1983, Nr. 38, 
Pos. 172; deutsch: JOR Bd. XXV (1984), S. 308 ff.). 


1^) Zum Schicksal dieser Volksgruppen vgl. R. Conquest, The 
Nation Killers: The Soviet Deportation of Nationaüties, New 
York 1970 (deutsch: Stahns Völkermord, Wien 1974); 
A. Sheehy, The Crimean Tatars, Volga Germans and Mesh- 
ketians: Soviet Treatment of some National Minorities, Lon- 
don 1973; A. M. Nekricli, The Punished Peoples: The Depor- 
tation and Fate of Soviet Minorities at the End of the Second 
World War, New York 1978; I. Kreindler, The Soviet Depor- 
ted Nationaüties: A Summary and an Update, Soviet Studies 
1986, S. 387 ff. 

lö) Für Krimtataren: Erlaß vom 28.4.1956 (unveröff.), und Erlaß 
vom 5.9.1967 (WS SSSR 1967, Nr. 36, Art. 493); für Deut- 
sche: Erlaß vom 29.8.1964 (WS SSSR 1964, Nr. 52, Art. 592; 
deutsch: JOR Bd. VI/1 (1965), S. 58 f.; WGO 1965, 
S. 33, 35). 

19) Für Krimtataren: Erlaß vom 28.4.1956 (Anm. 18); für Deut- 
sche: Erlaß vom 13.12.1955 (unveröff.; deutsch: OER 1958, S. 
223). 

20) Auslegungsbeschluß vom 5.9.1967 zu Art. 2 des unveröff. 
Erlasses vom 28.4.1956 (WS SSSR 1967, Nr. 36, Art. 494). 

21) Erlaß vom 3.11.1972 (unveröff.). 

22) Hinweis bei V. Chalidze, On the Right of a Nation to Self- 
Determination, in: L. lipson/V. ChaUdze (eds.), Papers on 
Soviet Law, New York 1981, S. 28 (37). 

22) Hinweis bei Luchterhandt (Anm. 1), S. 265 f. 

24) Dekret des Staatsrats Nr. 225/1974 betr. die Unterbringung 
von Ausländern, die sich zeitweilig in Rumänien auf halten, 
vom 6,12.1974 (BO I, Nr. 154/1974), geändert durch Dekret 
Nr. 372/1976 vom 8.11.1976 (BO I, Nr. 96/1976). 

25) § 9 Abs. 2 AO über Paß- und Visaangelegenheiten — PVAO 
- vom 28.6.1979 (GBl. I S. 151). 

20) § 3 Abs. 1 DBSt zur VO über die Tätigkeit von Pubükations- 
organen anderer Staaten imd deren Korrespondenten in der 
DDR vom 11.4.1979 (GBl. I S. 81). 

22) Vgl. hierzu D. Budde, Die Rechtsstellung des Ausländers in 
der Sowjetunion, Baden-Baden 1981, S. 191 ff. 

28) Vgl. hierzu E. Levits, Neue Strafbestimmungen gegen uner- 
wünschte Kontakte mit Ausländem und zur strengeren Be- 
achtung des Ausländerrechts in der Sowjetunion, WGO 
1984/85, S. 65 ff. 

29) Aufzählung der Sperrgebiete nach dem Stand von 1978 bei 
Budde (Anm. 27), S. 194 f. 

20) Country Reports 1985, S. 1132; 1986, S. 1066. 

21) Erlaß des Präsidiums des Obersten Sowjets der UdSSR vom 
23.7.1966 (WS SSSR 1966, Nr. 30, Art. 592). Durch Erlaß 
vom 4.12.1981 (WS SSSR 1981, Nr. 49, Art. 1287) ist die 
Strafbestimmung neugefaßt und das Höchstmaß der Geld- 
strafe von 50 auf 200 Rbl. heraufgesetzt worden. Die Straf- 
bestimmung ist in die Strafgesetzbücher der einzelnen Uni- 
onsrepubüken übernommen worden; so z. B. Art. 197i StGB 
RSFSR. 

22) Zweifelnd S. Jagerskiold, The Freedom of Movement, in: 
L. Henkin (ed.), The International Bill of Rights, New York 
1981, S. 166 (176 f.). 

22) Vgl. K.-J. Kuss, Das Recht auf Ausreise und Auswanderung 
in der Gesetzgebung soziaüstischer Staaten, EuGRZ 1987, 
S. 305 ff. 

23a) Zum 1.1.1988 ist eine Neuregelung des ungarischen Paß- 
rechts geplant, die weitere Erleichterungen mit sich bringen 
soll. 

24) Die Daten wurden anhand der Statistischen Jahrbücher der 
betreffenden Länder sowie der „WTO- World Travel Stati- 
stics" ermittelt; vgl. auch die Analysen in den DIW- Wochen- 
berichten Nr. 9-10/1978, 10/1979, 9-10/1980, 10/1981, 
9/1982, 10/1983, 3/1984. Einigermaßen brauchbare und auf- 
geschlüsselte Daten veröffentüchen nur Bulgarien, die 
Tschechoslowakei, Ungarn und Polen. Die Ausreisestatisti- 
ken enthalten Ausreisen aller Art, d. h. auch Dienst- und 
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Geschäftsreisen, Tagesausflüge u. ä. Der Anteil der Dienst- 
reisen läßt sich nur für drei Länder ermitteln und betrug im 
Durchschnitt der Jahre 1975/84 25% für Bulgarien, 8% für 
Ungarn und 6% für die Tschechoslowakei. Es kann davon 
ausgegangen werden, daß ca. ein Drittel der ausreisenden 
Rumänen und wohl die Hälfte der Sowjetbürger im diensth- 
chen Auftrag unterwegs war. Für die DDR, Rumänien imd 
die Sowjetunion kann die Reiseintensität nur sehr grob ge- 
schätzt werden. 

^5) Auf Grund der offiziellen Angaben kann der Anteil der 
Dienstreisen im Zeitraum 1975/84 nur für die Tschechoslo- 
wakei (65%), Bulgarien (60%) und Ungarn (10%) ermittelt 
werden. Vgl. im übrigen Anm. 34. 

Nach dem ungarischen Bericht an den-VN-Menschenrechts- 
ausschuß 1985 wurden 1970 0,96% und 1983 0,45% aller 
Ausreiseanträge abgelehnt (CCPR/C/37 Add. 1, S. 8, Nr. 43). 
In diesen Angaben sind auch die abgelehnten Anträge auf 
Ostreisen enthalten. Geht man davon aus, daß der größte 
Teil der verweigerten Ausreisegenehmigungen auf Westrei- 
sen entfällt, so kommt man auf die o. g. Ablehnungsquote. 

37) „Human Rights in Eastem Europe: Restrictions on Travel 
and Contacts" , Radio Free Europe Background Report Nr. 51 
vom 11.4.1986, S. 21. 

38) Nach Auskunft des tschechoslowakischen Vertreters vor 
dem VN-Menschenrechtsausschuß am 10.7.1986 wurden im 
Jahre 1985 58% aller Ausreiseanträge abgelehnt (CCPR/C/ 
SR. 682, S. 5, Nr. 23). Die Angabe bezieht sich auf alle Aus- 
reiseanträge, also auch auf die Ostreisen, auf die über 90% 
des tschechoslowakischen Reiseverkehrs entfällt. Geht man 
davon aus, daß der größte Teil der verweigerten Ausreisege- 
nehmigungen auf Westreisen entfällt, so kommt man auf die 
o. g. Ablehnungsquote. 

39) Bulgarien: Art. 29 AuslG; Rumänien: Art. 27 AuslG; Sowjet- 
union: Art. 25 Abs. 2, 3 AuslG; Ungarn: § 8 Abs. 3 GVO Nr. 
19/1982, § 25 VO des Innenmmisters Nr. 7/1982. 

40) Diese Bestimmung ist in die Strafgesetzbücher der einzelnen 
Unionsrepubliken übernommen worden, so z, B. Art. 83 
StGB RSFSR. 

41) Diese Bestimmung ist in die Strafgesetzbücher der einzelnen 
Unionsrepubhken übernommen worden, so z. B. Art. 64 
StGB RSFSR. 

42) Eine Präzisierung dieses unbestimmten Tatbestandsmerk- 
mals hat das Oberste Gericht namentlich in einer Entschei- 
dung aus dem Jahre 1981 vorgenomraen (Birösägi Hatäroza- 
tok Nr. 352/1981; deutsch: JOR Bd. XXII/2 (1981), 
S. 557 ff.). 

43) Vgl. hierzu S. Lammich, Die strafrechthche Behandlung von 
Ausländern und von Strafen mit Auslandsberührung in Po- 
len, JOR Bd. XX/ 1 (1979), S. 67 (80 ff.); ders., Strafrechthche 
Aspekte der jüngsten Paßrechtsänderung von 1985 in Polen, 
WGO 1984/85, S. 360 ff. 

44) So auch Bericht der niederländischen Ba ehr- Kommission 
1986, Nr. 28. 

45) CCPR/C/SR. 566, S. 10, Nr. 36. So auch B. Schumilin, Die 
Praxis der UdSSR bei der Regelung der Auswanderung, So- 
wjetunion heute 1977, Nr. 19, S. 8. 

40) Staatsrecht der DDR, Lehrbuch, 2. Aufl., Berhn(-Ost) 1984, 
S. 199. 

47) VO zur Regelung von Fragen der Famihenzusammenfüh- 
rung und der Eheschheßung zwischen Bürgern der DDR und 
Ausländem v. 15.9.1983 (GBl. I S. 254). 

48) Seit 1.1.1987: Ziff. 24 Ein- und AusreiseO. 

49) § 6 DVO des Innenministers Nr. 6/1978. 

^8) Bulgarien; Art. 33 Abs. 1 Ziff. 2 DBSt von 1973; Polen: § 3 
Abs. 2 VerfahrensVO vom 21.5.1976; Rumänien: Art. 17 Paß- 
dekret Nr. 156/1970. 

^1) Das Abkommen betraf die Angehörigen der Türken, die Bul- 
garien vor 1952 verlassen hatten, und umfaßte einen weiten 
Personenkreis (Art. 1). 


52) Ungarischer Bericht an den VN-Menschenrechtsausschuß 
1985 (CCPR/C/Add. 1, S. 8, Nr. 47). 

53) So in Bulgarien: Art. 20 Abs. 1 Gesetz über die bulgarische 
Staatsangehörigkeit vom 7.10. 1968 (DV Nr. 79/1968) ; Polen: 
Art. 15 Abs. 1 Gesetz über die polnische Staatsangehörigkeit 
vom 15.2.1962 (Dz. U. 1962, Nr. 10, Pos. 40); Rumänien: 
Art. 19 Abs. 2 Gesetz über die rumätüsche Staatsangehörig- 
keit vom 17.12.1971 (BO I, Nr. 157/1971); Tschechoslowa> 
kei: § 2 des Gesetzes vom 19.12.1968 über die Gmndsätze 
des Erwerbs und des Verlustes der Staatsangehörigkeit (Sb. 
Nr. 165/1968) knüpft den Verlust der tschechoslowakischen 
Staatsangehörigkeit an den Verlust der Ghedstaatsangehö- 
rigkeit und verweist danüt auf die Regelungen der beiden 
Teilrepubliken. Die Gründe für die Aberkennung der tsche- 
chischen Staatsangehörigkeit sind in § 14a des Gesetzes des 
Tschechischen Nationairats vom 29.4.1969 über den Erwerb 
und Verlust der Staatsangehörigkeit der Tschechischen So- 
ziahstischen Repubhk (Sb. Nr. 39/1969) enthalten, der durch 
das Gesetzesdekret des Präsidiums des Tschechischen Na- 
tionalrats vom 6.11.1969 (Sb. Nr. 124/1969) eingefügt wurde. 
Bezüglich der Aberkermung der slowakischen Staatsange- 
hörigkeit gilt § 7 des alten Gesetzes vom 13.7.1949 über den 
Erwerb und Verlust der tschechoslowakischen Staatsange- 
hörigkeit (Sb. Nr. 194/1949), auf den § 15 des Gesetzes des 
Slowakischen Nationalrats vom 28. 12. 1968 über den Erwerb 
und Verlust der Staatsangehörigkeit der Slowakischen So- 
ziahstischen Repubhk (Sb. Nr. 206/1968) verweist. 

54) So in der DDR: § 13 Gesetz über die Staatsbürgerschaft der 
DDR vom 20.2.1967 (GBl. I S. 3); Sowjetunion: Art. 18 Abs. 1 
Gesetz über die Staatsangehörigkeit der UdSSR vom 

I. 12.1978 (WS SSSR 1978, Nr. 49, Axt. 816). ln diese Kate- 
gorie dürfte auch Ungarn zu zählen sein, wo § 15 des Geset- 
zes Nr. V/1957 über die Staatsangehörigkeit nur zwei 
Gründe nermt. 

55) Gesetz zur Regelung von Fragen der Staatsbürgerschaft vom 
16.10.1972 (GBl. I S. 265); VO zu Fragen der Staatsbürger- 
schaft vom 21.6.1982 (GBl. I S. 418). 

56) Country Reports 1985, S. 950; 1986, S. 897. 

57) Ausführhch hierzu unter Nennung zahlreicher Einzelfälle G. 
GinsburgSr The Gitizenship Law of the USSR, Den Haag- 
Boston-Lancester 1983, S. 238 ff. 

58) Die Einzelheiten sind in § 4 der VO des Ministerrats Nr. 53/ 
1978 und in §§ 6 Abs. 1, 9 Abs. 8, 23 Abs. 5, 24 der DVO des 
Innenministers Nr. 6/1978 geregelt. 

59) Die Einzelheiten sind in Art. 11-16 PaßG und §§ 3 Abs. 2, 6-8 
der VerfahrensVO vom 21.5.1976 geregelt. 

60) Vgl. Art. 5, 19, 23 Abs. 2, 3 Paßdekret, Ziff. 4 der Anlage zur 
VO des Ministerrats Nr. 424/1970. 

61 ) Diese Regelung ist mit Wirkung vom 1.1.1 987 in die Ein- und 
AusreiseO eingefügt worden (Ziff. 26). 

62) Vgl. Anm. 65. 

63) Ungarn: § 7 Abs. 3 VO des Ministerrats Nr. 53/1978; Polen: 
Art, 12 PaßG. 

64) Art. 11-18 DBSt. zum PaßG, geändert durch Bekanntma- 
chung in DV Nr. 50/1983. 

65) „Richtlinien über die Regelung der rechthchen Beziehungen 
der CSSR zu den Staatsbürgern, die sich ohne Erlaubnis der 
tschechoslowakischen Behörden im Ausland aufhalten", be- 
stätigt durch Regierungsbeschluß vom 16.3.1977 (Üstfedni 
vestmlc 1977 II, Nr. 4, S. 8; deutsch; WGO 1977, S. 353 ff.; 
OEA 1978, S. 308 ff.). 

66) So H.-J. Uibopuu, Freedom of Movement of Persons and 
Ideas in Soviet Doctrine and Practice, OER 1984, S. 116(125); 

J. Ziman/P. Sieghart/J. Humphrey, The World of Science 
and the Rule of Law, Oxford 1986, S. 179. 
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I. Vorbemerkung 

Der Schutz von Ehe und Familie wird von den beiden 
VN-Menschenrechtspakten (Art. 23 IPBPR; Art. 10 
IPWSKR) ausdrücklich garantiert. Die Famihe wird als 
„natürliche KemzeUe der Gesellschaft'' bezeichnet. 
Dieser sozialen Zweckbestimmung kann sie nur ge- 
recht werden, wenn das Zusammenleben ihrer Mit- 
glieder gesichert ist, und zwar sowohl im Sinn physi- 
scher Nähe wie der Möglichkeit zu geistiger Kommu- 
nikation i). Die Vereitelung des Wunsches, selbstver- 
antwortlich und frei einen Partner wählen und mit ihm 
die Ehe zu schließen, und die Verhinderung des Zu- 
sammenlebens der Ehegatten oder der sonstigen Fa- 
milienmitglieder verfehlen die Funktion von Ehe und 
Famihe und damit zugleich den Sinn ihrer (Völker-) 
rechthchen Verbürgung. Dies güt unabhängig davon, 
ob die Trennung innerhalb eines Staates erfolgt oder 
dadurch verursacht ist, daß staatliche Grenzen dem 
Zusammenkommen bzw. Zusammenbleiben von Ehe- 
willigen, Ehepartnern oder sonstigen Famüienmit- 
gliedem entgegenstehen. Aus der Fülle der zahlrei- 
chen mit dem Schutz von Ehe und Familie verbunde- 
nen Aspekte werden im folgenden drei praktisch be- 
sonders bedeutsame herausgegriffen: die Eheschlie- 
ßung und Familiengründung, insbesondere mit einem 
ausländischen Partner (II.), die Famihenzusammen- 
führung (III.) und Familienbesuchsreisen (IV.). 


II. Recht auf Eheschließung und 
Familiengründung 

1. Der völkerrechtliche Rahmen 

a) Menschenrechtspakte 

Für die Staaten des Warschauer Paktes ergeben sich 
in diesem Bereich völkerrechüiche Verpflichtungen 
aus den beiden Menschenrechtspakten von 1966 so- 
wie z. T. aus der Konvention vom 10.12.1962 über die 
Erklärung des Ehewillens, das Heiratsmindestalter 
und die Registrierung von Eheschließungen 2). Dies 
bedeutet im einzelnen: 

Das Recht auf Eheschließung und Familiengründung 
wird für Frauen und Männer im heiratsfähigen Alter 


anerkannt (Art. 23 Abs. 2 IPBPR); Art. 10 Ziff. 1 
IPWSKR verpflichtet die Staaten gerade im Hinbück 
auf die Gründung einer Familie zu Schutz und Bei- 
stand. Für die Rechts au sübung ist die „freie und un- 
eingeschränkte Willenseinigung beider Partner" ent- 
scheidend (Art. 1 Konvention 1962; Art. 23 Abs. 3 
IPBPR; Art. 10 Ziff. 1 Satz 2 IPWSKR). Die Festsetzung 
des heiratsfähigen Mindest alters ist Sache der natio- 
nalen Gesetzgebung (Art. 2 Konvention 1962). 

Wichtig ist, daß die beiden Menschenrechtspakte 
Möglichkeiten zur Einschränkung der genannten 
Rechte — von den Fällen des öffentlichen Notstands 
abgesehen — nicht vorsehen. Ein Beschränkungstat- 
bestand ergibt sich insbesondere nicht daraus, daß die 
Heiratswilligen unterschiedücher Staatsangehörig- 
keit sind. Zwar hat Art. 23 IPBPR nicht den in Art. 16 
Abs. 1 AEMR enthaltenen Zusatz übernommen, wo- 
nach heiratsfähige Männer und Frauen „ohne Be- 
schränkung durch Rasse, Staatsbürgerschaft oder Re- 
ligion" das Eheschüeßungs- und Familiengründungs- 
recht haben; man könnte deshalb auf eine Verengung 
der menschenrechtüchen Gewährleistung schließen. 
Freiüch kann man angesichts des Wortlauts ebenso- 
gut von einem generell unbeschränkten Gewährlei- 
stungstatbestand ausgehen. Die Auslegungsfrage 
wird durch Art. 2 Abs. 1 IPBPR entschieden: Danach 
ist jeder Vertragsstaat verpflichtet, die Paktrechte „al- 
len in seinem Gebiet befindlichen und seiner Herr- 
schaftsgewalt unterstehenden Personen ohne Unter- 
schied wie insbesondere der Rasse ..., der Religion ..., 
der nationalen ... Herkunft" etc. zu gewährleisten. 
Entsprechendes ergibt sich aus Art. 5 lit. d (iv) der 
Konvention zur Beseitigung jeder Form von Rassen- 
diskriminierung. 

Das Verfahren der Eheschließung mit Ausländem 
wird — abgesehen von der auch hier geltenden Regi- 
striemngspflicht des Staates des Heiratsortes (Art. 3 
Konvention 1962) — durch strikte völkerrechüiche 
Normen nicht geregelt. Allerdings ist in der Rechtsga- 
rantie die Möglichkeit zur Rechtsrealisiemng gmnd- 
sätzlich mitenthalten. Das den Rechtsgebrauch re- 
gelnde und insoweit erst ermöglichende Verfahren 
hat daher durchaus einen unmittelbaren Bezug zur 
Gewährleistung des Rechts selbst. Ohne nähere völ- 
kerrechtüche Konkretisiemng wird es freilich häufig 
schwierig sein, die Grenze zwischen Noch-Erlaubtem 
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und Bereit S“Rechts verstoß im Einzelfall genau zu er- 
mitteln. Greifbar bleiben dann meist nur objektiv un- 
zumutbare oder willkürliche Rechtsvorenthaltungen. 
Das Problem wird freüich durch Art. 2 Abs. 2 IPBPR 
entschärft, der die Vertragsstaaten verpflichtet, „die 
erforderlichen Schritte zu unternehmen, um die ge- 
setzgeberischen oder sonstigen Vorkehrungen zu 
treffen, die notwendig sind, um den in diesem Pakt 
anerkannten Rechten Wirksamkeit zu verleihen “ . Da- 
mit haben die Vertragsparteien die Notwendigkeit 
der Effektuierung der anerkannten Rechte als Ver- 
tragspflicht akzeptiert, unabhängig davon, in wel- 
chem Umfang der jeweiligen Rechts verbürgung 
selbst ihre Realisierung immanent ist. Eine Definition 
dieser „erforderlichen Schritte" ist in völkerrechthch 
verbindlichen Instrumenten allerdings nicht enthal- 
ten. 

b) KSZE 

Diese Lücke wird jedoch weitgehend durch die im 
KSZE-Prozeß vereinbarten politischen Absprachen 
(Schlußakte 1975; Abschließendes Dokument von 
Madrid 1983) ausgefüllt. Danach kommen die Teil- 
nehmerstaaten im Hinblick auf Gesuche, welche die 
Eheschließung zwischen Bürgern verschiedener Staa- 
ten betreffen, in folgendem überein: 

— derartige Gesuche sind wohlwollend zu behandeln 
und zu entscheiden (1983); 

— Gesuche auf Bewilligung der Aus- oder Einreise 
zum Zweck der Heirat des Bürgers anderer 
Teilnehmerstaaten sind wohlwollend zu prüfen 
(1975); 

— die Antragsteller sind über die bestehenden Vor- 
schriften und das Verfahren zu informieren; ihnen 
sind die notwendigen Formulare auszuhändigen 
(1983); 

— die Bearbeitung der Gesuche hat so zügig wie 
möglich (1975), im Normalfall innerhalb von sechs 
Monaten zu erfolgen (1983); 

— die erhobene Verwaltungsgebühr soll gemäßigt 
sein (1975); sie soll in einem angemessenen Ver- 
hältnis zum durchschnittlichen Monatseinkommen 
in dem betreffenden Teilnehmerstaat stehen 
(1983); 

— die (positive oder negative) Entscheidung über das 
Gesuch soll zügig mitgeteilt werden (1983); hinge- 
gen wird eine Begründung nicht ausdrücklich ver- 
langt; 

— bei Ablehnung werden die Antragsteller auf die 
Wiederholbarkeit ihres Antrags nach angemessen 
kurzer Frist hingewiesen (1975; 1983); Gebühren 
werden für die Antragswiederholung nur bei 
Genehmigung erhoben (1975); dem Antragsteller 
und seinen Familienmitghedern dürfen keinerlei 
Nachteile (auf sozialem, wirtschaftlichem berufli- 
chem, schulischem Gebiet) aus seinem Gesuch er- 
wachsen (1983). 

Ergänzt werden diese Abmachungen durch die Über- 
einstimmung dahin, daß es bereits verheirateten Paa- 
ren gestattet wird, ihren Wohnsitz in einen Staat zu 


verlegen, in dem einer der Ehegatten normalerweise 
ansässig ist; insoweit sollen die Regeln über Familien- 
zusammenführung Anwendung finden (1975; 1983). 


2. Innerstaatliche Rechtslage und Praxis 


a) Verfassungsgarantien und einfachgesetzliche Nor- 
men 

Die Verfassungen der WP- Staaten stellen durchge- 
hend Ehe und Familie unter staatlichen Schutz 3). Ein 
Individualrecht auf Eheschließung und Familiengrün- 
dung ist verfassungsrechtlich freilich nicht ausdrück- 
lich garantiert. Auch die eherechtlichen Bestimmun- 
gen der Familiengesetzbücher bzw. Personenstands- 
gesetze formulieren einen entsprechenden Anspruch 
nicht. Sie begnügen sich damit, die förmlichen und 
sachlichen Voraussetzungen für das Eingehen einer 
Ehe zu benennen. Sind diese gesetzlichen Vorausset- 
zungen gegeben, dürften die Ehewilligen jedoch auch 
nach sozialistischem Rechtsverständnis einen An- 
spruch auf die erforderliche Mitwirkung des Staates 
bei der Eheschließung haben. 

Die Voraussetzungen, unter denen eine Ehe geschlos- 
sen werden kann, halten sich grundsätzlich in dem 
international akzeptierten Rahmen (Mindestalter- 
erfordernis; Fehlen der üblichen Ehehindernisse wie 
nahe Verwandtschaft, Adoption, Bigamie). Hinzu tre- 
ten auf Entmündigung bzw. Geisteskrankheit, teil- 
weise 4) auch auf sonstige Krankheiten gestützte Ehe- 
verbote, soweit diese Krankheiten eine ernsthafte Ge- 
fahr für Leben und Gesundheit des Ehepartners oder 
der Nachkommenschaft bilden. 

Eine Besonderheit findet sich in Ungarn. Hier müssen 
die heiratswilligen Berufsangehörigen der Streit- 
kräfte, der bewaffneten Verbände und der Berufs- 
feuerwehr sowie die weiterdienenden Angehörigen 
der bewaffneten Streitkräfte dem Standesbeamten 
eine Eheschließungserlaubnis des örtlich zuständigen 
Befehlshabers vorlegen . 

b) Eheschließung von eigenen mit ausländischen Staats- 
bürgern 

Die generell strenge Einbindung der Staatsbürger in 
die eigene sozialistische Gesellschafts- und Rechts- 
ordnung führt bei den WP-Staaten zu einer grundsätz- 
lich reservierten Haltung gegenüber grenzüber- 
schreitenden Kontakten. Dies wird — freilich in Ab- 
stufungen — auch bei der Eheschließung von eigenen 
mit ausländischen Staatsbürgern deutlich. 

In keinem WP-Staat ist die Ehe mit Ausländem unter- 
sagt®). Aus den einschlägigen Rechtsvorschriften und 
insbesondere ihrer praktischen Handhabung geht je- 
doch hervor, daß der Fall der binationalen Ehe als 
Sonderfall behandelt wird und daher auch besonde- 
rer, die allgemeinen eherechtlichen Bestimmungen 
ergänzender Regelung bedarf. Im einzelnen handelt 
es sich um folgende Vorschriften: 

Bulgarien: Art. 129-131 Familiengesetzbuch vom 
17.5.1985 (DV Nr. 41/1985); Instruktion über die 
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Eheschheßung zwischen bulgarischen und ausländi- 
schen Staatsangehörigen vom 15.11.19747). 

DDR: § 18 RechtsanwendungsG vom 5.12.1975 
(GBl. I S. 748), §§ 9-14 VO zur Regelung von Fragen 
der Familienzusammenführung und der Eheschhe- 
ßung zwischen Bürgern der DDR und Ausländern vom 
15.9.1983 (GBl. I S. 254) samt §§ 4-5 1. DBSt vom 
15.9.1983 (GBl. I S. 255) sowie §§10 und 26 Personen- 
standsG vom 4.12.1981 (GBl. I S. 421) samt §§ 16-19 1. 
DBSt vom 4.12.1981 (GBl. I S. 425). 

Polen: Art. 56 PersonenstandsG vom 29.9.1986 (Dz. U. 
1986, Nr. 36, Pos. 180). 

Rumänien: Art. 134 Zivilgesetzbuch vom 4.12.1864; 
Art. 3-18 Famihengesetzbuch vom 29.12.1953 (BO I, 
Nr. 4/1954) i. d. F. von 1974 (BO I, Nr. 174/1974); De- 
kret über die Personenstandsurkunden vom 28.7.1960 
(BO I, Nr. 13/1960). 

Sowjetunion: Art. 30, 31 Abs. 1 i. V. m. Art. 9, 10, 27- 
29; Art. 38, 39 Grundlagen der Ehe- und Familienge- 
setzgebung der UdSSR und der Unionsrepubhken 
vom 27.6.1968 (WS SSSR 1968, Nr. 27, Art. 241) 
i. d. F. vom 9.10.1979 (WS SSSR 1979, Nr. 42, Art. 
696); Art. 17 Gesetz der UdSSR über die Rechtsstel- 
lung ausländischer Staatsbürger in der UdSSR (WS 
SSSR 1981, Nr. 26, Art. 836); Instruktion des Justizmi- 
nisteriums der UdSSR über das Verfahren der Regi- 
strierung in der UdSSR von Ehen von Sowjetbürgern 
mit Ausländern (nicht veröffentiicht) ; Art. 160 Abs. 1, 
161 i. V. m. Art 13-16, 145, 150; Art. 168 Ehe- und 
Famihengesetzbuch der RSFSR vom 30.7.1969 (WS 
RSFSR 1969, Nr. 32, Art. 1086) i. d. F. vom 4.12.1979 
(WS RSFSR 1979, Nr. 49, Art. 1197); § 3 Instruktion 
über das Verfahren der Registrierung der Personen- 
standsakte in der RSFSR vom 17.10.1969 (SP SSSR 
1969, Nr. 22, Art. 123) i. d. F. vom 18.3.1981 (SP SSSR 
1981, Nr. 12, Art. 73). 

Tschechoslowakei: § 1 Gesetz über die Eheschhe- 
ßimg mit Ausländern vom 29.10.1952 (Sb. Nr. 59/ 
1952); § 50 VO des Innenministeriums Nr. 182/1959 
(U. 1. vom 10.9.1959), durch die die näheren Bestim- 
mungen zu dem Gesetz über die Matriken herausge- 
geben werden. 

Ungarn: § 38 GVO Nr. 13/1979 über das Internatio- 
nale Privatrecht; §§ 15, 23 GVO Nr. 17/1982 über die 
Personenstandsbücher, das Eheschheßungsverfahren 
und die Namensführung. 

Eine KontroUe der Eheschheßung eigener Staatsbür- 
ger mit Ausländern kann danach auf dreierlei Weise 
erfolgen: 

— durch Bestimmrmgen, welche die Vorlage und An- 
erkennung von Urkunden regeln; 

— durch spezieUe, Ehen mit Ausländern betreffende 
Genehmigungsvorbehalte; 

— durch die Regelung von Aus- bzw. Einreise der 
Verlobten. 


aa) Verfahren bei Prüfung 

der erforderlichen Unterlagen 

Grundsätzhch müssen in allen WP-Staaten die gesetz- 
hchen Voraussetzimgen für die Schheßung einer Ehe 
durch die Vorlage von Urkunden nachgewiesen wer- 
den; dies güt für den eigenen Staatsbürger ebenso wie 
für den ausländischen Verlobten. Wohl mit Ausnahme 
der Sowjetunion, die insoweit allein auf die eigene 
Rechtslage absteUt (vgl. Art. 31 Grlg. Ehe- und Fami- 
henrecht), bedeutet dies für die ausländischen Ver- 
lobten, daß sie neben den ihre Person ausweisenden 
Legitimationsurkunden (Geburtsurkunde, Paß) ein 
Ehefähigkeitszeugnis nach dem Recht ihres Heimat- 
staates in beglaubigter Übersetzimg®) beibringen 
müssen. Die Durchführungsbestimmung zum Perso- 
nenstandsgesetz der DDR sieht vor (§18 Abs. 3), daß 
über die im Gesetz selbst genannten Urkunden hinaus 
weitere „Urkunden, Bescheinigungen oder andere 
Unterlagen verlangt werden (können), die zur Prü- 
fung der Einhaltung des ausländischen Rechts not- 
wendig sind". Die bulgarische Instruktion von 1974 
verlangt sogar obhgatorisch — über die Vorausset- 
zungen des Famüienkodex hinausgehend — zusätzh- 
che Bescheinigungen über die im Heimatstaat des 
Ausländers anerkannte gesetzhche Form der Ehe und 
der dort geltenden Voraussetzungen, unter denen 
eine Ehe mit Ausländern geschlossen werden kann, 
sowie darüber, ob die vor bulgarischen Behörden ge- 
schlossene Ehe dort anerkannt wird. Vorgelegt wer- 
den muß ferner ein von einer Behörde des bulgari- 
schen Gesundheitswesens ausgestelltes ärztliches At- 
test, mit dem nachzuweisen ist, daß der Ausländer 
nicht an einer in Art. 13 FGB beschriebenen geistigen 
oder physischen Krankheit leidet. 

Von dem Erfordernis der Beibringimg von Urkunden 
kann verschiedentiich, wenn Nachweise besonders 
schwierig zu erbringen sind, auf Grund gesetzhcher 
Vorschriften ausdrückhch Befreiung erteilt werden 
(DDR, Polen, Ungeim). In Bulgarien ist die Befreiungs- 
möghchkeit nach der zitierten Instruktion auf einzelne 
Personengruppen beschränkt, namentiich auf die im 
Inland sich ständig aufhaltenden heimatlosen Auslän- 
der, auf anerkannte Asylanten imd auf Bürger soziah- 
stischer Staaten, mit denen Rechtshilfeverträge abge- 
schlossen sind. Es ist davon auszugehen, daß es in den 
anderen WP-Staaten ähnhche Ermessensspielräume 
gibt. 

Den Antrag auf Eheschließimg haben grundsätzhch 
beide HeiratswiUigen zu stellen, doch wird auch, be- 
findet sich der Verlobte im Ausland, die schriftiiche 
beglaubigte Erklärung seiner Eheschheßungsabsicht 
akzeptiert^). Die Anträge nimmt das örtiich zustän- 
dige Standesamt entgegen. In Bulgarien sind die An- 
träge allerdings beim Exekutivkomitee des jeweüigen 
Bezirksvolksrates bzw. — in Sofia — bei dem Exeku- 
tivkomitee des Volksrates der Stadt einzureichen, das 
die Anträge, mit einer eigenen Stellungnahme verse- 
hen, an den letzthch entscheidenden Standesbeamten 
weiterleitet. 

Es findet sich kein normativer Anhaltspunkt dafür, 
daß die Standesämter in diesem Verfahren über die 
Prüfung der vorzulegenden Urkunden bzw. des Vor- 
hegens der gesetzhchen Voraussetzungen hinaus Er- 
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messenserwägungen über die Zweckmäßigkeit der 
Eheschließimg mit einem Ausländer anstellen dür- 
fen lo). Kaum nachprüfbar ist freilich die auf eine sol- 
che Motivation gegründete Beanstandimg der vorge- 
legten (ausländischen) Urkunden bzw. die Anforde- 
nmg zusätzlicher Dokumente, mit denen das Fehlen 
von Ehehindemissen nachgewiesen werden muß. 
Auch die Legalisation der ausländischen Urkunden 
kann verzögert werden. 

Gegen eine ablehnende Entscheidung der Personen- 
standsämter ist ein Rechtsbehelf in der Regel gege- 
ben 11); in Polen hat der Leiter des Standesamtes, hält 
er die Voraussetzung der Eheschließung nicht für ge- 
geben, von sich aus eine gerichtliche Entscheidung 
herbeizuführen (Art. 5 Familien- und Vormund- 
schaftsgesetzbuch von 1964). 

bb) Staatliches Genehmigungsverfahren 

ln der DDR, Rumänien und der Tschechoslowakei 
bedarf es über die Prüfung der vorzulegenden Urkun- 
den hinaus einer zusätzlichen, mit dem standesamtli- 
chen Verfahren zwar gekoppelten, aber rechtlich 
selbständigen staatlichen Zustimmung (Einverständ- 
nis, Genehmigung) zur Eheschließung eigener 
Staatsangehöriger mit Ausländern i2). Während das 
Genehmigungsverfahren in der CSSR und Rumänien 
nur rudimentär geregelt ist, hat die DDR unverzügüch 
auf das Abschließende Dokument des KSZE-Folge- 
treffens in Madrid (1983) mit der oben erwähnten Ver- 
ordnung vom 15.9.1983 reagiert und eine relativ aus- 
führliche Regelung auch für die Eheschließung mit 
Ausländern erlassen. 

Allen drei Fällen gemeinsam ist, daß das Genehmi- 
gungserfordemis für Ehen mit Ausländem auch für 
den Fall gilt, daß die Ehe außerhalb des Territoriums 
der genannten Staaten geschlossen wird i^) ; eine Dif- 
ferenzierung nach verschiedenen Ausländerkatego- 
rien findet dabei nicht statt. Antragsberechtigt sind 
jeweils nur die eigenen Staatsbürger i^). Im übrigen 
ergeben sich zahlreiche Unterschiede im Hinblick auf 
die Regelungen Rumäniens und der CSSR auf der 
einen und der DDR auf der anderen Seite. 

Die rumänische bzw. tschechoslowakische Regelung 

enthält keinerlei Vorgaben über die Voraussetzun- 
gen, unter denen das Einverständnis des Innenmini- 
steriums oder eines von ihm beauftragten Organs 
(CSSR) bzw. des Staatsrats der SR Rumänien erteilt 
wird; offenkundig besteht hier ein freies Ermessen. Es 
finden sich auch keinerlei Aussagen über eine zeitli- 
che Begrenzung des Genehmigungsverfahrens, über 
Rechtsbehelfe gegen Ablehnungen und die Möglich- 
keit von Antragswiederholungen. Wird die Genehmi- 
gung erteüt, so ist sie dem Standesamt zusammen mit 
dem Antrag auf Eheschließimg und den im übrigen 
notwendigen Dokumenten vorzulegen Die yer- 
weigemng der Genehmigung stellt sich insoweit als 
Ehehindemis dari^). 

In der DDR hat der Bürger, der einen Ausländer ehe- 
lichen will, einen schriftlichen Antrag auf Zustim- 
mung bei dem für den Hauptwohnsitz des Bürgers 
zuständigen Rat des Kreises, Stadtkreises oder Stadt- 
bezirks, Abteilung Innere Angelegenheiten, zu stellen 


(§ 10 Abs. 1 VO 1983). Unabdingbar für die Zustim- 
mungserteilung ist, daß die gesetzlichen Eheerforder- 
nisse der DDR und des Heimatstaats des heiratswiUi- 
gen Ausländers erfüllt sind und daß alle Vorausset- 
zungen vorliegen, damit die künftigen Ehepartner 
nach der Eheschließung einen gemeinsamen Wohnort 
in der DDR oder im Ausland nehmen können. In das 
staatliche Zustimmungs verfahren wird somit nicht nur 
der Sache nach das oben dargestellte standesamtliche 
Verfahren (Vorlage und Überprüfung der angeforder- 
ten Unterlagen, Legalisation von Urkunden etc.) ein- 
bezogen, sondern es wird zusätzlich gekoppelt mit 
dem Genehmigungsverfahren für die Wohnsitznahme 
des Ausländers in der DDR bzw. für die Wohnsitzän- 
derung des DDR-Bürgers nach dem Ausland ^^). In 
beiden Fällen handeln die zuständigen Organe nach 
Ermessen, einzelne Versagungsgründe sind jedoch 
zwingend aufgeführt^®). Ein Anspruch auf Erteilung 
der Genehmigung besteht in keinem Fall. 

Soll der gemeinsame Wohnsitz im Ausland hegen — 
so die häufigere Konstellation — , sind zahlreiche Hür- 
den zu überwinden, um die beantragte Genehmigung 
zu erhalten. So muß z. B. die Genehmigung zur Wohn- 
sitzänderung nach dem Ausland versagt werden, 
wenn der Antragsteller Wehrdienst leistet oder gelei- 
stet hat und danach eine von den zuständigen staatli- 
chen Organen festgelegte, gesetzlich nicht näher spe- 
zifizierte Frist nicht verstrichen ist (§8 Abs. 2 VO 
1983). Wegen der genannten Koppelung führt die 
Verweigerung der Genehmigung zur Wohnsitzände- 
rung automatisch dazu, daß die Zustimmung zui- 
Eheschließung versagt werden muß (§ 11 Abs, 1 VO 
1983). Aber selbst wenn alle diese Voraussetzungen 
vorhegen, muß die Zustimmung nicht erteilt werden; 
vielmehr ist dem zuständigen Organ ein nicht näher 
eingegrenztes Ermessen eingeräumt (§ 9 VO 1983), 
Stellt sich bis zum Zeitpunkt der Eheschheßung her- 
aus, daß die Zustimmung aufgrund unrichtiger Anga- 
ben erteüt wurde, kann die Zustimmung widerrufen 
werden (§11 Abs. 2 VO 1983); wird die Unrichtigkeit 
von Angaben vor der Erteüimg der Zustimmung auf- 
gedeckt, so ist dies ein absoluter Versagungsgrund 
(§ 11 Abs. 1 VO 1983). Ist die Zustimmung erteüt wor- 
den, so erlischt sie, wenn die Ehe nicht binnen sechs 
Monaten geschlossen wird, es sei denn, die Frist wird 
aus besonderen Gründen verlängert (§12 Abs. 3 VO 
1983). 

Wird der Antrag auf Zustimmung ab gelehnt, so kann 
er, wenn die Versagungsgründe nicht mehr vorliegen, 
erneut gestellt werden (§ 13 Abs. 1 VO 1983). Beruht 
die Ablehnung auf einer Ermessensentscheidung, 
kann der AntragsteUer auf den Wegfaü der Gründe, 
die zur Ablehnung geführt haben, jedoch kaum Ein- 
fluß nehmen. Entsprechend kann die Entgegennahme 
neuer Anträge verweigert werden, wenn die Behörde 
der Ansicht ist, daß die Ablehnungsgründe nach wie 
vor gegeben sind (§13 Abs. 2 VO 1983). Gegen die 
Ablehnung, aber wohl auch gegen die Verweigerung 
der Annahme von Anträgen, kann der Betroffene in- 
nerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe Be- 
schwerde einlegen. Wird ihr vom Leiter des zuständi- 
gen Organs des Kreises nicht abgeholfen, so hat er 
innerhalb von vier Wochen die Beschwerde der über- 
geordneten staathchen Instanz zuzuleiten, die inner- 
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halb von sechs Wochen endgültig zu entscheiden hat 
(§ 14 VO 1983). Nach § 12 Abs. 1 VO 1983 ist über die 
Anträge auf Zustimmung in der Regel im Verlauf von 
sechs Monaten zu entscheiden? diese Frist dürfte nach 
den vorhandenen Erkenntnissen auch generell einge- 
halten werden 19). Dabei ist allerdings zu berücksich- 
tigen, daß Anträge nicht entgegengenommen werden 
dürfen, wenn die erforderüchen Unterlagen nicht voll- 
ständig vorgelegt werden (§§ 1 Abs. 2; 4 Abs. 2 der 
1. DBSt zur VO 1983) und daß die Bearbeitungsfrist 
erst am Tag des Eingangs der vollständigen Unterla- 
gen beginnt und für die Beibringung der Unterlagen 
für die erforderhche Genehmigung zur Wohnsitzän- 
derung unterbrochen wird (§6 1. DBSt zur VO 1983). 
Damit ist die DDR der einzige WP-Staat, der eine 
rechtliche Befristung der Entscheidung über Ehe- 
schheßungsanträge vorweisen kann. Die Entschei- 
dungszeiträume variieren denn auch nach den vorlie- 
genden Berichten erhebhch. 

Auf besonders lange Wartezeiten müssen sich offen- 
bar die Heiratswilhgen in Rumänien einstellen ; hier 
werden Zeiträume von 12 bis 24 Monaten, neuerdings 
von acht bis 16 Monaten genannt 20). Diese Zeitspanne 
wird offenbar auch dazu genutzt, den rumänischen 
Verlobten, der sich Vorladungen von Bürgerver- 
sammlungen zu stellen hat, von seinem Vorhaben ab- 
zubringen 2i). Ähnüches wird auch aus der Sowjet- 
union berichtet 22), allerdings werden insoweit erheb- 
Üch kürzere Durchschnittswartezeiten angegeben, 
wobei in einem EinzelfaH allerdings auch 21 Monate 
genannt werden 23). 

cc) Verfahren der Ein- bzw. Ausreise der Verlobten 

Eine erhebhche Kontrolle der Eheschheßung eigener 
Staatsbürger mit Ausländem wird über die Ein- und 
Ausreiseregelungen erreicht. Da eine Ehe nur bei 
gleichzeitiger Anwesenheit der Verlobten vor dem 
Standesamt zustande kommt, muß entweder der Aus- 
länder einreisen oder der Staatsbürger ausreisen kön- 
nen. In den WP- Staaten ist eine klare Tendenz dahin 
erkennbar, die Eheschheßung auf dem eigenen Terri- 
torium stattfinden zu lassen 24) darum wird vor allem 
die Handhabung der Einreisebestimmungen bedeut- 
sam. 

Die Einreise in die WP-Staaten unterüegt grundsätz- 
üch der Sichtvermerkpfhcht? insoweit bestehen auch 
im Verhältnis dieser Staaten zueinander nur verein- 
zelte Ausnahmen. Die Ausländergesetze, die die 
Frage der Einreise£egeln, sehen nirgendwo Erleichte- 
rungen der Einreise zum Zweck der Eheschheßung 
vor. Nur in sehr bescheidenem Rahmen hat insoweit 
die Verordnung des Ministerrats der UdSSR vom 
28.8.1986 über die Ergänzung der Ein- und Ausreise- 
ordnung vom 22.9.197025) eine normative Verbesse- 
rung gebracht. Ziff. 21 der Ordnimg definiert die 
Eheschließung ausdrückhch als Fall der Privatangele- 
genheiten mit der Folge, daß ein mit der beabsichtig- 
ten Eheschheßimg begründeter Einreiseantrag in 
möghchst kurzen Fristen, in der Regel nicht später als 
ein Monat, zu prüfen ist; soll in die Sowjetunion zur 
ständigen Wohnsitznahme eingereist werden, kann 
die Einmonatsfrist um höchstens sechs Monate ver- 
längert werden. Wird das Gesuch abgelehnt, sind die 


Gründe hierfür mitzuteilen (Ziff. 28)26). in diesem Fall 
kann nach sechs Monaten erneut um die Einreisege- 
nehmigung nachgesucht werden (Ziff. 29). Im übrigen 
(Ziff. 21) richtet sich das Verfahren nach der Instruk- 
tion des Justizministeriums der UdSSR über das Ver- 
fahren der Registrierung von Ehen von Sowjetbürgern 
mit Ausländern und Staatenlosen, was zu beträchtli- 
chen Unsicherheiten führt 2?), da die Instruktion nicht 
veröffentiicht ist, sowie nach anderen einschlägigen 
Gesetzen. Insoweit ist vor allem — wie Ziff. 27 aus- 
drückhch bestätigt — auf Art. 24 des Gesetzes der 
UdSSR über die Rechtsstellung ausländischer Staats- 
bürger in der UdSSR von 198128) hinzuweisen, wo- 
nach die Einreise nach breit gefaßten Ermessenstat- 
beständen verweigert werden kann (z. B. im Interesse 
der Gewährleistung der staatlichen Sicherheit oder 
des Schutzes der gesellschafthchen Ordnung oder 
zum Schutz der Rechte und gesetzhchen Interessen 
der Staatsbürger der UdSSR). Inwieweit die neue Re- 
gelung zu faktischen Erleichterungen bei der Einreise 
zum Zwecke der Eheschließung führen wird, läßt sich 
noch nicht beurteilen. Bis in die jüngste Zeit wird 
jedenfalls gerade von der Sowjetunion berichtet, daß 
sie mit Hilfe der Einreisevorschriften immer wieder 
eine gewünschte Eheschließung vereitelt oder jeden- 
falls verzögert 29). 


Obgleich kein WP-Staat die Eheschließung seiner 
Staatsbürger mit Ausländem im Ausland untersagt, 
diesen Fall meistens sogar in seiner Rechtsordnung 
ausdrückhch berücksichtigt 90), scheitert die Heirat im 
Ausland sehr häufig daran, daß den Staatsbürgern 
eine Ausreiseerlaubnis zu diesem Zweck nicht ge- 
währt und damit die Eheschheßung im eigenen Land 
erzwungen wird. Allerdings scheint diese Linie nicht 
überall mit gleicher Stringenz verfolgt zu werden; 
Ausreisevisa werden offenbar in Ungarn, aber 
auch in Bulgarien zu diesem Zweck erteilt 9i). Im Hin- 
bhck auf Polen hegen unters chiedhche Meldungen 

vor 92). 


Rechtlich sehen die Paßgesetze und weitere einschlä- 
gige Vorschriften keinen besonderen Tatbestand vor, 
der die Ausreise zum Zweck der Eheschheßung er- 
leichtern würde. Es gelten daher die allgemeinen Re- 
geln über die Ausreise (siehe Abschnitt D — G. Brun- 
ner). Hinzuweisen ist allerdings auch in diesem Zu- 
sammenhang auf die erwähnte (s. o. bei Anm. 25), am 
1.1.1987 in Kraft getretene Ergänzung der Ein- und 
Ausreiseordnung der UdSSR von 1970, da sie auch das 
Ausreisegesuch zum Zwecke der Eheschheßung im 
Hinbhck auf eine zügigere Behandlung und Begrün- 
dung privilegiert (Ziff. 28). Freüich gilt die genannte 
Einschränkung bezüglich der nach wie vor bestehen- 
den Unsicherheit des Verfahrens auch hier. Hinzu 
kommt, daß die Ordnung selbst (Ziff. 25, 26) zahlrei- 
che, sehr weit gefaßte und daher fast behebig inter- 
pretierbare Gründe (z. B. Beeinträchtigung wesenth- 
cher Rechte und gesetzhcher Interessen anderer Bür- 
ger der UdSSR) nennt, bei deren Vorhegen die Aus- 
reise zu versagen ist oder versagt werden kann. Es ist 
von daher kaum zu erwarten, daß sich über die Ab- 
sicht der Eheschheßung in Zukunft die Türen ins Aus- 
land erheblich weiter ^s bisher öffnen werden. 
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dd) Staatsangehörigkeitsrechtliche Folgen 

Kann die Ehe — im Inland oder Ausland — geschlos- 
sen werden, verheren die Bürger der WP-Staaten da- 
mit in keinem Fall automatisch ihre Staatsbürger- 
schaft. Überall ist jedoch auf Antrag die Möghchkeit 
der Entlassung aus der Staatsbürgerschaft bzw. der 
Genehmigung des Verzichts auf die Staatsbürger- 
schaft (Rumänien) prinzipiell gegeben; ein Rechtsan- 
spruch hierauf besteht freihch nicht. Die Handhabung 
ist äußerst restriktiv und kommt nur im Zusammen- 
hang mit der Änderung des ständigen Wohnsitzes in 
das Ausland in Betracht. Für den Fall, daß der eigene 
Bürger durch die Eheschließung mit einem Ausländer 
nach dessen Staatsangehörigkeitsrecht eine neue 
Staatsangehörigkeit automatisch erwirbt, liegt in der 
Zustimmung des zuständigen DDR-Organs zur Ehe 
gemäß § 18 Rechtsanwendungsgesetz zugleich die 
Zustimmung zum Erwerb der neuen Staatsangehörig- 
keit, ohne daß damit freihch die DDR- Staatsbürger- 
schaft entfiele 33). in Polen gibt es nur eine Sonderre- 
gelung für polnische Staatsbürgerinnen,- haben sie 
eine fremde Staatsangehörigkeit durch Eheschlie- 
ßung erworben, so gehen sie bei Abgabe einer dies- 
bezüghchen Erklärung der polnischen Bürgerschaft 
verlustig, wenn das zuständige polnische Organ eine 
Verfügung über die Entgegennahme der Erklärung 

erläßt 34). 

Auch für den Ausländer bleibt die Eheschüeßung 
nach dem Recht der WP-Staaten ohne unmittelbare 
staatsangehörigkeitsrechthche Folgen. In verschiede- 
nen Fällen sind jedoch gewisse Erleichterungen für 
die Einbürgerung vorgesehenes), z. T. jedoch nur für 
die ausländischen Ehefrauen e^). in zwei Staaten 
(UdSSR, DDR) findet sich keine entsprechende Rege- 
lung, wobei freilich davon auszugehen ist, daß die 
Tatsache der Eheschüeßung bei der zu treffenden Er- 
messensentscheidung berücksichtigungsfähig ist 3?). 

ee) Ausreise in das Land des ausländischen Ehepart- 
ners 

Ist die Ehe in einem WP-Staat geschlossen worden, so 
stellt sich sehr häufig die Frage nach der Ausreise in 
das Land des ausländischen Ehegatten, der bereits 
meist dorthin zurückgekehrt ist. Gesetzliche Wartefri- 
sten, die nach der Eheschüeßung bis zur Übersiedlung 
einzuhalten wären, bestehen offenbar nicht. Der Sa- 
che nach stellen sich hier jedoch regelmäßig alle im 
Zusammenhang mit der allgemeinen FamiÜenzusam- 
menführung auftauchenden Probleme (siehe dazu un- 
ter III.), wenngleich die Verwirküchungschancen hier 
besser sind als in den anderen Fällen der Familienzu- 
sammenführung. Nach den vorüegenden Erkenntnis- 
sen wird das Ausreiseverfahren nach der Eheschüe- 
ßung offenbar in Bulgarien und Ungarn unproblema- 
tisch abgewickelt, und entsprechendes güt auch für 
die DDR, wobei zu berücksichtigen ist, daß bereits die 
Zustimmung zur Eheschüeßung mit einem Ausländer 
mit der Genehmigung über die Wohnsitzänderung 
verknüpft ist; insofern handelt es sich in der Tat nur 
noch um den Vollzug einer bereits getroffenen Ent- 
scheidung 38). 


Als durchschnittüche Wartezeiten, gerechnet von der 
Beantragung der Ausreise bis zur Ausreise selbst, 
werden im übrigen genannt: 

— für Polen: sechs bis neun Monate 39) 

— für Rumänien: drei bis sechs Monate ^9) 

— für CSSR: einige Monate bis zu zwei Jahren '^i) 

— für UdSSR: vier bis acht Monate ^2) 

Freihch gibt es weit aus diesem Rahmen heraustre- 
tende Einzelfälle ^3) Hinzu kommt, daß die Ausreise- 
wüügen, vor aUem in Rumänien und in der Sowjet- 
union, den notorisch damit verbundenen, unter IE. 
näher dargestellten (siehe bei Anm. 82) Benachteiü- 
gungen in beruflicher und sozialer Hinsicht ausge- 
setzt sind und den wirtschaftüchen und finanziellen 
Belastungen, die eine Auswanderung nüt sich bringt, 
nicht entgehen können. 


3. Bewertung 

Am Maßstab der oben dargestellten völkerrechtÜchen 
bzw. völkerrechtspoütischen Vereinbarungen gemes- 
sen ist die Entwicklung im Bereich der Eheschüeßung 
als eher positiv einzuschätzen. Dies güt der Tendenz 
nach auch für die nach der Heirat erwünschte Aus- 
reise in das Land des ausländischen Ehepartners; es 
handelt sich hierbei um den, insgesamt gesehen, am 
wenigsten Probleme aufwerfenden Bereich der Fami- 
üenzusammenführung. Gleichwohl gibt es zahlreiche 
ungelöste Einzelfälle, aber auch prinzipielle Mängel. 
Vor allem folgende kritische Feststellungen sind zu 
treffen: 

(1) Das Erfordernis staatlicher Genehnügung zur Ein- 
gehung von Ehen mit Ausländem, wie es in der DDR, 
Rumänien und der Tschechoslowakei besteht, ist we- 
gen des davon betroffenen höchst persönÜchen Be- 
reichs äußerst problematisch. Unvereinbar mit Art. 23 
Abs. 2 IPBPR ist es jedenfalls, daß die Entscheidung 
durchgehend in das völlig freie Ermessen der zustän- 
digen Behörde gestellt ist. Die Regelung ist zusätzüch 
bedenküch, wenn sie die Zustimmung zur Eheschüe- 
ßung mit anderen, letztlich wieder dem Ermessen an- 
heim gegebenen Vorgängen verknüpft, etwa mit der 
Folge, daß die Ablehnung der beantragten Wohnsitz- 
ändemng ins Ausland automatisch zur Versagung der 
Zustimmung zur Eheschüeßung führen muß. 

(2) Die Überprüfung im Standes amtüchen Verfahren, 
ob (die übüchen) Ehehindemisse bestehen, ist zuläs- 
sig. Bedenküch ist, wenn über — z. T. nicht pubüzierte 
— Verwaltungsvorschriften/Instmktionen zusätzüche 
Erfordernisse aufgestellt werden und für die Anerken- 
nung der vorgelegten Urkunden nicht nur deren In- 
halt und Echtheit betreffende Erwägungen ausschlag- 
gebend sind. Auch danüt wird dem Recht auf Ehe- 
schüeßung zuwider gehandelt. 

(3) Die Tatsache, daß die Mehrzahl der WP-Staaten 
die Ausreise des eigenen Staatsbürgers zum Zweck 
der Eheschüeßung prinzipiell nicht zuläßt, steUt zwar 
keine Verletzung des Rechts auf Eheschüeßung nach 
den Menschenrechtspakten dar, soweit diese im In- 
land stattfinden kann, bedeutet aber einen klaren 
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Verstoß gegen die Schlußakte von Helsinki, wonach 
auch die Ausreise zu diesem Zweck wohlwollend in 
Betracht zu ziehen ist. 

(4) Wird die Einreise Verweigerung für den ausländi- 
schen Verlobten zum Instrument der Verhinderung 
oder unzumutbaren Verzögerung der Eheschüeßung 
gemacht, so verstößt dies gleichfalls gegen die 
Schlußakte. 

(5) Das Verfahren bis zur Eheschüeßung ist für die 
Heiratswilügen oft undurchschaubar? sie wissen 
nicht, binnen welcher Frist sie — selbst nach Einrei- 
chung aller angeforderten Unterlagen — eine Ent- 
scheidung der Zustimmungsbehörde bzw. des Stan- 
desamtes erwarten können? insoweit enthält nur das 
Recht der DDR eine dem Madrider AbschÜeßenden 
Dokument entsprechende Fristbestimmung. Auch das 
Recht auf Antragswiederholung ist nur in der DDR 
und — bezogen auf Ein- und Ausreise in Privatange- 
legenheiten — seitdem 1.1.1987 der Sache nach in der 
Sowjetunion garantiert. Diese verfahrensrechtüchen 
Mängel sind bereits als solche nicht geeignet, das Ver- 
sprechen wohlwollender Behandlung und Entschei- 
dung der Eheschüeßungsgesuche zu erfüllen. Wird in 
der Wartezeit zusätzüch Druck auf den eigenen 
Staatsbürger ausgeübt, seine Entscheidung zu revi- 
dieren (Rumänien, UdSSR), so verstößt dies offenkun- 
dig gegen die von den Menschenrechtspakten garan- 
tierte Eheschüeßungsfreiheit. 

(6) Die teilweise langen Wartezeiten, die nach der 
Verheiratung in Kauf genommen werden müssen, um 
eine Ausreise in das Wohnsitzland des ausländischen 
Ehepartners zu erhalten, verletzen nicht nur den Sinn 
der Ehe und stehen damit im Widerspruch zur Ver- 
pflichtung, die Ehe zu schützen? sie verstoßen auch 
gegen die insoweit in Helsinki und Madrid vereinbar- 
ten Regeln der Famiüenzusammenführung. 


III. Familienzusammenführung 
1. Der völkerrechtliche Rahmen 

a) Multilaterale und bilaterale Abkommen 

Nach Art. 10 Ziff. 1 IPWSKR und Art. 23 Abs. 1 IPBPR 
sind die WP-Staaten verpflichtet, der Familie größt- 
möglichen Schutz durch Gesellschaft und Staat zu- 
kommen zu lassen und sich jedes wiUkürüchen oder 
rechtswidrigen Eingriffs in die Famiüe zu enthalten 
(Art. 17 Abs. 1 IPBPR). Die Vorenthaltung der Fami- 
Üeneinheit oder der Eingriff in die Einheit der FamiÜe 
steht darum in grundsätzüchem Widerspruch zu die- 
ser Verpflichtung. Von der zitierten Pflicht allerdings 
prinzipiell nicht umfaßt ist die Herstellung der Fami- 
üeneinheit gerade durch Gestattung der Ausreise, so- 
lange der Zweck der Famiüenzusammenführung 
auch durch Einreise in zumutbarer Weise gesichert 
werden kann. Entsprechend handelt ein Staat, der die 
Einreise von FamiÜenmitgÜedem verweigert, unter 
dem Gesichtspunkt des Famiüenschutzes dann nicht 
völkerrechtswidrig, wenn er unter zumutbaren Um- 
ständen die Ausreise der in seinem Hoheitsbereich 
lebenden Mitglieder zuläßt. SoU die FamiÜeneinheit 
gerade durch Ausreise gesichert werden, bedarf es 


zusätzücher Verpflichtungen. Insoweit ist primär auf 
Art. 12 Abs. 2 IPBPR zu verweisen (vgl, Abschnitt D — 
G. Brunner). 

Die Problematik der Vereinigung getrennter Fami- 
Üenmitgüeder ist darüber hinaus in einer Vielzahl bi- 
lateraler Abreden angesprochen, aus denen sich Ver- 
pflichtungen der WP-Staaten ergeben. Soweit die 
Bundesrepublik Deutschland betroffen ist, sind zu 
nennen; 

— im Verhältnis zur DDR: Art. 7 Grundlagenvertrag 
vom 21.12.1972 und der dazugehörige Briefwech- 
seH^). Der Briefwechsel steUt eine eigenständige 
völkerrechtüche Verpflichtung der DDR dar^^). 
Hierin verpflichtet sich die DDR zwar nicht aus- 
drücküch zur Erteilung von Ausreisegenehmigun- 
gen, sondern nur dazu, Schritte zur Lösung von 
solchen Problemen zu unternehmen, die sich aus 
der Trennung der Famiüe ergeben. Der zugrunde- 
üegende Sachverhalt schüeßt es aber aus, daß sich 
die DDR darauf berufen könnte, ihrer Verpflich- 
tung allein dadurch nachzukommen, daß sie den in 
der Bundesrepubük lebenden FamiUenangehöri- 
gen die Einreise und die ständige Wohnsitz neihme 
in der DDR gestattet. 

— im Verhältnis zu Polen: Hier ist nach einem Ab- 
kommen des deutschen und des polnischen Roten 
Kreuzes von 1955 ^ 0 ) ^uf das zwischen der Bundes- 
regierung und der polnischen Regierung abge- 
stimmte, der Bundesregierung im Zusammenhang 
mit dem Abschluß des Warschauer Vertrages vom 
7.12.1970 übergebene Informationsschreiben der 
polnischen Regierung hinzuweisen ^^). In der Infor- 
mation ist die Ausreise in einen der beiden deut- 
schen Staaten u. a. zum Zwecke der Vereinigung 
getrennter Familien ausdrücklich angesprodien. 
In dem von den Außenministern der Bundesrepu- 
blik Deutschland und Polens Unterzeichneten Aus- 
reise-Protokoll vom 9.10.1975^8) hat sich Polen 
nicht nur verpfüchtet, in den folgenden vier Jahren 
weitere 120 000 bis 125 000 Personen (auch) zum 
Zwecke der Famiüenzusammenführung ausreisen 
zu lassen, sondern es hat zugleich seine Bereit- 
schaft zur fortdauernden Anwendung der „Infor- 
mation“ erklärt und zum Ausdruck gebracht, daß 
keine zeitüchen Einschränkungen für die Antrag- 
stellung von Personen vorgesehen sind, die die in 
der „Information“ genannten Kriterien erfüllen. 

— im Verhältnis zur CSSR: In einem Briefwechsel 
über die Regelung humanitärer Fragen vom 
11.12.1973 (BGBl. 1974 II S. 995), der im Zusam- 
menhang mit dem Abschluß des Prager Vertrages 
erfolgte, erklärt die tschechoslowakische Seite, 
daß sie Anträge tschechoslowakischer Bürger, die 
aufgrund ihrer deutschen Nationaütät die Aussied- 
lung in die Bundesrepubük wünschen, wohlwol- 
lend beurteilen wolle. Hierunter faßen Anträge 
zum Zweck der Famiüenzusammenführung. 

— im Verhältnis zur Sowjetunion: In der Repa- 
trüerungsvereinbarung vom 8.4.1958, bestehend 
aus dem einschlägigen Teü des Moskauer Schluß- 
kommuniques sowie der sowjetischen Erklärung 
und der deutschen Gegenerklärung zur Repatriie- 
rungsfrage ^9) ist der Fall der infolge des 2. Welt- 
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krieges getrennten Famihen ausdrücklich ange- 
sprochen; die Sowjetunion hat die wohlwollende 
Prüfung von Ausreiseanträgen deutscher Staats- 
angehöriger zugesagt. 

— im Verhältnis zu Rumänien: Die Gemeinsame Er- 
klärung des Bimdeskanzlers der Bundesrepublik 
Deutschland und des Präsidenten der Soziahsti- 
schen Repubhk Rumänien vom 7.1.1978 hat keine 
vertragliche Verpflichtung geschaffen ^o). Beide 
Seiten stimmen aber darin überein, daß humani- 
täre Fragen im Bereich der Familienzusammen- 
führung (und der Eheschließung) zwischen Bür- 
gern beider Staaten auf der Grundlage der in inter- 
nationalen und bilateralen Dokumenten bekräftig- 
ten Absichten weiterhin wohlwollend behandelt 
würden. Die rumänische Seite heß außerhalb die- 
ser Erklärung wissen, daß in den folgenden Jahren 
jährhch etwa 10 000 bis 12 000 Genehmigungen 
zur Ausreise aus Rumänien erteilt werden sol- 
len5i). 

Eine bilaterale Übereinkunft mit dem Ziel der Fami- 
lienzusammenführung wurde zwischen Bulgarien 
und der Türkei am 22.3.1968 abgeschlossen. Nach- 
dem ihre praktische Durchführung ins Stocken gera- 
ten war, wurde sie durch das Protokoll über Um- 
siedlung bzw. Familienzusammenführung vom 
14.11.1977 reaktiviert, um Ende des Jahres 1978 aus- 
zulaufen 


b) KSZE-Absprachen 

Die Familienzusammenführimg hat von Beginn an im 
KSZE-Prozeß eine herausragende Rolle gespielt. Die 
Bedeutung der erzielten Ergebnisse hegt vor allem 
darin, daß sich die Teilnehmerstaaten in Helsinki 
(1975) und Madrid (1983) auf detaillierte Absprachen 
über die verfahrensmäßige Abwicklung der Anträge 
auf Famihenzusammenführung pohtisch geeinigt und 
insofern die erwähnten völkerrechtiich verbindhchen 
Abkommen wesentiich ergänzt haben. Hervorzuhe- 
ben ist vor allem: 

— es soll eine wohlwollende, von positivem und hu- 
manitärem Geist getragene Verhandlung und Ent- 
scheidung dieser Anträge erfolgen, besonders der 
wegen Alter und Krankheit dringenden Anträge 
(1975/83); 

— die Anträge sollen so zügig wie möglich (1975), in 
der Regel binnen sechs Monaten (1983) bearbeitet 
werden; 

— die Antragsteller werden über die einzuhaltenden 
Vorschriften und Verfahren informiert; ihnen wer- 
den die erforderlichen Formulare zur Verfügung 
gestellt (1983); 

— die Entscheidung wird so zügig wie möghch mit- 
geteilt (1983); 

— die für die Verwaltungsleistung erhobene Gebühr 
soll gemäßigt sein (1975) und in einem angemesse- 
nen Verhältnis zum durchschnitthchen Monatsein- 
kommen stehen (1983); 


— bei Ablehnung des Antrags ist Wiederholung zu- 
lässig (1975); auf diese Möglichkeit ist hinzuwei- 
sen (1983); 

— die Antragstellung darf nicht zu einer Verände- 
rung der Rechte oder Pfhchten des Antragstellers 
oder seiner Fanülienmitgtieder führen (1975); u. a. 
nicht im Hinbhck auf Beschäftigung, Wohnung, 
Aufenthaltsstatus, Famiüenunterstützung, Zugang 
zu Leistungen auf sozialem und wirtschaftlichem 
Gebiet oder im Bereich der Bildung (1983); 

— den Familienmitgliedern ist (bei Ein- oder Aus- 
reise) die Mitführung oder Versendung ihres 
Haushaltsguts und ihrer persönhchen Habe gestat- 
tet (1975). 

In den einschlägigen internationalen Dokumenten ist 
eine Definition der Mitglieder einer Famitie nicht ent- 
halten. 


2. Innerstaatliche Rechtslage und Praxis 

a) Einschlägige Rechtsvorschriften 

Außer der allgemeinen Zusage, der Familie staatli- 
chen Schutz zu gewähren ^3)^ finden sich auf der ver- 
fassungsrechtlichen Ebene keine einschlägigen Vor- 
schriften. Die Familienzusammenführung wird der 
Sache nach von den regelmäßig in den Ausländer- 
bzw. Paßgesetzen enthaltenen Regelungen über die 
Einreise, Ausreise und gegebenenfalls Auswande- 
rung erfaßt (dazu Abschnitt D — G. Brunner). Spe- 
zielle pubhzierte gesetzhche Bestimmungen über die 
Familienzusammenführung fehlen in den meisten 
WP- Staaten; freilich wird man von der Existenz unver- 
öffentlichter interner Verwaltungs Vorschriften ausge- 
hen können ^^). Jedenfalls zeigt die Verwaltungspra- 
xis, daß die Familienzusammenführung noch am ehe- 
sten als ausreichender Grund zur Erteilung einer Aus- 
reise- bzw. Auswanderungserlaubnis angesehen 
wird 5^). Nur in der DDR, in der Sowjetunion und in 
Ungarn hat die Famihenzusammenführung als eigen- 
ständiger Tatbestand eine ausdrückhche Regelung 
erfahren. 

— Ungarn: § 6 Abs. 1 ht. b der VO Nr. 6/1978 (XI. 10.) 
BM des Innenministers zur Durchführung der VO 
Nr. 53/1978 (XI. 10.) MT über Auslandsreisen und 
Reisepässe i. d. F. von 1984 (M.K. 1984 Nr. 1). 

— DDR: VO zur Regelung von Fragen der Famihen- 
zusammenführung und der Eheschheßung zwi- 
schen Bürgern der DDR und Ausländern vom 
15.9.1983 (GBl. I S. 254) samt der 1. DBSt vom 
15.9.1983 (GBl. I S. 255). 

— Sowjetunion: Ziff. 20-30 der durch VO des Mini- 
sterrats vom 28.8.1986 ergänzten Ordnung über 
die Einreise in die UdSSR und die Ausreise aus der 
UdSSR vom 22.9.1970 (SP SSSR 1970, Nr. 18, 
Art. 139; 1986, Nr. 31, Art. 163); in Kraft seit 
1.1.1987. Ziff. 21 der VO verweist zusätzhch auf 
nicht veröffenthchte Instruktionen des Innen- und 
Außenministeriums der UdSSR. 
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b) Kreis der Antragsberechtigten; Familienbegriff 

Wo publizierte Regelungen fehlen, ist auch der Kreis 
der Antragsberechtigten nicht ausdrücklich be- 
schränkt. Die Praxis zeigt freilich, daß der Begriff der 
Famihe eng, d. h. auf die Kleinfamilie (Ehegatten, El- 
tern und minderjährige Kinder) begrenzt, ausgelegt 
wird^®). Zusätzliche Restriktionen werden aus Rumä- 
nien berichtet, da die Übersiedlung nur zu solchen 
Familienmitgliedern genehmigt wird, die nicht (mehr) 
rumänische Staatsangehörige sind^?). Da ein An- 
spruch auf Entlassung aus der Staatsbürgerschaft 
nicht besteht, kann auf diese Weise die FamiÜenzu- 
sammenführung verzögert, unter Umständen sogar 
ganz verhindert werden. 

Genauere Anhaltspunkte finden sich dort, wo die Fa- 
mihenzusammenführung einen eigenen Regelungs- 
tatbestand bildet. Nach der erwähnten ungarischen 
Vorschrift kann derjenige den Paß der im Ausland 
Lebenden beantragen, der „zu seinen Eltern, Kindern 
oder seinem Ehegatten ins Ausland reisen möchte, um 
mit ihnen zusammen zu leben" . Die sowjetische Ord- 
nung (Ziff. 24) erweitert diesen Katalog um die leibli- 
chen Geschwister. Komplizierter ist die Rechtslage in 
der DDR. Während zunächst § 1 VO 1983 ihren An- 
wendungsbereich ganz generell auch auf Bürger der 
DDR bezieht, „die beabsichtigen, zum Zwecke der 
Familienzusammenführung ihren Wohnsitz im Aus- 
land zu nehmen", enthalten §§ 6 Abs. 2; 7 deutiiche 
Einschränkungen. Antragsberechtigt sind danach nur 
Eltern für sich bzw. für ihre minderjährigen Kinder, 
soweit die Eltern oder ihre minderjährigen Kinder, für 
die die Eltern das Erziehungsrecht haben, Ausländer 
sind und ihren Wohnsitz im Ausland haben. Das Feh- 
len bzw. der Verlust der DDR- Staatsbürgerschaft des 
Famüienmitglieds, mit dem der ausreisevrillige DDR- 
Bürger Zusammenleben möchte, ist also Antrags Vor- 
aussetzung. Kinder, die das 14. Lebensjahr vollendet 
haben, müssen zusätzMch ihre persönÜche Einwilli- 
gung erklären. Unter entsprechenden Voraussetzun- 
gen antragsberechtigt sind auch Eltern und volljäh- 
rige alleinstehende Kinder, die sich „aufgrimd ihres 
physischen oder psychischen Zustandes zur Pflege 
und Betreuung an den Wohnsitz der Eltern oder ihrer 
Kinder begeben wollen" (§ 7 Abs. 2). § 7 Abs. 3 be- 
zieht auch Ehegatten mit ein, wenn die Ehe mit einem 
ausländischen Partner in zulässiger Weise geschlos- 
sen wurde oder der Partner mit Genehmigimg der 
zuständigen DDR-Organe seinen Wohnsitz im Aus- 
land genommen hat. Diese Regelung zeigt, daß nicht 
einmal die Mitglieder der Kleinfamilie vorbehaltlos 
antragsberechtigt sind. Wird hingegen Familienzu- 
sammenführung nach der DDR angestrebt, sind voll- 
jährige Ausländer (gegebenenfalls auch für ihre min- 
derjährigen Kinder) immer dann antragsberechtigt, 
wenn Familienangehörige — der Begriff wird nicht 
definiert — in der DDR wohnhaft sind (§ 3 Abs. 2). 

Die Verwaltungspraxis hält sich ganz überwiegend an 
die engen rechthchen Vorgaben, was viele Anträge 
auf Famüienzusammenführung von Anfang an zum 
Scheitern verurteilt und die Antragsteller auf den 
noch domenreicheren Weg verweist, die „normale" 
Ausreise zu betreiben. Offenbar vrird nur ganz aus- 
nahmsweise zugunsten der Ausreisewilligen von den 
gesetzlichen Voraussetzungen abgewichen ^ö). Die et- 


was größere Klarheit, die ausdrückliche Regelungen 
über die Familienzusammenfühmng gebracht haben, 
kann sich insofern für die Betroffenen als durchaus 
nachteilig erweisen. Dies dürfte auch für die neue 
sowjetische Regelung gelten, die einerseits jetzt zwar 
auch Geschwister in die Familienzusammenfühmng 
einbezieht, andererseits weitere Verwandtschafts Ver- 
hältnisse (z. B. Geschwisterkinder) durch Nichtnen- 
nung offenbar ausklammert, obgleich in der Vergan- 
genheit verschiedenthch auch solche Anträge Erfolg 
hatten? genauere Erkenntnisse über den Vollzug der 
Verordnung hegen indessen noch nicht vor. 

c) Ablehnungsgründe; Ermessensentscheidung; 

Zuständigkeit 

In keinem WP-Staat hat der Antragsteller einen An- 
spmch auf Erteüung der Genehmigung zur Übersied- 
lung in das Land seiner Familienangehörigen, selbst 
wenn alle gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind: 
die Entscheidung verbleibt auch dann im freien Er- 
messen der zuständigen Behörde ^9). Ablehnungs- 
gründe müssen — mit Ausnahme Polens (§ 4 Abs, 2 
PaßG? eingeschränkt im Falle der Staatssicherheit — 
§ 4 Abs. 4a PaßG) und neuerdings der UdSSR (Ziff. 28 
Ordnung 1970/1986) — gmndsätzlich nicht mitgeteilt 
werden ^o) • werden sie aber bekanntgegeben, so ver- 
weisen sie auf die in den Paßgesetzen normierten, auf 
allgemeine Ausreiseanträge bezogenen Ablehnungs- 
gründe, vor allem auf das entgegenstehende natio- 
nale Interesse ^1); z. T. erhält die Ablehnung geradezu 
Strafcharakter, wenn sie etwa auf die Raketennachrü- 
stung in der Bundesrepublik Deutschland gestützt 

wird^2j 

Die einschlägigen speziellen Rechtsakte der DDR und 
Sowjetunion haben lediglich in negativer Hinsicht 
eine Einschränkung der Ermessensentscheidung ge- 
bracht, da sie regeln, imter welchen Umständen eine 
Genehmigung nicht erteüt werden darf und unter 
welchen Umständen eine Genehmigung versagt wer- 
den kann ^3) ; am Grundsatz des freien Ermessens bei 
Nichtvorliegen dieser Umstände ändert sich dadurch 
allerdings nichts, so daß nach dem eigenen Rechtsver- 
ständnis dieser Staaten auch in diesem Fall ein An- 
spruch auf Genehmigimg nicht entsteht. Übereinstim- 
mend muß in der Sowjetunion und der DDR die Ge- 
nehmigung versagt werden, wenn der Antragsteller 
in ein Strafverfahren verwickelt ist, wenn Gründe der 
Staatssicherheit (z. B. Kenntnis von Staatsgeheimnis- 
sen) entgegenstehen oder wenn der Antragsteller 
Verpflichtungen gegenüber dem Staat nicht erfüllt 
hat, worunter vor allem die Wehrpflicht fällt? gemäß 
DDR-Recht darf die Wohnsitzänderung nach dem 
Ausland auch dann nicht genehmigt werden, solange 
eine von den zuständigen Organen festgelegte Frist — 
deren Länge imbekannt ist und wohl wieder nach 
Ermessen bestimmt wird — nach dem Wehrdienst 
nicht verstrichen ist. Unrichtige Angaben können in 
beiden Staaten zur Versagung führen. Andere Tatbe- 
stände werden unterschiedMch bewertet. Entgegen- 
stehende Rechte und Interessen Privater und finan- 
zielle Verbindlichkeiten des Antragstellers müssen 
(UdSSR) bzw. können (DDR) zur Versagung führen. In 
der Sowjetunion darf bis zu einer nachgeholten offi- 
ziellen Regelung die Ausreise nicht erlaubt werden, 
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wenn die einladende Person sich rechtswidrig im Aus- 
land befindet, und die Genehmigung kann versagt 
werden, wenn sich der Antragsteller in Verbindung 
mit früheren Auslandsaufenthalten rechtswidrig ver- 
halten hat. Die DDR kennt keine entsprechenden Tat- 
bestände. Umgekehrt kann in der DDR die Genehmi- 
gung verweigert werden, wenn aufgrund der Tätig- 
keit des Antragstellers „Nachteile für die Betreuung 
und Fürsorge der Bürger entstehen würden'' (§ 8 Abs. 
1 VO 1983). Ein großer Unterschied besteht ange- 
sichts der ohnedies eingeräumten Ermessensfreiheit 
freilich nicht. Die — obligatorischen oder ausdrück- 
üch genannten fakultativen — Versagungsgründe 
(z. B. Kenntnis von Staatsgeheimnissen oder sensitive 
Tätigkeiten) werden oft sehr weit ausgelegt ^4). 

Der eng gezogene Kreis der Antragsberechtigten und 
die weit gespannten denkbaren Versagungsgründe 
führen häufig dazu, daß neue Fälle der Familienzu- 
sammenführung durch die Erteüung von Teil- (Aus- 
reise-) Genehmigungen geschaffen werden. Die allge- 
meinen Schwierigkeiten, eine Auswanderungser- 
laubnis zu erhalten, führen gleichfalls oft dadurch zur 
Vermehrung der Fälle der Familienzusammenfüh- 
rung, daß Bürger der WP -Staaten einen kurzfristigen 
Aufenthalt im Ausland zum ständigen Verbleib nut- 
zen, dieses nach dem Recht der WP- Staaten rechts- 
widrige Verhalten sich aber äußerst negativ auf die 
Erteilung zur Genehmigung zur Wohnsitz ändemng 
für die zurückgebliebenen Familienangehörigen aus- 
wirkt, die sich dann oft jahrelang und ohne absehbare 
Aussicht auf Erfolg um Zusammenführung bemü- 
hen ®^). 

Nach außen hin zuständig für die Entscheidung über 
den Antrag auf Übersiedlung ins Ausland sind die in 
den Paßgesetzen festgelegten Paßbehörden ß^). Da 
aber regelmäßig Gesichtspunkte des Staatsschutzes 
und der politischen Opportunität mitzuprüfen sind, 
besteht eine (zusätzliche) Entscheidungsbefugnis der 
politischen Polizei bzw. von Parteiinstanzen ®'^). Hinzu 
kommen die Behörden, die der Antragsteller einschal- 
ten muß, um die für seine Antragstellung erforderh- 
chen Unterlagen zu erhalten. Der dem Antragsteller 
damit auf erlegte Gang durch die Bürokratie ist ihm 
anfänglich kaum durchschaubar; so wird etwa die 
Zahl der Behörden, die angegangen werden müssen, 
für die Tschechoslowakei mit acht bis zehn, manch- 
mal bis zu 30 angegeben 6ö). 

d) Unterlagen 

Die unterschiedlich hohe Zahl der einzuschaltenden 
Behörden erklärt sich vor allem daraus, daß die Unter- 
lagen, die beigebracht werden müssen, gesetzlich 
nicht abschheßend bezeichnet sind, sondern nach Er- 
messen vermehrt werden können. Regelmäßig han- 
delt es sich um zahlreiche Dokumente, deren Beschaf- 
fung of schwierig, jedenfalls sehr zeitraubend ist®^). 
Dies güt auch dort, wo spezielle Vorschriften über die 
Familienzusammenführung erlassen worden sind. So 
bestimmt zwar § 2 Abs. 1 1. DBSt zur DDR-VO 1983, 
daß zur Antragstellung ein formgebundener Antrag 
auf Wohnsitzänderung und die schrifüiche Einwilli- 
gung der minderjälirigen, aber mindestens 14 Jahre 
alten Kinder gehören; zugleich wird jedoch auf „wei- 


tere von den zuständigen Organen geforderte Doku- 
mente" verwiesen, die nicht näher definiert sind. 
Nach § 3 DBSt sind „entsprechend der Aufforderung" 
der zuständigen staathchen Organe Erklärungen und 
Bescheinigungen über die Regelung zu den in Eigen- 
tum imd Nutzung befindlichen Grundstücken und 
Gebäuden sowie zur Schuldenfreiheit der Antragstel- 
ler vorzulegen. Nach § 8 Abs. 3 VO selbst kann die 
Erteilung der Übersiedlungsgenehmigung von der 
Vorlage von Bescheinigungen der ausländischen Be- 
hörden über die berufliche und soziale Sicherstellung 
der Antragsteller abhängig gemacht werden. Den Be- 
hörden ist damit die Möglichkeit eingeräumt, nach 
Belieben eine nach oben offene Zahl von Unterlagen 
anzufordern. 

Noch für 1986 wird von der Sowjetunion ein drasti- 
scher Anstieg der vorzulegenden Dokumente berich- 
tet ^o). Ohne Bescheinigungen der Arbeitsstelle, der 
zurückbleibenden Famüienangehörigen (insbeson- 
dere Eltern), des Rats der Straße etc. geht es in aller 
Regel ohnehin nicht. Besondere Schwierigkeiten tre- 
ten auf, wo die Antragsteller auf gef ordert werden, um 
Entlassung aus der Staatsbürgerschaft nachzusuchen, 
diese aber nicht gewährt wird, die entsprechende Be- 
stätigung also nicht vorgelegt werden kann. Hinzu 
kommen die regelmäßig verlemgten Bescheinigungen 
über pohzeüiche Abmeldung, Rückgabe von Zeugnis- 
sen, Pässen usw., die im Falle einer grundsätzlich ge- 
nehmigten Auswanderung zu erbringen sind. Die 
Vorlage des nach der Verwaltungspraxis notwendi- 
gen Einladungsschreiben (VYZOV) aus dem Ausland 
wird häufig dadurch vereitelt, daß die postalische Zu- 
stellung an den Ausreisewilligen verhindert wird; die 
der Einladung zugemessene Gültigkeitsdauer ist oft 
so knapp bemessen (sechs Monate bis ein Jahr), daß 
die Zeit für die Durchführung des Verfahrens nicht 
ausreicht und dann der gesamte Vorgang — ein- 
schließlich der Vorlage aller Unterlagen — wiederholt 
werden muß^^). 

Ein erhebhches zusätzliches Erschwernis liegt darin, 
daß an Ausreiseformulare häufig nur unter Schwierig- 
keiten heranzukommen ist, sei es, daß sie kontingen- 
tiert, sei es, daß sie nur in größeren Ortschaften zu 
erhalten sind; diese bürokratischen Barrieren werden 
offenbar vor allem in der Sowjetunion, in Rumänien 
und in der CSSR errichtet ^^). Die schikanöse Bürokra- 
tisierung erreicht in Rumänien ihren Höhepunkt; dort 
muß zunächst ein Gesuch auf Aushändigung der sehr 
detaillierte Fragen enthaltenden Vorformulare (kleine 
Formulare) gestellt werden, mit denen dann erst die 
eigenüichen Formulare (große Formulare) beantragt 
werden können '^^). Hat man die notwendigen Formu- 
lare erhalten, kann ihre Abgabe erhebliche Schwie- 
rigkeiten bereiten, da die Entgegennahme aus den 
verschiedensten Gründen verweigert wird^^). In der 
Sowjetunion wird z. B. die Ausfüllung mit Schreibma- 
schine verlangt, die viele nicht zur Verfügung haben; 
die Antragsteller sind insoweit auf das Entgegenkom- 
men der Müiz, die Ausfüllung vorzunehmen, ange- 
wiesen '^5). Mit der Anforderung zusätzlicher Unterla- 
gen kann die Antragstellung ebenfalls verhindert 
werden. Im Falle der DDR sieht § 1 Abs. 2 1. DBSt zur 
VO 1983 vor, daß Anträge nicht entgegengenommen 
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werden dürfen, solange nicht alle angeforderten Un- 
terlagen vollständig vorgelegt sind. 


e) Bearbeitungszeltraum; Wartezeiten 

Der Bearbeitungszeitraum muß für alle WP-Staaten 
als lange bezeichnet werden, wobei Ungarn relativ 
gut abschneidet In der DDR (§ 12 Abs. 1 VO 1983) 
sind die Anträge auf Famüien Zusammenführung in 
der Regel, in der Sowjetunion (Ziff. 28 Ordnung 1970/ 
1986) höchstens innerhalb sechs Monate zu beschei- 
den; zu berücksichtigen ist dabei freilich, daß die Be- 
arbeitungszeit erst mit der Annahme der Anträge be- 
ginnt. Faktisch ist daher die Verfahrensdauer erheb- 
lich länger. Für die DDR werden insoweit bei starken 
Schwankungen ein bis sechs Jahre ^^), für die Sowjet- 
union von wenigen Monaten bis zu zehn Jahren ange- 
geben ^ö); dabei läßt sich nicht stets feststellen, ob 
diese Zeiträume für die Bearbeitung eines einzigen 
Antrags auf Familienzusammenführung gebraucht 
werden oder Wartefristen bis zum Erfolg häufig wie- 
derholter Anträge darstellen. Einige Monate bis zu 
mehreren Jahren werden auch für die Tschechoslo- 
wakei genannt ^9). In Rumänien hat man mehrere Mo- 
nate auf die „kleinen", danach ein bis zwei Jahre auf 
die „großen" Formulare zu warten; hält man sie 
schheßhch in Händen, muß man zwischen drei Mona- 
ten und zwei Jahren bis zur Aushändigung der Aus- 
reisepapiere rechnen öo). Erhebüche Wartezeiten ent- 
stehen für Übersiedlungswilhge, die eine Zusammen- 
führung nüt ihren nach polnischem Recht illegal aus- 
gereisten Fanühenangehörigen anstreben. Hier wer- 
den zwei Jahre für 14 % und mehr als vier Jahre für 
47 % dieses Personenkreises angegeben öi). Durch- 
schnittlich warten derzeit 70 000 bis 80 000 Deutsche 
auf ihre Ehepartner bzw. Kinder aus dem polnischen 
Machtbereich. 


f) Nachteile für Antragsteller und Angehörige 

In allen WP-Staaten mit Ausnahme von Ungarn sind 
die Bürger, die — auch zum Zweck der Familienzu- 
sammenführung — ihre Übersiedlung ins Ausland be- 
antragen, mehr oder weniger, z. T. sogar sehr intensi- 
ven Benachteiligungen unterworfen, die einerseits ei- 
nen Druck auf Rücknahme des gestellten Antrags be- 
wirken, andererseits — generalpräventiv — poten- 
tielle Antragsteller abschrecken sollen. Die Maßnah- 
men reichen von Schikanen am Arbeitsplatz bis zu 
dessen Verlust, von erzwungenen Rechtfertigungen 
vor betrieblichen, staatlichen oder Parteigremien, 
Einbestellungen bei der Polizei, Erteilungen besonde- 
rer Ausweise, Einweisungen in Arbeitsdiensteinhei- 
ten, Verlust der Wohnung, von schuhschen Nachtei- 
len für die Kinder, Einschränkungen der gesundheits- 
dienstlichen Leistungen und geheimdienstlichen 
Überwachungen bis hin zur Kriminahsierung wegen 
parasitären Lebenswandels nach dem Verlust des Ar- 
beitsplatzes und zur Inhaftierung. Obgleich mit Ver- 
abschiedung der KSZE-Schlußakte zunächst gewisse 
Verbesserungen eingetreten waren ß^)^ bestätigen alle 
neuesten Informationsquellen die Fortdauer schwerer 
Diskriminierungen; dies gilt in besonderem Maße für 
die Sowjetunion und Rumänien, aber auch für die 


DDR, abgeschwächt für Polen, die Tschechoslowakei 
und Bulgarien ö3). 

g) Kosten (Gebühren und zusätzliche 
finanzielle Anforderungen) 

Die Kosten, die von den Antragstellern bzw. ihren im 
Ausland lebenden Famüienangehörigen aufgebracht 
werden müssen, um die Famihenzusammenführung 
zu erreichen, sind insgesamt gesehen sehr hoch. Sie 
ergeben sich z. T. aus den normativ geregelten Ge- 
bührensätzen für die Ausstellung von Paß, Visum und 
Ausreisegenehmigung, z. T. aber auch aus erhebli- 
chen zusätzlichen finanziellen Aufwendungen. Im 
einzelnen ergibt sich folgendes Bild: 

Bulgarien 3^): Für einen Emigrationspaß waren bis 
1983 150 und sind heute 200 Leva zu zahlen, ferner 
sind 20 Leva als zusätzliche Gebühr bei der Antrag- 
stellung zu entrichten (Monatsdurchschnittslohn 
1985: 214 Leva). 

DDRÖ5): Die eigentiichen Gebühren sind nicht 
hoch (15 Mark, Monatsdurchschnittslohn 1985: 1 140 
Mark), doch ist bekannt, daß die Bereitschaft der 
DDR zur Familienzusammenführung in großem Um- 
fang von Krediteinräumungen der Bundesrepubhk 
Deutschland abhängig ist. Der Freikauf insbesondere 
politischer Häftiinge zu hohen Summen kommt häufig 
auch der Familienzusammenführung zugute, da die 
Familienmitglieder in der DDR, denen die Fami- 
henzusammenfühnmg nach der Bundesrepubhk 
Deutschland versagt wird, häufig in die Öffentiichkeit 
treten und dadurch in der Regel mit den dortigen 
Strafgesetzen in Konfhkt geraten. 

Polen ö6) : Für den Antrag auf die Ausstellung eines zur 
Auswanderung berechtigenden Passes sind 100 Zloty, 
für den Paß 5 000 Zloty zu zahlen; Rentner erhalten 
50 % Ermäßigung (Monatsdurchschnittslohn 1985: 
20 005 ZI). 

Rumänien ^^): Die anfallenden Gebühren sind 1982 
gegenüber einer seit 1971 bestehenden Regelung dra- 
stisch heraufgesetzt worden. Eine einzelne Person hat 
zu entrichten: für die Registrienmg des Antrags auf 
Ausstellung eines Passes 65 Lei; Erteilung des Passes: 
250 Lei; Registrierung der Anträge von Paßinhabem 
auf Erteilung des Sichtvermerks: 65 Lei; Ausreise- 
visum: 900 Lei; Antrag auf Einholung ausländischer 
Visa: 25 Lei. Insgesamt ergibt allein dies eine Summe 
von 1 305 Lei (Durchschnittslohn 1985: 2 827 Lei), ge- 
genüber 430 Lei nach der früheren Regelung. Aller- 
dings bezeichnet diese Summe nicht den tatsächhch 
zu erbringenden finanziellen Aufwand. Wird nämhch 
die Entlassung aus der Staatsbürgerschaft verlangt 
oder beantragt, kostet dies weitere 3 000 Lei®®). Hin- 
zuzurechnen ist ferner pro Person eine durch die Bun- 
desrepublik Deutschland zu leistende pauschale Ab- 
lösesumme ö^). Ferner sind von privater Seite zusätzh- 
che Zahlungen zu entrichten; diese können nur von 
den Famüienmitgliedem im Ausland beigebracht 
werden, da rumänischen Staatsbürgern der Devisen- 
besitz verboten ist^). 

Sowjetunion 91): Ab 1977 fand bezüglich der Aus- 
reisegenehmigung eine Gebührenermäßigung von 
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400 auf 300 Rubel statt; die Gebühr wurde ab 1980 
erneut, nämlich auf 200 Rubel reduziert. Hinzutreten 
21 Rubel an Nebenkosten (Bestätigung der Einla- 
dung, Antragsgebühr, Paßgebühr). (Durchschnitts- 
lohn 1985: 190 Rubel). Die Gebühr für Dokumente, die 
zur Ausreise in soziahstische Staaten ermächtigen, 
beträgt demgegenüber nur 30 Rubel. Juden müssen 
höhere Gebühren zahlen als Volksdeutsche, da sie 
immer zugleich aus der Staatsbürgerschaft entlassen 
werden (500 Rubel bei Ausreise in nicht soziahstische 
Länder, sonst 50 Rubel). 

Tschechoslowakei Charakteristisch ist der hier 
bestehende weite Gebührenrahmen. Die Antragsge- 
bühr für Reisedokumente beträgt zwischen 10 und 50 
Kronen, die Gebühr für die Ausreisegenehmigung 
zwischen 20 und 400 Kronen. Die Gebühr für eine 
Auswanderungsgenehmigung berechnet sich von 
diesem Satz? sie kann bis auf das 25fache, d. h. bis auf 
10 000 Kronen erhöht werden; in der Paxis wird indi- 
viduell unterschiedhch verfahren. (Monatsdurch- 
schnittslohn 1985: 2 974 Kronen). 

Ungarn 93): 1976 wurde die Gebühr für die Auswan- 
derungsgenehmigung und für den Paß des im Aus- 
land Lebenden von 1 500 Forint auf 1 000 Forint ge- 
senkt; nach dem derzeit geltenden Recht sind für die 
konkrete Ausreisegenehmigung nochmals 350 ft. zu 
zahlen (Durchschnittslohn 1985: 5 866 Forint). 

h) Vemnögensrechtliche Konsequenzen 
der Familienzusammenführung 

Zu den Verfahrenskosten sind die vermögensrechtli- 
chen Konsequenzen hinzunehmen, die alle treffen, 
deren Antrag auf Familienzusammenführung Erfolg 
hat. Schwere finanzielle Belastungen können sich vor 
allem daraus ergeben, daß in einzelnen WP-Staaten 
die Rückzahlung der Ausbildungskosten gesetzhch 
vorgesehen ist (Bulgarien, CSSR, Rumänien, Sowjet- 
union) ; dies gilt z. T. generell, z. T. nur bis zum Ablauf 
einer bestimmten Zeit nach Beendigung der Ausbü- 
dung94). Freilich besteht eine gewisse Flexibilität, die 
es erlaubt, von der Einforderung der Kosten abzuse- 
hen und damit auf außenpohtischen Druck — vor- 
nehmlich der Vereinigten Staaten von Amerika — zu 
reagieren. Besonders weit geht die rumänische Rege- 
lung von 1982, da sie die Rückzahlung in harten Wäh- 
rungen verlangt, über die rumänische Staatsbürger 
gar nicht .verfügen dürfen. Die USA haben durch die 
Drohung, die Meistbegünstigungsklausel zu suspen- 
dieren, die Zusicherung erhalten, daß das Gesetz für 
Emigranten nach den USA nicht angewendet wird; 
die Bundesrepubhk Deutschland hat die bereits er- 
wähnte (g) Ablösung dieser Bestimmungen durch 
die Zahlung eines Pauschalbetrags pro Person er- 
reichtes), 

Grundsätzhch setzt die Genehmigung zur Ausreise 
die vollständige Eigentumsaufgabe am unbewegli- 
chen Vermögen voraus. Der Zwangsverkauf erbringt 
keinerlei adäquaten Erlös, da meist überstürzt ver- 
kauft werden muß; gelingt dies nicht, muß das Eigen- 
tum verschenkt werdende). Die rumänische Regelung 
erlaubt nur die Veräußerung an den Staat; sie hat 
nach festgesetzten Übernahmepreisen zu erfolgen. 


die aber nur auf Gebäude bezogen sind; Grundstücks- 
flächen gehen entschädigungslos in Staatseigentum 
über 9^). Entschädigungslosen Eigentumsverlust erlei- 
den auch diejenigen, die sich zu ihrem Deutschtum 
bekennen und aus dem polnischen Machtbereich her- 
aus die Familienzusammenführrmg in die Bimdesre- 
publik Deutschland betreiben. Nach der in der DDR 
geltenden Regelung ist die Eigentumsaufgabe an Im- 
mobilien nicht obligatorisch, es kann auch eine Ver- 
mögensverwaltung festgelegt werdende); Gewinne 
hieraus sind freüich ebensowenig wie die Erlöse aus 
Grundstücksverkäufen in der DDR und in den ande- 
ren WP-Staaten aufgrund der geltenden Wähnmgs- 
und Devisenbestimmungen in das westiiche Ausland 
transferierbar; sie verbleiben auf einem Sperrkonto. 
Auf Renten ansprüche ist Verzicht zu leisten. 

Die Mitnahme von bewegüchem Eigentum ist häufig 
wegen der Ausfuhr- und Zollbestimmungen sowie der 
verschiedentlich recht extensiv gehandhabten Vor- 
schriften über Kulturgüterschutz 99) nur in sehr be- 
schränktem Umfang möglich; oft kann nur Handge- 
päck nütgenommen werden. Wem die Aussiedlung 
aus der DDR gestattet wird, der kann seine bewegli- 
che Habe mitnehmen; dies gilt im wesen thchen auch 

für Ungarn 190), 

j) Antragswiederholung 

Die ausdrückliche Zulassung eines erneuten Antrags 
auf Ausreise zum Zweck der Familienzusammenfüh- 
rung nach zunächst erfolgter Ablehnung findet sich 
nur in der DDR und der Sowjetunion i9i)j im letzten 
Fall ist eine Wiederholung frühestens nach sechs Mo- 
naten mögüch; das ganze umständhche Verfahren 
wird grundsätzhch dann erneut durchgeführt i9i) jn 
der DDR gibt es eine entsprechend fixierte Wartefrist 
nicht, doch braucht der neue Antrag nicht entgegen- 
genommen zu werden, soleinge die alten Ablehnungs- 
gründe, die ja weitgehend Ermessensgründe sind, 
f ortbestehen. In den übrigen Ländern ist die Entge- 
gennahme erneuter Anträgte den zuständigen Behör- 
den offenbar anheim gestellt; für Rumänien wird be- 
richtet, daß vor Ablauf eines Jahres ein neuer Antrag 
nicht gestellt werden kann i93), 

j) Beschwerdemöglichkeit 

Gegen ablehnende Bescheide der zuständigen Be- 
hörde ist grundsätzhch die Beschwerde an die nächst- 
höhere Verwaltungsbehörde gegeben 194). Gerichts- 
schutz besteht nicht. Abschreckend wirken zwangs- 
läufig hohe Beschwerdegebühren, die in Rumänien 
50 % der für die entsprechende Dienstleistung festge- 
legten Gebühr betragen 195). 

k) Rückkehimöglichkeit 

Sehr negative Auswirkungen auf den Wunsch, die 
Famihenzusammenführung zu betreiben, können sich 
daraus ergeben, daß den Betroffenen die Rückkehr 
(etwa zu Besuchszwecken) auf begrenzte, z. T. so- 
gar unbegrenzte Zeit verwehrt wird (vgl. dazu Ab- 
schnitt D — G. Brunner). 
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I) Zahlenmaterial 

Die Zahl der Übersiedler aus den WP-Staaten 
(ohne DDR) betrug in den Jahren 1971—85: 1 153 000 
Personen; dabei dürfte es sich in 70% (Polen, Rumä- 
nien) bis 90 % (UdSSR) der Fälle um engere Familien- 
zusammenführung gehandelt haben. 

Hingegen ist die Zahl der Aussiedier aus der DDR (in 
die Bundesrepublik Deutschland) aus naheliegenden 
Gründen prozentual nicht so stark von der Familien- 
zusammenführung geprägt, da hier auch andere Mo- 
tive eine große Rolle spielen. In den Jahren zwischen 
1971 bis 1985 verließen 200 000 Personen die DDR 
(zwischen 1961 und 1985: 330 000); davon dürften 
25 % der Fälle solche der Familienzusammenführung 
sein^®^). 

Die Zahl der Ausreisewilligen, die bislang vergeblich 
um Ausreise in die Bundesrepublik Deutschland 
nachsuchten, wird z. T. recht unterschiedlich einge- 
schätzt; nach den bisherigen Erfahrungen dürfte auch 
insoweit die Zahl der Famüienzusammenführungs- 
fälle 70—90% betragen. 

UdSSR: Man geht von 100 000, z. T. 200 000 Personen 
aus. Während die Zahl der tatsächlich Ausgewander- 
ten in der Mitte der 70er Jahre deutlich anstieg (1976: 
9 626), fiel sie seit 1981 stark ab, auch hinsichtlich 
einer Emigration in Richtung USA bzw. Israel. 1985 
konnten 460, 1986 753 Personen die UdSSR in die 
Bundesrepublik Deutschland verlassen. Im Jahr 1987 
war plötzlich vsdeder ein starker Anstieg der Ausreisen 
zu verzeichnen (ca 13 000 Personen). 

Polen: Hier wird die Zahl der in die Bundesrepublik 
Deutschland Ausreisewüligen zwischen 125 000 und 
200 000 Personen veranschlagt. Während 1977 über 
30 000 Personen in die Bundesrepubhk übersiedeln 
durften, waren es 1986 nur noch 3 800. Aufgrund des 
deutsch-polnischen AusreiseprotokoUs von 1975 sind 
ca. 123 000 Personen in die Bundesrepublik Deutsch- 
land gekommen. 

Rumänien: Zwischen 70 300 und 280 000 Volksdeut- 
sche Personen — letzteres wäre die gesamte deutsche 
Volksgruppe — sollen ausreise willig sein. Aber auch 
die Zahl der tatsächlich in die Bundesrepublik 
Deutschland Ausgereisten ist, nicht zuletzt der finan- 
ziellen Leistungen der Bundesregierung wegen, rela- 
tiv hoch (1984: 11 846; 1986: 13 130). 

Tschechoslowakei: Die Zahl der in die Bundesrepu- 
blik Deutschland Ausreisewilligen wird auf ca. 1 200 
Personen geschätzt; tatsächlich sind zwischen 1978 
und 1984 9 239 Menschen in die Bundesrepublik 
Deutschland gekommen, davon handelt es sich frei- 
lich etwa bei der Hälfte dieser Personen um Touristen 
oder Besucher, die nicht in die CSSR zurückkehr- 
ten. 

DDR: Die Zahl derjenigen Personen, die die DDR ak- 
tuell verlassen wollen, wird auf 200 000 bis 250 000 
geschätzt; die Zahl der grundsätzlich Ausreisewilü- 
gen wird für mindestens doppelt so hoch gehalten. In 
die Bundesrepublik Deutschland übergesiedelt sind 
1984 ca. 30 000, 1985 24 912 Personen. 


Sehr wenige bzw. gar keine Fälle aus deutscher Sicht 
betreffen Ungarn und Bulgarien; die amerikanische 
Erfahrung ist in beiderlei Hinsicht relativ gut. Kriti- 
scher steht es im Hinbhck auf Bulgarien mit der Zu- 
sammenfühnmg zerrissener türkischer Familien, Zwi- 
schen 1969 und 1978 konnten zwar 120 000 Personen 
Bulgarien in Richtung Türkei verlassen, über die 
Hälfte davon im Jahr 1978 aufgrund des oben erwähn- 
ten Protokolls von 1977. Seitdem ist dieser Vorgang 
jedoch zu einem nahezu vollständigen Stillstand ge- 
kommen. 


3. Bewertung 

Obgleich sich seit 1975 (KSZE) die Situation getrenn- 
ter Famüien durch größere Bereitschaft der WP-Staa- 
ten zur Famüienzusammenführung generell verbes- 
sert hat, Familienzusammenführung sogar weithin als 
einziger Grund, die Ausreise/Auswanderung zu er- 
lauben, angesehen wird, ist seit 1981 ein dramatischer 
Rückgang von Übersiedlungsgenehmigungen aus der 
Sowjetunion und Polen festzustellen; bezügüch der 
Sowjetunion ist möglicherweise seit 1987 eine Trend- 
wende feststellbar. Begründet wird dieser Rückgang 
z. T. mit den bereits erfolgten Auswanderimgen, z. T. 
damit, daß die Existenz von Minderheiten nahezu 
überhaupt geleugnet wird (Polen). Beide Argumente 
treffen eindeutig nicht zu, da eine große Zahl von aus 
Gründen der Familienzusammenführung Auswande- 
rungswilligen namenthch bekannt ist. Was Polen an- 
geht, ist freihch festzuhalten, daß es seine Verpflich- 
tungen aus dem Ausreiseprotokoll von 1975 insoweit 
erfüllt hat, als tatsächlich 122 725 Personen bis 1980 in 
die Bundesrepublik üb er siedeln konnten. Nicht erfüllt 
ist jedoch das Versprechen, auch weiterhin auf der 
Grundlage der Information von 1970 zu verfahren. 
Demgegenüber ist aus der Sicht der Bundesrepubhk 
Deutschland, stellt man allein auf die Zahlenentwrick- 
lung ab , die Situation hinsichtüch der DDR und Rumä- 
niens deutlich positiver zu sehen, was allerdings of- 
fenkundig mit wrirtschafthchen Gegenleistungen der 
Bimdesrepublik zusammenhängt. Die Zahl derjeni- 
gen, die aus Ungarn in die Bundesrepubhk einr eisen 
wollen, ist sehr gering. Dieses Land schneidet ohnehin 
— an den oben vorgestellten Maßstäben der völker- 
rechthchen bzw. völkerrechtspoh tischen Verpfhch- 
tungen gemessen — von aUen WP-Staaten weitaus am 
besten ab. 

Zusaminenfassend sind die folgenden Defizite beson- 
ders hervorzuheben: 

(1) Die Reduktion des Familienbegriffs im Zusammen- 
hang mit der Famihenzusammenführung auf die 
Kleinfamihe ist als solche nicht völkerrechtswidrig; 
nicht vereinbar mit Art. 23 IPBPR und Art. 10 Ziff. 1 
IPWSKR ist jedoch die Beschränkung der Famihenzu- 
sammenführung auf solche Fälle, in denen ein Fami- 
henmitghed nach dem Recht des genehmigenden 
Staates Ausländer ist. 

(2) Die bestehende völlige Ermessensfreiheit der zu- 
ständigen Behörden, die ledighch verschiedenthch 
zuungunsten der Antragsteller eingeschränkt ist, 
steht mit der Verpflichtung aus den Menschenrechts- 
pakten, die Famihe zu schützen, nicht in Einklang. Die 
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tatsächliche Praxis zeigt überdies, daß von einer wohl- 
wollenden Behandlung von Anträgen auf Familienzu- 
sammenführung (KSZE-Abreden 1975/83) regelmä- 
ßig nicht gesprochen werden kann. 

(3) Die für die Antragsteller — übrigens auch dort, wo 
spezielle Regelungen über die Familienzusammen- 
führimg erlassen sind (DDR, UdSSR, Ungarn) — be- 
stehende weitreichende Ungewißheit über die von 
ihnen zu erbringenden Voraussetzungen einer positi- 
ven Entscheidung, die häufig große Zahl vorzulegen- 
der Unterlagen und der damit verbundene Gang 
durch eine meist undurchschaubare Bürokratie, die 
vielfach festgestellten Schwierigkeiten, die erforderli- 
chen Formulare zu bekommen: all dies entspricht 
nicht der zugesagten wohlwollenden Behandlung 
und Entscheidimg von Anträgen auf Familienzusam- 
menführung, 

(4) Die gewöhnliche Bearbeitungszeit überschreitet 
bei weitem den in Madrid (1983) vereinbarten Sechs- 
Monate-Zeitraum; dies gilt regelmäßig auch dort, wo 
innerstaatlich eine entsprechende Frist festgelegt ist 
(DDR, UdSSR), da diese Frist erst zu laufen beginnt, 
wenn der Antrag als vollständig angesehen wird. In- 
soweit besteht aber wegen der Möglichkeit, nach Be- 
lieben weitere Unterlagen anzufordern, ein fast imbe- 
schränkt großer Freiraum, so daß die tatsächliche Be- 
arbeitungszeit erheblich länger ist. 

(5) Auf die Möglichkeit, den abgelehnten Antrag zu 
wiederholen (Madrid 1983), wird in der Regel nicht 
hingewiesen. In den meisten WP-Staaten ist die Wie- 
derholbarkeit als solche nicht garantiert und steht im 
Ermessen der Behörde. Soweit eine erneute Antrag- 
stellung ausdrücklich zugelassen ist, muß entweder 
das gesamte Verfahren wiederholt werden (UdSSR) 
oder ist die Entgegennahme des Antrags vom Fortfall 
der Ablehnungsgründe abhängig gemacht, die ihrer- 
seits im Ermessen der Behörde stehen (DDR). Dies 
wird der Absprache von Helsinki (1975) nicht ge- 
recht. 

(6) Die Kosten, die den Antragstellern aufgrund ihrer 
Übersiedlungswünsche entstehen, sind in vier der 
WP-Staaten als übermäßig zu qualifizieren und stehen 
daher nicht im Einklang mit den Abreden von Madrid 
und Helsinki (Sowjetunion: mehr als ein Monats- 
durchschnittslohn; Bulgarien: ein Monatsdurch- 
schnittslohn; CSSR: kann erheblich mehr als ein 
Durchschnittslohn sein; Rumänien: etwa die Hälfte 
eines Durchschnittslohns ist bereits für die regulären 
Gebühren anzusetzen). Unterhalb der Beanstan- 
dungsgrenze bleiben Polen, Ungarn und die DDR, 
sofern man bei letzterer von der Freikaufsproblematik 
ab sieht. 

(7) Die schweren gesellschaftlichen, wirtschaftlichen 
und sozialen Nachteile, denen sich die Antragsteller 
in den meisten WP-Staaten ausgesetzt sehen, sind 
häufig bereits als unmittelbare willkürliche Eingriffe 
in die Familie zu qualifizieren und verstoßen schon 
deshalb gegen Art. 23 IPBPR und Art. 10 Ziff. 1 
IPWSKR. Sie stehen überdies in eklatanter Weise im 
Widerspruch zu den KSZE-Abreden von 1975 und 
1983. 


(8) Es ist unzulässig, die zugesagte wohlwollende Be- 
handlung der Familienzusammenführung durch un- 
zumutbare vermögensrechtliche Konsequenzen für 
die Betroffenen zu konterkarieren. Die sinnvolle ver- 
mögensrechtiiche Abwicklung darf nicht vereitelt 
werden. Es verstößt gegen die Schlußakte von Hel- 
sinki (1975), wenn es den Ausreisenden nicht erlaubt 
wird, ihr bewegliches Vermögen mit sich zu führen. 


IV. Familienbesuchsreisen 

I. Völkerrechtlicher Rahmen 

Außer auf die allgemeinen Bestimmungen der Men- 
schenrechtspakte zum Schutz der Familie kann auch 
hier weitgehend auf die im Abschnitt über die Fami- 
lienzusammenführung erwähnten bilateralen Instru- 
mente verwiesen werden. Der Besuchsreiseverkehr 
zwischen Familienmitgliedern ist vor allem in folgen- 
den Dokumenten, an denen die Bundesrepublik 
Deutschland beteiligt ist, angesprochen: 

im Verhältnis zur DDR: Briefwechsel vom 
26.5.1972108)^ der durch den im Zusammenhang mit 
dem Grundlagenvertrag stehenden Briefwechsel vom 
21.12.1972 fortgeführt wurde. Hinzuweisen ist auch 
auf die Vereinbarung zwischen dem Senat von Berlin 
und der Regierung der Deutschen Demokratischen 
Republik über Erleichterungen und Verbesserungen 
des Reise- und Besucherverkehrs vom 20.12.1971 
samt der dazugehörigen Erklärung, der Protokollver- 
merke und des Schriftwechsels i09) ; 

im Verhältnis zu Polen: Ziff. 5 der Information der 
polnischen Regierung vom 18.11.1970; 

im Verhältnis zur Tschechoslowakei: Ziff. 4 des Brief- 
wechsels über die Regelung humanitärer Fragen vom 

II. 12.1973; 

im Verhältnis zu Rumänien: Teil III der Gemeinsamen 
Erklärung vom 7.1.1978. 

Diese Instrumente enthalten keine Regelungen über 
die verfahrensmäßige Durchführung von Besuchsrei- 
sen. Ein bedeutsamer Rahmen ist jedoch auch inso- 
weit durch die in Helsinki (1975) und Madrid (1983) 
erzielten Absprachen auf gestellt worden: 

— Gesuche zum Zweck von zeitweiligen oder, falls 
gewünscht, regelmäßigen Besuchen von Fami- 
lienmitgliedern sind wohlwollend zu behandeln 
(1975/83); 

— Gesuche auf zeitweilige Besuchsreisen sind ohne 
Unterschied hinsichtlich des Herkunfts- oder Be- 
stimmungslandes zu behandeln (1975); 

— die Antragsteller sollen über die einschlägigen 
rechtlichen Vorschriften und das Verfahren infor- 
miert werden; Antragsformulare sollen zur Verfü- 
gung gestellt werden (1983); 

— Ausstellung und Ausgabe der notwendigen Reise- 
dokumente haben innerhalb vernünftiger Fristen 
zu erfolgen (1975); Dringlichkeitsfälle (ernste Er- 
krankung, Tod) sind mit Vorrang (1975) bzw. so 
zügig wie möglich (1983) zu behandeln; 
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— die Gebühren sollen annehmbar sein (1975) bzw. 
sollen in einem angemessenen Verhältnis zum 
durchschnittiichen Monatseinkommen stehen 
(1983); 

— die Gesuchsteller oder ihre Famihenmitgheder 
sollen keinerlei Änderungen ihrer Rechtsstel- 
lung, d. h. keinerlei Benachteiligung unterliegen 
(1975/83); 

— das Verfahren soll vereinfacht und flexibel ge- 
handhabt werden (1975); der Antragsteller ist von 
der getroffenen Entscheidung so zügig wie mög- 
hch in Kenntnis zu setzen und im Falle der Ableh- 
nung auf die Wiederholbarkeit seines Antrags hin- 
zuweisen (1983). 


2. Innerstaatliche Rechtslage und Praxis 

a) Regelungen 

Die meisten WP-Staaten haben keine besondere nor- 
mative Vorsorge für die Durchführung von Familien- 
besuchsreisen getroffen, so daß auf die allgemeinen 
Vorschriften über die Aus- bzw. Einreise zurückzu- 
greifenist (vgl. Abschnitt D — G. Brunner). Nur in drei 
Staaten finden sich besondere Regelungen über pri- 
vate Reisen zu Besuchszwecken: 

DDR: AO des Ministers des Innern über Regelungen 
zum Reiseverkehr von Bürgern der DDR vom 
15.2.1982 (GBl. I S. 187), wodurch frühere Anordnun- 
gen von 1972 (GBl. II S. 653) und 1973 (GBl. I S. 269) 
außer Kraft getreten sind; AO des Ministers des In- 
nern über Einreisen von Bürgern der BRD in die DDR 
vom 17.10.1972 (GBl. II S. 654) i. d. F., der AO Nr. 2 
vom 14.6.1973 (GBl. I S. 269). 

Sowjetunion: Ziff. 20 ff. Ordnung über die Einreise in 
die UdSSR und die Ausreise aus der UdSSR von 1970 
i. d. F. von 1986 (in Kraft seit 1.1.1987), vgl. oben unter 
III. 2. a). 

Ungarn: §§ 5 Abs. 1 lit. a, 9 Abs. 5 lit. m und n der VO 
Nr. 6/1978 BM des Innenministers zur Durchführung 
der VO Nr. 53/1978 MT über Auslandsreisen und 
Reisepässe i. d. F. von 1984 (MK 1984 Nr. 1). 

b) Berechtigter Personenkreis 

Selbst die Ausreise zum Zweck, Verwandte zu besu- 
chen, wird in den WP-Staaten als Privileg erachtet, 
dessen Genuß einem großen Teil der Bevölkerung 
vorenthalten ist. Dabei ist der Kreis der Antragsteller 
in der Regel nicht ausdrücklich begrenzt, weil es oh- 
nehin an einschlägigen Normen fehlt. In der Praxis 
zeigt sich jedoch, daß — wohl mit Ausnahme von 
Polen und Ungarn _ nicht nur ein enges Ver- 
wandtschaftsverhältnis vorausgesetzt wird, sondern 
daß überdies nur besondere, meist nicht ausdrücklich 
näher definierte Anlässe als ausreichender Grund ak- 
zeptiert werden, um persönliche Begegnungen zu ge- 
statten. Die zitierte Anordnung der DDR von 1982 
weist einerseits diese Kumulation beispielhaft auf, 
stellt andererseits aber insoweit eine Ausnahme dar, 
als sie Verwandtschaftsgrad und Anlaß sehr genau 


umschreibt. Nach § 1 Abs. 5 kann den in der DDR 
wohnhaften Großeltern, Eltern, Kindern und Ge- 
schwistern (auch Halbgeschwistem) die Genehmi- 
gimg zur Ausreise erteilt werden, wenn sie ihre im 
Westen lebenden Verwandten in dringenden Fami- 
lienangelegenheiten besuchen wollen. Als dringende 
Famüienangelegenheiten werden definiert (§ 1 
Abs. 2); Geburten, Jugendweihen, Konfirmation, 
Erstkommunion, Eheschließungen, 25-, 50-, 60-, 65- 
und 70jährige Ehejubiläen, Geburtstage (60., 65., 70., 
75. und jeder weitere Geburtstag), lebensgefährhche 
Erkrankungen und Sterbefälle. Die DDR- Behörden 
sind allerdings seit 1985/86 dazu übergegangen, diese 
Bestimmungen relativ großzügig in beide Richtungen 
hin anzuwenden, so daß etwa auch Besuche nicht 
nahe verwandter Paten, von Vettern und Kusinen so- 
wie auch Besuche zur Einschulung oder zum 50. Ge- 
burtstag möglich wurden. Ohnehin von dieser engen 
Beschränkung sind nach der DDR- Regelung (§ 2 
Abs. 1) Pensionäre bzw. Rentner (Frauen nach Vollen- 
dung des 60., Männer nach Vollendung des 65. Le- 
bensjahres) befreit. Reiseanträge von Personen im 
Rentenalter stoßen auch in den anderen WP-Staaten 
auf den relativ geringsten Widerstand. Die enge Ver- 
wandtschaftsbeziehung ist übücherweise auch nicht 
Voraussetzung für die Einreise westiicher Angehöri- 
ger m). 

Ein einheitiiches Bild bietet sich ferner insoweit dar, 
als stets nur einzelnen Familienmitghedem die Aus- 
reise gestattet wird, um ein Pfand für die Rückkehr in 
der Hand zu behalten. Daneben hat ein sogenannter 
sensitiver Personenkreis ohnedies keine Chance, 
selbst zu dringlichen Famihenangelegenheiten Be- 
suchsreisen zu unternehmen, in der Regel ist ihm dar- 
über hinaus jegliche Kontaktaufnahme (z. B. Brief - 
und Telefon verkehr) mit westlichen Verwandten un- 
tersagt. Dieser Kreis ist nicht klar definiert, auch die 
Anordnung von 1982 (DDR) erwähnt ihn nicht. Es wird 
geschätzt, daß derzeit zwischen drei und vier Mio. 
Personen in der DDR diesem Kreis zugehören; darun- 
ter fallen Angehörige der Nationalen Volksarmee und 
der Volkspohzei, Funktionäre von SED, Gewerkschaft 
und Jugendorganisationen, Führungskräfte von Wis- 
senschaft und Wirtschaft, z. T. auch Behördenange- 
steUte und Angestellte bestimmter Betriebe und Lehr- 
personal 112 ), 

c) Ermessensfreiheit 

Auch bezüghch der Entscheidung über Besuchsan- 
träge — dies gilt für Ausreise und Einreise gleicher- 
maßen — haben die zuständigen (lokalen) Behörden 
völhg freies Ermessen, das behebig zur Disziphnie- 
rung der Bürger eingesetzt werden kann. Gerade der 
Wechsel von strikter zu großzügiger, vom Wortlaut 
etwa bestehender Vorschriften nicht einmal gedeck- 
ter Anwendung belegt dies. Ein Rechtsanspruch be- 
steht in keinem Fall. Ablehnungen sind in allen WP- 
Staaten sehr zahlreich 113); sie werden entweder gar 
nicht oder doch nur lapidar und mündlich dahin be- 
gründet, daß der Antragsteller Geheimnisträger sei 
oder das Staatsinteresse entgegenstehe. Zu mehr 
verpflichtet auch Ziff. 28 der sowjetischen Ordnung 
1970/86 nicht; in der DDR ist eine Begründungspflicht 
explizit ausgeschlossen (§17 PVAG)!!"!). Nur in der 
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sowjetischen Ordnung ist seit kurzem vorgesehen, 
daß abgelehnte Gesuche nach sechs Monaten erneu- 
ert werden können (Ziff. 29); auch insoweit hegt die 
Handhabung im übrigen offenbar im freien Verwal- 
tungsermessen. 

d) Genehmigungsvoraussetzungen 

Zu den Voraussetzungen einer Genehmigung von Be- 
suchsreisen gehören in allen Fällen eine Einladung 
von Verwandten und — regelmäßig — die amtliche 
Bestätigung der Familienangelegenheit (Geburtsur- 
kunde, amtsärztliches Zeugnis, Beurkundung des To- 
desfalles etc.) 115). Stets ist auch die positive Stellung- 
nahme der Beschäftigungsstelle, der Universitäts- 
oder Schulleitung oder — bei Wehrpflichtigen — der 
Mihtärdienststelle, z. T. auch die Vorlage eines poh- 
zeüichen Führungszeugnisses erforderlich n 5). Die 
Ausreisegenehmigung wird gerade unter diesem 
Aspekt zu einem Akt der Belohnung. Darüber hinaus 
befindet sich der Antragsteller auch insofern häufig — 
vor allem ausgeprägt in Rumänien, wo sechsseitige 
Fragebögen auszufüllen sind, aber auch in der So- 
wjetunion n^) ~ in einem Kampf mit der Bürokratie. 
Verschiedentlich sind Bestätigungen der Außenhan- 
delsbank beizubringen, daß ausreichende Devisen 
zur Verfügung stehen (Rumänien, Ungarn), 

e) Bearbeitungszeit 

Die Antragsteller müssen bis zur Entscheidung mit 
einer Bearbeitungszeit zwischen einem Monat und 
sechs Monaten rechnen n^); z. T. dauert die Bearbei- 
tung so lange, daß die Gültigkeit des Einladungs- 
schreibens aberkannt wirdn^). Von der Möghchkeit 
einer beschleunigten Bearbeitung in Notfällen (le- 
bensgefährhche Erkrankungen, Tod) wird zwar aus 
allen WP-Staaten berichtet, und die Frist kann sich 
dann auf Tage verkürzen, doch mit Sicherheit können 
sich die betreffenden Personen darauf nicht verlassen. 
Nach Ziff. 28 der novellierten sowjetischen Ordnung 
1970/1986 ist nunmehr (seit 1.1.1987) sogar eine Prü- 
fung innerhalb von einem Monat, in Notfällen inner- 
halb von drei Tagen vorgeschrieben; zumindest bis 
dahin war allerdings das Entgegenkommen der Be- 
hörden in der UdSSR gering, ebenso wie in Rumä- 
nien 120 ). 

f) Reisedauer und Reisehäufigkeit 

Auch die Bestimmung der Zeitspanne, für die die Aus- 
reise zu Besuchszwecken erlaubt wird (Reisedauer), 
steht im Ermessen der Behörde. Nach Ziff. 23 der 
UdSSR-Ordnung von 1970/1986 richtet sich diese 
Frist nach dem Zweck des Besuchs, wobei auch die 
Möghchkeit einer Verlängerung vorgesehen ist. Nur 
die DDR- Anordnung von 1982 bezeichnet den zeith- 
chen Rahmen genauer; insoweit güt z. B. (§ 1 Abs. 3), 
daß die Genehmigung zur Ausreise erteüt werden 
kann (a) bei Geburten: zur Kindstaufe bzw. ein Monat 
vor dem voraussichtlichen Geburtstermin zu Betreu- 
ungszwecken oder bis zu drei Monaten nach der Ge- 
burt, (b) bei Sterbefällen: zur Beisetzung bzw. bis zu 
drei Monaten nach dem Eintritt des Sterbefalles. Für 
Rentner kann eine Reisedauer pro Jahr bis zu insge- 


samt 30 Tagen, bei Reisen in außereuropäisches west- 
hches Ausland bis zu drei Monaten genehmigt wer- 
den (§ 2 Abs. 2). Besucher aus der Bundesrepubhk 
Deutschland dürfen ihre Verwandten (und Bekann- 
ten) in der DDR bis zu einer Dauer von insgesamt 30 
Tagen pro Jahr besuchen (§ 1 Abs. 2 AO 1972). Vor 
allem aufgrund wirtschaftlicher Zugeständnisse sei- 
tens der Bundesrepubhk Deutschland hat die DDR mit 
Wirkung vom 1 .8. 1984 gewisse Erleichterungen in der 
Handhabung dieser Vorschriften — ohne diese frei- 
hch formell zu ändern — zugestanden 12 1). Danach 
dürfen Rentner aus der DDR in die Bundesrepubhk bis 
zu 60 Tagen einreisen und Deutsche aus der Bundes- 
repubhk bis zu 45 Tagen im Jahr ihre Verwandten 
bzw. Bekannten in der DDR besuchen. 

In den zitierten DDR- Vorschriften ist auch die Frage 
der Reisehäufigkeit insoweit angesprochen, als die 
Aus- bzw. Einreise innerhalb der auf ein Jahr bezoge- 
nen Zeitspanne einmal oder mehrfach erfolgen kann. 
Nach ungarischem Recht können Auslandsreisen für 
Privatzwecke, also auch Besuchsreisen, grundsätzhch 
nur einmal jährhch genehmigt werden, wobei aber 
Voraussetzung ist, daß der im Ausland lebende Einla- 
dende für alle entstehenden Kosten aufzukommen 
bereit ist oder der Antragsteller auf seinem Devisen- 
konto über die materieUen Voraussetzungen verfügt, 
die für den Auslandsaufenthalt notwendig sindi 22 ) 
Eine Besuchsreise kann jedoch dann häufiger als ein- 
mal pro Jahr genehmigt werden, wenn die Ausreise 
durch besondere familiäre Ereignisse gerechtfertigt 
erscheint oder es sich um Rentner handelt ^23) ^ 01 - 

Sowjetunion kann höchstens alle zwei oder drei Jahre 
mit einer Ausreisegenehmigung gerechnet wer- 
den 124). 

g) Kosten (Gebühren); Zwangsumtausch 

Auch die Kosten, die für eine nur zeitweihge Ausreise 
aus den WP-Staaten entstehen, sind in einzelnen 
Ländern recht hoch. In Bulgarien beträgt die Paßge- 
bühr für die Ausreise in ein (nichtsoziahstisches) Land 
80, für mehrere Länder 100 Leva 125 ), in Rumänien 
muß — allein nach dem Beschluß über die Konsular- 
gebühren, ohne irreguläre Zahlungen — mit 405 Lei 
gerechnet werden 126 )^ für die Sowjetunion sind ca. 
220 Rubel zu veranschlagen, doch besteht bei Todes- 
fällen naher Angehöriger Gebührenfreiheit 12 ?). In Po- 
len hat der Antragsteller 2 000 Zloty (Rentner die 
Hälfte), in Ungarn 350 Forint zu zahlen. In der Tsche- 
choslowakei beträgt die Gebühr bei Westreisen bis zu 
vier Tagen 100 Kronen, darüber hinaus 300 Kronen. 
Verschiedentlich, gerade in der Tschechoslowakei, 
muß pro Reisetag ein bestimmter Devisenbetrag zum 
offiziellen Wechselkurs erhoben werden, wozu noch 
eine erhebhche Summe (Provision und Verwaltungs- 
gebühr) hinzuzurechnen ist. In der DDR spielen die 
Gebühren keine erhebhche Rolle (15 Mark) ^ 28 ) 

Auf der anderen Seite schreibt die DDR für Besucher 
aus westhchen Staaten einen Zwangsumtausch vor, 
der seit 1980 25 Mark pro Aufenthaltstag in der DDR 
oder Belin(-Ost) beträgt; von diesem Umtausch sind 
Kinder bis 6 Jahre ganz befreit, bis zur Vollendung des 
15. Lebensjahres beträgt der Mindestumtauschsatz 
7,50 Mark 129 ). Damit hat sich der Zwangsumtausch- 
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betrag seit 1964, als er erstmals angeordnet wurde 
(5 Mark), verfünffacht. Im Zuge der seit 1.8,1984 zu- 
gestandenen Erleichterungen im innerdeutschen Rei- 
severkehr 130) hat die DDR, auch wieder ohne formale 
Änderung ihrer Anordnung von 1980, den Umtausch- 
betrag für Rentner auf 15 Mark ermäßigt. Der 
Zwangsumtausch wird hinsichtlich der DM im Ver- 
hältnis 1 : 1 durchgeführt. Ein Zwangsumtausch er- 
folgt auch in Rumänien (10 US-Dollar pro Tag und 
Person über 14 Jahre), in Polen (36 DM pro Tag und 
Person über 21 Jahre, 16 DM über 16 Jahre) und in der 
CSSR (30 DM pro Tag und Person über 16 Jahre, 
15 DM über 6 Jahre) i3i). 


h) Nachteile 

Anders als Auswanderungswillige werden Personen, 
die nur eine Ausreise zu Besuchszwecken beantra- 
gen, in aller Regel nicht diskriminiert, haben also 
keine Nachteile in beruflicher oder sozialer Hinsicht 
zu gewärtigen. Nach Beendigung der Reise müssen 
die Rückkehrer in der Tschechoslowakei, in Rumä- 
nien und der Sowjetunion allerdings damit rechnen, 
über ihren Aufenthalt im nichtsozialistischen Ausland 

befragt zu werden ^32) 


i) Unterschiede (West- und Ostreisen) 

Während die UdSSR-Ordnung von 1970/1986 zwi- 
schen Besuchsreisen in WP- Staaten und in westliche 
Staaten nicht differenziert, kommen solche Unter- 
schiede auf der normativen Ebene in der DDR und in 
Ungarn zum Tragen ^33) Ohnehin ist davon auszuge- 
hen, daß die praktische Handhabung von Besuchsrei- 
seanträgen je nach Zielort erheblich differiert; dabei 
ist freüich zu betonen, daß auch der Reise- bzw. Be- 
suchsverkehr innerhalb der WP- Staaten keineswegs 
problemlos ist (siehe Abschnitt D — G. Brunner). Un- 
terschiede zwischen Reisen im Osten bzw. nach We- 
sten sind vor allem im Hinbück auf die im Ermessen 
stehende Genehmigungsentscheidung, insbesondere 
bezügüch Häufigkeit, Dauer und ausreichender An- 
laß der Reise, im HinbÜck auf die finanziellen Auf- 
wendungen und den Zwangsumtausch festzustellen. 


j) Zahlenmaterial 

Exaktes Zahlenmaterial über Verwandtenbesuchsrei- 
sen zwischen Ost und West üegt nicht vor, muß viel- 
mehr annäherungsweise aus der Reiseverkehrszahl 
insgesamt erschlossen werden. Insoweit wird ge- 
schätzt, daß etwa 70 % der Ost-West-Reisen dem Ver- 
wandtenbesuch dienen 134) (Zahlen im Abschnitt D — 
G, Brunner). Insgesamt hat die Anzahl der Besuchsrei- 
sen seit Mitte der 70er Jahre gegenüber früher deut- 
üch zugenommen. Die großzügigere Praxis in der 
DDR hat seit 1986 zu einem erfreuüchen Anstieg der 
Ausreisegenehmigungen aus Anlaß von Familienbe- 
suchen in der Bundesrepubük Deutschland geführt 
(1983: 64 025, 1984: 61 000, 1985: 66 000, 1986: 
244 000, nach DDR-Angaben 573 000, 1987: stei- 
gende Tendenz, die Zahlen verstehen sich ohne Rent- 
nerbesuche — 1986: 1,76 Mio.). 


3. Bewertung 

Trotz insgesamt erhöhter Besucherfrequenz sind nach 
wie vor erhebüche Mißstände zu konstatieren: 

(1) Ein grundlegendes Defizit ist, daß den noch nicht 
im Rentenalter stehenden Personen (z. T. nicht einmal 
den Rentnern selbst) die (Aus-)Reise zu Verwandten 
im Westen nur zu besonderen Anlässen gestattet wird. 
Selbst wenn der Begriff der dringenden Familienan- 
gelegenheiten o. ä. relativ weit interpretiert wird, ist 
eine solche Handhabung nicht im Sinne der getroffe- 
nen KSZE-Beschlüsse, da familiäre Kontakte nicht auf 
Kontakte in besonderen DringÜchkeitsfällen reduziert 
werden dürfen. Regelmäßige Besuche, von denen die 
Abreden in Helsinki und Madrid sprechen, sind damit 
nicht ermögücht. Unvereinbar mit diesen Abreden ist 
ferner die generelle Verweigerung von Besuchsreisen 
(und Westkontakten überhaupt) für einen sogenann- 

; ten „sensitiven Personenkreis \ zumal der Kreis wül- 
kürlich erweiterungsfähig ist. 

(2) Da weder ein Rechtsanspruch auf Ausreise noch 
auf Einreise besteht, ist die persönliche Begegnung 
von in verschiedenen Ländern lebenden Verwandten 
vollständig von dem freien, gerichtüch nicht kontrol- 
üerbaren Ermessen der zuständigen Behörden abhän- 
gig, Die dadurch mögüche Disziplinierung und Ver- 
unsicherung der Antragsteller sowie die zahlreichen 
tatsächüch erfolgten Ablehnungen verstoßen gegen 
das Versprechen zu wohlwollender Behandlung von 
Besuchsreisen (1975/1983). Mit der häufig über Ge- 
nehmigung oder Ablehnung entscheidenden Einbe- 
ziehung der Stellungnahme der Arbeitsstelle kommen 
Gesichtspunkte zum Tragen, die mit den zwischen 
Verwandten bestehenden Bindungen nicht das ge- 
ringste zu tun haben. Auch dies steht nicht im Ein- 
klang mit dem Ausgangspunkt der Schlußakte, die 
Kontakte auf der familiären Ebene zu fördern, 

(3) Von einer flexiblen und vereinfachten Verfahrens- 
gestaltung kann in den meisten WP-Staaten immer 
noch nicht gesprochen werden; vor allem in Rumä- 
nien und in der Sowjetunion gibt es insoweit erheb- 
üche Defizite. 

(4) Die Bearbeitungsfristen sind in den meisten WP- 
Staaten zu lang, als daß man hierin eine wohlwollende 
Behandlung erblicken könnte; selbst in Notfällen 
kann keineswegs durchgehend mit einer beschleu- 
nigten Bearbeitung gerechnet werden (Rumänien, So- 
wjetunion). 

(5) Verschiedentüch — dies gilt in erster Linie für die 
Sowjetunion, aber auch für Bulgarien — sind die Ko- 
sten, im Vergleich zum durchschnittüchen Monatsein- 
kommen, unangemessen hoch. 

(6) Der z. T. für Westbesucher angeordnete Zwangs- 
umtausch belastet die Mögüchkeiten zu persönüchen 
Kontakten über die Grenzen hinweg. Unabhängig da- 
von, ob er die Besucherzahlen drosseln oder ob er als 
Deviseneinnahmequelle fungieren soU, ist der Min- 
destumtausch als Verstoß gegen das Übereinkommen 
zu wohlwoUender Behandlung von FamiÜenbesuchs- 
reisen zu werten. 
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(7) Gegen die KSZE-Abreden verstoßen auch die z. T. 
massiven Differenzierungen, die auf die Herkunfts- 
oder Bestimmungsländer (sozialistische bzw. west- 
liche Staaten) der Besucher ab stellen. 

Anmerkungen 

1) Chr.Tomuschat, Der Schutz der Familie durch die Verein- 
ten Nationen, AöR Bd. 100 (1975), S. 402 (407). 

2} UNTS Bd. 521 S. 231 i in Geltung nur für DDR, Polen, CSSR 
und Ungarn. 

2) Vgl. Art. 38 Abs. 1 Bulgarien; Art. 38 Abs. 1 DDR; Art. 79 
Abs. 1 Polen; Art. 23 Abs. 2 Rumänien; Art. 53 Abs. 1 
UdSSR; Art. 26 Abs. 1 CSSR; § 15 Ungarn. 

4) Vgl. Art. 13 Ziff. 3 bulg. FGB i. d. F. von 1985, Art. 10 des 
rum. FGB von 1953. 

5) § 15 Abs. 3 GVO Nr. 17/1982 über die Personenstandsbü- 
cher, das Eheschließungsverfahren und die Namensfüh- 
mng. 

®) In der Sowjetunion war Ende der 40er Jahre ein Verbot der 
Eheschließung zwischen Sowjetbürgern und ausländischen 
Staatsangehörigen ergangen, das sogar die Vereinten Na- 
tionen beschäftigt hat (UN Doc. A/RES/285 (III) von 1949); 
dazu Tomuschat (Anm. 1), S. 409 f. 

2) Nicht veröffentlicht, aber inhaltlich wiedergegeben bei 
C. Damjanov, Skljucvane na brak ot cuzdenec pred bäl- 
garski organ (Die Eheschließung von Ausländem vor einer 
bulgarischen Behörde), Socialisticesko Pravo (Sozialisti- 
sches Recht) 1975, Nr. 4, S. 25 ff. 

ß) Die fremde Urkunde bedarf nach allgemeinen Gmndsätzen 
der Legahsation, soweit in zwischenstaatlichen Vereinba- 
rungen nichts anderes geregelt ist. Vgl. etwa § 5 Abs. 2 der 
1. DBSt zur VO 1983 (DDR). In der Praxis ergeben sich hier- 
aus häufig Schwierigkeiten. Vgl. Kulturstiftimg der deut- 
schen Vertriebenen (Hrsg.), Verletzungen von Menschen- 
rechten 3. Aufl., Bonn 1985, S. 49 im Hinblick auf Polen. 

®) Vgl. DDR: § 10 Personenstandsgesetz i. V. m. § 16 1. DBSt; 
Ungarn: § 15 GVO Nr. 17/1982. Zur bulgarischen Rechts- 
lage vgl. Damjanov (Anm. 7). 

1®) In diesem Sinne ausdrücklich für Bulgarien Damjanov, 
a. a. O. 

11) Z. T. ist nur die förmliche Verwaltungsbeschwerde, z. T. 
auch die Klage vor Gericht gegeben: Bulgarien: Art. 33 
Gesetz über das Verwaltungsverfahren vom 31. 10.1979 (DV 
Nr. 90/1979 — Gericht; DDR; § 28PersonenstandsG — Ver- 
waltung; Rumänien: Art. 15 FGB; Art. 8 Dekret über die 
Personenstandsurkunden — Gericht; UdSSR: Art. 28 Grlg. 
Ehe- und Famüienrecht; Art. 145 EFGB RSFSR und die ent- 
sprechenden Bestimmungen in den EFGB der anderen 
Unionsrepubliken — Gericht; d!SSR: § 53 ff. Gesetz vom 
29.6.1967 über das Verwaltungsverfahren (Sb. Nr. 71/1967) 
— Verwaltung; Ungarn: § 1 Abs. 1 Ziff. 5 VO des Minister- 
rats Nr. 63/1981 (XII.5.) MT über die gerichtlich überprüf- 
baren Verwaltungsentscheidungen — Gericht. 

12) Die in Bulgarien nach der Instruktion von 1974 vorgesehene 
und an das Standesamt weiterzuleitende Stellungnahme 
des Exekutivkomitees des Volksrates von Bezirk bzw. Stadt 
zum Eheschheßungsantrag eines Bulgaren mit einem Aus- 
länder wird verschiedentlich gleichfalls als eine Art beson- 
derer staatlicher Erlaubnis verstanden; so etwa Bureau of 
Public Affairs, US Department of State, Implementation of 
Helsinki Final Act, 21. Semiannual Report (1986), Washing- 
ton D. C., S. 27. 

12) Vgl. den Wortlaut von § 1 Gesetz Nr. 59/1952 (CSSR); 
Art. 134 Zivilgesetzbuch (Rumänien); § 18 Abs. 1 Rechtsan- 
wendimgsG (DDR). 

14) Ausdrücklich für die DDR § 10 Abs. 2 VO 1983. 


15) § 50 VO Nr. 182/1959 und § 6 FGB CSSR; Art. 15 FGB 
Rumänien. 

1®) Vgl. § 1 Satz 1 Gesetz Nr. 59/1952 (ÖSSR), wonach die Ehe 
ohne solches Einverständnis nicht zustande kommt. 

12) Entsprechend sind die Antragsunterlagen einzureichen, 
§§ 4, 5 der 1. DBSt zur VO 1983, 

12) Näheres dazu unter III. (zwischen Anm, 57 und 58) im Zu- 
sammenhang mit der Familienzusammenführung. 

19) Vgl. den 19. (1985) und 21, (1986) Semiannual Report 
(Anm. 12), S. 28 bzw. S. 27. 

20) Vgl. den 19. (1985) Semiannual Report (Anm, 12), S. 27; 20. 
und 21. (1985/86) Semiannual Report; S, 27 und S. 27; 
A. Herbst-Oltmanns, Menschliche Kontakte. Eine Untersu- 
chung im Blick auf das Expertentreffen der KSZE über 
Menschliche Kontakte in Bern, April/Mai 1986 für die 
Schweizerische Helsinki- Vereinigung (Typoskript), S. 61; 
Verletzungen von Menschenrechten (Anm. 8), S. 60 f. 

21) Herbst-Oltmanns, ebda., S. 61. 

22) Herbst-Oltmanns, ebda., S. 96. 

23) Im 16. (1983/84) Semiannual Report (Anm. 12), S. 25, wird 
eine Durchschnittszeit von 90 Tagen genannt; im 20. 
(1985/86) Semiannual Report, S. 27, findet sich der Nach- 
weis für den genannten Einzelfall. Die Studie von Herbst- 
Oltmanns (Anm. 20), S, 98, nennt eine Zeit von 6 bis 10 
Monaten vom Antrag bis zur Eheschließung. 

24) Herbst-Oltmanns (Anm. 20), S. 42, 44, 49, 69, 

25) SP SSSR 1986 1, Nr. 31, Pos, 163 (am 1.1.1987 in Kraft getre- 
ten); deutsch: G2W 1987, Nr. 3, S. 22/23. 

26) Demgegenüber ist auf § 17 AO über Paß- und Visaangele- 
genheiten (PVAO) der DDR vom 28.6.1979 (GBl. I S. 151) 
hinzuweisen, wonach Entscheidungen über Anträge auf 
Aus-, Ein- oder Transitreisen keiner Begründung bedür- 
fen. 

27) Vgl. O. Luchterhandt, Die Ergänzung zur Ein- und Aus- 
reiseverordnung durch den Miiüsterrat der UdSSR vom 
28.8.1986, G2W 1987, Nr. 3, S. 19 (20). 

28) WS SSSR 1981, Nr. 26, Art. 836. 

29) US Department of State (ed.), Country Reports on Human 
Rights Practices for 1986, Washington D. C. 1987, S. 1060; 
The International Helsinki Federation for Human Rights 
(ed.), Violations of the Helsinki Accords: USSR, Wien 1986, 
S. 91; Herbst-Oltmanns (Anm. 20), S. 96 — Fälle der Ver- 
weigerung von Einreisevisen werden auch aus neuerer Zeit 
aus der CSSR berichtet: 17. (1984) Semiannual Report 
(Anm. 12), S. 25; 21. (1986) Semiannual Report, S. 27. 

39) Bulgarien: Art. 129, 131 FGB; DDR: § 18 Rechtsanwen- 
dung sG, § 19 1. DBSt zum Person enstandsG 1981; ^^SSR: 
§ 5 FGB; UdSSR: Art. 32 Grlg. Ehe- und Familienrecht; 
Ungarn: § 23 GVO Nr. 17/1982. 

31) 21. (1986) Semiannual Report (Anm. 12), S. 27. 

32) Ebda., S. 27 einerseits, Verletzungen von Menschenrechten 
(Anm. 8), S. 49 andererseits. 

33) § 4 Abs. 4 DVO zum Gesetz über die Staatsbürgerschaft der 
DDR vom 3.8.1967 (GBl. II S. 681); G. Riege, Die Staatsbür- 
gerschaft der DDR, 2. Aufl., Berlin(-Ost) 1986, S. 320. 

34) Art. 14 Abs. 1 Nr. 1 Gesetz vom 15.2.1962 über die polnische 
Staatsbürgerschaft, Dz. U. 1962, Nr. 10, Pos. 49. 

35) Bulgarien: Art. 12 Gesetz über die bulg. Staatsangehörig- 
keit vom 7. 10. 1968, DV Nr. 79/1968; Rumänien: Art. 10 lit. a 
Gesetz über die Staatsbürgerschaft vom 17.12.1971 (BO I, 
Nr. 157/1971); deutsch: WGO 1972, S. 39. In Polen dürfte 
„ein besonders begründeter Fall“ vorhegen (Art, 8 Abs. 2 
Staatsbürgerschaf tsG ), 

36) CiSSR: § 9 Abs. 2 des Gesetzes des Slowakischen National- 
rates vom 28.12.1968 über den Erwerb und Verlust der 
Staatsbürgerschaft der Slowakischen Soziahstischen Repu- 
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blik {Sb. Nr. 51/1968) und des Gesetaes des Tschechischen 
Nationalrats vom 29.4.1969 über den Erwerb und Verlust 
der Staatsbürgerschaft der Tschechischen Soziaüstischen 
Repubük (Sb. Nr. 14/1969); Polen: Axt. 10 Staatsbürger- 
schaf tsG. Vgl. dazu die von allen WP- Staaten ratifizierten 
Konventionen über die Staatsbürgerschaft der verheirate- 
ten Frau (1957) und über die Beseitigung aller Formen der 
Diskriminierung der Frau (1979). 

'^’) Vgl. Riege (Anm. 33), S. 312 f. 

38) Vgl. dazu die Nachweise in den letzten Halbjahresbe- 
richten des US Department of State, Semiannual Report 
(Anm. 12). 

38) Herbst-Oltmanns (Anm. 20), S. 53. 

^0) Herbst-Oltmanns, ebda., S. 61. 

Herbst-Oltmanns, ebda., S. 43. 

^2) 4 Monate genannt werden in: The Helsinki- Pr ocess and 
East West Relations: Progress in Perspective, Compüed by 
the Staff of the Commission on Security and Cooperation in 
Europe, Washington D. C., March 1985, S. 125; 6 bis 8 Mo- 
nate werden genannt von Herbst-Oltmanns (Anm. 20), 
S. 98. 

^3) Von 1 1 Jahre währenden vergeblichen Versuchen berichtet 
der 20. (1985/86) Semiannual Report (Anm. 12), S. 27. Vgl. 
auch Menschenrechte in der Welt, Bericht der Internationa- 
len Gesellschaft für Menschenrechte, Deutsche Sektion 
1985/86, Frankfurt/M. 1987, S. 106. 

^^) BGBl. 1973 II S. 423 und 427. Im GBl. DDR ist der Briefwech- 
sel nicht publiziert. 

^3) G. Ress, Die Rechtslage Deutschlands nach dem Grundla- 
genvertrag vom 21.12.1972, Berhn-Heidelberg-New Yoi:k 
1978, S. 336. 

^8) Dazu vgl. CDU/CSU-Fraktion des Deutschen Bundestages, 
Weißbuch über die menschenrechthche Lage in Deutsch- 
land und der Deutschen in Osteuropa, Bonn 1977, S. 47. 

^’) Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesre- 
gierung Nr. 161 vom 21.11.1970, S. 1694 ff.; vgl. auch 
BVerfGE 40, S. 141 (149 und 176 f.). 

^*8) Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesre- 
gierung Nr, 121 vom 10.10.1975, S. 1199. Dazu auch D. Blu- 
menwitz, Zum Problem der völkerrechtlichen Verknüpfung 
von Wirtschaftsleistungen mit humanitären Gegenleistun- 
gen dargestellt am Beispiel der deutsch-polnischen Verein- 
barungen vom 9. Oktober 1975, in: D. Blumen witz/G. Zie- 
ger (Hrsg.), Menschenrechte imd wirtschaftliche Gegenlei- 
stimgen, Köln 1987, S. 9 ff. 

49) BT-Drs. III/545, Anlage I S. 31 f., Anlage II S. 33. 

30) Vgl. Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bun- 
desregierung Nr. 21 vom 10.1.1978, S. 21 ff. — Weiterge- 
hend: IGfM-Bericht (Anm. 43), S. 67. 

31) Herbst-Oltmanns (Anm. 20), S. 54. 

32) Vgl. H.-D. Topp, Die türkische Minderheit in Bulgarien, 
Wissenschaftlicher Dienst Südosteuropa 1978, S. 141 ff., 
sowie den Abschnitt D — G. Brunner. 

33) Siehe oben Anm. 3. 

34) Vgl. Herbst-Oltmanns (Anm. 20), S. 38. 

33) Ebda., S. 54 (Rumänien); 21. (1986) Semiannual Report 
(Anm. 12), S. 26 (^SSR). 

38) Anderes gilt gemäß der Information der polnischen Regie- 
rung im Verhältnis zur Bundesrepublik Deutschland, da 
dort nicht auf den engen Grad der Verwandtschaft, sondern 
auf die unbestreitbar deutsche Volkszugehörigkeit abge- 
stellt wird. 

3^) Verletzungen von Menschenrechten (Anm. 8), S. 59. 

38) Siehe bei Anm. 21. 

39) Siehe bei Anm. 21. 


80) Ausdrücklich etwa § 17 PVAO (DDR). 

81) Vgl. etwa Country Reports (Anm. 29) 1985, S. 934 (Bulga- 
rien); S 1007 (Ungarn); S. 1031 (UdSSR/litauen). Herbst- 
Oltmanns (Anm. 20), S. 41 (^SSR) und S. 51 (Polen). Zu 
Ungarn vgl. auch die Darstellung im 20. (1985/86) Semian- 
nual Report (Anm. 12), S. 26. 

82) Zur Skala der — mündlich mitgeteilten — Ablehnungs- 
gründe in der UdSSR siehe IGfM (Hrsg.), Das sowjetische 
Ausreiseverfahren für die Deutschen in der UdSSR. Bestim- 
mung, Handhabung (Typoskript), Frankfurt/M. 1983, 
S. 28 f. 

83) § 8 VO 1983 DDR; Ziff. 25 VO 1970/1986 UdSSR. 

84) Vgl. 21 (1986) Semiannual Report (Anm. 12), S. 24 
(UdSSR). 

83) Nachweise etwa im Weißbuch der CDU/CSU (Anm. 46), 
S. 31; Herbst-Oltmanns (Anm. 20), S. 48. 

86) Für die DDR z. B. § 5 PaßG vom 28.6.1979 (GBl. I S. 148) 
i. V. m. § 13 PVAO vom 28.6.1979 (GBl. I S. 151); für die 
UdSSR: Ziff. 21 der VO von 1970 i. d. F. von 1986; für Un- 
garn vgl. § 10 lit. c VO Nr. 39/1974 MT des Ministerrats über 
die Polizei? deutsch: JOR Bd. XV (1974), S. 439. 

87) Vgl. für Polen und Rumänien Verletzungen von Menschen- 
rechten (Anm. 8), S. 46 und 56; Herbst-Oltmanns (Anm. 20), 
S. 68 (UdSSR). 

88) Herbst-Oltmanns, ebda., S. 42. 

89) Vgl. zu Polen Herbst-Oltmanns (Anm. 20), S. 51 und Ver- 
letzungen von Menschenrechten (Anm. 8), S. 46; zur tSSR 
Herbst-Oltmanns, S. 42. 

70) IGfM (Anm. 43), S. 99. Vgl. auch Herbst-Oltmanns 
(Anm. 20), S. 68 ff.; 21. (1986) Semiannual Report (Anm. 12), 
S. 24 f. 

71) Vgl. IGfM (Anm. 43), S. 106. 

72) Verletzungen von Menschenrechten (Anm. 8), S. 83 (CSSR)? 
Herbst-Oltmanns (Anm. 20), S. 55 (Rumänien); 15. (1983) 
Semiannual Report (Anm. 12), S. 27 (UdSSR). 

73) Eine detaillierte Beschreibung des Verfahrens bei Herbst- 
Oltmanns (Anm. 20), S. 54 f.? vgl. auch The International 
Helsinki Federation (Anm. 29): Romania, S. 6. 

74) Zu Rumänien 15. (1983) Semiannual Report (Anm. 12), 
S. 26. 

73) Herbst-Oltmanns (Anm. 20), S, 68. 

78) Die 6-Monatsfrist wird eingehalten. Vgl. 21. (1986) Semian- 
nual Report (Anm. 12), S. 25? Herbst-Oltmanns (Anm. 20), 
S. 47: 3 bis 12 Monate? ebenso: The Helsinki- Process and 
East West Relations (Anm. 42), S. 120. 

77) 21. (1986) Semiannual Report (Anm. 12), S. 26; The Interna- 
tional Helsinki Federation (Anm. 29): East Germany, S. 13; 
Herbst-Oltmanns (Anm. 20), S. 46. 

78) 21. (1986) Semiannual Report (Anm. 12), S. 24; Coun- 
try Reports (Anm. 29) 1985, S. 1133; Herbst-Oltmanns 
(Anm. 20), S. 81. 

79) 21. (1986) Semiannual Report (Anm. 12), S, 26. 

89) Herbst-Oltmanns (Anm. 20), S. 55 f. IGfM-Bericht 
(Anm. 43), S. 68: 6 Jahre? Country Reports (Anm. 29) 1987, 
S. 1020: 1 bis 5 Jahre. 

6^) Herbst-Oltmanns (Anm. 20), S. 48. 

62) BT-Drs. 8/1605, S. 7. 

83) Bulgarien: Implementation of the Final Act of the Confe- 
rence on Security and Cooperation in Europe: Findings and 
Recommendations Seven Years af ter Helsinki, Report by the 
Commission on Security and Cooperation in Europe, Wa- 
shington D. C. 1982, S. 174; 17. (1984) Semiannual Report 
(Anm. 12), S. 12? ^!SSR: Verletzungen von Menschenrech- 
ten (Anm. 8), S. 83; DDR: 21. (1986) Semiannual Report 
(Anm. 12), S. 26? Herbst-Oltmanns (Anm. 20), S. 45 f.; ai- 


134 



Deutscher Bundestag — 1 1 . Wahlperiode 


Drucksache 11/1344 


Jahresbericht 1985, S. 353. Die FAZ vom 16.3.1987 berich- 
tet, daß derjenige, der die Bundesregierung über einen Aüs- 
reisewunsch informiert, sich einer Bestrafung nach § 219 
DDR-StGB (ungesetzhche Verbindungsaufnahme) aus- 
setze. Polen: Verletzungen von Menschenrechten (Anm. 8), 
S. 45 f.; Rumänien: 21. (1986) Senüannual Report (Anm. 12), 
S. 25; The International Helsinki Federation (Anm. 29); Ro- 
mania, S. 9; ai- Jahresbericht 1985, Frankfurt/M. 1985, S. 
377; IGfM-Bericht (Anm. 43), S. 67 f.; Herb st- Oltmanns 
(Anm. 20), S. 56. UdSSR; 21. (1986) Semiannual- Report 
(Anm. 12), S. 25; Herbst-Oltmanns (Anm. 20), S. 69f. IGfM- 
Bericht (Anm. 43), S. 107 f. 

^4) Art. 2 Abs. 1 Ziff. 4 Tarif Nr. 4 über die Gebühren im 
Geschäftsbereich des Ministeriums für innere Angelegen- 
heiten, bestätigt durch VO des Ministerrats vom 24.8,1974 
(DV Nr. 71/1974), zuletzt geändert durch VO des Minister- 
rats vom 2.8. 1983 (DV Nr. 65/1983). Vgl. auch Country Re- 
ports (Anm. 29) 1987, S. 24 (Bulgarien). 

8^) Ziff. C II. 1 und III.2 der Anlage zur AO über Tarife für 
Gebühren sowie kosten- und auslagenpflichtige Handlun- 
gen der Deutschen Volkspolizei vom 4.6.1985 (GBl. Sdr. 
Nr. 1257). 

86) § 3 Abs. 3 Ziff. 2, 4 VO des Ministerrats vom 27.4.1973 über 
die Paßgebühren (DzU. 1973, Nr. 18, Pos. 106), zuletzt geän- 
dert (aber nicht in diesem Punkt) durch VO des Ministerrats 
vom 5.4.1982 (Dz. U. 1982, Nr. 12, Pos. 90). Für die Auswan- 
derung in europäische sozialistische Länder beträgt die 
Paßgebühr 3.000 ZI. 

8’) Vgl. die Anlage zum Dekret Nr. 259 vom 9.7.1982 über 
die Festsetzung der Konsulargebühren (BO I, Nr. 65/1982), 
den (aufgehobenen) Ministerratsbeschluß Nr. 1707 vom 
29.12.1971 über die Festsetzung der Konsulargebühren so- 
wie die Gebühren für die Ausstellung von Pässen und Visa 
(BO I, Nr. 168/1971), 

88) Herbst-Oltmanns (Anm. 20), S. 55, bezeichnet den gesam- 
ten Gebührenaufwand mit 3.000 bis 5.000 Lei. 

89) Anlaß war das Dekret Nr. 402/1982, mit dem die Rückzah- 
lung von Ausbildungskosten in harter Währung angeordnet 
wurde; dazu unten h). 

90) IGfM-Bericht (Anm. 43), S. 67 f.; Herbst-Oltmanns 
(Anm. 20), S. 57 f.; A. Doepfner, Das KSZE-Expertentreffen 
über menschliche Kontakte in Bern, EA 1986, S. 513 
{516). 

91) Verwaltung svorschrift des Finanzministeriums der UdSSR 
vom 28.12.1979 über die staathchen Gebühren (Bjulleten' 
normativnych aktov ministerstv i vedomstv SSSR (Bulletin 
der Normativakte der Ministerien und Zentralbehörden der 
UdSSR) 1980, Nr. 12, S. 12); zugrunde liegt Art. 9 Erlaß des 
Präsidiums des Obersten Sowjets der UdSSR vom 29.6. 1979 
über die staathchen Gebühren (WS SSSR 1979, Nr. 28, 
Art. 477). 

92) Ziff. 9 und 1 1 der Anlage I zur Bekanntmachung der Finanz- 
ministerien des Bundes und der beiden Teilrepubliken vom 
20.12.1976 über die Verwaltungsgebühren (Sb. Nr. 162/ 
1976), geändert durch Bekanntmachung vom 18.11.1980 
(Sb. Nr. 166/1980). 

93) Siehe §§ 33, 34 Abs. 1 und 3 VO Nr. 9/1986 (IV.ll.) PM des ' 
Ministers der Finanzen über die Durchführung des Geset- 
zes Nr. 1/1986 über die Gebühren. 

94) Bulgarien: 16. (1983/84) Semiannual Report (Anm. 12), 
S. 24; Country Reports (Anm. 29) 1987, S. 876; CSSR: 21. 
(1986) Semiannual Report, S. 26; Rumänien: Dekret Nr. 402 
vom 1.11.1982 (BO I, Nr. 95/1982); Herbst-Oltmanns 
(Anm. 20), S. 56 f.; UdSSR: Beschluß Nr. 573 des Minister- 
rats der UdSSR vom 3.8.1972 (SP SSSR 1973, Nr. 1, Art. 4; 
deutsch: WGO 1972. S. 370). 

9^) Siehe ILM 1982, S. 685, und Herbst-Oltmanns (Anm. 20), 
S. 57 unter Hinweis auf eine in der deutschsprachigen ru- 
mänischen Zeitung „Neuer Weg" am 3.6.1983 veröffent- 
hchte deutsch-rumänische Vereinbarung vom 31.5.1983; 


K.-J. Kussr Das Recht auf Ausreise und Auswanderung in 
der Gesetzgebung soziaüstischer Staaten, EuGRZ 1987, S. 
305 (310). 

96) Polen: Country Reports (Anm. 29) 1985, S. 1061; Verletzum- 
gen von Menschenrechten (Anm. 8), S. 48 f.; CSSR: die VO 
Sb Nr. 2/1952 wird trotz der sie aufhebenden Bekanntma- 
chung Sb. Nr. 64/1965 offenbar weiterhin praktiziert. Vgl. 
Herbst-Oltmanns (Anm. 20), S. 41. 

9"?) Art. 1 und 2 Dekret Nr. 223 vom 3.12.1974 über die Rege- 
lung der Situation einiger Güter (Immobiüen von Auswan- 
derern), BO I, Nr. 152/1974; dazu auch 15. (1983) Semian- 
nual Report (Anm. 12), S. 27. 

98) Vgl. § 8 Abs. 1 VO 1983 i. V. m. § 3 Abs. 1 1. DBSt. 

99) Ausdrücküch angesprochen in Art. 6 des rum. Dekrets 
Nr. 402/1982. 

166) Vgl. Country Reports (Anm. 29) 1987, S. 947. 

161) DDR: § 13 VO/1983; UdSSR; Ziff. 29 VO 1970/1986. 

162) Herbst-Oltmanns (Anm. 20), S. 95. 

163) Herbst-Oltmanns (Anm. 20), S. 55. 

164) Vgl. etwa ausdrücklich § 14 VO 1983 (DDR). 

165) So in der Gemeinsamen Anmerkung zur Anlage zum 
Dekret Nr. 259/1982 (Konsulargebühren) (Anm. 82), 

166) Die Zahlen sind entnommen: Country Reports (Anm. 29) 
1985; The Helsinki Process (Anm. 42); IGfM-Bericht 
(Anm. 43); Doepfner (Anm. 90); Weißbuch CDU/CSU 
(Anm. 46); BT-Drs. 9/643. Vgl. auch FAZ vom 2.7.1987, S. 6, 
sowie Abschnitt D — G. Brunner. 

16’') Zwischen 1970 und 1980 konnten 30.000 Personen aus der 
DDR in die Bundesrepublik Deutschland im Wege der Fa- 
milienzusammenführung übersiedeln. 

168) Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesre- 
gierung Nr. 69 vom 13.5.1972, S. 989 ff. 

169) Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hrsg.), 
Die Berlin-Regelung, Das Viermächte- Abkommen über 
Berün und die ergänzenden Vereinbarungen, Bonn 1971, 
S. 67. 

116) Herbst-Oltmanns (Anm. 20), S. 19 f.; Country Reports 
(Anm. 29) 1987, S. 947. 

111) Vgl. dazu § 1 Abs. 1 AO von 1972 (DDR), der von „Verwand- 
ten und Bekannten" spricht. 

11'^) The International Helsinki Federation (Anm. 29): East Ger- 
many, S. 20 f.; Herbst-Oltmanns (Anm. 20), S. 11 f. 

113) Vgl. dazu den 21. (1986) Semiannual Report (Anm. 12), 
S. 23f. 

114) In Polen sollen schriftliche Begründungen gegeben wer- 
den. Vgl. The Helsinki Process (Anm. 42), S. 128. 

115) Ausdrücklich geregelt in § 9 Abs. 5 lit. m VO Nr. 6/1978 
(Ungarn); § 1 Abs. 1 und 4 AO 1982 (DDR), Das Einladungs- 
erfordemis gilt auch für Einreisen von Westbesuchem (vgl. 
§ 1 Abs. 1 AO 1972/DDR). 

116) Ausdrücklich geregelt in § 3 Abs. 1 AO 1982 (DDR) und § 8 
Abs. 1 VO Nr. 6/1978 (Ungarn). Im 16. (1983/84) Semian- 
nual Report (Anm. 12), S. 21, wird aus der UdSSR berichtet, 
daß eine Bestätigung des Wohnorts erforderlich sei, 

11?) Herbst-Oltmanns (Anm. 20), S. 25 und 32. 

118) Ungarn: 1 Monat; DDR: 4 — 6 Wochen; Bulgarien: 2 Mo- 
nate; tSSR; 2—3 Monate; Rumänien und Polen: 2—6 Mo- 
nate; UdSSR: 3—6 Monate. Belege für diese Durchschnitts- 
zahlen bei Herbst-Oltmanns (Anm. 20), S. 9, 18, 23, 26, im 
16, ( 1983/84) Semiannual Report (Anm. 12), S. 21 , und im 20. 
(1985/86) Semiannual Report, S. 23 und 24. 

11^) Zu Polen: 20. (1985/86) Semiannual Report (Anm. 12), 
S. 23. 
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120) Herbst-Oltmanns (Anm. 20), S. 34; ebda., S. 26, auch kri- 
tisch zur nimänischen Praxis. 

121) Bundesmiiiisterium für innerdeutsche Beziehungen (Hrsg.), 
Innerdeutsche Beziehungen, Die Entwicklung der Bezie- 
hungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Deutschen Demokratischen Republik 1980— 1986. Eine Do- 
kumentation, Bonn 1986, S. 179. 

122) § 5 Abs. 1 VO Nr. 53/1978 i. d. F. von 1982, § 5 Abs. 1 Ut. a 
und e DVO Nr. 6/1978 i. d. F. von 1984. 

123) § 5 Abs. 2 VO Nr. 53/1978 i. d. F. von 1982, § 13 lit. b DVO 
Nr. 6/1978 i. d. F. von 1984. 

124) 20. (1985/86) Semiannual Report (Anm. 12), S. 22. 

125) Vgl. Art. 2 des „Tarifs Nr. 4" über Gebühren im Geschäfts- 
bereich des Innenministeriums, bestätigt durch VO Nr. 83 
des Ministerrats vom 24.8.1974 (DV Nr. 71/1974), geändert 
durch VO Nr. 30 des Ministerrats vom 2.3.1983 (DV Nr. 65/ 
1983). 

120) Herbst-Oltmanns (Anm. 20), S. 26, nennt einen Betrag von 
2.500 Lei (!). 

127) Vgl. Art. 3 Ziff. 18, 19 Erlaß des Präsidiums des Obersten 
Sowjets der UdSSR vom 29.6.1979 über die staatlichen Ge- 
bühren (WS SSSR 1979, Nr. 28, Art. 477). Die Gebühren für 


Ausreisen in nichtsozialistische Länder sind erheblich nied- 
riger (30 Rubel). 

128 ) Mit Wirkung vom 1.7.1987 können DDR-Bewohner, die zu 
Besuchszwecken in die Bundesrepublik Deutschland kom- 
men, — wie zuvor schon Rentner — nur 15,— DM in der 
DDR im Verhältnis 1 : 1 eintauschen, was sie in noch stärke- 
rem Maße auf die Unterstützung ihrer westlichen Verwand- 
ten angewiesen sein läßt. 

129) §§ 2, 4 AO über die Durchfühnmg eines verbindlichen Min- 
destumtausches von Zahlungsmitteln vom 9.10.1980, GBl. I 
S. 291. 

130) s. Anm. 121. 

131) Siehe die laufend auf den neuesten Stand gebrachten Zah- 
len in der für Reisebüros bestimmten Loseblattsammlung: 
Auslandsreisen. Vorbereitung. Durchführung, hrsg. von der 
Industrie- und Handelskammer Mittlerer Neckar, Stuttgart 

0. J., (Länder-)Teil 1. 

132) Vgl. Herbst-Oltmanns (Anm. 20), S. 10, 26, 36. 

133 ) DDR: Vorspann zur AO 1982, die AO 1972 sowie § 1 
ZwangsumtauschAO 1980; Ungarn: § 13 DVO Nr. 6/1978 

1. d. F. von 1984. 

134) Herbst-Oltmanns (Anm. 20), S. 6. 
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I. Vorbemerkung 

Kein anderer menschenrechthch umschriebener Le- 
bensbereich dürfte so eng mit der Geschichte, der Kul- 
tur, den Traditionen sowie der nationalen Struktur 
und Eigenart eines Volkes und Staates verbunden 
sein wie die Religionsfreiheit. Man wird ihre jeweilige 
landesrechtliche Ausgestaltung und mehr noch die 
einschlägige Rechtsanwendung und politische Pra- 
xis daher nur dann vollauf verstehen können, wenn 
man sich dieses Zusammenhanges imd der daraus 
resultierenden Bedingtheit des Rechts bewußt 
bleibt. 

In ganz besonderem Maße gilt das für die von natio- 
naler Vielheit geprägten Staaten des sowjetischen 
Hegemonialbereichs, da in ihnen die nationalen und 
die religiös -konfessionellen Trennhnien weitgehend 
parallel verlaufen und die staatstragende Nation mit 
der größten Religionsgemeinschaft als der „Volkskir- 
che " historisch aufs engste verbunden ist. Das recht- 
hche Verhältnis zwischen Staat imd Kirche war dabei 
vor der kommunistischen Machtergreifung zum Teil 
noch staatskirchlich oder in der abgeschwächten 
Form der , staatlichen Kirchenhoheit' ausgestaltet. 
Von besonderer imd bis heute zentraler Bedeutung 
für das Verhalten der religiösen Bürger gegenüber 
dem Staat und umgekehrt ist aber der Umstand, daß 
bzw. ob die traditionelle Volkskirche dem kathoh- 
schen (Polen, Ungarn, CSSR, Litauen), dem orthodo- 
xen (Rußland, Ukraine, Weißrußland, Georgien, Ar- 
menien, Rumänien, Bulgarien) oder dem reformatori- 
schen Bekenntnis (DDR, Estland) oder dem Islam 
(Mittelasien, Aserbaidschan) angehört und ob trotz 
volkskirchlicher Strukturen Ansätze zu einem gewis- 
sen rehgiösen Plurahsmus bestehen (Ungarn, Lett- 
land, Ukraine). 

Die national-konfessionellen Unterschiede treten um 
so sichtbarer hervor, als alle jene Staaten nach sowje- 
tischem Vorbild als totalitäre Weltanschauungs- 


staaten konzipiert sind, deren politische Führungen 
nach dem kommunistischen Umsturz die Religionsge- 
meinschaften als Teil der abzuschaffenden feudalen 
bzw. bürgerlichen Gesellschaftsordnung und darüber 
hinaus die fortbestehenden Religionen gnmdsätzlich 
als störende Beschränkung ihres ideologischen Abso- 
lutheitsanspruches betrachteten und betrachten. Die 
Religionsgemeinschaften sind die einzigen legalen 
Organisationen, die in das System der kommunisti- 
schen Parteiherrschaft nicht integriert werden können 
und fremde Elemente darin bilden. Das verschafft der 
Religionsfreiheit in jenen Rechtsordnimgen eine ge- 
wisse Sonderstellimg. 

Bestimmt von der prinzipiellen Religionsfeindhchkeit 
des Marxismus-Leninismus, haben die kommunisti- 
schen Parteien in allen WP- Staaten nach der Machter- 
greifung zunächst versucht, die volkskirchlichen 
Strukturen im Wege eines , Kirchenkampfes’ zu besei- 
tigen. Selbst ein Element des neuzeitlichen Säkularis- 
mus, konnten sie sich dabei auf teils arehgiös-huma- 
nistische, teils antiklerikale Stimmungen in Teilen der 
Arbeiterschaft und der Intelligenz stützen. Zugleich 
knüpften sie weitgehend an die überkommenen For- 
men der Staatsaufsicht über die Religionsgemein- 
schaften an. Von dieser Phase der politischen Ent- 
wicklungist die Religionsgesetzgebung jener Länder 
bis heute maßgebend geprägt. 

Die mit überlegenen staatiichen Machtmitteln betrie- 
bene Entkirchhchung führte zwar in der Mehrzahl der 
Länder, ausgenommen Polen und Litauen, zu be— 
rächtiichen Erfolgen, konnte aber die volkskirchh- 
chen Erscheimmgsformen nirgendwo völlig beseiti- 
gen imd rief alsbald — in schwächerem oder stärke- 
rem Grade — Kräfte religiösen Widerstandes hervor. 
Spätestens zu Anfang der 70er Jahre mußten die Par- 
tei- und Staatsführimgen erkennen, daß die Religions- 
gemeinschaften wesentlich lebensfähiger waren, als 
man unter dem Einfluß der marxistisch-leninistischen 
Theorie vom , Absterben der Religion' im Übergang zu 
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Sozialismus und Kommunismus angenommen hatte, 
und daß man ,noch' lange zur Koexistenz mit ihnen 
gezwungen sein würde. 


II. Der völkerrechtliche Rahmen 

1. Individualrechtlicher Aspekt 

Art. 18 IPBPR, die wichtigste Bestimmung zur Reh- 
gionsfreiheit, weist einen individualrechthchen und 
einen kollektivrechtüchen Aspekt auf, die beide un- 
lösbar miteinander verflochten sind. Er verbürgt in 
Abs. 1 Satz 1 jedermann das Recht auf Gedanken-, 
Gewissens- und Religionsfreiheit. Aus der engen Ver- 
bindung dieser drei (Teü-)Rechte, die sich auch in Art. 
18 AEMR findet, folgt, daß die , Religionsfreiheit' nicht 
darauf beschränkt ist, sich (positiv) eine Vorstellung 
von Gott zu machen und Formen der Kommunikation 
mit ihm zu entfalten, sondern — umfassender — eine 
weltanschauhche Überzeugungsfreiheit meint, also 
die Freiheit zu Atheismus und ,Freidenkertum‘ ein- 
schließt. Dementsprechend stellt Art. 18 Abs. 1 Satz 2 
IPBPR die „Weltanschauung" eigener Wahl (behef; 
conviction) der Religion gleich, eine Klarstellung, die 
auch durch die Formuherung des (Menschenrechts-) 
Prinzips VII der KSZE-Schlußakte und ebenso durch 
die Deklaration der VN-Generalversammlung vom 
25.11.1981 über die Beseitigung aller Formen von In- 
toleranz und Diskriminierung aufgrund der Rehgion 
oder Überzeugung i) unterstrichen wird. Im einzelnen 
sind heute folgende individualrechtliche Elemente 
der Rehgions- und Überzeugungsfreiheit völkerrecht- 
lich verbrieft: 

a) Forum internum 

Garantiert ist die sich auf das forum internum be- 
schränkende Freiheit, eine behebige Religion oder 
Weltanschauung zu „haben" oder „anzunehmen". Es 
ist dies der positive Aspekt der Gedankenfreiheit, 
nämlich entweder aufgrund eigener geistiger An- 
strengungen zu persönhchen rehgiösen (weltan- 
schaulichen) Überzeugungen zu gelangen, bereits be- 
stehende Lehren dieser Art für sich zu übernehmen 
oder zwischen ihnen nach Wunsch zu wechseln. Die- 
ses Recht ist uneingeschränkt garantiert, denn der 
Vorbehalt des Art. 18 Abs. 3 IPBPR (dazu unter 3.) 
bezieht sich ledigüch auf das forum extemum („be- 
kunden") 2). 

b) Verbot von Zwang 

Als komplementäre, negativ-abwehrende Garantie 
des Rechts verbietet Art. 18 Abs. 2 IPBPR einen 
Zwang, der das Haben und das Annehmen und damit 
auch das Wechseln von Religion und Weltanschauung 
beeinträchtigen würde. Der Begriff „Zwang" (coer- 
cion,- constrainte) wird nicht näher erläutert, er ist aber 
auch nicht irgendwie eingegrenzt. Grundsätzhch er- 
greift sein Verbot daher physische und psychische 
Einwirkungen. Welchen Grad an Intensität letztere 
erreicht haben müssen, um als , Beeinträchtigung' gel- 
ten zu können, wird nicht leicht zu entscheiden sein. 
Jedenfalls müßten sie dem Einzelnen so nachhaltig zu 


Bewußtsein gebracht werden, daß es eines besonde- 
ren Widerstandes bedürfte, sich dem Druck nicht zu 
beugen. 

Als eine indirekte Art von Zwangsausübung, die völ- 
kerrechthch verboten ist, kann die Diskriminierung 
von Menschen aufgrund ihrer Reh0on oder weltan- 
schauhchen Überzeugung in Staat und Gesellschaft 
gelten (Art. 2 Abs. 1 beider Pakte; Art. 2—4 Deklara- 
tion von 1981). Der Garantie freier Entscheidung in 
Glaubensdingen dient auch das in Art. 20 IPBPR unter 
Verbot gestellte Auf stacheln von „reügiösem Haß". 

c) Forum externum 

Art. 18 Abs. 1 Satz 2, 2. Halbsatz IPBPR garantiert 
jedermann die „Freiheit, seine Rehgion oder Weltan- 
schauung allein oder in Gemeinschaft mit anderen, 
öffentlich oder privat durch Gottesdienst, Beachtung 
rehgiöser Bräuche, Ausübung und Unterricht zu be- 
kunden". Hier geht es um das forum extemum, um 
das Recht, seine rehgiöse bzw. weltanschauhche 
Überzeugung nach außen zu manifestieren, sein Le- 
ben entsprechend zu führend. Die Garantie gilt zu- 
nächst für den isoliert gedachten Einzelnen („allein") 
und deckt im Rahmen des ordre-pubhc-Vorbehalts 
gern. Art. 18 Abs. 3 IPBPR (dazu unten) alle Aktivitä- 
ten auf jenem Gebiet ab, die der Einzelne für sich, 
ohne ein Zusammenwirken mit anderen vornehmen 
kann (z. B. Gebet, Beachtung rehgiöser Vorschrif- 
ten). 

In den Bereich des forum externum fallen aber auch 
Aktivitäten, die auf andere, vor allem auf die Gemein- 
schaft bezogen sind. Das gilt zuvorderst für die Aus- 
übungsformen in der persönlichen Lebensphäre ( „pri- 
vat"). Hierzu gehört als erstes das Recht, das Fami- 
lienleben entsprechend den rehgiösen (weltanschau- 
lichen) Vorstellungen einzurichten, z. B. Eheschlie- 
ßung, Geburten, Sterbefälle usw. in feierlichen For- 
men zu begehen, Hausandachten zu veranstalten 
oder rehgiöse Studien zu betreiben. 

d) Religiöses elterliches Erziehungsrecht 

Ein völkerrechtlich besonders garantierter Aspekt des 
Rechts zur privaten Rehgionsausübung ist die „Frei- 
heit der Eltern" und sonstigen Erziehungsberechtig- 
ten (Vormund, Pfleger), „die rehgiöse und sitthche 
Erziehung ihrer Kinder in Übereinstimmung mit ihren 
eigenen Überzeugungen sicherzustellen" (Art. 18 
Abs. 4 IPBPR; Art. 13 Abs. 3, 2. Halbsatz IPWSKR; Art. 
1 ht. b UNESCO-Konvention gegen Diskriminierung 
im Unterrichtswesen) 3). Das betrifft das Leben in der 
Famihe (Art. 5 Abs. 1 Deklaration von 1981), ebenso 
aber auch das Recht, die religiöse Erziehung an dritte 
Personen (etwa Geisthche) zu delegieren und die Kin- 
der zur Verrichtung rehgiöser Bräuche anzuhalten. 

Das elterliche Erziehungsrecht schheßt das Recht ein, 
die religiöse Erziehung auch außerhalb der Famihe in 
nichtstaathchen Unterrichtsformen sicherzustellen 
(Art. 5 Abs. 1 ht. b UNESCO-Konvention; Art. 13 Abs. 
3 und 4 IPWSKR; Art. 18 Abs. 4 IPBPR; Art. 5 Abs. 2 
Deklaration von 1981). Hinzu kommt das Recht der 
Eltern, das Kind in die gemeinschafthche Rehgions- 
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ausübung außerhalb der familiären Privatsphäre ein- 
zubeziehen. 


2. Kollektivrechtlicher Aspekt 

a) Religiöse Versammlungsfreiheit 

Die in Art. 18 Abs. 1 Satz 2, 2. Halbsatz IPBPR ausge- 
sprochene Garantie, die Religion (Weltanschauung) 
„in Gemeinschaft mit anderen" praktizieren zu dür- 
fen, enthält zunächst als lex specialis zu Art. 21 IPBPR 
die religiöse Versammlungsfreiheit. Sie umfaßt die 
Veranstaltung von Versammlungen und die schlichte 
Teilnahme an ihnen. Folgerichtig entnimmt Art. 6 
lit. a der Deklaration von 1981 dem Art. 18 Abs. 1 die 
„Freiheit", „sich zu versammeln, sov/ie hierfür Ver- 
sammlungsorte einzurichten und zu unterhalten". 

b) Religiöse Vereinigungsfreiheit 

Die Garantie gemeinschaftlicher Religionsausübung 
schließt — mangels einer entsprechenden Beschrän- 
kung — ferner das Recht ein, der Gemeinschaft eine 
feste, dauerhafte Form zu geben und die konkrete 
Gestalt und Struktur der Organisation grundsätzhch 
an dem religiösen (weltanschaulichen) Selbstver- 
ständnis und Zweck der „Gemeinschaft" zu orientie- 
ren. Dies ist die rehgiöse Vereinigungsfreiheit, welche 
das Recht zur Gründung entsprechender Gemein- 
schaften unter Einschluß eines verbands mäßigen Zu- 
sammenschlusses sowie das Recht zum Beitritt zu ih- 
nen und zum Austritt aus ihnen umfaßt. 

c) Inhalt der Religionsausübung 

Der sachhche Inhalt der gemeinschaftlichen, institu- 
tionalisierten und organisierten Religionsausübung 
wird von Art. 18 Abs. 1 Satz 2 IPBPR mit „Got- 
tesdienst", „Beachtung religiöser Bräuche", „Aus- 
übung" und „Unterricht" umschrieben. Ausdrückhch 
wird außerdem das Recht verbürgt, diese Aktivitäten 
auch „öffentlich" zu entfalten. Die Auslegung jener 
Begriffe wird sich an den Aktionsmöghchkeiten zu 
orientieren haben, die die Religionsgemeinschaften 
traditionell entfalten und die daher regelmäßig von 
den staatlichen Rechtsordnungen als religiöser Ga- 
rantiebereich anerkannt sind. Dabei ist zu beachten, 
daß der Begriff der „Ausübung" (practice) neben dem 
des „Gottesdienstes" (worship) und dem der „Beach- 
tung religiöser Bräuche" (observance) einen eigenen, 
selbständigen Gehalt besitzt, nämlich augenschein- 
lich eine religiösen Leitbildern folgende Lebensge- 
staltung meint, die sich auch auf in religiöser Hinsicht 
neutral erscheinende Verhaltensweisen des Alltags 
erstreckt. Darunter fällt insbesondere die private — 
individuell oder gemeinschaftlich praktizierte — reli- 
giöse Müdtätigkeit, also sozial-karitative Arbeit. Die- 
sem Ansatz einer Orientierung an den historisch ge- 
wachsenen, üblichen Ausübungsformen von Religion 
folgt ersichtlich auch Art. 6 der Deklaration von 1981, 
der Art. 18 Abs. 1 Satz 2 IPBPR durch einen Katalog 
von „Freiheiten" konkretisiert und damit — interpre- 
tierend — den völkerrechtlichen Rahmen kollektiver 
Religionsausübung umschreibt. Neben der bereits ge- 


nannten Versammlungsfreiheit sind dort die Rechte 
auf geführt, 

— „ entsprechende Wohltätigkeitseinrichtungen oder 
humanitäre Institutionen zu gründen und zu unter- 
halten; 

— die für die Riten oder Bräuche einer Religion oder 
Überzeugung erforderlichen Gegenstände und 
Geräte in angemessenem Umfang herzustellen, zu 
erwerben und zu gebrauchen; 

— auf diesen Gebieten einschlägige Publikationen zu 
verfassen, herauszugeben und zu verbreiten; 

— an hierfür geeigneten Orten eine Rehgion oder 
Überzeugung zu lehren; 

— freiwillige finanzielle oder andere Spenden von 
Einzelpersonen und Institutionen zu erbitten und 
entgegenzunehmen; 

— im Einklang mit den Erfordernissen und Maßstä- 
ben der jeweiligen Religion oder Überzeugung ge- 
eignete Führer und Leiter auszubilden, zu ernen- 
nen, zu wählen und durch Nachfolge zu bestim- 
men; 

— im Einklang mit den Geboten seiner Religion oder 
Überzeugung Ruhetage einzuhalten sowie 
Feiertage und Zeremonien zu begehen; 

— in religiösen und weltanschaulichen Fragen auf 
nationaler und internationaler Ebene Beziehungen 
zu Einzelpersonen und Gemeinschaften aufzuneh- 
men und zu unterhalten. " 

Der letzte Punkt wird durch die , Bestätigung’ der 
KSZE-Signatarstaaten unterstrichen, „daß religiöse 
Bekenntnisse, Institutionen und Organisationen, die 
im verfassungsmäßigen Rahmen der Teilnehmerstaa- 
ten wirken, sowie ihre Vertreter in den Bereichen ih- 
rer Tätigkeit untereinander Kontakte und Treffen ha- 
ben, sowie Informationen austauschen können". (Vgl. 
KSZE-Schlußakte, ,Korb 3' 1. d; „Abschließendes Do- 
kument" von Madrid, „Menschliche Kontakte" Punkt 
10 ). 


3. Elnschränkungsvorbehalt 

Die Freiheit der Religionsausübung (forum extemum) 
kann gemäß Art. 18 Abs. 3 IPBPR eingeschränkt wer- 
den, jedoch nur unter den folgenden Voraussetzun- 
gen: 

— Die Einschränkungen müssen gesetzhch (by law; 
par la loi) bestimmt sein. Ein Gesetz im formellen 
Sinne wäre zwar wünschenswert, scheint aber da- 
für nicht zwingend geboten zu sein. „Auch eine auf 
dem Verordnungswege erlassene abstrakt-gene- 
relle Regelung genügt, sofern sie in gehöriger 
Weise publiziert wird, welche jedermann die 
Kenntnisnahme ermöglicht. " (Vgl. Abschnitt D — 
G. Brunner). 

— Einschränkungen sind nicht beliebig zugelassen, 
sondern erstens nur „zum Schutz der öffentlichen 
Sicherheit, Ordnung, Gesundheit, Sittlichkeit" so- 
wie der „Grundrechte und -freiheiten anderer" 
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und zweitens, soweit sie dafür „notwendig“ sind. 
Wesentliche Gesichtpunkte sprechen für eine re- 
striktive Auslegung des Vorbehalts: 

(1) Freiheitsgewährleistung und Beschränkungs- 
vorbehalt stehen in einem Regel- Ausnahme- Ver- 
hältnis. 

(2) Das natürliche Schwergewicht der Religions- 
freiheit liegt auf ihrer gemeinschaftlichen, organi- 
sierten Ausübung. Der Begriff der Religion selbst 
verweist ganz wesentlich auf die historisch über- 
kommenen und etablierten Religionen bzw. Reli- 
gionsgemeinschaften und muß daher auch auf die- 
sem sozio-kulturellen Hintergrund interpretiert 
werden. Die religiöse Betätigung des Einzelnen 
vollzieht sich in erster Linie in der Mitwirkung an 
seiner religiösen Gemeinschaft und ist deswegen 
ganz entscheidend auf deren freie Existenz ange- 
wiesen. Einschränkungen der kollektiven Reli- 
gionsausübung berühren bzw. gefährden daher 
auch und gerade ihre individualrechtliche Seite. 

(3) Die Religionsfreiheit besitzt einen besonders 
hohen Rang unter den Menschenrechten. Das 
zeigt sich am deutlichsten an ihrer Notstandsfe- 
stigkeit (Art. 4 Abs. 2 IPBPR). Bei der Auslegung 
des Beschränkungsvorbehalts muß das berück- 
sichtigt werden. 

— Die Einschränkungen dürfen nicht gegen das Dis- 
kriminierungsverbot, namentlich wegen der „Reli- 
gion, der politischen oder sonstigen Anschauung“ 
(Art. 2 Abs. 1 beider Pakte) verstoßen. Dies bedeu- 
tet insbesondere, daß Restriktionen aufgrund von 
Art. 18 Abs. 1 IPBPR keinesfalls mit einer angebli- 
chen sozio-politischen Schädlichkeit oder Uner- 
wünschtheit der Religion schlechthin begründet 
werden können. 


III. Der individualrechtliche Aspekt im 
nationalen Recht 

1. Garantie des forum internum (Freiheit von 
Zwang) 

Die Religionsfreiheit ist in allen Verfassungen nor- 
miert (Art. 53 Bulgarien; Art. 20 Abs. 1 Satz 2, Art. 39 
DDR; Art. 82 Polen; Art. 30 Rumänien; Art. 52 UdSSR; 
Art. 32 CSSR; § 63 Ungarn)^). Die begriffliche Um- 
schreibung variiert. Verbürgt werden — allein oder 
nebeneinander — Gewissensfreiheit, Glaubensfrei- 
heit, Bekenntnisfreiheit und die Freiheit der Reli- 
gionsausübung. Besondere Bedeutung kommt dem 
Begriff der „Gewissensfreiheit“ zu. Einerseits wird er 
mit K. Marx^) im philosophischen Sinne als , Befrei- 
ung des Gewissens vom religiösen Spuk' verstanden 
und steht daher für die prinzipielle Religionsfeindlich- 
keit des Marxismus-Leninismus; andererseits bedeu- 
tet er im Anschluß an W. 1. Lenin ß) (und in der Tradi- 
tion des antiklerikalen Liberalismus) im rechtlichen 
Sinne die »Freiheit, eine beliebige oder gar keine Reli- 
gion zu bekennen'. Die Freiheit zur nichtreligiösen, 
atheistischen Weltanschauung besitzt daher im ideo- 
logischen Kontext von vornherein einen hohen Stel- 
lenwert, dem einige Verfassungen Rechnung tragen 
(Art. 32 Satz 2 CSSR; Art. 30 Abs. 2 Rumänien; Art. 52 


Abs. 1 UdSSR), wobei Bulgarien — noch auf der 
kämpferischen Linie der Sowjetverfassung von 1936 
(Art. 124) — ausdrücklich das »Betreiben antireligiöser 
Propaganda' garantiert (Art. 53 Abs. 1). Diejenigen 
Verfassungen, welche nur von „Gewissensfreiheit" 
sprechen (Rumänien; UdSSR), verstehen sie (im wei- 
teren Sinne) unter Einschluß der Religionsaus- 
übung. 

Die Sicherung der freien Entscheidung in religiös- 
weltanschaulichen Fragen wider unzulässige 
Zwangsausübung ist mit Ausnahme Ungarns in allen 
Strafgesetzbüchern durch das Verbot berücksichtigt, 
Bürger zur Rehgionsausübung zu zwingen oder sie 
daran durch Gewalt oder Drohungen zu hindern bzw. 
von ihr abzuhalten; Art. 165 Bulgarien; § 133 DDR; 
§ 196 Polen; § 318 Rumänien,- Art. 143 Sowjetimion/ 
RSFSR und entsprechende StGB- Vorschriften der an- 
deren Unionsrepubliken; § 236 CSSR. In Polen ge- 
nießt es Verfassungsrang (Art. 82 Abs. 1 Satz 2 und 3). 
Die betreffenden Regelungen schützen allerdings nur 
die unmittelbare Handlungsfreiheit in bezug auf die 
Teilnahme (Nichtteilnahme) an konkreten Kulthand- 
lungen, d. h. sie erfassen erstens nicht die Zwangsaus- 
übung zugunsten einer Ideologie, also des (atheisti- 
schen) Marxismus-Leninismus, und sie schützen 
zweitens den Bürger nicht gegen massiven psychi- 
schen Druck, ausgeübt mit dem Ziel, ihn seiner Reli- 
gion entweder zu entfremden oder ihn von jeder Reli- 
gion überhaupt femzuhalten. Ein solcher Druck wird 
in allen WP- Staaten von den unter der Leitung der 
kommunistischen Parteien arbeitenden Propaganda- 
apparaten erzeugt, wobei die Intensität freilich sehr 
unterschiedlich ist. Während sich in Polen die kommu- 
nistische Propaganda gegenüber der Kirche seit lan- 
gem in der Defensive befindet^) und in der DDR S) und 
in Ungarn 9) das öffentliche Klima gegenüber den Re- 
ligionsgemeinschaften toleranter geworden ist, sind 
die Bürger in der CSSR, in der UdSSR, in Rumänien 
und (mit Abstrichen) in Biilgarien laufend einem star- 
ken atheistischen Propagandadruck ausgesetzt. Zwar 
ist mit Ausnahme der CSSR in allen WP- Staaten die 
Aufstachelung von Feindschaft und Haß im Zusam- 
menhang mit der Religion unter Verbot gestellt lO), 
aber in der Praxis wird dagegen, namentlich in der 
UdSSR und in der CSSR, laufend sanktionslos versto- 
ßen. 

In der Sowjetunion besteht außerdem auf örtlicher 
Ebene ein die öffentlichen Institutionen (Partei, Ver- 
waltung, Bestriebe, Schulen, Jugendorganisationen 
usw.) integrierendes Netzwerk atheistischer Mission 
für die sogenannte „individuelle Arbeit mit den Gläu- 
bigen". Aktivisten versuchen in ihrem Rahmen die 
Bürger zum Bruch mit der Religion zu bewegen i^). In 
der CSSR bedient sich die Partei- und Staatsführung 
vor allem der Lehrerschaft, um demselben Ziel näher 
zu kommen 12), Der Druck auf die religiöse Entfal- 
tungsfreiheit ist um so größer, als er von Funktionsträ- 
gem des Gemeinwesens ausgeht und daher bei den 
Gläubigen die Befürchtung nährt, Standfestigkeit mit 
sozialen Nachteilen bezahlen zu müssen. 

Die religiös-weltanschauliche Entscheidungsfreiheit 
wird in allen WP-Staaten ferner dadurch negativ be- 
einflußt, daß die Angehörigen der Religionsgemein- 
schaften im Staatsleben nicht völlig gleichgestellt 
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sind. Zwar erkennen mit Ausnahme der CSSR alle 
Verfassimgen die Gleichheit vor dem Gesetz unge- 
achtet (auch) der Religion an^^)^ aber die Deklciration 
wird dadurch entwertet, daß sie die Gleichberechti- 
gung ungeachtet der ,Weltanschauimg' nicht ein- 
schheßt. Das ist allerdings konsequent, da die Verfas- 
sungen der WP-Staaten, zwar mit unterschiedlichem 
Nachdruck, doch ausnahmslos, als ,sozialistische‘ im 
Sinne des Marxismus-Leninismus konzipiert sind (vgl. 
die Präambeln und einleitenden Artikel). Dieser bietet 
in Gestalt des (dialektischen' und des .historischen' 
Materialismus ein umfassendes und geschlossenes 
Weltbild. AUe anderen Weltanschauimgen und Reli- 
gionen gelten als , nichtsozialistische', daher system- 
fremde und zwangsläufig minderwertige Erscheinun- 
gen, für die allenfalls am Rande der Gesellschaft Platz 
sein kann. Indem aber die kommunistischen Parteien 
nicht nur Weltanschauungsgemeinschaften sind, son- 
dern unter Berufung auf ihre Ideologie auch das poli- 
tische Fühnmgs- und Herrschaftsmonopol kraft der 
Verfassung in mehr (Präambel, Art. 1 Bulgarien; Art. 1 
DDR; Art. 3, 25, 26, 27, 52 Rumänien; Art. 6 UdSSR; 
Präambel, Art. 4, 6 CSSR) oder weniger (Präambel, 
Art. 3 Polen; Präambel, § 3 Ungarn) deutücher Formu- 
lierung beanspruchen, genießen die Parteimitglieder 
in Staat imd Gesellschaft bevorrechtigten Zugang zu 
allen Führungspositionen. Die Mitgheder der Reli- 
gionsgemeinschaften sind von ihnen hingegen ent- 
weder gänzlich oder weitgehend ausgeschlossen, da 
sie wegen der offiziell vertretenen Unvereinbarkeit 
von Marxismus-Leninismus und Religion kraft der 
entsprechend interpretierten Bestimmungen der Sta- 
tuten den kommunistischen Parteien nicht angehören 
dürfen i'i). 

Der in den richtungsweisenden Peirteiprogrammen 
und Staatszielbestimmungen aller Verfassungen er- 
klärte Wille, einen .sozialistischen' Weltanschauungs- 
staat aufzubauen, hat zur marxistisch-leninistischen 
Ausrichtung aller staatlichen Institutionen, nament- 
hch im Bereich von Erziehung, Bildung, Kultur und 
Wissenschaft geführt i^). Infolgedessen sind die Schü- 
ler, Lehrlinge und Studenten emer einseitig weltan- 
schaulichen Indoktrination unterworfen, während re- 
hgiöse Bürger für entsprechende berufliche Positio- 
nen (z. B. Erzieher, Lehrer) wegen ihrer aus staatlicher 
Sicht fehlenden .Eignung' teilweise nicht in Betracht 
kommen, zumindest aber Schwierigkeiten haben. Aus 
demselben Grunde sind sie regelmäßig auch von qua- 
lifizierten Dienstposten in der Staats- und Wirtschafts- 
verwaltung imd in den Gewerkschaften ausgeschlos- 
sen i^). Religiöse Bürger stehen daher in allen WP- 
Staaten faktisch vor einer mehr oder weniger langen 
Liste von Berufsverboten und daher zumeist in einem 
scharfen Konflikt zwischen ihrer persönlichen Über- 
zeugung und dem Wunsch nach einem qualifizierten 
Beruf. Wie die Praxis zeigt, so ist der strukturelle poÜ- 
tisch-ideologische Druck insgesamt so stark, daß sie 
sich sehr häufig für letzteres entscheiden. 


2. Private Religionsausübung und ihre Grenzen 

Die wichtigste Form privater Religionsausübung ist 
die Haus- und Familienandacht (devotio domestica 
Simplex). Sie folgt immittelbar aus dem Grundrecht 


der Religionsfreiheit. Nähere Regelungen bestehen 
für sie in keinem WP- Staat. Unter das Veranstaltungs- 
recht fällt sie im Prinzip nicht i^). Anders verhält es 
sich nur, wenn der häusliche Teilnehmer kr eis über- 
schritten wird, wobei die Übergänge natürlicherweise 
fließend sein können. In der UdSSR bedarf die „Ver- 
richtung religiöser Riten und Zeremonien" in privaten 
Wohnimgen der staathchen Erlaubnis, wobei offen- 
bleibt, ob dies immer oder nur bei Hinzuziehimg eines 
Geistlichen gilt^®). Die Erteilung hegt jedenfalls im 
freien Ermessen der Behörde. 

Die Grenzen der privaten Religionsausübung ergeben 
sich aus dem in allen WP-Staaten geltenden allgemei- 
nen Vorbehalt der Beachtung der Gesetze, der öffent- 
lichen Sicherheit, Ordnung und Sitüichkeit sowie der 
Rechte der Mitbürger Darunter fällt in der Sowjet- 
union das Verbot von Wallfahrten zu historischen Hei- 
hgtümern^o), das Verbot, sich zu einem Eremitenle- 
ben in die Einöde zurückzuziehen 21 ). Die Religions- 
freiheit vermittelt hier ferner keine Garantie des pri- 
vaten Besitzes religiöser Literatur, denn es ist ste- 
hende Praxis der Strafverfolgungsbehörden, bei 
Hausdurchsuchimgen entsprechendes Material zu 
beschlagnahmen imd nicht zurückzugeben 22 ). 

Die persönliche Beachtung religiöser Feiertage geht 
im Kollisionsfalle der Erfüllung gesetzhcher Pflichten 
nach. Ernste Kollisionen treten hier in der Praxis ver- 
hältnismäßig selten auf, weil der Sonntag und im all- 
gemeinen auch der Sonnabend in allen WP-Staaten 
mbeitsfreie Tage bzw. Ruhetage sind, darüber hinaus 
hohe kirchhche Festtage in manchen Ländern auch 
als gesetzhche Feiertage gelten 23) und die Religions- 
gemeinschaften (und ihre Mitglieder) sich in dieser 
Frage angesichts des massiven staatlichen Druckes 
weitgehend pragmatisch verhalten 24). 

Insgesamt besteht in der UdSSR die Tendenz, die indi- 
viduelle Religionsausübung auf die Privatsphäre mit 
möglichst geringer Außenwirkung zu beschränken, 
Dasselbe trifft heute auf die CSSR zu, wo die Behör- 
den § 178 StGB („Vereitelung der Staatsaufsicht über 
die Kirche") quasi zu einem Blankettatbestand ge- 
macht haben, der alle privaten Aktivitäten, die über 
die herkömmliche Familienandacht hinausgehen und 
behördlich nicht erlaubt sind, unter Strafe stellt 25). 


3. Religiöses elterliches Erziehungsrecht 

Das elterliche Erziehungsrecht ist in der Mehrzahl der 
Verfassungen der WP-Staaten (Art. 38 Abs., 3 Satz 2 
Bulgarien; Art. 38 Abs. 4 DDR; Art 79 Abs. 2 Polen; 
Art. 65 Satz 1 UdSSR) verankert, im übrigen in allen 
Familiengesetzbüchern geregelt 26 ). Das Recht zur re- 
ligiösen Kindererziehung wird dabei nirgendwo er- 
wähnt. Im Gegenteil, die Formulierungen des Eltern- 
rechts legen überwiegend den Schluß nahe, daß die 
religiöse Dimension nicht mehr in seinen Garantiebe- 
reich fällt. Das gilt für jene Staaten, die eine Pflicht zur 
„soziahstischen" (DDR; Rumänien; Tschechoslowa- 
kei; Ungarn) oder gar „kommunistischen" Erziehung 
(Bulgarien; UdSSR) vorschreiben 22 ). Nur in Polen un- 
terliegen die Eltern keinen (ausdrücklichen) weltan- 
schaulichen Bindungen ihres Erziehungsrechts, eine 
Zurückhaltung, die offenkundig auf den massiven 
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Einfluß der kathoüschen Kirche in diesem für sie be- 
sonders sensiblen Bereich zurückzuführen ist. 

In der Praxis wird die religiöse Kindererziehung, un- 
geachtet der konträren ideologischen Grundpositio- 
nen des Staates, in allen Staaten hingenommen, wo- 
bei zum Teil publizistisch deutlich gemacht wird, daß 
die rehgiöse Erziehung dem .wohlverstandenen Inter- 
esse' des Kindes eigentlich widerspricht. 

Rehgiöse Kindererziehung als solche wird im Regel- 
fall nicht mit dem Entzug des elterlichen Erziehungs- 
rechts geahndet. Zu dieser Sanktion greifen die Be- 
hörden im allgemeinen erst dann, wenn die rehgiöse 
Erziehung auf eine kompromißlose Verweigerung der 
Integration in den .gottlosen' Staat ausgerichtet ist, 
wie es von einigen kleineren Glaubensgemeinschaf- 
ten („ Sekten praktiziert wird^S). 

Das rehgiöse Erziehungsrecht unterhegt in einigen 
WP- Ländern Einschränkungen. Die wichtigste ist das 
in Bulgarien, in Rumänien und in der UdSSR geltende 
Verbot, sich bei seiner Ausübung eines Geistlichen zu 
bedienen (näheres unten bei Rehgionsunterricht). 


IV. Der kollektivrechtliche Aspekt im nationalen 
Recht 

1. Vorbemerkung: Rechtsgrundlagen; 
Trennungsprinzip 

Die Rechtsgrundlagen der Rehgionsgemeinschaften 
sind (nicht nur) in den WP- Ländern sehr unterschied- 
hcher Art. In aUen Staaten gibt es allgemeine, teils 
kodifikatorisch zusammengefaßte, teils über die 
Rechtsgebiete verstreute Rehgionsgesetze. Vereinzelt 
stammen sie noch aus der Zeit vor der kommunisti- 
schen Machtübernahme. In Polen, in Rumänien, in der 
CSSR und in Ungarn bestehen außerdem Sonderge- 
setze für bestimmte Kirchen. Dazu treten in eiiügen 
Ländern rechthche Vereinbarungen des Staates mit 
einzelnen Religionsgemeinschaften auf nationaler 
Ebene (DDR, Polen, Ungarn), vereinzelt auch mit dem 
Vatikan (Ungarn). Das innere Leben der Religionsge- 
meinschaften richtet sich in erster Linie nach ihren — 
zum Teil vom Staat bestätigten, zum Teil autonomen 
— Statuten, nach dem kanonischen Recht und rehgiö- 
sen Traditionen. 

Mit Ausnahme der CSSR treffen sämtliche Verfassun- 
gen grundlegende, wenngleich nur äußerst knappe 
Aussagen zur Rechtsstellung der ReÜgionsgemein- 
schaften29). Abgesehen von den allgemeinen Vorbe- 
halten (vgL dazu Kapitel III — G. Brunner) steht sie in 
allen Ländern unter dem besonderen Verfassungsvor- 
behalt des Grundsatzes der .Trennung von Staat und 
Kirche': Art. 53 Abs. 2 Bulgarien; Art. 82 Abs. 2 Satz 1 
Polen; Art. 30 Abs. 3 Satz 1 Rumänien (beschränkt auf 
die .Schule ); Art. 52 Abs. 2 UdSSR; § 63 Satz 2 Un- 
garn. In der DDR und CSSR gilt er als ungeschriebe- 
nes Verfassungsprinzip 3^). Ausgehend vom Tren- 
nungsdekret der „Pariser Kommune“ (1870) und den 
Klassikern des Marxismus-Leninismus wird es ge- 
wöhnlich — ausdrücklich in der ungarischen Verfas- 
sung — als wesentliche Garantie der (individuellen) 
Gewissensfreiheit hingestellt. Das Trennungsprinzip 


büdet die entscheidende Legitimation für die schwä- 
cher oder stärker in allen WP-Staaten ausgeprägte 
Tendenz, die Rehgionsgemeinschaften institutionell 
aus der Staatsorganisation und funktional aus den 
öff entheben Angelegenheiten auszugrenzen, d. h. ih- 
nen Plätze am Rande der „entwickelten sozialisti- 
schen Gesellschaft" zuzuweisen. 

Das Trennungsprinzip gilt nur für sakrale Gemein- 
schaften („Kirchen"); die Rechtsstellung der in allen 
Staaten herrschenden, mit dem Staat eine .Einheit' 
bildenden kommunistischen (Weltanschauungs-) Par- 
tei erfaßt es selbstverständlich nicht. 


2. Religiöse Vereinigungsfreiheit 

a) Anerkennung bzw. Gründung religiöser Gemeinschaf- 
ten 

Das — nur in der Verfassung Bulgariens (Art. 52 Abs. 
1) besonders verbürgte — Recht, sich zu einer rehgiö- 
sen Organisation zusammenzuschheßen, ist teils 
durch das allgemeine, teils durch ein Sondervereins- 
recht geregelt. 

Bulgarien: Art. 52 Abs. 1 Verf. ; Art. 6, 20 Abs. 1 Gesetz 
über die Glaubensbekenntnisse vom 26.2.1949 (DV 
Nr. 48/1949; deutsch: E. Voss/Hrsg., Die Religionsfrei- 
heit in Osteuropa, Zollikon 1984, S. 76 ff.); 

DDR: §§14 Abs. 3, 15 VO über die Gründung und 
Tätigkeit von Vereinigungen vom 6.11.1975 (GBl. I S. 
723); 

Polen: Art, 19 ff. Gesetz über Vereinigungen vom 
27.10.1932 (Dz. U. 1932, Nr. 94, Pos. 808) i. d. F. vom 
5.8.1949 (Dz. U. 1949, Nr. 45, Pos. 337); Verfügung des 
Ministers für öffentliche Verwaltung vom 6.8.1949 
über die Vollstreckung des Dekrets vom 5.8.1949 
(Dz. U. 1949, Nr. 47, Pos. 358; deutsch: Voss, ebda., 
S. 131 ff.); 

Rumänien: Art. 13, 14 Dekret vom 3,8.1948 über die 
allgemeine Ordnung der Rehgionsgemeinschaften 
(Monitorul Oficial Nr. 178 bzw. Nr. 204/1948; deutsch: 
Voss, ebda., S. 147 ff,); 

Sowjetunion: Art, 2 UdSSR-Instruktion über die An- 
wendung der Kultgesetzgebung vom 16.3.1961 (V.A. 
Kuroedov/A.S. Pankratov/Hrsg.: Zakonodatel'stvo o 
rehgioznych kul'tach. Sbornik materialov i dokumen- 
tov / dlja sluzebnogo poPzovanija / — Gesetzgebung 
über die religiösen Kulte, Sammlung von Materialien 
und Dokumenten / nur für den Dienstgebrauch /, 2. 
Aufl., Moskau 1971, S. 150 ff.; deutsch: O, Luchter- 
handt, Die Rehgionsgesetzgebung der Sowjetunion, 
Berlin / -West / 1978, S. 54 ff.); ferner: Art. 2-9 
RSFSR-VO über die rehgiösen Vereinigungen vom 
8.4.1929 (SU RSFSR 1929, Nr. 35, Art. 353) i. d. F. vom 
23.6.1975 (WS RSFSR 1975, Nr. 27, Art. 572; deutsch: 
Luchterhandt, ebda., S. 107 ff.) sowie die gleichlauten- 
den Bestimmungen der nach 1975 auch in den ande- 
ren Unionsrepubhken erlassenen Religionsdekrete; 

Tschechoslowakei: §§ 9, 10 Gesetz vom 12.7.1951 
über die freiwilhgen Organisationen und Versamm- 
lungen (Sb. Nr. 68/1951); § 5 VO des Innenministers 
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über die freiwilügen Organisationen und Versamm- 
lungen vom 22.9.1951 (Ul. Nr. 320/1951)? 

Ungarn Gesetz Nr. XXXIII/1947 über die Aufhebung 
der unterschiedlichen Behandlung verschiedener an- 
erkannter Konfessionsgemeinschaften in Verbindung 
mit §§ 7, 8 und 18 des Gesetzes Nr. XLIII/1895 über 
die Freiheit der rehgiösen Kulte. 

Nicht in allen WP- Staaten gelten diese Vorschriften 
gleichermaßen für alle Rehgionsgemeinschaften. Die 
Regierungen reagierten nach der jeweiligen kommu- 
nistischen Machtergreifung unterschiedlich auf die zu 
diesem Zeitpunkt in ihren Ländern bestehenden Sta- 
tusunterschiede zwischen den privilegierten Öffent- 
lich-rechtlich organisierten Kirchen und den (meist 
kleineren) privatrechtlich geordneten Rehgionsge- 
meinschaften. Nur in der UdSSR (1918/1923; 1943/ 
44), in Rumänien (1948) und Bulgarien (1949) wurde 
die Gründung von Rehgionsgemeinschaften einheith- 
chen Regeln unterworfen, aufgrund derer auch die 
etabherten Kirchen ein förmhches Anerkennungsver- 
fahren durchlaufen mußten. Zwar wurden auch in 
Ungarn die Rehgionsgemeinschaften grundsätzlich 
einander gleichgestellt (1947), aber der Staat knüpfte 
an die frühere Differenzierung an, indem er grundle- 
gende Statusvereinbarungen mit der Reformierten 
Kirche (7.10.1948), mit der Israehtischen Kulturge- 
meinschaft (7.12.1948), mit der Unitarischen, Lutheri- 
schen (14.12.1948) und Römisch-Kathohschen Kirche 
(30.8.1950) abschloß 3^). ln der CSSR brachte der Staat 
die Anerkennung der herausgehobenen Kirchen 
durch Gesetze über die Römisch-Katholische Kirche, 
die Tschechoslowakisch-Hussitische Kirche, die 
evangelischen Kirchen und die Orthodoxe Kirche zum 
Ausdruck 32). in Polen wurde die Römisch-Kathohsche 
Kirche — ungeachtet der konträren Auffassungen 
über den Fortbestand des Konkordats vom 
10.2.192533) _ faktisch anerkannt und für eine Reihe 
von Religionsgemeinschaften die Anerkennung durch 
Sondergesetze bzw. Verwedtungsakte ausgespro- 
chen 34). In der DDR „erfaßte“ (vgl. § 14 Abs. 3 Verei- 
nigungsVO) man die Religionsgemeinschaften mit 
Körperschaftstatus im Verweiltrmgsverfahren bei der 
Regierung 35). 

Soweit sich die Gründimg religiöser Gemeinschaften 
nach dem allgemeinen Vereins- oder religiösen Son- 
dervereinsrecht richtet, imd das ist heute bei allen neu 
aufkommenden Glaubens-, Kult- imd Weltanschau- 
ungsgemeinschaften im Prinzip der Fall — gilt aus- 
nahmslos das Konzessionssystem: Die Gründer dür- 
fen die Vereinigung erst dann in Vollzug setzen, wenn 
sie von der zuständigen Behörde die Erlaubnis („Re- 
gistrierung“; „Bestätigung“ usw.) erhalten haben. Sie 
entscheidet darüber in Bulgarien, in der DDR, in Ru- 
mänien, in der UdSSR und in der CSSR nach freiem 
Ermessen, ln Polen darf die Ablehnung nur mit der 
Begründung erfolgen, daß die Gemeinschaft „dem 
gesellschaftüchen Nutzen nicht förderlich sei“ (Art. 20 
Gesetz über Vereinigungen), in Ungarn dann, wenn 
sie „gegen den Staat oder das Volk gerichtet“ ist, 
wenn Riten, Lehre oder Organisationsstruktur der 
Rechtsordnung oder der öffentlichen Moral wider- 
sprechen oder wenn sie sich faktisch lücht von einer 
der bestehenden Rehgionsgemeinschaften unter- 
scheidet (§ 18 Gesetz Nr. XUll/1895). 


Die von den gesetzhchen und administrativen Verbo- 
ten betroffenen Vereinigimgen lassen sich folgender- 
maßen typisieren: 

(1) Abspaltungen anerkannter Religionsgemeinschaf- 
ten in Gestalt rehgiös besonders aktiver Gruppen, die 
sich den staatüch verfügten Beschränkungen der Reü- 
gionsausübung nicht beugen wollen. Sie sind beson- 
ders zahlreich in der UdSSR (Reformbaptisten; Wahre 
Orthodoxe Kirche usw.) 36). I^erunter fallen auch die 
sogenannten Basisgruppen in der CSSR37). 

(2) Die mit Rom „unierten“ Diözesen des orthodoxen 

Ritus', deren Metropohe in der UdSSR (Lemberg) 
194638) jjj Rumänien 194839) pohtischen 

Gründen mit der nationalen orthodoxen Kirche 
zwangsvereinigt wurden und an einer Rekonstitu- 
ierung gehindert werden. Trotz des Verbots hängen 
die mehrere MiUionen zählenden Kathohken des or- 
thodoxen Ritus' der Westukraine mit großer Zähigkeit 
an ihrer in den Untergrund gedrängten Gemeinschaft. 
Sie werden heute von einigen 100 Priestern und min- 
destens drei Bischöfen betreut; dazu tritt eine be- 
trächüiche Anzahl im Untergrund wirkender Ordens- 
leute. Ihre in jüngerer Zeit bedeutend angestiegenen 
Aktivitäten (seit 1983 „Initiativgruppe zur Verteidi- 
gung der Rechte der katholischen Ukrainer" ; seit 1984 
Herausgabe der Zeitschrift „Chronik der Ukraini- 
schen Kathohschen Kirche“; Bildung eines „Zentral- 
komitees der Ukrainischen Katholiken“) werden vom 
sowjetischen Polizei- und Justizapparat mit allen Mit- 
teln xmter drückt: „Vorladung zum Bevollmächtigten 
des Rates für die Angelegenheiten der Religionen, 
Vorladung zum KGB — Gespräch, mündliche Verwar- 
mmg, erstes Strafmandat über 50 Rubel, zweites Straf- 
mandat über 50 Rubel, Schwierigkeiten am Arbeits- 
platz, Einschüchterung, Haussuchimg, Beschlag- 
nahme rehgiöser Literatur und hturgischen Gutes, 

, Überfall durch Unbekannte', psychiatrische Anstalt, 
Haft, Gericht, Gefängnis“ ^O). Die Gründe für die Un- 
terdrückung sind wesentlich politischer Natur: Be- 
kämpfen wül man sowohl die Ansätze eines nationa- 
len Ukrainertums, als auch die engen Bindungen an 
Rom. Die Unnachgiebigkeit gegenüber den Forderun- 
gen der Unierten beruht aber auch auf dem Interesse 
der Partei- und Staatsführung an einer starken Rus- 
sisch-Orthodoxen Kirche (Moskauer Patriarchat), die 
im Falle einer Wiederherstellung der Unierten Kirche 
etwa 50% ihres Gemeindebestandes einbüßen und 
einen entsprechenden Autoritätsverlust erleiden 
würde. 

(3) Christliche Sekten, deren Kultformen oder kom- 
promißloser Gehorsam gegenüber den sakralen Ge- 
boten, teilweise verbunden mit radikalem Pazifismus 
(Wehrdienstverweigerung), Anstoß erregen. Darunter 
fallen in allen Staaten (mit Ausnahme Ungarns) die 
Zeugen Jehovas, teüweise (Bulgarien, Rumäiüen, 
UdSSR) die Adventisten- Reformisten, Teile der 
Pfingstbewegung (UdSSR, Rumänien, Bulgarien), Na- 
zarener (Rumänien) usw.“^!). 

(4) Nichtchristhche, meist neuere Gemeinschaften, 
insbesondere , östliche' Meditationsgruppen: Sdento- 
logy Church; Hare Krishna, Maharishi- Sekte usw. Sie 
sind in der Regel verboten, in der UdSSR unter Ein- 
schluß auch der Yoga- Gruppen 42). 
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Die Anhänger der nicht zugelassenen bzw, verbote- 
nen Gemeinschaften werden, teilweise unter Ein- 
schluß ihrer privaten Reügionsausübung, strafrecht- 
hch verfolgt, besonders scharf in der UdSSR, CSSR, in 

Rumänien und Bulgarien 

Mit Ausnahme der DDR und Ungarn kommt es immer 
wieder zu Verfolgungen von Anhängern auch der an- 
erkannten Religionsgemeinschaften. Das gilt insbe- 
sondere auch für Angehörige unterdrückter nationa- 
ler Minderheiten (Juden in der UdSSR; katholische 
Ungarn in Rumänien; moslemische Türken in Bulga- 
rien), wobei die Übergänge zur politischen Verfol- 
gung fließend sind^^) (vgl. Abschnitt G — D. Blumen- 
witz). Die bulgarischen Moslems haben seit Beginn 
der nationahstischen behördlichen Ausschreitungen 
eine größere Zahl Moscheen eingebüßt. Mullahs, die 
die gewaltsame Kampagne der Namensänderung 
nicht unterstützen, verloren ihre staatiiche Konzes- 
sion. 

Während in der DDR (35), in Polen (30) und in Ungarn 
(26) eine relativ hohe Zahl von Religionsgemeinschaf- 
ten zugelassen ist und in der Praxis weitere Anerken- 
nungen Vorkommen, besteht in Bulgarien (13), in Ru- 
mänien (17), in der UdSSR (ca. 25) und in der CSSR 
(18)^5) bei niedrigen Zahlen seit längerem ein nume- 
rus clausus zugelassener Reügionsgemeinschaften. 

b) Geistliche Orden 

Die geistlichen Orden als der entschiedenste Aus- 
druck rehgiöser Lebensgestaltung und kirchlichen 
Wirkens in der ,Welt' sind von dem Gegensatz zwi- 
schen kommunistischem Weltanschauungsstaat und 
Religionsgemeinschaften naturgemäß besonders hart 
betroffen. Das bezieht sich vor allem auf die katholi- 
schen Ordensgemeinschaften, die im Unterschied 
zum orthodoxen Mönchstum funktional stark ausdif- 
ferenziert sind, organisatorisch selbständig neben der 
Kirche (Diözesen) stehen und unmittelbar dem Papst 
unterstellt sind. Sie sind in der Mehrzahl der War- 
schauer-Pakt- Länder (Bulgarien; Rumänien; UdSSR; 
CSSR) seit der kommurüstischen Machtergreifung 
verboten ^^). In Ungarn büeben davon ledighch (und 
stark reglementiert) vier in den (acht) katholischen 
(Mittel-) Schulen tätige sogenannte „Unterrichtsor- 
den" ausgenommen^'^). 

Orthodoxe Mönchsgemeinschaften bzw. Klöster sind 
in der UdSSR (16), in Rumänien (ca. 100) und in Bul- 
garien (ca. 120) in engen Grenzen zugelassen ^ö). 
Keine spezifischen Beschränkungen gelten in der 
DDR und in Polen. Die Genehmigungskriterien rich- 
ten sich grundsätzlich nach den allgemeinen Vor- 
schriften des Vereinsrechts ^^). 

c) Religiöse Verbandsbildung 

Grundsätzlich können sich die Religionsgemeinschaf- 
ten in allen WP- Ländern mit einer entsprechenden 
staatüchen Erlaubnis überregional bzw. landesweit zu 
einer Organisation zusammenschließen. In der Praxis 
wird diese Erlaubrüs im allgemeinen erteilt Ledig- 
lich in der UdSSR haben die Behörden einigen Reh- 
gionsgemeinschaften die Bildung von Verbänden mit 


entsprechender Repräsentation versagt. Das gilt ins- 
besondere für die Gemeinden der deutschen Luthera- 
ner, die in Mittelasien in den letzten Jahren in großer 
Zahl zugelasen wurden (vgl. 3. c) und die des jüdi- 
schen Kultus'. In beiden Fällen besteht dafür angeb- 
hch kein Bedürfnis. Die Initiativen aus den Reihen 
beider Gemeinschaften beweisen jedoch das Gegen- 
teil und legen die Vermutung nahe, daß die Weige- 
rung (nationalitäten-)politisch begründet ist^^). Prak- 
tisch führt sie zu einer erheblichen Beschränkung der 
Handlungsfähigkeit beider Religionsgemeinschaften, 
da u. a. die Gründung geistiicher Lehranstalten und 
die Herausgabe religiöser Literatur den sogenannten 
„reügiösen Zentren" Vorbehalten ist (Art. 11 UdSSR- 
Instruktion 1961; Art. 20 Abs. 3 RSFSR-VO 1929/ 
1975). Hierin hegt eine Schlechterstellung gegenüber 
den anderen religiösen Organisationen. 


d) Auflösungsvoraussetzungen 

Einige WP-Länder, in denen die Erlaubnis zur Grün- 
dung von Rehgionsgemeinschaften im freien behörd- 
hchen Ermessen hegt, haben den Widerruf — wie in 
Polen und Ungarn (siehe oben) — an gesetzlich be- 
stimmte Voraussetzungen gebunden: In Bulgarien 
kann er ausgesprochen werden, wenn die Religions- 
gemeinschaft „die Gesetze, die öffentliche Ordnung 
oder die guten Sitten" (Art. 6 Abs. 2 Gesetz 1959), in 
der UdSSR, wenn sie die Religionsgesetzgebung „ver- 
letzt" (Art. 24 UdSSR-Instruktion 1961; Art. 43 RSFSR- 
VO 1929/1975), in der CSSR, wenn die Behörde „der 
Überzeugung ist, daß ihre Existenz dem Aufbau des 
Sozialismus nicht hilft oder diesen sogar behindert" 
(§ 5 Abs. 3 VO 1951). Die Kriterien sind so allgemein 
gehalten, daß in allen Ländern — wie in Rumänien 
(Art. 13 Abs. 2 Dekret 1948) — auch die Auflösung 
letztlich im freien Ermessen des Staates liegt. 


e) Beitritt zu Religionsgemeinschaften 

In bezug auf die Mitgliedschaft der Religionsgemein- 
schaft ist zwischen der kirchen- und staatsrechtlichen 
Ebene zu unterscheiden. Nach dem insofern gemein- 
samen (autonomen) Recht der chrisüichen Konfessio- 
nen wird die Mitgliedschaft durch die Taufe (regelmä- 
ßig des Kindes) begründet. Das staatiiche Religions- 
recht knüpft in unterschiedlicher Weise daran an. In 
der UdSSR ist (staatiiche) Voraussetzung für den Bei- 
tritt die Einwilligimg des volljährigen „Gläubigen" 
(Art. 3 Abs. 1, 9 VO 1929/1975). Ein Recht zum Beitritt 
ist nicht ausdrücklich bestimmt, doch wird man es 
konkludent aus dem dirigierenden Grundrecht der 
Kultausübung und aus dem „allen Bewohnern" eines 
Bekenntnisses förmlich eingeräumten „Recht" ent- 
nehmen dürfen, dem Vertrag mit dem örtlichen 
Staatsorgan über die Nutzungsberechtigung von 
Kultgebäude und Zubehör (nachträglich) beizutreten 
(Art. 31 VO 1929/1975). Allerdings befolgen die so- 
wjetischen Religionsaufsichtsbehörden seit Jahrzehn- 
ten die Praxis, nur ca. 20—30 Bürger als Mitglieder zu 
registrieren, womit die gesetzhche Mindestzahl der 
Gründer (20) faktisch zur Höchstzahl verfälscht wor- 
den ist. Dieser Verstoß gegen das innerstaatiiche 
Recht hat sich sprachüch seit langem in dem Begriff 
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der „Zwanzigergemeinschaft” (dvadcatka) nieder- 
geschlagen ^2). 

In den anderen Staaten gelten für den Beitritt zu den 
kleineren, ehedem privatrechtlich organisierten Reli- 
gionsgemeinschaften die einschlägigen Bestimmun- 
gen der vom Staat genehmigten Statuten ^3). 

f) Austritt aus der Religionsgemeinschaft 

Die rechtiiche Voraussetzungen für den Austritt aus 
den Religionsgemeinschaften ergeben sich grund- 
sätzlich aus ihren Statuten. Eine gesetzhche Absiche- 
rung erscheint überflüssig, da der Staat die Bürger mit 
seiner Autorität gerade laufend zum Austritt drängt. 
Gleichwohl ist in zwei Ländern das Austrittsverfahren 
förmlich geregelt jn DDR ist der Austritt aus 
denjenigen Rehgionsgemeinschaften, die bei Grün- 
dung des Staates Körperschaften des öffentüchen 
Rechts waren (Art. 137 Abs. 5 WRV, Art. 43 Abs. 3 
DDR-Verf. vom 7.10. 1949) entweder mündlich oder in 
öffentlich beglaubigter Form gegenüber dem örtli- 
chen Gericht zu erklären, ln Rumänien, wo die Rege- 
lung für alle Rehgionsgemeinschaften gilt, ist Erklä- 
rungsempfänger die örtliche Verwaltungsbehörde. 
Gericht bzw. Behörde haben die Rehgionsgemein- 
schaften unverzüghch zu benachrichtigen; der Aus- 
tritt wird sofort wirksam. 


3. Organisationsautonomie 

a) Entscheidung über die Verfassungsstruktur 

In vielen Rehgionsgemeinschaften ist der innere Auf- 
bau aufs engste mit den Glaubensinhalten verbun- 
den. Die Organisationsform ist keine indifferente 
Frage, sondern fällt unter Umständen in den Kembe- 
reich des rehgiösen Selbstverständnisses. Eine ent- 
sprechende Gestaltungsfreiheit erkennen nur die 
Verfassungen der DDR (Art. 39 Abs. 2 Satz 1), Bulga- 
riens (Art. 53 Abs. 3) und Rumäniens (Art. 30 Abs. 2 
Satz 3) an, die Religionsgesetze letzterer darüber hin- 
aus ausdrücklich die Geltimg des kanonischen 
Rechts Auch jene WP- Länder, deren Verfassimgen 
zur Organisationsautonomie schweigen, haben insbe- 
sondere den christlichen Großkirchen in der Regel 
gestattet, an ihrem Aufbau festzuhalten, während es 
für die kleineren Rehgionsgemeinschaften bei der tra- 
ditionellen Vereinsstruktur gebheben ist. Verschie- 
denthch hat der Staat ihren Bewegungsspielraum je- 
doch teils gesetzhch, teils administrativ einge- 
schränkt. So ist es in der UdSSR ^6) und in Rumä- 
niens'^) den geisthchen Leitrmgen grundsätzhch un- 
tersagt, Zwangs- und Strafmaßnahmen gegenüber 
den (Laien-) Mitgliedern anzuwenden und insbeson- 
dere — dies gilt faktisch auch in der DDRSS) — Mit- 
ghedsbeiträge zwangsweise beizutreiben S9). In Ru- 
mänien erfährt dieser Grundsatz allerdings zugunsten 
geistiicher Disziphnargerichte eine Ausnahme®*^). 

In der UdSSR dürfen die geisthchen Leitungen seit 
1961 — im Widerspruch zum kanonischen Recht — 
„nur die rehgiöse (kanonische) Tätigkeit” der Ge- 
meinden leiten, d. h. keine Weisungen in Wirtschafts- 
und Finanzfragen erteilen. Die Statuten mußten ent- 


sprechend geändert werden. Zugleich ist, darauf ge- 
stützt, der Geisthche seither von einer (Voll-) Mitglied- 
schaft im Gemeinderat ausgeschlossen ®i). In Rumä- 
nien hat der Staat die Mindestgrößen der kirchhchen 
Verwaltungsbezirke (Diözesen; Superintendenturen) 
nach einem hohen Mitghederschlüssel verbindhch 
festgelegt (1948) imd dadurch auch die zahlenmäßige 
Stärke des Episkopats bzw. der Kirchenleitungen vor- 
geschrieben^2) £)ie Diözesangrenzen müssen vom 
Staat bestätigt werden, ln Polen werden sie in „Ab- 
sprache" mit ihm bestimmtst). 


b) Organisationsbezogene Versammlungsfreiheit 

Mit Ausnahme Ungarns, wo entsprechende Normen 
gänzlich fehlen, gelten für die der Organisation und 
Verwaltimg dienenden Versammlungen der Reli- 
gionsgemeinschaften zum Teil die allgemeinen (vgl. 
Abschnitt B — A. Randeishofer), zum Teil Sonderbe- 
stimmungen: 

Bulgarien: Art. 8 Gesetz über die Glaubensbekennt- 
nisse vom 26.2.1949 (DV Nr. 48/1949); 

DDR: § 3 Abs. 6 VeranstaltungsVO vom 30.6.1980 
(GBl. I S. 235); 

Polen: Art. 8 ff. Gesetz vom 29.3.1962 über Versamm- 
lungen (Dz. U. 1962, Nr. 20, Pos. 39); 

Rumänien: Art. 24 Dekret vom 3.8.1962 über die all- 
gemeine Ordnung der Religionsgemeinschaften (Mo- 
nitorul Oficial Nr. 178 bzw. 204/1948); 

Sowjetunion: Art. 3 lit. a, 9 Abs. 3 UdSSR-Instruktion 
über die Anwendung der Kultgesetzgebung vom 
16.3.1961 (Kuroedov/Pankratov — siehe oben unter 
IV. 2.a)); Art. 12, 20 Abs. 1 VO über die religiösen 
Vereinigungen vom 8.4.1929 i. d. F. vom 23.6.1975 
(WS RSFSR 1975, Nr. 27, Pos. 572); 

Tschechoslowakei: §§ 5, 9, 10 VO über die freiwilli- 
gen Organisationen und Versammlungen vom 
20.9,1951 (Ul. Nr. 320/1951), 

Örtliche und überörtliche Mitglieder- bzw. Delegier- 
tenversammlimgen, Konferenzen und Kongresse 
(ohne liturgischen Charakter) sind in der Mehrzahl 
der Staaten in der Regel erlaubnispflichtig (Bulgarien, 
Polen, Rumänien, UdSSR). In der DDR imd CSSR sind 
Zusammenkünfte von kirchlichen Mitarbeitern und 
Laien (Gemeindeversammlungen, Pfarrkonvente, Sy- 
noden usw.) in deren Diensträumen anmeldefrei, in 
der UdSSR güt dies lediglich für die in den anderen 
WP- Staaten nicht als Veranstaltungen angesehenen 
Sitztmgen der religiösen Exekutivorgane. Die Ertei- 
lung der Erlaubnisse liegt — mit Ausnahme Polens, 
wo ihre Versagung an die Kriterien des ordre public 
gebunden ist — im freien Ermessen der Behörden, das 
in der Sowjetunion hinsichtiich der Durchführung 
überregionaler Konferenzen (Synoden, Landeskon- 
zile usw.) äußerst restriktiv ausgeübt wird^). Unge- 
nehmigte Veranstaltungen werden in der UdSSR 
(Art. 142 StGB RSFSR) und CSSR (§ 178 StGB) straf- 
rechtiich verfolgt. 
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c) Bildung von Untergliederungen und -Organisationen 

Während in der DDR und in Polen die (anerkannten) 
Religionsgemeinschaften befugt sind, ohne beson- 
dere staatliche Erlaubnis Unter gliederungen, -Organi- 
sationen, Arbeitsgruppen, -kreise usw. zu schaffen, ist 
gleiches in Bulgarien, in Rumänien, in der UdSSR und 
wohl auch in der CSSR^S) jeweils genehmigungs- 
pflichtig. Das den Behörden dabei eingeräumte freie 
Ermessen und ihre Neigung zur restriktiven Aus- 
übung wirkt sich in den meisten WP-Ländem allen- 
falls bei der Gründung von Gemeinden in Neubauge- 
bieten bzw. sogenannten Neustädten nachteilig aus, 
da der überkommene Gemeindebestand weitgehend 
unangetastet blieb und angesichts der im allgemeinen 
geschrumpften Zahlen religiöser Anhängerschaft 
eher ein zu großes , Gewand' für die Kirchen darstellt. 
Anders verhält es sich in der UdSSR, wo infolge der 
administrativen Gemeinde auflösungen zwischen 
1959 und 1965 sämtliche Religionsgemeinschaften bis 
zu zwei Drittel ihres Gemeindebestandes verloren®®). 
Da die willkürlichen Maßnahmen seither nicht revi- 
diert wurden, vielmehr die Politik der manipulativen 
Schrumpfung vorsichtig fortgesetzt wurde ®^), besteht 
heute ein klaffendes Mißverhältnis zum Bedarf reli- 
giöser Gemeinden (und Kirchengebäude). Den im Be- 
richtszeitraum vorgenommenen „Registrierungen" 
stand eine höhere Zahl an Gemeindeauflösungen ge- 
genüber®®). Eine positive Tendenz ist nur bei den 
deutschen Lutheranern Mittelasiens zu verzeichnen. 
Ihre ca. 500 faktisch bestehenden Gemeinden sind 
seit den 70er Jahren etwa zur Hälfte rechtlich aner- 
kannt worden, wobei der Trend weiter anhält ®9). 

d) Grenzüberschreitende Zusammenschlüsse 
und Kontakte 

Die Universalität der , Weltreligionen' und insbeson- 
dere die übernationale Organisation der katholischen 
Kirche verleihen dem Problem grenzüberschreitender 
religiöser Organisationsbildung hohe Bedeutung. 
Zugleich besteht hier von vornherein ein starkes 
Spannungsverhältnis zu dem von den WP-Ländem so 
sehr betonten Prinzip der staatlichen Souveränität. 
Internationale Kontakte unterliegen daher im Ansatz 
der Restriktion (vgl. dazu die Abschnitte D und E — G. 
Brunner bzw. E. Klein). Gegenüber den Religionsge- 
meinschaften orientieren sich die WP- Staaten an dem 
politischen Prinzip .Staatsgrenzen bilden auch die 
Grenzen kirchlicher Organisationsmöglichkeiten' '^®). 
Ihm hat man durch eine Reihe von Maßnahmen Gel- 
tung zu verschaffen versucht. Dazu zählen die er- 
wähnten Zwangsauflösungen der orthodoxen Unio- 
nen mit Rom (1946—1950), die Verbote katholischer 
Orden und die 1969 unter staatlichem Dmck erfolgte 
Trennung der evangelischen Landeskirchen in der 
DDR von der EKiD. Die Konkordate mit dem Hl. Stuhl 
(Polen 1925; Rumänien 1927; Deutsches Reich 1933) 
wurden für obsolet erklärt. Allerdings scheiterte der in 
allen WP-Ländem zunächst unternommene Versuch, 
den katholischen Episkopat faktisch aus der Jurisdik- 
tion Roms herauszulösen "^i). Zwar unternahmen die 
WP- Staaten in den 60er und 70er Jahren Schritte, um 
zu einem praktischen Ausgleich mit dem Vatikan zu 
kommen, aber die Bereitschaft, die Jurisdiktion des 
Papstes auch förmlich anzuerkennen und die Sachfra- 


gen einvernehmlich mit dem Vatikan zu regeln, ist 
bisher nur ansatzweise, im Berichtszeitraum aller- 
dings mit steigender Tendenz, sichtbar geworden. Am 
deutlichsten ausgeprägt ist sie in Ungarn, das 1964 ein 
„Teilabkommen" mit Rom abschloß ”^2)^ und in Polen, 
wo zur Zeit ein Konkordat mit dem Hl. Stuhl in Vor- 
bereitung isf^®). Immerhin kann der Episkopat aus 
allen WP- Ländern inzwischen seiner Verpflichtung zu 
den alle fünf Jahre Rom abzustattenden ad-ümina- 
Besuchen nachkommen. 

Günstigere Voraussetzungen bestehen für eine 
grenzüberschreitende Organisationsbildung, wenn 
die Religionsgemeinschaft ihren Sitz bzw. die Leitung 
in einem WP- Staat hat, wie im FaUe der Russischen, 
Rumänischen und Bulgarischen Orthodoxen Kirche, 
die sich auf Diözesen und Gemeinden im westlichen 
Ausland erstrecken. 

Grenzüberschreitende religiöse Kontakte unterliegen 
den allgemeinen Vorschriften über die Ein- und Aus- 
reise (vgl. Abschnitt D — G. Brunner); daneben gelten 
in einigen Staaten Sonderbestimmungen ^4). Grund- 
sätzlich ermöglichen sie den Religionsgemeinschaf- 
ten, zu entsprechenden Organisationen, Institutionen 
und Einzelpersonen Beziehungen anzuknüpfen und 
zu pflegen, machen deren Durchführung jedoch von 
vorhergehenden behördlichen Genehmigungen ab- 
hängig, über die nach freiem Ermessen entschieden 
wird. Nach rumänischem Recht dürfen die Kontakte 
nur „religiöser Natur" sein, nach sowjetischem sollen 
sie hingegen „der Teilnahme am Kampf um den Frie- 
den und die Festigung der Freundschaft zwischen den 
Völkern" dienen '^5), d. h. die Religionsgemeinschaf- 
ten haben bei internationalen Kontakten die propa- 
gandistischen Grundlinien der sowjetischen Außen- 
politik zu vertreten. Praktisch gilt dieser politische 
Vorbehalt auch in den anderen WP- Staaten, doch ha- 
ben die Kirchen in der DDR, in Polen und zunehmend 
auch in Ungarn erhebliche Bewegungsfreiheit in der 
Gestaltung ihrer Außenbeziehungen. 

Die meisten Religionsgemeinschaften sind Mitglieder 
international religiöser Zusammenschlüsse und Kon- 
ferenzen (Weltkirchenrat; Lutherischer Weltbund; 
Reformierter Weltbund: Konferenz Europäischer Kir- 
chen; Christliche Friedenskonferenz; Panorthodoxe 
Konferenz; Islamische Konferenz usw.). 

e) Beschränkung durch die Staatsaufsicht 

Die organisatorische Handlungsfreiheit der Religions- 
gemeinschaften erfährt in der Mehrzahl der WP- Län- 
der dadurch eine weitgehende Relativierung, daß der 
Staat die — zum Teil umfassenden — Mitentschei- 
dungsbefugnisse in Verwaltungsangelegenheiten der 
Religionsgemeinschaften bei einer zentralen Regie- 
rungsbehörde konzentriert hat: 

Bulgarien: Komitee für Fragen der orthodoxen Kirche 
und der religiösen Kulte beim Außenministerium (Ge- 
setz vom 26.2.1949); 

DDR; Dienststelle des Sekretärs für Kirchenfragen bei 
der Regierung der DDR („Neues Deutschland" vom 
28.6.1977); 
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Polen: Amt für die Angelegenheiten der Bekennt- 
lüsse: Vorläufiges Organisationsstatut vom 27.5. 
1950 (Dz U. 1950, Nr. 19 Pos. 156; deutsch: Voss — 
Anm. 25 — , S. 138 ff.); 

Rumänien: Kultusdepartement: Dekret des Staatsra- 
tes vom 13.7.1970 über Organisation und Funktion 
des Kultusdepartements (BO I, Nr. 103/1970; deutsch: 
Voss — Anm. 25 — , S. 159 ff.); 


Sowjetunion: Rat für die Angelegenheiten der Reli- 
gionen beim Ministerrat der UdSSR: Statut vom 
10.5.1966 (Kuroedov/Pankratov — Anm. 19 — , 
S. 78ff.; deutsch; Luchterhandt — Anm. 66 — , 
S. 65 ff.); 

Tschechoslowakei: Staatliches Amt für kirchliche An- 
gelegenheiten: Gesetz vom 14.10.1949 (Sb. Nr. 2217/ 
1949; deutsch: Voss — Anm. 25 — , S. 230); Regie- 
rimgsverordnung über die Funktion und Organisation 
des Staatlichen Amtes für kirchliche Angelegenheiten 
vom 25.10.1949 (Sb. Nr. 228/1949; deutsch: Voss — 
Anm. 25 S. 230 ff.); 

Ungarn: Staatliches Kirchenamt: GVO über die Er- 
richtung des Staatlichen Kirchenamtes Nr. 25/1959; 
DVO der Regierung Nr. 33/1959 (VI.2.) Korm.; Verfü- 
gimg des Präsidenten des Staatlichen Kirchenamtes 
über den Wirkungsbereich imd die behördliche Be- 
fugnis der Ressortverwaltungsorgane der Hauptstadt 
und der Komitate in kirchhchen Angelegenheiten 
Nr. 57 — 929/1970; deutsch: Voss — Anm. 25 — , 
S. 261 ff.). 

Während in der DDR der zuständige Staatssekretär 
nur als konsultative Verbindungsstelle zwischen Staat 
und Kirche ohne operative Entscheidungsbefugnisse 
fungiert und dort — wie auch in Polen — die staatli- 
chen Mitbestimmungskompetenzen in organisatori- 
schen Fragen der Religionsgemeinschaften breit ge- 
streut sind, verschafft die Zentraüsienmg imd Kon- 
zentration der einschlägigen Kompetenzen in den üb- 
rigen Ländern der jeweiligen Religionsaufsichtsbe- 
hörde eine erdrückende Machtstellung gegenüber 
den Leitungen der Religionsgemeinschaften mit der 
in der CSSR und der UdSSR und in Rumänien zur 
Wirklichkeit gewordenen Tendenz, die religiösen Or- 
gane, unabhängig von der Rechtslage, in nahezu al- 
len Verwaltungs-, Finanz- und Wirtschaftsangelegen- 
heiten zu bevormunden'^^). 


4. Personalautonomie 

a) Bestellung der Geistlichkeit bzw. 
der Leitungsorgane 

Mit Ausnahme der DDR hat sich der Staat in allen WP- 
Ländem mehr oder werüger weitreichende Einfluß - 
möglichkeiten auf die Besetzung religiöser Ämter ge- 
setzlich vorgehalten. 

Bulgarien: Art. 9 Abs. 3, 10, 12, 16 des Gesetzes vom 
26.2.1949; 

Polen: Art. 3 ff. Dekret vom 31.12.1956 über die Or- 
ganisation und Besetzung von kirchlichen Stel- 


len (Dz. U. 1957, Nr. 1, Pos. 6; deutsch: Voss — 
Anm. 25 S. 132 ff.); 

Rumänien: Art. 20, 21 Dekret vom 3.8.1948; Art. 5 üt. g 
Dekret vom 13.7.1970 über Organisation und Funk- 
tionsweise des Kultusdepartements (BO I, Nr. 103/ 
1970); 

Sowjetunion: Art. 18, 19 Abs. 2 UdSSR-Instruktion 
vom 31.10.1968 über die statistische Erfassung der 
religiösen Vereinigungen, der Gebetshäuser und 
-gebäude sowie über das Verfahren bei der Registrie- 
rung der Exekutivorgane der religiösen Vereini- 
gungen und Kultdiener (Kuroedov/Pankratov — 
Anm. 19 — , S. 133 ff.; deutsch: Luchterhandt — Anm. 
66 — , S. 74 ff.); Art. 4 Abs. 3 UdSSR-Instruktion vom 
16.3.1961 über die Anwendung der Kultgesetzge- 
bung; Art. 14 VO über die religiösen Vereinigungen 
vom 8.4.1929 i. d. F. vom 23.6.1975; 

Tschechoslowakei: §§ 1 ff. Gesetz vom 14.10.1949 
über die wirtschaftliche Sicherstellung von Kirchen 
und religiösen Gemeinschaften durch den Staat (Sb. 
Nr. 218/1949); §§ 1 ff. der gleichnamigen Regie- 
rungsVO vom 18.10.1949 (Sb. Nr. 232/1949); Regie- 
rungsVO vom 25.10.1949 über die Funktion und Or- 
ganisation des Staatlichen Amtes für kirchliche Ange- 
legenheiten (Sb. Nr. 228/1949); 

Ungarn: GVO Nr. 22/1957 über die Besetzung von 
kirchlichen Stellen; DVO der Regierung Nr. 23/1971 
(VI.2.) Korm. betreffend die zur Besetzung der kirch- 
lichen Stellen notwendigen Zustimmungen durch den 
Staat; die gleichnamige Verfügung des Staatlichen 
Kirchenamtes Nr. 1/1971 (X.15.) ÄEH. 

Zur Besetzung der geistlichen Ämter und der leiten- 
den Positionen in ihrer Verwaltung bedürfen die Reli- 
gionsgemeinschaften in den betreffenden Ländern 
grundsätzlich der staatlichen Zustimmimg. Sie ist 
Voraussetzimg für die legale Amtsausübung. Im ein- 
zelnen bestehen jedoch gewisse Abstufungen: 

In der UdSSR imd in Rumänien entscheiden die zu- 
ständigen Staatsorgane einseitig nach freiem Ermes- 
sen. Letztlich gilt das auch für die CSSR, wo die Ver- 
weigerung aufgrund „politischer“ Bedenken erfolgen 
dcirf. In Bulgarien büdet lediglich die — gleichfalls 
ermessensfreie — „Bestätigung" bei den ausländi- 
scher Jurisdiktion unterstehenden Geistlichen eine 
Bedingung der Dienstaufnahme. Ob die in allen son- 
stigen Fällen erforderliche „Registrierung " in der Pra- 
xis als bloße Ordnimgsvorschrift behandelt wird, läßt 
sich nach den Unterlagen nicht beurteilen. In Ungarn 
werden die höchsten Ämter der katholischen, refor- 
mierten, lutherischen imd israelitischen Religionsge- 
meinschaft einvemehmlich aufgrund besonders ver- 
einbarter Verfahrensregeln besetzt. Bei den nachge- 
ordneten Leitungspositionen und den leitenden Äm- 
tern der sonstigen Religionsgemeinschaften können 
die Staatsorgane (Kultusminister; Präsident des Staat- 
lichen Kirchenamtes) völlig frei entscheiden. Die Orts- 
geistlichen sind nur meldepflichtig. 

Noch liberaler ist die Regelung in Polen. Hier be- 
schränkt sich das staatliche Mitbestimmungsrecht auf 
die geistlichen Leitungen der kirchlichen Verwal- 
tungsbezirke. Erheben die Behörden gegen die ge- 


148 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/1344 


meldeten Kandidaten in gesetzlicher Frist (drei Mo- 
nate bzw. 30 Tage) keine „grundsätzlichen Beden- 
ken", ist die Zustimmung zur Besetzung erfolgt. Mei- 
nungsverschiedenheiten sind einvernehmlich zwi- 
schen Regierung (Amt für die Angelegenheiten der 
Konfessionen) und Kirchenleitung zu treffen. 

Teilweise (Bulgarien, Polen, Rumänien, CSSR) sind 
gewisse Eignungsvoraussetzungen geistiicher Wür- 
denträger gesetzlich bestimmt: Staatsangehörigkeit, 
Besitz bürgerlicher und politischer Rechte, keine Vor- 
strafen, staaüiche Zuverlässigkeit. In der CSSR müs- 
sen die Geistlichen im übrigen „die allgemeinen Vor- 
aussetzungen für die Aufnahme in den Staatsdienst 
erfüllen". Vor Amtsantritt haben die Geisilichen in 
Polen, in Rumänien, in der CSSR und in Ungarn '^'7) 
einen Treueid auf Volk imd Staat abzulegen. 

Der Staat kann seine Genehmigimg zur Amtsaus- 
übung — teilweise unter denselben, teilweise unter 
qualifizierten Voraussetzungen — entziehen, ln der 
UdSSR ist er dazu nur bei wiederholter Verletzung der 
Gesetze durch den Geistlichen berechtigt, was freüich 
keine echte Einschränkimg des freien Ermessens, 
sondern nur ein Verbot sofortiger Amtsenthebung be- 
deutet. Nicht anders verhält es sich in Bulgarien, wo 
die Behörden an den ordre public gebunden sind 
(Verletzung der Gesetze, öffenthche Ordnimg, gute 
Sitten, Arbeit gegen die demokratischen Einrichtim- 
gen des Staates). Am stärksten ist (abgesehen von der 
DDR) die Sicherung gegen einen willkürlichen Amts- 
entzug in Polen. Der Staat ist auf den — zu begrün- 
denden — Vorwurf der „staatsgefärdenden Tätigkeit" 
beschränkt und muß die Absetzung bei der Religions- 
gemeinschaft beantragen. Erst ein rechtskräftiges Ge- 
richtsurteü führt letztlich zum Verlust des Amtes. 

Die dargestellten Regelungen räumen den staatlichen 
Behörden in der Mehrzahl der WP- Staaten (CSSR, 
UdSSR, Rumänien, Bulgarien und — mit Abstrichen — 
auch Ungarn) eine so starke Machtstellung in den Per- 
sonalangelegenheiten der Religionsgemeinschaften 
ein, daß der Staat die Besetzimg der kirchhchen Stel- 
len weitgehend nach seinem Gutdünken lenken und 
manipulieren kann, sei es, daß er die Beförderung 
oder Versetzimg ihm mißliebiger Amtsträger oder 
aber die Absetzimg bzw. Abwahl ihm genehmer 
Amtsträger verhindern, sei es, daß er den Aufstieg 
,seiner‘ Kandidaten durchsetzen will, ln welchem 
Ausmaß und mit welchen verhängnisvollen Auswir- 
kungen auf die Religionsgemeinschaften er sich die- 
ses Schlüsselinstruments zu deren Beherrschung be- 
dient, hat im Falle der UdSSR der vertrauliche, an das 
ZK der KPdSU adressierte Bericht der Religionsauf- 
sichtsbehörde von 1975 („Furov-Bericht") vor aller 
Welt offenbar werden lassen diq destruktive poli- 
tische Orientierung dieser staatlichen Personalpolitik, 
die sowohl dem Prinzip der Personalautonomie, als 
auch dem der Trennung von Staat und Kirche Hohn 
spricht, hat insbesondere dazu geführt, daß heute na- 
hezu alle katholischen Diözesen in der UdSSR, in der 
CSSR, in Rumänien und in Bulgarien entweder vakant 
oder nicht regulär besetzt sind, — ganz im Gegensatz 
zu Ungarn, wo zumindest die Besetzung der Bischofs- 
stühle seit den 70er Jahren keine besonderen Schwie- 
rigkeiten mehr aufwirft '^9). 


b) Anstellung von Dienstpersonal 

ln allen WP-Ländem sind die Religionsgemeinschaf- 
ten kraft ihres Status' als juristische Personen im Rah- 
men ihrer Zweckbestimmung befugt, für die Verrich- 
tung nichtgeistlicher Dienstleistungen Personal ein- 
zustellen ®^). Sie unterliegen hierbei den Vorschriften 
des Arb ei ts rechts, sofern es sich nicht um kirchhche 
Beamtenverhältnisse (DDR) oder um gewisse geistii- 
che Ehenstleistungen handelt (z. B. Kirchenmusiker, 
Katecheten). In der UdSSR sind kirchliche Angestellte 
insbesondere auch von der gewerkschaftiich vermit- 
telten Sozialversicherung ausgeschlossen, wenn sie 
„an der Verrichtung religiöser Riten teilnehmen". 

Zur Mitentscheidung bei der Anstellung sind die Be- 
hörden nicht befugt. In Rumänien haben die Ange- 
stellten jedoch ebenfalls einen Treueid zu leisten. 

c) Ausbildung von geistlichem Nachwuchs 

Die rechtliche Möglichkeit, Nachwuchs für das geist- 
liche Dienstpersonal in besonderen Lehranstalten 
oder Unterrichtsprogrammen auszubilden, ist in allen 
WP- Staaten vorgesehen. Ausdrücklich als Verfas- 
sungsrecht ist sie allein in Rumänien (Art. 30 Abs. 3) 
berücksichtigt. Ausgestaltung und Umfang des 
Rechts und die Intensität seiner staatiichen Reglemen- 
tierung sind von Land zu Land verschieden. 

Bulgarien: Art. 14 Gesetz über die Glaubensbekennt- 
nisse vom 26.2.1949f 

DDR: §§20 ff. VO über die Aufgaben der Universitä- 
ten, wissenschafüichen Hochschulen und wissen- 
schaftlichen Einrichtungen mit Hochschulcharakter 
vom 25.2.1970 (GBl. II S. 189); Studienplan für die 
Gesamtstudieneinrichtung .Theologie' zur Ausbü- 
dimg an Universitäten der DDR, herausgegeben vom 
Minister für Hoch- und Fachschulwesen (1971); 

Polen: Art. 87 ff. Gesetz über das Hochschulwesen 
vom 5.11.1958 i. d. F. vom 10.7.1973 (Dz. U. 1973, 
Nr. 32, Pos. 191); Gesetz über die Ausstattung der 
katholischen Universität Lublin mit den vollen Rech- 
ten staatiicher akademischer Schulen vom 9.5,1938 
(Dz. U. 1938, Nr. 27, Pos. 242); Ministerratsbeschluß 
über die Verselbständigung der Abteilung Katholi- 
sche Theologie der Universität Warschau vom 
2.8.1954 (M. F^ka/Hrsg., Pänstwowe prawo wyzna- 
niowe Polskiej Rzeczpospolitej Ludowej. Wybor tek- 
stöw zrödlowych (Staatliches Konfessionsrecht der 
Volksrepublik Polen. Textsammlung), Warschau 
1978, S. 123); 

Rumänien: Art. 44—54 Dekret über die allgemeine 
Ordnung der Religionsgemeinschaften vom 3.8.1948; 
Art. 5 ht. g Dekret über die Organisation und Funk- 
tionsweise des Kultusdepartements vom 13.7.1970; 

Sowjetunion: Art. 11 lit. b, 12 UdSSR-Instruktion 
über die Anwendung der Kultgesetzgebung vom 
16.3.1961; Art. 18 Satz 2 der RSFSR-VO über die reli- 
giösen Vereinigungen vom 8.4.1929 i. d. F. vom 
23.6.1975; 

Tschechoslowakei: § 12 Gesetz über die wirtschafüi- 
che Sicherstellung von Kirchen und religiösen Ge- 


149 



Drucksache 11/1344 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


meinschaften durch den Staat vom 14.10.1949; §§ 4, 
30 RegierungsVO über die wirtschaftliche Sicherstel- 
lung von religiösen Gemeinschaften durch den Staat 
vom 18.10.1949; RegierungsVO über die theologi- 
schen Fakultäten vom 14.6.1950 (Sb. Nr. 112/1950); 
§ 2 ht. e und f der RegierungsVO über die Funktion 
und Organisation des Staatlichen Amtes für kirchliche 
Angelegenheiten vom 25.10.1949 (Sb. Nr. 228/ 
1949); 

Ungarn: § 2 Abs. 1 DVO des Ministeriums für Reh- 
gions- und Unterrichtswesen Nr. 8000/1948 zum Ge- 
setz Nr. XXXIII/1948; GVO Nr. 23/1950 über die Aus- 
gliederung der theologischen Fakultäten; deutsch: 
Andräs/Morel, Büanz (Anm. 4), S. 64 ff.; 77; § 2 Abs. 1 
ht. b GVO Nr. 22/1957 über die Besetzung von kirch- 
hchen Stellen; deutsch: Voss (Anm. 25), S. 254 ff. 

Die Ausbildung des geistlichen Nachwuchses ist in 
den WP-Ländem auf dreierlei Weise organisiert: 

(1) In Bulgarien, Rumänien, Ungarn und in der UdSSR 
— also in der Mehrzahl der Länder — geschieht die 
Ausbildung ausschließÜch in besonderen geisthchen 
Lehranstalten (Seminare, Hochschulen, Akademien, 
usw.) der Rehgionsgemeinschaften unter Aufsicht des 
Staates. Die Gründung der Ausbildungsstätten ist von 
einer staatlichen Erlaubiüs abhängig, deren Erteüung 
im freien Ermessen der Behörden liegt. Hiervon ist 
zugunsten der Rehgionsgemeinschaften bis heute in 
engen Grenzen Gebrauch gemacht worden. Praktisch 
besteht aber seit vielen Jahren ein numerus clausus. 
Die Anzahl der den Religionsgemeinschaften gestat- 
teten Lehranstalten ist regelmäßig nach ihrer Größen- 
ordnung abgestuft. So bestehen in der UdSSR inge- 
samt 18 geisthche Ausbildungsstätten, von denen fünf 
der Russisch- Orthodoxen Kirche und drei der Islami- 
schen Glaubensgemeinschaft gehören. Rehgionsge- 
meinschaften ohne überregionalen Zusammenschluß 
und Repräsentation sind grundsätzhch von dem Be- 
trieb eigener Ausbildungsstätten ausgeschlossen. Da- 
von betroffen sind die Gemeinden der deutschen Lu- 
theraner und die jüdischen Kultusgemeinden. Die in 
Moskau bei der Choralsynagoge seit 1957 formell be- 
stehende „ Jeschiwah “ erhielt wegen der wenig später 
massiv einsetzenden administrativen Unterdrückung 
der Rehgionsgemeinschaften nicht die für den Lehr- 
betrieb erforderhche Ausstattung und ist auch seither 
nicht in Funktion gesetzt worden. Dafür haben die 
Behörden in seltenen EinzelfäUen ein (Auslands-) Stu- 
dium am Rabbiner -Kolleg in Budapest genehmigt®^). 
Bei den in Ungarn (Budapest, Pecs, Debrecen) und 
Bulgarien (Sofia) ß^) bestehenden Ausbiidungsstätten 
handelt es sich im wesenthchen um frühere theologi- 
sche Fakultäten. In Budapest befindet sich die einzige 
Ausbildungsstätte für Rabbiner in den WP-Staaten mit 
durchschnitthch 10 Studenten ^3). 

Die Gründung eines kathohschen Priesterseminars 
hat der bulgarische Staat bisher verweigert. 1982 er- 
hielten zwei kathohsche Bürger erstmals eine Erlaub- 
nis zum (Auslands-) Studium in Rom 8^). 

In Rumäiüen können die Rehgionsgemeinschaften 
theologische Seminare und Institute in Universitäts- 
rang besitzen. Letztere sind gesetzlich limitiert; die 
Rumänische Orthodoxe Kirche darf zwei, die kathoh- 


sche und die protestantischen Kirchen dürfen jeweils 
ein theologisches Institut unterhalten. Der orthodoxen 
Kirche unterstehen darüber hinaus (sieben) geisthche 
Seminare®^). 

Die Organisation und Lehrpläne der geisthchen An- 
stalten unterhegen, wohl mit Ausnahme Ungarns ö6), 
der staatiichen Genehnügung und einer dichten Kon- 
trolle. Die Funktionen werden von den staatlichen 
Rehgionsaufsichtsbehörden in ständiger und intensi- 
ver Beeinflussung der verantwortlichen rehgiösen 
Stehen wahrgenommen und namenthch in der UdSSR 
mit der Maßgabe ausgeübt, die politische Ergebenheit 
von Lehrkörper und Studentenschaft gegenüber der 
Regierung durch eine entsprechende Gestaltung der 
Unterrichtsprogramme sicherzusteUen s?) . 

Unter Einschluß von Ungarn muß die Erneimung der 
Lehrer vom Staat genehmigt werden. Seine Personal- 
pohtik ist ausweishch der Praxis durchweg an dem 
Ziel ausgerichtet, nur solche Personen zuzulassen, die 
im Konfliktfaüe die staatiichen über die rehgiösen In- 
teressen stellen und sich behördhchem Druck gegen- 
über wihfährig erweisen. 

Die Zahl der Studienplätze wird von den Rehgionsauf- 
sichtsbehörden hmitiert, um den Rehgionsgemein- 
schaften die Gewinnung geisthchen Nachvmchses zu 
erschweren. Der staatlich verfügte künsthche nume- 
rus clausus hegt weit unter dem Bedarf der Reh0ons- 
gemeinschaften und führt dazu, daß in jedem Jahr 
zahlreiche Studienbewerber abgewiesen werden. In 
der UdSSR kann die Religionsauf Sichtsbehörde rücht- 
genehme Bewerber ohne weitere Begründung vom 
Studium ausschheßen. Sie macht davon laufend Ge- 
brauch, wenn es sich um entschiedene Gläubige und 
Personen mit mutmaßhch kritischer Einstellung ge- 
genüber dem Regime handelt ^ö). 

(2) In der 6SSR befinden sich die geistlichen Lehran- 
stalten ausschließÜch in der Regie des Staates; er trägt 
ihre Personal- und Sachkosten. Es handelt sich um 
Seminare und um verselbständigte, aus den Universi- 
täten ausgeghederte theologische Fakultäten (Rö- 
nüsch-Kathohsche Fakultäten ,Kyrill und Method' in 
Prag und Preßburg; Theologische Fakultät , Johaimes 
Hus' in Prag für die Tschechoslowakische Hussitische 
Kirche; Evangehsche Theologische Comenius- Fakul- 
tät in Prag für die evangehschen (Brüder-)Kirchen im 
tschechischen und die evangehsch-theologische Fa- 
kultät in Preßburg für die evangehschen Kirchen im 
slowakischen Landesteil sowie die Theologische Fa- 
kultät in Presöv für die orthodoxe Kirche). Die innere 
Ordnung der Lehranstalten ist gesetzhch bestimmt 
(VO Sb. Nr. 112/1950). Sie werden von Dekanen und 
Lehrkräften geleitet, die vom Staat eingesetzt und 
besoldet werden und den Status von Staatsbedienste- 
ten besitzen. Die Oberleitung der Lehranstalten hegt 
beim „Staatiichen Amt für kirchtiche Angelegenhei- 
ten“ . Es entscheidet auch über die Aufnahme der Stu- 
denten, — , unter Berücksichtigung (!) des Bedarfs der 
Rehgionsgemeinschaften' . 

(3) Die Situation in der DDR und in Polen ist durch ein 
Nebeneinander von geisthchen Lehranstalten in 
staatiicher und in kirchlicher Leitung gekennzeich- 
net. An den sechs (Alt-) Universitäten in der DDR be- 
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stehen „Sektionen"' für Theologie. Sie sind an die 
Stelle der anfänglich von der SMAD garantierten 
theologischen Fakultäten getreten und werden 
ohne rechtliche Mitwirkung der Kirchen von dem zu- 
ständigen Minister für Hoch- und Fachschulwesen 
geleitet. 

Auf kirchlicher Seite bestehen zahlreiche Seminare 
für verschiedene katechetische und diakonische 
Dienste, Predigerseminare und — beim „Bund der 
evangelischen Kirchen in der DDR“ — (seit 1950/ 
1953) drei kirchliche Hochschulen (Berlin/Ost; Naum- 
burg,- Leipzig). Sie haben ihre Rechtsgnmdlage un- 
mittelbar in der den Religionsgemeinschaften durch 
Art. 39 Abs. 2 DDR-Verf. eingeräumten Organisati- 
onsautonomie und wirken ausschließlich unter kirch- 
hcher Aufsicht. 

In Polen kann der Staat die Gründimg nichtstaaüicher 
Hochschulen genehmigen, wenn die Organisationen 
die personelle und materielle Ausstattung der bean- 
tragten Lehranstalt einen den staatlichen Hochschu- 
len (Universitäten) vergleichbaren Standard garantie- 
ren. Rechtsgrundlage ist das von dem zuständigen 
Minister bestätigte Hochschulstatut. Die Aufsicht des 
Staates ist auf die Rechtmäßigkeit bzw. auf die Ver- 
gleichbarkeit mit dem staathchen Hochschulstandard 
beschränkt. Unter diese Bestimmungen fällt die ka- 
tholische Universität Lublin^®). Daneben erfolgt im 
Bereich der katholischen Kirche die Ausbildung 
Geisthcher an Seminaren, Akademien und an der Kra- 
kauer Päpstlichen Theologischen Fakultät, deren 
Rechtsstatus noch der näheren Klärung in Verhand- 
lungen zwischen dem polnischen Staat und dem 
Hl. Stuhl bedarf. 

Einige kleinere Rehgionsgemeinschaften besitzen für 
die Ausbildung geistlichen Nachwuchses Seminare. 

Unter staatlicher Leitung befindet sich demgegen- 
über die Katholische Theologische Akademie in War- 
schau, die 1954 aus der theologischen Abteilung der 
Universität gebildet wurde; sie untersteht dem Mini- 
sterium für Hochschulbildung. 


5. Finanzielle und wirtschaftliche Handlungsfreiheit 

Bestimmungen über die finanziellen Mittel der Reh- 
gionsgemeinschaften und eine auf ihre Aufgaben be- 
zogene wirtschafthche Tätigkeit sind in keiner Verfas- 
sung der WP-Staaten enthalten. Verhältnismäßig 
breiten Raum nehmen diese Fragen hingegen in der 
nachgeordneten Gesetzgebung ein. Die Regelungen 
weisen länderweise zum Teil erhebhche Unterschiede 
auf. Was die Herkunft der finanziellen Mittel anbe- 
trifft, haben alle Rehgionsgemeinschaften grundsätz- 
hch das vom Staat teils ausdrückhch, teils konkludent 
anerkannte, in ihren Statuten und in weiteren autono- 
men Vorschriften konkretisierte Recht, sich aus Abga- 
ben ihrer Mitgheder zu imterhalten^i). In der UdSSR 
ist es auf die Sammlung von Opfergaben im Kultge- 
bäude beschränkt^) , womit die Festlegung von regel- 
mäßig wiederkehrenden Mitghedsbeiträgen ausge- 
schlossen wird. Eine solche Beschränkung gilt in den 
anderen WP-Staaten nicht. Zum Teil ist die Annahme 
von Spenden aus dem Ausland genehmigungspflich- 


tig In der UdSSR, in Rumänien imd in der DDR ist 
den Rehgionsgemeinschaften die zwangsweise Ein- 
ziehung von Beiträgen untersagt; es gilt das Prinzip 
absoluter Freiwühgkeit^). 

Ein Teil der Einnahmen der Rehgionsgemeinschaften 
stammt aus Gebühren für religiöse Amtshandlungen 
(Taufen, Eheschließungen, Begräbnisse usw.) und 
Verwaltungsmaßnahmen ^5) . 

In allen WP-Staaten ist es den Rehgionsgemeinschaf- 
ten gestattet, durch Nutzung ihres Vermögens und 
dessen wirtschafthche Verwertung Einnahmen zu er- 
zielen, insbesondere durch den Verkauf sakraler Ge- 
genstände^^) (Devotionahen, Kerzen, Heüigenbilder 
usw.) , durch die Nutzimg von Eigentum an Grund und 
Boden 97), durch die Unterhaltung von Friedhöfen 98)^ 
durch den Verkauf von Pubhkationen99) usw. 

Mit Ausnahme der UdSSR ^^d Polens ^o^) leisten 
die betreffenden Staaten den Rehgionsgemeinschaf- 
ten finanzielle Unterstützungen, und zwar sowohl in 
Form von Zuschüssen zu bestimmten kirchhchen Ein- 
richtungen (Lehranstalten, Kindergärten) ^^2) bzw. 
Ausgabenkomplexen (z. B. Personalkosten) ^^3), als 
auch durch regelmäßige Finanzzuweisungen in be- 
stimmter Höhe 1®^). 

Völlig aus dem Rahmen fällt die CSSR. Dort trägt 
grundsätzhch der Staat den gesamten ordentlichen 
und außerordenthchen Unterhaltsaufwand der Reh- 
gionsgemeinschaften, namentlich die Kosten für das 
geistliche Personal (unter Einschluß der theologischen 
Stipendien) , für die gottesdiensttichen Einrichtungen, 
geisthchen Lehranstalten und die Verwaltung ^ 95)^ 
wobei sich der effektive Staatsanteü aus der (eventu- 
ellen) Differenz zwischen den kirchhchen Einnahmen 
und den Ausgaben errechnet ^96)^ 

In der Mehrzahl der WP-Länder unterhegt die finan- 
zielle und wirtschaftliche Tätigkeit der Religionsge- 
meinschaften einer weitreichenden Staatsaufsicht. 
Sie ist am stärksten in der CSSR, wo „alle wichtigen 
vermögensrechtüchen Handlungen“ der Religionsge- 
meinschaften unter dem Genehmigungs Vorbehalt des 
Staates stehen, das betreffende Vermögen laufend 
kontrolhert wird, die Budgets der Rehgionsgemein- 
schaften nach den „Grundsätzen des Staatsbudgets" 
aufgestellt und den staatlichen Finanzbehörden zur 
Prüfung und Bewilhgung vorgelegt werden müssen. 
Die staathchen Befugnisse unterhegen keinerlei Ein- 
schränkungen. 

In Rumänien ist eine haushaltsmäßige Entlastimg der 
Rehgionsgemeinschaften und ihrer Unterghedenin- 
gen erst nach Prüfung durch den Staat möghchio^) 
Kaum weniger weitreichend ist die Kontrolle in Bul- 
garien ^^ö) und in der UdSSR, wo der Staat seine Fi- 
nanzauf sicht jedoch primär für die Feststellung aus- 
üben soll, ob die Nutzung des Vermögens ordnungs- 
gemäß erfolgte und die Besteuerung des geisthchen 
Personals von zutreffenden Unterlagen ausging ^®9) 
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6. Freiheit religiöser Versammlungen und 
gottesdienstlicher Handlungen 

Das Recht, Kulthandlungen zu vollziehen, ist den Reli- 
gionsgemeinschaften in allen WP- Staaten durch die 
Verfassung und nachgeordnete Rechtsvorschriften 
garantiert: 

Bulgarien: Art. 53 Verf.? Axt. 2 Abs. 2, 7, 17, 18, 27 
Gesetz über die Glaubensbekenntnisse vom 
26.2.1949,- Art. 165 StGB; 

DDR: Art. 39 Verf.; § 3 Abs. 6 ht. c der Veranstal- 
tungsVO vom 30.6.1980; § 133 Abs. 2 StGB; 

Polen: Art. 82 Verf.; Art. 1 Abs. 2, 4 Abs. 1 Ziff. 7 -9, 8 
Abs. 1 Gesetz vom 29.3.1962 über Versammlungen; 
Art. 194, 196 StGB; 

Rumänien: Art. 30 Verf.; Art. 6 , 26, 27 Dekret vom 
3.8.1948 über die allgemeine Ordnung der Religions- 
gemeinschaften; Art. 318 StGB; 

Sowjetunion: Art. 52 Verf. ; Art. 5 Dekret vom 
23.1.1918 über die Trennung der Kirche vom Staat 
und der Schule von der Kirche; Art. 3, 6 , 7, 9, 10 
UdSSR-Instruktion vom 16.3. 1961 über die Anwen- 
dung der Kultgesetzgebung; Art. 17, 57-61 RSFSR-VO 
vom 8.4.1929 i. d. F. vom 23.6.1975; Art. 142, 143, 227 
StGB RSFSR und die entsprechenden Strafvorschrif- 
ten der anderen Unionsrepubliken; 

Tschechoslowakei: Art. 32 Verf.; § 10 VO des Innen- 
ministers vom 20.9.1951 über die freiwilligen Organi- 
sationen und Versammlungen; verbindliche Rechts- 
auskunft des Sekretariats für kirchlidie Angelegen- 
heiten beim Kulturministerium der CSSR (Az. 10.545/ 
1983-VlI) vom 2.6.1983, Text: Informace o cirkvi (In- 
formationen über die Kirche) 1983, Nr. 9; deutsch: 
Voss (Anm. 25), S., 232 ff.; §§ 178, 236 StGB; 

Ungarn: § 63 Verf.; Vereinbarungen mit der Refor- 
mierten (7.10.1948), Lutherischen (14.12.1948) und 
Römisch-Katholischen Kirche (30.8,1950) sowie der 
Israelischen Kultusgemeinde (7.12.1948), Texte: 
F. Spiegel- Schmidt, Die protestantischen Kirchen in 
Ungarn 1939—1950, o. O. und o. J., Beilagen; J. Mo- 
rel/E. Andräs, Handbuch des ungarischen Katholizis- 
mus, Wien 1984, S. 250 ff. 

a) Kulthandlungen in geschlossenen Räumen 

In allen WP-Ländem dürfen die (zugelassenen) Reli- 
gionsgemeinschaften ohne besondere Erlaubnis got- 
tesdienstliche Handlungen in ihren zu diesem Zweck 
gewidmeten Räumlichkeiten vollziehen. Rituelle Um- 
züge um das Kultgebäude sind in der UdSSR aus- 
drücklich einbezogen. In Bulgarien und Rumänien ist 
die Verwendung der nationalen bzw. Sakralsprache 
garantiert. Die Kulthandlungen dürfen nicht gegen 
die öffenthche Sicherheit, Ordnung und Sittiichkeit 
verstoßen. Im Falle der nichtzugelassenen Rehgions- 
gemeinschaften (vgl. oben FV. 2. a)) ist ein solcher 
Verstoß bereits aufgrund der formalen Illegalität der 
Organisation indiziert; eine materielle Rechtswidrig- 
keit der Kulthandlung selbst braucht nicht vorzulie- 
gen In d 0 ]- Sowjetunion sind gewisse Erscheinun- 
gen des Reüquienkultes (Wunderheilungen, Prophe- 


tentum) als „Täuschungshandlungen, um religiösen 
Aberglauben in den Volksmassen zu erregen", straf- 
bar. 


Die Verrichtung von Kulthandlungen in Piivatwoh- 
nungen (Haustaufen usw.) ist in der CSSR und in der 
UdSSR (hier mit Ausnahme des Besuches Schwer- 
kranker und Sterbender) erlaubnispfhchtig. Die Ertei- 
lung liegt im freien Ermessen der Behörde. Übertre- 
tungen werden strafrechtlich verfolgt m). 

In tatsächlicher Hinsicht läßt sich fest stellen, daß die 
traditionellen Riten und Gottesdienstformen der zuge- 
lassenen Religionsgemeinschaften im Berichtszeit- 
raum insgesamt ohne wesentliche Einschränkungen 
vollzogen werden konnten. Eine Ausnahme gilt für 
Bulgarien, wo die Behörden den Vollzug der moslemi- 
schen Riten (Beschneidung, EheschÜeßungen, rituelle 
Leichenwaschungen usw.) mit Strafmaßnahmen ahn- 

detenii2) 

Ein Sonderproblem stellt die gottesdienstliche Predigt 
dar. Hier überschneidet sich die religiöse Bekenntnis- 
und Verkündigungsfreiheit mit der allgemeinen Mei- 
nungsfreiheit und ihren Schrankenregelungen (vgl. 
den Abschnitt A — D. Blumenwitz). In Bulgarien, in 
Rumänien, in der CSSR und in der UdSSR treten inso- 
fern besondere Schranken hinzu, als die Verteidigung 
der Religion (Apologetik) durch kritische Gegenan- 
griffe auf den Staatsatheismus von den Behörden un- 
ter Umständen mit dem Entzug der staaüichen Kon- 
zession (Berufsverbot), in ungünstigeren Fällen mit 
Strafmaßnahmen beantwortet wird^^^). 

In der Sowjetunion sind den Gemeinden sämtliche, 
traditionell vor allem von Laien getragene, irgendwie 
reügiös gebundene Aktionsformen untersagt: „Spe- 
zielle Kinder-, Jugend- oder Frauengebets- und an- 
dere Versammlungen", „allgemeine Bibel-, Literatur- 
, Handarbeits-, Arbeits-, religiöse Lehr- und sonstige 
Versammlungen, Gruppen, Kreise, Abteilungen", 
„Ausflüge und Kinderspielplätze " , „ Bibliotheken und 
Lesesäle" (Art. 17 üt. c der VO 1929/1975), 


b) Kulthandlungen unter freiem Himmel 

Die Verrichtung religiöser Handlungen im Freien 
(Prozessionen, Festgottesdienste usw.) bedarf in allen 
WP-Ländem grundsätzhch der staatlichen Erlaubnis. 
Ausnahmen bestehen regelmäßig für Beerdigungen 
auf Friedhöfen. Abgesehen von Polen hegt die Ent- 
scheidung im freien Ermessen der Behörde. In der 
UdSSR ist die Organisation von Wallfahrten zu reügiö- 
sen Heihgtümem (auf dem Territorium des Landes) 
verboten ^^^). Teilnehmer werden, von administrati- 
ven Sanktionen abgesehen, unter Umständen wegen 
„Landstreicherei" (Art. 209 StGB RSFSR) bestraft. In 
der CSSR wird der Genehmigungsvorbehalt dazu aus- 
genutzt, die Durchführung von Wallfahrten willkür- 

hch zu behindern ^15), 
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c) Religionsausübung in öffentlichen Institutionen 
{Anstaltsseelsorge) 

Die Möglichkeit von Bürgern, ihre Rehgion auch in 
öffenÜichen bzw. staatlichen Institutionen, etwa in 
Krankenhäusern oder Strafanstalten, auszuüben, 
wird in keiner Verfassung der WP-Staaten erwähnt. 
Der genannte Grundsatz der Trennung von Staat und 
Kirche (siehe oben S. 143) spricht eher dagegen, da er 
als Vorbehalt zur Abwehr rehgiöser Einflüsse auf den 
, Staat' interpretiert wird. Insgesamt besteht daher 
eine starke Tendenz, die Rehgionsausübung inner- 
halb von ÖffenÜichen Institutionen restiktiv zu behan- 
deln und bestenfalls auf ein unumgänglich erschei- 
nendes Minimum zu beschränken. In der UdSSR ist 
die Religionsausübung nicht nur in staatlichen, son- 
dern auch in „ geseUschafÜichen " und „genossen- 
schaftlichen“ Einrichtungen ausdrückhch verbo- 
ten i^ß). Eine Ausnahme gilt lediglich für die Spen- 
dung der Sakramente an Sterbende und Schwer- 
kranke auf deren Bitten nach Verfahrensbestimmun- 
gen der Krankenhausleitungen ^1^). Die Erteilung der 
Erlaubnis hegt in deren freiem Ermessen; nicht selten 
wird sie grundlos verweigert i^®). 

In der DDR hat die Begegnung des Staatsratsvorsit- 
zenden mit der Führung der evangeüschen Kirchen 
vom 6.3.1978 zu einer weitgehend reibungslosen 
Durchführung der Seelsorge an Kranken und Alten in 
staaüichen Einrichtungen geführt i^^). 

In Polen hegt die Krankenhausseelsorge in den 
Händen hauptamthcher Geisthcher, die vom Staat be- 
soldet werden und ihren Dienst einvemehmlich mit 
den Krankenhausleitungen sowohl durch Anstaltsgot- 
tesdienste, als auch in persönlicher Betreuung wahr- 
nehmen In den anderen WP-Staaten ist die Kran- 
kenhausseelsorge ebenfalls zulässig. Zwar hegen 
über die Modahtäten keine detcdlherten Angaben vor, 
doch kann davon ausgegangen werden, daß sie — im 
Prinzip ebenso wie in der UdSSR — lediglich auf indi- 
vidueUen Wunsch des Krctnken statthaft ist. Keine be- 
sonderen Schwierigkeiten ergeben sich hier für die 
Praxis in Ungarn. Ob es sich in Rumänien und Bulga- 
rien ebenso verhält, ist unklar, aber eher unwahr- 
scheinhch. 

Wesenthch ungünstiger ist das Bild hinsichlhch der 
Seelsorge in Strafanstalten. In der UdSSR, in der 
CSSR, in Rumänien, in Bulgarien und Ungarn wird 
das Recht zur Rehgionsausübung bei den Rechten des 
Strafgefangenen nicht erwähnt 121 ). Die dezidiert mar- 
xistisch-leninistische Ausrichtung der Bestimmungen 
über die Resozialisierung lassen auch in der Tat für 
eine Rehgionsausübung keinen Raum 122)^ In der 
UdSSR ist die Strafanstaltsseelsorge gänzüch ausge- 
schlossen 123) Die Anstaltsbibhotheken enthalten 
keine rehgiöse Literatur; Gefangenen wird sie — un- 
ter Einschluß der Bibel — weggenommen; Äußerun- 
gen individueUer Religionsausübung werden disziph- 
narisch geahndet. 

In Polen ist die (ohne staathche Finanzierung durch- 
geführte) Seelsorge in Untersuchungshaft- und Stra- 
fanstalten in allen wesentlichen Einzelheiten gere- 
gelt. Staathches VoUzugsinteresse und Rehgionsfrei- 
heit sind zum Ausgleich gebracht ^24). Die Regelungen 


wurden nach Verhängung des Kriegsrechts auch auf 
die „Internierten“ ausgedehnt i25)_ 

In der DDR ist das Recht des Strafgefangenen auf Reh- 
gionsausübung gesetzhch anerkannt (§ 34 Abs. 2, § 43 
Abs. 2 StrafvollzugsG vom 7.4.1977, GBl. I S. 109), 
allerdings an die „Zugehörigkeit zu einer Rehgions- 
gemeinschaft“ geknüpft. Auch im FaUe der Anstalts- 
seelsorge, die in den 60er Jahren nahezu unterbun- 
den worden war, haben sich nach dem .Spitzenge- 
spräch' beim Staatsratsvorsitzenden vom 6.3.1978 die 
verfahrensmäßigen Voraussetzungen durchgreifend 
verbessert ^26), in der Praxis bestehen heute noch viel- 
fach Schwierigkeiten und Konfhkte bei der Durchset- 
zung des Rechts, weil die Anstaltsleitungen den Ver- 
urteilten in der Regel nicht von seinem Recht in 
Kenntnis setzen, seine eventueUe spätere Bitte um 
Zulassung zur rehgiösen Betreuung aber mit der Be- 
gründung zurückweisen, die Rehgionszughörigkeit 
und der Wunsch der Teünahme am Gottesdienst hät- 
ten sofort bei Strafantritt mitgeteilt werden müssen. 


7. Religionsunterricht 

Ein Recht der Religionsgemeinschaften auf rehgiöse 
Unterweisung ihrer Mitgheder findet sich in keiner 
Verfassung der WP-Staaten. Auf dieser Ebene wird im 
Gegenteü durchgängig der rein weltiiche, .soziahsti- 
sche' Charakter des öffenthchen Büdungswesens zum 
Ausdruck gebracht (vgl. oben Anm. 15). Nach dem 
Prinzip der Trennung von Kirche und Schule (dazu IV. 
1.) besteht in aUen WP-Ländern die mehr oder weni- 
ger ausgeprägte Tendenz, den Rehgionsunterricht ein 
den Rand zu drängen oder ganz zu unterbinden. Un- 
geachtet dieser im wesenthehen übereinstimmenden 
Systemvoraussetzung sind die mit Ausnahme der 
DDR überall bestehenden Regelungen der rehgiösen 
Unterweisung der Jugend durch die Religionsge- 
meinschaften außerordentheh unterschiedlich: 

Bulgarien: Art. 20 Abs. 2 Gesetz über die Glaubens- 
bekenntnisse vom 26.2.1949; 

Polen: VO des Büdungsministeriums vom 19.8.1961 
über die Führung von katechetischen Punkten (Text: 
F^ka - Anm. 4 -, S. 77 ff.); 

Rumänien; Art. 30 Abs. 3 Verf.; Art. 44—52 Dekret 
über die allgemeine Ordnung der Rehgionsgemein- 
schaften vom 3.8.1948; 

Sowjetunion: Art. 10 ht. a UdSSR-Instruktion vom 
16.3.1961 über die Anwendung der Kulturgesetzge- 
bung; Art. 9 Satz 3 Dekret vom 23.1.1918 über die 
Trennung der Kirche vom Staat und der Schule von 
der Kirche; Art. 17 ht. c, 18 der RSFSR-VO vom 
8.4.1929 L d. F. vom 23.6.1975; 

Tschechoslowakei: § 5 Gesetz über die wirtschaftli- 
che SichersteUung von Kirchen und rehgiösen Ge- 
meinschaften durch den Staat vom 14.10.1949; § 14 
der gleichnamigen RegierungsVO vom 18.10.1949; 
§ 2 ht. e und f der RegierungsVO über die Funktion 
und Organisation des staaüichen Amtes für kirchliche 
Angelegenheiten vom 25.10.1949; 
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Ungarn: GVO Nr. 5/1949 über den Religionsunter- 
richt; RegiemngsVO Nr. 21/1957 (111.24.) Korm. über 
den Rehgionsunterricht; Durchführungsverfügung 
des Bildungsministers Nr. 39/1957 (M.K.S.) MM. zur 
RegiemngsVO Nr. 21/1957 über den Religionsunter- 
richt; GVO Nr. 34/1950 über die Tätigkeitserlaubnis 
der geistlichen Orden; Verfügung des Präsidenten 
des Staatlichen Kirchenamtes vom 6.12.1974 über die 
einheitliche Regelung des Religionsunterrichts (der 
Katechese) in der Kirche (Inhalt stimmt mit der Ver- 
einbamng zwischen dem Staatiichen Kirchenamt und 
dem Katholischen Episkopat vom 14.10.1974 überein, 
vgl. Revesz — Anm. 9 — , S. 174). 

In der Sowjetunion, in Bulgarien und in Rumänien ist 
den Religionsgemeinschaften die Durchführung reli- 
giöser Unterrichts Veranstaltungen, mit Ausnahme der 
Heranbildung geistlichen Nachwuchses (dazu IV. 4. 
c)), verboten 127). Religionsunterricht ist hier nur im 
Rahmen der Familie möglich (dazu IIL3.). 

In der DDR gilt die Unterweisung als zum Kernbereich 
religiösen Lebens gehörig und fällt daher unmittelbar 
unter die Garantie kirchlicher Orgänisationsautono- 
mie. Von staatlichen Verfahrensregelungen ist nichts 
bekannt. Die Durchfühmng katechetischer Veranstal- 
tungen erleidet in der Praxis allerdings dadurch unter 
Umständen fühlbare Behinderungen, daß die pflicht- 
mäßigen außerschulischen Freizeitprogramme der 
FDJ und der »Jungen Pioniere’ unbedingten Vorrang 

genießen 128) 

In Polen ist die religiöse Gemeindekatechese 1961 
einer staatlichen Verfahrensordnung unterworfen 
worden. Der Religionsunterricht kann lediglich in 
„katechetischen Punkten" erteilt werden, die von den 
Administrationen der Pfarrgemeinden eingerichtet 
werden und der behördlichen Registriemng sowie ei- 
nes staatlich ermächtigten Katecheten bedürfen, um 
tätig werden zu können. Sie unterstehen der Aufsicht 
des Bildungsministeriums. Die Pfarrgemeinden dür- 
fen von den Erziehungsberechtigten keine Vergütung 
erheben, erhalten zum Ausgleich jedoch einen staat- 
lichen Zuschuß in gesetzlich festgelegter Höhe. Die 
praktische Bedeutung dieser einschneidenden Regle- 
mentierung des Religionsunterrichts dürfte sehr ge- 
ring sein. Die kathoÜsche Kirche jedenfalls hat sich 
erfolgreich geweigert, die Vorschriften zu befolgen, 
und führt ihre religiösen Unterrichtsprogramme nach 
eigenem Ermessen durch. 

In Ungarn gibt es Religionsunterricht in zwei ver- 
schiedenen Formen: 

(1) Zum einen bietet der Staat , Religion’ als freiwillige 
Unterichtsveranstaltung außerhalb der regulären Un- 
terrichtszeit in den öffentiichen Schulen an. Zugelas- 
sen sind nur Schüler, die aufgrund der Anmeldung 
eines Erziehungsberechtigten eingeschrieben wur- 
den. Die organisatorische Durchführung des Reh- 
gionsunterrichts, die Auswahl und Bestellung der Re- 
ligionslehrer und die Aufsicht über sie werden von 
den Schulbehörden und der jeweiligen Kirche ge- 
meinsam wahrgenommen, wobei freilich der Staat in 
allen Fragen die letzte Entscheidung inne hat. Der 
Religionslehrer wird zwar vom Staat bezahlt, gehört 
aber nicht zum Lehrkörper; er darf die Schule nur zum 


Zwecke des Unterrichts betreten. Die Unterrichtsge- 
nehmigung kann ihm entzogen werden, wenn er eine 
verfassungsfeindliche Haltung einnimmt. Der Reli- 
gionsunterricht hat sich auf ein vom Bildungsminister 
genehmigtes Lehrbuch zu stützen. Die starke Regle- 
mentierung des Unterrichts und ihre dominierende 
Stellung hat es den Behörden in der Praxis leicht ge- 
macht zu erreichen, daß sowohl Lehrer, als auch El- 
tern (und Schüler) den Religionsunterricht als eine 
Belastung empfinden. Infolgedessen ist die Beteili- 
gung auf ca. 5% der Schulkinder (im Landesdurch- 
schnitt) abgesimken ^29) . 

(2) Zum anderen existiert seit 1975 eine verbindliche 
Regelung des von den Kirchen in ihren Räumen ei- 
genständig durchgeführten Religionsunterrichts. Er 
ist auf zwei Wochenstunden begrenzt, kann nach Al- 
tersgruppen gegliedert erteilt werden und darf mit 
schulischen Veranstaltungen nicht koUidieren. Ort 
und Zeit sind daher dem örtlichen Rat zu melden. Eine 
besondere Staatsaufsicht ist im übrigen nicht vorgese- 
hen. Die Katholische Kirche verfügt außerdem über 
acht konfessionelle Gymnasien (Mittelschulen), die 
unter der Leitung der (einzig zugelassenen Schul-) Or- 
den stehen (dazu Anm. 47) und der Staatsaufsicht 
unterliegen 

In der CSSR schließlich ist die Durchführung von Reli- 
gionsunterricht nach dem Gesetz ausschließlich dem 
Staat Vorbehalten. Er ist freiwilliges Unterrichtsfach, 
zu welchem die Kinder von den Erziehungsberechtig- 
ten angemeldet werden, und wird von Laien oder 
staatlich konzessionierten Geistlichen erteilt. Andere, 
von den Religionsgemeinschaften eigenverantwort- 
lich durchgeführte Unterrichtsformen gelten als 
rechtswidrig und werden strafrechtlich verfolgt ^^i). in 
der Praxis macht der Staat beträchtliche Anstrengun- 
gen, um die Eltern zur Zurücknahme der Anmeldim- 
gen zu bewegen. In der Regel geschieht dies durch 
Einschaltung des Klassenlehrers. Seine Intervention 
ist vielfach erfolgreich. Speziell die Katholische Kirche 
versucht daher, einen gewissen Ausgleich über die 
Abhaltung sogenannter Wortgottesdienste zu schaf- 
fen i32). 


8. Herausgabe von Publikationen 

Eine besondere Garantie religiöser Publikationstätig- 
keit enthält keine Verfassung der WP-Staaten. Für die 
Religionsgemeinschaften gelten hier teils die allge- 
meinen Mediengesetze (vgl. Abschnitt A — D. Blu- 
menwitz), teils religionsrechtiiche Sonderbestimmun- 
gen. Im Prinzip ist das Verfassen und die Verbreitung 
religiöser Publikationen in allen WP-Staaten zulässig. 
Die rechtlichen Voraussetzungen und praktischen 
Möglichkeiten hierzu sind indes länderweise recht 
unterschiedlich. Als allgemeiner Grundsatz gilt, daß 
reügiöse Publikationen nur derjenige verbreiten darf, 
der hierfür eine besondere staatliche Erlaubnis be- 
sitzt. Hinsichthch der Gründung religiöser Verlage 
wird durchweg auf die allgemeinen Bestimmungen 
verwiesen 133), Oie Erlaubnis kann versagt oder nach- 
träglich entzogen werden, wenn die Veröffentlichun- 
gen gegen den ordre pubtic verstoßen. In der UdSSR 
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ist eine entsprechende Bindung der Behörden nicht 
normiert. 

In der CSSR befindet sich das gesamte religiöse Publi- 
kationswesen in der Regie des Staates. Je ein ,, Kirch- 
licher Zentralvertrag'' für den tschechischen und den 
slowakischen Landesteil unter der Leitung des Staat- 
lichen Amtes für kirchliche Angelegenheiten besor- 
gen die religiösen Veröffentlichungen. Zum Teil wird 
das Amt unmittelbar als Herausgeber, insbesondere 
eines Amtsblattes für Geistliche, tätig ^34)^ 

hl tatsächlicher Hinsicht verfügen alle größeren Reli- 
gionsgemeinschaften über zentrale Verlagseinrich- 
tungen zur Herausgabe periodischer imd nichtperi- 
odischer Literatur. Im einzelnen bestehen jedoch zwi- 
schen den Ländern beträchtliche Unterschiede. Wäh- 
rend in der DDR, in der CsSR und in Ungarn die kirch- 
liche Presse zwar relativ auflagenschwach ist, aber 
eine beachtliche Vielfalt aufweist ^nd die Presse 
der Katholischen Kirche in Polen ^^6) zunehmend stär- 
ker und einflußreicher geworden ist, sind die Publika- 
tionsmöglichkeiten in Rumänien, Bulgarien und in der 
UdSSR sehr, zum Teil äußerst beschränkt. Für die 
mindestens 20 Millionen Anhänger zählende Rus- 
sisch-Orthodoxe Kirche erscheinen in der UdSSR le- 
diglich zwei Monatszeitschriften in einer Gesamtauf- 
lage von höchsten 20 000 Exemplaren, von denen 
noch ein beträchtlicher Teil in das Ausland verschickt 

wird ^3?)^ 

Die religiösen Publikationen unterliegen durchweg 
der Zensur, deren Handhabung in den Ländern je- 
doch unterschiedlich streng ist. Teilweise ist die Vor- 
zensur ausdrücklich angeordnet ^ 38), im übrigen gel- 
ten die allgemeinen Bestimmungen. Die in der So- 
wjetunion von der Religionsauf Sichtsbehörde ausge- 
übte Spezielzensur ist besonders repressiv und steht 

getaz im Dienste atheistischer Zwecksetzung ^39) 


9. Sozialkaritative Tätigkeit 

Die sozialkaritative Arbeit ist als ein Aspekt der Reli- 
gionsfreiheit in keiner Verfassung der WP-Staaten an- 
erkannt. Auch hier wirkt sich das Trennungsprinzip 
restriktiv aus, nämlich die Tätigkeit der Religionsge- 
meinschaften möghchst auf den sakralen Bereich zu 
beschränken, die Sorge für das diesseitige ,Wohr des 
Menschen hingegen dem , Staat' vorzubehalten. Dem- 
entsprechend ist in der Mehrzahl der WP-Staaten so- 
zialkaritative Tätigkeit auf religiöser Grundlage un- 
tersagt, definitiv in der UdSSR und Bulgarien, konklu- 
dent in der CSSR imd in Rumänien^^o) Zuwiderhand- 
lungen werden zum Teil mit administrativen Sanktio- 
nen, zum Teil (CSSR) strafrechtlich verfolgt 

Grundsätzhch zulässig ist sozialkaritative Arbeit in 
der DDR, in Polen imd in Ungarn, ln der DDR bildet sie 
heute nicht nur einen unangefochtenen Teil der kol- 
lektiven Religionsausübung, sondern erfreut sich seit 
den 70er Jahren ausdrücklicher staatlicher Anerken- 
nung und wird, insbesondere auf dem Gebiet der Be- 
hindertenfürsorge, vom Staat finanziell unter- 
stützt 1 ^ 2 ), Die entsprechende Fachausbildung kirchli- 
cher Mitarbeiter ist durch „Vereinbarungen" (Art. 39 
Abs. 2 Satz 2 Verf.) geregelt ^^^3) 


In Polen unterhalten einige Religionsgemeinschaften 
sozialkciritative Einrichtungen, insbesondere Fürsor- 
gehetme, unter anderem für ältere kirchliche Mitar- 
beiterin-^). In den letzten Jahren beteiligt sich die Ka- 
tholische Kirche mit ausdrücklicher Billigung des 
Staates vermehrt an der Lösung drängender sozialer 
Aufgaben (z, B. Drogenbekämpfung) ^5) 

In Ungarn erkannte der Staat das Recht der Kirchen 
zu sozialkaritativer Arbeit in den 1948 bis 1950 ge- 
schlossenen Vereinbarungen anine). Praktisch konnte 
es sich lange Jahre nur in sehr bescheidenem Rahmen 
entfalten. Namentlich im Falle der Kathohschen Kir- 
che beschränkte sie sich nach der Auflösung der Or- 
den (1950) auf die Heimbetreuimg von ehemaligen 
Orgensmitgliedern, pensionierten Geisüichen und 
kirchlichen Mitarbeitern. Die Kirchen haben diakoni- 
sche Verwaltungen eingerichtet (z. B. „Kathohscher 
Sozialer Hilfsdienst"), die heute, teilweise mit staaüi- 
cher Unterstützung, auch Einrichtungen zur Betreu- 
ung von Laien (Alten-, Behinderten- imd Erholungs- 
heime) unterhalten ^^'^) . 


V. Bewertung 

Vom Standpunkt des Völkerrechts aus gibt die inner- 
staatiiche Rechtslage auf dem Gebiet der Reh0ons- 
bzw. Weltanschauimgsfreiheit in den WP- Ländern zu 
zahlreichen kritischen Bemerkungen Anlaß; 

Was den individualrechtlichen Aspekt betrifft, versto- 
ßen alle WP-Staaten gegen das vorbehaltlos geltende 
Verbot, Zwang in religiösen (weltanschaulichen) An- 
gelegenheiten anzuwenden, indem sie sämtlich die 
Anhänger der Religionsgemeinschaften in weiten Tei- 
len des Berufslebens, speziell in Erziehung, Bildung, 
Kultur und Wissenschaft, generell bei der Besetzung 
leitender Positionen sowie in den potitischen Institu- 
tionen und Orgcinisationen wegen ihrer angeblich 
mangelnden Eignung benachteüigen und dadurch 
starken Druck auf ihre Bereitschaft zum religiösen 
Bekenntnis ausüben. 

In der UdSSR, in der CSSR, in Rumänien und in Bulg- 
barien erfüllt die massive atheistisch- antireligiöse 
Propaganda der mit staathcher Autorität ausgestatte- 
ten Medien bereits für sich gesehen den Tatbestand 
des unzulässigen (psychischen) Druckes. Die stärkste 
Verletzung des völkerrechtlichen Verbots der 
Zwangsanwendung stellt das in der UdSSR seit Jahr- 
zehnten funktionierende, partei-staatlich gelenkte 
System der „individuellen Arbeit mit den Gläubigen" 
dar. 

Eine die freie religiös-weltanschauliche Entscheidung 
des jungen Menschen beeinträchtigende Maßnahme 
bedeutet die in allen WP-Staaten vorgenommene In- 
dienstnahme der öffentlichen PfÜchtschule für das 
Programm einer staatiich betriebenen Atheisierung 
der Bevölkerung. 

Soweit die individuelle bzw. private Rehgionsaus- 
übung zum fonim externum gehört und mithin Ein- 
schränkungen unterhegt (Art. 18 Abs. 3 IPBPR), ist 
deren in der UdSSR und in der CSSR verordnetes Maß 
nicht mehr mit dem ordre-public- Vorbehalt des Art. 
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18 Abs. 3 vereinbar. Es ist bereits fraghch, ob er die 
Genehmigungsbedürftigkeit von rehgiösen Zeremo- 
nien in Privatwohnungen unter Beteiligung eines 
GeisÜichen noch rechtfertigt. Jedenfalls bedeutet 
aber das den zuständigen Behörden eingeräumte freie 
Entscheidungsermessen eine nicht mehr tragbare 
Auslieferung der privaten Religionsausübung an die 
unkontroUierbare Macht der Verwaltung. 

Eine weitere — gravierende — Verletzung der Reli- 
gionsfreiheit ist darin zu sehen, daß in der UdSSR, in 
der CSSR, in Rumänien und in Bulgarien (auch) — die 
an sich gemeinschaftsverträgliche private Rehgions- 
ausübung der Mitglieder von nur aus formalen Grün- 
den (z. B. fehlende Anerkennung) illegalen rehgiösen 
Gruppen (Gemeinden) mit Sanktionen belegt bzw. 
verfolgt wird. 

Die in der UdSSR zusätzlich bestehenden Verbote 
bestimmter Formen individueller Rehgionsausübung 
(Wallfahrten, mönchische Askese) beruhen aus- 
schheßhch auf weitaus chauücher Intoleranz und sind 
deswegen von dem zulässigen Anliegen, die Gemein- 
schaftsgüter des Art. 18 Abs. 3 IPBPR zu schützen, 
nicht mehr gedeckt (Art. 5 Abs. 1 IPBPR). 

Indem alle WP-Staaten, mit Ausnahme Polens, die 
Ausübung des Elternrechts verbindhch auf das marxi- 
stisch-leninistische Erziehungsziel des „Soziahsmus“ 
bzw. „Kommunismus“ festgelegt haben, haben sie 
der rehgiösen Erziehung des Kindes im Elternhaus die 
innerstaatliche Rechtsgrundlage entzogen. Die in al- 
len WP-Ländem von den Eltern tatsächhch prakti- 
zierte Erziehung ist infolgedessen ein Phänomen le- 
dighch faktischer Duldung. Für Eltern und Kinder be- 
deutet die aus dieser Diskrepanz zwangsläufig resul- 
tierende Rechtsunsicherheit schon als solche eine un- 
gerechtfertigte Beeinträchtigung ihrer Rehgionsfrei- 
heit. Dies sowie das in Bulgarien, Rumänien und in der 
UdSSR geltende Verbot, die rehgiöse Erziehung an 
Dritte (z. B. Katecheten, Geisthche) zu delegieren, 
sind Verstöße gegen Art. 18 Abs. 4 IPBPR, Art. 13 Abs. 
3 IPWSKR. 

Was den kollektivrechtlichen Aspekt der Rehgions- 
freiheit betrifft, erscheint bedenkhch, daß fast ahe 
WP-Länder, mit Ausnahme der DDR imd unter Ein- 
schränkimgen auch Polens, weitaus die meisten (Un- 
garn,- Bulgarien) oder gar aUe (UdSSR; CSSR; Rumä- 
nien) über die alltäghchen Geschäfte hinausgehen- 
den Aktivitäten der Rehgionsgemeinschaften einem 
staatlichen Genehmigungs Vorbehalt unterworfen ha- 
ben, sofern sie nicht überhaupt verboten sind: 

— die Gründung von religiösen Veretnigxmgen jegh- 
cher Art, 

— ihr verbandsmäßiger Zusammenschluß, 

— die Bildung von Unterghederungen und -Organisa- 
tionen, 

— die Annahme und Änderung ihres autonomen Sat- 
zungsrechts, 

— die Durchführung organisationsbezogener Ver- 
sammlungen, 

— die Einsetzung aller Geisthchen und Besetzung al- 
ler Leitungspositionen, 


— die Gründung geisüicher Lehranstalten, die Aus- 
wahl bzw. Anstellung des Lehrpersonals, die Ge- 
staltung der Lehrpläne, die Aufnahme von Studen- 
ten, 

— die Veranstaltung von Gottesdiensten außerhalb 
der gewöhnlichen Versammlungsstätten, 

— die wirtschaftlichen Aktivitäten, die Haushaltsauf- 
stellung und Finanzverwaltung, 

— die Herausgabe und der Inhalt jeglicher Publika- 
tionen, 

— die Durchführung des Religionsunterrichts, 

— der Betrieb karitativer Einrichtungen, 

— die Aufnahme und Abwicklung grenzüberschrei- 
tender Kontakte. 

liegt schon in dem Zustimmungserfordemis (und in 
dem entsprechenden Verfahren) als solchem eine Be- 
hinderung, so führt die außerordentlich hohe Zahl er- 
laubnisbedürftiger Tatbestände zu einer erheblichen 
Beeinträchtigung der Handlungsfreiheit der Reh- 
gionsgemeinschaften, da ihre Organe praktisch kei- 
nen wichtigen Schritt ohne die staaüiche Verwaltung 
imtemehmen können. Deren intensive Einschaltung 
erweckt den Eindruck, als ob von den Rehgionsge- 
meinschaften eine besonders starke Gefährdung der 
tragenden Schutzgüter des Gemeinwesens ausginge, 
gegen welche der Staat sich absichern müsse. Da sich 
jedoch bei allen Aktivitäten um völkerrechthch garan- 
tierte Ausübungsformen der Rehgionsfreiheit handelt, 
ist diese Annahme unzutreffend. Der Grund für die 
exzessive Nutzung des Genehmigungsvorbehalts 
hegt denn auch nicht in einer angeblichen Gemein- 
schaftsgefährhchkeit der kollektiven Rehgionsaus- 
übung, sondern in der prinzipiellen Religionsfeind- 
hchkeit des kommunistischen Weltanschauungs Staa- 
tes und in seinem Bestreben, die systemfremden Reh- 
gionsgemeinschaften einer möghchst dichten Kon- 
troUe zu unterwerfen. Aus völkerrechüicher Sicht sind 
dies jedoch keine legitimen Gesichtpunkte für Be- 
schränkimgen im Sinne von Art. 18 Abs. 3 IPBPR. Im 
Gegenteü, die intensive Inanspruchnahme von Mitbe- 
stimmungsbefugnissen in rehgiösen Angelegenhei- 
ten von seiten der betreffenden Staaten bedeutet eine 
Verletzung der kollektiven Rehgionsfreiheit. 

Aber auch wenn man diese Auslegung ihres ordre- 
public- Vorbehalts für zu eng und eine weitergehende 
Staatsaufsicht über die Rehgionsgemeinschaften 
grundsätzhch noch für völkerrechtskonform hält, läßt 
sich solches keinesfalls mehr von der konkreten Aus- 
gestaltung des Genehmigungsvorbehalts, nämhch 
von dem den Behörden durchgehend eingeräumten 
freien Ermessen sagen. Die völhge Entscheidungsfrei- 
heit liefert die Rehgionsgemeinschaften an den guten 
WiUen der Behörden aus,- verharren diese in Obstruk- 
tion, sind jene machtlos und im übrigen der Gefahr 
erpresserischer Forderungen wehrlos ausgesetzt. Ei- 
nen rechüich klar umgrenzten, notfalls mit Rechtsmit- 
teln zu verteidigenden Handlungsspielraum besitzen 
sie nicht. Ein solches Maß staathcher Eingriffsermäch- 
tigung überschreitet die Qualität einer , Rechtsauf- 
sicht' und kann mit Art. 18 Abs. 3 IPBPR nicht mehr 
gerechtfertigt werden. 
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Geradezu eklatant ist die Verletzung der kollektiven 
Rehgionsfreiheit in der CSSR, indem sie das Personal-, 
Finanz-, Wirtschafts-, Ausbildungs- und Publikations- 
wesen der Reügionsgemeinschaften dem zuständigen 
„Staatlichen Kirchenamt“ so vollständig unterstellt 
hat, daß man von ihrer partiellen Inkorporierung in die 
Staatsorganisation sprechen muß. Von einer Selbstbe- 
stimmung der Religionsgemeinschaften in ihren eige- 
nen Angelegenheiten kann hier schon im Ansatz 
keine Rede mehr sein. Angesichts der erklärten Ab- 
sicht der tschechoslowakischen Partei- und Staatsfüh- 
rung, die Gesellschaft planmäßig in den unter ande- 
rem durch völlige Religionslosigkeit charakterisierten 
„Kommunismus" zu führen, ist dieser Zustand eines 
.sozialistischen Staatskirchentums' zutiefst pervers 
und eine für die Religionsgemeinschaften schlechthin 
unzumutbare Regelung ihrer Beziehimgen zum 
Staat. 

Die Ermessensfreiheit wird von den Behörden durch- 
gehend restriktiv in der offenkundigen Absicht ausge- 
übt, die Rehgionsgemeinschaften der Entf altungmög- 
hchkeiten zu berauben, welche sie aufgrund ihres 
noch immer breiten Anhanges in den WP- Ländern 
normalerweise hätten. Im Berichtszeitraum ist die 
staatliche Praxis ledighch in Ungarn toleranter gewor- 
den. In der UdSSR, in der CSSR und in Rumänien hat 
sich die wirkliche Lage eher noch verschlechtert. Ab- 
gesehen von den Genehmigungsvorbehalten wird die 
kollektive Religionsfreiheit in diesen Ländern auch 
durch eine Reihe Verbote verletzt. 

— Völkerrechtswidrig ist das Verbot des kirchh- 
chen Religionsunterrichts (Bulgarien? Rumänien; 
UdSSR) und das der karitativen Arbeit von Reli- 
gionsgemeinschaften (UdSSR; Cs SR; Rumänien; 
Bulgarien). 

— Völkerrechtswidrig ist ferner das besonders re- 
pressive, nur in der UdSSR geltende Verbot aller 


religiös motivierten Laienaktivitäten in den Ge- 
meinden, d. h. eines großen Teiles des Gemeinde- 
lebens überhaupt, und die daraus resultierende 
Beschränkung der Rehgionsgemeinschaften auf 
den Vollzug von Riten und Seelsorge. 

Weitere Verletzungen sind in der UdSSR 

— der nur durch das Ziel einer Schwächung der 
kirchüchen Organisation begründete Ausschluß 
der Geistüchkeit von der Mitbestimmung in den 
wirtschafüichen und finanziellen Angelegenhei- 
ten der Gemeinden, 

— die Nichtzulassung von Rehgionsgemeinschaften 
nur deswegen, weü sie die völkerrechtswidrige 
Restriktion der Rehgionsfreiheit nicht ergeben hin- 
nehmen wollen (insbesondere die Reformbapti- 
sten) oder weil die Zulassung aus sachfremden 
pohtischen Erwägungen für inopportun gehalten 
wird (wie z. B. bei den Unierten der Westukraine) 
sowie 

— die Verweigerung der Erlaubnis eines verbands- 
mäßigen Zusammenschlusses der deutschen Lu- 
theraner und der jüdischen Kultusgemeinden. 

Wesenthch verbessert hat sich — auch und gerade im 
Berichtszeitraum — die Lage der Rehgionsgemein- 
schaften in der DDR und in Polen, wo die Kirchen sehr 
weitgehende Autonomie genießen, wo die sich bei der 
kollektiven Rehgionsfreiheit ergebenden praktischen 
Probleme heute weitgehend in — einfachgesetzhch 
nicht näher geregelten — Dialogverfahren zwischen 
Staatsführung und Rehgionsgemeinschaften geord- 
net bzw. gelöst werden, wo die Behörden von ihren 
Kompetenzen in der Regel keinen einseitig restrikti- 
ven Gebrauch machen und — so in Polen — manche 
Verfahren rechtsstaatiich geregelt sind. 


VI. Anhang: Religionsstatistische Übersichten (I— VIII) 

Statistische Übersicht (I) 

über die größeren Konfessionen/Rehgionen in Bulgarien 


Konfession/Religion 

Überwiegende 

Nationalität 

Ungefähre 
Zahl der 
Anhänger 

Zahl der 
Gemeinden 

Zahl der 
Geistlichen 

Geographische 

Verteilung 

Orthodox 

Bulgaren, 

Mazedonier 

6 MiU. 

2 600 

über 2 000 

ganzes Land 

Moslems 

Türken, Bulgaren 
(Pomaken), 

Zigeuner 

800 000 

1 300 

600 

Norden, Nordosten, 
Süden (Rhodope) 

Römisch- Kathohsch 

Bulgaren 

50 000 

26 

über 40 

Plovdiv 

Griechisch- 
Kathohsch (Unierte) 

Bulgaren 

10 000 

25 

über 20 

Sofia 

Armenisch- 

Gregorianisch 

Armenier 

16 000 

12 

über 10 

Südosten (Jambol) 
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Statistische Übersicht (II) 

über die größeren Konfessionen/Religionen in der Deutschen Demokratischen Republik 


Konfession/Religion 

Ungefähre Zahl 
der Anhänger 

Zahl der 
Gemeinden 

Zahl der 
Geistlichen 

Geographische 

Verteilung 

Bund Evgl. Kirchen i. d. DDR 
Mitgliedskirchen 

Evgl. Landeskirche Anhalts 

160 000 

129 

95 

entfäUt 

Evgl. Kirche in Berlin-Brandenburg .... 

874 783 

1 640 

731 

entfäUt 

Evgl. Kirche des Görlitzer 

Kirchengebiets 

105 000 

86 

100 

entfäUt 

Evgl. Landeskirche Greifswald 

450 000 

356 

200 

entfäUt 

Evgl.-Luth. Landeskirche Mecklenburg . 

750 000 

400 

340 

entfäUt 

Evgl. Kirche der Kirchenprovinz 

Sachsen 

1,2 Mül. 

2 230 

712 

entfäUt 

Evgl.-Luth. Landeskirche Sachsens .... 

1,8 MiU. 

1 200 

1 100 

entfäUt 

Evgl.-Luth. Kirche in Thüringen 

1 Mül. 

1 392 

620 

entfäUt 

insgesamt 

6,17 MiU. 

7 433 

3 996 


Römisch-Katholische Kirche 

1,2 Mül. 

1 037 

1 300 
(inkl. 

Orden) 

Magdeburg, 

Erfurt, 

Meißen 

Freikirchen (10) (Methodisten, Baptisten, 
Lutheraner, Reformierte usw.) 

ca. 90 000 




Neuapostolische Kirche 

100 000 

4 Groß- 
bezirke 

Laien- 

prediger 

verstreut 


Statistische Übersicht (III) 

über die größeren Konfessionen/Religionen in Polen 


Konfession/Rehgion 

Überwiegende 

Nationahtät 

Zahl der Gläubigen 

Zahl der 
Gemeinden 

Zahl der 
Geistlichen 

Geographische 

Verteilung 

Römisch-KathoUsch 

Polen 

32-33 MiU. 

6 500 

Über 19 000 
dazu 4 500 
Ordens- 
priester 

ganzes Land 

Griechisch- 

KathoUsch 

Ukrainer 

500 000 

700 

keine 

Angaben 

Südostpolen, 
Pommern, Masuren 

Orthodox 

Weißruthenen, 

Ukrainer 

457 000 

215 

209 

Nordostpolen 

(Bialystok) 

Protestanten 
a) Evgl.-Augsbur- 
gisch 

Polen, einige 
Deutsche 

70 000- 
75 000 

119 

101 

Tes ebener Land, 
sonst verstreut 

b) Reformiert 

Polen 

5 000 

8 

8 

Warschau, einige 
Städte 
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Statistische Übersicht (IV) 

über die größeren Konfessionen/Rehgionen in Rumänien 


Konfession/Religion 

Überwiegende 

Nationalität 

Zahl der 
Gläubigen 

Zahl der 
Gemeinden 

Zahl der 
Geistlichen 

Geographische 

Verteilung 

Orthodox 

Rumänen 

18 MÜL 

über 

8 000 

9 100 

ganzes Land 

Griechisch- 

Katholisch 

Rumänen 

1,2- 
1,5 Mill. 

1 300- 
1 400 

600- 

700 

Siebenbürgen 

Römisch-Katholisch 

Ungarn, Deutsche 

1,4 Mül. 

657 

842 

Banat, 

Siebenbürgen 

Protestantisch 

Ungarn, Deutsche 

892 000 

1 040 

890 

Siebenbürgen 

Unitarier 

Ungarn 

70 000 

121 

111 

Siebenbürgen 

Baptisten 

keine 

160 000 

1 000 

200 

ganzes Land 

Pfingstler 

Rumänen 

150 000 

785 

142 

ganzes Land 


Statistische Übersicht (V) 

über die größeren Konfessionen/Religionen in der Sowjetunion (ohne Baltikum) 


Konfession/Religion 

Überwiegende 

Nationalität 

Ungefähre 
Zahl der 
Anhänger 

Zahl der 
Gemeinden 

Zahl der Geistlichen 

Geographische 

Verteilung 

Russisch-Orthodox 

Russen, 

Ukrainer 

Weißruthenen 

20-50 

Mül. 

unter 

7 000 

6 000 

RSFSR 

Ukraine 

Weißrußland 

Georgisch-Orthodox 

Georgier 

2,3 MiU. 

200 

über 200 

Georgische SSR 

Griechisch- 
Katholisch (Unierte) 

Ukrainer 

4 Mill. 

nicht zu- 
gelassen 

300-1 000 
lUegale 

Ostgalizien 

Karpato-Ukraine 

Altgläubige (Ortho- 
doxe), mehrere Rich- 
tungen/Gruppen 

Russen 

3 Mül. 

einige 

hundert 

z. T. priesterlos 
organisiert; keine 
Angaben 

Nordrußland 

Baltikum 

Armenisch- 

Gregorianisch 

Armenier 

4,5 Mül. 

60 bis 90 

keine 

Armenien 
(3 MÜL), Rest 
verstreut über 
UdSSR 

Römisch-Katholisch 

Polen, 

Weißruthenen, 

Deutsche 

1 MiU. 

160 

80 

Weißrußland 

Ukraine 

Zentralasien 

Evangeliums - 
christen/B aptist en 

Russen, Deut- 
sche, Ukrainer 

5 MiU. 

5 300 

Laienprediger 

ganze UdSSR 

Reformbaptisten 

Russen, Deut- 
sche, Ukrainer 

100 000 

2 000 

Laienprediger 

ganze UdSSR 

Lutheraner 

Deutsche 

570 000 

500 

Betreuung durch 
luth. Kirche Lett- 
lands 

Zentralasien 

Jüdische Kultus - 
gemeinden 

Juden 

keine An- 
gaben 

100 (inkl. 
Baltikum) 

80 (inkl. 

Baltikum) 

ganze UdSSR 

Moslems 
{^/5 Sunniten, 

Vs Schiiten) 

Völker Zentral- 
asiens, Azerbaj- 
dschaner 

keine An- 
gaben 

1 200, 
z. T. 

nichtregi- 

strierte 

über 1 500 

Zentralasien, 

Azerbajdschan, 

RSFSR 

Buddhisten 

Burjäten, 

Kalmüken 

keine An- 
gaben 

einige 
Tempel 
und Klö- 
ster 

einige Dutzend 
Lamas 

Burjatische 

AS SR, Tannu- 
Tuva, Kalmüken 
ASSR 


159 





Drucksache 11/1344 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Statistische Übersicht (VI) 

über die größeren Konfessionen/Rehgionen im Baltikum 


Konfession/Religion 

Überwiegende 

Nationalität 

Ungefähre 
Zahl der 
Anhänger 

Zahl der 
Gemeinden 

Zahl der Geistüchen 

Geographische 

Verteilung 

Römisch- Kathohsch 

Litauer, Letten, 
Polen 

Über 

3 Mül. 

800 

860; dazu üle- 
gale Ordensleute 

Litauen, 

LettgaUen 

Lutheraner 

Esten, Letten 

570 000 

375 

200 

Estland, Lettland 
(ohne LettgaUen) 

Evangehums- 

christen/Baptisten 

Russen, Esten, 
Letten 

17 000 

keine An- 
gaben 

Laienprediger 

Estland, Lettland 

Russisch- Orthodox 

Russen, Esten, 
Letten 

380 000 

180 

keine Angaben 

Estland, Lettland 


Statistische Übersicht (VII) 

über die größeren Konfessionen/Rehgionen in der Tschechoslowakei 


Konf e ssion/Reügion 

Überwiegende 

Nationalität 

Zahl der 
Gläubigen 

Zahl der 
Gemeinden 

Zahl der 
Geistüchen 

Geographische 

Verteilung 

Römisch-KathoUsch 

Tschechen, 

Slowaken, Ungarn, 
Deutsche 

9,95 MiU. 

4 197 

2 888 

ganzes Land 

Griechisch- 

KathoUsch 

Ukrainer, Slowaken 

356 000 

201 

206 

Ostslowakei 

T schechoslowakische 
Hussitische Kirche 

Tschechen 

500 000 

343 

296 

Böhmen 

Protestanten 

Tschechen, 

Slowaken, einige 
Polen 

760 000 

1 025 

840 

Mähren, Slowakei, 
nördUches Schlesien 

Orthodoxe 

Ukrainer 

150 000 

143 

124 

Ostslowakei 


Statistische Übersicht (VIII) 

über die größeren Konfessionen/Religionen in Ungarn 


Konf e ssion/Reügion 

Überwiegende 

Nationaütät 

Zahl der 
Gläubigen 

Zahl der 
Gemeinden 

Zahl der 
Geistüchen 

Geographische 

Verteilung 

Römisch-KathoUsch 

Ungarn, Deutsche 

6,14- 
6,34 MiU. 

1 800- 
2 100 

2 300- 
2 700 

vor allem West- und 
Zentral-Ungarn 

Griechisch- 

KathoUsch 

Ukrainer, Slowaken 

230 000- 
320 000 

155-170 

über 200 

Nordostungam 

Reformierte 

Ungarn 

2 MiU. 

1 100- 
1 200 

1 250 

vor allem Ost- 
Ungarn (Debrecen) 

Lutheraner 

Ungarn, Deutsche, 
Slowaken 

430 000 

320 

(+350 

FiUale) 

300-370 

vor allem West- rmd 
Nord-Ungarn 

Freikirchen (Zusam- 
menschluß von 

10 Gruppen) 

Ungarn 

40 000- 
50 000 

1 500 

300-400 

ganzes Land 

IsraeUten 

Ungarn 

80 000 

130 

26 

Städte, vor aUem 
Budapest, Miskolc 
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1978; ders.. Geknebelt, und dennoch lebensfähig. Die Rus- 
sisch-Orthodoxe Kirche in der Ära Breschnew, in: Herder- 
Korrespondenz 1982, S. 232 ff.; G. Simon, Die Kirchen in 
Rußland, München 1970, engl.: Church, State and Opposi- 
tion in the USSR, Berkeley- London 1974; J. Schnurr, Die 
Kirchen und das religiöse Leben der Rußlanddeutschen, 
2. Aufl., Stuttgart 1978; G. Stricker. Die Kirchen in der So- 
wjetunion 1975—1985, Berichte des BlOst Nr. 18/1986; R. 
Stupperich, Kirche und Staat in der Sowjetunion. Gesetze 
und Verordnungen, Witten 1962; St. Vardys, The Cathohc 
Church, Dissent and Nationahty in Soviet Uthuania, New 
York 1978; ÖSSR: A. Hlinka, Zur Lage der katholischen 
Kirche in der Slowakei, ZoUikon 1987; A. Kunzmann/F. Plu- 
cha. Die tatsächliche Lage der katholischen Kirche in der 
ÖSSR, München 1973; J. Rabas, Tschechoslowakei. Länder- 
berichte Osteuropa III., München 1977, S. 143 ff.; Schwei- 
zerische Nationalkommission Justitia et Pax (Hrsg.), Situa- 
tion der katholischen Kirche in der Tschechoslowakei, Bern 
1976; Ungarn: E. Andräs, Kirchen und Retigionsgemein- 
schaften, in; K.-D. Grothusen (Hrsg.), Südosteuropa-Hand- 
buch, BD. VI. Ungarn, Göttingen 1987, S. 545 ff.; E. Andräs/ 
J. Morel, Bilanz des ungarischen Katholizismus, Wien 1984; 
A. Csizmadia, Rechtliche Beziehungen von Staat und Kir- 
che vor 1944, Budapest 1971; F. Spiegel-Schmidt, Die pro- 
testantischen Kirchen in Ungarn 1939—1950, o. O., o. J. 

5) Kritik des Gothaer Programms (1875), Text: K. Marx/ F. 
Engels, Werke, Bd. 19, Berlin(-Ost) 1964, S. 31. 

6) V. I. Lenin, Sociahzm i Religija (Sozialismus und Religion), 
in: Polnoe sobranie socinenij (Vollständige Sammlung der 
Werke), 5. Aufl., Moskau 1959-1965, Bd. 12, S. 142 ff. 

’) Vgl. S. Lammich, Propagandistischer Kirchenkampf in Po- 
len, OEA 1986, S. A562 ff.; ferner OEA 1985, S. A621 ff. 

8) O. Luchterhandt, Die Gegenwartslage der Evangelischen 
Kirche in der DDR. Eine Einführung, Tübingen 1982, 
S. 50 ff. 

9) J. Miklös, Neuartiges Verhältnis, Budapester Rundschau 
1977, Nr. 10, S. 4 f. (OEA 1977, S. A426 ff.; A429 ff.); L. Rä- 
vesz, Staat und Kirche im ,realen' Sozialismus, Bern- Mün- 
chen 1986, S. 185 ff. 

10) Art. 164 StGB Bulgarien; Art. 6 Abs. 5 Verf. DDR; Art. 81 
Abs. 2 Verf.; §§ 193, 198 StGB Polen; Art. 17 Abs. 2 und 3 
Verf. Rumänien; Art. 52 Abs. 1 Satz 2 Verf. UdSSR; §§ 148, 
269 StGB Ungarn. 

11) Ausführlich O. Luchterhandt, Die religiöse Gewissensfrei- 
heit im Sowjetstaat, Teil II, Berichte BlOst Nr. 40/1976, 
S. 60ff.; zu Rumänien vgl. OEA 1980, S. A293 ff.; A. U. 
Gabanyi, Religiosität und Religionsbekämpfung in Rumä- 
nien, OEA 1983, S. A422 ff. 

12) K. Hruza, Leiter des Staatlichen Kirchenamtes, schrieb, man 
müsse „aUe Voraussetzungen dafür schaffen, daß sich der 
Atheismus im Laufe des Aufbaus des Sozialismus im Be- 
wußtsein eines jeden tschechoslowakischen Bürgers fe- 
stigt". (Rüde Prawo v. 23.2.1977, vgl OEA 1978, S. A425 ff.); 
ferner J. Rabas, Die Tschechoslowakische Sozialistische Re- 
publik — ein Modell heutiger Religions- und Kirchenverfol- 
gung, in: R. Grulich (Hrsg.), Religions- und Glaubensfrei- 
heit als Menschenrechte, München 1980, S. 135 ff. (146). 

13) Art. 35 Abs. 1 Bulgarien; Art. 20 Abs. 1 DDR; Art. 67 Abs. 2 
Polen; Art. 17 Rumänien; Art. 34 UdSSR; § 61 Abs. 2 Un- 
garn. 
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1^) Art. 2 lit. d Bulgarien; Punkt 2 lit. c, lit. d DDR; Abschnitt I 
Abs. 1, 2, 7, 8, 9 Satz 4 Polen; Punkt 2 Rumänien; Punkt 2 üt. 
d UdSSR; Punkt 2 üt. d, f CSSR; Punkt 2 lit. a, b Ungarn. 
Dieser Tatbestand steht im Widerspruch zu der Behauptung 
namentUch in Art. 34 Satz 2 UdSSR- Verfassung, die Gleich- 
berechtigung (auch) der (reügiösen) Bürger sei „auf allen 
Gebieten des wirtschaftüchen, poütischen, sozialen und 
kulturellen Lebens gewährleistet". In Polen hat die breite 
Verankerung der Katholischen Kirche im Volk die Partei in 
diesem Punkte zu einer gewissen pragmatischen Toleranz 
gezwungen. Vgl. Revesz (Anm. 9), S. 106. 

15) Art. 39 Abs. 1, 45 Abs. 3 bulg. Verf.; Art. 25 DDR-Verf. 
i. V. m. dem Bildungssystem G vom 25.2.1965 (GBl. I S 83); 
Art. 80 i. V. m. Art. 4 poln. Verf.; Art. 21 i. V. m. Art. 13 rum. 
Verf. ; Art. 45, 46 i. V. m. Art. 25 UdSSR- Verf.; Art. 24 i. V, m. 
Art. 16 CSSR-Veit; § 59 i. V. m. § 16 ung. Verf. 

1®) In dem Aufsatz „Jak i proc?" (Wie und warum?) der (CJSSR- 
Zeitung) „Tribuna" vom 8.12.1976 (dt. OEA 1978, S, A437) 
wird auf Leserfragen ausgeführt: „Einen Lehrer als Bürger 
wird der Staat nicht in seinem reügiösen Bekenntnis hin- 
dern. Er hat jedoch gegenüber einem Bürger, der Lehrer ist, 
. . ., das unveräußerliche Recht zu verlangen, daß seine Er- 
läuterungen der Wirküchkeit, die ausgehen müssen vom 
Marxismus-Leninismus, im Einklang mit seiner privaten 
Überzeugung stehen. Denn der Lehrer ist überhaupt keine 
Privatperson . . , Ein Lehrer, d. h. ein Repräsentant der Wis- 
senschaft und zugleich unserer soziaÜsti sehen Gesellschaft, 
kann daher weder öffentüch noch innerüch auf der Position 
der ReÜgion stehen. " Zur parallelen Situation in der UdSSR 
vgl. O. Luchterhandt, UN-Menschenrechtskonventionen — 
Sowjetrecht — Sowjetwirküchkeit. Ein kritischer Vergleich, 
Baden-Baden 1980, S. 42; 44 f.; 188 ff.; in der DDR: Luch- 
terhandt (Anm. 8), S. 48 f. 

1’) Vgl. § 1 Abs. 4 VeranstaltungsVO vom 30.6.1980 (GBl. I 
S. 235) — DDR; Art. 4 Abs. 1 Ziff. 7 Gesetz vom 29,3.1962 
über Versammlungen (Dz.U. 1962, Nr. 20, Pos. 39) — Po- 
len. 

Art. 59 Abs. 1 RSFSR-VO über die reügiösen Vereinigungen 
vom 8.4.1929 i. d. F. vom 23.6.1975 (WS RSFSR 1975, Nr. 
27, Art, 572). Eine Ausnahme gilt für Sterbende und 
Schwer kranke. 

Bulgarien: Art. 165 Abs. 1 StGB (Gesetze des Landes, Ge- 
sellschaftsordnung, Regeln des sozialistischen Gemein- 
schaftslebens); Art. 27 Gesetz über die Glaubensbekennt- 
nisse vom 26.2.1949 (DV Nr. 48/1949): Gesetze des Landes, 
öffentüche Ordnung, die guten Sitten; Polen: Art. 194 StGB 
(Mißbrauch zum Nachteil der Interessen der VR Polen); Art. 
10 Abs. 1 Gesetz vom 29.3.1962 über Versammlungen 
(Dz.U. 1962, Nr. 20, Pos. 39): Verstoß gegen Strafgesetze, 
öffentliches Interesse, öffentüche Sicherheit und Ordnung; 
Rumänien: Art. 1 Abs. 2 Dekret vom 3.8.1948 über die all- 
gemeine Ordnung der Reügionsgemem schäften (Monitorul 
Oficial Nr. 178 bzw. 204/1948): Verfassung, öffentüche Si- 
cherheit und Ordnung, die guten Sitten; UdSSR; Art. 5 
Abs. 1 Dekret über die Trennung der Kirche vom Staat und 
der Schule von der Kirche vom 23.1.1918 (O reügü i cerkvi 
— Über ReÜgion und Kirche — Moskau 1965, S. 97 ff.); Art. 6 
UdSSR-Instruktion über die Anwendung der Kultgesetzge- 
bung vom 16.3.1961 (V. A. Kuroedov/A. S. Pankratov, Za- 
konodatel'stvo o reügioznych kul't ach/Gesetzgebung über 
die reügiösen Kulte, 2. Aufl., Moskau 1971, S. 150 ff.): Öf- 
fentüche bzw. gesellschaftüche Ordnung und Sicherheit; 
Rechte der Bürger; ÖSSR: Art. 38 Verf.: Achtung der Rechte 
der Mitbürger; Befolgung der Regeln des soziaüstischen 
Zusammenlebens; § 2 Gesetz über die Errichtung eines 
Staatüchen Amtes für kirchüche Angelegenheiten vom 
14.10.1949 (Sb. Nr. 217/1949): Verfassung; Grundsätze der 
volksdemokratischen Staatsordnung; Ungarn: § 54 Abs. 2 
Verf.: allgemeiner Vorbehalt der gesellschaf tüchen Interes- 
sen und Staatsbürgerüchen Pflichten. 

20) Art. 10 üt. b der UdSSR-Instruktion über die Anwendung 
der Kultgesetzgebung vom 16.3.1961 (vgl. Anm. 19). 


21) Bekannt geworden sind im Berichtszeitraum Poüzeiaktio- 
nen gegen Eremiten-Klausen auf dem sogenannten „Neuen 
Athos" im Kaukasus. Vgl. Russische Orthodoxe Klöster 
heute, hrsg. von G2W, Zolükon 1980, S. 39. 

22) Die Unterlagen des Samizdat sind voll von derartigen Infor- 
mationen. Zum Vorgehen bei hebräischer Literatur siehe 
O. Luchterhandt, Die Sprache der Juden in der Sowjetunion 
als Rechtsproblem, WGO 1986, S. 87 (99). 

25) Am weitestgehenden wohl in der DDR. Vgl. § 7 Abs. 1 lit. a 
VO über die durchgängige 5 -Tage- Arbeitswoche vom 
3.5.1967 (GBl. II S. 237): 1. Januar; Karfreitag; Ostersonn- 
tag; 1. Mai; Pfingstsonntag; Pfingstmontag; 7. Oktober; 25./ 
26. Dezember. In der UdSSR besteht hingegen keine Über- 
schneidung. Vgl. Art. 31 der Grundlagen der Arbeitsgesetz- 
gebung der UdSSR und der Unionsrepubüken vom 
15.7.1970 (WS SSSR 1970. Nr. 29, Art. 265) i. d. F. vom 
7.10.1977 (WS SSRR 1977, Nr. 41, Art. 618/619): 1. Januar; 
8. März; 1./2. Mai; 9. Mai; 7. Oktober; 7./8. November. 

2^^) Konflikte ergeben sich in der Praxis am ehesten mit den 
Angehörigen gewisser Sekten, die — wie die Adventisten — 
der Heiügung des Feiertages besonders hohen Rang ein- 
räumen. Vgl. dazu ai- Jahresbericht 1979, S. 240; 1980, 
S. 384; 1981, S. 417 (Rumänien). 

25) Siehe dazu die verbindliche Rechtsauskunft des Sekretari- 
ats für kirchüche Angelegenheiten beim tschechischen Kul- 
turministerium (Az. 10.545/1983 - VII zu Az. CVS-623/83), 
Text: üiformace o drkvi (Information über die Kirche) 1983, 
Nr. 9; deutsch: E. Voss (Hrsg.), Die Reügionsf reih eit in 
Osteuropa. Texte zum kirchüchen Verständnis der Reü- 
gionsfreiheit und zum Religionsrecht, Zolükon 1984, S. 232 
(235); ai- Jahresbericht 1984, S. 413. Der Blankettatbestand 
des Art. 142 StGB RSFSR wurde 1966 — durch eine unter- 
gesetzüche Norm — mit abschüeßend aufgezählten Ein- 
zeltatbeständen ausgefüUt (WS RSFSR 1966, Nr. 12, 
Art. 221). 

2ö) Bulgarien: Art. 1 Abs. 1, Art. 59 Satz 1 Famiüengesetzbuch 
vom 15.3.1968 (DV Nr. 23/1968; deutsch: WGO 1968, 
S. 84ff.); DDR: §3 Abs. 1, 42 Famiüengesetzbuch vom 
20.12.1965 (GBl. 1966 1 S. 1); Polen: Art. 93 § 3, 96 Famiüen- 
und Vormundschaftsgesetzbuch vom 25.2.1964 (Dz.U. 1965, 
Nr. 9, Pos. 39; deutsch: WGO 1964, S. 99 ff.); Rumänien: Art. 
101, 109 Abs. 1 Famiüengesetzbuch vom 29.12.1953 i. d. F. 
vom 24.12.1977 (BO I, Nr. 2/1954); Sowjetunion: Präambel; 
Art. 18 Abs. 2 Grundlagen der Gesetzgebung der UdSSR 
und der Unionsrepubüken über die Ehe und Familie vom 
27.6.1968 (WS SSSR 1968, Nr. 27, Art. 241); Tschechoslo- 
wakei: Präambel; Art. IV, VII der Grundprinzipien, §§ 30, 
31 Abs. 1 Famiüengesetzbuch vom 4.12.1963 (Sb. Nr. 94/ 
1963; deutsch: WGO 1964, S. 74 ff.); Ungarn: § 75 Abs. 1 
Gesetz über Ehe, Famiüe und Vormundschaft, Gesetz 
Nr. IV/1952 i. d. F. Gesetz Nr. IV/1986, Neubekanntma- 
chung in Magyar Közlöny 1987, S. 81. 

2?) Dazu (für die UdSSR) eingehend: Luchterhandt (Anm. 11), 
S. 36-47. 

28) Ebda., S. 47 (UdSSR); OEA 1980, S. A299 ff. (Rumänien). 

29) Art. 53 Abs. 2, Abs. 3 Bulgarien; Art. 39 Abs. 2 DDR; Art. 82 
Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Polen; Art. 30 Abs. 2, Abs. 3 Rumänien; 
Art. 52 Abs. 2 UdSSR; § 63 Satz 2 Ungarn. 

5^) Vgl. K. Sorgenicht/W. Weichelt/T. Riemann/H.-J. Semler 
(Hrsg.), Verfassung der Deutschen Demokratischen Repu- 
bük. Dokumente. Kommentar, Bd. 1, Berlin(-Ost) 1969, 
Art. 39. 

51) Texte: F. Spiegel -Schmidt, Die protestantischen Kirchen in 
Ungarn 1939—1950, o. O. und o. J. (Beilagen); J. Morel/E. 
Andräs, Handbuch des ungarischen Katholizismus, Wien 
1984, S. 250 ff. 

32 ) Sb. Nr. 219, Nr. 220, Nr. 221, Nr. 222/1949. 

53) Text: Dz.U. 1925, Nr. 72, Pos. 501; Dz.U. 1925, Nr. 47, Pos. 
324 (Ratifikationsgesetz); S. Lammich, Die Rechtsstellung 
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der römisch-katholischen Kirche in der Volksrepublik Po- 
len, Österreichisches Archiv für Kirchenrecht 1972, S. 3 ff. 

34) Durch Gesetz: Die Polnische Autokephale Orthodoxe Kir- 
che, die Evangelisch-Augsburgische Kirche, die Mariavi- 
ten-Kirche; durch Verwaltungsakt vor allem die Polnisch- 
Katholische Kirche. Dazu S. Lammich, Die Rechtsstellung 
der Religionsgemeinschaften in der Volksrepublik Polen, 
in: JOR Bd XII/2 (1971), S. 177 ff, 

35) Vgl. § 14 Abs. 3 VO von 1975. 

36) Sie gelten als „antistaathch" im Sinne von Art. 23 der 
UdSSR-Instruktion vom 16.3,1961, ausführlich Luchter- 
handt (Anm. 11), S. 27 f. 

3?) A. Tomsky, Der Katholizismus in der Tschechoslowakei, in: 
P. Lendvai (Hrsg-)- ReÜgionsfreiheit und Menschenrechte, 
Graz- Wien-Köln 1983, S. 120 (130 ff.). In Ungarn werden die 
früher unterdrückten Basisgruppen (Bulanyi- Richtung) seit 
1976 geduldet. Vgl. Revesz (Anm. 9), S. 179/180; E. Andräs, 
Die Kirche in Ungarn, in: Lendvai, ebda., S. 150 (157 f.). 

38) W. Kolarz, Die Rehgionen in der Sowjetunion, Freiburg 
1963, S- 230 ff.; G. Simon, Die kathohsche Kirche in der 
Sowjetunion, in: Lendvai (Anm. 37), S, 88 (90 ff.); OEA 1986, 
S. 385 ff. (W. Schlott) ; G. Stricker, Die Kirchen in der Sowjet- 
union 1975-1985, Berichte BlOst Nr. 18/1986, S. 24 ff.; FAZ 
vom 13.8.1987, S, 3 („Die ukrainische Kirche verläßt den 
Untergrund"). 

39) Dekret vom 1.12.1948 (BO I, Nr. 358/1949). Auch in der 
ÖSSR wurde die Unierte Kirche (1950) zwangsweise an die 
(kleinere) Orthodoxe Kirche (des Moskauer Patriarchats) 
angeschlossen (vgl. Revesz — Anm. 9 — , S. 159/160), 
konnte sich aber im liberalen , Prager Frühhng' rekonstitu- 
ieren (VO vom 13.6.1968 über die wirtschaftliche Sicherstel- 
lung der Griechisch-Katholischen Kirche durch den Staat/ 
Sb. Nr, 70/1968). In Bulgarien wurden die „Unierten" ver- 
folgt, aber nicht zw angs vereinigt (J. Härtel, Zur Lage 
der Glaubensgemeinschaften in Bulgarien, in: Grulich — 
Anm. 12 -, S. 103/107/). 

46) So der Geistliche M. Hawryliw in seiner Autobiographie, 
Zit. nach Ukrainischer Pressedienst, hrsg, von der Metropo- 
lie Lemberg, Rom, Nr. 7/8-1987, S. 12. Der von K. Horbatsch 
(Paris) redigierte Dienst dürfte heute die beste Informations- 
quelle über die Unierten im deutschen Sprachraum sein. 

41) Vgl. OEA 1983, S. A425 f. (Rumänien). 

42) International Helsinki Federation for Human Rights. Viola- 
tions of the Helsinki Accords: USSR, Wien, November 1986, 
S. 233 (272 ff.); dasselbe: Romania, S. 21 ff.; ai- Jahresbericht 
1984, S. 428; 1986, S. 411; OEA 1983, S. 425/426; OEA 1982, 
S. A360 ff. 

43) Sie bilden seit Jahren Schwerpunkte der Betreuung von 
Amnesty International. Vgl. die Jahresberichte 1980, S. 383, 
395/396; 1981, S. 415, 443; 1982, S. 391; 1983, S.361f.; 1985, 
S. 379 f., 399; 1986, S. 411; IGfM-Information vom 9.6.1987 
(Bulgarien); ferner Anm. 42. 

44) ai-Jahresbericht 1979, S. 214 f.; 1981, S. 368; 1984, S. 368, 
412 ff.; 1985, S. 380, 400; Amnesty International (ed.), Bul- 
garia, Imprisonment of Ethnie Turks, London 1986, S. 16f. 

45) Vgl. die statistischen Angaben (mit Belegen) in: Voss (Anm. 
25); ferner OEA 1978, S. A428 (CSSR); OEA 1983, S. A63 
(UdSSR), 

46) Bulgarien; Art. 22 Gesetz vom 26.2. 1949; Rumänien: Dekret 
vom 1.8.1949 über die Auflösung der Orden der lateinischen 
Kirche, E. Chr. Suttner, Kirchen und Staat, in: K.-D. Grot- 
husen (Hrsg.), Südosteuropa- Handbuch II. Rumänien, Göt- 
tingen 1977, m S. 458 (465); UdSSR: Die (katholischen) Or- 
densgemeinschaften wurden bei der obligatorischen Umre- 
gistrierung der rehgiösen Vereinigungen nicht mehr aner- 
kannt und damit illegal. Sie bestehen in Litauen und in der 
Westukraine im Untergrund fort. ÖSSR: § 14 Gesetz vom 
14,10.1949 über die wirtschafthehe Sicherstellung der Kir- 
chen und rehgiösen Gemeinschaften durch den Staat (Sb. 


Nr. 218/1949); verbindliche Rechtsauskunft (Anm. 25), S. 
232 f. 

4’) Benediktiner, Franziskaner, Piaristen, Schul Schwestern un- 
serer heben Frau von Ungarn. G VO über die Aufhebung der 
Geistlichen Orden Nr. 34/1950. 

48) In der UdSSR geht die staathehe Rehgionspohtik dahin, 
durch eine künsthehe Limitierung des Nachwuches und 
weitere, dem Moskauer Patriarchat aufgezwungene, ge- 
setzheh nicht vorgesehene administrative Beschränkungen 
(z. B. Heraufsetzung des Eintrittsalters auf 30 Jahre zu An- 
fang der 70er Jahre), deren Zahl weiter zu verringern. Vgl. 
Teil 3 des Berichts des Stellvertretenden Vorsitzenden des 
Rates für die Angelegenheiten der Rehgionen beim Mini- 
sterrat der UdSSR, V. Furov, vom Januar 1975 an das ZK der 
KPdSU, der 1979 in den Westen gelangte. Text: Vestnik 
Russkogo Studentceskogo Christian skogo Dvizenija (Bote 
der Russischen Christhehen Studentenbewegung) Paris, Nr. 
130, IV (1979), S. 275 ff.; deutsch: Der Stand der Russischen 
Orthodoxen Kirche. Ein Internbericht für das ZK der KPdSU 
von Vasilij Furov, Zolhkon 1980, S. 43 ff.; vgl. im übrigen: 
Russische Orthodoxe Klöster heute (Anm. 21). 

46) In Polen sind nur die Verfahrensvoraussetzungen beson- 
ders bestimmt. Vgl. §§5—7 Dekret vom 5.8.1949 (Dz.U. 
1949, Nr. 47, Pos. 358). 

56) In Bulgarien (Art. 9 Abs. 1 Gesetz 1949 und in Rumänien 
(Art. 12 Dekret 1948) ist die zentrale Repräsentation sogar 
gesetzlich vorgesehen. In der ÖSSR sind alle Religionsge- 
meinschaften verbandsmäßig organisiert. Vgl. OEA 1978, 
S. A428 (K. Hruza). 

51) Mögheherweise befürchtet man von zentralen religiösen 
Vertretungen gerade dieser beiden Minderheiten, die über 
starke Ausreisebewegungen und erhebhehen Rückhalt im 
westhehen Ausland verfügen, eine unliebsame Kräftigung 
ihrer Stellung in der GeseUschaft bzw. Widerstandskraft. Im 
übrigen G. Stricker, Die Kirchen in der Sowjetunion, 1975 
bis 1985, Berichte der BlOst Nr. 18/1986, S. 37 ff.; O. Luch- 
terhandt. Die Rechtslage der jüdischen Minderheit in der 
UdSSR (unveröffenthehtes Manuskript), S. 22 f. 

52) Dazu O. Luchterhandt, Der Sowjetstaat und die Russisch- 
Orthodoxe Kirche, Köln 1976, S. 179 ff.; 184 f. 

53) Vgl. § 5 lit. f VO 1975/DDR; §§3,4 Verfügung des Ministers 
für öffenthehe Verwaltung vom 6.8.1949 i. V. m. Art. 19 
Abs. 1 lit. d Gesetz über die Vereinigungen vom 27.10.1932 

— Polen. 

54) VO Über den Austritt aus Rehgionsgemeinschaften öffentli- 
chen Rechts vom 13.7.1950 (GBl. S. 660) mit der 1. DBStvom 
20.3.1952 (GBl. S. 324); Art. 38 Dekret über die allgemeine 
Ordnung der Religionsgemeinschaften vom 4.8.1 948 (Moni- 
torul Ofidal Nr. 177/1948). 

55) Art. 5 Gesetz 1949; Art. 7 Dekret 1948. 

56) Art. 1 1 Dekret über die Trennung der Kirche vom Staat und 
der Schule von der Kirche vom 23.1.1918; Art. 10 lit. d. 
UdSSR-Instruktion 1961. 

5*^) Art. 5 Dekret 1948. 

58) Rundverfügung Nr. 2/1956 des Justizministers betr. Unzu- 
lässigkeit der Zwangsvollstreckung wegen Beiträgen von 
Parteien, Massenorganisationen und Religionsgemein- 
schaften vom 10.2,1956 (Verfügungen und Mitteilungen 
des Ministeriums der Justiz 1956, Nr. 1). 

59) Art. 10 lit. c UdSSR-Instruktion 1961; Art. 5 Dekret 1948. 

60) Art. 8 Dekret 1948. 

61) Art, 20 Abs, 2 VO 1929/1975 und die entsprechenden Rege- 
lungen in den anderen Unionsrepubliken; Änderungen im 
Statut über die Verwaltung der Russisch- Orthodoxen Kir- 
che (1945) vom 18.7. 1961 (R. Stupperich, Kirche und Staat in 
der Sowjetunion, Witten 1962, S. 41 ff.; Statut des Bimdes 
der Evangehumschristen-Baptisten in der UdSSR, deutsch: 
OEA 1969, S. Al 2 ff. Die erzwungene Novelherung des Sta- 
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tuts führte 1961/62 zur Abspaltung der Reformbaptisten. Im 
einzelnen Luchterhandt (Anm. 52), S. 202. 

62) Art. 22 Dekret 1948. Der Schlüssel hat 750 000 Gläubige/ 
Gebiet. Die Maßnahme diente zur Schwächung vor allem 
der Katholischen Kirche. Vgl. Suttner (Anm. 46), S. 465. 

63) Art. 1 Dekret vom 31.12.1956 über die Organisation und 
Besetzung der kirchlichen Stellen (Dz.U. 1957, Nr. 1, 
Pos. 6). 

64) Seit 1945 wurde zum Beispiel der Russisch-Orthodoxen Kir- 
che nur einmal — 1971 — die Veranstaltung eines Landes- 
konzils erlaubt. 

65) Art. 17 Dekret 1948; Art. 18 UdSSR- Instruktion 1961. In der 
CSSR gelten praktisch alle aus dem , normalen* Rahmen des 
kirchlichen Alltages fallenden Organisationsmaßnahmen 
nach dem Prinzip der Sicherstellung der Staatsaufsicht über 
die Kirche {§ 178 StGB) als erlaubnispflichtig. Vgl. die ver- 
bindliche Rechtsauskunft (Anm. 25). 

66) O. Luchterhandt, Die Religionsgesetzgebung der Sowjet- 
union, Berlin(-West) 1978, S. 24 ff. Die Russisch- Orthodoxe 
Kirche verlor ca. 15 000 Gemeinden und sank auf 7 500. 

62) Vgl. dazu den Furov-Bericht (Anm. 48), S. 14. Ein Ende ist 
noch nicht abzusehen. Siehe die Zahlen bei G. Seide, Die 
Russisch-Orthodoxe Kirche in der Gegenwart, OE 1983, 
S. 860 (861). 

66) Vgl. V. A, Kuroedov, Interview mit der Literatumaja Gazeta 
1982, Nr. 27, S. 11; deutsch: OEA 1983, S. A62 ff. 

69) Dazu ausführlich Stricker (Anm, 38), S. 37 ff. 

26) Sorgenicht usw. (Anm. 30), Bd. 2, S. 173. In Rumänien imd 
Bulgarien wurde es gesetzlich verankert. Vgl. Art. 41 De- 
kret 1948; Art. 22 Gesetz 1949. 

21) H.-J. Stehle, Die Ostpolitik des Vatikan 1917—1975, Mün- 
chen 1975. 

22) Pressemitteilimg in Magyar Kurir vom 15.9.1964, deutsch: 
Voss (Anm. 25), S. 266. 

23) Amtliche Verlautbarung über die Gespräche in Slowo 
Poswzechne 13. — 15.4.1984 (Voss, ebda., S. 140). 

24) Bulgarien; Art. 22, 25 Gesetz 1949; Rumänien; Art. 40 De- 
kret 1948; Art. 5 üt. 1 Dekret vom 13.7.1970 über Organisa- 
tion und Funktionsweise des Kultusdepartements (BO I, Nr. 
103/1970); UdSSR; Art. 2 üt. d Ordnung des Rates für die 
Angelegenheiten der Reügionen beim Ministerrat der 
UdSSR vom 10.5.1966 (Kuroedov/Pankratov — Anm. 19 — 
S. 83; deutsch: Luchterhandt - Anm.66 - S. 65 ff.); CSSR: 
§ 2 üt. e VO vom 25. 10.1949 über die Funktion und Organi- 
sation des Staatlichen Amtes für kirchüche Angelegenhei- 
ten (Sb. Nr. 228/1949; deutsch; Voss — Anm. 25 — 
S. 230ff.) 

25) Art. 2 üt. d. Ordnung des „Rates". Grundlage dieser Bestim- 
mung ist ein Beschluß des ZK der KPdSU von 1 960, der den 
Reügionsauf Sichtsbehörden als dritten Aufgabenschwer- 
punkt „Die Heranziehung der reügiösen Organisationen 
und ihrer führenden Persönüchk eiten zum Kampf um den 
Frieden, zur Entlarvung der antisowjetischen Propaganda, 
die in den ausländischen Staaten betrieben wird, sowie zur 
Erläuterung der sowjetischen Kultgesetzgebung tmd der 
Lage der Reügion in der UdSSR" zuweist. Vgl. ausführüch 
mit Nachweisen Luchterhandt (Anm. 66), S. 26/27. 

26) Vgl. O. Luchterhandt, Die Reügionsauf Sichtsbehörden in 
kommunistischen Staaten, Herder-Korrespondenz 1984, 
S. 263 ff. 

22) § 3 Verfügung Nr. 1/1971 i. V. m. § 4 Abs. 2 VO des Arbeits- 
ministers Nr. 14/1973, der an die SteUe von § 1 Abs. 4 VO 
des Ministerrats Nr. 4288/1949 getreten ist. 

26) Vgl. Anm. 48. 

29) Siehe die Angaben in dem alphabetisch nach Diözesen ge- 
güederten Annuario Pontifido 1987, Cittä del Vaticano 
1987. 


60) Bulgarien: Art. 6 Gesetz vom 26.2.1949; DDR: § 15 Abs. 2 
Satz 2 Arbeitsgesetzbuch vom 16.6.1977 i. V. m. mit der AO 
über die arbeitsrechtüche SteUung der in den kirchüchen 
Einrichtungen beschäftigten Arbeiter und Angestellten 
vom 18.1.1958 (GBl. I S. 84); Rumänien; Art. 21 Abs. 6; 28 
Dekret 1948; Sowjetunion: Beschluß des Präsidiums des ZK 
der Gewerkschaft der Arbeiter aus der örtüchen Industrie 
und Kommunalwirtschaft vom 21.8.1962 über die Aufzäh- 
lung der Personen, die bei den reügiösen Organisationen 
arbeiten und auf die sich die Arbeitsgesetzgebung erstreckt 
(Kuroedov/Pankratov — Anm. 19 — S. 125/126; deutsch: 
Luchterhandt — Anm. 66 — S. 104/105); Ungarn: § 248 der 
Satzung des Landesrats der Gewerkschaften Nr. 3/1975 
(VI. 14.) SZOT über die Durchführung des Gesetzes Nr. II/ 
1975 und der VO der Regierung Nr. 17/1975 (VI. 14.) MT 
über die Sozialversicherung verpflichtet die Kirchen, die in 
ihrem aktiven Dienst stehenden Personen, die keine staat- 
üche Hüfe erhalten, zur Sozialversicherung anzumelden. 
Daraus ergibt sich zumindest indirekt, daß die Reügionsge- 
meinschaften in Ungarn berechtigt sind, Personal für die 
erford erheben Dienstleistungen einzustellen. Vgl. auch § 80 
der Satzung und §§ 134, 135 DVO der Regierung (Regelun- 
gen über die ruhegehaltsfähigen Dienstzeiten von kirchü- 
chen Personen). 

61) Dazu Luchterhandt (Anm. 51). 

62) „Geistüche Akademie ,Sv. Kliment Ochridski' " der Bulgari- 
schen Orthodoxen Kirche (seit 1950); Vgl. W. Oschlies, Kir- 
che und Reügion in Bulgarien, in: Lendvai (Anm. 37), 
S. 195. 

63) OEA 1977, S. A4 19 (Radio Budapest vom 3.6.1977). 

64) R. Grulich, Sofias Kampf gegen die Reügion, in: Informatio- 
nen und Berichte. Digest des Ostens (Königstein/Ts.) 1983, 
Nr. 1, S. 14. 

65) Vgl. die Statistik bei Voss (Anm. 25), S. 141. 

66) Der Kompetenzkatalog des Staatüchen Kirchenamtes (VO 
Nr. 33/1959) erwähnt nur die Aufsicht über die konfessio- 
nellen Gynmasien (§ 1 Abs. 2). Vgl. aber die kritische Dar- 
stellung von E. Eperjes, Verwehrte Glaubensfreiheit in Un- 
garn, in: Gruüch (Anm. 12), S. 109 (114 f.). 

62) Ausführlich dazu der Furov-Bericht (Anm. 48), S. 25 ff. 

66) Vgl. die ebda, dargelegten Selektionskriterien (S. 26 f.). Stu- 
dienbewerber aus der Westukraine, d. h. aus dem Gebiet 
der verbotenen „Uiüerten Kirche “ , sind vom Studium gene- 
rell ausgeschlossen (a. a. O.). 

69) Vgl. St. Brown, Am Rande der Hochschulen. Die Theologie- 
Sektionen an DDR- Universitäten, Kirche im Soziaüsmus 
1984, Nr. 4, S. 9 (10; 12). 

96) Sie besaß 1981/82 2 685 Studenten, davon 775 an der theo- 
logischen Fakultät, 131 an der Fakultät für Kirchenrecht, 
995 an der Fakultät für christüche Philosophie, 824 an 
der Fakultät für humanistische Wissenschaften; ferner 
194 Lehrstühle, 48 Institute, 14 interfakultative Institute, 
290 Professoren und Assistenten. Vgl. Revesz (Anm. 9), 
S. I97f. 

61) Bulgarien: Art. 13 Gesetz 1949; tSSR; § 11 Abs. 2 Gesetz 
Nr. 218/1949; § 26 Abs. 3 VO Nr. 223/1949; DDR: Rechts- 
grundlage ist Art. 39 Abs. 2 Verf. i. V. m. den einschlägigen 
Bestimmimgen in den Statuten der Reügion sgemein schäf- 
ten; Polen; VO über die Erlaubnis wirtschaftlicher Tätigkeit 
zu reügiösen Zwecken vom 5.12.1974 (Dz.U. 1974, Nr. 49, 
Pos. 297); Rumänien: Art. 31 Dekret 1948; UdSSR: Art. 3 
üt. d UdSSR-Instruktion 1961; Art. 54 RSFSR-VO 1929/ 
1975; Ungarn; vgl. Teil II, Punkt 3 der Vereinbarung mit der 
Kathoüschen Kirche vom 30.8.1950. 

92) Art. 3 üt. d UdSSR-Instruktion 1961. 

93) Bulgarien: Art. 24 Gesetz 1949; Rumänien: Art. 42 Dekret 
1948; CSSR: § 27 VO Nr. 223/1949. 

94) Art. 11 Trennungsdekret 1918; Art. 10 lit. c UdSSR-Instruk- 
tion 1961; Art. 5 Dekret 1948. Seit der Rundverfügung Nr. 
2/1956 des Justizministers vom 10.2.1956 (Anm. 58). 
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95) Die Sätze sind in kirchlichen Ordnungen normiert. Vgl. z. B. 
Art. 216 ff. Statut der Bulgarischen Orthodoxen Kirche, 
Sofia 1951. 

96) Art. 20 Abs. 3 RSFSR-VO 1929/1975 und die entsprechen- 
den Regelungen der anderen Unionsrepubliken; Art. 33 
Statut der Russisch -Orthodoxen Kirche sowie die Regelun- 
gen in den Statuten anderer Religionsgemeinschaften; 
Art. 211 Ziff. 4 Statut der Bulgarischen Orthodoxen Kirche; 
zur Praxis in der UdSSR vgl. Luchterhandt (Anm. 52), S. 177; 
Bulgarien: Oschlies, Kirche und Religion, in: Lendvai 
(Anm. 37), S. 195; Polen: § 1 Ziff. 5 VO 1974 (Anm. 91). 

97) Bulgarien: ca. 3 500 ha Kirchen- bzw. Klosterland. Vgl. 
Oschlies, ebda., S. 195; DDR: zum Teil Eigennutzung durch 
Landwirtschaftsbetriebe namentlich der evangelischen Kir- 
che, zum Teil (Zwangs-)Verpachtung, wobei die Kirchen 
seit dem 1.1.1978 Nutzungsgebühren nach der staatlichen 
Pachtrichtsatztabelle erhalten. Vgl. Jahresbericht der Kon- 
ferenz der evangeÜschen Kirchenleitungen in der DDR an 
die Bundessynode vom 23.9. 1978 (Text: Berliner Kirchenre- 
port A20 vom 28.9.1978, S. 4 f.); Polen: VO vom 20.3.1950 
(Dz.U. 1950. Nr. 9, Pos. 87; Dz.U. 1959, Nr. 13, Pos. 95); 
Enteignung von Kirchenland über 50 ha und Überführung 
desselben in einen vom Staatlichen Kirchenamt verwalteten 
Fonds, dessen Mittel zur Erneuerung der Kirchen verwen- 
det werden. Vgl. Revesz (Anm. 9), S. 102. Die Römisch- 
Kathohsche Kirche wurde durch die Übernahme des ehe- 
mahgen kirchlichen Grundeigentums in den ehemaügen 
deutschen Ost- bzw. polnischen „West- und Nordgebieten" 
aufgrund der Gesetze vom 23.6.1971 (Dz.U. 1971, Nr. 16, 
Pos. 156) und vom 31.12.1973 (Monitor PolskL 1973, Nr. 45 
und 5?) Eigentümer von ca. 37 000 ha. In der Sowjetunion 
ist ausschheßhch der Staat Grundeigentümer. 

98) DDR: § 10 i. V. m. § 2 Abs. 4 Satz 2 VO über das Bestat- 
tungs- und Friedhofs wesen vom 17.4.1980 (GBl. IS. 159); 
Rumänien: Art. 9 Dekret 1948; Polen: Art. 1 Abs. 3, 4; Art. 2 
Abs. 2 Gesetz vom 31. 1.1959 über die konfessionellen Fried- 
höfe (Dz.U. 1959, Nr. 11, Pos. 62) in der Bekanntmachung 
vom 20.10.1972 (Dz.U. 1972, Nr. 47, Pos. 298) i. V. m. § 2 
Punkt 16 lit. a, b VO über die Beschreibung der Aufgaben 
und Kompetenzen der Kreisnationalräte und Dorfvorsteher, 
die von den Wojewodschaftsräten und Wojewoden über- 
nommen werden vom 30.5.1975 (Dz.U. 1975, Nr. 17, 
Pos. 94); Ungarn: § 1 Abs. 2, 4; § 2 Abs. 2 Gem.VO des 
Ministeriums für Bauwesen und Städte entwicklung und des 
Gesundheitsministeriums Nr. 10/1970 (IV. 17.) EVM-EüM 
über die Friedhöfe und die Bestattungstätigkeit; Ziff. 2, 3 
Regierungsbeschluß Nr. 1008/1970 (IV. 12) Korm. über die 
Unterhaltung der Friedhöfe und die Bestattungstätigkeit. 

99) VO 1974 über die Erlaubnis wirtschaftlicher Tätigkeit zu 
religiösen Zwecken (§ 1 Abs. 1 Ziff. 1). 

100) Grundlage ist das sowjetische Verständrüs des Trennungs- 
prinzips. 

101) G. Rydlewski, Majatek zwi^zköw wyznaniowych (Die Ver- 
mögenslage der Religionsgemeinschaften), in: Rzeczpospo- 
üta vom 6.5.1982. Eine geringfügige Ausnahme bilden die 
staatlichen Zahlungen für die Unterhaltung von katecheti- 
schen Punkten aufgrund der VO des Bildungsministeriums 
vom 19.8.1961 über die Führimg von katechetischen Punk- 
ten (Text in: Paiistwowe prawo wyznaniowe / Staatliches 
Religionsrecht / Warschau 1978, S. 77 ff., deutsch: Voss — 
Anm. 25 — , S, 128 ff.) (§ 9), die den Religionsgemeinschaf- 
ten aber auf gedrängt und mit einem Verbot der Erhebung 
von Eltembeiträgen verbunden wurde. 

102) Luchterhandt (Anm. 8), S. 76; Rumänien: z. B. Art. 54 De- 
kret 1948 (Theologisches Institut in Bukarest). 

103) Bulgarien; Oschlies (Anm. 96), S. 195; DDR; Luchterhandt, 
ebda., ÜSSR: § 1 Gesetz Nr. 218 vom 14.10.1949 (Sb. 
Nr. 218/1949). 

104) Bulgarien: Art. 13 Abs. 1 Satz 2 Gesetz 1949 ; Art. 209 Statut 
der Bulgarischen Orthodoxen Kirche; Oschlies, ebda., 
S. 195; Rumänien: Art. 32 Dekret 1948; Ungarn: Regie- 
rungsbeschluß Nr. 1026/1968 (XII.ll.) Korm. über die Aus- 


zahlung der staatlichen Hilfen an die Kirchen in Ungarn; 
deutsch: Voss (Anm. 25), S. 259; Punkt 3 Vereinbarung zwi- 
schen Staat und Kirche vom 30.8.1950; E. Andräs, Kirchen 
und Rehgionsgemeinschaften (Anm. 4). S. 551 Anm. 19 
(Zahlen). 

105) Gesetz Nr. 218/1949; VO Nr. 223/1949; K. Hruza, Rüde 
Prawo vom 23.2.1977; deutsch: OEA 1978. S. A427 
(A429). 

106) § 26 Abs. 2 VO Nr. 223/1949. 

107) Art. 30 Dekret 1948; Art. 5 lit. m Dekret über das Kultusde- 
partement. 

108) Art. 13 Gesetz 1949. 

109) Art. 12 UdSSR-Instruktion 1961; Luchterhandt (Anm. 66), 
S. 54 ff. 

110) In der UdSSR und ÜSSR reicht daher die fehlende staatliche 
Registrierung aus, um an sich unbedenkliche Kulthandlun- 
gen religiöser Bürger strafrechtlich zu verfolgen. Vgl. ai- 
Jahresbereicht 1981, S. 427 f.; 1982, S. 382 f.; Urteü des 
Gebietsgerichts L'vov (Lemberg) — Kollegium für Strafsa- 
chen — vom 28.10.1981 (Az. 2/71), dokumentiert bei G. Si- 
mon, Die Katholische Kirche in der Sowjetunion, in: Lend- 
vai (Anm. 37), S. 93/94. 

111) Fall des Jesuitenpaters O. Formanek (§178 StGB ÜSSR); 
ai- Jahresbericht 1981, S. 427. In der UdSSR sind bestimmte 
Formen des Rehquienkultes (Wunderheilungen, Prophe- 
tentum) als „Täuschungshandlungen, um reügiösen Aber- 
glauben in den Volksmassen zu erregen" , strafbar (Art. 142 
StGB RSFSR). 

112) Vgl. Amnesty International (ed.), Bulgaria. Imprisonment of 
Ethnie Turks, London 1986, S. 17; Den Norske Helsingfors- 
komite (ed.), The Repression of the Turkish-Islamic Minority 
in Bulgaria, Oslo, Oktober 1986, S. 15. 

113) In der UdSSR werden die Predigten laufend kontrolhert. 
Vgl. den Furov-Bericht (Anm. 48), S. 18 ff.; Luchterhandt 
(Anm. 52), S. 203 f. Zu Rumänien siehe den Fall ,Pälfi‘, ai- 
Jahresbericht 1985, S. 380. In der ÜSSR gilt bereits die Fest- 
stellung als strafwürdig, daß die Kirche unter staatlicher 
Kontrolle stehe. Vgl. ai-Jahresbericht 1981, S. 427. 

114) Dazu die autoritativen Äußerungen von V. A. Kuroedov, 
vormals Vorsitzender des Rates für die Angelegenheiten 
der Reügionen beim Ministerrat der UdSSR, Neotemlemaja 
konstitucionnaja norma socialisticeskogo gosudarstvo (Eine 
unverzichtbare Verfassungsnorm des soziaüstischen Staa- 
tes), Kommunist 1980, Nr. 5, S. 45 ff.; deutsch: OEA 1981, 
S. A192 ff. sowie S. A554/555 (G. Simon). Vereinzelt wur- 
den im Berichtszeitraum Pilgerfahrten nach Mekka und auf 
den Berg ,Athos' erlaubt. Vgl. ferner Luchterhandt (Anm. 
11), S. 34 f. 

115) Vgl. die Dokumentation in OEA 1986, S. A390 ff. 

116) Art. 58 Abs. 1 RSFSR-VO 1929/1975 und die entsprechen- 
den Bestimmungen der anderen Unionsrepubüken. 

11?) Art. 58 Abs. 2. 

118) Dazu ausführlich nüt Nachweisen aus der Praxis: Luchter- 
handt (Anm. 11), S. 31 f. 

119) Aufgrund des Gesprächs erUeß der Minister für das Ge- 
sundheitswesen 1978 eine (nicht veröffentlichte) AO an die 
Räte der Kreise mit entsprechenden Weisungen zum Ver- 
fahren (Nachweis: Beschluß der Synode des Bundes der 
evangeÜschen Kirchen in der DDR vom 26.9.1978, Text: 
BerÜner Kirchenreport A20 vom 28.9.1978, S. 4 f.). 

120) Instruktion des Ministers für Gesundheit und Sozialfürsorge 
vom 9.9.1981 über die Garantie des reügiösen Dienstes an 
Kranken in Krankenhäusern und Sanatorien. Die Besol- 
dung richtet sich nach seiner Verordnung vom 3.11.1981. 
Nachweis und Inhaltsangabe beider Rechtsakte: G. Ryd- 
lewski, Obywatel a reUgia (Bürger und Religion), Rzeczpos- 
poÜta vom 12.5.1982. 
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121) Die Rechtsstellung des Strafgefangenen ist in der UdSSR in 
Art. 8 ff. Grundlagen der Besserungsarbeitsgesetzgebung 
der UdSSR und der Unionsrepubliken vom 11.7.1969 {WS 
SSSR 1969, Nr. 29, Art. 247), Art. 22 ff., 37 ff., 43 ff. Besse- 
rungsarbeitsgesetzbuch der RSFSR vom 18.12.1970 (WS 
RSFSR 1970, Nr. 51, Art. 1220) i. V. m. den „Regeln der 
inneren Ordnung der Besserungsarbeitsanstalten" vom 
10.10.1977, bestätigt vom Innenministerium im Einverneh- 
men mit dem Generalstaatsanwalt der UdSSR, geregelt (un- 
veröffentlicht); russisch: Archif Samizdata Nr. 5828, eng- 
lisch: RSL 1986, Nr. 1, S. 29-83. CSSR: § 10 ff. Gesetz über 
den Vollzug der Freiheitsstrafe vom 30.6.1965 (Sb. Nr. 59/ 
1965); Rumänien; § 15 ff. Gesetz vom 18.11.1969 über den 
Strafvollzug i. d. F. vom 2.5. 1971 (BO I, Nr. 62/1973); Bulga- 
rien: Art. 23 ff. Gesetz über den Strafvollzug vom 15.4.1969 
(DV Nr. 30/1969). 

^22) Art. 44 Besserungsarbeitsgesetzbuch RSFSR; §§30, 31 
StrafvollzugsG CSSR; Art. 5 Strafvollzugs G Rumänien; 
Art. 65 StrafvollzugsG Bulgarien, 

123) Nachweise bei Luchterhandt, UN-Menschenrechtskonven- 
tionen (Anm. 16), S. 251/252; Amnesty International (Hrsg.), 
PoÜtische Gefangene in der UdSSR, Frankfurt a. M. 1980, 
S. 216f. 

124) VO des Justizministers vom 10.9, 1981 zur Frage des religiö- 
sen Dienstes in Besserungsanstalten und Schutzheimen für 
Minderjährige, Nachweis: Rydlewskl, Obywatel (Anm. 
120); VO des Justizministers vom 17.9.1981 über religiöse 
Dienste in den Strafanstalten, in Anstalten zu gesellschaft- 
licher Einwirkung und während der Untersuchungshaft, 
ebda. 

125) VO des Justizministers vom 30.12.1981 (Dz.U. 1981, Nr. 32, 
Pos. 189). 

126) Grundlage ist ein nicht näher bekannter Rechtsakt des In- 
nenministers der DDR von 1978/79. Vgl. den Bericht der 
Konferenz der evangeüschen Kirchenleitungen in der DDR 
vom 23.9. 1978, Berliner Kirchenreport (Anm. 119) Stichwort 
, Gefängnisseelsorge', Kirche im Sozialismus 1979, Nr. 3, 
S. 9ff. 

12’) Entsprechende Maßnahmen werden in der UdSSR straf- 
rechthch verfolgt. Vgl. Art. 142 StGB RSFSR i. d. F. vom 
16.3.1966 (WS RSFSR 1966, Nr. 12, Art. 221); vgl. dazu ai- 
Jahresbericht 1979, S. 258 (Baptisten), 

128) Dazu O. Luchterhandt, Der verstaatlichte Mensch. Die 
Grundpfüchten des Bürges in der DDR, Köln-Berlin-Bonn- 
München 1986, S. 177. 

129) Andräs (Anm. 37), S. 153 f. 

130) Ygl. Andräs, ebda., S. 157; ders., Kirchen und Reügionsge- 
meinschaften (Anm. 4), S. 554; § 1 Abs. 2 VO Nr. 33/1959 
über die Kompetenzen des Staathchen Kirchen amte s. 

131) Strafnorm ist § 178 StGB (Vereitelung der Staatsaufsicht); 
vgl. dazu ai- Jahresbericht 1985, S. 388. 

132) Vgl. dazu R. Urban, Staat und Kirche in der Tschechoslowa- 
kei, OE 1978, S. 640 (643 f.); Rabas (Anm. 12), S. 147. 

133) Bulgarien: Art. 20 Gesetz 1949; CSSR: Verbindhche Rechts- 
auskunft (Anm. 25); Polen: §§ 1, 3 VO vom 5.12,1974 über 
die Erlaubnis wirtschaftlicher Tätigkeit zurehgiösen Zwek- 
ken (Dz.U. 1974, Nr. 49, Pos, 297); Rumänien: Art. 94 Gesetz 
über die Presse in der Sozialistischen RepubÜk Rumänien 
vom 28.3.1974 (BO I, Nr. 3/1974) i. V. m. den staatlich be- 
stätigten Statuten der ReÜgionsgemeinschaften; UdSSR: 
Art. 11 ht. b UdSSR-Instruktion vom 16.3.1961 über die An- 
wendung der Kultgesetzgebung i. V. m. Punkt 6 lit. c Ord- 
nung des Staatskomitees des Ministeirats der UdSSR für das 
Verlagswesen, das Druckgewerbe und den Buchhandel 
vom 19.10.1973 (SP SSSR 1973, Nr. 23, Art. 130); Ungarn: 
§§ 1 ff. Gesetz Nr. 11/1986 über die Presse, DVO der Regie- 
rung zum PresseG Nr, 12/1986 (IV.22.) MT: Nach § 4 ht. aist 
für die Genehmigung (auch) kirchlicher Periodika das Infor- 
mationsamt des Ministerrats zuständig; nach § 4 lit. e ent- 
scheidet das Staatliche Kirchenamt über die Genehmigung 


von Bibeln, Gebetbüchern und über die Veröffenthchung 
sonstiger religiöser Literatur. 

^34) § 2 lit. h VO vom 25.10.1949 über die Funktion und Orga- 
nisation des Staatlichen Amtes für kirchüche Angelegen- 
heiten (Sb. Nr. 228/1949): verbindhche Rechtsauskunft 
(Anm. 25). 

^35) Es erscheinen regelmäßig ca. 30 verschiedene Perdiodika. 
Vgl. dazu die laufende Publikationsübersicht in: Kirche im 
Sozialismus (Anm. 4). 

136) Der Chef des Kirchensekretariats, K. Hruza, teilte 1977 mit, 
daß ün Lande laufend 27 reUgiöse Wochen- und Monats- 
blätter erscheinen, angeführt von den „Katoüzke Noviny" 
mit insgesamt — tschechisch und slowakisch — 250 000 
Exemplaren. Vgl. Rüde Prawo vom 23.2. 1977, deutsch: OEA 
1978, S. A427 (A429); Ungarn: Andräs, Kirchen und Reh- 
gionsgemeinschaften (Anm. 4), S. 554 ff.; Polen: „Die Rö- 
misch-Katholische Kirche unterhielt 1982 20 Verlage und 
gab 89 Zeitungen und Zeitschriften mit einer Gesamtauf- 
lage von 1 , 1 Millionen Exemplaren heraus, die übrigen Kir- 
chen in 10 Verlagen insgesamt 19 Zeitschriften mit einer 
Gesamtauflage von 84 000 Exemplaren". Revesz (Anm. 9), 
S. 99. 

137) Es handelt sich um das „Journal des Moskauer Patriar- 
chats", Auflage: 15 000 Exemplare (Nachweis: Furov-Be- 
richt/Anm. 48) und „Der orthodoxe Bote" (ukrainisches 
Exarchat). Es charakterisiert die staatliche Interessenrich- 
tung und Einflußnahme auf die kirchliche PubUzistik, daß 
die Russisch-Orthodoxe Kirche daneben fünf (1!) Zeitschrif- 
ten für ihre Metropoüen außerhalb der UdSSR herausgibt. 

138) Bulgarien: Art, 15 Gesetz 1949; tSSR: verbindhche Rechts- 
auskunft (Anm. 25); Polen: Die von den Rehgionsgemein- 
schaften „genehmigten" Publikationen sind ausdrückhch 
von der Vorzensur ausgenommen (Art. 4 Abs. 1 Ziff, 8, 10 
Gesetz über die Kontrolle von Publikationen und öffenth- 
chen Aufführungen vom 31,7,1981 — Dz.U, 1981, Nr. 20, 
Pos. 99; deutsch: JOR Bd. XXII / 1981, S. 551 ff. - i. d. F. 
vom 28.7.1983 — Dz.U. 1983, Nr. 44, Pos, 204 — ; dazu auch 
unter Abschnitt A — D. Blumenwitz); Rumänien: Art. 25 
Abs. 2 Dekret 1948; UdSSR: Art. 11 lit. b UdSSR-Instruktion 
1961 über die Anwendung der Kultgesetzgebung; Furov- 
Bericht (Anm. 48), S. 33; Ungarn: Die DVO Nr. 4/1959 
(deutsch: Voss — Anm. 25 — , S. 264) ist 1986 mit dem Erlaß 
des IhresseG aufgehoben worden. Vgl. dazu Abschnitt A — 
D. Blumenwitz. 

139) Ygl. Furov-Bericht, ebda., sovrie Luchterhandt (Anm. 52), 
S. 162. 

140) Art. 8 lit. a und b, Art. 11 lit. a UdSSR-Instruktion 1961; 
Art. 17 RSFSR- VO 1929/1975 und die entsprechenden Nor- 
mativakte der anderen Unionsrepubhken; im übrigen Bul- 
garien: Art. 21 Abs. 1, 23 Abs. 1 Gesetz 1949; CSSR: Das 
Verbot wird konkludent aus der Aufhebung aller früheren 
rehgionsrechthchen Vorschriften durch § 14 Gesetz vom 
14.10.1949 über die wirtschafthche Sicherstellung von Kir- 
chen und rehgiösen Gemeinschaften durch den Staat (Sb. 
Nr. 218/1949) hergeleitet. Der Staat unterhält in beiden 
Landesteilen eine „Tschechische" und eine „Slowakische 
Caritas" (-Gesellschaft), die die ehemals kirchliche Sozialar- 
beit gleichgeschaltet hat. Vgl. Rabas (Anm. 12), S. 148; 
Rumänien: Caritative Tätigkeit ist weder in der allgemei- 
nen Ordnung der ReÜgionsgemeinschaften vom 3.8.1948 
vorgesehen, noch unter den im Organisationsstatut des Kul- 
tusdepartements abschließend aufgezählten Mitentschei- 
dungsbefugnissen in rehgiösen Angelegenheiten berück- 
sichtigt. Vgl. Dekret des Staatsrates vom 13.7.1970 über 
Organisation und Funktionsweise des Kultusdepartements 
(BO I, Nr. 103/1070) i. d. F. vom 23.2.1984 (BO I, Nr. 61/ 
1984). 

141) Die Verletzung des Verbots reügiöser Wohltätigkeit fällt in 
der Sowjetunion nicht unter den Straftatbestand der „Ver- 
letzung der Gesetze über die Trennung von Staat und Kir- 
che" (vgl. Art. 142 StGB RSFSR sowie die entsprechenden 
Artikel der anderen Unionsrepubliken), sondern wird straf- 
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rechtlich insbesondere als Ausübung eines .verbotenen Ge- 
werbes' (vgl. Art. 162 StGB RSFSR) geahndet. In Bulgarien 
steht auf die Verletzung des ReligionsG von 1949 eine hohe 
Geldstrafe (Art. 29). Hinsichtlich der CSSR vgl. § 178 StGB 
(„Vereitelung der Staatsaufsicht über die Kirche"). 

Der Staatsratsvorsitzende erklärte in dem Gespräch vom 
6.3. 1978 laut Nachrichtenagentur ADN: „Die Arbeit, die in 
kirchlichen Einrichtungen des Gesundheits- und Sozialwe- 
sens geleistet werde, diene gesamtgesellschaftlichen Inter- 
essen. Sinnvoll füge sie sich in das Grund anlieg en des So- 
zialismus ein, alles für das Wohl des Menschen zu tun. Auch 
weiterhin werde diese Tätigkeit materiell und durch die 
Ausbildung qualifizierter Fachkräfte unterstützt". Zit. nach 
Neues Deutschland vom 7.3.1978, S. 1. 

143) „Vereinbarung über die Ausbildung von mittleren medizi- 
nischen Fachkräften für eine Tätigkeit in katholischen Ein- 
richtungen des Gesundheits- und Sozialwesens in der Deut- 
schen Demokratischen Republik" — Ausbildungsvereinba- 
rung — vom 10.7.1975 (unveröffentlicht), Nachweis; A. Höl- 
lerbach, Das Verhältnis von Kirche imd Staat in der Deut- 
schen Demokratischen RepubUk, in; Grundriß des nachkon- 
ziliaren Kirchenrechts, hrsg. von J. Ustl/H. Müller/H. 
Schmitz, Regensburg 1980, S. 875 (880 Anm. 32), Eine ent- 
sprechende Vereinbarung wurde auf evangelischer Seite 
mit der „Inneren Mission und Hüfswerk der evangelischen 
Kirchen in der DDR" geschlossen. Vgl. H. Behr, Beispielhaft 
für Staat und Gesellschaft, Kirche im Soziahsmus 1977, Nr. 
2, S. 9 ff. 

144) Im Bereich der Katholischen Kirche werden sie von der 
Gesellschaft .Caritas' verwaltet. Vgl. Voss (Anm. 25), S. 1 19/ 
121 . 

145) w. Lewandowska, Tygodnik Powszechny vom 1.5.1983, 
deutsch; OEA 1984, S. A203 f. 


146) Vgl. Spiegel-Schmidt (Anm. 31). Die Vereinbarung mit 
der Katholischen Kirche nahm darauf Bezug. Vgl. Teil II, 
Punkt 1 und 3 (Anm. 31). 

147) Ausführlich UKI- Pressedienst. Spezialbereich; Religion und 
Kirche in Ungarn, Nr. 20/1981; Andräs, Kirchen und Reli- 
gionsgemeinschaften (Anm. 4), S. 554 f. 

146) Das Zahlenmaterial wurde von Prof. Dr. Gotthold Rhode 
und vom Berichterstatter zusammengestellt, wobei fol- 
gende Unterlagen verwertet wurden: Voss (Anm. 25); IGfM 
(Hrsg.), Christen im Baltikum 1985, Frankfurt/M. 1985; An- 
nuario Pontificio 1986, Cittä del Vaticano 1986; Andräs, Kir- 
chen und Religionsgemeinschaften (Anm. 4), Die Mitglie- 
derzahien der evgl. Landeskirchen in der DDR beruhen auf 
Auskünften, die deren Pressestellen 1986 dem Evangeli- 
schen Pressedienst/Frankfurt a. M. erteilt haben (vgl. Kir- 
che im Sozialismus 1987, Nr. 2, S. 37 f.). Lediglich die Evgl. 
Kirche in Berlin- Brandenburg (Ostregion) hat auf der 
Grundlage ihrer internen Statistik der Kirchensteuer- und 
Kirchen geldzahler exakte Zahlen, auch zu den im akti- 
ven (!) Dienst stehenden Pastoren und Pastorinnen (Stand; 
31.12.1986) vorgelegt (vgl. Anlagen zum Rechenschaftsbe- 
richt der Kirchenleitung, epd-Dok. Nr. 25/1987, S. 11 ff.). Im 
übrigen beruhen die Zahlen auf der Information des Luthe- 
rischen Weltbundes Nr. 52/1978. Die Zahlen hinsichtlich 
der Anhänger bzw. Mitglieder der Religionsgemeinschaf- 
ten sind Schätzungen zumeist der betreffenden Gemein- 
schaften selbst, da der kommimistische Staat im Rahmen 
der Volkszählung schon seit längerem (in der DDR zuletzt 
1964) keine offiziell zugängliche Religionsstatistik mehr be- 
treibt. Aus diesem Grunde liegen z. T. recht unterschiedli- 
che Angaben vor. Die Bearbeiter haben sich dabei für die 
nach ihrer Ansicht wahrscheinlicheren Daten entschieden 
oder aber beide Zahlen als Unter- und Oberwerte aufge- 
führt. 
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I. Völkerrechtliche Verankerung des 
Minderheitenschutzes 

1. Begriff der Minderheit nach Völkerrecht 

Der Begriff der Minderheit ist völkerrechtlich nicht 
eindeutig definiert. Einigkeit besteht nur darüber, daß 
nicht jeder Staat selbst über das Vorhandensein einer 
Minderheit in seinem Staatsgebiet bestimmen kann, 
da ansonsten das Leugnen des Vorhandenseins einer 
Minderheit den betreffenden Staat von allen völker- 
rechüichen Verpflichtungen entbinden würdet). 

Auf der dritten Sitzung der Unterkommission der 
Kommission für Menschenrechte wurde eine Defini- 
tion angenommen, die auch heute noch als die amtli- 
che UNO-Definition gilt 2): 

„Der Begriff der Minderheit umfaßt nur jene nicht 
herrschenden Gruppen innerhalb einer Bevölkerung, 
die dauerhafte ethnische, rehgiöse oder sprachhche 
Traditionen oder andere wesentliche Eigenschaften 
besitzen, die sie deuthch von denjenigen der übrigen 
Bevölkerung unterscheiden, und die sie zu bewahren 
wünschen“ 

Nicht zur „Bevölkerung" i. S. der Minderheitendefini- 
tion zählen die „Fremden", also Personen, die nicht 
mit dem Aufenthaltsstaat, sondern mit einem anderen 
Heimatstaat staatsangehörigkeitsrechüich verbunden 
sind. Sie unterstehen — wie z. B. auch die mit ihren 
Heimatländern weiterhin in Kontakt stehenden Ga- 
starbeiter — nicht dem Regime des Minderheiten- 
schutzes, sondern dem völkerrechthchen Fremden- 
recht und werden von ihrem jeweüigen Heimatstaat 
konsularisch wie diplomatisch geschützt. Erkennen 
Warschauer-Pakt-Staaten, wie z. B. Polen und die 
UdSSR, die bis zum Abschluß eines Friedesvertrages 
mit Deutschland fortbestehende deutsche Staatsange- 
hörigkeit der deutschen Restbevölkerung in den Ver- 
treibungsgebieten (völkerrechtswidrig) nicht an und 
nehmen dieser damit auch den diplomatischen wie 
konsularischen Schutz durch den Heimatstaat, so sind 
sie gehalten, zumindest den Minderheitenschutz zu 
gewähren. 

In den WP- Staaten gibt es keine speziellen Minder- 
heitendefinitionen . 

Die weite Spanne zwischen individualrechüicher und 
territorialrechtiicher Lösung der Minderheitenpro- 
bleme läßt eine einheitliche Begriffsbildung in den 
WP- Staaten — trotz des gemeinsamen ideologischen 
Rahmens der marxistisch-leninistischen (und stahni- 
stischen) Nationalitätenpolitik^) — nicht zu^). 


2. Völkerrechtliche Rechte der Minderheit 

Da eine Minderheit notwendigerweise aus Individuen 
besteht und sowohl den Individuen als auch der Min- 
derheit als Gruppe Rechte zustehen können, werden 
im Völkerrecht individuelle Minderheitenrechte und 
Gruppenrechte unterschieden. 


a) Schutz der physischen Existenz 

Die Konvention über die Verhütung und Bestrafung 
des Völkermordes vom 9.12.1948^) schützt die Min- 
derheitenangehörigen in ihrer physischen Existenz. 
Verboten sind Handlungen, die mit der Absicht be- 
gangen werden, ganz oder teilweise eine nationale, 
ethnische, rassische oder rehgiöse Gruppe zu vernich- 
ten, wie die Tötung oder die Zufügung von ernstem 
körperlichen oder geistigen Schaden, die bewußte 
Aufzwingung von Lebensbedingungen, die darauf 
berechnet sind, die gänzhche oder teilweise Vernich- 
tung der Gruppe herbeizuführen, die Auferlegung 
von Maßnahmen, die beabsichtigen, Geburten inner- 
halb der Gruppe zu verhindern, die zwangsweise 
Überführung von Kindern von einer Gruppe in eine 
andere. 

Erfaßt werden nur vorsätzlich begangene Handlun- 
gen, die auf die vollständige oder teilweise Zerstörung 
einer oder mehrerer der genannten Gruppen abzie- 
len. Die Tötung von Einzelpersonen, die Mitgheder 
einer Minderheit sind, genügt für die Anwendbarkeit 
der Konvention nicht. 

Durch die Genocid-Konvention wird neben den Grup- 
penangehörigen auch die Minderheit als solche ge- 
schützt s). 


b) Individuelles Diskriminierungsverbot 
aa) Begriffsbestimmung 

Das individuelle Diskriminierungsverbot verbietet die 
Benachteiligung der individuellen Minderheitenan- 
gehörigen in ihren negativen Freiheitsrechten, also 
den traditionellen Menschenrechten auf Leben, Frei- 
heit, Meinungsäußerung, Rehgions ausüb ung und 
Sprache. Geschützt werden die Minderheiten aber 
auch in ihren aktiven staatsbürgerhchen Rechten, also 
den politischen Stimm- und Wahlrechten und dem 
Zugang zu Ämtern und Ehrenstellungen sowie in ih- 
ren Rechten auf positive Leistungen des Staates im 
Bereich der allgemeinen Daseinsvorsorge ^). 

bb) Völkerrechtliche Verbindlichkeit 

Völkerrechthche Verbindlichkeit erlangte das indivi- 
duelle Diskriminierungsverbot mit dem Inkrafttreten 
der UN-Konvention zur Beseitigung jeder Form von 
Rassendiskriminierung am 4.1.1969, ferner des Inter- 
nationalen Paktes über wirtschaf fliehe, soziale und 
kulturelle Rechte (Art. 2 Abs. 2) am 3.1.1976 und des 
Internationalen Paktes über bürgerhehe und politi- 
sche Rechte (Art. 2 Abs. 1, Art. 27) am 23.3.1976. AUe 
Warschauer-Pakt-Staaten sind diesen Abkommen 
beigetreten (s. Kapitel I — E. Klein). Für die Verlierer- 
staaten des Zweiten Weltkrieges, Bulgarien, Rumä- 
nien und Ungarn, wurde das Diskriminierungsverbot 
schon durch die Pariser Friedensverträge vom 
10.2.1947 begründet. 
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cc) Minderheitenschutz in der KSZE-Schlußakte 

Der Minderheitenschutz der KSZE erscheint bislang 
ebenfalls nur als ein individuelles Diskximinierungs- 
verbot Nach Abs. 4 des Prinzips VII der Schlußakte 
von Helsinki werden die Teilnehmerstaaten, auf de- 
ren „Territorium nationale Minderheiten bestehen, 
das Recht von Personen, die zu solchen Minderheiten 
gehören, auf Gleichheit vor dem Gesetz achten“; die 
Teilnehmerstaaten werden ihnen „jede Möglichkeit 
für den tatsächlichen Genuß der Menschenrechte und 
Gmndfreiheiten gewähren und werden auf diese 
Weise ihre berechtigten Interessen schützen " . 

,Korb 3' der Beschlüsse von Helsinki enthält unter der 
Überschrift „Nationale Minderheiten oder Regional- 
kulturen“ einen Satz, der die Gruppen zwar lobend 
anspricht, diese aber mehr in die Pflicht nimmt als 
ihnen Rechte vermittelt: 

„Die Teünehmerstaaten, in Anerkennung des Bei- 
trags, den die nationalen Minderheiten oder regiona- 
len Kulturen zur Zusammenarbeit zwischen ihnen in 
verschiedenen Bereichen der Büdung bieten können, 
beabsichtigen, wenn auf ihrem Territorium solche 
Minderheiten oder Kulturen existieren, diesen Beitrag 
unter Berücksichtigung der legitimen Interessen ihrer 
Mitglieder zu erleichtern“. 

dd) Bedeutung des individuellen Diskriminierungsver- 
bots 

Die Garantien des individuellen Diskrinünierungsver- 
bots sind für die Minderheiten von geringem Wert, 
weil sie bei einer formalen Auslegung eine Majorisie- 
rung der Minderheit durch die Mehrheit nicht aus- 
schließen. Die Majorisierung bewirkt auf die Dauer — 
auch ohne Verstöße gegen das Diskrinünierungsver- 
bot — eine Assimilierung und Existenzvernichtung 
der Minderheiten. 


c) Kollektives Diskriminierungsverbot 

In Art. 2 lit. a des Internationalen Übereinkommens 
zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminie- 
rung vom 21.12.1965 (lÜBFR) wird der Gleichheits- 
grundsatz zum gruppenbezogenen, kollektiven Dis- 
kriminierungsverbot aufgewertet. Danach haben die 
Behörden der Vertragsstaaten diskriminierende Maß- 
nahmen nicht nur gegenüber Personen, sondern auch 
gegenüber Personengruppen und Einrichtungen zu 
unterlassen. Nach Art. 1 Abs. 1 bedeutet Diskriminie- 
rung die Unterscheidung, den Ausschluß und die Be- 
vorzugung von Menschen und Gruppen, die auf 
Rasse, Farbe, Abstammimg, nationaler oder ethni- 
scher Herkunft gründen und die den Zweck oder die 
Wirkimg haben, die Anerkennimg, den Genuß und 
die Ausübung von Menschenrechten im politischen, 
wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen und jedem an- 
deren Bereich des öffentlichen Lebens zu gefährden. 
Eine positive Schutzpflicht besteht für die Staaten in- 
sofern, als sie verpflichtet sind, die Aufstachelung zum 
Rassenhaß imd ähnliche Formen einer Volksverhet- 
zung gesetzlich zu verbieten. 


d) Rechte aus Art. 27 IPBPR 

Die wichtigste völkerrechtlich verbindliche Schutz- 
norm ist seit 1976 Art. 27 IPBPR, der bestimmt, daß 
in den Staaten mit ethnischen, religiösen oder sprach- 
lichen Minderheiten Angehörigen solcher Minderhei- 
ten nicht das Recht vorenthalten werden darf, ge- 
meinsam mit anderen Angehörigen ihrer Gruppe ihr 
eigenes kulturelles Leben zu pflegen, ihre eigene Re- 
ligion zu bekennen und sich ihrer eigenen Sprache zu 
bedienen. Mit den Rechten auf Kulturpflege und auf 
Gebrauch der Muttersprache sind die wichtigsten 
Aspekte eines positiven Minderheitenschutzes ange- 
sprochen. Das Recht, die eigene Sprache zu gebrau- 
chen, bedeutet nicht, daß den Angehörigen ethni- 
scher, sprachlicher oder religiöser Minderheiten der 
Gebrauch ihrer eigenen Sprache staatlicherseits über- 
all gestattet werden muß, sondern nur, daß sie die 
eigene Sprache im nichtstaatlichen Bereich benützen 
können 12). Deshalb ist eine Völkerrechtsverletzung 
nur dann gegeben, wenn der Gebrauch der eigenen 
Sprache im nichtstaatlichen Bereich unterbunden 
wird. 

Das Recht der Angehörigen ethnischer, religiöser oder 
sprachlicher Minderheiten, die eigene Religion zu be- 
kennen und auszuüben, beinhaltet die Gedanken-, 
Gewissens- und Religionsfreiheit. Die Religionsfrei- 
heit schließt die Kultusfreiheit und die Freiheit zur 
religiösen Unterweisung ein. Das Recht auf Bekennt- 
nis und Ausübung der eigenen Religion wird außer- 
dem auch durch Art. 18 IPBPR gewährleistet. Aller- 
dings geht Art. 18 inhaltlich über Art. 27 IPBPR hinaus, 
da er neben dem Recht auf Gedanken-, Gewissen- 
und Religionsfreiheit auch eine Bestimmung enthält, 
die es den Eltern oder dem Vormund ausdrücklich 
erlaubt, für die religiöse und sittliche Erziehung der 
Kinder frei nach ihrer Überzeugung zu sorgen (vgl. 
Abschnitt F — O. Luchterhandt). Die Einbeziehung 
der Religionsfreiheit in den Minderheitenschutz ver- 
deutlicht die spezifische Rolle der Kultusfreiheit für 
die Volksgruppe. Die Glaubenszugehörigkeit ist, trotz 
aller weltanschaulichen Offenheit des IPBPR, ein nach 
Art. 27 anerkanntes Integrationselement — auch im 
atheistischen Staat 

Die Frage, ob es sich bei den in Art. 27 IPBPR ange- 
sprochenen Rechten auch um Gnippenrechte der 
Minderheiten 14) oder nur um Individualrechte der 
Gruppenangehörigen 15) handelt, ist umstritten. We- 
gen des in den WP- Staaten generell unterentwickel- 
ten Rechtsschutzsystems (vgl. Abschnitt I ~ G. Brun- 
ner), kommt der Unterscheidung im Berichtsgebiet 
nur nachgeordnete praktische Bedeutung zu. Mate- 
riell sind die in Art. 27 IPBPR erwähnten Rechte Grup- 
penrechte. Das gilt vor allem für das Recht auf den 
freien Gebrauch der Muttersprache; Sprachenrechte 
sind immer Gnippenrechte, denn ohne das Sprechen 
nüt anderen, in der Gemeinschaft derer, die diese 
Sprache selbst sprechen imd verstehen, ist der freie 
Gebrauch einer Sprache, auch der angestammten 
Muttersprache, nicht möglich. 

Umstritten ist weiter, ob die Vertragsstaaten völker- 
rechtiich gehalten sind, positive Maßnahmen zur För- 
derung der kulturellen, sprachlichen und religiösen 
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Entfaltung der Minderheiten zu ergreifen i®). Wenn- 
gleich auch der Wortlaut des Art. 27 IPBPR hierzu 
nichts aussagt, kann doch in Verbindung mit Art. 2 
Abs. 2 IPBPR von der Verpflichtung der Vertragsstaa- 
ten ausgegangen werden, Vorkehrungen zu treffen, 
um den in Art. 27 angesprochenen Rechten Wirksam- 
keit zu verschaffen 1^). Ein Satz des Völkerrechts, wo- 
nach eine Minderheit — vor allem eine solche mit f est- 
umrissener territorialer Basis — besondere Mitwir- 
kungsrechte im Gesamtstaat besitzt, ist allenfalls in 
Entstehung begriffenes) Dagegen ist jeder auf die 
Minderheit ausgeübte direkte oder auch nur indirekte 
Assimüierungsdruck völkerrechtswidrig; das Völker- 
recht kennt nur die freiwillige Assimiherung der Mit- 
glieder einer Minderheit nicht aber eine unter Zwang 
erfolgende. 

Im Gegensatz zu den meisten Menschenrechtsbestim- 
mungen des IPBPR enthält Art. 27 keine Vorbehalts- 
klausel, die die Paktstaaten aus Gründen der nationa- 
len oder öffenthchen Sicherheit, der öffentiichen Ord- 
nung, Sittiichkeit, Volksgesundheit oder unter ähnh- 
chen Gesichtspunkten zu einschränkenden Maßnah- 
men berechtigen würde. Im Gegensatz zu Art. 18 
IPBPR ist Art. 27 aber nicht „notstandsfest“ (Axt. 4 
Abs. 2 IPBPR): aufgrund eines öffentlichen Notstan- 
des, der das Leben der Nation bedroht und der amtiich 
verkündet ist, kann Art. 27 IPBPR außer Kraft gesetzt 
werden. Allerdings darf auch im Falle eines nationa- 
len Notstandes „keine Diskriminierung allein wegen 
der Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts, der Reh- 
gion oder der sozialen Herkunft“ erfolgen (Art. 4 Abs. 
1 IPBPR). Die Einbeziehung des Art. 27 IPBPR in die 
Gruppe der nicht ,notstandsfesten' Rechte macht aber 
schließhch auch deuthch, daß die Minderheitenrechte 
vom Pakt nicht als belanglose Programmsätze angese- 
hen werden, sondern — wie dargelegt — echte 
Rechte, die nur in extremen pohtischen Situationen 
eingeschränkt werden dürfen, darstellen. 


II. Innerstaatliche Rechtslage und Praxis 


Obwohl es in allen Warschauer- Pakt- Staaten Minder- 
heiten gibt (vgl. IV. Anhang), fällt die Handhabung 
und Ausgestaltung der innerstaatlichen Rechtslage 
und Praxis in den einzelnen Staaten verschieden 
aus. 


1. Staatsrechtliches Selbstverständnis 


Hinsichtiich der ethnischen Struktur ihrer Bevölke- 
rung imterscheiden sich die WP-Staaten grundlegend 
voneinander. Während Rumänien, Bulgarien, Un- 
garn, Polen imd die DDR sich als Nationalstaaten ver- 
stehen, ist die Tschechoslowakei (seit 1969) ein Zwei- 
Nationen-Staat und die Sowjetunion ein Vielvölker- 
staat. Es hegt in der Natur der Sache, daß die inner- 
staatiiche Rechtsordnung diesen Gegebenheiten 
schon im verfassungsrechthchen Ansatz Rechnung 
tragen muß. 


a) Sowjetunion 

Für die Rechtslage der Minderheiten in der Sowjet- 
union sind zwei verfassungsrechthche Grundaussa- 
gen, die in Art. 70 der Verfassung von 1977 Eingang 
gefunden haben, von besonderer Bedeutung: 

— Nach ihrem Selbstverständnis ist die Sowjetunion 
ein Vielvölkerstaat, in dem keines der Völker die 
Staatsnation bildet. Da es keine Mehrheit gibt, sind 
auch keine Minderheiten denkbar i^). Die etwa 100 
nichtrussischen Volksgruppen in der UdSSR ma- 
chen etwa 47% der Gesamtbevölkerung aus. Nach 
ihrer historischen Herkunft und pohtisch-kulturel- 
len Prägung ist die Sowjetunion aber ein Staat der 
Großrussen, die (noch) die absolute Mehrheit bil- 
den und sich als die Staatsnation fühlen. 

— Nach verfassungsrechtlicher Auffassung ist die 
Nationalitätenfrage in der Sowjetunion ausschheß- 
lich auf der Grundlage des Territorialprinzips zu 
lösen. Die auf Lenin zurückgehende Grundauffas- 
sung, daß die Nation kein Personal-, sondern ein 
Territorialverband sei, hat wesentliche Konse- 
quenzen für die Rechtsstellung der Minderheiten. 
In der Sowjetunion bestehen 53 nationale Gebiets- 
einheiten mit unterschiedhchem Rechtsstatus. Die 
Föderalstruktur des Landes zeigt sich in den 15 
Unionsrepubliken. Außerdem gibt es 20 Autonome 
Republiken, acht Autonome Gebiete und zehn Au- 
tonome Bezirke. 

Von den 100 Volksgruppen haben 58 eine eigene na- 
tionale Gebietsfreiheit. In fünf Gebietseinheiten sind 
zwei Titularnationen, in der Autonomen Repubhk Da- 
gestan zehn überwiegend ostkaukasische Völker zu- 
sammengefaßt. Damit wurden bei der der territorial- 
rechtiichen Lösung 49 Volksgruppen berücksichtigt, 
deren Angehörige 97,8 % der Sowjetbürger ausma- 
chen (s. Anhang). 

Diese verfassungsrechthche Lösung hat für die Min- 
derheiten jedoch Nachteile, die sich aus der Sied- 
lungsstruktur der jeweiligen Volksgruppen ergeben. 
Nur geschlossen siedelnde Volksgruppen können in 
einer Gebietseinheit erfaßt werden, während Volks- 
gruppen in Streusiedlungen bei der rein territorial- 
rechthchen Lösung nicht berücksichtigt werden kön- 
nen. Gerade die deutsche, jüdische und die polnische 
Minderheit sind bei der territorialrechtlichen Lösung 
der Minderheitenproblematik besonders betrof- 
fen 20 ): 

— Für die 1,9 Mill. Deutschen (Platz 14 unter den 
Volksgruppen, s. Anhang) gibt es im System der 
Gebietseinheiten der UdSSR überhaupt keinen 
Platz 21). Die große Gruppe der Wolgadeutschen 
erhielt 1924 den Status einer Autonomen Repubhk 
zugesprochen; daneben bestanden 18 nationale 
Bezirke für deutsche Siedler in verschiedenen Tei- 
len der Sowjetunion. Alle diese deutschen Ge- 
bietseinheiten wurden 1941 liquidiert, als Stahn 
die Deportation aller in der europäischen Sowjet- 
union lebenden Deutschen nach Sibirien und Zen- 
tralasien anordnete, wo sie überwiegend auch 
heute verstreut siedeln imd für eine umfassende 
territoriale Organisation nicht in Frage kommen. 
1964 erfolgte im Zuge der Entstalinisierung eine 
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Teürehabilitierung der Deutschen. Die Rückkehr 
in ihre Heimatgebiete wie die Wiedererrichtung 
der Autonomen Republik (der Wolgadeutschen) 
wird ihnen jedoch weiter verweigert 22 ). 

— Die traditionell verstreut siedelnden 1,8 Mill. Ju- 
den (Platz 16, s. Anhang) besitzen seit 1934 ein 
Autonomes Gebiet in Birobidschan, das auch 
heute noch besteht. Allerdings wurde dieses Ge- 
biet im Femen Osten, am linken Ufer des Amur, an 
der chinesischen Grenze errichtet, wo es so gut wie 
keine Juden gab. In diese unwirtliche Gegend sind 
auch kaum Juden gezogen (von den rund 200 000 
Bewohnern des autonomen Gebiets sind etwa 
11 000 Juden, was nur 5,5% der Gebietsbevölke- 
rung imd 0,6% aller Sowjefluden entspricht). 

— Die 1,2 Mill. Polen (Platz 22, s. Anhang) haben nie 
eine eigene Gebietseinheit gehabt, obgleich die 
siedlungsmäßigen Voraussetzungen Vorlagen; die 
Einverleibung Ostpolens aufgrund der geheimen 
ZusatzprotokoUe vom 23.8, und 28.9.1939 zum 
deutsch-sowjetischen Nichtangriffspakt soll nicht 
verdeutlicht werden 23). 

— Benachteiligt von der territoralrechtlichen Lösung 
sind weiter die Tataren (mit 6,3 Mill. Volkszugehö- 
rigen die sechstgrößte „Nation" der Sowjetunion, 
s. Anhang) und die Mordwinen. Von den Tataren 
leben nur 26% in ihrer Autonomen Republik, die 
das ursprüngliche Siedlungsgebiet der Wolga- 
tataren ist. Bis 1944 hatten die Krimtataren eine 
eigene Autonome Repubhk, wurden aber dann als 
unzuverlässig geltende Völkerschaft genauso 
zwangsdeportiert wie die Deutschen 24). Den Krim- 
tataren wird — trotz ihrer faktisch die gesamte 
Volksgruppe umfassenden Protestbewegung und 
ihrer massiven, durch die spektakulären Demon- 
strationen Ende Juli 1987 auf dem Roten Platz 
weltweit bekanntgewordenen Protestaktionen — 
die Rückkehr imd die Wiedererrichtung ihrer Re- 
publik auf der Krim verweigert. Insofern besteht 
eine gewisse Ähnlichkeit mit der Lage der Deut- 
schen. Im Gegensatz zu ihnen können sie aber 
nicht auf die Fürsprache eines ausländischen Staa- 
tes hoffen. Die Mordwinen, eine finno-ugrische 
Volksgruppe, leben nur zu 28,4% in ihrer Autono- 
men Republik, weil sie großflächig in russischen 
Gebieten verstreut siedeln. 


Neben dem Bekenntnis zum Vielvölkerstaat und der 
Lösung der Minderheitenproblematik auf territorialer 
Basis enthält die Unionsverfassung drei Grundrechts- 
vorschriften, die von spezifisch mtnderheitenrechtli- 
cher Relevanz sind; 1. In Art. 36 ist ein individuelles 
Diskriminierungsverbot in bezug auf Rasse und Natio- 
nalität statuiert. 2. Nach Art. 64 ist die nationale 
Würde anderer Bürger zu achten und die Freund- 
schaft zwischen den Nationen und Völkerschaften der 
Sowjetunion zu festigen. 3. Außerdem wird unter den 
Garantien des Rechts auf Bildung die Möglichkeit ge- 
nannt, muttersprachüchen Schulunterricht zu erhal- 
ten (Art. 45 Abs, 2). Wegen der weitgehenden Schran- 
ken in der Verfassung selbst läßt sich die Nationalitä- 
tenpolitik jedoch beliebig gestalten. 


b) Andere Warschauer-Pakt-Staaten 

Im Gegensatz zur Sowjetimion finden sich in den Ver- 
fassungen der übrigen WP- Staaten mit Ausnahme Po- 
lens ausdrückliche oder implizite Hinweise auf die 
Existenz von Minderheiten: 

Bulgarien: Art, 45 Abs. 7: „Bürger nichtbulgarischer 
Abstammung" ; 

DDR: Art. 40: „Bürger ... sorbischer Nationalität"; 

Rumänien: Art. 22 und 109 Abs. 1: „mitwohnende 
Nationalitäten", „Bewohner anderer Nationalität"; 

Tschechoslowakei: Art. 1 des Verfassungsgesetzes 
über die Stellung der Nationalitäten in der CSSR: 
„magyarischen, deutschen, polnischen und ukraini- 
schen (ruthenischen) Nationalität"; 

Ungarn: § 61 Abs. 3: „auf ihrem Gebiet lebenden 
Nationalitäten". 

aa) Polen 

In Polen ignorieren Verfassung und Gesetzgebung 
die Existenz nationaler Minderheiten. Ein bescheide- 
ner positiver Minderheitenschutz besteht lediglich im 
Bildungswesen und bei der Kultuipflege im Rahmen 
von Verwaltungsvorschriften 25). Die Existenz einer 
deutschen Minderheit wird ausdrückhch geleug- 
net 26). Im deutsch-polnischen Ausreiseprotokoll vom 
9.10.1975 ist dagegen explizit von „Personen mit un- 
bestreitbar deutscher Volkszugehörigkeit" die Rede. 

bb) Tschechoslowakei 

Die Tschechoslowakei nimmt zwischen Nationalstaat 
und Vielvölkerstaat eine Zwitterstellung ein. Sie 
wurde nach dem Ersten Weltkrieg als Einheitsstaat 
auf die Fiktion gegründet, es gebe eine einheitliche 
tschechoslowakische Nation (die in ethnischer Hin- 
sicht allerdings nur 68% der Gesamtbevölkerung aus- 
machte). Nach der Vertreibung der Sudetendeut- 
schen und der Umsiedlung eines Teils der ungari- 
schen Volksgruppe nahm die Verfassung von 1948 die 
Existenz von zwei Nationen („närody"), der Tsche- 
chen und Slowaken, zur Kenntnis. Nationale Minder- 
heiten, die immerhin noch 6% der Gesamtbevölke- 
rung ausmachten, wurden nicht erwähnt. Erst Art. 25 
der Verfassung von 1960 sicherte den „Bürgern unga- 
rischer, ukrainischer und polnischer Nationalität" 
Rechte zu. Die Anerkennung der nach den Ungarn 
zweitgrößten nationalen Minderheit, der deutschen 
Minderheit (1950: 1,3%, 1961; 1,0%, 1970: 0,6%, 
1980; 0,4% der Gesamtbevölkerung), erfolgte erst 
durch die Verfassungsgesetze vom 27.10,1968: Das 
„Föderationsgesetz" gestaltete den Einheitsstaat in 
einen „Bundesstaat zweier gleichberechtigter Bruder- 
nationen, der Tschechen und Slowaken" (Art. 1 Abs. 

l) , um; nach der Präambel zum „Nationalitätenge- 
setz" 27) wird das Volk der Tschechoslowakei außer 
von „der tschechischen und der slowakischen Nation" 
auch von der „ungarischen, deutschen, polnischen 
und ukrainischen (ruthenischen) Nationalität gebü- 
det". 
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cc) Rumänien 

Sehr ausführlich und mit der neueren tschechoslowa- 
kischen Regelung vergleichbar ist das alte rumäni- 
sche Nationalitätendekret 28) vom 6.2.1945, welches 
noch unter der könighchen, überwiegend bürgerh- 
chen Koalitionsregierung des letzten nichtkommuni- 
stischen Ministerpräsidenten Rädescu erlassen wurde 
und formell noch heute gilt, ln 27 Artikeln ist eine 
umfassende und detaillierte Regelung der Minderhei- 
tenproblematik enthalten. Dieses Dekret hat keinen 
Verfassungsrang; ihm gehen alle später erlassenen 
gesetzlichen Bestimmimgen vor. 

So wurden die nationalen Minderheiten („minoritätile 
nationale") des Dekrets vom 6.2.1945 durch den Be- 
griff der Nationaütäten (Dekret Nr. 620 vom 3.8.1945) 
und der „mitwohnenden Nationalitäten" („nationah- 
tati conlocuitoare " ) ersetzt (Art. 24 Verf. 1948). Die 
Verfassung von 1952 griff dann den Terminus „natio- 
nale Minderheit" wieder auf (Art. 82), der dann erneut 
fallen gelassen wurde. Seit der Verfassung von 1965 
(Art. 22) wird nur noch von „mitwohnenden Nationa- 
litäten" gesprochen. Der Sprachgebrauch wird damit 
begründet, daß von „Minderheiten" nur in bezug auf 
kapitahtische Staaten gesprochen werden könne (vgl. 
den rumänischen Bericht vom 29.7.1978 an das UN- 
Menschenrechtskomitee — CCPR/C/1 Add. 33). 

Neben den ca. 0,4 Mill. Deutschen leben in Rumänien 
ca. 1,6 Mill. Magyaren, die prozentual größte Minder- 
heit in einem WP- Staat (s. Anhang). Für die Ungarn in 
Rumänien sah die Verfassung von 1952 (Art. 19-21) 
eine ungarische Region vor, in der die ungarische 
Minderheit über 77% der Regionalbevölkerung 
stellte. Den ungarischen Aufstand von 1956 nahm die 
rumänische Regierung zum Anlaß, die Mehrheitsver- 
hältnisse in der magyarischen Region zugunsten der 
rumänischen Bevölkerung zu verändern. 1968 wurde 
das Autonome Gebiet im Zuge der Verwaltungsre- 
form beseitigt 29). 

dd) Ungarn 

Die ungarische Verfassung verwendet sowohl in ihrer 
ursprünghchen Fassung von 1949 (§49 Abs. 3) als 
auch in ihrer revidierten Form von 1972 (§ 61 Abs. 3) 
den Ausdruck "Nationalitäten" („nemzetisegek"). 
Mit ca. 250 000 stellen die Deutschen die größte Min- 
derheit in Ungarn dar (s. Anhang). 

ee) Bulgarien 

Die bulgarische Verfassung von 1947 (Art. 79 Abs. 1) 
erkannte „nationale Minderheiten" (nacionalnite 
malcinstva) als Rechtsträger an. Die in der zweiten 
Hälfte der 50er Jahre einsetzende Bulgarisierungspo- 
htik fand dann in der neuen Verfassung von 1971 
ihren terminologischen Niederschlag, wo nurmehr 
von „Bürgern nichtbulgarischer Abstammung" (graz- 
danite ot nebälgarski proizchod) die Rede ist (Art. 45 
Abs. 7). Es wird der Eindruck erweckt, daß es in Bul- 
garien keine ethnischen Minderheiten gebe, wenn 
auch nicht in Abrede gestellt wird, dciß nicht alle bul- 
garischen Staatsbürger bulgarischer Abstammung 
seien (vgl. den bulgarischen Bericht vom 27.6.1978 an 
das UN-Menschenrechtskomitee — CCPR/C/1 Add. 


30, S. 16). Damit wird die Volksgruppe als Bezugs- 
punkt rechthcher Regelungen in Frage gestellt. In 
Bulgarien leben eine türkische und eine mazedoni- 
sche Minderheit (s. Anhang I.). 

ff) DDR 

Was die Minderheitenproblematik anbelangt, ver- 
steht auch die DDR sich als Nationalstaat (gern. Ver- 
fassungsrevision von 1974 als „sozialistische Nation 
deutscher Nationalität"). Für die sorbische Minderheit 
(ca. 60-100 000 Menschen in den Bezirken Dresden 
und Cottbus) gilt das sächsische „ Sorben gesetz" vom 
23.3.1948 fort 30). 


2. Schutz der Minderheiten in wichtigen staatlichen 
Bereichen 

a) Bildungswesen 

Das Büdungswesen ist traditionell ein wichtiger Be- 
reich der Minderheitenpohtik, weil hier die Grundla- 
gen für die Weitergabe der Kultur und Sprache an die 
nächste Generation gelegt werden. Umgekehrt ist das 
Bildungs wesen als Indoktrinationsebene für eine min- 
derheitenfeindhche Politik geradzu prädestiniert. Re- 
gelungen über das Bildungswesen der Minderheit 
enthalten — mit Ausnahme Polens — alle Verfassun- 
gen, wobei der Gebrauch der Muttersprache im 
Schulunterricht im Vordergrund steht. Verschiedene 
Unterrichtsformen sind dabei denkbar: Nationalitä- 
tenschulen mit der Muttersprache als Unterrichtsspra- 
che oder als Unterrichtsfach oder gemischte Schulen 
mit besonderen Klassenzügen für nationale Minder- 
heiten. Einzelheiten sind in den Schulgesetzen und 
Durchführungsvorschriften der Kulturbehörden gere- 
gelt. 

Art 36 Abs. 2 Verfassung der UdSSR reflektiert die 
aktuellen Grundlagen der Nationahtätenpohtik, mit 
den Schlagwörtem der „allseitigen Entwicklung und 
Annäherung aller Nationen und Völkerschaften", der 
Erziehung im Geiste des „Sowjetpatriotismus und des 
soziahstischen Intemationaüsmus " sowie der Mög- 
üchkeit, die Muttersprache und die Sprachen anderer 
Völker zu gebrauchen, umschrieben. Art. 45 Abs. 2 
Verfassung spricht in bezug auf das Bildungswesen 
nur noch von der Möghchkeit des Schulunterrichts in 
der Muttersprache (Art. 121 Abs. 2 Verfassung von 
1936 sah die „Erteilung“ in der Muttersprache vor). 
Das Unionsgesetz über die Grundlagen der Volksbil- 
dung vom 19.7.1973 räumt den Eltern in Art. 20 das 
Recht ein, zwischen Schulen verschiedener Unter- 
richtssprachen zu wählen, doch ist der Reahtätsgehalt 
dieses Wahlrechts gering 3i). Es gibt drei Typen von 
Nationaütätenschulen : 

(1) mit der Muttersprache als Unterrichtssprache und 
Russisch als Unterrichtsfach; 

(2) mit Russisch cds Unterrichtssprache und der Mut- 
tersprache als Unterrichtsfach; 

(3) mit mehreren Unterrichtssprachen. 

Nach Verlautbarungen aus der Sowjetunion soU in 
den 70er Jahren in den ersten Klassen in 56 Sprachen 
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Unterricht erteilt worden sein; aber nur die Kinder von 
17 Volksgruppen können die obügatorische Mittel- 
schulbildung in ihrer Muttersprache beenden. Zum 
Hochschulstudium in der Muttersprache haben nur 
die 15 Titulamationen der Unionsrepubliken Zugang. 
Beobachter des Bildungssystems in der UdSSR spre- 
chen ganz allgemein von einer massiven Intensivie- 
rung des Russischunterrichts ^2) 

Der deutschen Minderheit in der UdSSR standen zwi- 
schen 1941 und 1955 keine angemessenen Unter- 
richtsmöglichkeiten zur Verfügung. Erst nach der 
Amnestie änderte sich die Lage durch die VO des 
Ministers für das Bildungswesen der RSFSR vom 
9.4.1957 „Über die Organisierung des Unterrichts in 
der Muttersprache der Kinder und erwachsenen Be- 
völkerung deutscher Nationalität" In Sibirien, Ka- 
sachstan und Mittelasien werden heute Deutsch und 
Englisch als Fremdsprache angeboten, zwischen de- 
nen die Schüler wählen können. Darüber hinaus wird 
stellenweise Deutsch als erweitertes Unterrichtsfach 
und auch als Muttersprache angeboten. Angaben 
über die Qualität des Deutschunterrichts, die Zahl der 
Kinder, denen er erteilt wird, die Ausbildung der 
Deutschlehrer, die Quantität und Qualität der verfüg- 
baren Schulbücher zu machen, ist aufgrund der Daten 
nicht möglich. Klagen über den Mangel an Lehrbü- 
chern und Lehrerheften und an der Gestaltung der 
Lehrpläne sind ebenso laut geworden, wie die Klage 
der Hochschulen über die mangelnde Ausbildung in 
der Mutter- bzw. Fremdsprache. 

In Ungarn ist der Unterricht in der Muttersprache oder 
zumindest als Unterrichtsfach einzuführen, wenn die 
Eltern von 15 Schülern einer Nationalität dies verlan- 
gen 3^). In § 7 Abs. 3 des vom Schuljahr 1986/87 an 
geltenden Gesetzes Nr. 1/1985 über das Unterrichts- 
wesen ist eine konkrete Zahl der erforderlichen An- 
tragsteller zwar nicht mehr genannt, aber es ist nicht 
anzunehmen, daß die bisherige Praxis geändert wer- 
den soU, zumal dies der großzügigen Nationahtäten- 
politik widerspräche und die amtliche Begründung 
zur Neuregelung auf die traditionellen Bedürfnisse 
und Gewohnheiten der Nationahtäten ausdrückhch 
Bezug nimmt ^5). 

Die näheren Voraussetzungen des Unterrichts in der 
Muttersprache einer der Nationalitäten sind in der 
Weisung des Unterrichtsministers Nr. 132/1970 OM 
„über die Regelung der Größe der Schülergruppen in 
allgemeinen Schulen, deren Unterrichtssprache eine 
Nationalitätensprache ist oder in denen die Mutter- 
sprache einer Nationalität als Unterrichtsfach unter- 
richtet wird"^®), ausgeführt. In der Praxis begnügen 
sich die Schulbehörden schon mit etwa fünf Schü- 
lern Für den Unterricht in deutscher Sprache wird 
staatlicherseits geworben 

In der Tschechoslowakei garantiert das Nationalitä- 
tengesetz den Minderheiten „die Möglichkeiten und 
Mittel einer allseitigen Entfaltung " . In den durch die 
Gesetze festgelegten Bedingungen wird das Recht auf 
Bildung in der eigenen Sprache gewährleistet. 30 El- 
tern müssen die Einrichtung von Minderheitenklas- 
sen beantragen 39). In der Tschechoslowakei gibt es 
„deutsche Sprachzirkel", in denen Deutschunterricht 
außerhalb des normalen Unterrichts erteilt wird'^o) 


In Art. 105-110 des rumänischen Unterrichtsgesetzes 
Nr. 28 vom 21.12.1978^^) ist in globaler Formutierung 
von Klassenzügen und sonstigen Unterrichtseinheiten 
in rumänischen Schulen in Gebietseinheiten, „die 
auch von einer Bevölkerung anderer Nationalität als 
der rumänischen bewohnt sind", die Rede. Die Aus- 
drucksweise, die im Gegensatz zu Art. 18 des Minder- 
heitenstatuts steht, soU das deutsche und das ungari- 
sche Schulwesen zurückdrängen. Diese Politik hat 
bereits Erfolg gehabU^^) An den Universitäten werden 
die germanistischen Fakultäten abgebaut und an bis- 
her deutschsprachigen Gymnasien Zug um Zug Klas- 
sen eingerichtet, in denen Rumänisch Unterrichts- 
sprache ist. Deutsche Schulen werden zu Sektionen 
rumänischer Schulen um gewandelt. In den weiterfüh- 
renden Schulen wird der deutsche Fachunterricht 
durch rumänischen ersetzt ^3) Erschwerend für das 
deutsche Schulwesen kommt nach dem Ende des 
Zweiten Weltkriegs hinzu, daß die notwendige Aus- 
bildung der Lehrer vor allem an den deutschen und 
österreichischen Universitäten und Akademien von 
der rumänischen Regierung unterbunden wird. Damit 
hörte sie auf, Vermittlerin europäischen Bildungs- 
und Kulturverständnisses zu sein. 

Über eine eigene Universität verfügte traditionell die 
große ungarische Minderheit in Siebenbürgen. Diese 
Universität in Klausenburg (Cluj) wurde 1959 unter 
dramatischen Umständen mit der rumänischen Ba- 
bez- Universität zur Babez-ßolyai-Universität verei- 
nigt. Damit wurde die ungarische Sprache an der Uni- 
versität systematisch zurückgedrängt ^4). 

In Bulgarien, wo vor allem das (ab 1951 zunächst aus- 
gebaute) Schulwesen der türkischen Minderheit poli- 
tisch brisant ist, werden türkische Unterrichtspro- 
gramme mit ähnlichen Methoden bekämpft wie in 
Rumänien. Seit 1958 sind die türkischen Minderhei- 
tenschulen in gemischte Schulen mit parallelen Klas- 
senzügen umgewandelt worden, in denen die bulga- 
rische Unterrichtssprache dominiert ^5). 

Det ailli erte Bestimmungen über die Unterrichtsspra- 
che der Sorben sind in der Anweisung der DDR- 
Regierung vom 9.4.1952^6) und in der 4. Durchfüh- 
rungsbestimmung zum Gesetz über das einheitliche 
sozialistische Bildungssystem — Bildung und Erzie- 
hung im zweisprachigen Gebiet der Bezirke Cottbus 
und Dresden vom 20.12.1968^’). Das Statut des Mini- 
steriums für Kultur vom 20.10.1977 (GBl. I Nr. 33 S. 
360) erwähnt die Entwicklung und Gestaltung der 
„sorbischen Volkskultur entsprechend den Prinzipien 
der sozialistischen Nationahtätenpolitik der Deut- 
schen Demokratischen Pohtik" eigens als Aufgabe 
des Ministeriums. Allen Kindern und Jugendlichen 
wird im zweisprachigen Gebiet die Möglichkeit ge- 
währt, vom Kindergarten bis zu der zur Hochschul- 
reife führenden Erweiterten Oberschule die sorbische 
Sprache zu lernen und anzuwenden. Die Ausbildung 
und Weiterbildung der Lehrer und Erzieher erfolgt 
teils an der Universität Leipzig, teils am sorbischen 
Institut für Lehrerbildung in Bautzen. Nach Pressein- 
formationen aus der DDR sollen 1984 an 60 Schulen 
ca. 5 000 Schüler am Sorbischunterricht teilgenom- 
men haben, unterrichtet von 221 Lehrern ^3) 
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In Polen, das die Existenz von Minderheiten grund- 
sätzlich nicht zur Kenntnis nimmt, gibt es für Weißrus- 
sen, Ukrainer, Slowaken und Litauer Schulen und 
Kulturverbände; die noch ansässige deutsche Bevöl- 
kerung wird diskriminiert ^9). 

b) Namensrecht 

Als Ausdruck des allgemeinen Persönhchkeitsrechts 
und im Hinblick auf die Erhaltung der kulturge- 
schichtlichen Beziehungen ist die zwangsweise Ände- 
rung des eigenen Namens eine für die Betroffenen 
einschneidende Maßnahme. Sie berührt die persönh- 
che Identität und die nationalen bzw. rehgiösen Ge- 
fühle der Betroffenen. Polen, die Tschechoslowakei 
und Bulgarien versuchen so nach außen das Vorhan- 
densein von Minderheiten nicht schon am Namen er- 
kennbar werden zu lassen. Insbesondere das nationa- 
listisch orientierte Bulgarien und das die deutsche 
Minderheit leugnende Polen wollen auf diese Weise 
die Einheit der Staatsnation stärken und dem Natio- 
nalismus Ausdruck verleihen. In Bulgarien wurde 
Ende 1984 und Anfang 1985 anläßlich der Ausstellung 
neuer Personalausweise der Austausch der türkisch- 
arabischen Namen durch bulgarisch-slawische Na- 
men gewaltsam durchgesetzt In der Tschechoslo- 
wakei werden die deutschen Eigennamen gegen den 
Willen der Betroffenen tschechisiert. Bei Frauen wird 
die in der Tschechoslowakei übhche Endung „ova" 
angefügt. Auch auf Grabinschriften dürfen keine 
deutschen Namen verwendet werden Ebenso wer- 
den in Polen die Vor- und Zunamen ohne den Willen 

der Betroffenen polonisiert^^j 

c) Gebrauch der Muttersprache 

Der Gebrauch der Muttersprache, der mit Ausnahme 
von Polen und Bulgarien überall geregelt ist, betrifft 
die Benutzung im nichtstaatlichen Bereich. In Rumä- 
nien {Art. 22, 109 Verf.) und in der Tschechoslowakei 
(Art. 3 Abs. 1 ht. c tschechoslowakisches Nationalitä- 
tenG) sowie in der Sowjetunion (Art. 159 Verf.) ist 
darüber hinaus auch der Gebrauch gegenüber Behör- 
den und Gerichten in dem (auch) für die Sprachauto- 
nomie entscheidenden Territorium gewährleistet. 
Nach der Normierung der rumänischen Verfassung 
sollen in „territorialen Verwaltungseinheiten, in de- 
nen außer der rumänischen Bevölkerung auch Perso- 
nen anderer Nationalitäten leben“, die Verwaltungs- 
behörden die Minderheitensprache gebrauchen und 
Leute beschäftigen, die der betreffenden Minderheit 
angehören bzw. diese Sprache sprechen (Art. 22 S. 2). 
Diese großzügige Bestimmung geht über das Minder- 
heitenstatut von 1945 hinaus, welches voraussetzt, 
dciß mindestens 30% der Bevölkerung die nationale 
Minderheit ausmachen p)a nach dem Statut (Art. 
9-11) der Justiz- bzw. Innenminister das Vorliegen der 
erforderlichen Bevölkerungszahl förmlich feststellt 
und das von der Verfassung abweichende Statut nicht 
definitiv außer Kraft gesetzt ist, ist Manipulationen 
Tür und Tor geöffnet. Auch die Tschechoslowakei 
erlaubt seit 1969 den Minderheitenangehörigen, daß 
sie in ihren jeweiligen Gebieten ihre Muttersprache 
gegenüber den Behörden verwenden können. Eine 
gesetzliche Normierung über das Vorliegen eines 


Minderheitengebietes fehlt allerdings. Sehr großzü- 
gig ist die ungarische Regelung, wonach sich im Ver- 
kehr mit Behörden ^^) sowie vor Gericht ^^) „jeder- 
mann“ seiner Muttersprache bedienen kann. Unter 
„jedermann“ sind dabei auch Personen zu verstehen, 
die der ungarischen Sprache mächtig sind. Insofern 
hat die Bestimmung einen die minderheitsangehöri- 
gen begünstigenden Nebeneffekt, der über Art. 14 
Abs. 3 a IPBPR hinausgeht. 

Art. 36 Abs. 2 der Verfassung der UdSSR garantiert 
die Muttersprache auch der Minderheit; die Vorschrift 
sichert den Bürgern der UdSSR zu, „die Mutterspra- 
che und die Sprachen anderer Völker der UdSSR zu 
benützen“. Aber auch hier gestatten Grundrechts- 
schranken und -auslegung, die Nationahtätenpohtik 
behebig zu gestalten. 

Die Gesetzessprache ist für die nichtrussischen Uni- 
ons- und Autonomen Repubhken ausdrücklich gere- 
gelt. Dabei werden unter „Gesetz“ nur Gesetze im 
formellen Sinne und die sonstigen Gesetzgebungs- 
akte (Erlasse bzw. Dekrete) der Obersten Sowjets ver- 
standen. Die allgemeine Sprachregel für die Veröf- 
fentlichungssprache lautet: Die Gesetze sind in der 
Sprache der jeweiligen Titularnation(en) und in Rus- 
sisch zu publizieren. Drei Unionsrepubliken erheben 
außerdem die Sprache ihrer größten nationalen Min- 
derheit in den Rang einer dritten Gesetzessprache: 
Armenisch in Aserbaidschan, Aserbaidschanisch in 
Armenien und Usbekisch in Tadschikistan^^). Auch in 
den Autonomen Republiken außerhalb der RSFSR mit 
einer von der unionsrepublikanischen Nationalität 
abweichenden Titularnation (Karahalpakische und 
Abchasische ASSR) gibt es drei Gesetzessprachen ^^). 
Für die Autonomen Gebiete gilt die Drei-Sprachen- 
Regel nur für das Südossetische Autonome Gebiet in 
Georgien ^ö). In den übrigen Fällen werden die 
Rechtsnormen automatisch in russischer Sprache ver- 
öffentiicht. 

Die gegenüber der Gesetzessprache für den Bürger 
bedeutsame Frage nach der Verwaltungssprache ist 
verfassungsrechtlich weitgehend unbeantwortet. Die 
aufgestellten Regeln über die Gesetzessprache lassen 
vermuten, daß zumindest in den Unions- und Autono- 
men Repubhken die Verwaltungsbehörden in Rus- 
sisch und in den Sprachen der Titularnationen zu pro- 
zedieren haben ^9) 

Die Gerichtssprache ist die jeweilige Regionalspra- 
che. Diese wird in Art. 159 der Unionsverfassung und 
ihm folgend in den Verfassungen und Normen der 
nationalen Gebietseinheiten sowie in den Bestim- 
mungen des Gerichtsverfassungs-, Zivil- und Straf- 
prozesses ^ö) als Sprache „der Unionsrepubhk, der au- 
tonomen Repubhk, des autonomen Gebiets, des auto- 
nomen Bezirks oder der Mehrheit der Bevölkerung 
der betreffenden Gegend“ definiert. Darüber hinaus 
sehen die Republiks Verfassungen Kasachstans, Weiß- 
rußlands und der Moldau Russisch als Gerichtsspra- 
che vor. Damit soll einer zunehmenden Russifizierung 
des Gerichtswesens Vorschub geleistet werden. 

Einschränkungen beim Gebrauch der Muttersprache 
erfährt insbesondere die jüdische Minderheit, wenn 
es darum geht. Jiddisch oder gar Hebräisch zu spre- 
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chen. Nach Ansicht der sowjetischen Behörden fällt 
Neu-Hebräisch (Ivrit) von vornherein nicht unter die 
Sprachgarantie des Art. 36 der Unionsverfassung 
Dieser geht nämlich davon aus, daß die Mutterspra- 
che auch die Nationalsprache der betreffenden Volks- 
gruppe ist, was für die jüdische Minderheit nicht zu- 
trifft, weil die Juden keine nationale, alle verbindende 
Sprache besitzen. Selbst im „Jüdischen Autonomen 
Gebiet“ dürfte Jiddisch als Gerichtssprache keine ei- 
genständige Bedeutung haben, weil die Sprache der 
sprachlich völhg russifizierten Titularnation, also der 
Juden, zweifellos hinter der Sprache der erdrücken- 
den Bevölkerungsmehrheit (Russen) zurücktritt ^2). 

Das bulgarische^^) und das polnische®^) Recht ge- 
währen nur das Justizgrundrecht (Art. 14 Abs. 3 
IPBPR) für Personen, die der Amtssprache nicht mäch- 
tig sind. 

d) Verbandswesen 

Den Minderheiten ist das Recht, national-kulturelle 
Verbände zu bilden, ausdrücklich nur in Art. 3 Abs. 1 
lit. d des tschechoslowakischen Nationalitätengeset- 
zes zugestanden, ln Ungarn haben alle Nationahtäten 
Verbände zur Förderung ihrer Kultur. Der Staat för- 
derte z. B. auch die Entwicklung des „Demokrati- 
schen Verbandes der Deutschen in Ungarn“. Das ur- 
sprünglich angestrebte Regierungskonzept der voll- 
ständigen Integration der Zigeunerbevölkemng 
wurde durch die — auch in der ungarischen Presse 
vorgetragene Forderung — nach Anerkennung der 
Zigeuner als Nationalität zunehmend in Frage ge- 
stellt. Im Juni 1986 erreichten die Zigeuner die Neu- 
gründung eines „Kulturverbandes der imgarischen 
Zigeuner“ (der in den 50er Jahren bereits bestehende 
Kulturverband war 1981 aufgelöst worden)®^). Die 
NationaLLtätenverbände sind der Patriotischen Volks- 
front zugeordnet und werden folglich von der kommu- 
nistischen Partei angeleitet ^^). Die Gründung erfolgte 
gemäß der kommunistischen Auffassung von Vereini- 
gungsfreiheit nicht freiwillig, sondern ,von oben'®'^). 
In den übrigen Warschauer- Pakt-Staaten ist die Orga- 
nisation der Minderheiten eher sporadisch. Die deut- 
sche Volksgruppe kam überall am spätesten zu einem 
eigenen Verband: in Ungarn 1955 als „Kulturverband 
deutscher Werktätiger“, in der Tschechoslowakei 
1969 als „Kulturverband der Bürger der CSSR deut- 
scher Nationahtät". In Rumänien gab es in den 50er 
Jahren nur vorübergehend ein „Antifaschistisches 
Komitee“; der „Rat der Werktätigen deutscher Natio- 
nahtät“ wurde erst 1968 gegründet. 

In Polen wird versucht, die Organisation der deut- 
schen Volksgruppen in kulturellen Verbänden zu ver- 
hindern^). 

e) Abschnürung der Minderheit von ihrem kulturellen Bo- 
den 

Rumänien hat aufgrund seiner Zensurbestimmungen 
102 ungarische Zeitungen und Zeitschriften, darunter 
alle politischen Tageszeitungen mit dem KP-Organ 
„Nepszabadsäg“ an der Spitze, für Abonnement und 
Verkauf verboten ^^). Damit wurde der imgarischen 
Minderheit der kulturelle Kontakt zum Mutterland 


weitgehend unmöghch gemacht (vgl. auch Abschnitt 
A — D. Blumenwitz). Durch dieses Verbot wird die 
Minderheit in die Isolation gedrängt, was einer zuneh- 
menden Assimilierung Vorschub leistet. 

In vielen Fällen garantieren Kulturabkommen und die 
Errichtung von Kulturinstituten der Minderheit, mit 
ihrem Kulturkreis und Sprachraum in lebendigem 
Kontakt zu bleiben und so letztendhch der kulturellen 
Isolation, Verarmung und Assimilation zu entgehen. 
Für die Entwicklung und den Bestand der deutschen 
Minderheiten in den Warschauer -Pakt- Staaten ist es 
deshalb hinderlich, daß die Bundesrepublik Deutsch- 
land bislang in keinem Land Osteuropas ein Kultur- 
und Informationsinstitut einrichten konnte. Immerhin 
gibt es aber kulturelle Einrichtungen der DDR. Bei der 
beabsichtigten Ausweitung der Kulturarbeit der Bun- 
desrepublik in den WP-Staaten wird Ungarn allem 
Anschein nach die Vorreiter- Rolle übernehmen. Ver- 
lautbarungen zufolge sind Ungarn und die Bundesre- 
publik Deutschland im August 1987 übereingekom- 
men, sich gegenseitig die Errichtung von Kulturinsti- 
tuten zu gestatten. Eine entsprechende Vereinbarung 
soll beim offiziellen Besuch des ungarischen Minister- 
präsidenten im Oktober 1987 in Bonn unterzeichnet 
werden. 


f) Kulturpflege 

Das Recht auf kulturelle Entfaltung ist mit Ausnahme 
Bulgariens imd Polens in allen Verfassimgen ver- 
bürgt. Im Zusammenhang mit der kulturellen Entfal- 
tung nennt Art. 22 der rumänischen Verfassung 
Bücher, Zeitimgen, Zeitschriften und Theater, Art. 3 
Abs. 1 ht. e Nationalitätengesetz der Tschechoslowa- 
kei das Recht auf Presse imd Information in der Mut- 
tersprache. Es kann sich hier aber immer nur um bei- 
spielhaft auf gezählte Teilbereiche des kulturellen Le- 
bens handeln, denen — im Lichte von Art. 27 IPBPR — 
noch Rundfunk und Fernsehen, Büchereien, Volks- 
kunst, Museen und ähnliches hinzuzufügen wären. 
Einer normativen Regelung ist der gesamte kulturelle 
Bereich freilich nur bedingt zugänglich. Nähere Auf- 
schlüsse kann nur eine eingehende soziologisch-kul- 
turwissenschaftliche Analyse vermitteln. Formell fin- 
det die Volkstumspflege meist genügend Entfaltungs- 
möglichkeiten, jedoch unterliegt die Kulturpflege der 
Minderheiten den Schranken, die dem sozialistischen 
Gesellschaftssystem immanent sind (vgl. Kapitel III — 
G. Brunner). Die Kulturpflege darf nicht gegen die 
„sozialistischen Grundsätze", gegen die Prinzipien 
des „sozialistischen InternationaÜsmus " und den 
„Patriotismus" verstoßen. 

Für die größte deutsche Minderheit in einem WP- 
Staat, die Sowjetdeutschen, die jahrelang einem be- 
sonderen Druck ausgesetzt waren, hat sich in den ver- 
gangenen Jahren die Lage leicht gebessert. Die Zahl 
der deutschsprachigen Publikationen hat dem Ver- 
nehmen nach zugenommen. Es gibt wieder ein Thea- 
ter, das in deutscher Sprache spielt. Es gibt die Wo- 
chenschrift „Neues Leben“ aus Moskau, die Tages- 
zeitung „Freundschaft“ aus Zehnograd, die Rayonzei- 
tung „Rote Fahne“ in Slawgorod sowie deutschspra- 
chige Rundfunksendungen aus Barnaul, Alma Ata 
und Frunze^ö). Wie intensiv diese Medien von der 


176 



Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode DruCksache 11/1344 


Bevölkerung genutzt werden, ist unbekannt. Es gibt 
auch Belege dafür, daß zahlreiche Bräuche und Tra- 
ditionen — vom Blumengarten vor dem Haus über 
Geburtstage und Hochzeiten bis zu den Begräbnissen 
— weiterhin gepflegt werden. Eine bedeutende Rolle 
in der Kommunikation spielen die ca. 250 registrierten 
und ca. 250 nichtregistrierten evangelisch-lutheri- 
schen, 13 katholischen und ca. 50 mennonitischen 
Gemeinden ’i) (dazu auch Abschnitt F — O. Luchter- 
handt). 


III. Bewertung 

(1) Mit Ausnahme Ungarns und der DDR ist bei den 
Minderheiten in den Warschauer-Pakt- Staaten eine 
zunehmende Assimilierungstendenz festzustellen. 
Die Assimilierung erfolgt teilweise auf völkerrechts- 
widrigen, staatlichen Druck, teilweise ist sie auch die 
natürliche Folge von Zersiedelung, Mischehen und 
einem ungünstigen Altersaufbau. Die stark nationali- 
stisch geprägte Nationalitätenpolitik Polens, Rumä- 
niens und Bulgariens leistet einer Verstärkung der 
Assimilierung Vorschub. Befürchteter Separatismus 
und ausgeprägtes Identitätsbewußtsein der Minder- 
heit lassen sie zu einem Fremdkörper in der Staatsna- 
tion werden, was zu einer zusätzlichen Bedrängung 
der Minderheit führt. In der UdSSR führt die Überbe- 
tonung des territorialen Bezugs der Minderheit wie 
auch die Abgrenzung einzelner Autonomer Gebiete 
zu Minderheitenschutz Problemen. Hinzu kommen 
die Diskriminierung einzelner Volksgruppen im Rah- 
men der bestehenden Sprach- und Kulturautonomie. 
Betroffen sind neben den Juden vor allem die wäh- 
rend und nach dem Zweiten Weltkrieg als unzuverläs- 
sig geltenden Volksgruppen; Diskriminierungen als 
Folgeerscheinungen des mehrfachen Völkermordes 
Stalins sind weiterhin zu beobachten. 

So haben die Deutschen in der UdSSR die Gleichbe- 
rechtigung mit den anderen Völkern der Sowjetunion 
auf vielen wichtigen Gebieten noch nicht erreicht. Die 
Liquidierung der ASSR der Wolgadeutschen und der 
deutschen Rayons, die Schließung der Schulen, Ver- 
lage, Theater, der wissenschaftlichen, kulturellen und 
sozialen Einrichtungen sowie die Deportation der So- 
wjetuniondeutschen waren die Folge des deutsch-so- 
wjetischen Krieges 1941-45. Seit der Beendigung des 
Kriegszustandes mit Deutschland im Jahre 1955 be- 
steht keine Veranlassung mehr zur Diskriminierung 
eines Teils der Zivilbevölkerung in der UdSSR. Dies 
erkennt der sog. Rehabilitierungserlaß des Obersten 
Sowjet der UdSSR vom 28.12.1964 (WS SSSR 1964, 
Nr. 52, Art. 1243) zwar an; es wird auch ausdrücklich 
darauf hingewiesen, daß die „wahllos erhobenen An- 
schuldigungen" des Jahres 1941 „unbegründet und 
ein Ausdruck der Willkür imter den Bedingungen des 
Kultes der Person Stalins waren". Volle Rehabilitie- 
rung und Gleichbehandlung hieße aber die Schaffung 
von politischen, wissenschaftlichen, kulturellen und 
sozialen Einrichtungen wie sie für die deutsche Min- 
derheit vor dem Zweiten Weltkrieg bestanden ha- 
ben. 

In der Tschechoslowakei hat sich die Lage der Min- 
derheiten seit dem Inkrafttreten des Nationalitätenge- 


setzes in den 70er Jahren weiter entspannt. Am besten 
dürfte es zur Zeit um den Minderheitenschutz in Un- 
garn und der DDR stehen, wobei zu berücksichtigen 
ist, daß das Nationalitätenproblem aus quantitativen 
wie qualitativen Gründen von der politischen Füh- 
rung nicht als besonders gravierend empfunden wer- 
den muß. 

(2) Das Leugnen des Vorhandenseins einer Minder- 
heit, wie es z. B. in Polen mit der deutschen Minder- 
heit geschieht, verletzt Art. 27 IPBPR, weil nicht der 
einzelne Staat selbst über das Vorhandensein einer 
Minderheit entscheiden kann. Daß tatsächlich eine 
deutsche Minderheit in Polen existiert, ergibt sich aus 
zahlreichen Ausreisewünschen und aus dem deutsch- 
polnischen Ausreiseprotokoll. Dadurch wird deutlich, 
daß auch die polnische Seite vom Vorhandensein ei- 
ner deutschen Minderheit weiß, sie aber gleichwohl 
ignoriert. 

(3) Art. 27 IPBPR gibt keinen Anspruch darauf, die 
Muttersprache im staatlichen Leben zu gebrauchen. 
Lediglich der Gebrauch der eigenen Sprache im 
nichtstaatlichen Bereich wird gedeckt. Die WP-Staa- 
ten, mit Ausnahme Polens und Bulgariens, gewähren 
den Minderheiten darüber hinaus in unterschiedli- 
chem Umfang Rechte im Bereich der Unterrichts-, 
Gerichts-, Amts- und Gesetzessprache. Die Benach- 
teiligung mißliebiger Volksgruppen (z. B. Juden und 
Deutsche in der UdSSR; Ungarn in Rumänien) kann 
aber unter dem Gesichtspunkt des Diskriminierungs- 
verbotes geltend gemacht werden. 

(4) Wo gezielt die Zufuhr von Informationen aus dem 
Ausland, insbesondere aus dem Mutterland der Min- 
derheit (z. B. Magyaren in Rumänien, Juden in der 
UdSSR) unterbunden wird, ist sowohl Art. 27 IPBPR 
als auch Art. 19 IPBPR verletzt. Die Meinungsäuße- 
rungsfreiheit gibt den Minderheitenangehörigen das 
Recht auf freie Kommunikation unter freier Wahl der 
Mittel sowohl untereinander als auch mit Menschen 
und Institutionen außerhalb des eigenen Staates. Es 
muß daher möglich sein, aus diesen Staaten Sendun- 
gen im Radio oder Fernsehen zu empfangen oder 
Presseerzeugnisse zu erhalten, um sich in der eigenen 
Sprache oder über Tätigkeiten aus dem Bereich der 
eigenen Kultur unterrichten zu können. Die Berufung 
auf den Vorbehalt nationaler Gesetze (Art. 19 Abs. 3 
IPBPR) versagt wegen des aus dem Minderheiten- 
schutz abzuleitenden absoluten Diskriminierungsver- 
bots. Soweit gezielt Literatur und Information über das 
Mutterland unterbunden werden (Polen, Rumänien, 
UdSSR), liegt zudem eine Verletzung des kollektiven 
Diskriminierungsverbots vor. 

(5) Das Recht der Minderheit, national- kulturelle Or- 
ganisationen zu bilden, hat sich in den WP-Staaten, 
mit der Ausnahme Polens, das auch hier den Anschein 
eines hundertprozentigen Nationalstaates erwecken 
will, in dem Maße entwickelt, in dem sich in den ein- 
zelnen Staaten die Minderheitenproblematik ent- 
spannte. Allerdings darf nicht übersehen werden, daß 
die Minderheitenverbände nur Teile des umfassen- 
den Systems zentral geleiteter gesellschaftlicher Or- 
ganisationen sind, in dem letztlich die totalitäre Natur 
der kommunistischen Einparteiendiktaturen beson- 
ders augenfällig zum Ausdruck kommt. Ihre Funktio- 
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nen sind auch politischer Art. Sie wirken als „Trans- 
missionsriemen“ der kommunistischen Partei und 
schmücken die Fassade der „sozialistischen Demo- 
kratie". 

(6) Der Kultur- imd Volkstumspflege der Minderhei- 
ten — auch der deutschen (mit Ausnahme in Polen) — 
werden in den Warschauer-Pakt-Staaten meist genü- 


gend Entfaltungsmöglichkeiten eingeräumt. Mit 
Folklore kann vielfach in augenfälliger Weise der 
Nachweis einer großzügigen Nationalitätenpohtik er- 
bracht werden. Aber auch hier gestatten Leerformeln 
wie der immer geforderte „sozi^istische Internationa- 
lismus" und „Patriotismus" die Durchsetzung der je- 
weüigen Parteilinie. 


IV. Anhang: 

Räumliche Verteilung 

der Volksgruppen/Minderheiten 

in den WP-Staaten mit Statistik ^2) 


Übersicht 

I. Bulgarien 

IL DDR/Polen 

III. Rumänien 

rv. Sowjetunion (erstellt von Prof. Dr. Georg Brun- 
ner) 

1. Territoriale Gliederung der Volksgruppen 

2. Geographische Verteüimg größerer Volksgrup- 
pen 

3. Volksgruppen und nationale Gebietseinheiten 
(Tabelle 1) 

4. Ethnische Zusammensetzimg der nationalen Ge- 
bietseinheiten (Tabelle 2) 

5. Anteil der Angehörigen größerer Volksgruppen 
(Tabelle 3) 

V. Tschechoslowakei 

VI. Ungarn 
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I. Bulgarien 



Daten nach den offiziellen Volkszählungen (in 1 000) ^3) 


V olkszählung 

1946 

1956 

1965 

1975 

1985 

Gesamtbevölkerung 

7 029 

7 614 

8 227 

8 730 

8 948 

Bulgaren 


6 507 

7 259 



Türken 


656 

747 


800-1 000 

Mazedonier 


188 

9 


? 

Zigeuner 


198 

k. A. 


ca. 250 

andere, davon: 


65 

212 



Armenier 


22 

k. A. 


über 16 

Juden 


6 

k. A. 


ca. 3 

Pomaken (islamisierte Bulgaren) 





ca. 250 
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n. DDR/Polen 



1 . 

2 . 


DDR: ca. 100 000 Sorben 7^) 

Polen: 





Volkszählimg 

1950 

1960 

1970 

1978 

Gesamtbevölkenmg 

25 035 

29 731 

23 642 

35 032 


(in 1000) 

Keine offiziellen Angaben über die Volksgruppen. Unter Vorbehalt sind folgende Schätzungen ver- 
tretbar (in 1000): 

Deutsche . 

Ukrainer . 

Weißrussen 
Juden .... 

Slowaken . 

Russen . . . 

Zigeuner . 

Litauer . . . 
sonstige . . 


100-500 
100-180 
160-170 
30- 50 
ca. 20 
ca. 18 
ca. 12 
ca. 12 
ca. 10 
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111. Rumänien 


SOWJCTurnOM 



Daten nach den offiziellen Volkszählungen (in 1 000) ^6) 


Volkszählung 


1977 

1966 1977 

(Anteil in %) 

Gesamtbevölkerung 

19 103 

21 560 



Rumänien 

16 747 

19 207 

87,67 

89,07 

Ungarn 

1 620 

1 671 

8,48 

7,75 

Deutsche 

383 

332 

2,00 

1,54 

Zigeuner 

64 

76 

0,34 

0,35 

Ukrainer, Ruthenen 

55 

52 

0,29 

0,24 

Südslawen 

44 

38 

0,23 

0,18 

Juden 

43 

25 

0,23 

0,12 

Tschechen, Slowaken 

32 

25 

0,17 

0,12 

Tataren 

22 

21 

0,12 

0,10 

Türken 

18 

21 

0,09 

0,10 

Russen 

39 

17 

0,20 

0,08 

Bulgaren 

11 

9 

0,06 

0,04 

sonstige 

25 

66 

0,13 

0,31 
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rV. Sowjetunion (1): 

Territoriale Gliederung der Volksgruppen 


Die nationalen Republiken der Sowjetunion 



Autonoms ^ 

0Kiiip|isrln ASSR ^ 

0ASSn fipf Knini 
Q)MfHilwlni9clie ASSR 
0 isriiiiwasrhltclit ASSR 
0M3ii ASSR 
muiaijsch«ASSn 


' SSfl 


^ tidnuiilische ASSR 
) Oastlikii »sehe ASSR 
0 Noiil üssellsdit ASSR 

^ Kabwilitto BaNiafiKhe ASSR ^ Xa>ak.ilp:ikisclie ASSR 
0 fsctielsclienatiiuuulRsciif ^ liiwl*iiM:li« ASSR 
^ K.ilin(ikisclie ASSR 


^ Alicliasische ASSR 
^ Aiistiahsclie ASSR 
^ Rarliiischfiwaiiisclifl ASSR 


^ Üageslaiiisclie ASSR 


^ Hii'Hlisrhc ASSR 
J^ikuiische ASSR 


Slaalsgtenien 
Gtctiieii dei Unionsicpubiiken 
— — Gientcfl dei ASSR 
Gieii/w 4«f AK 

— Gienien «Iw AQ IA«isw*n» 

• Raiiplslartl ein» Sowjeliepubltk 
□ StAdle üb» 500000 Eiaw 


QueUr: i isdiei WcRuhiinnncIi |98ft 


rV. Sowjetunion (2): 

Geographische Verteilung größerer Volksgruppen 
Volksgruppen (Auswahl) 



Voiksgruppen (Auswanll 
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rv. Sowjetunion (3) 


Volksgruppen und nationale Gebietseinheiten 

(Volkszählung 1979) 


Tabelle 1 



Anzahl 
in 1 000 

Anteil an 
Gesamtbev. 
in % 

Gebiets- 

einheit 

in Gebiets- 
einheit leben 
in % 

Status 


Russen 

137 397 

52,24 

UR 

82,6 

aM 


Ukrainer 

42 347 

16,16 

UR 

86,2 

aM 


Usbeken 

12 456 

4,75 

UR 

84,9 

aM 


Weißrussen 

9 463 

3,61 

UR 

80,0 

aM 

5. 

Kasachen 

6 556 

2,50 

UR 

80,7 

Mind 


Tataren 

6 317 

2.41 

AR 

26,0 

rM 


Aserbaidschaner 

5 477 

2,09 

UR 

86,0 

aM 





ARi) 


aM 


Armenier 

4 151 

1,58 

UR 

aG 2 ) 

65,6 

2 9 >68.5 

aM 

aM 


Georgier 

3 571 

1,36 

UR 

96,1 

aM 





AR3) 


aM 

10 . 

Moldauer 

2 968 

1,13 

UR 

85,1 

aM 


Tadschiken 

2 898 

1,10 

UR 

77,2 

aM 





aG4) 


aM 


Litauer 

2 851 

1,09 

UR 

95,1 

aM 


Turkmenen 

2 028 

0,77 

UR 

95,3 

aM 


Deutsche 

1 936 

0,74 

— 

— 

— 

15. 

Kirgisen 

1 906 

0,73 

UR 

88,5 

rM 


Juden 

1 811 

0,69 

aG 

0,56 

Mind 


Tschuwaschen 

1 751 

0,67 

AJR 

50,7 

aM 


Völkerschaften Dagestans, 
und zwcir 

1 657 

0,63 

AR5) 

76,3 

aM 


Awaren 

483 

0,18 


86,7 

rM 


Lesgier 

383 

0,15 


49,3 

Mind 


Dcirginer 

287 ' 

0,11 


86,1 

Mind 


Kumücken 

228 

0,09 


88,6 

Mind 


Laken 

100 

0,04 


83,0 

Mind 


Tabassmaner 

757 

0,03 


95,7 

Mind 


Nogaier 

60 

0,02 


38,7 

Mind 


Rutuler 

15 

0,01 


95,3 

Mind 


Tsachurier 

14 

0,01 


34,1 

Mind 


Agulier 

12 

0,00 


95,0 

Mind 


Letten 

1 439 

0,55 

UR 

93,4 

aM 

20 . 

Baschkiren 

1 371 

0,52 

AR 

68,2 

Mind 


Mordwinen 

1 192 

0,45 

AR 

28,4 

Mind 


Polen 

1 151 

0,44 

— 

— 

— 


Esten 

1 020 

0,30 

UR 

93,0 

aM 


Tschetschenen 

756 

0,28 

AR-C 06 ) 

80,8 

aM 

25. 

Udmurten (Wotjaken) 

714 

0,27 

AR 

67,2 

Mind 


Mari (Tscheremissen) 

622 

0,24 

AR 

49,3 

Mind 


Osseten 

542 

0,21 

AR7) 

aG») 

55,2 

li0>^7,2 

aM 


Koreaner 

389 

0,15 

— 

— 

— 


Bulgciren 

361 

0,14 

— 

- 

— 
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noch Tabelle 1 



Anzahl 
in 1 000 

Anteil an 
Gesamtbev. 
in % 

Gebiets- 

einheit 

in Gebiets- 
einheit leben 
in % 

Status 

30. 

Burjaten 

353 

0,13 

AR9) 

58,6 ^ 

Mind 





aBiO) 

10,2 

aM 





aB“) 

12,7 

Mind 


Griechen 

344 

0,13 

— 

— 



Jakuten 

328 

0,12 

AR 

95,7 

Mind 


Komi (Syrjänen) 

327 

0,12 

AR 

85,9 

Mind 


Kabardiner 

322 

0,12 

AR-Coi2) 

94,4 

Mind 

35. 

Karakalpaken 

303 

0,12 

AR 

93,1 

Mind 


Uiguren 

211 

0,08 

— 

— 

— 


Zigeuner 

209 

0,08 

— 

— 

— 


Inguschen 

186 

0,07 

AR-C06) 

72,6 

Mind 


Gagausen 

173 

0,07 

— 

— 

— 

40. 

Ungarn 

171 

0,07 

— 

— 

— 


Tuwinen (Sojoten) 

166 

0,06 

AR 

97,6 

aM 


Komi-Permjaken 

151 

0,06 

aB 

70,2 

aM 


Kalmücken 

147 

0,06 

AR 

83,0 

Mind 


Kareher 

138 

0,05 

AR 

58,9 

Mind 

45. 

Karatschaier 

131 

0,05 

aG-Coi3) 

83,2 

Mind 


Rumänen 

129 

0,05 

— 

— 

— 


Kurden 

116 

0,04 

— 

— 

— 


Adygejer 

109 

0,04 

aG 

78,9 

Mind 


Türken 

93 

0,04 

— 

— 

— 

50. 

Abchasier 

91 

0,03 

AR 

91,0 

Mind 


Finnen 

77 

0,03 

— 

— 

— 


Chakassen 

71 

0,03 

aG 

80,5 

Mind 


Balkaren 

66 

0,03 

AR-C013) 

76,9 

Mind 


Altaier 

60 

0,02 

aG 

83,3 

Mind 

55. 

Dimganen (Hui) 

52 

0,02 

— 

— 

— 


Tscherkessen 

46 

0,02 

aG-Co 

66,6 

Mind 


Perser 

31 

0,01 

— 

— 

— 


Nenzen (Samojeden) 

30 

0,01 

aBi4) 

56,9] 

Mind 





aBi5) 

20,1 \ 84,7 

Mind 





aB-Coi6) 

7,7 ] 

Mind 


Abasinen 

29 

0,01 

— 

— 

— 

60. 

Ewenken (Tungusen) 

27 

0,01 

aB 

11,6 

Mind 


Assyrier (Aramäer) 

25 

0,01 

— 

— 

— 


Taten 

22 

0,01 


— 

— 


Chanten (Ostjaken) 

21 

0,01 

ab-Coi7) 

53,6 

Mind 


Belutschen 

19 

0,01 

— 

— 

— 

65. 

Tschechen 

18 

0,01 


— 

— 


Schoren 

16 

0,01 

— 

— 

— 


Tschuktschen 

14 

0,01 

aB 

80,7 

Mind 


Ewenen (Lamuten) . 

12 

0,00 

— 

— 

— 


Nanai (Golden) 

10 

0,00 

— 

— 

— 

70. 

Slowaken 

9 

0,00 

— 

— 

— 


Korjaken 

8 

0,00 

aB 

72,2 

Mind 


Mansen (Wogulen) 

8 

0,00 

aB-Coi7) 

81,6 

Mind 


Wepsen 

8 

0,00 

— 

— 

— 


Uden 

7 

0,00 

— 

— 

— 
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Anzahl 
in 1 000 

Anteil an 
Gesamtbev. 

in % 

Gebiets- 

einheit 

in Gebiets- 
einheit leben 
in % 

Status 

75. 

Dolganen 

5 

0,00 

aB-Co^G) 

84,3 

Mind 


Niwchen (Giljaken) 

Selkupen (Ostjak- 

4 

0,00 

— 

— 

— 


Samojeden) 

4 

0,00 

— 

— 

— 


Oltschen 

3 

0,00 

- 

— 

— 


Karäar 

3 

0,00 

— 

— 

— 

80. 

Chalcha-Mongolen 

3 

0,00 

- 

— 

- 


Saami (Lappen) 

2 

0,00 

- 

— 

- 


Udehe 

2 

0,00 

— 

— 

— 


Eskimos 

1 

0,00 

— 

— 

— 


Itelmen (Kamtschadalen) . . . 

1 

0,00 

— 

— 

- 

85. 

Orotschen 

1 

0,00 

— 

— 

— 


Keten (Jenissej-Ostjaken) . . 
Nganasanen (Tawgy- 

1 

0,00 

— 

— 

— 


Samojeden) 

1 

0,00 

— 

— 

— 


Jukagiren 

1 

0,00 

— 

— 

— 


Tofalaren 

1 

0,00 

— 

— 

— 

90. 

Aleuten 

1 

0,00 

— 

— 

— 


Negidanen 

1 

0,00 

— 

— 

- 


sonstige Volksgruppen .... 

69 

0,03 

— 

— 

— 


insgesamt 

262 085 






Abkürzungen 
aB autonomer Bezirk 

aG autonomes Gebiet 

aM absolute Mehrheit 

AR Autonome Republik 

Co zwei Titulamationen 

Mind Minderheit 

rM relative Mehrheit 

UR Unionsrepublik 
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Anmerkimgen 

1) Autonome Republik Nachitschewan. Aserbaidschanische 
Exklave mit einer kompakten aserbeidschanischen Bevölke- 
rung, von armenischem Staatsgebiet umschlossen. 

2) Nagomo-Karabachsches autonomes Gebiet. Das mehrheit- 
lich von Armeniern bewohnte Gebiet gehört zur Aserbaid- 
schanischen SSR, grenzt aber an die Armenische SSR, von 
der es nur durch einen schmalen Gebietsstreifen getrennt ist. 
Ein Anschluß an Armenien wäre technisch möglich, doch ist 
dies von der Sov/jetregierung konsequent verweigert wor- 
den. 

3) Autonome Republik Adscharien. Sie gehört zur Georgischen 
SSR und hat eine kompakte georgische Bevölkerung. Die 
Adscharen sind mohanunedanische Georgier, deren Zahl 
unbekaimt ist. 

4) Gomo-Badachschanisches autonomes Gebiet. Es gehört zur 
Tadschikischen SSR imd hat eine kompakte tadschikische 
Bevölkerung. Für die Absonderung der Bergtadschiken sind 
historisch-geographische Überlegimgen maßgebend gewe- 
sen. 

5) Autonome Repubhk Dagestan. Von den hier zusammenge- 
faßten zehn Völkerschaften gehören acht zur ostkaukasi- 
schen Sprachfamilie. Die Kumücken und Nogaier sind Türk- 
völker. 

6) Tschetschenisch-Inguschische Autonome Repubhk. Tschet- 
schenen und Inguschen sind eng verwandte ostkaukasische 
Völker. 


2) Nordossetische Autonome Republik. 

®) Südossetisches autonomes Gebiet. 

9) Buijätische Autonome Republik. 

1°) Buijätischer autonomer Bezirk Ustj-Ordynskij 

11) Buijätischer autonomer Bezirk Aginskoje 

12) Kabardinisch-Balkarische Autonome Repubhk. Die beiden 
Volksgruppen haben sprachhch und ethnisch wenig mitein- 
ander zu tun. Die Kabardiner sind ein nordwestkaukasi- 
sches, die Balkaren ein Türkvolk. 

12) Karatschaisch-Tscherkessisches autonomes Gebiet. Die bei- 
den Volksgruppen haben sprachhch und ethnisch wenig 
miteinander zu tun. Die Karatschaier sind ein Türkvolk, die 
Tscherkessen gehören zu den Nordwestkaukasiem. 

1^) Jamalo-Nenzischer autonomer Bezirk. 

1^) Nenzischer autonomer Bezirk. 

1®) (Dolgano -Nenzischer) autonomer Bezirk Tajmyr. Die Dolga- 
ner sind türksprachige Tungusen, die Nenzen gehören als 
Samojeden zu den Urahem. Ethnisch und sprachhch haben 
also beide Volksgruppen wenig miteinander zu tun. 

1’) Chantisch-Mansischer autonomer Bezirk. Chanten und 
Mansen gehören zur Gruppe der Finnougren, sind also mit- 
einander verwandt. 
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rV. Sowjetunion (4) 


Tabelle 2 


Ethnische Zusammensetzung der nationalen Gebietseinheiten 

(Volkszähliing 1979) 



Bevölke- 
rungszahl 
in 1 000 

Anteil der 
Titulamation 
in % 

Anteil 
der Russen 
in % . 

Anteil 

anderer Volksgruppen 
über 5 % 

1. Unionsrepubliken 






RSFSR 

137 410 

82,6 

82,6 

— 


Ukraine 

49 609 

73,6 

21,1 

— 


Usbekistan 

15 389 

68,7 

10,8 

— 


Kasachstan 

14 684 

36,0 

40,8 

Deutsche 

6.1 





Ukrainer 

6,1 

Weißrußland 

9 532 

79,4 

11,9 

— 


Aserbaidschan 

6 027 

78,1 

7,9 

Armenier 

7,9 

Georgien 

4 993 

68,8 

7,4 

Armenier 

9,0 





Aserbaid. 

5,1 

Moldau 

3 950 

63,9 

12,8 

Ukrainer 

14,2 

Tadschikistan 

3 806 

58,8 

10,4 

Usbeken 

22,9 

Kirgisien 

3 523 

47,9 

25,9 

Usbeken 

12,1 

Litauen 

3 392 

80,0 

8,9 

Polen 

7,3 

Armenien 

3 037 

89,7 

2,3 

Aserbaid. 

5,3 

Turkmenien 

2 765 

6M 

12,6 

Usbeken 

8,5 

Lettland 

2 503 

53,7 

32,8 

— 


Estland 

1 464 

64,7 

27,9 

— 


II. Autonome Republiken 






Baschkirische ASSR 

3 844 

24,3 

40,3 

Tataren 

24,5 

Tatarische ASSR 

3 445 

47,6 

44,0 

— 


ASSR Dagestan 

1 628 

77,7 

11,6 

— 


10 Volksgruppen: 






Awaren 


25,7 




Darginer 


15,2 




Kumücken 


12,4 




Lesgier 


11,6 




Laken 


5,1 




Tabassaraner 


4,4 




Nogaier 


lA 




Rutuler 


0,9 




Aguher 


0,7 




Tsachurier 


0,3 




Udmurtische ASSR 

1 492 

32,1 

58,3 

Tataren 

6,6 

Tschuwaschische ASSR 


68,4 

26,0 

— 


Tschetschenisch-Inguschische ASSR . . 

1 156 

64,6 

29,6 

— 


Tschetschenen 


52,9 




Inguschen 


11.7 




Komi ASSR 

1 110 

25,4 

56,7 

Ukrainer 

8,9 

Mordwinische ASSR 

990 

34,2 

59,7 

— 


Karakalpakische ASSR 

906 

31,1 

2.4 

Usbeken 

31,5 





Kasachen 

26,3 





Turkmenen 

5,4 

Burjatische ASSR 

899 

23,0 

72,0 

— 


Jakutische ASSR 

852 

36,9 

50,4 

Ukrainer 

5,4 

Karelische ASSR 

732 

11.1 

71,3 

Weißrussen 

8,3 
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noch Tabelle 2 



Bevölke- 
rungszahl 
in 1 000 

Anteil der 
Titulamation 
in % 

Anteil 
der Russen 
in % 

Anteil 

anderer Volksgruppen 
über 5 % 

Mari ASSR 

704 

43,5 

47,6 

Tataren 

5,8 

Karbardinisch-Balkarische ASSR 

667 

54,5 

35,1 

— 


Karbadiner 


45,5 




Balkaren 


9,0 




Nordossetische ASSR 

592 

50,5 

33,9 

— 


Abchasische ASSR 

486 

17,1 

16,4 

Georgier 

43,9 





Armenier 

15,9 

Adscharische ASSR (Georgier) 

354 

80,1 

9,8 

— 


Kalmückische ASSR 

295 

41,5 

42,6 

— 


Tuwinische ASSR 

268 

60,5 

36,2 

— 


ASSR Nachitschewan 






(Aserbaidschaner) 

240 

95,6 

1.6 

— 


IIL Autonome Gebiete 






Chakassisches aG 

500 

11.1 

76,7 

— 


Adygeisches aG 

405 

21,0 

69,5 

— 


Karatschaisch-Tscherkessisches aG . . . 

368 

38,1 

43,9 

— 


Karatschaier 


29,0 




Tscherkessen 


9,1 




Jüdisches aG 

190 

5,2 

80,6 

Ukrainer 

6,0 

Gomo-Altaisches aG 

172 

28,7 

62,2 

— 


aG Nagomo-Karabach (Armenier) .... 

161 

74,6 

0,8 

Aserbaid. 

22,0 

aG Gomo-Badachschan (Tadschiken) . 

127 

84,3 

0,6 

Kirgisen 

6,0 

Südossetisches aG 

98 

66,4 

h6 

Georgier 

28,0 

rv. Autonome Bezirke 






Chantisch-Mansischer aB 

569 

3,1 

74,3 

Ukrainer 

8,0 

Chanten 


2,0 


Tataren 

6,9 

Mansen 


IJ 




Komi-Permjakischer aB 

173 

61,4 

34,7 

- 


Jamalo-Nenzischer aB 

158 

11,0 

59,0 

— 


Tschuktschischer aB 

133 

8,1 

68,9 

Ukrainer 

14,4 

Burjatischer aB Ustj-Ordynskij 

133 

34,4 

58,1 

- 


Burjatischer aB Aginskoje 

69 

52,0 

42,1 

— 


Nenzischer aB 

47 

14,3 

73,6 

Komi 

12,3 

(Dolgano-Nenzischer) aB Tajmyr 

44 

15,0 

68,2 

— 


Dolganen 


9,8 




Nenzen 


5,2 




Korjakischer aB 

34 

16,2 

64,5 

— 


Ewenkischer aB 

16 

20,3 

65,1 

— 
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rv. Sowjetunion (5) 

Tabelle 3 

Anteil der Angehörigen größerer Volksgruppen (über 45 000), 
die die Sprache der Volksgruppe als Muttersprache empfinden 

(in %) 



in der Sowjetunion 

in eigener Gebietshoheit 

außerhalb eigener 
Gebietseinheit 

1926 

1959 

1970 

1979 

1959 

1970 

1979 

1959 

1970 

1979 

Juden 

71,9 

21,5 

17,7 

14,2 



— 

— 

— 

— 

— 

Polen 

42,9 

45,2 

32,5 

29,1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Griechen 


41,5 

39,3 

38,0 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Finnen 


59,5 

51,0 

40,9 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Rumänen 


83,3 

63,9 

41,1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Koreaner 


79,3 

68,6 

55,4 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Kareher 

95,5 

71,3 

63,0 

55,6 

80,9 

71,7 

61,7 

61,3 

51,0 

46,9 

Deutsche 

94,9 

75,0 

66,8 

57,0 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Völker des Nordens 


75,6 

67,2 

61,7 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Baschkiren 

53,8 

61,9 

66,2 

67,0 

57,6 

63,2 

64,4 

75,1 

73,8 

72,6 

Bulgaren 


79,4 

73,1 

68,0 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Mordwinen 

94,0 

78,1 

77,8 

72,6 

97,3 

96,2 

94,3 

70,9 

72,6 

63,9 

Zigeuner 


59,3 

70,8 

74,1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Weißrussen 

71,8 

84,2 

80,6 

74,2 

83,2 

90,1 

83,5 

41,9 

40,9 

36,8 

Komi und Komi-Permjaken 

96,5 

88,7 

83,7 

76,5 

93,8 

86,7 

79,9 

60,9 

74,6 

71,5 

Udmurten 

98,9 

89,1 

82,6 

76,5 

93,2 

87,7 

82,3 

75,9 

71,4 

64,4 

Chakassen 


86,0 

83,7 

80,9 







Tschuwaschen 

98,7 

90,8 

86,9 

81,7 

97,5 

94,5 

89,8 

83,2 

79,1 

73,4 

Ukrainer 

87,1 

87,7 

85,7 

82,8 

93,5 

91,4 

89,1 

51,2 

48,4 

43,8 

Kurden 


89,9 

87,6 

83,6 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Türken 


82,2 

92,3 

84,7 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Tataren 

98,9 

92,0 

89,2 

85,9 

98,9 

98,5 

97,7 

89,3 

85,9 

91,8 

Uiguren 


85,0 

88,5 

86,1 

— 

— 

— 

— 

— ' 

— 

Altaier 


88,5 

87,2 

86,4 







Mari 

99,3 

95,1 

91,2 

86,7 

97,8 

95,8 

83,7 

91,6 

86,5 

79,9 

Osseten 

97,9 

89,1 

88,6 

88,2 

98,0 

98,4 

92,3 

73,1 

76,7 

75,8 

Gagausen 


94,0 

93,6 

89,3 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Burjaten 

98,1 

94,9 

92,6 

90,2 

97,3 

95,0 

93,1 

84,9 

84,4 

86,0 

Armenier 

92,4 

89,9 

91,4 

90,7 

99,2 

99,8 

99,4 

78,1 

78,0 

73,9 

Kalmücken . 

99,3 

91,0 

91,7 

91,3 

98,2 

97,3 

97,1 

79,6 

76,2 

62,3 

Tscherkessen 


89,7 

92,0 

91,4 







Moldauer 

92,3 

95,2 

95,0 

93,2 

98,2 

97,7 

96,5 

77,7 

79,1 

74,3 

Abchasen 

83,9 

95,0 

95,9 

94,3 

96,7 

97,8 

97,0 

70,1 

71,8 

65,5 

Dunganen 


95,1 

94,3 

94,8 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Letten 

78,3 

95,1 

95,2 

95,0 

98,4 

98,1 

97,8 

53,2 

51,1 

55,3 

Esten 

88,4 

95,2 

96,5 

95,3 

99,3 

99,2 

99,0 

56,6 

53,5 

53,3 

Jakuten 

99,7 

97,5 

96,2 

95,3 

98,2 

97,1 

96,4 

82,8 

72,4 

72,3 

Ungarn 


97,2 

96,6 

95,4 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Dagestanische Völker .... 

99,3 

96,2 

96,5 

95,9 

98,6 

98,7 

98,6 

87,9 

88,9 

86,8 

Karakalpaken 

87,5 

95,0 

96,6 

95,9 

99,1 

99,5 

98,7 

56,4 

62,2 

59,1 

Balkaren 


97,0 

97,2 

96,9 







Inguschen 


97,9 

97,4 

97,4 







Kasachen 

99,6 

98,4 

98,0 

97,5 

99,2 

98,9 

98,6 

95,6 

95,0 

92,8 

Karatschaier 


96,8 

98,1 

97,7 







Tadschiken 

98,3 

98,1 

98,5 

97,8 

99,3 

99,4 

99,3 

94,6 

95,6 

92,8 

Aserbaidschaner 

93,8 

97,6 

98,2 

97,9 

98,1 

98,9 

98,7 

95,1 

95,8 

92,7 

Kabardiner 

99,3 

97,9 

98,1 

97,9 

99,2 

99,1 

99,1 

79,2 

79,6 

85,7 

Kirgisen 

99,0 

98,7 

98,8 

97,9 

99,7 

99,7 

99,6 

92,3 

91,6 

84,8 

Litauer 

46,9 

97,8 

97,9 

97,9 

99,2 

99,5 

99,5 

80,3 

71,8 

63,9 

Georgier 

96,5 

98,6 

98,4 

98,3 

99,5 

99,4 

99,4 

73,4 

71,5 

67,3 

Usbeken 

99,1 

98,4 

98,6 

98,5 

98,6 

98,9 

98,8 

97,4 

97,4 

96,9 

Tschetschenen 

99,7 

98,8 

98,8 

98,6 

99,7 

99,5 

99,7 

97,8 

94,5 

94,0 

Turkmenen 

97,3 

98,9 

98,9 

98,7 

99,5 

99,3 

99,2 

92,0 

93,5 

90,4 

Tuwinen 

— 

99,1 

98,7 

98,8 

99,2 

99,1 

99,1 

96,4 

85,0 

85,7 


Quelle: V. I. Kozlov, Nacional'nosti SSSR, 2. Aufl., Moskau 1982, S. 230 f.; Naselenie SSSR, Moskau 1983, S. 128 ff. 
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V. Tschechoslowakei 



Daten nach den offiziellen Volkszählungen (in 1 000) 


Volkszählung 

1970 

1980 

1970 1980 

(Anteil in %) 

Gesamtbevölkerung 

14 345 

15 277 



Tschechen 

9 318 

9 819 

64,96 

64,27 

Slowaken 

4 200 

4 664 

29,29 

30,53 

Ungcim 

570 

580 

3,97 

3,80 

Polen 

65 

68 

0,45 

0,48 

Deutsche 

86 

62 

0,60 

0,41 

Ukrainer 

49 

48 

0,34 

0,31 

Russen 

10 

8 

0,07 

0,05 

sonstige 

47 

28 

0,33 

0,18 
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VI. Ungarn 



Volkszählung 1949 

I960 

1970 

1980 

Gesamtbevölkenmg 9 205 9 961 

(Zahlen in 1 000) 

Keine Volkszählungsdaten über die Volksgruppen?®). 

Offizielle Schätzungen gehen für die 70er Jahre von den folgenden Zahlen aus: 

10 322 

10 710 

Deutsche 

Slowaken 

Südslawen (Serben, Kroaten, Slowenen) 

Rumänen 

Zigeuner (offiziell keine nationale Minderheit) 


200-220 (ca. 2%) 
100-110 (ca. 1%) 
80-100 (ca. 0,9%) 

20- 25 (ca. 0,2%) 
325-350 (ca. 3,2%) 
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Anmerkungen 

1) E. H. Pircher, Der vertragliche Schutz ethnischer, sprachli- 
cher und religiöser Minderheiten im Völkerrecht, Bern 1979, 
S. 218. 

2) K. Mitterdorf er r Volksgruppen- und Minderheitenprobleme 
als Ursachen internationaler Konflikte, in; F. Wittmann/St. 
Graf Bethlen (Hrsg.), Volksgruppenrecht. Ein Beitrag zur 
Friedenssicherung, München- Wien 1980, S. 127. 

3) Vgl. UN-Doc. E/CN. 4/Sub. 2/119, § 32; UN-Doc. E/CN. 4/ 
Sub. 2/149, § 26 im Anschluß an die Stellungnahme des 
Ständigen Internationalen Gerichtshofs vom 31.7.1930, PCIJ 
1930, Ser. B., Nr. 17, S. 33 („... exist ence of a group of persons 
living in a given country or locality, having a race, religion, 
language, and traditions of their own, and imited by the 
identy of such race, rehgion, language and traditions in a 
Sentiment of sohdarity..."); ähnlich A. Erler, Stichwort „Min- 
derheiten", in: K. Strupp/H.-J. Schlochauer (Hrsg.), Wörter- 
buch des Völkerrechts, 2 Bde., Berlin(-West) 1961, S. 527: Bei 
einer Minderheit handelt es sich um „Gruppen von Staats- 
angehörigen, die sich von der staatstypischen Bevölkerungs- 
mehrheit durch ihre andersartige Religion, Rasse, Sprache 
oder Volkstumszugehörigkeit unterscheiden, zahlenmäßig 
im Gesamtbestand des Staates hinter der oder den Mehr- 
heitsgruppen zurückstehen und sich dabei als eine geschlos- 
sene Gruppe empfinden und zu ihr bekennen". Ohne Beto- 
nung der subjektiven Elemente die Definition von Pircher 
(Anm. 1), S. 27: „Eine Minderheit ist eine Gruppe von Staats- 
angehörigen eines Staates, die sich von den übrigen Staats- 
angehörigen dieses Staates durch gemeinsame ethnische, 
sprachliche oder religiöse Eigenschaften eindeutig unter- 
scheiden und ihnen zahlenmäßig unterlegen sind " . Im übri- 
gen vgl. Chr. Tomuschat, Protection of Minorities under Art. 
27 of the International Covenant on Civil and Pohtical Rights, 
in: FS Mosler, Berlin-Heidelberg-New York 1983, S. 949 ff. 

Über Erforderhchkeit und Betonung subjektiver Elemente 
bestehen in den Warschauer-Pakt-Staaten unterschiedliche 
Auffassungen. Während das sowjetische Nationalitätenkon- 
zept auf objektiven Größen aufbaut, beruht z. B. in der DDR 
die Zugehörigkeit zur sorbischen Minderheit „ausschließlich 
auf der Grundlage der freien Willensentscheidung". Vgl. 
Stellungnahme der DDR zur Durchführung der in Art. 27 
IPBPR enthaltenen Rechte aus dem Jahre 1976, zit. nach H. 
No wusch r Die Gleichberechtigung der Bürger sorbischer 
Nationalität in der DDR — verwirklichtes Menschenrecht, 
Bautzen 1978,. S. 171. 

Für die praktischen Fragen des Minderheitenschutzes spielt 
die angesprochene Definitionsproblematik eine relativ 
nachgeordnete Rolle, da sowohl objektive wie auch subjek- 
tive Elemente manipuliert werden können. 

^) Der ungarische Rechtstheoretiker Szabö hält es für unmög- 
üch, einen einheitlichen Minderheitenbegriff zu finden. Er 
selbst definiert Minderheit als „eine ethnische, nationale, 
sprachliche oder religiöse Minderheit, wobei nicht nur eine 
Summe von Individuen gemeint ist, sondern eine Gruppe, 
die in einer relativ geschlossenen Einheit ~ evtl, sogar geo- 
graphisch separat — lebt und die sich deutlich unterscheidet 
von der Mehrheit, die sie umgibt oder in ihrer Nachbarschaft 
lebt" . Vgl. I. Szabör Les minorites et les droits de Thomme, in: 
Acta Juridica Academia Scientiarum Hungaricae, Tomus 23, 
Budapest 1981, S. 4. 

^) Hierzu B. Meissner, Die marxistisch-leninistische Auffas- 
sung vom Selbstbestinunungsrecht, in D. Blumenwitz/B. 
Meissner (Hrsg.), Das Selbstbestimmxmgsrecht der Völker 
und die deutsche Frage, Köln 1984, S. 89 ff. 

®) In der DDR wird so z. B. im Zusammenhang mit dem Rechts- 
status der Sorben darauf verwiesen, das von Lenin für die 
Herrschaftsverhältnisse des Imperialismus entwickelte bis 
zum Sezessionsrecht reichende Selbstbestimmungsrecht 
dürfe nicht schematisch auf das Zusammenleben der Natio- 
nen unter sozialistischen Bedingimgen übertragen werden; 
es sei fragwürdig, das Selbstbestimmungsrecht auf nationale 


und ethnische Minderheiten anzuwenden, vgl. Nowusch 
(Anm. 3), S. 166 ff. 

7) Text: UNTS Bd. 78, S. 277. 

8) Pircher (Anm. 1), S. 230. 

9) Erler (Anm. 3), S. 531. 

10) KSZE-Dokumentation, hrsg. vom Presse- und Informations- 
amt der Bundesregierung, Bonn 1975. Es darf allerdings 
nicht übersehen werden, daß Prinzip VII Abs. 8 — wenn 
auch nur pauschal — auf den IPBPR imd damit ergänzend 
auch auf den dort in Art. 27 geregelten Minderheitenschutz 
verweist. 

11) Vgl. hierzu auch den sog. „Capotorti -Bericht", F. Capotorti, 
Study on the Rights of Persons belonging to Ethnie, Religious 
and Unguistic Minorities, Uiuted Nations, New York 1979. 
Bilaterale Minderheitenschuteverträge — die vorhandenen 
und meist bereits obsoleten Repartriierungs- und Umsied- 
lungsverträge können nicht dazu gezählt werden — gibt es 
nicht mehr. 

12) Pircher (Anm. 1), S. 222. Gewöhnlich werden in Minderhei- 
tenschuteverträgen weitergehende Rechte in ihrem Inhalt 
genau umschrieben. Vgl. z. B. Art. 7 Abs, 4 und Art. 9 poln. 
Minderheitenschutzvertrag vom 28.6.1919; Art. 13-14/17-21 
Warschauer Vertrag vom 23.4.1925 zwischen Polen und der 
CSSR. 

13) Wie in Irland und auf Zypern sind auch in einigen WP-Staa- 
ten Volksgruppen imd Minderheiten eng mit einer bestimm- 
ten Religionsgemeinschaft verbunden; ethnische Minder- 
heiten sind zugleich religiöse Minderheiten oder haben un- 
verkennbare Merkmale einer bestimmten Religion aufzu- 
weisen. Vgl. International Institute for Ethnie Group Rights 
and Regionalism, Ethnie Minorities and Groups in Eastem 
and Western Europe — Quest for rechess of grievances, 
Memorandum für die KSZE- Folgekonferenz in Wien, Feld- 
kirch 1987, S. 7. 

1^) Vgl. H. lüoss, Die Vereinten Nationen und das Problem der 
nationalen Minderheiten, Europa Ethnica 1967, S. 98 (108); 
Th. Veiterr Das Recht der Volksgruppen und Sprachminder- 
heiten in Österreich, Wien 1970, S. 58; Y. Dinstein, Collec- 
tive Human Rights of Peoples and Minorities, ICLQ 1976, S. 
102 (118 f.). 

1^) Zusammenfassend Tomuschat (Anm. 3), S. 954; 966. 

1®) Überwiegend wird dies verneint. Vgl. zum Meinimgsstand 
Tomuschat ebda., S. 947 ff. 

1’) Vgl. G. Brunner, Die Rechtsstellung ethnischer Minderhei- 
ten in Südosteuropa, Südost-Europa 1986, S. 235 (242). 

18) Hierfür spricht sich vor allem das Memorandium des Inter- 
nationalen Instituts für Nationalitätenrecht und RegionaÜs- 
mus (Anm. 13), S. 11, aus: „Nationale oder ethnische Grup- 
pen und Minderheiten haben das Recht, ihre wirtschaftüche, 
gesellschaftüche und kulturelle Entwicklung frei zu verfol- 
gen. Sie haben das Recht, innerhalb des Staates (Gliedstaa- 
tes), in dem sie leben, ihren rechtüchen Status in voller Frei- 
heit selbst zu bestimmen. Bewohnen sie ein geschlossenes 
Siedlungsgebiet, so hat der betreffende Staat (Ghedstaat) 
diesem Gebiet territoriale Autonomie zu gewähren. Den in 
diesem Gebiet lebenden und dort minoritären Angehörigen 
des Volkes, das die Mehrheit der gesamten Staatsbevölke- 
rung (Gliedstaatsbevölkerung) bildet, sind entsprechende 
Schutzrechte vorzubehalten. " Vgl. ferner G. Heraud, Fede- 
ralisme et Groupes ethniques, in: Th. Veiter (Hrsg.), System 
eines internationalen Volksgruppenrechts, Wien 1970, 
S. 61 ff. 

19) Vgl. den Bericht des sowjetischen Vertreters in der Sitzung 
der Unterkommission der Kommission für Menschenrechte: 
"In the Soviet Union, there are no population groups which 

could be regarded as ethnic, reügious or ünguistic minorities 
whose rights require special protection in the sense indicated 
in the plan for the study prepared by the Special Rappor- 
teur". Vgl. UN-Doc. E/CN. 4/Sub. 2/L. 595, S. 9. 
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20) A. Bohmaniir Sowjetische Nationalitätenpolitik und deut- 
sches Volkstum in der UdSSR, in: Menscheirrechte, Volks- 
gruppen, Regionalismus, Festgabe Veiter, Wien 1982, 
S. 131. 

21) Zum Schicksal der von Stalin deportierten Völker vgl. R. 
Conquest, The Nation Killers: The Soviet Deportation of 
Nationalities, London 1970. 

22) Aktuelle Einzelheiten bei A. Eisfeld, Bleiben die Sowjetuni- 
ondeutschen deutsch?, in: A. Kappeler/B. Meissner/G. Si- 
mon (Hrsg.), Die Deutschen im Russischen Reich und im 
Sowjetstaat, Köln 1987, S. 167 ff. 

23) J. Hacker, Der Ostblock, Baden-Baden 1983, S. 4 ff. 

24) A. Sheehy, The Crimean Tatars, Volga Germans and Mesk- 
hetians Soviet Treatment of some National Minorities, Lon- 
don 1973. 

25) G. Brunner, Der Schutz ethnischer Minderheiten in Osteu- 
ropa, in: G. Brunner/I. Camartin/H. Harbich/O. Kimminich, 
Minderheitenschutz in Europa, Heidelberg 1985, S. 87. 

26) Vgl. die Erklärung des poln. Regierungssprechers, J. Urban, 
am 13.5.1986: „Ich möchte hier nur eines konstatieren, und 
zwar, daß es im Augenblick in Polen keine deutsche Min- 
derheit gibt, und das aufgrund der statt gefundenen mehre- 
ren Ausreisewellen vor allem von Nachkriegsumsiedlem. " 
Zit. nach Menschenrechte Nr. 3/4/1986, S. 25. Nach Deut- 
scher Ostdienst Nr. 40/1986 wurde in einem Interview des 
poln. Botschafters in der Bundesrepublik Deutschland in der 
Kölnischen Rundschau vom 11.9. 1986 ebenfalls die Existenz 
einer deutschen Minderheit in der Volksrepublik Polen ge- 
leugnet. 

22) K. Schmidt, Das Verfassungsgesetz über die Stellung der 
Nationalitäten in der OSSR (Einleitung), in: H. Roggemann 
(Hrsg.), Die Gesetzgebung der Sozialistischen Staaten, Bd. 4, 
Berlin(-West), 1980, S. 6. 

28) Dekrete Nr. 85 über das Statut für die Nationalitäten Rumä- 
niens vom 6.2.1945. 

29) Vgl. B. Kovrig, The Magyars in Rumania: Problems of a „ Co- 
inhabiting" NationaUty, Südost-Europa 1986, S. 475 (476). 

30) Gesetz zur Wahrung der Rechte der sorbischen Bevölke- 
rung, Gesetz- und Verordnungsblatt Land Sachsen 1948, 
S. 191. Dieses Gesetz umfaßte auch die ehemals schlesische 
Oberlausitz und wurde durch Verordnung vom 12.9,1950 
auch auf Brandenburg ausgedehnt. Eingehend H.-J. Roden- 
bach, Der Rechtsstatus der Sorben in der DDR, ROW 1985, S. 
271 ff. 

31) Vgl. hierzu und zum Folgenden: B. Silver, The Status of 
National Minority Language in Soviet Education, Soviet Stu- 
dies 1974, S. 28 ff.; L Revesz, Volk aus 100 Nationalitäten. 
Die sowjetische Minderheitenfrage, Bern 1979, S. 220 ff.; B. 
Schiff, Einheithchkeit und nationale Differenzierung als De- 
terminanten des sowjetischen Schulsystems, in: Büdung und 
Erziehung 32. Jg. (1979), S. 528 ff.; N. Grant, Sprache und 
BildungspoUtik in der UdSSR, in: O. Anweiler (Hrsg.), Bil- 
dung und Erziehung in Osteuropa im 20. Jahrhundert, Ber- 
lin(-West) 1982, S. 140 ff.; Brunner (Anm. 25), S. 30 ff. 

32) S. auch die Verordnung des Ministeriums für Volksbildung 
der UdSSR vom 18.7,79 „Über Maßnahmen zur Einführung 
des Russischunterrichts in Vorschuleinrichtungen und Vor- 
schulklassen der allgemeinbildenden Schulen mit nichtrus- 
sischer Unterrichtssprache", in; Russkij jazyk v nacional'noj 
skole (Die russische Sprache in der nationalen Schule) 1979, 
Nr. 5, S. 92 ff. und die amtlich nicht veröffentlichte VO Mini- 
sterrat UdSSR vom 13.10.78 „Über Maßnahmen zur weiteren 
Vervollkommnung des Studiums und Unterrichts der russi- 
schen Sprache in den Unionsrepubhken", auszugswseise in: 
Russkij jazyk v nacional'noj skole 1979, Nr. 1, S. 2 ff. 

33) Vgl. hierzu und zum folgenden: Eisfeld (Anm. 22), S. 171 ff. 

34) § 3 GVO Nr. 13/1962 (Magyar Közlöny Nr. 43/1962). 

35) Magyar Közlöny 1985, S. 482. 


36) Müvelödesügyi Közlöny Nr. 24/1975. 

32) Együtt a nemzetisegekkel (Gemeinsam mit den nationalen 
Minderheiten), Budapest 1984, S. 188; ung. Bericht an das 
UN-Menschenrechtskomitee {CCPR/C/37/-Add. 1, S. 15). 

38) Verletzungen von Menschenrechten, hrsg., von der Kultur- 
stiftung der deutschen Vertriebenen, 3. Auflage, Bonn 1985. 
S. 91. 

39) „19. Richtlinie über den Unterricht der Schüler und Lehr- 
linge slowakischer, polnischer und deutscher Nationalität" 
von 1971 (Vestnik Ministerstva skolstvi a Ministerstva kul- 
tury Üeske Sozialisticke RepubUky (Bote des Schulministeri- 
ums und des Kulturministeriums der Tschechischen Soziali- 
stischen Republik vom 20.10.1971). 

46) H. Kuhn, Die Tschechoslowakei zwischen Unitarismus und 
Föderalismus, in: G. Brunner/B. Meissner, Nationalitäten- 
probleme in der Sowjetunion und Osteuropa, Köln 1982, 
S, 112 f. 

41) BOI, Nr. 113/1978. 

42) Brunner (Anm. 25), S. 90; ders., Minderheitenschutz in 
Osteuropa, JOR Bd. XXV (1984), S. 9 (35). 

43) Vgl. Einzelheiten bei O. Kotzian, Das Schulwesen der Deut- 
schen in Rumänien im Spannungsfeld zwischen Volks- 
gruppe und Staat, Diss. Augsburg 1983; Verletzungen von 
Menschenrechten (Anm. 38), S. 56. 

44) Nachweise bei Kovrig (Anm. 29), S. 482 f. 

45) G. Brunner, Die Rechtsstellung ethnischer Minderheiten in 
Südosteuropa, Südost-Europa 1986, S. 235 (258); ferner W. 
Höpken, Modernisierung und Nationalismus: Sozialge- 
schichtliche Aspekte der bulgarischen Minderheitenpolitik 
gegenüber den Türken, Südost-Europa 1986, S. 437 (449). 

46) Text abgedruckt bei Th. Veiter, Die Rechtsstellung der sor- 
bischen Volksgruppe in der „DDR", in: B. Meissner (Hrsg.), 
Das Selbstbestimmungsrecht der Völker in Osteuropa und 
China, Köln 1968, S. 193. 

4?) GBl. 1969 II S. 33. 

48) Vgl. DDR-Presseinformation vom 6.4.1984. 

49) Vgl. Handbuch der europäischen Volksgruppen, Wien 1970, 
S. 502, 505, 533 f., 541 ff., 561, 649 f.; G. Geilke, Fragen 
des mitteleuropäischen Minderheitenrechts, München 1967, 
S. 85 ff.; H. Laeuen, Nationalitätenprobleme im heutigen Po- 
len, in: Brunner/Meissner (Anm. 40), S. 189 ff. 

56) H.-J. Hoppe, Bulgarien und seine Türken, OEA 1986, 
S. A468; allgemein zum türkisch-bulgarischen Verhältnis 
vgl. W. Höpken, Im Schatten der nationalen Frage: Die bul- 
garisch-türkischen Beziehungen (Teil I), Südost-Europa 
1987, S. 75 ff.; Teü II, Südost-Europa 1987, S. 178 ff. Eine 
ähnliche Bulgarisierungskampagne erlebten in den 70er 
Jahren die Pomaken, islamisierte Bulgaren. 

5^) Verletzungen von Menschenrechten (Anm. 38), S. 82. 

52) Einzelheiten regelt nach Aufhebung des Dekrets vom 
10.11.1945 das Gesetz vom 15.11.1956 i. d. F. vom 
13.11.1963 nebst Ausführungsbestimmungen (Dz. U. 1956, 
Nr. 56, Pos. 254; 1963, Nr. 50, Pos., 281; Neufassung: Dz. U. 
1963, Nr. 59, Pos. 328). 

53) Brunner (Anm. 25), S. 36. 

54) § 2 Abs. 5 Gesetz Nr. IV/ 1957 „über die allgemeinen Regeln 
des Verwaltungsverfahrens" i. d. F. Gesetz Nr. 1/1981 (Ma- 
gyar Közlöny Nr. 26/1981). 

55) § 7 Abs. 2 Gesetz Nr. IV/ 1972 „über die Gerichte" (Magyar 
Közlöny Nr. 52/1972); § 8 Abs. 2 Gesetz Nr. 1/1973 „über die 
Strafprozeßordnung" (Magyar Közlöny Nr, 24/1973); § 8 
Abs. 2 Gesetz Nr. III/ 1952 „über die Zivilprozeßordnung" 
i. d. F. GVO Nr. 26/1972 (Magyar Közlöny Nr. 94/1972). 

56) Art. 117 Verf. Aserbaidschan, Art. 104 Verf. Armenien, Art. 
105 Verf. Tadschikistan. 

5’?) Art. 107 Verf. Usbekistan, Art. 110 Verf. Georgien. 
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58) Art. 1 10 Verf . Georgien. 

59) G. Brunner, Die Rechtslage der Minderheiten nach sowjeti- 
schem Verfassungsrecht (Typoskript), S. 15. 

80) Art. 1 1 Grlg. Gesetzgebung der UdSSR und der Unionsre- 
pubüken über die Gerichtsverfassung vom 24.12. 1958 i. d. F. 
vom 25.6.1980 (WS SSSR 1980, Nr. 27, Art. 545); Art. 11 
Grlg. des Strafverfahrens der UdSSR imd der Unionsrepubü- 
ken vom 25.12.1958 (WS SSSR 1959, Nr. 1, Art. 15); Art. 10 
Grlg. des Zivilverfahrens der UdSSR und der Unionsrepubh- 
ken vom 8.12.1961 (WS SSSR 1961, Nr. 50, Art. 526); und 
die entsprechenden Bestimmungen in den GVG, StPO und 
ZPO der Unionsrepubliken. 

81) O. Luchterhandt, Die Sprache der jüdischen Minderheit in 
der UdSSR als Rechtsproblem, WGO 1986, S. 87 ff. 

82) Luchterhandt, ebda., S. 90. 

83) Art. 5 ZPO 1952 (Izvestija, Nr. 12/1952); Art. 11 Abs. 2 StPO 
vom 31.10.1974 (DV Nr. 89/1974). 

84) Art. 12 GVG vom 6.2.1928 i. d. F. der Bekanntmachung von 
1964 (Dz. U. 1964, Nr. 6, Pos. 40). 

85) G. Seewann, Zigeuner in Ungarn, Südost-Europa 1987, S. 19 
(29). 

88) L. R^v^sz, Die nationalen Minderheiten in Ungarn, in: Brun- 
ner/Meissner (Anm. 40), S. 178. 

8^) Brunner (Anm. 25), S. 37; vgl. auch Abschnitt B — A. Ran- 
delzhofer. 

88) Menschenrechte Nr. 3/4/1986, S. 25 („Deutsche wehren sich 
gegen Polonisierung"). 

89) FAZ vom 21.2.1987, S. 12. 

^8) s. Martynow, Zeitimgen und Rundfunk in deutscher Spra- 
che, Sowjetunion heute Nr. 11/1981, S. 25; ferner A. Engel- 
Braunschmidt, „National nach der Form, dem Inhalt nach 
sozialistisch" — Zur besonderen Situation der deutschen 
Literatur in der Sowjetunion, in: Kappeler/Meissner/Simon 
(Anm. 22), S. 115 ff. 

71) Nachweise bei Eisfeld (Anm. 22), S. 173 f. 

72) Der Anhang beruht hinsichtlich der Kartenskizzen auf R. 
Grulich/P. Pulte (Hrsg.), Nationale Minderheiten in Europa. 
Eine Darstellung der Problematik mit Dokumenten und Ma- 
teriaüen zur Situation der europäischen Volksgruppen und 
Sprachminderheiten, Opladen 1975; die statistischen Daten 
und Aufstellungen entstammen für Polen, Rumänien, ÖSSR 
und Ungarn Brunner/Meissner (Anm. 40), S. 207 ff.; für Bul- 


garien, die DDR und die UdSSR wurden sie von Prof. Dr. G. 
Brunner erstellt. 

73) Für die Volkszählungen von 1946, 1975 und 1985 wurden 
keine Angaben über Minderheiten veröffenthch. Die betref- 
fenden Zahlen beruhen daher auf Schätzungen aufgrund 
sporadischer, verstreuter Informationen über die demogra- 
phische Entwicklimg der Volksgruppen. Die Frage, ob es 
heute im Ergebnis der Assimilierungspolitik noch Mazedo- 
nier gibt, ist kaum zu beantworten, weü hier der bulgarische 
(„keine") und der jugoslawisch-mazedonische (ca. 200 000) 
Standpunkt extrem auseinanderklaffen. 

74) J. Gros, Ein neuer Abschnitt in der Geschichte der Sorben, 
Einheit Nr. 4-5/1985, S. 441; problematisierend Rodenbach 
(Anm. 28), S. 271. 

75) Bei den regulären Volkszählungen wurde nicht nach Volks- 
tumsmerkmalen gefragt, und die amtliche polnische Stati- 
stik enthält auch sonst keine Angaben über die ethnische 
Zusammensetzung der Bevölkerung, da offiziell der Stand- 
punkt vertreten wird, in Polen gebe es keine nationalen Min- 
derheiten. Es ist deshalb nicht verwunderhch, daß westüche 
Schätzungen sehr schwierig sind und ihre Ergebnisse be- 
trächtüch auseinandergehen. Die Schätzimgen werden na- 
mentlich im Falle der deutschen, aber auch der anderen 
Minderheiten durch das Phänomen des „schwebenden 
Volkstums" erschwert, das einer eindeutigen ethnischen Zu- 
ordnung großer Bevölkerungsgruppen entgegensteht. 

78) Seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges sind fünf Volkszäh- 
lungen (1948, 1956, 1966, 1973, 1977) durchgeführt, Anga- 
ben über die Nationahtät aber nicht bei allen Volkszählim- 
gen veröffentlicht worden. Man hat die veröffentlichten Da- 
ten auch nicht immer vollständig nach allen nationalen Min- 
derheiten aufgeschlüsselt. 

77) Seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges sind vier Volkszäh- 
lungen durchgeführt worden: 1950, 1961, 1970 imd 1980. 

78) Seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges ist viermal, nänüich 
1949, 1960, 1970 und 1980 eine Volkszählimg durchgeführt 
worden. Der maßgebende Zeitpunkt war jeweils der 1. Ja- 
nuar. Bei den Volkszählungen wurde nur nach der Mutter- 
sprache gefragt, doch bekannten sich so wenige zu einer 
anderen Muttersprache als Ungarisch (1970 zum Beispiel 
155 861 Personen = 1,5%), daß den Ergebnissen — die im 
Statistischen Jahrbuch auch nicht veröffentücht werden — 
keine Aussagekraft hinsichtüch der Größe der ethnischen 
Minderheiten zugesprochen werden kann. 
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I. Vorbemerkung 

Der IPBPR enthält zahlreiche Schutzbestimmungen 
für das Strafverfahren imd den Strafvollzug. Sie sind 
vor allem in den Art. 6, 7, 9, 10, 14 und 15 IPBPR ent- 
halten. Von diesen Rechten werden hier als die wich- 
tigsten behandelt: 

— das Verbot der Bestrafung ohne Strafbarkeit zur 
Zeit der Tat; 

— das Recht auf Verteidigung; 

— das Recht auf Verhandlung durch ein unabhängi- 
ges, unparteüsches Gericht; 

— das Recht auf ein öffentliches Gerichtsverfahren; 

— das Verbot willkürlicher Verhaftung und Verurtei- 
lung; 

— das Verbot der Folter und der unmenschlichen Be- 
handlung in der Haft. 

Die Entschädigung wegen unrechtmäßiger Strafver- 
folgungsmaßnahmen (Art. 9 Abs. 5, 14 Abs. 6 IPBPR) 
wird im folgenden (Abschnitt I — G. Brunner) dar ge- 
stellt. 


II. Verbot der Bestrafung ohne Strafbarkeit zur 
Zeit der Tat 

1. Völkerrechtliche Verpflichtungen 

Art. 15 IPBPR lautet: 

„ (1) Niemand darf wegen einer Handlung oder Unter- 
lassung verurteilt werden, die zur Zeit ihrer Begehung 
nach inländischem oder nach internationalem Recht 
nicht strafbar war. Ebenso darf keine schwerere Strafe 
als die im Zeitpunkt der Begehung der strafbaren 
Handlung angedrohte Strafe verhängt werden. Wird 
nach Begehung einer strafbaren Handlung durch Ge- 
setz eine mildere Strafe eingeführt, so ist das mildere 
Gesetz anzuwenden. 

(2) Dieser Artikel schließt die Verurteilung oder Be- 
strafung einer Person wegen einer Handlung oder 
Unterlassung nicht aus, die im Zeitpunkt ihrer Bege- 
hung nach den von der Völkergemeinschaft aner- 
kannten allgemeinen Rechtsgrundsätzen strafbar 
war". 

Damit enthält Art. 15 IPBPR das Verbot einer rückwir- 
kenden Bestrafung ohne Rechtsgrundlage zur Zeit der 


Begehung der Tat sowie das Verbot einer schwereren 
Bestrafung, als zur Zeit der Begehung der Tat ange- 
droht. Schheßhch enthält Art. 15 IPBPR noch das Ge- 
bot der Rückwirkung milderen Rechts. 

Über die Qualität des erforderlichen, die Strafbarkeit 
anordnenden „ Rechts " ( „ law " ; „ droit " ) sagt Art. 1 5 
IPBPR zwar nichts. Aus dem Sinn und Zweck der Vor- 
schrift folgt aber ein Verbot von unbestimmten Tatbe- 
ständen, sog. „Gummitatbeständen", da sich bei ih- 
nen die Strafbarkeit nicht aus dem „Recht" ergibt, 
sondern den Gerichten freigestellt ist. 

Art. 15 IPBPR verbietet nur die Verurteilung ( „be held 
guilty") ohne bestehende Strafbarkeit. Da jedoch die 
strafrechtiiche Verfolgung nur in Richtung auf eine 
Verurteüung zulässig ist, ist bereits eine Strafverfol- 
gung ohne Rechtsgrundlage unzulässig. 


2. Innerstaatliche Rechtslage und Praxis 

Die in Art. 15 Abs. 1 IPBPR enthaltenen Grundsätze 
sind nur in zwei Mitghedstaaten des Warschauer 
Pakts verfassungsrechtlich ab gesichert, nänüich in 
Bulgarien (Art. 136 Abs. 1, 2 Verf.) und in der DDR 
(Art. 99 Abs. 1-3 Verf.). 

In allen Staaten sind sie jedoch im Strafgesetzbuch 
enthalten: 

— Bulgarien: Art. 2 Abs. 1 StGB; 

— DDR: Art. 4 Abs. 3 StGB; 

— Polen: Art. 1 StGB; 

— Rumänien: Art. 2, 10, 11, 13 StGB; 

— Sowjetunion: Art. 6 Grundlagen der Strafgesetz- 
gebung der UdSSR und der Unionsrepubliken und 
gleichlautende Artikel in den StGB der einzelnen 
Unionsrepubliken (z. B. Art. 6 StGB RSFSR); 

— Tschechoslowakei: § 16 Abs. 1, Abs. 2 StGB; 

— Ungarn: § 2 StGB. 

Dabei verschärfen die Staaten des Warschauer Pakts 

— wie die meisten Staaten — die Anforderungen des 
Art. 15 IPBPR dahingehend, daß für die Bestimmung 
der Strafbarkeit ein „Gesetz" erforderhch ist. Hierun- 
ter werden allerdings nicht nur Gesetze im formellen 
Sinn verstanden. In der DDR werden die „allgemein 
anerkannten Normen des Völkerrechts über die Be- 
strafung von Verbrechen gegen den Frieden, gegen 
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die Menschlichkeit und von Kriegs verbrechen" zu 
„unmittelbar geltendem Recht“ erklärt (Art. 91 Verf.). 
Die DDR zieht im übrigen aus Art. 15 IPBPR die zutref- 
fende Folgerung (s. o. 1.), daß auch eine Strafverfol- 
gung ohne vorheriges Gesetz unzulässig ist (Art. 99 
Abs. 3 Verf.). In der Sowjetunion ist das bereits in den 
Grundlagen des Strafprozeses von 1924 enthaltene 
Rückwirkungsverbot immer wieder durchbrochen 
worden. So unterstellte das Einführungsgesetz zum 
Strafgesetzbuch von 1926 in Art. 1 sämüiche noch 
nicht abgeurteilten Straftaten ausdrücklich dem 
neuen Strafrecht. Das Strafgesetzbuch von 1926 ent- 
hielt sogar eine Vorschrift, die speziell in der Vergan- 
genheit hegende Handlungen unter Strafe stellte (Art. 
5813. Handlungen gegen die Arbeiterklasse oder die 
revolutionäre Bewegung zur Zeit des Zarensystems 
oder unter den konterrevolutionären Regierungen zur 
Zeit des Bürgerkrieges). Ungeachtet der Aufnahme 
des Rückwirkungsverbots in die „Grundlagen der 
Strafgesetzgebung der UdSSR und der Unionsrepu- 
bliken" von 1958 wurde der Erlaß vom 1.7.1961, der 
für die Devisenspekulation anstelle der bis dahin zu- 
lässigen Höchststrafe von 15 Jahren Gefängnis die 
Todesstrafe einführte (WS SSSR 1961, Nr. 19, Art. 
207), rückwirkend angewendet i). Im Schrifttum 
wurde hierzu der Grundsatz entwickelt, daß eine 
Rückwirkung in der Sowjetunion „nur" bei Berüh- 
rung wichtiger Interessen des Sowjetstaates und bei 
einem speziellen Hinweis in dem jeweihgen Gesetz 
zulässig sei 2). Angesichts dieser offenen Durchbre- 
chung der eigenen Rechtsvorschriften gegen die 
Rückwirkung, sogar noch nach der Verurteilung des 
Stalinismus, erscheint die Beachtung des Rückwir- 
kungsverbots in der Sowjetunion auch für die Zukunft 
nicht zuverlässig gesichert. 

In Polen bestimmte das „Dekret über den Kriegszu- 
stand" vom 12.12.1981, das zahlreiche Straf vor Schrif- 
ten enthielt, sein Inkrafttreten mit der bedenklichen 
Formel „ am Tag der Veröffentlichung, jedoch mit Wir- 
kung vom Tage der Beschlußfassung bzw. der Ausru- 
fung des Kriegsrechts" 3). Die Veröffentlichung er- 
folgte am 14.12.1981. Auf Grund dieses Gesetzes er- 
folgten Verurteilungen für Taten vor der Veröffentli- 
chung^). Andererseits lehnten einige Gerichte die 
Verurteilung ab 5). Aus den übrigen Staaten des War- 
schauer Pakts sind rückwirkende Strafgesetze nur aus 
der Abrechnung mit den voran gegangenen Systemen 
bekannt^). 

Es gibt in fast allen WP-Staaten sehr weit gefaßte Tat- 
bestände. Dies gilt vor allem für die Tatbestände des 
politischen Strafrechts. So findet sich in der Sowjet- 
union der Tatbestand „Antisowjetische Agitation 
und Propaganda"; „Agitation und Propaganda in der 
Absicht der Untergrabung oder Schwächung der So- 
wjetmacht oder der Begehung einzelner besonders 
gefährlicher Straftaten gegen den Staat, die in dersel- 
ben Absicht vorgenommene Verbreitung verleumde- 
rischer, die sowjetische Staats- und Gesellschaftsord- 
nung in Mißkredit bringender Erdichtungen sowie die 
Verbreitung, Herstellung oder Aufbewahrung von 
Darstellungen des gleichen Inhalts in schriftlicher, ge- 
druckter oder anderer Form in der gleichen Absicht 
wird mit Freiheitsentzug von sechs Monaten bis zu 
sieben Jahren und mit Verbannung von zwei bis fünf 


Jahren oder ohne Verbannung oder mit Verbannung 
für die Dauer von zwei bis zu fünf Jahren bestraft" 
(Art. 7 Abs. 1 Gesetz über die strafrechtliche Verant- 
wortlichkeit für Straftaten gegen den Staat vom 
25.12.1958, WS SSSR 1959, Nr. 1, Art. 8). 

Die entsprechenden Tatbestände der übrigen WP- 
Staaten sind ähnlich unbestimmt (s. o. Abschnitt A — 
D. Blumen witz). Charakteristisch ist für die neuere 
Strafgesetzgebung der WP-Staaten, daß sehr unbe- 
stimmte Formulierungen in umfangreichen und 
schwer überblickbaren Tatbeständen mit zahlreichen 
deskriptiven Tatbestandsmerkmalen versteckt wer- 
den. Ein besonders eindrucksvolles Beispiel hierfür ist 
der Tatbestand der „Sabotage" in der DDR (§104 
StGB): 

„(1) Wer 

1. die planmäßige Entwicklung der Volkswirtschaft 
oder einzelner ihrer Zweige oder Betriebe oder die 
Erfüllung der Volkswirtschaftspläne; 

2. die Tätigkeit der Organe des Staates oder gesell- 
schafthcher Organisationen? 

3. die Verteidigungskraft oder die Verteidigungs- 
maßnahmen der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik; 

4. die Außenwirtschaftsmaßnahmen des sozialisti- 
schen Staates 

unter Mißbrauch seiner Funktion oder beruflichen 
Stellung oder unter Umgehung der sich daraus erge- 
benden Pflichten oder durch Irreführung der zustän- 
digen staatlichen oder volkswirtschaftlichen Organe 
oder durch andere Handlungen durchkreuzt oder des- 
organisiert, um die sozialistische Staats- und Gesell- 
schaftsordnung der Deutschen Demokratischen Re- 
publik zu untergraben oder zu schwächen, wird mit 
Freiheitsstrafe nicht unter drei Jahren bestraft. 

(2) Vorbereitung und Versuch sind strafbar. 

(3) In besonders schweren Fällen kann auf lebens- 
längliche Freiheitsstrafe oder Todesstrafe erkannt 
werden " . 

Ein weiterer sehr unbestimmter Tatbestand ist der des 
„Hoohganismus" oder „Rowdytums". Er findet sich in 
fast allen kommunistisch regierten Staaten: 

~ Bulgarien: Art. 325 StGB: „Wer ungebührliche 
Handlungen begeht, welche die öffentliche Ord- 
nung grob verletzen und eine offenkundige Miß- 
achtung der Gesellschaft zum Ausdruck brin- 
gen ..." Strafdrohung: Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren. 

— DDR: §§ 215, 216 StGB: „Wer aus Mißachtung der 
öffentlichen Ordnung oder der Regeln des soziali- 
stischen Gemeinschaftslebens Gewalttätigkeiten, 
Drohungen oder grobe Belästigungen gegenüber 
Personen oder böswillige Beschädigungen von Sa- 
chen oder Einrichtungen begeht .. .". Strafdro- 
hung: Freiheitsstrafe bis zu zehn Jahren. 

— Sowjetunion: Art. 206 StGB: „Vorsätzliche Hand- 
lungen, die die öffentliche Ordnung grob verletzen 
und eine offensichtliche Nichtachtung der Gesell- 
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Schaft zum Ausdruck bringen . . Strafdrohung: 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren. 

— Tschechoslowakei: § 303 StGB: „Wer öffenthch 
oder an einem der Öffenthchkeit zugängüchen Ort 
gröblich Ungebührhchkeiten oder Ausschreitun- 
gen begeht . , Strafdrohung: Freiheitsstrafe bis 
zu drei Jahren. 

— Ungarn: § 271 StGB: „Wer sich in herausfordern- 
der Weise, die dazu geeignet ist, bei emderen Em- 
pörung oder Schrecken auszulösen, gemein- 
schaftsfeindüch, gewalttätig aufführt . . . " . Straf- 
drohung: Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren. 

— Rumänien: hat den Tatbestand 1968 zu einer Ord- 
nungswidrigkeit herabgestuft, für die jedoch im- 
merhin noch Gefängnis bis zu 20 Tagen vorgese- 
hen isf^). 

Diese Tatbestände enthalten einen nahezu behebigen 
Auslegungsspielraum. Sie werden übrigens auch zur 
Bekämpfung poütischer Gegner und zur Unterdrük- 
kung der Ausübung anderer Menschenrechte benutzt 
(z. B. Einzeldemonstrationen für eine Ausreise). Be- 
merkenswert erscheint, daß Polen bisher keinen ein- 
schlägigen Tatbestand geschaffen hat. Es sieht aller- 
dings die „hooüganis tischen Beweggründe“ als Straf- 
schärfungsgrund vor (Art. 59, 60 § 2, Art. 120 § 14 
StGB). 


3. Bewertung 

Das polnische „Dekret über den Kriegszustand“ von 
1981 enthielt einen Verstoß gegen das Verbot der 
Rückwirkung von Strafgesetzen, ln der Sowjetunion 
hegt der letzte Fall einer rückwirkenden Anwendung 
eines Strafgesetzes zwar 26 Jahre zurück, doch wur- 
den hierzu im Schrifttum bedenkliche Einschränkun- 
gen des Rückwirkungsverbots entwickelt. Aus den 
übrigen Staaten sind Verstöße gegen das Rückwir- 
kungsverbot allenfalls aus der Abrechnung mit den 
gestürzten Vorgängersystemen bekannt. 

ln allen Warschauer-Pakt- Staaten finden sich sehr 
weit gefaßte Tatbestände, die als sogenemnte „Gum- 
miparagraphen“ die Erfordernisse des Art. 15 IPBPR 
unterlaufen und damit einen Verstoß gegen sie dar- 
stellen. 


III. Recht auf Verteidigung 

1 . Völkerrechtliche Verpflichtungen 

Nach Art. 14 Abs. 3 üt. b IPBPR muß jeder wegen einer 
strafbaren Handlung Angeklagte hinreichend Zeit 
und Gelegenheit zur Vorbereitung seiner Verteidi- 
gimg imd zum Verkehr mit einem Verteidiger seiner 
Wahl haben; nach Abs. 3 lit. d hat er das Recht, sich 
selbst zu verteidigen oder sich durch einen Verteidi- 
ger seiner Wahl verteidigen zu lassen. Falls er keinen 
Verteidiger hat, ist er über das Recht, einen Verteidi- 
ger in Anspruch zu nehmen, zu imterichten; fehlen 
üim die Mittel zur Bezahlung eines Verteidigers, so ist 
ihm ein Verteidiger unentgeltlich zu bestellen, wenn 
dies im Interesse der Rechtspflege erforderhch ist. Der 


IPBPR garantiert also nicht nur das materielle Recht 
auf Verteidigung, sondern auch das formelle Recht 
auf Verteidigung durch einen Verteidiger ö) . Nach Art. 
14 Abs. 3 üt. a IPBPR ist jeder Angeklagte in einer ihm 
verständüchen Sprache über Art und Grund der ge- 
gen ihn erhobenen Anklage zu unterrichten. 


2. Innerstaatliche Rechtslage und Praxis 

a) Verfassungsrechtliche Grundlagen 

Das Recht auf Verteidigung ist in allen Verfassungen 
der Warschauer-Pakt-Staaten niedergelegt (Bulga- 
rien: Art. 138; DDR: Art. 102 Abs. 2; Polen: Art. 63 
Abs. 2; Rumänien: Art. 31 Abs. 3; Sowjetunion: 
Art. 158; Tschechoslowakei: Art. 103 Abs. 2; Ungarn: 
Art. 49 Abs. 2). Dabei ist das Recht auf Verteidigung 
allerdings nur in der DDR, in Rumänien, in der Tsche- 
choslowakei und in Ungarn während des gesamten 
Strafverfahrens gewährleistet; Bulgarien und Polen 
beschränken es auf den „Angeklagten“, die Sowjet- 
union auf den „Beschuldigten“ in dem dort übüchen, 
eingeschränkten Sinn^). Im übrigen ist — mit Aus- 
nahme Polens — nur von dem „Recht auf Verteidi- 
gung" die Rede, nicht aber von dem Recht auf einen 

Verteidigerin). 

Infolge der starken Intoleranz gegenüber Straftaten, 
die letztiich auf der Enttäuschung über den Nichtein- 
tritt des von Marx prognostizierten Absterbens der 
Kriminaütät im Sozialismus beruht, wird der Verteidi- 
ger in den meisten WP- Staaten immer noch — jeden- 
falls im Unterbewußtsein — als Störfaktor im Rechts- 
pflegesystem und als eine ungerechtfertigte Hilfe für 
Straftäter angesehen. Dieses sozialpsychologische 
Faktum wird auch von den führenden Juristen dieser 
Staaten selbst anerkannt, allerdings auf das Nachwir- 
ken des „Rechtsnihilismus“ zurückgeführt n). Diese 
gnmdsätzüche sozialpsychologische EinsteUung führt 
zu vielen — den Beteiligten oft gar nicht einmal be- 
wußt werdenden — Behinderungen des Verteidi- 
gers. 

b) Zeitpunkt der Zulassung des Verteidigers 

In den Warschauer-Pakt-Staaten zeigt sich die Ten- 
denz, den Zeitpunkt der Zulassung des Verteidigers 
mögüchst weit hinauszuschieben, insbesondere den 
Beschuldigten während des gesamten Ermittlungs- 
verfahrens ohne den Beistand eines Verteidigers zu 
lassen. 

In der Sowjetunion wird der Verteidiger grundsätz- 
üch erst bei der Eröffnung des Hauptverfahrens, bei 
aUen schwereren Straftaten, bei denen eine Vorunter- 
suchung durchgeführt werden muß, nach deren Ab- 
schluß zugelassen (Art. 22 Grundlagen des Strafpro- 
zeßrechts UdSSR, Art. 47 StPO^^). Bei Minderjährigen 
und Behinderten ist der Verteidiger bereits ab der sog. 
„Eröffnung der Beschuldigung“ zugelassen. Diese ist 
aber zeitlich ledigüch an die „Heranziehung als Be- 
schuldigter“ gebunden, deren Zeitpunkt im Ermessen 
der Untersuchungsorgane steht und im übrigen eben- 
falls das Vorüegen ausreichender Beweise voraussetzt 
(Art. 143 StPO). Nicht selten erfolgt daher die Zulas- 
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sung des Verteidigers auch in diesen Fällen erst mit 
dem Abschluß der Voruntersuchung ^3). 

Auch in Bulgarien ist ein Verteidiger erst von dem 
Zeitpunkt ab zugelassen, in dem dem Beschuldigten 
die Abschlußverfügung der Staatsanwaltschaft aus- 
gehändigt wird (Art, 209 StPO). Dies soll in der Regel 
spätestens zwei Monate seit dem Beginn der Ermitt- 
lungen erfolgen (§ 222 StPO); eine Verlängerung bis 
zu vier Monaten ist jedoch möglich. Die übrigen Staa- 
ten des Warschauer Paktes haben keine Rechtsvor- 
schriften zur Hinausschiebung der Zulassung des 
Verteidigers. Auch hier wird dieses Ziel jedoch zum 
Teil mit formalen Tricks und faktischen Beschränkun- 
gen erreicht. 

In der DDR kann sich der Beschuldigte oder Ange- 
klagte zwar „in jeder Lage des Verfahrens“ eines Ver- 
teidigers bedienen (§ 61 StPO). „Beschuldigter“ wird 
man jedoch erst durch eine förmliche Verfügung der 
Strafverfolgungsorgane (§§15 Abs. 4, 98 StPO). Befin- 
det sich der Beschuldigte in Untersuchungshaft, so 
wird die Kontaktaufnahme mit einem Verteidiger re- 
gelmäßig erst nach Abschluß der Ermittlungen gestat- 
tet i^). Hierzu kommen faktische Verzögerungen der 
Kontaktaufnahme mit einem Verteidiger durch Zu- 
rückhaltung entsprechender Briefe des Untersu- 
chungsgefangenen Wird die Beauftragung eines 

Verteidigers zugelassen, so kann der Staatsanwalt für 
den Kontakt zwischen ihm und dem Beschuldigten im 
Ermittlungsverfahren „Bedingungen" festsetzen, da- 
mit der Zweck der Untersuchung nicht gefährdet wird 
(§ 64 Abs. 3 StPO). Als derartige „Bedingung" wird 
häufig festgelegt, daß der Beschuldigte mit dem Ver- 
teidiger nur über persönliche Angelegenheiten, nicht 
aber über die Beschuldigung sprechen darf. Damit 
wird die Tätigkeit des „Verteidigers" auf Null redu- 
ziert; es liegt in Wahrheit keine Zulassung eines Ver- 
teidigers vor. 

In Rumänien besteht zwar ein generelles Recht des 
Beschuldigten und Angeklagten auf Rechtsbeistand 
durch einen Verteidiger (Art. 171 — 173 StPO). Bei ver- 
hafteten Beschuldigten kann jedoch die Kontaktauf- 
nahme mit „ihrem" Verteidiger für bis zu 60 Tagen 
Dauer untersagt werden (Art. 172 Abs. 3). Diese Be- 
stimmung wird häufig dahingehend angewendet, daß 
während dieser Zeit überhaupt keine Beauftragung 
eines Verteidigers zugelassen wird i^). In Polen ist der 
Verteidiger grundsätzlich während des gesamten 
Verfahrens zugelassen (Art. 61 § 2, Art. 73, 273 StPO). 
Die Staatsanwaltschaft kann jedoch die Teilnahme an 
Untersuchungs- oder Ermittlungshandlungen „mit 
Rücksicht auf das Interesse des Untersuchungs- oder 
Ermittlungsverfahrens" ablehnen (Art. 273 § 2 StPO). 
Diese Ablehnung ist inzwischen fast zur Regel gewor- 
den 1”^). In der Tschechoslowakei (§ 33 StPO) und Un- 
garn (§ 6 Abs. 3 StPO) sind Verteidiger in jedem Sta- 
dium des Verfahrens zugelassen. Über Vorenthaltun- 
gen dieses Rechts liegen keine Erkenntnisse vor. 

In den Veröffentlichungen der Organisationen zur 
Verteidigung der Menschenrechte wird häufig be- 


klagt, daß Strafverfahren in WP-Staaten „ohne Vertei- 
diger" stattgefunden hätten. Diese Angaben erlauben 
keine Bewertung aus rechtücher Sicht, da die Beizie- 
hung eines Verteidigers nach Art. 14 Abs. 3 lit. d 
IPBPR nur ein Recht ist, auf das der Angeklagte auch 
verzichten kann, und außerdem, wenn ihm die Mittel 
zur Bezahlung eines Verteidigers fehlen, ein Verteidi- 
ger unentgeltlich nur dann zu bestellen ist, „wenn 
dies im Interesse der Rechtspflege erforderlich ist". 
Die bloße Tatsache, daß ein Strafverfahren ohne Ver- 
teidiger stattgefunden hat, erlaubt daher keinen 
Schluß, ob hierin eine Verletzung von Art. 14 Abs. 3 
lit. d IPBPR gelegen hat. 


c) Möglichkeit zur Wahl des Verteidigers 

In den Warschauer-Pakt-Staaten ist die Möglichkeit 
zur Wahl des Verteidigers faktisch geringer als in den 
westhchen Staaten, weil die Zahl der Rechtsanwälte 
sehr viel kleiner ist. In der Sowjetunion z. B. gibt es ca. 
21 000 Rechtsanwälte, d. i. ein Rechtsanwalt auf rd. 
13 000 Einwohner. In der Tschechoslowakei gibt es 
ca. 500 Rechtsanwälte, d. i. einer pro 30 784 Einwoh- 
ner, in der DDR 568 Rechtsanwälte, d. i. einer pro 
29 296 Einwohner. Es kommt hinzu, daß die Rechtsan- 
wälte durch den numems clausus im Studium der 
Rechtswissenschaften und durch das Erfordernis der 
Zulassung zu einem Anwaltskollegium einer doppel- 
ten Selektion unterworfen sind. Aus der Sowjetunion 
sind Ausschlüsse von Verteidigern aus den Kollegien 
und damit Berufsverbote aus politischen Gründen, ja 
schon aus Gründen der Beantragung eines Frei- 
spruchs bekannt 16). Umgekehrt läßt sich für Polen 
und Ungarn ein Einfluß politischer Kriterien bei der 
Zulassung zum Rechtsanwaltsberuf wohl ausschlie- 
ßen. In der Sowjetunion wird für Straftaten, bei denen 
die Voruntersuchung durch das KGB erfolgt, dieser 
Kreis noch einmal erheblich eingeengt, indem hier 
eine Sondererlaubnis des KGB erforderlich ist, die nur 
ca. 10 Prozent der sowjetischen Strafverteidiger besit- 
zen 19). Aus der Sowjetunion wird darüber hinaus häu- 
fig berichtet, daß das KGB selber einen Verteidiger 
bestimmt habe^o). in Polen ist der Kreis der Verteidi- 
ger vor den Militärgerichten beschränkt 21 ). Hinweise 
auf eine Einschränkung der freien Wahl des Verteidi- 
gers finden sich im westlichen menschenrechtlichen 
Schrifttum auch für Bulgarien ^2), Polen 23) und Rumä- 
nien ^4). 


d) Verkehr mit dem Verteidiger 

Für fast alle Warschauer-Pakt-Staaten wird be- 
klagt, daß die Gespräche mit dem Verteidiger 
überwacht bzw. abgehört werden. Diese Praxis ent- 
hält zweifellos eine erhebliche Erschwerung der Ver- 
teidigung. 

Zahlreiche Klagen richten sich auch dagegen, daß der 
Kontakt des Beschuldigten mit seinem Verteidiger für 
längere Zeit unterbrochen wurde. In Rumänien be- 
steht sogar die ausdrückliche gesetzliche Möglich- 
keit, Untersuchungshäftlingen den Kontakt mit ihrem 
Verteidiger für 30—60 Tage zu untersagen (§ 172 
Abs. 3 StPO). 


199 




Drucksache 11/1344 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


e) Ausreichend Zeit und Gelegenheit zur Vorbereitung 
der Verteidigung 

Die Einhaltung dieses — in Art. 14 Abs. 3 ht. b IPBPR 
vorgesehenen — Rechts wird üblicherweise durch das 
Erfordernis einer Zustellung (mindestens einer Aus- 
händigung) der Anklageschrift und eine Frist bis zum 
Termin der Hauptverhandlung gesichert. Die entspre- 
chenden Fristen sind in den Warschauer-Pakt-Staaten 
teilweise sehr kurz; teilweise ist für bestimmte 
Schnellverfahren eine extreme Verkürzimg möglich. 
Auch eine Zustellung der Anklageschrift ist in man- 
chen Fällen nicht erforderlich; 

In der Tschechoslowakei beträgt die Frist fünf Tage; 
eine Abkürzung ist nur mit Zustimmimg des Ange- 
klagten möghch (Art. 196, 198 StPO). Bei Verfahren 
wegen Übertretungen braucht die Frist nicht einge- 
halten zu werden (§ 314b Abs. 4); hierbei können je- 
doch höchstens Geldstrafen und Verfall angeordnet 
werden. In der Sowjetunion beträgt die Frist drei 
Tage (Art. 137 StPO). In dem Verfahren wegen ge- 
ringfügigen Rowdytums (s. o. II.2.), für welches im- 
merhin bis zu 14 Tage Freiheitsstrafe verhängt wer- 
den können, sind überhaupt keine Ladimgsfrist und 
keine Anklageschrift erforderhch. 

In der DDR beträgt die Ladungsfrist normalerweise 
fünf Tage; sie kann jedoch auf 24 Stunden abgekürzt 
werden (§ 204 StPO). Bei Verfahren, bei denen die 
Öffentiichkeit ausgeschlossen werden kann, sind dem 
Angeklagten die Anklageschrift und der Eröffnungs- 
beschluß ledighch zur Kenntnis zu bringen (§ 203 Abs. 
3 StPO). Dementsprechend wird die Anklageschrift 
dem Angeklagten nur kurzfristig ausgehändigt oder 
gar nur vorgelesen 25). in Polen ist nach einer Einwen- 
dimgsf rist nach Zustellimg der Anklageschrift von sie- 
ben Tagen eine weitere Ladungsfrist von sieben Ta- 
gen erforderhch (Art. 303, 305 StPO). In dem Schnell- 
verfahren, das im Mai 1985 auf zahlreiche Delikte aus- 
gedehnt worden sind weder eine Züstellimg der 
Anklageschrift noch eine Ladungsfrist erforderhch 
(Art. 446 f. StPO). Um die Beschränkung der Verteidi- 
gung abzumildern, sind bei den Rayongerichten an- 
waltschaftliche Bereitschaftsdienste eingerichet wor- 
den, damit die Angeklagten jederzeit die Hilfe eines 
Anwalts in Anspruch nehmen können. 

In Rumänien beträgt die Ladimgsfrist drei Tage (§313 
StPO). Eine Anklageschrift wird dem Angeklagten 
überhaupt nur ausgehändigt, soweit er sich in Unter- 
suchungshaft befindet (Art. 313 Abs. 2 StPO). Dane- 
ben gibt es ein beschleunigtes Verfahren, das ohne 
Ladung erfolgt (Art. 472 StPO). In dem Verfahren we- 
gen Rowdytums (s. o. II. 2), in welchem bis zu 14 Tage 
Freiheitsentziehung verhängt werden können, ist 
ebenfalls ein Schnellverfahren ohne Ladimg möghch. 
In Ungarn beträgt die Frist zwischen der mit der Zu- 
stellung der Anklageschrift verbundenen Ladimg und 
der Hauptverhandlung fünf Tage (§ 181 StPO). In Bul- 
garien ist dem Angeklagten nach der Züstellimg bzw. 
Aushändigung der Anklageschrift eine siebentägige 
Einwendungsfrist eingeräumt und außerdem eine 
Frist für die Ladung zur Hauptverhandlung von drei 
Tagen vorgesehen. 


Aus der DDR ist auch bekannt, daß Untersuchungsge- 
fangenen die Aushändigung der zur Vorbereitung der 
Verteidigung erforderlichen Gesetzestexte häufig 
verweigert wird 27). 


3. Bewertung 

In den Warschauer-Pakt-Staaten finden sich starke 
Beschränkungen des Rechts auf Veteidigung. Diese 
hegen vor ahem in dem späten Stadium, ab welchem 
der Verteidiger tätig werden darf, in der beschränkten 
Auswahlmöglichkeit, in den Möghchkeiten des Kon- 
takts mit dem Verteidiger und in den Befugnissen des 
Verteidigers, wobei die Lage in der Tschechoslowakei 
und Ungarn günstiger ist als in den übrigen Staaten. 
Diese starken Beschränkungen dürften aUerdings den 
Wortlaut von Art. 14 Abs. 3 ht. b und d IPBPR gerade 
noch unangetastet lassen. Die späte Zulassung des 
Verteidigers dürfte trotz der damit verbundenen 
schweren Behinderung der Verteidigung nicht als 
Verweigerung von „hinreichend Zeit und Gelegen- 
heit zum Verkehr mit dem Verteidiger*' angesehen 
werden können. Immerhin ist darauf hinzuweisen, 
daß Art. 14 Abs. 3 IPBPR von „Mindestgarantien“ 
spricht, so daß die Reduzierung dieser Garantien auf 
ein Minimum kaum dem Geist der entsprechenden 
Vorschriften entspricht. Bedenkhch im Hinbhck auf 
Art. 14 Abs. 3 ht. b IPBPR sind auch die zu kurzen 
Fristen für die Vorbereitung der Verteidigung in der 
Sowjetunion, der DDR und Rumänien, beim Schnell- 
verfahren auch in Polen, sowie die Nichtaushändi- 
gung der erforderhchen Gesetzestexte in der DDR. 


IV. Recht auf ein unabhängiges, unparteiisches 
Gericht 

1. Völkerrechtliche Verpflichtungen 

Nach Art. 14 Abs. 1 S. 2 IPBPR hat jedermann u. a. 
Anspruch darauf, daß über eine gegen ihn erhobene 
straf rechthche Anklage durch ein unabhängiges, un- 
parteiisches Gericht verhandelt wird. 


2. Innerstaatliche Rechtslage und Praxis 

Der Grundsatz, daß die Richter unabhängig und nur 
dem Gesetz unterworfen sind, ist in allen Verfassun- 
gen niedergelegt (Bulgarien: Art. 129 Abs. 1; DDR: 
Art. 96 Abs. 1; Polen: Art. 62; Rumänien: Art. 111; 
Sowjetunion; Art. 155; Tschechoslowakei: Art. 102; 
Ungarn: § 50 Abs. 2). 

Dieser Grundsatz unterhegt jedoch einer einschnei- 
denden Uminterpretation und wird auch durch die 
institutionelle Ausgestaltung der Rechtsprechung 
schwer beeinträchtigt. In den Warschauer-Pakt-Staa- 
ten güt nämhch auch für die Gerichte der allgemeine 
Grundsatz der „Parteilichkeit", der sprachhch gera- 
dezu in diametralem Gegensatz zu den Erfordernis 
des „unparteüschen“ Gerichts nach Art. 14 Abs. 1 S. 2 
IPBPR steht. Dieser Grundsatz wird zwar in neuerer 
Zeit etwas in den Hintergrund geschoben, ist aber aus 
der Staatsideologie nicht hinwegzudenken und daher 
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nach wie vor gültig. Er wird heute teilweise in dem 
Prinzip der „sozialistischen Gesetzlichkeit" versteckt 
und als dessen Ausfluß betrachtet. Die klassische For- 
mel hierfür hat die Justizministerm der DDR Hilde 
Benjamin 1954 geprägt: „Sozialistische Gesetzlich- 
keit ist die dialektische Einheit von strikter Einhaltung 
der Gesetze und Parteilichkeit ihrer Anwendung" 28 ), 
Teilweise wird der Grundsatz auch in der „führenden 
Rolle der KPdSU" als „Grundprinzip des sozialisti- 
schen Rechts" angesiedelt. Die Rechtswissenschaftler 
in den WP-Staaten bemühen sich zwar heute darum, 
die Gültigkeit dieses Grundsatzes auf die Schaffung 
neuen Rechts und die verbindliche Interpretation von 
Auslegungsspielräumen zu beschränken, doch läßt 
sich eine solche Entschärfung des Grundsatzes prak- 
tisch kaum durchführen. 

Im übrigen führt auch die institutionelle Ausgestal- 
tung der Rechtsprechung zu schweren Beeinträchti- 
gungen der richterlichen Unabhängigkeit. Dies gilt 
zunächst für die persönliche Unabhängigkeit. So wer- 
den in der Sowjetunion, in der DDR, in Bulgarien und 
in Rumänien die Richter jeweils nur für eine Amtspe- 
riode von wenigen Jahren gewählt; bei dieser Wahl 
hat über das Recht zum Vorschlag der Kandidaten 
und über die Organisation der Wahl die herrschende 
kommunistische Partei einen entscheidenden Einfluß. 
Zur Sicherung ihrer Wiederwahl sind die Richter auf 
das Wohlwollen der kommunistischen Partei ange- 
wiesen. Außerdem gibt es noch die Möglichkeit der 
vorfristigen Ab wähl; doch wird von ihr wenig Ge- 
brauch gemacht, da sie als weiteres Diszipliniemngs- 
mittel offensichtlich unnötig und im übrigen für die für 
die Aufstellung des Kandidaten Verantwortlichen 
peinlich ist. 

Diese Regelung hat zu einer starken sachlichen Ab- 
hängigkeit der Richter von den lokalen Parteünstan- 
zen geführt. In der Sowjetunion ist das sog. „Telefon- 
recht" vielfach dokumentiert und geradezu zu einem 
Fachausdruck geworden. Gemeint ist damit der Anruf 
des örtlichen Parteisekretärs bei dem Gericht mit der 
Weisung für eine bestimmte Entscheidung oder um- 
gekehrt die diesbezügliche Anfrage des Richters. Da 
diese Abhängigkeit von den örtlichen Parteünstanzen 
inzwischen ein für das Gesamtsystem desintegratives 
Ausmaß angenommen und zu zahlreichen Korrup- 
tionsfällen geführt hat, wird sie auch in der Sowjet- 
union selbst offen angesprochen. In den übrigen ge- 
nannten Staaten wird das Problem nicht in dieser Of- 
fenheit diskutiert, doch sind auch hier einzelne Fälle 
von „Telefonrecht" belegt. In Ungarn und Polen wer- 
den die Richter dagegen auf Lebenszeit ernannt (in 
Polen abgesehen von den Richtern beim Obersten 
Gericht). Gleichwohl werden auch in Polen Eingriffe 
der politischen Instanzen in konkrete Rechtsfälle be- 
klagt 29). 

In allen Warschauer-Pakt-Staaten sind die Obersten 
Gerichte befugt, unabhängig von einzelnen Fällen all- 
gemeine Auslegungen der Gesetze zu erlassen und 
die Richter daran zu binden (sog. „Richtlinien", „Lei- 
tende Erläuterungen") 30). Außerdem gibt es noch 
starke Aufsich ts- und Anleitungsbefugnisse durch die 
Obersten Gerichte und die Verwaltungsorgane mit 
den Justizministerien an der Spitze. Diese gesetzlich 
nicht genau definierten Anleitungsbefugnisse umfas- 


sen Aussprachen und Diskussionen mit den Richtern 
über ihre „Fehler", Mahnungen an Gerichte, Ausgabe 
von Instruktionen an Gerichtsleiter, die Anweisung 
zur Befolgung von einzelnen Entscheidungen unterer 
Gerichte durch alle anderen Gerichte 3i). 


3. Bewertung 

Die aus allen Warschauer-Pakt-Staaten mit Aus- 
nahme Ungarns berichteten Eingriffe von Parteün- 
stanzen in die Rechtsprechung verstoßen gegen das 
Recht auf ein unabhängiges, unparteüsches Gericht 
nach Art. 14 Abs. 1 S 2 IPBPR. Während sich die Richt- 
linienkompetenz der Obersten Gerichte noch als eine 
Vorwegnahme der allgemein anerkannten Kompe- 
tenzen Oberster Gerichte zur Sicherung der Einheit 
der Rechtsprechung auffassen läßt und sich daher 
noch im Rahmen des Paktes hält, gilt dies nicht für die 
sonstigen Anleitungsbefugnisse der Obersten Ge- 
richte. 


V, Recht auf ein öffentliches Gerichtsverfahren 

1. Völkerrechtliche Verpflichtungen 

Nach Art. 14 Abs. 1 Satz 2 IPBPR hat jedermann — 
unter anderem — einen Anspruch darauf, daß über 
eine gegen ihn erhobene strafrechtliche Anklage öf- 
fentlich verhandelt wird. Allerdings können Presse 
und Öffentlichkeit aus Gründen der Sittlichkeit, der 
öffentlichen Ordnung (ordre public) oder der nationa- 
len Sicherheit in einer demokratischen Gesellschaft 
oder wenn es im Interesse des Privatlebens der Par- 
teien erforderlich ist oder — soweit dies nach Auffas- 
sung des Gerichts unbedingt erforderlich ist — unter 
besonderen Umständen, in denen die Öffentlichkeit 
des Verfahrens die Interessen der Gerechtigkeit be- 
einträchtigen würde, während der ganzen oder eines 
Teüs der Verhandlung ausgeschlossen werden (Abs. 1 
Satz 3). Das Urteü ist jedoch öffentlich zu verkünden. 
Hiervon besteht wiederum eine Ausnahme, wenn die 
Interessen Jugendlicher dem entgegenstehen. 


2. Innerstaatliche Rechtslage und Praxis 

Bis auf die DDR, die insoweit der deutschen Tradition 
folgt, haben alle Staaten des Warschauer Pakts den 
Grundsatz der Öffentlichkeit des Gerichtsverfahrens 
in ihren Verfassungen niedergelegt (Bulgarien: Art. 
137 Abs. 2; Polen: Art. 63 Abs. 1; Rumänien: Art. 110; 
Sowjetunion: Art. 157; Tschechoslowakei: Art. 103 
Abs. 2; Ungarn: § 49 Abs. 1). Die nähere Ausgestal- 
tung, insbesondere die Möglichkeit des Ausschlusses 
der Öffentlichkeit, ist in den Strafprozeßordnungen 
geregelt. Ein Ausschluß der Öffentlichkeit ist in fol- 
genden Fällen vorgesehen, wobei die Aufzählung von 
den engeren Möglichkeiten zu den weiteren Möglich- 
keiten fortschreitet: 

— Nachteüe für die Erziehung jugendlicher Ange- 
klagter (§211 Abs. 1 StPO DDR; Art. 308 § 3 StPO 
Polen; Art. 12 Grundlagen des Strafverfahrens 
UdSSR); 
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— Schutz der Intimsphäre (Art. 290 Abs. 2 StPO Ru- 
mänien; Art. 12 Grundlagen des Strafverfahrens 
UdSSR); 

— Wahrung der Sittlichkeit bzw. der sozialistischen 
Moral (Art. 262 StPO Bulgarien; § 211 Abs. 2 StPO 
DDR; Art. 308 § 1 StPO Polen; Art. 290 Abs. 2 
Rumänien; § 200 StPO CSSR; § 11 StPO Un- 
garn); 

— Schutz wichtiger privater Interessen (Art. 308 § 2 
StPO Polen); 

— Schutz von Staatsgeheimnissen (Art. 308 § 1 StPO 
Polen; Art. 12 Grundlagen des Strafverfahrens 
UdSSR); 

— Staatssicherheit (§211 Abs. 3 StPO DDRJ 

— Wahrung von Dienstgeheimnissen (§ 200 StPO 
CSSR; § 11 StPO Ungarn); 

— Wahnmg von Wirtschaftsgeheimnissen (§ 200 
StPO CSSR); 

— Geheimhaltung beliebiger Tatsachen (Art. 211 
Abs. 3 StPO DDR); 

— Wahrung des öffentlichen Friedens (Art. 308 § 1 
StPO Polen); 

— Schutz der Staatsinteressen (Art. 290 Abs. 2 StPO 
Rumänien; Art. 589 § 1 StPO Polen für Militärge- 
richtsverfahren) ; 

— Schutz der öffentlichen Ordnung (§ 211 Abs. 1 
StPO DDR). 

Hieraus ergibt sich eine klare Rangfolge hinsichtlich 
des Ausmaßes, in dem die Staaten des Warschauer 
Pakts einen Ausschluß der Öffentlichkeit zulassen. 
Insbesondere findet sich die DDR gleich mit zwei Aus- 
schließungsgründen am unteren Ende der Skala. Der 
Ausschließungsgrund des Schutzes der „öffentlichen 
Ordnung'' entspricht zwar der deutschen Rechtstradi- 
tion, erhält jedoch im Rahmen einer stark an den 
Staatsinteressen ausgericheten Rechtsprechung eine 
gefährliche Auslegungsmöglichkeit. Aus allen WP- 
Staaten außer Ungarn ^2) wird eine exzessive Anwen- 
dung des Ausschlusses der Öffentlichkeit berichtet. 
Außerdem reicht es nicht aus, den Grundsatz der Öf- 
fentlichkeit des Gerichtsverfahrens zu dekretieren. Zu 
seiner Gewährleistung sind Schutzmechanismen für 
den Fall der Verletzung erforderlich. Das Recht der 
WP- Staaten sieht teilweise die Verletzung des Grund- 
satzes der Öffentlichkeit nicht als Grund für eine Auf- 
hebung des Urteils im Rechtsmittelverfahren an 
(Art. 387, 388, 462 StPO Polen; Art. 345, 379 StPO 
RSFSR). Auf der anderen Seite ist das Strafprozeß- 
recht der DDR positiv hervorzuheben, das die Verlet- 
zung der Vorschriften über die Öffentlichkeit als 
zwingenden Aufhebungsgrund vorsieht (§ 300 Nr. 4 
StPO). 

Darüber hinaus findet sich aber auch trotz der weitge- 
henden rechtlichen Möglichkeit zum Ausschluß der 
Öffentlichkeit ein Ausschluß durch administrative 
und organisatorische Maßnahmen. Für die Sowjet- 
union sind zahllose derartige Fälle bezeugt, insbeson- 
dere in den Prozessen gegen die sog. Dissidenten. So 


sind die Angehörigen von Betrieben und Einrichtun- 
gen, deren Tätigkeit von der Sowjetregierung als ge- 
heimzuhalten angesehen wird, der Jurisdiktion von 
geheimen Sonder gerichten unterworfen 33). Chakteri- 
stische Verletzungen des Grundsatzes der Öffentlich- 
keit des Gerichtsverfahrens erfolgen durch folgende 
organisatorische Maßnahmen: 

— absichtliche Wahl kleiner Sitzungssäle; 

— Besetzung der Sitzungssäle durch bestellte oder 
abkommandierte Personen; 

— Verlegung der Sitzungen in einen anderen Saal 
mit zu kurzer, schwer auffindbarer oder ohne jede 
Bekanntmachung; 

— Verwehrung des Zugangs für die Angehörigen 
und Freunde des Angeklagten 34). 

Auch in Polen erfolgte bei dem „ Solidarnosc-Prozeß “ 
in Danzig (1985) eine Einschränkung der Öffentlich- 
keit des Gerichtsverfahrens durch die Wahl eines klei- 
nen Sitzungssaales in Verbindimg mit Manipulatio- 
nen bei der Ausgabe von Eintrittskarten 35). 

Wenn aus der DDR 36) und Tschechoslowakei 3?) 
ebenfalls gemeldet wird, daß der Gerichtssaal von 
Angehörigen des Staatssicherheitsdienstes besetzt 
wird und Angehörige aus dem Saal gewiesen werden, 
so wird es nicht klar, ob es sich hierbei um eine fakti- 
sche Durchbrechung des Rechts auf ein öffentüches 
Verfahren handelt oder aber um die in beiden Staaten 
vorgesehene Möghchkeit, bei einem Ausschluß der 
Öff enüichkeit bestimmten Personen den Zutritt zu ge- 
statten (§211 Abs. 4 StPO DDR; § 201 Abs. 2 StPO 
Tschechoslowakei). Auch bei den häufigen Berichten 
darüber, daß Angehörige und Freunde sowie Vertre- 
ter von Menschenrechtsorganisationen aus dem Saal 
gewiesen worden seien, kann nicht festgestellt wer- 
den, ob es sich hierbei um eine Verletzung des Rechts 
auf ein öffentliches Gerichtsverfahren oder aber um 
einen möglicherweise exzessiven, aber — formal 
zulässigen Ausschluß der Öffentlichkeit handelt. 


3. Bewertung 

Da Art. 14 Abs. 1 Satz 2 IPBPR als möglichen Grund für 
den Ausschluß der Öffentlichkeit die „öffentliche 
Ordnung" (ordre public) und damit den weitesten im 
nationalen Recht verwendeten Begriff vorsieht, ver- 
stößt das innerstaatliche Recht der WP- Staaten inso- 
weit nicht gegen Art. 14 IPBPR. Es kann im Gegenteil 
festgestellt werden, daß die WP- Staaten — bis auf die 
DDR — von dieser weitestgehenden Ausschlußmög- 
lichkeit keinen Gebrauch gemacht haben. Während 
Polen noch die Wahrung des öffentlichen Friedens als 
Ausschluß grund vorsieht, bleiben die übrigen Länder 
mit ihren Ausschlußgründen hinter den Ermächtigun- 
gen von Art. 14 IPBPR deutlich zurück. Freilich enthält 
Art. 14 Abs. 1 Satz 3 für die Ausschlußgründe der Sitt- 
lichkeit, der öffentlichen Ordnimg (ordre pubhc) und 
der nationalen Sicherheit das zusätzhche Erfordernis 
„in einer demokratischen Gesellschaft''. Obwohl der 
Begriff der „Demokratie" zwischen Ost und West um- 
stritten ist, wollte der IPBPR offensichtlich nicht die 
Warschauer-Pakt-Staaten von der Möglichkeit des 
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Ausschlusses der Öffentlichkeit im Strafverfahren 
völlig ausschließen. 

Ob die Rechtsprechung der WP- Staaten von den ihr 
gesetzlich gewährten Ausschlußmöghchkeiten einen 
unzulässigen Gebrauch macht, kann mangels ein- 
schlägiger Berichte nicht festgestellt werden. Als eine 
Verletzung des IPBPR muß es jedoch angesehen wer- 
den, wenn das Recht Polens und der Sowjetunion für 
die Verletzung des Grundsatzes der Öffentlichkeit 
kein Rechtsmittel vorsieht. Auf keinen Fall gedeckt 
durch Art. 14 Abs. 1 Satz 3 IPBPR sind die faktischen 
Verletzungen des Grundsatzes der Öffentüchkeit, die 
aus der Sowjetunion und Polen zuverlässig berichtet 
werden. 


VI. Verbot der willkürlichen Verhaftung und 
Verurteilung 

1 . Völkerrechtliche Verpflichtungen 

Nach Art. 9 Abs. 1 Satz 2 IPBPR „darf niemand will- 
kürlich festgenommen oder in Haft gehalten werden '' . 
Das Wort „willkürlich'' darf dabei nicht als formelle 
Gesetzwidrigkeit verstanden werden, da diese in dem 
folgenden Satz 3 behandelt wird: „Niemandem darf 
seine Freiheit entzogen werden, es sei denn aus ge- 
setzlich bestimmten Gründen und unter Beachtung 
des im Gesetz vorgeschriebenen Verfahrens". Unter 
der „Willkürhchkeit" sollte daher die Ungerechtig- 
keit" der Verhaftung verstanden werdende). 

Ferner bestimmt Art. 14 Abs. 2 IPBPR; „Jeder wegen 
einer strafbaren Handlung Angeklagte hat Anspruch 
darauf, bis zu dem im gesetzhchen Verfahren erbrach- 
ten Nachweis seiner Schuld als unschuldig zu gelten " . 
Die amtliche deutsche Übersetzung ist zu eng; die 
Originalfassung „everyone charged with a criminal 
offence" bedeutet nach deutscher Terminologie „der 
Angeschuldigte" (§157 StPO)^^). Auch danach gilt 
diese Vorschrift jedoch nicht für das Ermittlungsver- 
fahren. Auch diese Regelung enthält nicht nur das for- 
male Erfordernis einer Verurteilung in einem „gesetz- 
hchen" Verfahren, sondern auch das materielle Erfor- 
dernis eines „Nachweises" der Schuld. 


2. Innerstaatliche Rechtslage und Praxis 

Die in diesem Abschnitt behandelten Rechte sind teil- 
weise in den Verfassungen der Staaten des War- 
schauer Paktes niedergelegt: 

— Bulgarien: „Im Gerichtsverfahren wird die Ermitt- 
lung der objektiven Wahrheit sicher gestellt" 
(Art. 137 Abs. 1) 

— DDR: „Eine Tat zieht strafrechtliche Verein twort- 
hchkeit nur nach sich, wenn diese zur Zeit der 
Begehung der Tat gesetzhch festgelegt ist, wenn 
der Täter schuldhaft gehandelt hat und die Schuld 
zweifelsfrei nachgewiesen ist" (Art. 99 Abs. 2 
S. 1) 

— Rumänien: „Eine Person kann nicht festgenom- 
men oder verhaftet werden, wenn gegen sie keine 
Beweise oder begründete Indizien vorhegen, daß 


sie eine gesetzwidrige und vom Gesetz bestrafte 
Tat begangen hat" (Art. 31 Abs. 2 S, 1) 

— Tschechoslowakei: „Beim Gerichtsverfahren ge- 
hen die Gerichte so vor, daß der tatsächhche Sach- 
verhalt ermittelt wird, und bei ihrer Entscheidung 
gehen sie von ihm aus" (Art. 103 Abs. 1). 

Im übrigen schützen die einschlägigen Verfassungs- 
bestimmungen allerdings rein formal nxir vor einer 
„ungesetzlichen" Verhaftung bzw. Verurteilung (Po- 
len; Art. 87 Abs. 1 S. 2; Sowjetunion: Art. 54 S. 2, 160; 
Ungarn: § 66). 

Auch in diesen Fällen findet sich aber im Strafprozeß- 
recht die Pflicht zu einer Feststellimg der objektiven 
Wahrheit (Polen: Art. 2 § 1 StPO; Sowjetunion: Art. 14 
Grundlagen des Strafverfahrens UdSSR; § 68 StPO 
DDR; § 2 Abs. 5 StPO Tschechoslowakei). 

Bei der Sicherimg der Begründetheit der Strafurteile 
enthält das Strafprozeßrecht der Warschauer-Pakt- 
Staaten jedoch Vorschriften, die den Gerichten eine 
große Freiheit geben. So lassen die Strafprozeßord- 
nungen Rumäniens und der Tschechoslowakei eine 
Ablehnung von Beweisanträgen ohne jede Einschrän- 
kung zu (Art. 320 StPO Riimänien; § 216 Abs. 2 StPO 
CSSR). Das polnische Strafprozeßrecht sieht zwar ge- 
naue Beweisablehnungsgründe vor, doch erscheint 
der Beweisgrund der „Undurchführbarkeit der Be- 
weisaufnahme" (Art. 155 StPO) bedenkhch. In der 
Sowjetunion ist zwar allen Beweisanträgen stattzuge- 
ben, wenn die unter Beweis gestellte Tatsache „für 
die Entscheidung Bedeutung hat" (Art. 276 StPO 
RSFSR). Wenn jedoch ein Zeuge oder Sachverständi- 
ger nicht zur Vernehmung erscheint, kann das Ge- 
richt auf ihn verzichten (Art. 277 StPO RSFSR). In der 
DDR muß das Gericht allerdings allen Beweisanträ- 
gen stattgeben, wenn die beantragte Beweiserhe- 
bung für die Feststellung der Wahrheit erhebÜch sein 
kann (§ 223 StPO). In weitem Umfang wird auch die 
Ersetzung von Vernehmungen durch die Verlesung 
von Protokollen aus dem Ermittlungsverfahren, dar- 
unter vor allem über Geständnisse, gestattet. 

Aus der Sowjetunion werden immer wieder zahlrei- 
che Fälle der Verhaftung und Verurteilung ohne aus- 
reichende Tatsachengrundlage bekannt. Dies gilt vor 
allem für Verfahren gegen poÜtisch Andersdenkende 
und wegen religiöser Betätigung, Gründe für unge- 
rechtfertigte Verhaftungen und Verurteilungen 
sind: 

— Nichtbeachtung von Beweisanträgen; 

— Übergehung positiver Beweisergebnisse; 

— Zeugenbeeinflussimg durch die Richter"^®). 

Nicht selten sind allerdings auch direkte Beweismit- 
telfälschungen durch die Ermittlungs- und Untersu- 
chungsorgane. Die berichteten Fälle sind vielgestal- 
tig. Mehrfach belegt ist die Unterschiebung von 
Rauschgift. Allgemein bekannt wurde die Unterschie- 
bung von belastendem Material durch die Organe des 
Staatssicherheitsdienstes gegenüber dem amerikani- 
schen Journalisten Daniloff im Jahre 1986. Derartige 
Beweismittelfälschimgen werden von den Richtern, 
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auch wenn sie sie bemerken, häufig gedeckt {s. hierzu 
oben IV.). 

Verurteilungen und Verhaftungen auf Grund offen- 
sichtlich unzulänghcher Gründe werden auch berich- 
tet aus Bulgarien 41), Polen 42)^ Rumänien 43)^ der 
Tschechoslowakei 44) und Ungarn 45). 


3. Bewertung 

Obwohl sich in der Gesetzgebung der Warschauer- 
Pakt- Staaten nachdrückliche Verpfhchtungen zur 
Feststellung der objektiven Wahrheit finden, ist die 
Sicherung der Feststellung dieser Wahrheit in den 
Strafprozeßordnungen unzulänglich. Diese Rechts- 
vorschriften allein können allerdings nicht als Verstoß 
gegen die Art. 9 Abs. 1 Satz 2 und 14 Abs. 2 IPBPR 
angesehen werden. Die weitgehenden Möglichkeiten 
zur Ablehnung von Beweisanträgen in Rumänien, der 
Tschechoslowakei und Polen sowie die Möghchkeit 
zum Verzicht auf die Erledigung von Beweisanträgen 
in der Sowjetunion verletzen allerdings Art. 14 Abs. 3 
ht. e IPBPR, wonach den Angeklagten das Recht zu- 
steht, das Erscheinen und die Vernehmung der Entla- 
stungszeugen unter den für die Belastungszeugen 
geltenden Bedingungen zu erwirken. Aus allen War- 
schauer-Pakt-Staaten bis auf die DDR werden dar- 
über hinaus Verhaftimgen und Verurteilungen auf 
Grund offensichtlich unzulänglicher Gründe und da- 
mit Verletzungen der genannten Vorschriften berich- 
tet. 


VII. Verbot der Folter und der unmenschlichen 
Behandlung in der Haft 

1. Völkerrechtliche Verpflichtungen 

Nach Art. 7 IPBPR darf niemand der Folter oder grau- 
samer, unmenschhcher oder erniedrigender Behand- 
lung oder Strafe unterworfen werden. Das „Überein- 
kommen gegen Folter und andere grausame, un- 
menschhche oder erniedrigende Behandlung oder 
Strafe'" vom 10.12.198446), das bis auf die Tschecho- 
slowakei und Rumänien alle WP- Staaten unterzeich- 
net haben, definiert die „Folter" — zum Teil in Über- 
schneidung mit den übrigen Verboten des Art. 7 
IPBPR — als „jede Handlung, durch die einer Person 
vorsätzhch große körperliche oder seelische Schmer- 
zen oder Leiden zugefügt werden, zum Beispiel um 
von ihr oder einem Dritten eine Aussage oder ein 
Geständnis zu erlangen, um sie für eine tatsächhch 
oder mutmaßlich von ihr oder einem Dritten began- 
gene Tat zu bestrafen oder um sie oder einen Dritten 
einzuschüchtern oder zu nötigen, oder aus einem an- 
deren, auf irgendeiner Art von Diskriminierung beru- 
henden Grund, wenn diese Schmerzen oder Leiden 
von einem Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
oder einer anderen in amtlicher Eigenschaft handeln- 
den Person, auf deren Veranlasssung oder mit deren 
ausdrücklichem oder stillschweigendem Einverständ- 
nis verursacht werden" (Art. 1). 

Schließlich bestimmt Art. 10 Abs. 1 IPBPR — wie- 
derum teilweise in Überschneidung mit bereits aufge- 


führten Rechten — ; „Jeder, dem seine Freiheit entzo- 
gen ist, muß menschhch und mit Achtung vor der dem 
Menschen innewohnenden Würde behandelt wer- 
den " . 


2. Innerstaatliche Rechtslage und Praxis 

Die Berichte über die Zufügung von Schmerzen durch 
Amtspersonen oder mit ihrer Billigung und über un- 
menschliche oder menschenunwürdige Behandlung 
in der Haft sind so zahlreich, daß sie eine Typisierung 
nach Anlaß und Erscheinungsformen erfordern. 


a) Zufügung von Schmerzen oder Leiden zur Erlangung 
eines Geständnisses 

Ein gesetzliches Verbot der Anwendung von Zwang 
gegenüber Beschuldigten kennt nur die Tschechoslo- 
wakei (§ 91 StPO). Überraschenderweise ist dieses 
Verbot in der Erstreckung von Vemehmungs Vor- 
schriften auf Zeugen (§ 103 StPO) nicht enthalten. Das 
polnische Strafprozeßrecht ordnet zwar kein Verbot, 
dafür aber ein — noch stärkeres — Verwertungsver- 
bot für auf solche Weise gewonnene Aussagen an 
(Art. 157 § 2 StPO). Das Strafprozeßrecht der übrigen 
WP- Staaten enthält kein ausdrückliches Verbot der 
Anwendung von Gewalt und Zwang bei Vernehmun- 
gen. Zweifellos soll dies jedoch damit nicht gestattet 
sein. Berichte über die Zufügung von Schmerzen und 
Leiden zur Erzielung von Geständnissen finden sich 
freilich für alle Warschauer-Pakt- Staaten. Besonders 
häufig sind solche Berichte für die Sowjetunion 4'?). 
Dort gibt es sogar den Fachausdruck „Presskammer" 
für Zellen, in denen die Beschuldigten auf Betreiben 
der Untersuchungsführer von Mitgefangenen zusam- 
mengeschlagen werden 48). in Tallinn heißen diese 
Zellen nach dem Stellvertretenden Gefängnisleiter 
„ Gorbatschowka " 49) . 

Zahlreiche Berichte über die Gewaltanwendung zur 
Erlangung von Geständnissen liegen auch aus Polen 
vor 50); auch aus der Tschechoslowakei werden 
Schläge zur Erzielung von Geständnissen berich- 
tet 5i). Aus Bulgarien werden neben Schlägen 52) auch 
der systematische Schlaf entzug 53) und die gewalt- 
same Verabreichung von Drogen gemeldet 54). Auch 
für Rumänien werden Schläge 55), systematischer 
Schlaf entzug 56) und die gewaltsame Zufuhr von Dro- 
gen 57) berichtet. Aus der DDR werden für die Verneh- 
mungen von Beschuldigten keine unmittelbaren Ge- 
waltmaßnahmen 58), dafür aber Drohungen 59), auch 
mit Maßnahmen gegen Angehörige, und systemati- 
scher Schlafentzug 00) berichtet. Der systematische 
Schlafentzug wird teilweise mit der Unterbringung in 
einer fensterlosen Zelle mit ständiger elektrischer Be- 
leuchtung gekoppelt, die dem Beschuldigten das Zeit- 
gefühl nimmt; hierfür hat sich der Ausdruck „leichte 
Folter" herausgebüdetoi). Bei den Vernehmungen 
sind zur Einschüchterung im Hintergrund besonders 
kräftige Vemehmungsbeamte in bedrohhcher Hal- 
tung anwesend 02). Dabei kommt es zu Provokationen 
bis hin zu leichten Körperverletzungen, um einen Vor- 
wand für schwerere Angriffe zu schaffen 03). 
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Aus Ungarn wird Gewaltanwendung zur Erzielung 
von Geständnissen nur vereinzelt gemeldet ^4). Dar- 
über hinaus werden auch gerichtliche Verurteilungen 
derartiger Akte berichtet 

b) Sonstige grausame, unmenschliche und erniedri- 
gende Behandlung in der Haft 

aa) Allgemeines 

Die Haftbedingungen in den Warschauer-Pakt- Staa- 
ten werden allgemein als sehr hart geschildert. Wenn 
diese Bedingungen auch insgesamt oft an der Grenze 
der Grausamkeit, der Unmenschlichkeit und der Er- 
niedrigung (Art. 7 IPBPR) hegen und „große seehsche 
Schmerzen oder Leiden" zufügen (Art. 1 Übereinkom- 
men gegen Folter), so muß sich diese Analyse auf ein- 
zelne, besonders unerträgüche Umstände dieser Be- 
dingungen beschränken. Hierunter sind zu rechnen: 

— Das Kahlscheren von Häftlingen im „Untersu- 
chungs-Isolator" in der Sowjetunion in Polen 
war das Kahlscheren bis 1981 als Disziplinarstrafe 
vorgesehen, wurde aber dann abgeschafft; 

— die Durchführung des gesetzhch vorgesehenen 
Freigangs in der DDR in mit hohen Mauern umge- 
benen und mit Üb erlauf Stegen für das Bewa- 
chungspersonal versehenen kleinen Parzellen, 
also praktisch in Zellen ohne Decken; 

— die Pflicht von Untersuchungsgefangenen in der 
DDR, bei jeder Begegnung das Kommando „Ge- 
sicht zur Wand" zu befolgen 

Die Haftanstalten sind völlig überbelegt mit drei-, ja 
sogar vierstöckigen Betten Derartige Überbele- 
gungen werden — mit Ausnahme von Ungarn — aus 
allen WP- Staaten berichtet Die Beeinträchtigung 
der Menschhchkeit hegt in der Vorenthaltung des für 
jedes Lebewesen notwendigen persönlichen Frei- 
raums, in der Zusammen drängung zahlreicher Men- 
schen auf eine sanitäre Gelegenheit, in der Verkür- 
zung der An- und Umkleidezeit für den einzelnen Zel- 
leninsassen bzw. der Verlängerung der Zeit für die 
gesamte Zellenbelegschaft auf Kosten der Freizeit, in 
den unerträglichen Belüftungsverhältnissen, vor al- 
lem für die in den oberen Betten Liegenden, schüeß- 
üch auch der ständigen Angst, im Schlaf aus den 
hochgelegenen Betten abzustürzen 

Im Strafvollzug der Warschauer-Pakt-Staaten gelten 
extrem hohe Arbeitsnormen und werden mit drasti- 
schen Disziplinarmaßnahmen (dazu unten) und der 
Reduzierung auf eine gesundheitsgefährdende Er- 
nährung erzwungen. Die tägliche Arbeitszeit der 
Strafgefangenen beträgt in Rumänien sogar nach dem 
Gesetz bis zu zwölf Stunden ^i). In der Sowjetunion 
beträgt die gesetzhche Arbeitszeit in Besserungsar- 
beitskolonien und Gefängnissen acht Stunden pro 
Tag bei wöchentlich einem Ruhetag, in den übrigen 
Strafvollzugsanstalten entspricht sie der allgemeinen 
Arbeitspflicht mit durchschnittlich 40,6 Arbeitsstun- 
den pro Woche und zwei arbeitsfreien Tagen (Art. 28 
Grundlagen der Besserungsarbeitsgesetzgebung 
UdSSR). Tatsächlich beträgt die durchschnittliche Ar- 
beitszeit jedoch täglich zwölf Stunden, in der Land- 
wirtschaft sogar 16 Stunden ^2) p^r die DDR wurde 


von 13 Stunden Arbeitspflicht pro Tag ohne jeglichen 
Ruhetag berichtet ^3); die durchs chnittiiche täghche 
Arbeitszeit beträgt zehn Stunden '^^). In der Tschecho- 
slowakei entspricht die Arbeitszeit im Strafvollzug 
zwar den allgemeinen Bestimmungen, doch sind pro 
Jahr 280 Überstunden zulässig ^5). In Bulgarien 
Polen ^^) und Ungarn^®) entspricht die Arbeitspflicht 
im Strafvollzug den allgemeinen Bestimmungen. Je- 
doch sind in Polen Gefangene im verschärften und 
strengen Vollzug zu schweren körperlichen Arbeiten 
einzusetzen 7^). 

Häufig sind auch Klagen über eine weitgehende Ver- 
nachlässigung der Arbeitsschutzvorschriften im Straf- 
vollzug und daraus resultierende schwere Verletzun- 
gen und Gesundheitsschäden, verbunden mit einer 
Vorenthaltung ausreichender medizinischer Betreu- 
ung. Diese Maßnahmen verletzen — wie auch die all- 
gemein beklagte schlechte Ernährung in der Haft der 
Betroffenen zugleich das Recht auf Leben nach Art. 6 
IPBPR. In der Sowjetunion sind 1975— 1985 infolge 
von unterlassener medizinischer Hilfeleistung, Ent- 
kräftung, Folter, Gewalt und Selbstmord in oder kurz 
nach der Haft 49 Personen verstorben, darunter allein 
1984 neun 80). 

bb) Disziplinarstrafen 

Die Warschauer-Pakt-Staaten sehen — wie internatio- 
nal üblich — für Disziplinarverstöße im Strafvollzug 
Disziphnarstrafen vor. Menschenrechtlich problema- 
tisch sind sie zunächst wegen ihres Anlasses. Vielfach 
wird mit ihnen ein unmenschhches (z. B. Arbeitslei- 
stungen, s. o.) oder erniedrigendes Verhalten erzwun- 
gen. 

Menschenrechtlich problematisch ist ferner die Aus- 
gestaltung der Strafen selbst. Diese geht nur zum Teil 
aus den einschlägigen Rechtsvorschriften hervor, hat 
sich jedoch in den hier zu schildernden Arten als stän- 
dige Praxis herausgebildet. Hierunter fallen: 

— die Herbeiführung von Hunger: sie wird angeord- 
net bzw. berichtet für die Sowjetunion 8^) und für 
die DDR 82); 

— die Herbeiführung von Durst: sie wird berichtet für 
die DDR 83); 

— die Aussetzung gegenüber Kälte: die Gefangenen 
werden nur notdürftig bekleidet in unterkühlte, 
ungeheizte Zellen verbracht und erhalten auch für 
die Nacht keine oder allenfalls dünne Decken. 
Dies wird angeordnet bzw. berichtet für die So- 
wjetunion 84), Bulgarien 85), Polen 80) und für die 
DDR 87); 

— Stehzellen: die Gefangenen müssen bis zu acht 
Stunden in Zellen zubringen, die so schmal sind, 
daß man darin nur stehen kann. Diese Form der 
Diszipünarstrafe wird nur aus der DDR berich- 
tet 88); 

— Verweigerung der Notdurft: auch diese Maß- 
nahme wird nur aus der DDR berichtet. In den 
Arrestzellen ist die Gelegenheit zur Verrichtung 
der Notdurft durch ein verschlossenes Gitter abge- 
sperrt, das nur von dem Bewachungspersonal ge- 
öffnet werden kann. Dieses benutzt diese Befugnis 
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zu entsprechenden Quälereien. Eine Steigerung 
besteht darin, daß Arrestanten an ihre Lagerstätten 
angeschlossen werden und bei Verweigerung der 
Auf schließung längere Zeit in ihren Exkrementen 
liegen müssen ^9). 

cc) Willkürliche Mißhandlungen und Duldung von Miß- 
handlungen in der Haft 

Über die bisher geschilderten Formen der Gewaltan- 
wendung gegenüber Häftlingen und der grausamen 
und unmenschlichen Behandlung hinaus gibt es noch 
zahlreiche Berichte über willkürliche Mißhandlungen 
der Häftlinge durch das Gefängnispersonal und die 
bewußte Duldung von Mißhandlungen durch Mitge- 
fangene von seiten des Gefängnispersonals, wenn 
nicht sogar deren Provozierung. Derartige Mißhand- 
lungen werden berichtet für Bulgarien 90), die DDR9i), 
Polen 92)^ Rumänien 9^), die Sowjetunion 94) und die 
Tschechoslowakei ^5) . 


3. Bewertung 

In allen Warschauer-Pakt-Staaten findet sich die Zu- 
fügung von Schmerzen oder Leiden zur Erlangung 
von Geständnissen und damit Folter. In Ungarn sind 
diese Fälle allerdings selten, und es werden gleichzei- 
tig strafrechtliche Maßnahmen gegen die Urheber be- 
richtet. 

In der Haft sind die Überbelegung und die hohen 
Arbeitsanforderungen als unmenschliche und men- 
schenunwürdige Behandlung zu qualifizieren. Auch 
eine Reihe typischer Behandlungsformen muß als un- 
menschlich und menschenunwürdig angesehen wer- 
den. 

Unmenschlich und menschenunwürdig, mindestens 
aber mit grausamer, unmenschlicher und menschen- 
unwürdiger Berhandlung verbunden sind die Diszi- 
plinarstrafen, vor allem in der Sowjetunion und in der 
DDR, aber auch in Bulgarien und in Polen. 

Schließlich gibt es in allen WP-Staaten außer Ungarn 
Mißhandlungen durch das Gefängnispersonal und die 
bewußte Duldung und sogar Provozierung von Miß- 
handlungen durch Mitgefangene von seiten des Ge- 
fängnispersonals, die gegen Art. 7 und 19 IPBPR sowie 
gegen das Übereinkommen gegen Folter und andere 
grausame, unmenschliche oder erniedrigende Be- 
handlung oder Strafe verstoßen. 

Anmerkung en 

q Verfahren gegen Kokotov, FajbiSenko und Edlis. 

2) Nachweise bei F.-C. Schroeder, Die Grundsätze der Strafge- 
setzgebung der UdSSR und der UnionsrepubÜken, Bad Her- 
renalb 1960, S. 24. Ferner: Naucno-prakticeskij kommentarij 
k osnovam ugolovnogo zakonodatel' stva Sojuza SSR i sojuz- 
nych respubhk (Wissenschafthch-praktischer Kommentar zu 
den Grundlagen der Strafgesetzgebung der UdSSR und der 
UnionsrepubÜken), 2. Aufl., Moskau 1963, S. 25. Das bedeu- 
tende Lehrbuch „Kurs sovetskogo ugolovnogo prava" (Kurs 
des sowjetischen Strafrechts) spricht sich dafür aus, den 
Grundsatz „nulla poena sine lege" in die Verfassung aufzu- 
nehmen, da dann nur der Oberste Sowjet der UdSSR, nicht 


aber auch dessen Präsidium, Ausnahmen anordnen könne 
(Bd. 1, Leningrad 1968, S. 121)! 

3) Dz. U. 1981, Nr. 29, Pos. 154. Eingehend hierzu J, Kocha- 
nowski. Zur Problematik der Verkündung des Strafgesetzes, 
JORBd. XXVII/2 (1986), S. 337 (339). 

4) ai- Jahresbericht 1983, S. 355. 

^) Kochanowski (Anm. 3). 

®) So z. B. in Bulgarien GVO über die Aburteilung der für den 
Eintritt Bulgariens in den Weltkrieg gegen die Alliierten 
Nationen und für die damit verbundenen Verbrechen Ver- 
antwortiichen durch das Volksgericht (DV Nr. 219/1944) und 
Gesetz über die strafrechtüche Verantwortung für die Provo- 
kateure und Verräter in der Widerstandsbewegung (Izve- 
stija, Nr. 13/1953, in Polen Art. 100 und 185 i. V. m. Art. 189 
des Mititärstrafgesetzbuchs von 1944 (Dz. U. 1944, Nr. 6, Pos. 
27); Dekret vom 31.8.1944 (Dz. U. 1944, Nr. 4, Pos. 16) über 
die Strafzumessung für faschistisch-hitlerische Verbrecher, 
die der Tötung und Mißhandlung von Zivilpersonen und 
Kriegsgefangenen schuldig sind, sowie für Verräter des pol- 
nischen Volkes. 

?) § 2 Dekret Nr. 153/1970 (BO I, Nr. 33/1970), deutsch: JOR 
Bd. XXVII/2 (1970), S. 223 ff. 

8) F.-C. Schroeder/D. Graf. Formelle und materielle Verteidi- 
gung, NJW 1987, S. 1 ff. 

^) Bei schwereren Straftaten erfolgt nach der Einleitung des 
Ermittlungsverfahrens eine Voruntersuchung, in deren 
Verlauf eine „Heranziehung als Beschuldigter" (Art. 143 
StPO RSFSR vom 27.10.1960. WS RSFSR 1960, Nr. 40, 
Art. 592). 

^0) Zu der in der Sowjetunion und in den meisten anderen WP- 
Staaten gewählten FormuÜerung, daß das Recht auf Vertei- 
digung „gewährleistet" werde, s. M. Fincke, in: ders. 
(Hrsg.), Handbuch der Sowjetverfassung, Bd. II, BerÜn 
(-West) 1983, Art. 158 Rdn. 5 f. 

11) S. V. Kudrjavcev, Isvestija vom 4.10.1986. 

12) Zitiert wird hier im folgenden die StPO der RSFSR (vgl. Anm. 
9). Die Strafprozeßordnungen der übrigen Sowjetrepubüken 
enthalten analoge Bestimmungen. 

13) O. Luchterhandt, UN-Menschenrechtskonventionen — So- 
wjetrecht — Sowjetwirküchkeit. Ein kritischer Vergleich, 
Baden-Baden 1980, S. 227. 

1^) IGfM (Hrsg.), Menschenrechte in der Welt. IGfM- Bericht 
1985/86, Frankfurt/M. 1987, S. 15 ff.; K.W. Fricke, Zur Men- 
schen- und Grundrechts Situation politischer Gefangener in 
der DDR, Köln 1986, S. 38 f. (Dieses Buch enthält zugleich 
eine Auswertung der öffentlichen Anhörung des Ausschus- 
ses für innerdeutsche Beziehungen des Deutschen Bundes- 
tages vom 8.9.1982 zum Thema „Erfahrungen poütischer 
HäftÜnge betreffend Zustände in den Haftanstalten der 
DDR", Deutscher Bundestag, 9. Wahlperiode, 17. Ausschuß, 
Prot. Nrt. 36); D. Graf, „Das Recht auf Verteidigung un- 
terüegt rechtüchen Einschränkungen", DA 1985, H. 9, 
S. 97ff. 

15) Fricke, ebda.; Graf, ebda. 

lö) S. z. B. ai- Jahresbericht 1982, S. 373; Department of State 
(ed.), Country Reports on Human Rights Practices for 1985, 
Washington D.C. 1986, S. 928. 

i"^) S. Lammich, Einige Probleme des Strafrechts und der Straf- 
praxis der soziaüstischen Länder im Lichte der polnischen 
Reformdiskussion, ROW 1982, S, 61 (64). 

18) G.P. van den Berg/W.B. Simons (eds.), The Soviet Union and 
Human Rights Legislation: The Shcharansky Gase, Caüfor- 
nia Western International Law Journal, Vol. 11, No. 3, S. 479, 
493 (D. Kaminskaja); V. Chalidze, Prava celoveka i Sovetskij 
Sojuz (Die Menschenrechte und die Sowjetunion), New York 
1974, S. 147. 

1*^) van den Berg/Simons, a. a. O., S. 495. 
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20) M. Gorbal', Pis'ma iz zakljucenija (Briefe aus der Haft), Fo- 
rum (München, russ.) Nr. 7/1984, S. 69; Hearings before the 
Commission on Security and Cooperation in Eruope, 95. 
Congress, 2nd Session on Implementation of the Helsinki 
Accords, Vol. VI, U.S. Government Printing Office, Washing- 
ton D.C. 1978, S. 126, 130. 

21) Art. 50 f. der Mihtär-StPO von 1945 (Dz. U. 1956, Nr. 22, 
Pos. 103), i. V. m. Art. III EG StPO von 1969 (Dz. U. 1969, 
Nr. 13, Pos. 97). 

22) ai-Jahresbericht 1979, S. 215; 1980, S. 340. 

22) ai-Jahresbericht 1983, S. 355. 

24) ai-Jahresbericht 1981, S. 418; IGfM-Bericht (Anm. 14), S. 63; 
Country Reports (Anm. 16), 1987, S. 1056; Country Reports 
1985, S. 1078. 

25) Fricke (Anm. 14), S. 50. 

2ö) Gesetz vom 10.5.1985 „Über die besondere strafrechthche 
Verantwortlichkeit" (Dz. U. 1985, Nr. 23, Pos. 101). Hierzu 
S. Lammich, Strafrecht und Strafpraxis in Polen, OE 1986, 
S. 65 (70 ff.), S. A 20 ff. 

22) Fricke (Anm. 14), S. 48. 

28) NJ 1954, S. 223 f. 

29) Lammicb (Anm. 17), S. 68. 

20) Bulgarien: Art. 18 GVG vom 1.11.1952 (DV Nr. 92/1952); 
DDR: § 39 Abs. 1 GVG vom 27.9.1974 (GBl. I S. 457); Polen: 
Art. 13 Gesetz über das Oberste Gericht vom 20.9.1984 
(Dz. U. 1984, Nr. 45, Pos. 241); Rumänien: Art. 35 Nr. 2, 38 
GVG vom 26.12.1968 (BO I, Nr. 169/1968); UdSSR: Art. 3, 18, 
Nr. 3 Gesetz über das Oberste Gericht vom 30.11.1979 (WS 
SSSR 1979, Nr. 49, Art. 842); CSSR: §§ 27, 27a Gesetz über 
die Organisation der Gerichte und die Wahl der Richter vom 
26.2.1964 (Sb. Nr. 36/1964; deutsch: J. Pokstefl, Verfas- 
sungs- und Regierungssystem der CSSR, München- Wien 
1982, S. 285 ff.); Ungarn: § 46 Gesetz Nr. IV/1972 (Magyar 
Közlöny Nr. 52/1972). 

21) S. hierzu S. Lanunlch, Das Problem der richterlichen Unab- 
hängigkeit im soziaüstischen Gerichtsverfassungsrecht, JZ 
1979, S. 93 (95); F.-C. Schroeder/D. Graf, Geheime Rechts- 
sprechungsanweisungen in der DDR, ROW 1987, S. 291 ff. 

22) Country Reports (Anm. 16), 1985, S. 1003. 

23) Nachweise bei G.P. van den Berg, The Soviet System of 
Justice: Figures and Pohcy, Dordrecht- Boston -Lancaster 
1985, S. 29 Anm. 54. 

24) Nachweise bei Luchterhandt (Anm. 13), S. 222 f.; Fincke 
(Anm. 10), Art. 157, Rdn. 21. 
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27) Country Reports (Anm. 16), 1985, S. 951. 

28) Bericht des Sachverständigenausschusses über die Unter- 
schiede zwischen dem Internationalen Pakt über bürg erhebe 
und pohtische Rechte und der Europäischen Menschen- 
rechtskonvention, Anlage I zur Denkschrift zum Interna- 
tionalen Pakt über bürgerüche und politische Rechte, 
Deutscher Bundestag, 7. Wahlperiode, Drucksache 7/660, 
S. 47, 54. 

29) Vgl. zu dem gleichen Fehler in der amtüchen deutschen 
Übersetzung der Europäischen Menschenrechtskonvention 
schon Europäische Kommission für Menschenrechte, in: 
Council of Europe (ed.), Collection of Decisions of The Euro- 
pean Commission of Human Rights, Straßburg Bd. 11, 
S. Iff, 

48) Etnzelfälle mit Belegen bei Luchterhandt (Anm. 13), S. 232 f. ; 
van den Berg/Simons (Aiun. 18), S. 479 ff., 191. In den ai- 


Jahresberichten finden sich so viele Fälle, daß sie hier nicht 
im einzelnen aufgeführt werden können. 

41) ai-Jahresbericht 1983, S. 325. 

42) ai-Jahresbericht 1980, S. 375, 376; 1981, S. 408, 409; 1984, 
S. 397. 

42) ai-Jahresbericht 1979, S. 240; 1980, S. 381; 1981, S. 414; 
IGfM-Bericht 1985/86 (Anm. 14), S. 63; Country Reports 
(Anm. 16), 1987, S. 1013 f.; Country Reports, 1985, S. 1078. 

44) ai-Jahresbericht 1979, S. 249; 1981, S. 429; 1983, S. 370, 371; 
1984, S. 414. 

45) ai-Jahresbericht 1983, S. 379; 1984, S. 422. 

48) UN-Doc. A/Res./39/46 vom 17.12.1984. 

47) J. Visnevskaja, Ispol’zovanie pytok v sovetskich penitenciar- 
nych uörezdenijach (Die Anwendung von Foltern in den 
sowjetischen Strafanstalten), Forum (Anm. 20), Nr. 8/1984, 
S. 28 ff.; Mezdunarodnoe slusanie Sacharova v Kopenga- 
gene (Internationales Sacharov- Hearing in Kopenhagen), 
Copenhagen 1977, S. 32 ff. (L. Kvacevskij); M. GorbaT 
(Anm. 20), S. 66 ff. 

48) Visnevskaja, ebda. 

49) Ebda., S. 33. 

50) ai-Jahresbericht 1980, S. 373, 375, 408 ff.; 1983, S. 354; 1984, 
S. 398 ff. ; Report on Torture and the Use of Force in the Pohsh 
People’ s Repubhc (Special Report), prepared by the Helsinki 
Committee in Poland, New York 1986. 

51) ai-Jahresbericht 1980, S. 430, 431; 1981, S. 429; 1982, S. 384; 
Country Reports (Anm, 16), 1985, S. 949. 

52) ai-Jahresbericht 1979, S. 215; 1980, S. 340; 1981, S. 369. 

53) ai-Jahresbericht 1981, S. 369. 

54) ai-Jahresbericht 1980, S. 340. 

55) ai-Jahresbericht 1979, S. 240, 242; 1981, S. 416, 418. 

^8) ai-Jahresbericht 1980, S. 386. 

57) ai-Jahresbericht 1982, S. 372. 

58) Nach dem IGfM-Bericht 1985/86 (Anm. 14) sollen allerdings 
20% der 1985 freigekauften Häfthnge angegeben haben, 
gefoltert worden zu sein (S. 23). 

59) Fricke (Anm. 14), S. 44. 

80) Fricke, S. 47. 

8^) Erfahrung des Diskuswerfers Wolfgang Schmidt, FAZ vom 
19.6.1987, S. 28. 

82) s. u. a. A. Schmidt, Leerjahre, Böblingen 1986, S. 15 ff. 

83) s. Anm. 61. 

84) Country Reports (Anm. 16), 1986, S. 941. 

85 CCPR/C/SR.565 Nr. 49. 

88) Regeln für das Verhalten und die Unterbringung von Unter- 
suchungshäftlingen und Verurteilten in Untersuchungs-Iso- 
latoren, bestätigt vom Ministerium für innere Angelegenhei- 
ten der UdSSR am 1.9.1972, abgedruckt bei L, Lipson/V, 
Chaiidze (eds.), Papers on Soviet Law, New York 1981, 
S. 125 ff. 

87) J, Lolland/F.S. Rödiger, Gesicht zur Wand!, Stuttgart 1977; 
bestätigt durch zahlreiche spätere Berichte. 

88) Schmidt (Anm. 62), S. 52. 

89) Bulgarien; ai-Jahresbericht 1979, S. 215; 1980, S. 341; 1983, 
S. 327; DDR: IGfM-Bericht 1985/86 (Anm. 14), S. 24; Inter- 
national Helsinki Federation for Human Rights (ed.), Viola- 
tions of the Helsinki Accords: East Germany, Wien 1986, 
S. 29; Polen: Violations of the Helsinki Accords: Poland, 
1986, S. 11; Rumänien: Country Reports (Anm. 16), 1987, 
S. 1013; ai-Jahresbericht 1982, S. 373; ÜSSR: ai-Jahresbe- 
richt 1982, S. 383. 

^0) Hierzu Schmidt (Anm. 62), S. 52. 
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■^1) Art. 8 Gesetz Nr. 23 vom 18. 1 1. 1969 über den Strafvollzug, in 
der Neubekanntmachimg von 1973 (BO I, Nr. 62/1973). 

■^2) K. Schmidt, Sowjetischer Strafvollzug nach dem Gesetz, Be- 
richte BlOst Nr. 45/1982, S. 48. 

^3) Country Reports (Anm. 16), 1985, S. 981. 

^4) Fricke (Anm. 14), S. 67. 
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tersuchungsisolatoren" vom 1.9.1972 (Anm. 66) wird Perso- 
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GuLag heute, Kontinent Nr. 11 (1979), S. 139; ai- Jahresbe- 
richt 1985, S. 402 f.; 1986, S. 406 ff. 

82) Fricke (Anm. 14), S. 80. 


88) Report on Human Rights Violations in Prisons in the Ger- 
man Democratic Republic, Coundl of Europe (Straßburg), 
Doc. 5540, S. 11 f. 

84) Nr. 22 der Regeln (Anm. 66); § 75 der Regeln der inneren 
Ordnung in den Besserungsarbeitsanstalten vom 10. 10.1977 
(AS Nr. 5828); International Helsinki Federation (Anm. 69), 
Violations...; UdSSR, Wien 1986, S. 215; Archipel GuLag 
heute (Anm. 81), S. 139. 

85) ai- Jahresbericht 1986, S. 355. 

88) ai- Jahresbericht 1985, S. 373. 

87) Fricke (Anm. 14), S. 80 f. 

88) IGfM (Hrsg.), Menschenrechte in der DDR und Ost-Berlin, 2. 
Aufl., Frankfurt/M. 1987, S. 158. 

89) M. Bath, Gefangen und freigetauscht, 1197 Tage als Flucht- 
helfer in DDR-Haft, München-Wien 1981, S. 129; Fricke 
(Anm. 14), S. 80. 

90) Country Reports (Anm. 16), 1985, S. 927; 1986, S. 870. 

91) Fricke (Anm. 14), S. 81 f. 

91) ai-Jahresbericht 1980, S. 373, 374; 1985, S. 372 f.; Report on 
Torture (Anm. 50), S. 93 ff. 

93) ai-Jahresbericht 1985, S. 380, 389; 1986, S. 386. 

94) V. Stus, Iz lagernoj tetradi (Aus dem Lagerheft), Forum 
(Anm. 20), Nr. 5/1983, S. 3, 11; ai-Jahresbericht 1981, S. 446; 
1984, S. 424, 426, 429. 

95) ai-Jahresbericht 1986, S. 395, 296; Country Reports (Anm. 
16), 1985, S. 949. 
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I. Der völkerrechtliche Rahmen 

Obwohl Art. 8 AEMR den gerichtlichen Rechtsschutz 
gegen alle Verletzungen innerstaathch gewährleiste- 
ter Grundrechte proklamiert, besteht ein derart um- 
fassender Rechtsschutzanspruch nach geltendem Völ- 
kerrecht nicht. Allerdings haben die wichtigsten völ- 
kerrechthchen Verträge über Menschenrechtsangele- 
genheiten für die innerstaathche Verwirkhchung der 
jeweihgen Menschenrechte dadurch gesorgt, daß sie 
die Vertragsstaaten verpflichten, zu diesem Zweck 
ein wirksames Rechtsschutzsystem zur Verfügung zu 
stellen. So gebietet Art. 2 Abs. 3 IPBPR, daß Verlet- 
zungen der im Pakt verbürgten Menschenrechte in 
einem wirksamen und geregelten Verfahren durch 
den Verletzten nüt einer Beschwerde angefochten so- 
wie durch eine zuständige staathche Stelle festgesteUt 
und behoben werden können. Es spielt dabei keine 
RoUe, ob die Menschenrechtsverletzung durch eine 
Rechtsnorm, eine Verwaltungsmaßnahme oder eine 


tatsächhche Handlung der öff entheben Gewalt erfolgt 
ist. Die Ausgestaltung des Rechtsschutzverfahrens 
bleibt der Entscheidung des jeweihgen Staates über- 
lassen, aber es ist offenkundig, daß der IPBPR den 
gerichthehen Rechtsschutz als den effektivsten an- 
sieht und bevorzugt; deshalb sind die Vertragsstaaten 
zu seinem Ausbau verpflichtet. Zwingend ist die Er- 
öffnung des gerichthehen Rechtsschutzes bei Eingrif- 
fen in die Freiheit der Person durch Festnahme oder 
Verhaftung (Art. 9 Abs. 3, Abs. 4). Bei rechtswidriger 
Freiheitsentziehung hat der Verletzte einen Entschä- 
digungsanspruch (Art. 9 Abs. 5). Ein Anspruch auf 
gerichthehen Rechtsschutz und Entschädigung be- 
steht des weiteren nach Art. 6 der Konvention zur 
Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung 
insofern, als Eingriffe in die von ihr geschützten Men- 
schenrechte und Grundfreiheiten i) eine Diskriminie- 
rung aus Gründen der Rasse, der Hautfarbe, der Ab- 
stammung, des naüonalen Ursprungs oder des Volks- 
tums darsteUen. 
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II, Innerstaatliche Rechtslage und Praxis 

1, Verfassungsrechtliche Grundpositionen 

Obgleich die Rechtsschutzsysteme der einzelnen WP- 
Staaten zum Teil erhebliche Unterschiede aufweisen, 
beruhen sie auf gemeinsamen allgemeinen Grundsät- 
zen. 

Zu ihnen gehört vor allem die zurückhaltende Einstel- 
lung zum gerichtlichen Rechtsschutz. Nach traditio- 
neller Auffassung sollen die Grimdrechte in erster Li- 
nie durch politische, ideologische und ökonomische 
Garantien gesichert werden, mit denen vor allem das 
Herrschaftsmonopol der kommunistischen Partei, die 
Verbindlichkeit der marxistisch-leninistischen Sy- 
stemideologie und das „ sozialistische Wirtschaftssy- 
stem (insb. Planwirtschaft und Verstaatlichung der 
wichtigeren Produktionsmittel) gemeint sind 2). Den 
sog. „juristischen Garantien" soll demgegenüber nur 
eine ergänzende Sicherungsfunktion zukommen; ihr 
wünschenswertes Ausmaß wird unter dem Gesichts- 
pimkt der Zweckmäßigkeit diskutiert. Begrenzungen 
ergeben sich auch aus dem Verfassungsprinzip der 
Gewalteneinheit, die der als „bürgerlich" eingestuf- 
ten Gewaltenteilung entgegengesetzt wird. Da hier- 
nach die Volksvertretung das oberste staatliche 
Machtorgan sein soU, dem alle übrigen Staatsorgane 
untergeordnet sind, wird die Möglichkeit einer Über- 
prüfung formeller Gesetze durch ein anderes Organ 
als den Gesetzgeber selbst, insbesondere also die Ver- 
fassungsgerichtsbarkeit als systemwidrig angesehen. 
Aber auch die gerichtliche Kontrolle von Verordnun- 
gen und Verwaltungsmaßnahmen 'wird als bedenk- 
lich oder zumindest als nicht xmbedingt erforderlich 
empfunden, da sie die Unterwerfung der Exekutive 
unter die Justiz bedeuten würde. Gerichtliche Ein- 
griffe in den Funktionsbereich der Verwaltung sind 
nach dem Grundsatz der Gewalteneinheit zwar nicht 
prinzipiell ausgeschlossen, aber tendenziell auf Aus- 
nahmefälle zu beschränken, weil anderenfalls die pri- 
märe Verantwortlichkeit der in ihrem gegenseitigen 
Verhältnis gleichrangigen Verwaltung und Recht- 
sprechung gegenüber der obersten Volksvertretung 
in den Hintergrund treten würde. Schließlich verweist 
die traditionelle kommunistische Staatsrechtslehre 
auf die verfassungsmäßig ab gesicherte allgemeine 
Gesetzlichkeitsaufsicht der Staatsanwaltschaft, die 
das praktische Bedürfnis nach einem besonderen ge- 
richtlichen Rechtsschutz herabmindere. Nach lenini- 
stischer Konzeption soll die Staatsanwaltschaft eine 
umfassende Rechtskontrolle ausüben und in diesem 
Rahmen auch Grundrechtsverletzimgen durch die öf- 
fentliche Gewalt beanstanden, jedoch nicht selbst be- 
seitigen, da sich letzteres wiederum als ein system- 
widriger Eingriff in den Funktionsbereich von Ver- 
waltung und Rechtsprechung erweisen würde. Aus 
der Gesamtanlage der durch die skizzierten und an- 
dere Prinzipien geprägten Verfassungsordnung der 
WP-Staaten folgt eine Neigxmg, dem Rechtsschutzan- 
spruch des Bürgers mit Zurückhaltung zu begegnen 
und ein zentralistisches Überwachungssystem in den 
Vordergrund zu rücken, in dem die Parteikontrolle, 
hierarchische Selbstkontrollen der einzelnen Appa- 
rate, die staatsanwaltschaftliche Gesetzlichkeitsauf- 
sicht und punktuelle Fremdkontrollen speziahsierter 


Aufsichtsbehörden dominieren 3). Der Rechtsschutz 
des Bürgers ist eine Aufgabe, die diesen obrigkeitii- 
chen Kontrolleinrichtrmgen unter anderem obliegt. 

Der Rechtsschutz gegenüber der öffentlichen Gewalt, 
der in den einzelnen WP-Staaten in unterschiedli- 
chem Maße gewährt wird, betrifft Rechtsakte und 
Handlungen staatlicher Organe und gegebenenfalls 
gesellschaftlicher Organisationen. Er bezieht sich 
nicht auf Maßnahmen der kommunistischen Partei, 
die allerdings in der Regel auch nicht unmittelbar an 
den Bürger gerichtet sind, sondern der Umsetzung 
durch einen zusätzlichen Rechtsakt bedürfen. Die 
Verweigerung des Rechtsschutzes gegen Parteimaß- 
nahmen ist zudem systembedingt, da das verfas- 
sungsrechtiich verankerte Führungsmonopol der Par- 
tei in bezug auf Staat und Gesellschaft die Freistel- 
lung der Partei von rechtlichen Schranken aller Art 
impliziert. Bei Willkürmaßnahmen von Parteiorganen 
kann der Betroffene nur die höheren Parteiorgane um 
Abhilfe bitten. 


2. Eingabenwesen 

Die einzige generelle Möglichkeit, sich gegen Maß- 
nahmen der öffentlichen Gewalt zur Wehr zu setzen, 
bietet den Bürgern in allen WP-Staaten das Eingaben- 
recht, das in den Verfassungen als Grundrecht ver- 
kündet und in besonderen Rechtsnormen näher aus- 
gestaltet ist: 

— Bulgarien: Art. 55 Verf.; Gesetz über Vorschläge, 
Hinweise, Beschwerden und Eingaben vom 

25.6.1980 (DV Nr. 52/1980); 

— DDR: Art. 103 Verf.; Gesetz über die Bearbeitung 
der Eingaben der Bürger — Eingab enG — vom 
19.6.1975 (GBl I S. 461); 

— Polen: Art. 86 Verf. ; Beschluß des Ministerrats vom 

28.11.1980 über die Entgegennahme, Bearbeitung 
und Verb e Scheidung von Beschwerden und Ein- 
gaben (MP 1980, Nr. 29, Pos. 162); 

— Rumänien; Art. 34 Verf.; Gesetz Nr. 1/1978 über 
die Entgegennahme, Prüfung und Verbe Schei- 
dung von Vorschlägen, Hinweisen, Beschwerden 
und Eingaben der Bürger vom 24. 3. 1978 (BOI, Nr. 
24/1978): 

— Sowjetunion: Art. 58 Abs. 1 Verf.; Erlaß des Präsi- 
diums des Obersten Sowjets der UdSSR vom 
12.4.1968 über das Verfahren der Bearbeitung von 
Vorschlägen, Eingaben und Beschwerden der Bür- 
ger (WS SSSR 1968, Nr. 17, Art. 144) i. d. F. der 
Bekanntmachung vom 4.3.1980 (WS SSSR 1980, 
Nr. 11, Art. 192); 

— Tschechoslowakei: Art. 29 Verf.; RegierungsVO 
vom 1.10.1958 über die Bearbeitung von Be- 
schwerden, Eingaben und Vorschlägen der Werk- 
tätigen (Üfedni list 150/1958); 

— Ungarn: § 68 Abs. 2 Verf.; Gesetz Nr. 1/1977 über 
die Eingaben, Vorschläge und Beschwerden von 
öffentlichem Interesse. 
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Das Eingabenrecht vermittelt keinen Rechtsschutzan- 
spruch, sondern stellt eine spezifische Variante des als 
politisches Mitwirkungsrecht konzipierten Petitions- 
rechts dar. Der verfassungsrechtliche Akzent hegt auf 
Anregungen im öffentlichen Interesse und der Infor- 
mation der höheren Staatsorgane über das Verwal- 
tungsgeschehen an der Basis. In diesem Zusammen- 
hang können auch individuelle Beschwerden vorge- 
bracht werden. Sie sind an keine Frist und Form ge- 
bunden, aber ihre Bearbeitimg ist durch die Festle- 
gung von Zuständigkeiten und Erledigungsfristen in 
gewisser Weise formaüsiert. Die zuständigen Stellen 
sind verpflichtet, die Eingabe sachlich zu prüfen und 
dem Petenten einen Bescheid zu geben, doch hegt der 
Entscheidungsinhalt in ihrem pflichtgemäßen und 
letztlich unüberprüfbaren Ermessen. Über die weit 
verbreitete Behördenpraxis, die Eingaben schlechthin 
zu ignorieren, wird namenthch in der sowjetischen 
Presse häufig geklagt, aber auch in den übrigen WP- 
Ländem ist es um die Erfolgschancen der Eingaben 
nicht viel besser bestellt. Entscheidend sind das jewei- 
lige innenpohtische Klima und die tradierte Verwal- 
tungskultur. 


3. Verwaltungsinterne Beschwerdeverfahren 

Einen förmhchen Rechtsbehelf genereller Natur, mit 
dem grundsätzhch jeder Verwaltungsakt angefochten 
werden kann, kennen die vier WP- Staaten, die das 
allgemeine Verwaltungsverfahren kodifiziert haben. 
In ihren Verwaltungsverfahrensordnungen ist die 
Verwaltungsbeschwerde im einzelnen geregelt: 

— Bulgarien: Art. 19 32 Gesetz über das Verwal- 
tunqsverfahren vom 31.10.1979 (DV Nr. 90/ 
1979). 

— Polen: Art. 127 -—144 VerwaltungsverfahrensG 
vom 14.6.1960 (Dz.U. 1960, Nr. 30, Pos. 168) i. d. F. 
der Bekanntmachung vom 17.3.1980 (Dz. U. 1980, 
Nr. 9, Pos. 26), deutsch: JOR Bd. XXII/2 (1981), 
S. 487 ff. 

— Tschechoslowakei: §§53—61 Gesetz vom 
29.6.1967 über das Verwaltungsverfahren (Ver- 
waltungsverfahrensO) (Sb. Nr. 71/1967), deutsch: 
S. Lammich/K. Schmid, Die Staatsordnung der 
Tschechoslowakei, Berlin(-West) 1979, S. 405 ff. 

— Ungarn: §§ 62—70 Gesetz Nr. IV/1957 über die 
allgemeinen Regeln des Verwaltungsverfah- 
rens i. d. F. der Bekanntmachung des Gesetzes 
Nr. 1/1981. 

Die Beschwerde führt nach diesen Regelungen zu ei- 
ner Überprüfung der Recht- und Zweckmäßigkeit des 
angefochtenen Verwaltungsaktes durch die nächst- 
höhere Verwaltungsbehörde, sofern die Behörde, die 
den Verwaltungsakt erlassen hat, der Beschwerde 
nicht von sich aus abhilft. Die Beschwerde hat grund- 
sätzlich aufschiebende Wirkung, doch kann die Be- 
hörde die sofortige Vollziehung aus bestimmten 
Gründen anordnen. Für das Verfahren in einigen Ver- 
waltungsangelegenheiten (z. B. Ordnungswidrigkei- 
ten, Abgaben, Sozialversicherungssachen) gelten 
Sonderregelungen. 


In Rumänien kann ebenfalls jeder Verwaltungsakt mit 
der Beschwerde angefochten werden, doch sind die 
Grenzen zur formlosen Eingabenbeschwerde flie- 
ßend. Für sie gelten die Vorschriften des oben ge- 
nannten Eingabengesetzes Nr. 1/1978, aber sie muß 
nach Art. 3 des Gesetzes Nr. 1/1967 (vgl. unten II.4.) 
binnen 30 Tagen erhoben worden sein, damit das 
Beschwerdeverfahren als ein Vorverfahren gilt, des- 
sen Durchführung Voraussetzung für eine gerichtli- 
che Anfechtimgsklage ist. Darüber hinaus ist in ver- 
schiedenen Einzelgesetzen eine förmliche Be- 
schwerde vorgesehen. Eine aufschiebende Wirkung 
entfaltet die Beschwerde nicht. Allerdings kann der 
Beschwerdeführer zugleich nüt der Einlegung der 
Beschwerde bei der Verwaltungsbehörde einen 
Antrag auf Aussetzung der Vollziehung bei Gericht 
stellen. 


In der DDR ist die Verwaltungsbeschwerde nach dem 
Enumerationsprinzip nur in den gesetzlich besonders 
vorgesehenen Fällen zulässig, die allerdings recht 
zahlreich sind. Obwohl die verstreuten Sonderrege- 
lungen 1971/72 einigermaßen harmonisiert worden 
sind, fehlt es nach wie vor an einem einheitlichen Kon- 
zept. Die Beschwerde- und Bearbeitungsfristen sind 
ebenso unterschiedlich geregelt wie die Wirkungen 
der Beschwerde. Die aufschiebende Wirkung ist in 
Angelegenheiten der Ordnungs- und Abgabenver- 
waltung in aller Regel ausgeschlossen, während sie im 
Bereiche der Leistungsverwaltung häufig gegeben ist. 
Die Unübersichtlichkeit und Konzeptionslosigkeit der 
Lage werden gelegentlich als unbefriedigend emp- 
funden. In diesem Zusammenhang wird neuerdings 
die Schaffung einer allgemeinen Verwaltungsver- 
fahrensordnung, in der auch ein universelles Be- 
schwerderecht verankert werden könnte, kontrovers 
erörtert 4). 


In der Sowjetunion ist die förmliche Verwaltungsbe- 
schwerde eine Ausnahmeerscheinung (z. B. Ord- 
nungswidrigkeiten, Wohnungs-, Abgaben-, Sozial- 
versicherungssachen) und erfährt auch im wissen- 
schaftlichen Schrifttum keine besondere Beachtung. 
Der Gedanke an eine Verwaltungsverfahrensordnung 
wird erst neuerdings zaghaft erwogen, aber für 
den Normalfall wird die petitionsähnliche Einga- 
benbeschwerde offenbar als ausreichende Vorkeh- 
rung eines verwaltungsintemen Rechtsschutzes an- 
gesehen. 


Alle WP-Staaten kennen einige förmliche Verwal- 
tungsverfahren, in denen kollegiale Behörden auf 
Grund einer mündlichen Verhandlung über die Be- 
schwerde entscheiden. Die praktisch wichtigste 
Gruppe dieses verstärkten, weil nüt erhöhten Verfah- 
rensgarantien ausgestatteten verwaltungsinternen 
Rechtsschutzes bilden die Angelegenheiten der So- 
zialversicherung, deren Verwaltung vielfach den Ge- 
werkschaften übertragen ist. Des weiteren kann 
auf das länderweise recht unterschiedhche Verfahren 
bei Ordnungswidrigkeiten hingewiesen werden, 
dessen Förmlichkeit in Polen am stärksten ausgeprägt 
ist. 
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4. Gerichtlicher Verwaltungsrechtsschutz 

a) Grundlagen 

Der gerichtliche Rechtsschutz des Einzelnen gegen- 
über der Verwaltung bietet in den WP-Staaten ein 
sehr buntscheckiges und bewegtes Bild^). Seine Kon- 
zeption ist theoretisch umstritten, seine normative 
Ausgestaltung und praktische Bedeutung weisen 
länderweise große Unterschiede auf. Auf Verfas- 
sungsebene ist er nur in Rumänien seit 1965 (Art. 35, 
103 Abs. 2, Abs. 3 Verf.) sowie der Sowjetunion seit 
1977 (Art. 58 Abs. 2 Verf.) gewährleistet und in der 
Tschechoslowakei seit 1969 erwähnt®). Ungeachtet 
seiner verfassungsrechtlichen Absicherung, ergeben 
sich Art und Umfang des gerichtlichen Verwaltungs- 
rechtsschutzes aus der einfachen Gesetzgebung. Auf 
dieser Ebene wurde in Rumänien 1967, in Bulgarien 
1970 und in der Sowjetunion 1987 die Generalklausel 
ein geführt, die allerdings so erhebliche Einschrän- 
kungen durch einen Negativkatalog erfährt, daß kein 
grundsätzlicher Unterschied zum Enumerationsprin- 
zip besteht, das in allen anderen Länder gilt. Die DDR 
stellt einen Sonderfall dar, indem sie ihren Bürgern 
jeglichen gerichtlichen Verwaltungsrechtsschutz ver- 
weigert^). Daß sie an diesem Zustand ohne Rücksicht 
auf ihre völkerrechtliche Verpflichtung aus Art. 2 Abs. 
3 lit. b IPBPR festzuhalten gedenkt, ergibt sich schon 
aus der offiziellen Falschübersetzung dieser Bestim- 
mung (GBl. II 1974, S. 58), in der der Ausdruck „ge- 
richtlich“ weggelassen wurde und somit der Eindruck 
erweckt wird, als ob die DDR nur verpflichtet wäre, 
„die Möglichkeiten des Rechtsschutzes zu entwik- 
keln“. 

Für den Rechtsschutz sind in aller Regel die ordentli- 
chen Gerichte zuständig, da die traditionell- sozialisti- 
sche Lehre die Einheitsgerichtsbarkeit favorisiert und 
den Fachgerichtsbarkeiten zurückhaltend gegen- 
übersteht. Allein Polen hat sich 1980 zur Errichtung 
einer institutionell verselbständigten einstufigen Ver- 
waltungsgerichtsbarkeit entschlossen, die allerdings 
mit der ordentlichen Gerichtsbarkeit insofern verbun- 
den ist, als die Rechtsprechung des Hauptverwal- 
tungsgerichts mit Sitz in Warschau und mit fünf Au- 
ßenstellen in Breslau, Danzig, Kattowitz, Krakau und 
Posen der Aufsicht des Obersten Gerichts unter- 
hegt®). 

Das gerichtliche Verfahren richtet sich nach den Vor- 
schriften der Zivilprozeßordnungen, die häufig insbe- 
sondere Regelungen über Verwaltungsrechtssachen 
enthalten. Die Zivilprozeßordnung gilt subsidiär auch 
in den vier Ländern, die den gerichtlichen Verwal- 
tungsrechtsschutz in ihren Verwaltungs Verfahrens- 
ordnungen (Bulgarien, Polen) 9) oder in einem Sonder- 
gesetz (Rumänien, Sowjetunion) ^®) geregelt haben. 
Der Rechtsschutz wird gegen bestimmte Verwal- 
tungsakte auf eine Anfechtungs- oder Verpflichtungs- 
klage hin gewährt; eine Untätigkeitsklage ist in Bul- 
garien, Polen, Rumänien und in der Sowjetunion be- 
kannt. Ein verwaltungsinternes Vorverfahren ist mei- 
stens Prozeßvoraussetzung, und die Klage hat in der 
Regel keine aufschiebende Wirkung, doch kann das 
Gericht die Vollziehung des angefochtenen Verwal- 
tungsaktes aussetzen. Im Verfahren gilt der Untersu- 
chungsgrundsatz, d. h. das Gericht hat von Amts we- 


gen den Sachverhalt zu erforschen und die erforderli- 
chen Beweise zu erheben. Wird der Klage stattgege- 
ben, so kann das Gericht den angefochtenen Verwal- 
tungsakt grundsätzlich nur aufheben; eine eigene 
Sachentscheidung kommt nur ausnahmesweise in Be- 
tracht. Die erstinstanzliche Gerichtsentscheidung ist 
zum Teil endgültig; zum Teil (Rumänien, Sowjet- 
union, Ungarn) kann sie mit dem ordentlichen Rechts- 
mittel der Berufung angefochten werden. Es steht auf 
einem anderen Blatt, daß bestimmte Justizfunktionäre 
(Staatsanwalt, Präsident des höheren Gerichts) gegen 
alle rechtskräftigen Entscheidungen außerordentliche 
Rechtsmittel einlegen und so auch erst- und letztin- 
stanzliche Gerichtsentscheidungen in Verwaltungs- 
rechtssachen der Überprüfung durch ein höheres Ge- 
richt zuführen können. 

Umfang und Praxis des gerichtlichen Verwaltungs- 
rechtsschutzes sind in den einzelnen WP-Staaten so 
unterschiedhch, daß eine nach Ländern differenzie- 
rende Darstellung angezeigt ist. Dabei bedürfen die 
Angelegenheiten der Sozialversicherung und die 
Ordnungswidrigkeiten einer gesonderten Betrach- 
tung, da für sie fast überall besondere Regeln gel- 
ten. 

b) Allgemeine Verwaltungsrechtssachen 

Die praktische Bedeutung des gerichtlichen Rechts- 
schutzes in allgemeinen Verwaltungsrechtssachen 
(einschließich Abgabensachen) ist ohne Zweifel in Po- 
len ii) und Ungarn 12) am größten. In beiden Ländern 
gilt auch heute noch das Enumerationsprinzip, ob- 
wohl im Zuge der Reformdiskussion, die zu Beginn 
der 80er Jahre zu einer Erweiterung des Katalogs der 
gerichtlich anfechtbaren Verwaltungsakte geführt 
hat, zahlreiche Stimmen den Übergang zur General- 
klausel gefordert haben. Dieser Katalog, der seither 
durch Einzelregelungen vermehrt worden ist und 
durch die Rechtsprechung extensiv interpretiert wird, 
umfaßt jeweüs rund 30 Fallgruppen, die vor allem in 
den Lebensbereichen, die die soziale und wirtschaft- 
hche Rechtsstellung des Einzelnen betreffen, einen 
weitgehenden Rechtsschutz gewährleisten!®). Auf 
dem Gebiete der durch den IPBPR geschützten Frei- 
heitsrechte weist er hingegen größere Lücken auf. So 
hegt der gesamte Bereich der äußeren und inneren 
Sicherheit, einschheßlich der polizeilichen Gefahren- 
abwehr ebenso außerhalb des gerichtlichen Rechts- 
schutzes, wie die Eingriffe in die Freizügigkeit, die 
Meinungs-, Vereinigungs-, Versammlungs- und Reh- 
gionsfreiheit der gerichtiichen Kontrolle weitgehend 
entzogen sind. Immerhin sind in Ungarn die Versa- 
gung der für eine Vereinsgründung erforderhchen 
Registrierung und die Vereinsauflösung seit 1981 und 
die Versagung und der Widerruf presserechtlicher Er- 
laubnisse seit 1986 gerichtlich anfechtbar. In Polen 
wiederum ist der Rechtsweg gegen Entscheidungen 
der Zensurbehörden seit 1981 gegeben, und das 
Hauptverwaltungsgericht war schon mit einigen auf- 
sehenerregenden Fällen dieser Art befaßt i^); des wei- 
teren erfolgen die Registrierung und Auflösung von 
Gewerkschaften seit 1980 durch die ordentlichen Ge- 
richte, vor denen auch die behördliche Auflösung von 
Vereinen, nicht aber die Ablehnung ihrer Registrie- 
rung cmgefochten werden kann (vgl. Abschnitt B — 
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A. Randelzhofer). Die praktische Bedeutung der Ver- 
waltungsrechtsprechung — über die in beiden Län- 
dern regelmäßig statistische Angaben veröffentlicht 
werden — ist beachtlich ln Ungarn bewegt sich die 
Anzahl der Verwaltungsklagen seit Jahrzehnten um 
1.300 pro Jahr, was 1,2 Klagen pro 10 000 Einwohner 
entspricht. In Polen war die Klagehäufigkeit ur- 
sprünglich viel niedriger, doch stieg sie infolge der 
Reformgesetzgebung im Jahre 1981 sprunghaft an 
und hat sich seither auf rund 13 000 Klagen im Jahre 
1985 kontinuierlich erhöht (3,5 Klagen pro 10 000 Ein- 
wohner); der Anteil der in Ungarn unbekannten Untä- 
tigkeitsklagen nahm im gleichen Zeitraum von 0,5% 
auf 1,6% zu. Die Erfolgsquote beträgt in beiden Län- 
dern etwa ein Drittel. Im Vordergrund stehen ähnliche 
Lebenssachverhalte, aber mit unterschiedlichem Ge- 
wicht. Die imgarische Verwaltungsrechtsprechung 
wird im Zeichen der angestiegenen privaten Erwerbs- 
tätigkeit und Vermögensbildung seit geraumer Zeit 
von den Steuersachen dominiert (über 2/3 des Ge- 
schäftsanfalls). Sie haben die Wohnungssachen auf 
den zweiten Platz verwiesen, deren Bedeutung in- 
folge der Auflockerung der Wohnungszwangswirt- 
schaft zu Beginn der 70er Jahre erheblich zurückge- 
gangen ist. In Polen spielen die Wohnungssachen 
noch eine größere Rolle als die Steuersachen, aber der 
Entwicklungstrend der 80er Jahre weist in die unga- 
rische Richtung; die dritte Stelle nehmen die Bausa- 
chen ein, in denen der ungarische Gesetzgeber den 
Rechtsweg weitgehend versagt. 

In der Sowjetunion i^) galt traditionell das Enumera- 
tionsprinzip, wobei in der Praxis allein die Wohnungs- 
sachen eine größere RoUe gespielt haben j Nach 
heftigen Auseinandersetzungen und mit einer er- 
heblichen zeitlichen Verzögerung hat der Gesetzge- 
ber den in Art. 58 Abs. 2 der Verfassung von 1977 
erteilten Auftrag schließlich erfüllt und die General- 
klausel mit Wirkung vom 1.1.1988 eingeführt 1 ^). Sie 
bezieht sich auf Verwaltungshandlungen einzelner 
Amts träger; die Rechtsakte von Kollegialbehörden 
(z. B. Ministerräte, örtliche Sowjets und deren Exeku- 
tivkomitees, kollegiale Entscheidungsinstanzen in 
förmlichen Verwaltungs verfahren) bleiben der ge- 
richtlichen Kontrolle entzogen. Kraft ausdrücklicher 
Regelung ist der Rechtsweg in allen Angelegenheiten 
der Landesverteidigung und der Staatssicherheit 
(KGB), nicht aber in gewöhnlichen Polizeisachen 
(MVD, Miliz) ausgeschlossen. Es ist bemerkenswert, 
daß eine Klagemöglichkeit auch auf dem Gebiete der 
„individuellen Arbeitstätigkeit", d. h. des Gewerbe- 
rechts nicht besteht, so daß die Zulassung einer seit 
1987 in äußerst bescheidenem Umfang möglichen pri- 
vaten Nebenerwerbstätigkeit nach wie vor aus- 
schließlich vom Wohlwollen der örtlichen Verwal- 
tungsbehörden abhängt. Schließlich sind von der Ge- 
neralklausel alle Angelegenheiten ausgenommen, in 
denen ein Sondergesetz ein besonderes Beschwerde- 
verfahren vorsieht. Obwohl die Bedeutung dieser 
Ausnahme noch nicht ganz klar ist, dürfte mit Sicher- 
heit anzunehmen sein, daß sie für Wohnungs Sachen 
gilt. Hier eröffnet das 1981/83 kodifizierte Wohnungs- 
recht zwar in vielen Fällen den auch in der Praxis 
häufig beschritt enen Rechtsweg, doch die wesentli- 
che Anerkennung und Registrierung der Wohnraum- 
bedürftigkeit, die dem Antragsteller erst die Möglich- 


keit schafft, gegebenenfalls eine Wohnung zugewie- 
sen zu bekommen, verbleibt im endgültigen Entschei- 
dimgsbereich der Verwaltung. Vermutlich wird die 
Generalklausel auch in Abgabensachen durch Son- 
derregelungen verdrängt, die den Bürger zwar auf 
den Verwaltungsweg verweisen, aber die zwangs- 
weise Beitreibung der Abgabenschuld nur gestatten, 
wenn die Finanzbehörde eine gerichtliche Entschei- 
dung erwirkt hat. Ob die Sowjetbürger die jüngst er- 
weiterten Möglichkeiten des gerichtlichen Verwal- 
tungsrechtsschutzes nutzen werden, bleibt abzu war- 
ten. Das neue Gesetz droht für eine „in verleumderi- 
scher Absicht" erhobene Klage nicht näher bezeich- 
nete gesetzliche Konsequenzen an (Art. 10). Der Klä- 
ger wird sich also zu überlegen haben, mit welcher 
Wahrscheinlichkeit im Falle einer Klageabweisung 
die damit implizierte Feststellung, er habe wahrheits- 
widrig ein rechtswidriges Handeln der beklagten 
Amtsperson behauptet, im sowjetischen Kontext als 
eine „Verleumdung" gewertet werden wird. 

Der gerichtliche Verwaltimgsrechtsschutz in Bulga- 
rien 20 ) und Rumänien 21) beruht auf ähnlichen Prinzi- 
pien, weist aber in der Praxis unterschiedliche Ent- 
wicklungstendenzen auf. Auf den ersten Blick scheint 
in beiden Ländern eine Generalklausel 22) einen um- 
fassenden Rechtsschutz zu gewährleisten. Indes wird 
deren Tragweite durch einen Negativkatalog nicht 
anfechtbarer Verwaltungsakte 23) sogleich derart ein- 
geschränkt, daß in der Praxis die Ausnahme zur Regel 
wird. So ist der Rechtsweg in beiden Ländern — mit 
kleineren Abweichungen — namentlich in Angele- 
genheiten der Landesverteidigung, der Staatssicher- 
heit (und der öffentlichen Ordnung in Rumänien), des 
Abgaben- und des Planungswesens, gegen Verwal- 
tungsakte des Staatsrats und des Ministerrats sowie 
dann ausgeschlossen, wenn das Gesetz eine beson- 
dere „Jurisdiktion" (Bulgarien: „osobena jurisdik- 
cija"; Rumänien: „procedura jurisdicjionalä") vor- 
sieht. Da diese Begriffe meistens in starkem Maße 
auslegungsfähig sind, hängt der Umfang der Rechts- 
schutzgewährung weitgehend von der Rechtspre- 
chung selbst ab. Die rumänische Rechtsprechung hat 
von vornherein einen restriktiven Kurs eingeschla- 
gen, indem sie die Begriffe des Planungsaktes und des 
„jurisdiktionellen" Verwaltungsaktes weit ausgelegt 
hat und zunehmend ausdehnt. Als „jurisdiktionell" 
sieht sie praktisch jeden Verwaltungsakt an, der auf 
eine förmliche Verwaltungsbeschwerde hin erlassen 
wurde. Dementsprechend hoch ist der Anteil der als 
unzulässig abgewiesenen Klagen 24). In Wohnungssu- 
chen ist der Rechtsschutz versagt, da sich die Woh- 
nungsvergabe im Rahmen der öffentlichen Wohn- 
raumbewirtschaftung seit 1973 ausschließlich in zivil- 
rechtlichen Formen vollzieht und ein Anspruch auf 
Abschluß eines Mietvertrages nicht besteht 25). Unter 
den wenigen Fällen, in denen Rechtsschutz gewährt 
wird, spielen die Grundstückssachen (Enteignung, 
Versagung der Veräußerungsgenehmigung) eine 
nennenswerte RoUe, während die Bedeutung der 
Schul- und Hochschulsachen (Aufnahmeprüfungen, 
Zwangsexmatrikulationen) infolge einer restriktiven 
Wendung der Rechtsprechung stark zurückgegangen 
ist 26). Etwas größer dürfte die Bedeutung des gericht- 
lichen Verwaltungsrechtsschutzes in Bulgarien einzu- 
schätzen sein, wo der Begriff der Planungsakte schon 
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gesetzlich auf die Wirtschaftsplanung, Raumordnung 
und Bauplanung beschränkt ist und als „besondere 
Jurisdiktion" nur justizförmige Verwaltungsverfahren 
vor kollegialen Behörden angesehen werden. Letztere 
sind allerdings recht zahlreich und greifen namentlich 
auf dem Gebiete der Wohnraumbewirtschaftung 
Platz, die somit der gerichtlichen Kontrolle entzogen 
ist. Unter den einigen hundert Verwaltungsklagen, 
die bei den Gerichten jährhch eingehen, spielen die 
auf Erteilung der für die Wohnsitznahme in den mei- 
sten Städten erforderlichen Zuzugsgenehmigung die 
größte Rolle ^7). Anders als in Rumänien ist der Rechts- 
weg in diesen Angelegenheiten der Freizügigkeits- 
beschränkungen (wie auch in Paßangelegenheiten) 
zulässig, da in Bulgarien nur das Gebiet der Staatssi- 
cherheit und nicht auch die öffentliche Ordnung 
schlechthin der gerichtlichen Kontrolle entzogen ist. 
Die relativ hohe Erfolgsquote der Klagen 28) ist damit 
zu erklären, daß ca. 80% der Klagen Untätigkeitskla- 
gen sind 29). Darin äußert sich zugleich die weit ver- 
breitete Praxis der bulgarischen Behörden, Anträge 
der Bürger ebenso zu ignorieren wie Verpflichtungs- 
urteile der Gerichte. Um diesem Mißstand entgegen- 
zuAAurken, hat das Verwaltungsverfahrensgesetz 1979 
zwei neue Regelungen eingeführt: Erstens kann der 
Antragsteller nach Ablauf der verwaltungsinternen 
Beschwerde- bzw. Bearbeitungsfrist unmittelbar 
Klage erheben (Art. 35 Abs. 2, 37 Abs. 1), also auf das 
administrative Vorverfahren verzichten, von dem of- 
fenbar nicht viel zu erwarten ist. Zweitens kann das 
Gericht bei der erneuten Überprüfung eines gebunde- 
nen Verwaltungsaktes, bei dem der Verwaltung kein 
Ermessens- oder Beurteilungsspielraum zusteht, in 
der Sache selbst entscheiden, wenn keine umfangrei- 
che Sachaufklärung erforderlich ist (Art. 43). Darüber 
hinaus können — wie schon zuvor — Verwaltungs- 
funktionäre mit einer Geldbuße bestraft werden, die 
einem Verpflichtungsurteü nicht nachkommen. ln der 
Praxis hat sich diese Sanktionsmöglichkeit allerdings 
als wenig wirksam erwiesen. 

ln der Tschechoslowakei und der DDR ist der Rechts- 
weg in allgemeinen Verwaltungsrechtssachen prak- 
tisch ausgeschlossen. Die Verwaltungsverfahrensord- 
nung der CSSR verweist zwar in § 70 auf die Möglich- 
keit des gerichtlichen Verwaltungsrechtsschutzes 
nach näherer Maßgabe von besonderen Gesetzen, 
doch hat der Gesetzgeber von dieser Möglichkeit 
kaum Gebrauch gemacht ^9). Die Rechtsordnung der 
DDR enthält nicht einmal einen derartigen Hinweis. 
Die in beiden Ländern — wie überall im WP-Bereich 
— vorgesehene Befugnis des Betroffenen, falsche 
oder unvollständige Eintragungen in den Wählerli- 
sten gerichtlich anzufechten, ist im Hinbhck auf die 
Belanglosigkeit des Wahlrechts eher als Ausdruck des 
pohtischen Zynismus zu werten. 

c) Angelegenheiten der Sozialversicherung 

ln Angelegenheiten der Sozialversicherung wird 
überall in einem förmlichen Verwaltungsverfahren 
entschieden, und zwar meistens durch besondere 
Kommissionen. Der Rechtsweg ist nur in drei Ländern 
und auch hier nicht generell eröffnet. Sofern dies der 
Fall ist, entscheiden in der Tschechoslowakei die 
Kreis- oder Bezirksgerichte, in Ungarn die Arbeitsge- 
richte, denen diese Zuständigkeit 1980 übertragen 


worden ist, und in Polen seit 1985 spezialisierte 
Spruchkörper der Wojwodschaftsgerichte, nachdem 
die 1974 errichtete besondere Arbeits- und Sozialge- 
richtsbarkeit wieder in die ordentliche Gerichtsbar- 
keit eingeschmolzen wurde. Die erstinstanzhche Ge- 
richtsentscheidung ist in Polen endgültig, während in 
Ungarn die Berufung zum Komitatsgericht (ordentli- 
ches Gericht der Mittehnstanz) zulässig ist. ln der 
Tschechoslowakei können die Entscheidungen der 
Bezirksgerichte in Angelegenheiten der Rentenversi- 
cherung, nicht aber die Entscheidungen der Kreisge- 
richte in Angelegenheiten der Krankenversicherung 
mit der Berufung angefochten werden. Im Vergleich 
zu den allgemeinen Verwaltungsrechtssachen ist die 
praktische Bedeutung des gerichtlichen Rechtsschut- 
zes in Angelegenheiten der Sozialversicherung we- 
senthch größer. Der Geschäftsanfall beträgt in Ungarn 
und Polen das vier bis siebenfache. 


d) Ordnungswidrigkeiten 


ln allen WP-Staaten gibt es eine unterschiedüch be- 
zeichnete Kategorie von Gesetzesverstößen, die in ei- 
nem besonderen Verwaltungsverfahren geahndet 
werden. Sie werden als Verwaltungsunrecht, also als 
Ordnungswidrigkeiten angesehen; nur in Polen ist 
ihre Rechtsnatur umstritten und werden sie von der 
überwiegenden Literaturmeinung dem Strafrecht zu- 
geordnet. Das Ordnungswidrigkeitenverfahren ist in 
den einzelnen Ländern recht unterschiedlich aus ge- 
staltet und trägt teilweise justizielle Züge^^). 

Dem gerichtlichen Rechtsschutz kommt deshalb eine 
gesteigerte Bedeutung zu, weil die Ordnungswidrig- 
keiten — mit Ausnahme der DDR und der Tschecho- 
slowakei — u. a. nicht nur mit Geldbußen, sondern 
auch mit Haftstrafen geahndet werden können. Aller- 
dings steht die Befugnis, eine Haftstrafe zu verhän- 
gen, in der Sowjetunion, Rumänien und Bulgarien nur 
dem Richter zu. ln Polen hingegen, wo die Haftstrafe 
eine große Rolle spielt, sind besondere Kommissionen 
für Üb ertretungs Sachen zuständig, und in Ungarn 
werden die Haftstrafen, deren Bedeutung indes gerin- 
ger ist, gar von Polizeibehörden ausgesprochen. 

Der Rechtsweg gegen die von Verwaltungsbehörden 
verhängten Sanktionen ist in den einzelnen Ländern 
in unterschiedlichem Maße geöffnet, ln der Sowjet- 
union und Bulgarien ist er praktisch immer, in Rumä- 
nien gegen höhere Geldbußen gegeben. In Polen kön- 
nen die Gerichte bei Haftstrafen und sonstigen mit 
einer Freiheitsbeschränkung verbundenen Strafmaß- 
nahmen angerufen werden. In der DDR, der Tsche- 
choslowakei und Ungarn wiederum ist immer nur die 
Beschwerde an das nächsthöhere Verwaltungsorgan 
zulässig. Der Ausschluß des gerichtlichen Rechts- 
schutzes betrifft in Ungarn auch die Haftstrafen, die 
die Pohzeibehörden zwar nur bei einigen Ordnungs- 
widrigkeiten, aber immerhin bis zu 30 Tagen und in 
bestimmten Ausnahmefällen bis zu 60 Tagen verhän- 
gen können 32 ) 
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5. Staatshaftung 

Der Rechtsschutz gegenüber der öffentlichen Gewalt 
kann auch eine kompensatorische Gestalt annehmen. 
In diesen Fällen geht es nicht um die Beseitigung des 
Eingriffs, sondern um einen finanziellen Ausgleich 
der durch ihn bewirkten Schäden. Der damit ange- 
sprochene Komplex der öffentlich-rechtlichen Ersatz- 
ansprüche ist zu umfangreich, als daß er an dieser 
Stelle dargelegt werden könnte. Im Zusammenhang 
mit dem IPBPR verdienen zwei Aspekte ein besonde- 
res Interesse: Die Staatshaftung für rechtswidriges 
Verwaltungshandeln und die Entschädigung für un- 
schuldig erlittenen Freiheitsentzug im Strafverfah- 
ren. 


a) Staatshaftung für rechtswidrige hoheitliche Eingriffe 

Die Staatshaftung für rechtswidrige hoheitliche Ein- 
griffe in individuelle Rechtspositionen ist auf Verfas- 
sungsebene in Bulgarien (Art. 56 Abs. 1), in der DDR 
(Art. 104), in Rumänien (Art. 35) und in der Sowjet- 
union (Art. 58 Abs. 3) vorgesehen. In den übrigen 
Ländern ergibt sie sich aus einfachen Gesetzen, die 
letztlich überall die konkrete Gestalt der Staatshaf- 
tung bestimmen 33). Die rechtstechnische Behandlung 
der Staatshaftung ist im übrigen recht unterschiedlich. 
Drei Länder haben die Staatshaftung in ihren Zivilge- 
setzbüchern geregelt, wobei das sowjetische Zivil- 
recht die allgemeine Deliktshaftung für anwendbar 
erklärt 34), während Ungarn 35) und Polen 36) beson- 
dere Tatbestände der Staatshaftung formuliert haben. 
Die DDR3'?) und die Tschechoslowakei 38), wo der 
Staat für rechtswidrig-hoheitiiche Schadenszufügun- 
gen durch seine Verwaltungsorgane bis Ende der 60er 
Jahre überhaupt nicht gehaftet hatte, schufen 1969 
besondere Staatshaftungsgesetze, die eine öffentlich- 
rechtliche Betrachtungsweise erkennen lassen. In 
Bulgarien hat die Staatshaftung keine einfachgesetz- 
liche Regelung erfahren, so daß nach wie vor die zivil- 
rechtlichen Regelungen über die allgemeine Delikts- 
haftung zur Anwendung kommen 39). Daneben gibt es 
einen Folgenbeseitigungsanspruch hinsichtlich der 
Nachteile, die ein Bürger durch die Vollziehung eines 
Verwaltungsaktes erlitten hat, der nachträglich auf- 
gehoben worden ist (Art. 51 VwVfG). Die Rechtslage 
in Rumänien ist unklar. Einerseits hat das oben er- 
wähnte Gesetz Nr. 1/1967 mit der gerichtlichen An- 
fechtbarkeit von Verwaltungsakten dem Bürger die 
Möglichkeit eingeräumt, zugleich mit der Anfech- 
tungsklage oder auch unabhängig davon Schadenser- 
satzansprüche geltend zu machen 40). Andererseits ist 
der Anwendungsbereich dieses Gesetzes so einge- 
engt worden (s. o. bei Anm. 24), daß die Staatshaftung 
weitgehend leerlaufen würde, sollte sie nur auf dieses 
Gesetz gestützt werden können und sollte dessen An- 
wendungsbereich auch bei Staatshaftungsklagen 
ebenso eng interpretiert werden wie bei Anfechtimgs- 
klagen. Es stellt sich deshalb die Frage, ob die somit 
entstehende Lücke unter Rückgriff auf das allgemeine 
Deliktsrecht des alten Cod Civü 1864 (Art. 998, 1000) 
geschlossen werden kann, wie es der rumänischen 
Tradition entspräche. Daß diese zentrale Frage durch 
die Rechtsprechung nicht geklärt worden ist, beweist 


die Bedeutungslosigkeit der Staatshaftung in der ru- 
mänischen Rechtspraxis ^1). 

Die von dieser Frage umschlossene Alternative zwi- 
schen der zivilrechtlichen und der öffenthch-rechth- 
chen Begründimg der Staatshaftung ist in rechtsver- 
gleichender Sicht insofern von praktischer Relevanz, 
als die zivilrechtlichen Lösungen eine Verschuldens- 
haftung konstruieren (Bulgarien, Polen, Sowjetunion, 
Ungarn), während der öffentlich-rechtlichen Lösun- 
gen das Prinzip der objektiven Haftung zugrunde 
liegt, bei der bereits die Rechtswidrigkeit der Scha- 
denszufügung den Ersatzanspruch auslöst (DDR, 
CSSR). Der Unterschied verliert jedoch in bezug auf 
Bulgarien, die Sowjetunion und Ungarn insofern an 
Schärfe, als das Verschulden vermutet wird. Von grö- 
ßerer Bedeutung sind diejenigen Regelungen, die die 
Durchsetzung des Staatshaftungsanspruchs im Ver- 
gleich zur Geltendmachung eines zivilrechtlichen 
Schadensersatzanspruchs aus imerlaubter Handlung 
erschweren. So haftet der polnische Staat für einen 
durch eine Entscheidung oder Anordnung verursach- 
ten Schaden grundsätzlich nur dann, wenn das Ver- 
schulden seines Funktionärs zuvor in einem Straf- 
oder Disziplinarverfahren festgestellt oder durch die 
übergeordnete Verwaltungsbehörde anerkannt wor- 
den ist. Um unerwünschte Härten zu vermeiden, kann 
allerdings beim Fehlen dieser Voraussetzung unter 
Umständen eine Billigkeitshaftung Platz greifen. Das 
ungarische Recht enthielt ursprünglich auch eine der- 
artige Haftungsbeschränkung, doch ist diese anläß- 
hch der Zivilrechtsreform 1977 aufgehoben worden. 
Übriggebheben ist hingegen das Erfordernis der Er- 
schöpfung der in Betracht kommenden verwaltungs- 
internen Rechtsbehelfe, das eine Verschärfung der 
allgemeinen Schadensabwendungs- und -milde- 
rimgspflicht darstellt. Das tschechoslowakische 
Staatshaftungsgesetz verschärft dieses Erfordernis 
noch weiter, indem es die Aufhebung des schadens- 
stiftenden Verwaltungsaktes durch die zuständige 
Behörde verlangt. Eine weitere Erschwernis stellt die 
kurze Verjährungsfrist von einem Jahr in Ungarn und 
der DDR bzw. von drei Jahren in der Tschechoslowa- 
kei dar. Der Staatshaftungsanspruch kann in fast allen 
Ländern gerichtlich geltend gemacht werden. Dies 
güt auch für die Tschechoslowakei, wo die Gewäh- 
rung einer Entschädigung zunächst beim fachlich zu- 
ständigen Ministerium beantragt werden muß und die 
Klageerhebung erst zulässig ist, wenn der Anspruch 
nicht innerhalb von sechs Monaten befriedigt wird. 
Die einzige Ausnahme bildet die DDR. Hier ist der 
Rechtsweg ausgeschlossen, und die Verwaltung ent- 
scheidet in eigener Sache. Zuständig ist der Leiter des 
Staatsorgans, dessen Funktionär den Schaden zuge- 
fügt hat. Gegen seine Entscheidung kann der Antrag- 
steller nur eine Verwaltungsbeschwerde einlegen, 
über die gegebenenfalls der Leiter des übergeordne- 
ten Staatsorgans endgültig entscheidet. 

Der vergleichende Überblick über die materiellen und 
prozessualen Voraussetzungen erweckt den An- 
schein, als ob die Erfolgschancen des durch eine 
rechtswidrige Verwaltungshandlung geschädigten 
Bürgers in der Sowjetunion, in Bulgarien und in Ru- 
mänien am größten wären. Eine Durchsicht der veröf- 
fentlichten Judikatur vermittelt indes ein gegenteiÜ- 
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ges Bild. Gerade in der Rechtsprechung der genann- 
ten drei Länder spielen Staatshaftungssachen offen- 
bar eine gänzlich untergeordnete Rolle. Demgegen- 
über ist die praktische Bedeutung der Staatshaftung 
in Polen und Ungarn unübersehbar, während sich die 
Tschechoslowakei im Mittelfeld zu bewegen scheint. 
Über die mitteldeutsche Rechtspraxis können keine 
Aussagen gemacht werden, da sie sich hinter den ver- 
schlossenen Türen der Bürokratie vollzieht. Insgesamt 
dürfte der Eindruck nicht verfehlt sein, daß überkom- 
mene Rechtskultur und innenpolitisches Khma die je- 
weilige Praxis der Staatshaftung ganz entscheidend 
prägen. 

b) Entschädigung für eine unschuldig erlittene Untersu- 
chungshaft oder Freiheitsstrafe 

Die Entschädigung für eine unschuldig erlittene Un- 
tersuchungshaft oder Freiheitsstrafe im Rahmen eines 
Strafverfahrens ist überwiegend in den Strafprozeß- 
ordnungen der einzelnen Länder geregelt ^2) Eine ab- 
weichende rechtstechnische Lösung haben die Tsche- 
choslowakei und die Sowjetunion gewählt. In der 
Tschechoslowakei bildet das Staatshaftungsgesetz 
1969 die Rechtsgrundlage während in der Sowjet- 
union ein Entschädigungsanspruch wegen Maßnah- 
men der Strafverfolgungsbehörden und Strafgerichte 
erst mit Wirkung vom 1.6.1981 durch eine spezielle 
Rechtsnorm eingeführt worden ist^^). in Bulgarien 
enthielt Art. 218 StPO von 1952 für den Fall eines Ver- 
schuldens von Justizfunktionären eine entsprechende 
Regelung, die aber in die geltende StPO von 1974 
nicht übernommen worden ist, so daß auch in diesen 
Fällen die allgemeine Staatshaftung Platz greift. 

In materiell-rechtlicher Hinsicht setzt der Entschädi- 
gungsanspruch, der sich nur auf den Ersatz des Ver- 
mögensschadens richtet, weder ein Verschulden der 
Verfolgungsbehörde oder des Richters noch eine 
Rechtswidrigkeit des Freiheitsentzugs voraus. Eine 
Ausnahme bildet Bulgarien, wo nach allgemeinen 
Staatshaftungsgrundsätzen Rechtswidrigkeit und 
Verschulden gleichermaßen Voraussetzung sind. Von 
ihr abgesehen kommt es nur darauf an, daß das Straf- 
verfahren eingestellt oder der Angeklagte freigespro- 
chen wurde; hat der Beschuldigte die Einleitung des 
Strafverfahrens selbst verschuldet oder dessen Durch- 
führung in vorwerfbarer Weise behindert, so kann die 
Entschädigung — je nach den geringfügig variieren- 
den Regelungen der einzelnen Länder — ganz oder 
teilweise ausgeschlossen sein. In bezug auf die ver- 
fahrensrechtliche Durchsetzbarkeit des Entschädi- 
gungsanspruchs kann zwischen drei Modalitäten un- 
terschieden werden. In Bulgarien, Polen, Rumänien 
und der Tschechoslowakei kann er gerichtlich gel- 
tend gemacht werden, wobei das erstinstanzliche Ur- 
teil nach den allgemeinen Vorschriften der Berufung 
unterhegt. Eine geringfügige Einschränkung gilt in 
der Tschechoslowakei insofern, als die Entschädigung 
zunächst — wie beim allgemeinen Staatshaftungsan- 
spruch — in einem administrativen Vorverfahren 
beim Justizministerium beantragt werden muß. Zur 
zweiten Gruppe gehören die DDR und die Sowjet- 
union, wo je nach dem erreichten Stadium des Straf- 
verfahrens ein zweigleisiges Entschädigungsverfah- 
ren existiert. In der DDR entscheidet über den Grund 


der Entschädigung von Amts wegen das Organ, das 
zuletzt die Herrschaft über das Strafverfahren hatte, 
d. h. entweder die Staatsanwaltschaft oder das Ge- 
richt. Gegen die Entscheidung ist die Beschwerde an 
die jeweils höhere Instanz zulässig. Über die Höhe der 
Entschädigung entscheidet auf Antrag entweder der 
Generalstaatsanwalt oder das Oberste Gericht. Der 
Rechtsweg ist also nur dann gegeben, wenn eine Ge- 
richtsentscheidung das Strafverfahren beendet hat. In 
der Sowjetunion verläuft das Verfahren in ähnlicher 
Weise zweigleisig, wenn es sich um Geldansprüche 
handelt. Abweichungen bestehen insofern, als über 
Grund und Höhe der Entschädigung zugleich und auf 
Antrag entschieden wird und für die erstinstanzliche 
Entscheidung unter Umständen auch das mit der Sa- 
che zuletzt befaßte Ermittlungs- oder Untersuchungs- 
organ (Kriminalpolizei, Staatssicherheitsdienst) zu- 
ständig ist, wobei der Beschwerdeweg allerdings zum 
Staatsanwalt führt. Ersatzansprüche, mit denen die 
Wiederherstellung unterbrochener Arbeits-, Renten- 
oder Wohnverhältnisse begehrt wird, sind hingegen 
immer durch Klage gerichtiich geltend zu machen. 
Am ungünstigsten scheint die verfahrensrechtiiche 
Position des Geschädigten schließtich in Ungarn zu 
sein, wo die Rechtslage zwar in jedem Fall von einem 
Gericht geprüft wird. Das Gericht erstattet aber im 
Ergebnis nur einen Bericht an das Justizministerium, 
das endgültig entscheidet. Die Entscheidung ist unan- 
fechtbar. Für die Geltendmachung des Ersatzanspru- 
ches bestehen in den meisten Ländern Ausschlußfri- 
sten, die auch im Vergleich zu den abgekürzten Ver- 
jährungsfristen bei allgemeinen Staatshaftungsan- 
sprüchen sehr kurz bemessen sind: ein Jahr in Polen, 
Rumänien und der Tschechoslowakei, sechs Monate 
in Ungarn und drei Monate in der DDR. 


6. Gesetzlichkeitsaufsicht der Staatsanwaltschaft 

Nach der übticherweise auf Lenin zurückgeführten, 
tatsächlich aber von Peter dem Großen 1722 in Ruß- 
land begründeten zaristischen Tradition soll die 
Staatsanwaltschaft nicht nur eine Strafverfolgungsbe- 
hörde, sondern eine Institution der umfassenden 
Rechtskontrolle sein. Sie ist strikt zentratistisch aufge- 
baut und soll unter der Leitung des Generalstaatsan- 
walts, dem die Qualität eines Verfassungsorgans zu- 
kommt, über die Einhaltung der „sozialistischen Ge- 
setzlichkeit“ in allen Lebensbereichen wachen. Für 
ihre außerhalb des Strafverfahrens und der Gerichts- 
aufsicht hegenden Aufgaben hat sich meistens der 
Ausdruck „allgemeine Aufsicht“ eingebürgert. Die 
einschlägigen Aufgaben und Befugnisse sind in den 
Verfassimgen grundsätzlich fixiert und in besonderen 
Staatsanwaltschaftsgesetzen näher ausgestaltet: 

— Bulgarien: Art. 133 Verf.; Art. 25 ff. Gesetz über 
die Staatsanwaltschaft vom 29.10.1980 (DV Nr. 
87/1980). 

— DDR: Art. 97 Verf.; §§ 29 ff. Gesetz über die Staats- 
anwaltschaft der DDR vom 7.4.1977 (GBl. I 
S. 93). 

— Polen: Art. 64 Verf.; Art. 42 ff. Gesetz über die 
Staatsanwaltschaft der PVR vom 20.6.1985 (Dz. U. 
1985, Nr. 31, Pos. 138). 
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— Rumänien: Art. 112 Verf.; Art. 27 ff. Gesetz Nr. 60/ 
1968 über die Organisation und Funktionsweise 
der Staatsanwaltschaft der SRR vom 26.12.1968 
(BO I, Nr. 169/1968). 

— Sowjetunion: Art. 164 Verf.; Art. 22 ff. Gesetz über 
die Staatsanwaltschaft der UdSSR vom 30.11.1979 
(WS SSSR 1979, Nr. 49, Art. 843). 

— Tschechoslowakei: Art. 104 Verf.; §§ 14 ff. Gesetz 
über die Staatsanwaltschaft vom 17.6.1965 (Sb. 
Nr. 60/1965) i. d. F. der Bekanntmachung vom 
20.2.1970 (Sb. Nr. 20/1970). 

— Ungarn: § 51 Verf.; §§ 13 ff. Gesetz Nr. V/1972 
über die Staatsanwaltschaft der UVR. 

Zur allgemeinen Aufsicht gehört u. a. auch die Kon- 
trolle über die Rechtmäßigkeit des gesamten Verwal- 
tungshandelns von der Ministerialebene abwärts, und 
zwar ohne Rücksicht darauf, ob es sich um den Erlaß 
von Rechtsvorschriften und Verwaltungsakten oder 
um bloße Realakte und Verwaltungspraktiken han- 
delt. Um dieser immensen Aufgabe gerecht werden 
zu können, ist die Staatsanwaltschaft mit zahlreichen 
Untersuchungs- und Beanstandungsbefugnissen aus- 
gestattet, deren schärfste der sog. „Protest" ist, der 
gegen rechtswidrige Verwaltungsmaßnahmen erho- 
ben werden kann und in seinen Rechtswirkungen der 
Verwaltungsbeschwerde entspricht. Zum Teil kann 
die Staatsanwaltschaft auch die Vollziehung der be- 
anstandeten Verwaltungsmaßnahmen aussetzen. Ob- 
wohl sie nicht über ein Aufhebungsrecht verfügt, ist 
die Autoriät der Staatsanwaltschaft so groß, daß die 
Verwaltungsbehörden ihren Beanstandungen und 
Anregungen in fast allen Fällen nachkommen. Bei 
Rechtsverletzungen kann die Staatsanwaltschaft des 
weiteren darauf hinwirken, daß Ordnungswidrigkei- 
ten- oder Disziphnarverfahren gegen die Schuldigen 
eingeleitet werden und der entstandene Schaden wie- 
dergutgemacht vdrd; natürhch kann sie gegebenen- 
falls selbst ein Strafverfahren einleiten. Eine Aus- 
nahme von der skizzierten Rechtslage bildet Rumä- 
nien, wo die allgemeinen Aufsichtsbefugnisse der 
Staatsanwaltschaft im Jahre 1968 so stark beschnitten 
wurden, daß sie seither schon aus diesem Grimde für 
eine wirksame Verwaltungskontrolle ungeeignet 
sind. 

Die „allgemeine Aufsicht" ist als eine objektive Kon- 
trolle konzipiert, die im öffentlichen wie privaten In- 
teresse eingesetzt werden kann. Daß in der Praxis 
aller Länder der Gesichtspunkt des Individualrechts- 
schutzes regelmäßig zu kurz kommt, hat vor allem 
zwei Gründe. Erstens liegt es praktisch im Ermessen 
der Staatsanwaltschaft, ob sie beim Verdacht einer 
Rechtsverletzung einschreitet. Der in seinen Rechten 
verletzte Bürger kann sich in Ausübung seines Einga- 
benrechts (vgl. II. 2.) an die Staatsanwaltschaft wen- 
den und sie zu einem Tätigwerden zu bewegen ver- 
suchen, einen durchsetzbaren Anspruch hierauf hat er 
aber nicht. Zweitens ist die Staatsanwaltschaft mit der 
Aufgabe einer kontinmertichen Überwachung der ge- 
samten Verwaltung und Wirtschaft sachüch und per- 
sonell hoffnungslos überfordert. Die Folge davon ist, 
daß auch die „soziatistische" Staatsanwaltschaft — 
entgegen dem theoretischen Anspruch — in erster 
linie eine Strafverfolgungsbehörde ist und die für die 


„allgemeine Aufsicht" zur Verfügung stehenden, ver- 
gleichsweise geringen Kapazitäten nur punktuell nut- 
zen kann. Ihr Einsatz erfolgt gemäß den wechselnden 
Direktiven des Generalstaatsanwalts und konzentriert 
sich auf jeweils als vorrangig empfundene Schwer- 
punkte. Hiermit erklären sich die Lückenhaftigkeit 
und die Kampagneartigkeit der staatsanwaltschafth- 
chen Aufsichtspraxis. Als eine Vorkehrung zum 
Schutze von Individualrechten kann sie die „allge- 
meine Aufsicht" unter diesen Umständen nur dann 
und insofern erweisen, als der Schutz bestimmter Indi- 
vidualgüter von der aktuellen Rechtspohtik erfaßt 
wird. Eine Analyse des vorhandenen rechtstatsächti- 
chen Materials zeigt, daß sich eine derartige Kongru- 
enz von öff entheben und privaten Interessen am ehe- 
sten auf dem Gebiet des Arbeitsrechts und hier vor 
allem im Arbeitsschutzrecht einzustellen pflegt, da 
Arbeitsunfälle der wirtschafthehen Leistungsfähigkeit 
des Systems ebenso abträgheh sind wie der Gesund- 
heit des Arbeitnehmers ^5). Auf den eigentiiehen Kon- 
frontationsgebieten zAvischen Bürger und Staatsge- 
walt sind die Aktivitäten der Staatsanwaltschaft hin- 
gegen zu aUen Zeiten und in allen Ländern äußerst 
bescheiden gewesen. Mögticherweise zeichnet sich in 
der Sowjetunion in dieser Hinsicht zur Zeit eine ge- 
wisse Besserung ab^^j 


7. Ansätze zu einer verfassungsrechtlichen 
Normenkontrolle 

Der Bürger hat in den WP- Staaten keine Möghehkeit, 
sich gegen eine Rechtsnorm, die ihn in seinen Rechten 
verletzt, in einem förmhehen Verfahren zur Wehr zu 
setzen. In den meisten Ländern ist zwar in bezug auf 
untergesetzhehe Normen der Exekutive (Rechtsver- 
ordnungen u. ä.) ein richterhehes Prüfungsrecht aner- 
kannt^^), kraft dessen der Richter die von ihm als ver- 
fassungs- oder gesetzwidrig angesehene Rechtsvor- 
schrift wohl nicht auf heben, aber bei der Entschei- 
dung der konkreten Rechtssache außer acht lassen 
kann. Indes ist die praktische Bedeutung dieser be- 
schränkten Normenkontrolle offenkundig überall ge- 
ring. 

Das Bedürfnis nach wie auch immer gearteten institu- 
tioneilen Vorkehrungen zur Sicherimg der Verfas- 
sungsmäßigkeit der Gesetze und Rechtsverordnun- 
gen wird in fast allen Ländern jedenfalls von der Wis- 
senschaft empfunden, doch stoßen praktische Schritte 
aus verständhehen Gründen vielfach auf pohtischen 
Widerstand in der Tschechoslowakei gilt dies so- 
gar für Anordnungen der Verfassung selbst. Hier 
wurde durch ein Verfassungsgesetz im Oktober 1968 
die Errichtung von Verfassungsgerichten auf Bundes- 
ebene und in den beiden Teilrepubhken zwingend 
vorgesehen und deren Rechtsstellung recht ausführ- 
hch geregelt ^9), Der Gesetzgeber ist aber untätig und 
die Verfassungsgerichtsbarkeit toter Buchstabe ge- 
blieben. 

Zur Institutionalisierung einer förmlichen Normen- 
kontrolle ist die Entwicklung erst in jüngster Zeit und 
nur in zwei Ländern gediehen: Nachdem entspre- 
chende Verfassungsänderungen vorgenommen und 
die erforderhehen einfachgesetzhehen Rechtsgrund- 
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lagen geschaffen worden waren, hat sich im April 
1984 der ungarische Verfassungsrechtsrat (Alkot- 
manyjogi Tanacsj^O) und im Dezember 1985 der pol- 
nische Verfassungsgerichtshof (Trybunal Konstytu- 
cyjny) ^i) konstituiert. Obwohl beide Kontrolleinrich- 
tungen viele Gemeinsamkeiten aufweisen, ist die pol- 
nische Lösung in organisatorischer Hinsicht kühner, 
da der Verfassungsgerichtshof als ein (fast) echtes 
Gericht angesprochen werden kann, während der un- 
garische Verfassungsrechtsrat eher den Charakter ei- 
nes besonderen Parlamentsausschusses mit justiziel- 
len Zügen hat. Auf die ungarische Lösung hat sich das 
Dogma der Gewalteneinheit stärker hemmend ausge- 
wirkt, das es den Institutionen der Verfassungskon- 
trolle in beiden Ländern verwehrt, parlamentarische 
Gesetze und gesetzesähnliche Normen der obersten 
Präsidialorgane für nichtig zu erklären. Dies kann nur 
das Parlament selbst tun, obgleich im polnischen Sejm 
eine Va-Mehrheit erforderlich ist, wenn ein vom 
Verfassungsgerichtshof beanstandetes Gesetz trotz- 
dem aufrechterhalten werden soll. Die Feststellung 
der Verfassungswidrigkeit einer untergesetzlichen 
Rechtsnorm löst zunächst die Verpflichtung des 
rechtsetzenden Organs aus, innerhalb einer bestimm- 
ten Frist durch eine Änderung der Norm für die Besei- 
tigung der Verfassungswidrigkeit zu sorgen. Tut es 
dies nicht, so tritt die beanstandete Rechtsnorm in 
Polen nach drei Monaten automatisch außer Kraft, 
während in Ungarn keine vergleichbare Rechtswir- 
kung vorgesehen ist und die Angelegenheit nur durch 
ein Eingreifen der jeweils zuständigen Aufsichtsor- 
gane, letzüich des Parlaments bereinigt werden kann. 
Immerhin kann der ungarische Verfassungsrechtsrat, 
dessen Überprüfungskompetenz in gegenständlicher 
Hinsicht weiter reicht, das Rechtsetzungsorgan da- 
durch unter Zugzwang setzen, daß er die Rechtsnorm 
suspendiert. Dieses Instrument steht übrigens auch 
dem polnischen Verfassungsgerichtshof zur Verfü- 
gung. Die Aufgaben beider Kontrolleinrichtungen be- 
stehen primär in der abstrakten Nonnenkontrolle, 
doch gibt es auch Ansätze zu einer konkreten Nor- 
menkontrolle. Die Antragsbefugnis ist in beiden 
Ländern einem recht weiten Kreis von Staatsorganen, 
gesellschafthchen Organisationen und zentralen Be- 
rufs verbänden, nicht aber dem einzelnen Bürger ein- 
geräumt worden. Das Fehlen einer Verfassungsbe- 
schwerde scheint die Normenkontrolle als ein Mittel 
des individuellen Rechtsschutzes zu entwerten. Indes 
können sowohl der polnische Verfassungsgerichtshof 
als auch der ungarische Verfassungsrechtsrat von sich 
aus ein Kontrollverfahren einleiten, wobei den Anstoß 
hierzu auch die Eingabe eines Bürgers geben kann. 
Aus diesem Grunde haben es die beiden Kontrollein- 
richtungen weitgehend selbst in der Hand, die verfas- 
sungsrechtliche Normenkontrolle in den Dienst der 
Bürgerrechte zu stellen. 

In der bisherigen, freilich zeithch begrenzten Praxis 
zeigen sich zwischen beiden Ländern erhebhche Un- 
terschiede. Der erste ungarische Verfassungsrechtsrat 
beanstandete bald nach seiner Errichtung, Ende 1984 
zwei Rechtsverordnungen von größerem wirtschafts- 
und arbeitsmarktpolitischen Gewicht ^2) Sein im 
Sommer 1985 gewählter Nachfolger verhit sich dem- 
gegenüber unauffällig und bevorzugt ein stilles, infor- 
melles Wirken zum Zwecke der Rechtsbereinigung. 


Auf der anderen Seite sind vor dem polnischen Ver- 
fassungsgerichtshof schon mehrere Antragsverfahren 
eingeleitet worden, von denen in den ersten andert- 
halb Jahren acht eine förmhche Beendigung erfahren 
haben. In sechs Fällen wurde dem Antrag stattgege- 
ben und die Verfassungs- oder Gesetzeswidrigkeit 
von Rechtsver Ordnungen festgestellt ^3). In dem einzi- 
gen Fall, in dem die Verfassungsmäßigkeit eines 
förmlichen Gesetzes zur Debatte stand, wurde diese 
bejaht und ein Verfahren wurde eingestellt^^). Die 
Anfänge der polnischen Verfassungsgerichtsbarkeit 
sind durchaus ermutigende^). 


III. Bewertung 

Unter völkerrechtlichen Gesichtspunkten läßt sich die 

dargestellte Rechtslage folgendermaßen bewerten: 

— Der für eine Abwehr menschenrechtsverletzender 
Maßnahmen der öffentlichen Gewalt dem Einzel- 
nen zur Verfügung gestellte Rechtsschutz ent- 
spricht den Anforderungen des Art. 2 Abs. 3 IPBPR 
nur bedingt. Die ausnahmslose Versagung des 
Rechtsschutzes gegenüber Maßnahmen der kom- 
munistischen Partei ist gewiß zu beanstanden. Im 
Hinbhck auf Maßnahmen der Staatsgewalt und 
der mit hoheitlichen Befugnissen ausgestatteten 
gesellschaftlichen Organistionen (insb. Gewerk- 
schaften) dürften das Eingabenrecht, die meisten 
verwaltungsinternen Beschwerdemöglichkeiten 
und die Hoffnung, die Staatsanwaltschaft dazu 
veranlassen zu können, daß sie von ihren allgemei- 
nen Aufsichtsbefugnissen zum Schutze individuel- 
ler Rechtspositionen Gebrauch macht, insgesamt 
kaum den Kriterien eines wirksamen Beschwerde- 
systems entsprechen, mögen sie auch im übrigen 
nützliche Ergänzungsfunktionen erfüllen. Das 
wirksamste Beschwerdesystem stellt auch in völ- 
kerrechtlicher Sicht der gerichtliche Rechtsschutz 
dar, der in den einzelnen WP-Staaten zwar in sehr 
unterschiedhchem Umfang gewährt wird, aber ge- 
rade auf dem Gebiete der im IPBPR verbürgten 
Freiheitsrechte überall empfindliche Lücken auf- 
weist oder gar nicht vorhanden ist. Gegen Maß- 
nahmen militärischer und ziviler Behörden des 
Wehrwesens sowie der Staatssicherheitsorgane 
wird nirgends gerichtlicher Rechtsschutz gewährt, 
und im Bereiche des Polizeirechts ist der Rechts- 
weg in aller Regel ausgeschlossen. Bei allen Unzu- 
länglichkeiten im einzelnen ist aber Polen und Un- 
garn, aber auch Bulgarien und in bezug auf die 
allerjüngste Zeit der Sowjetunion zu bescheinigen, 
daß sie im Berichtszeitraum einige beachthche 
Schritte unternommen haben, um den gerichtli- 
chen Rechtsschutz auszubauen, wie es Art. 2 Abs. 3 
lit. b IPBPR von ihnen verlangt. Im Falle Polens gilt 
dies nicht nur im Hinblick auf den gerichtlichen 
Verwaltungsrechtsschutz, sondern auch bezüglich 
der Einführung einer Verfassungsgerichtsbarkeit, 
die mittelbar auch dem Schutz der Menschen- 
rechte zugute kommen kann. Auf der anderen 
Seite widerspricht die in Rumänien zu beobach- 
tende rückläufige Entwicklung der gerichthchen 
Rechtsschutzpraxis den Anforderungen des IPBPR. 
Eindeutig völkerrechtswidrig ist die Situation in 
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der DDR und der Tschechoslowakei, wo dem Bür- 
ger jeglicher gerichtliche Verwaltungsrechts- 
schutz verweigert wird und die politische Führung 
keinerlei Anzeichen dafür erkennen läßt, daß sie 
eine Veränderung herbeizuführen beabsich- 
tigt57). 

— Art. 9 Abs. 4 IPBPR gebietet den gerichtlichen 
Rechtsschutz bei Festnahme und Haft auch inso- 
fern, als derartige Eingriffe in die Freiheit der Per- 
son außerhalb eines Strafverfahrens erfolgen. Eine 
praktische Bedeutung kommt dieser Verpflichtung 
namentlich für die Ausgestaltung des Ordnungs- 
widrigkeitenverfahrens zu, in dem in den meisten 
WP- Ländern auch Haftstrafen verhängt werden 
können. Der Rechtsweg ist fast überall gegeben. 
Die einzige Ausnahme bildet Ungarn, wo die ge- 
richtliche Unanfechtbarkeit der von den Polizeibe- 
hörden zur Ahndung einer Ordnungswidrigkeit 
ausgesprochenen Haftstrafen gegen das Völker- 
recht verstößt. 

— Die Staatshaltung für rechtswidriges Verwaltungs- 
handeln ist vom Völkerrecht nicht geboten, wohl 
aber stellt sie eine kompensatorische Form des 
Rechtsschutzes dar, die im Gesamtzusammenhang 
des Art. 2 Abs. 3 IPBPR Beachtung verdient. Inso- 
fern ist positiv zu werten, daß die Staatshaftung in 
allen WP- Ländern anerkannt ist. Ihre Wirksamkeit 
mag allerdings für einige Länder angezweifelt 
werden. Bezüglich der DDR setzen die Zweifel 
schon bei der normativen Verfahrensgestaltung 
ein, da Staatshaftungsansprüche nicht gerichtlich 
durchsetzbar sind. In anderen Ländern — so na- 
mentlich in Rumänien und der Sowjetunion — 
werden die Zweifel durch Erkenntnisse über die 
Gerichtspraxis genährt. In Ermangelung einer ein- 
deutigen völkerrechtlichen Verpflichtung kann je- 
doch in keinem Fall eine Völkerrechtswidrigkeit 
festgestellt werden. 

— Eine völkerrechtlich gebotene Entschädigungs- 
pflicht besteht gemäß Art. 9 Abs. 5 IPBPR allein bei 
unrechtmäßiger Festnahme und Haft. Diesem Ge- 
bot entsprechen die nationalen Regelungen über 
die Entschädigung für eine unschuldig erlittene 
Untersuchungshaft oder Freiheitsstrafe in fast al- 
len Fällen; sie gehen sogar über das völkerrecht- 
lich gebotene Maß hinaus, indem sie die Rechts- 
widrigkeit des Freiheitsentzugs nicht als Voraus- 
setzung für einen Entschädigungsanspruch ver- 
langen. Die einzige Ausnahme bildet Bulgarien, 
wo neben der Rechtswidrigkeit auch ein Verschul- 
den des Staatsfunktionärs vorausgesetzt wird. Das 
Verschuldenserfordemis verstößt gegen Art. 9 
Abs. 5 IPBPR. Im übrigen ruft die Ausgestaltung 
des Verfahrens, in dem der Entschädigungsan- 
spruch geltend gemacht werden kann, in bezug 
auf die DDR, die Sowjetunion und Ungarn insofern 
gewisse völkerrechtliche Bedenken hervor, als 
eine gerichtliche Entscheidung nicht durchgängig 
gewährleistet ist. Es fragt sich, ob in den Fällen, in 
denen das Justizministerium oder die Staatsan- 
Wciltschaft endgültig über die Endschädigung ent- 
scheidet, von einem wirksamen Rechtsschutz im 
Sinne des Art. 2 Abs. 3 IPBPR gesprochen werden 
kann. 


Anmerkungen 

9 Diese Rechtspositionen gehen nach Art. 5 über die im IPBPR 
gewährleisteten Menschenrechte weit hinaus und umfassen 
u. a. auch das Eigentum, die Staatsangehörigkeit und zahl- 
reiche soziale Grundrechte. 

2) Vgl. z. B. Staatsrecht der DDR. Lehrbuch, 2. Aufl., Berlin 
(-Ost) 1984, S. 207 ff.; Sovetskoe gosudarstvennoe pravo (So- 
wjetisches Staatsrecht), Red.: S.S. Kravcuk, 2. Aufl., Moskau 
1985, S. 168 ff. 

3) Für einen Gesamtüberblick vgl. G. Brunner, Kontrolle in 
Deutschland, Köln 1972, S. 359 ff.; ders., Die Kontrolle über 
die Durchführung von Grundentscheidungen, in: B. Meiss- 
ner/G. Brunner (Hrsg.), Gruppentnteressen und Entschei- 
dungsprozeß in der Sowjetunion, Köln 1975, S. 91 ff. 

^) Nachweise bei C. H. Ule, Gesetzlichkeit in der Verwaltung 
durch Verwaltungsverfahren und gerichtliche Kontrolle in 
der DDR, DVBl. 1985, S. 1029 (1034 f.). Seither vor allem: W. 
Bemet/A. Schöwe/R. Schüler, Funktion, Gestaltung und 
Wirksamkeit von Verwaltungsverfahrensrecht in der DDR, 
StuR 1986, S. 612 ff. 

'’) Zu seiner Entwicklung vgl. H.-J, Kuss, Staatstheoretische 
Grundlagen und historische Entwicklung des gerichtüchen 
Verwaltungsrechtsschutzes in den soziahstischen Staaten, 
Diss. Berlin 1984. Zum gegenwärtigen Zustand (wenn auch 
mit einigen Ungenauigkeiten) vgl. H. Krüger, Die Funktion 
der Verwaltungs- und Verfassungsgerichtsbarkeit in eini- 
gen Staaten Osteuropas, DÖV 1986, S. 45 ff. Ältere Über- 
blicke: S. Lammich, Die gerichthche Kontrolle der Verwal- 
tungindensozialistischen Staaten, Verwaltungsarchiv 1973, 
S. 246 ff.; L. Schultz, Die gerichtliche Kontrolle von Verwal- 
tungsakten in den soziahstischen Staaten, ROW 1974, S. 241 
ff. 

9 Art. 98 Abs. 4, 99 Abs. 2 Verf. 1960 i. d. F. des Verfassungs- 
gesetzes vom 17.12.1969 (Sb. Nr. 155/1969). 

^) Zu den scheinbaren Ausnahmen vgl. G. Brunner, Einfüh- 
rung in das Recht der DDR, 2. Aufl., München 1979, S. 93. 

ö) Gesetz über das Hauptverwaltungsgericht vom 31.1.1980 
(Dz. U. 1980, Nr. 4, Pos. 8); deutsch: JOR, Bd. XXII/2 (1981), 
S. 483 ff. 

9) Bulgarien: Art. 33-45 VwVfG; Polen: Art. 196-216 
VwVfG. 

10) Rumänien: Gesetz Nr. 1/1967 betr. die gerichthche Prüfung 
von Klagen der durch rechtswidrige Verwaltungsakte in ih- 
ren Rechten Verletzten vom 26.7.1967 (BO I, Nr. 67/1967); 
deutsch: WGO 1967, S. 350 ff.; JOR Bd. VIII/2 (1967), S. 261 
ff.; UdSSR: Gesetz über das Verfahren der gerichtüchen 
Anfechtbarkeit rechtwidriger Handlungen von Amtsperso- 
nen, die die Rechte der Bürger verletzen, vom 30.6.1987 
(WS SSSR 1987, Nr. 26, Art. 388), geändert durch Gesetz v. 
20. 10. 1987 (WS SSSR 1987, Nr. 42, Art. 692). 

11) Vgl. B. Bytomski, Einführung des Hauptverwaltungsgerichts 
in der Volksrepubhk Polen, WGO 1 980, S. 55 ff. ; Z. Janowicz, 
Die Novellierung des Verwaltungsverfahrensgesetzbuches 
in Polen, Die Verwaltung 1981, S. 59 ff.; K.-J. Kuss, Polens 
Rückkehr zur Verwaltungsgerichtsbarkeit, JOR Bd. XXII/2 
(1981), S. 263 ff.; J. L^towski, Die Verwaltungsgerichtsbai- 
keit in Polen, ROW 1981, S. 241 ff.; E. Ochendowski, Allge- 
meine Verwaltungs gerichtsbar keit und ein neues Verwal- 
tungsverfahren in Polen, DÖV 1981, S. 167 ff.; M. Wyrzy- 
kowski. Die Problematik der Verwaltungsgerichtsbaikeit 
nach der NoveUierung des Verwaltungsverfahrensgesetzbu- 
ches in der Volksrepubhk Polen, AöR 1981, S. 93 ff. 

^2) Vgl. G. Brunner, Verwaltungsrechtspflege in Ungarn, in: 
Macht und Recht im kommunistischen Herrschaftssystem, 
Köln 1965, S. 19 ff.; ders., Die Verfassungsentwicklung in 
Ungarn seit der Verfassungsrevision von 1972, JÖR 1981 (NF 
Bd. 30), S. 279 (339 ff.); L. Szamel, Der gerichthche Rechts- 
schutz des Einzelnen gegenüber der vollziehenden Gewalt 
in Ungarn, in: Gerichts schütz gegen die Exekutive (hrsg. 
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vom Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches 
Recht und Völkerrecht), Heidelberg 1969, Bd. 2, S. 1097 ff. 

Polen: Art. 196 § 2 VwVfG; Ungarn: VO des Ministerrats Nr. 
63/1981. (XII.5.) MT über die gerichtlich überprüfbaren Ver- 
waltungsakte. Beide Kataloge sind nicht abschließend, und 
in Spezialgesetzen finden sich noch weitere Fallgruppen. 

K.-J. Kuss, Zensurrechtsprechung in der Volksrepublik Po- 
len, OE 1987, S. 195 ff. 

Die folgenden Daten entstammen den jeweiligen statisti- 
schen Jahrbüchern „Statisztikai fivkönyv“ bzw. „Rocznik 
Statystyczny “ . 

Vgl. G. Ginsburgs, Judicial Controls over Administrative 
Acts in the Soviel Union, OER 1968, S. 1 ff.; G. G. Smith, 
Judicial Review of Administrative Activity in the Soviel 
Union, OER 1978, S. 296 ff.; K.-J. Kuss, Der Verw altungs- 
rech tschutz des Bürgers in der Sowjetunion nach der Verfas- 
sungsreform von 1977, JORBd. XXII/1 (1981), S. 37 ff.; ders., 
Gerichtsverfahren zwischen Behörden und Bürgern in der 
Sowjetunion, AöR 1986, S. 128 ff. 

•’) Vgl. C. Schmidt, Gerichtliche Verwaltungskontrolle in der 
Sowjetunion auf dem Gebiet des Wohnungsrechts, OER 
1987, S. 1 ff. 

Vgl. K.-J. Kuss, Die sowjetische Diskussion um den gericht- 
lichen Verwaltungsrechtsschutz, Verwaltunqsarchiv 1986, 
S. 145 ff. 

19) Art. 1 Abs. 1 Gesetz vom 30.6.1987 (Anm. 10). 

20) Vgl. Z. Stalev, Die Verwaltungsgerichtsbarkeit in der Volks- 
republik Bulgarien, JOR Bd. XVI/2 (1975), S. 73 ff.; K. Laza- 
rov, Les competences du tribunal selon la nouvelle loi Bul- 
gare de procedure administrative, Annuaire de l'URSS 1981/ 
82, Paris 1983, S. 245 ff.; P. Leonhardt, Der Verwaltungs- 
rechtsschutz in Rumänien — nüt vergleichenden Hinweisen 
auf Bulgarien, JOR Bd. XXV (1984), S. 81 ff. 

21) Vgl. M. Cismarescu, Die gerichtliche Kontrolle der Verwal- 
tungsakte in der Sozialistischen Republik Rumänien, Mün- 
chen 1972; D. Rusu, Die Kontrolle der Gesetzmäßigkeit in 
der rumänischen Staatsverwaltung mit besonderer Bezug- 
nahme auf die von den rechtsprechenden Organen ausge- 
übte Kontrolle, Die Verwaltung 1974, S. 63 ff.; Leonhardt 
(Anm. 20) ; T. Dräganu/E. Pipemea, Le contröl juridictionnel 
d une demande relative ä droit et du silence de l administra- 
tion d'fitat en droit roumain, OER 1986, S. 188 ff. 

22) Bulgarien: Art. 33 VwVfG; Rumänien: Art. 1 Gesetz 
Nr. 1/1967 (Anm. 10). 

23) Bulgarien: Art. 3, 34 VwVfG; Rumänien: Art. 2, 14—16 Ge- 
setz Nr. 1/1967. 

24) Dies ist daraus zu schließen, daß etwa die Hälfte der in den 
Jahren 1968/87 veröffenthchten 105 Gerichtsentscheidun- 
gen in Verwaltungsrechtssachen derartige Klage ab Weisun- 
gen beinhalten. Eine Justizstatistik wird nicht veröffent- 
licht. 

25) Vor 1973 ging dem Vertrags Schluß zwar eine Zuteilungsver- 
fügungvoraus, doch wurde diese als bloße Wirksamkeitsvor- 
aussetzung des Mietvertrages angesehen, die gerichtlich 
nicht selbständig angefochten werden konnte. 

20) Die Wende wurde durch ein Urteil des Obersten Gerichts 
vom 19.1.1978 eingeleitet, durch das die Klage eines Studen- 
ten gegen seine Exmatrikulation mit der Begründung als 
unzulässig abgewiesen wurde, die Studienordnung der 
Hochschule sehe eine Beschwerde an das Ministerium für 
Erziehung und Unterricht vor, weshalb ein „jurisdiktionel- 
les" Verfahren gegeben sei (Culegere de decizii ale Tribu- 
nalului Suprem 1978, S. 299 f.). In diesem Sinne auch die 
späteren Urteüe vom 31.3.1979 (Revista Romänä de Drept 
1979, Nr. 10, S. 60) und vom 23.3.1986 (Revista Romänä de 
Drept 1987, Nr. 1, S. 63). 

22) Genauere statistische Angaben sind nur für die Jahre 1971/ 
74 zugänglich, die in einem Bericht des Obersten Gerichts 
enthalten sind; mitgeteilt bei I. Dermendziev, Problemi na 


administrativnoto pravorazdavane (Probleme der Verwal- 
tungsrechtsprechung), Sofia 1976, S. 251. Hiernach betrafen 
324 von 405 {= 80%) der im Berichtszeitraum beim Obersten 
Gericht anhängigen Verwaltungsrechtssachen Zuzugsge- 
nehmigungen. Für 1976/77 machte der bulgarische Vertre- 
ter am 25.4.1979 vor dem VN-Menschenrechtsausschuß ei- 
nige Angaben (CCPR/C/SR. 133, S. 8, Nr. 30). 

28) Im Zeitraum 1971/74 erließ das Oberste Gericht 276 Ent- 
scheidungen in Verwaltungsrechtssachen; in 166 Fällen 
(= 60%) wurde der Klage stattgegeben (Dermendäev /Anm. 
27/, S. 251). Die Erfolgsquote soll 1976 30% und 1977 49% 
betragen haben (CCPR/C/SR. 133, S. 8, Nr. 30). 

29) I. Dermendüev, Administrativen proces na NRB {Verwal- 
tungsprozeß der VRB), Sofia 1981, S. 121. Freilich kann das 
Gericht in diesen Fällen vielfach keine Sachentscheidung 
treffen, so daß dem Kläger mit der Verpflichtung der Ver- 
waltungsbehörde zum Tätigwerden nur bedingt geholfen 
ist, zumal die Rechtsprechung meistens davon ausgeht, daß 
der Antragsteller bei Versagung der Zuzugsgenehmigung 
wohl in seinen rechtlich geschützten Interessen betroffen 
und folglich klagebefugt sei, aber keinen Anspruch auf Er- 
teilung der Zuzugsgenehmigung habe. 

30) Gerichtlich anfechtbar sind die Feststellung des Zollwertes 
von Waren (§ 112 ZollG vom 24.3.1974; Sb. Nr. 44/1974) und 
die Einweisung von Geisteskranken in Heilanstalten {§ 24 
Abs. 4 Gesetz über das Gesundheitswesen vom 17.2.1966; 
Sb. Nr. 20/1966). Letzere Entscheidung ist in der DDR dem 
Gericht Vorbehalten, wenn der Anstaltsaufenthalt länger 
als 6 Wochen dauern soll (§11 Gesetz über die Einweisung 
in stationäre Einrichtungen für psychisch Kranke vom 
11.6.1968; GBl. I S. 273). Die vorläufige Einweisung durch 
den Kreisarzt ist gerichtlich nicht anfechtbar. 

31) Vgl. A. Bilittsky, Das sowjetische Verwaltungsstrafrecht mit 
einem Überblick über das Recht anderer Ostblockstaaten, 
JOR Bd. XIX/1 (1978), S. 9 ff.; S. Lammich, Grundzüge des 
Übertretungsrechts in den sozialistischen Staaten, ROW 
1980, S. 93 ff. 

32) Tatsächhch sind 4 — 5% der ausgeworfenen Ordnungsstra- 
fen Haftstrafen; in absoluten Zahlen sind dies 12—17 000 pro 
Jahr (Statisztikai ^vkönyv 1985, S. 328). 

33) Für eine Gesamtübersicht vgl. den inzwischen freilich zum 
Teil überholten Sammelband: D. D. Barry (ed.). Governmen- 
tal Tort Liability, Leiden 1970. 

34) Art. 89 i. V. m. Art. 88 Grundlagen der Zivilgesetzgebung 
der UdSSR und der Unionsrepubliken vom 8.12.1961 (WS 
SSSR 1961, Nr. 50, Art. 525). Entsprechende Regelungen 
enthalten die Zivilgesetzbücher der einzelnen Unionsrepu- 
bliken, z. B. Art. 446 i. V. m. Art. 444-445 ZGB RSFSR vom 
11.6.1964 (WS RSFSR 1964, Nr. 24, Art. 406). Vgl. D. Barry, 
in: Barry (Anm. 33), S. 21 ff.; Kuss (Anm. 16), S. 149 ff. 

35) § 349 ZGB = Gesetz Nr. IV/1959 i. d. F. der Bekanntma- 
chung des Gesetzes Nr. IV/ 197 7. Vgl. Z. Szirmair Hungary, 
in: Barry (Anm. 33), S. 197 ff.; G. Brunner, Die Staatshaltung 
in Ungarn, JOR Bd. VI/1 (1965), S. 91 ff.; ders., Neuregelung 
der Amtshaftung in Ungarn, in; K. Westen/B. Meissner/F.- 
Chr. Schroeder (Hrsg.), Der Schutz individueller Rechte und 
Interessen im Recht sozialistischer Staaten, Berlin(-West) 
1980, S. 103 ff. 

36) Art. 417-420 ZGB vom 23.4.1964 (Dz. U. 1964, Nr. 16, 
Pos. 93). Vgl. T. Wyrwa, Poland, in: Barry (Anm. 33), S. 229 
ff,; W. Wagner, Neuere Entwicklungen der staathchen Scha- 
denshaftung in Polen, OER 1974, S. 31 ff.; A. Kubas, Die 
Haftung des Staates für die von staatlichen Funktionären 
verursachten Schäden in Polen, JOR Bd. XVIII (1977), 
S. 143 ff. - 

3’) Gesetz zur Regelung der Staatshaltung in der DDR — Staats- 
haftungsG vom 12.5.1969 (GBl. I S. 34). Vgl. K. Westen, Das 
Staatshaftungsgestz der DDR, ROW 1971, S. 105 ff.; Brunner 
(Anm, 7), S. 95; S. Mampel, Die sozialistische Verfassung der 
DDR. Kommentar, 2. Aufl., Frankfurt/M, 1982, Komm, zu 
Art. 104. 
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38) Gesetz vom 5.6.1969 über die Verantwortung für Schäden, 
die durch die Entscheidung eines Staatsorgans oder eine 
unrichtige Amtshandlung entstehen (Sb. Nr. 58/1969). Vgl. 
Th. J. Vondräcek, Czechoslovakia, in: Barry (Anm. 33), 
S. 109 ff.; J. Pokstefl, Der soziale Wandel in der C^SSR und 
sein Reflex auf das politische Verfassungssystem, Marburg 
1984, S. 351 ff. 

38) Art. 45 ff. Gesetz über Schul dverhältiüsse und Verträge vom 
3.11.1950 (DV Nr. 275/1950). Vgl. I. Sipkov, Bulgaria, in: 
Barry (Anm. 33), S. 79 ff. 

40) Art. 1, 17 Gesetz Nr. 1/1967 (Anm. 10). Vgl. V. Venlamin, 
Romania, in: Barry (Anm. 33), S. 257 ff. 

41) Es ist nur eine, zudem ältere und im Schrifttum unterschied- 
üch aufgenommene Entscheidung eines Mittel gerichts be- 
kannt geworden, das die zivilrech thche Begründung schon 
für den Fall favorisiert, daß der Schadensersatzanspruch 
ohne gleichzeitige Anfechtungsklage geltend gemacht wird: 
Urteil des Komitatsgerichts Arad vom 18.9.1969 (Revista Ro- 
mänä de Drept 1971, Nr. 3, S. 108 ff.). Vgl. hierzu Leonhardt 
(Anm. 20), S. 97. 

42) DDR: §§ 369-376 StPO vom 12.1.1968 (GBl. I S. 49) i. d. F. 
der Bekanntmachung vom 19.12.1974 (GBl. I 1975, S. 61); 
Polen: Art. 487-497 StPO vom 19.4.1969 (Dz. U. 1969, Nr. 
13, Pos. 96); Rumänien: Art. 504 — 507 StPO vom 12.11.1968 
(BO I, Nr. 145-146/1968) i. d. F. der Bekanntmachung vom 
26.4.1973 (BO I, Nr. 58-59/1973); Ungarn: §§383-386 
StPO (Gesetz Nr. 1/1973). 

43) Insb. §§5—8 Gesetz vom 5.6.1969 (Anm. 38). 

44) Art. 2—4 Erlaß des Präsidiums des Obersten Sowjets der 
UdSSR vom 18.5.1981 über den Ersatz des Schadens, der 
einem Bürger durch rechtsiAddrige Handlungen staathcher 
und gesellschafthcher Organisationen sowie von Amtsperso- 
nen in Ausübung ihrer Dienstpfhchten zugefügt worden ist, 
in Verbindung mit der „Ordnung über das Verfahren zum 
Ersatz des Schadens, der einem Bürger durch rechtswidrige 
Handlungen der Ermittlungs- und Untersuchungsorgane, 
der Staatsanwaltschaft und des Gerichts zugefügt worden 
ist" (WS SSSR 1981, Nr. 21, Art. 741). Deutsch: JOR Bd. 
XXII/1 (1981), S. 235 ff.; WGO 1981, S. 281 ff. Vgl. H. Janus, 
Zur Teilregelung der Staatshaltung in der Sowjetunion, 
WGO 1981, S. 275 ff. 

45) Für einschlägige Analysen monographischen Charakters 
vgl. G. G. Morgan, The Protests and Representations Lodged 
by the Procuracy against the Legahty of Governmental 
Enactments 1937 — 1964, Leiden 1966, S. 193 ff.; G.B. Smith, 
The Soviet Procuracy and the Supervision of Administration, 
Alphen aan den Rijn 1978; D. Stenda, Die Gesetzhchkeits- 
auf sicht der Staatsanwaltschaft in der DDR, Diss. Würzburg 
1976. 

48) In diese Richtung weisen der ZK-Beschluß vom 4.6.1987 
„über Maßnahmen zur Erhöhung der Rolle der staatsanwalt- 
schafthchen Aufsicht bei der Stärkung der soziahstischen 
Gesetzhchkeit und der Rechtsordnung" (Pravda vom 
19.6.1987) und die nachfolgende Änderung des Staatsan- 
waltschaftsG durch Erlaß des Präsidiums des Obersten So- 
wjets der UdSSR vom 16.6.1987 (WS SSSR 1987, Nr. 25, Art. 
349). 

47) Dies gilt jedenfalls für Bulgarien, Polen, Rumänien, die So- 
wjetunion und Ungarn. 

48) Vergleichender Überbhck bei K.-J. Kuss, Der polnische Ver- 
fassungsgerichtshof im Vergleich mit dem ungarischen Ver- 


fassungsrat, JOR Bd. XXVTI/1 (1986), S., 47 ff.; F. Majoros, 
Der ungarische Verfassungsrechtliche Rat und das polni- 
sche Verfassungstribunal im Vergleich, Berichte BlOst 
Nr. 18/1987. 

49) Art. 86— 191-VerfassungsG vom 27.10.1968 über die tsche- 
choslowakische Föderation (Sb. Nr. 143/1968). 

50) § 21 Abs. 3, Abs. 4 Verf., eingefügt durch Gesetz Nr. 11/1983; 
Gesetz Nr. 1/1984 über den Verfassungsrechtsrat (deutscher 
Text in: JOR Bd. XXVII/1 (1986), S. 233 ff.); §§ 56-62 Ge- 
schäftsO Parlament, eingefügt durch Parlamentsbeschluß 
Nr. 9/1980—85. Vgl. G. Räcz, Einführung der verfassungs- 
rechtlichen Normenkontrolle in Ungarn, JZ 1984, S. 879 ff.; 
G. Brunner, Hongrie, in: Annuaire Europöen d' Administra- 
tion Pubhque 1984, Paris 1985, S. 663 (671 ff.); Kuss (Anm. 
48), S. 58 ff. 

51) Art. 33a Verf., eingefügt durch Gesetz vom 26.3.1982 (Dz. U. 
1982, Nr. 11, Pos. 83); Gesetz über den Verfassungsgerichts- 
hof vom 29.4.1985 (Dz. U. 1985, Nr. 22, Pos. 98; deutsch: 
WGO 1984/85, S. 177 ff.; JOR Bd. XXVlI/1 (1986), S. 221 ff.; 
AöR 1987, S. 118 ff.). Vgl. A. Remin, Das polnische Verfas- 
sun^ribunal, WGO 1984/85, S. 165 ff.; P. Samecki, Pro- 
bleme der Verfassungsgerichtsbarkeit in Polen, Der Staat 
1985, S. 201 ff.; L. Garlicki, Der polnische Verfassungsge- 
richtshof in rechts vergleichender Sicht, OER 1986, S. 1 ff.; K. 
Dzialocha, Der Verfassungsgerichtshof der Volksrepubhk 
Polen, OER 1986, S. 13 ff.; J. Stembrowicz, Prämissen zur 
Gründung des Verfassungsgerichtshofes, OER 1986, S. 28 
ff.; Kuss (Anm. 48), S. 58 ff.; M. Wyrzykowski, Der Ver- 
fassungsgerichtshof der Volksrepubhk Polen, AöR 1987, 
S. 93ff. 

52) Nöpszabadsäg vom 8.12.1984. 

53) Entscheidungen vom 28.5.1986 (Diariusz Sejmowy Nr. 
6/1986), vom 16.6.1986 (DS Nr. 8/1986), vom 20.10.1986 (DS 
Nr. 10/1986), vom 29.10.1986 (DS Nr. 10/1986), vom 
5.11.1986 (DS Nr. 11/1986) und vom 3.3.1987 (DS Nr. 
3/1987). 

54) Entscheidung vom 14.7.1986 (DS Nr. 8/1986). 

55) Entscheidung vom 3.12.1986 (DS Nr. 1/1987). 

56) Unter dem Aspekt der Menschenrechte ist insbesondere die 
Entscheidung vom 3.3.1987 (DS Nr. 3/1987) erwähnenswert, 
durch die Bestimmungen von Rechtsverordnungen für ver- 
fassungswidrig erklärt wurden, die Kriterien über die Zulas- 
sung zum Hochschulstudium festlegten und dabei einen 
Geschlechtsanteil vorschrieben (Medizin: je 50% Frauen 
und Männer; Zahnmedizin: 70% Frauen, 30% Männer). Der 
Präsident des Hauptverwaltungsgerichts, der den Normen- 
kontrollantrag stellte, machte u. a. einen Verstoß dieser Re- 
gelung gegen Art. 26 IPBPR (allgemeiner Gleichheitssatz), 
Art. 13 IPWSKR (Recht auf Bildung) und Art. 10 des Überein- 
kommens zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung 
der Frau vom 1.3.1980 (Gleichberechtigung der Frau im Bil- 
dungsbereich) geltend. In der Urteilsbegründung wurde auf 
diese Konventionen nur — aber immerhin doch — hingewie- 
sen, ohne auf ihren Stellenwert in der polnischen Rechtsord- 
nung einzugehen. 

57) Der gerichthche Rechtsschutz, der in der Tschechoslowakei 
auf dem Gebiete der Sozialversicherung partiell besteht, 
bezieht sich auf ein soziales Menschenrecht (Art. 9 IPWSKR), 
das außerhalb des Schutzbereichs von Art. 2 Abs. 3 IPBPR 
hegt. 
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I. Grundsatzprobleme 

1. Der völkerrechtliche Rahmen 

Der völkerrechtliche Schutz der Menschenrechte hat 
seit 1945 große Fortschritte gemacht und vor allem 
dank der Bemühungen im Rahmen der Vereinten Na- 
tionen eine universelle Dimension angenommen. Es 
sind zahlreiche völkerrechtliche Verträge menschen- 
rechtlichen Inhalts zustande gekommen, die die Ver- 
tragsparteien zu bestimmten Verhaltensweisen ver- 
pflichten. Die Staaten des Warschauer Paktes sind an 
den meisten universellen Menschenrechtsvereinba- 
rungen beteiligt, mögen sie auch — im Gegensatz zu 
Westeuropa, Lateinamerika und Afrika — ein regio- 
nales System zum Schutze der Menschenrechte we- 
der hervorgebracht haben noch ins Auge fassen. Von 
den völkerrechtlichen Verträgen, an die die WP- Staa- 
ten gebunden sind, kommt dem am 23.3.1976 in Kraft 
getretenen „Internationalen Pakt über bürgerliche 
und politische Rechte" vom 19.12.1966 (IPBPR) die 
größte Bedeutung zu; er verpflichtet die Paktstaaten, 
zahlreiche Menschenrechte zu gewährleisten und 
Eingriffe in sie zu unterlassen. Der am 3.1.1976 in 
Kraft getretene „Internationale Pakt über wirtschaftli- 
che, soziale und kulturelle Rechte" vom selben Tag 
(IPWSKR) enthält hingegen Gebotsnormen, die von 
den Paktstaaten Anstrengungen zur Verwirklichung 
der in ihm genannten Menschenrechte verlangen. 
Von erheblicher Bedeutung ist auch die bereits am 
4.1.1969 in Kraft getretene „Konvention zur Beseiti- 
gung jeder Form von Rassendiskriminierung" vom 
7.3.1966, da sie auf dem Gebiete aller Menschen- 
rechte eine Bevorzugung oder Benachteiligung auch 
nach Kriterien der Abstammung, des nationalen Ur- 
sprungs oder des Volkstums verbietet. Zu den sich aus 
diesen und anderen Abkommen ergebenden ver- 
tragsrechtlichen Regelungen treten die Normen des 
Völkergewohnheitsrechts und die allgemein aner- 
kannten Rechtsgrundsätze hinzu, aus denen sich ein 
menschenrechtlicher Mindeststandard ableiten läßt, 
der für alle Staaten verbindlich ist. 

Neben den Bestimmungen des Völkerrechts sollen für 
das menschenrechtliche Verhalten der WP-Staaten 
auch politische Abreden richtungsweisend sein, die 
im Verlaufe des KSZE-Prozesses getroffen worden 
sind. Sie betreffen vor allem die Freizügigkeit, Ehe 
und Familie („menschliche Kontakte") sowie die In- 
formationsfreiheit und bringen darüber hinaus gene- 
rell die Überzeugung der beteiligten Staaten zum 
Ausdruck, daß die Achtung der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten ein über die Staatsgrenzen hinweg 
geltendes Prinzip in ihren gegenseitigen Beziehun- 
gen sein soll. 


2. Menschenrechtskonzeptionen und 
völkerrechtliche Verpflichtungen 

Die Vorstellung von Menschenrechten ist mit der mar- 
xistisch-leninistischen Systemideologie der WP-Staa- 
ten an sich unvereinbar. Diese leugnet nämlich die 
Existenz von angeborenen, vorstaatlichen und unver- 
äußerlichen Rechten und behauptet die historische, 


gesellschaftlich-ökonomische und klassenmäßige Be- 
dingtheit aller Grundrechte, die nur der Staat seinen 
Bürgern gewähren könne. Des weiteren geht sie da- 
von aus, daß für eine sozialistische Gesellschaftsord- 
nung eine grundsätzliche Übereinstimmung gesell- 
schaftlicher und individueller Interessen charakteri- 
stisch sei. Die kommunistische Verfassungs- und 
Rechtslehre konkretisiert die materialistisch-kollekti- 
vistische Grundposition, indem sie die Einheit von 
Grundrechten und Grundpflichten behauptet, die 
Umdeutung der Bürgerrechte von Abwehrrechten in 
Mitgestaltungsrechte favorisiert und diese unter 
einen unbedingten Gemeinschaftsvorbehalt stellt. 
Diese Thesen haben auch in die Texte der Verfassun- 
gen der WP-Staaten in unterschiedlichen Wendungen 
Eingang gefunden. Eine Grundrechtsausübung ist 
nur in Übereinstimmimg mit den staatlichen und ge- 
sellschaftlichen Interessen zulässig, die von der herr- 
schenden kommunistischen Partei kraft ihres ideolo- 
gischen Erkenntnis- und politischen Führungsmono- 
pols bestimmt werden. In der Praxis kann dieser Rah- 
men je nach politischer Opportunität erweitert oder 
eingeengt werden. Die Grundrechtskataloge haben 
im Zuge der Anfang der 60er Jahre einsetzenden Ver- 
fassungsreformen zwar eine Aufwertung und länder- 
spezifische Schattierungen erfahren, aber sie halten 
an dem überkommenen Wertungsschema fest, nach 
dem die sozial -ökonomischen und kulturellen Grund- 
rechte vor den persönlichen Freiheitsrechten rangie- 
ren. Die politischen Mitwirkungsrechte werden stär- 
ker als früher betont. Alle Kataloge schließen mit 
GrundpfMchten. Im Vergleich mit den Menschen- 
rechtspakten fällt auf, daß die innerstaatliche Freizü- 
gigkeit nur ausnahmsweise und die Ausreisefreiheit 
nirgends als Bürgerrecht garantiert wird. 

Auf der völkerrechtlichen Ebene sind die WP-Staaten 
mit Hilfe einer recht komplexen Argumentation be- 
strebt, ihre Grundrechtskonzeption als völkerrechts- 
konform hinzustellen, den Gehalt der Menschen- 
rechtspakte auf eine allgemeine Pfhcht zur internatio- 
nalen Zusammenarbeit mit dem Ziel der Förderung 
der Menschenrechte zu reduzieren und die konkrete 
Verwirklichung der Menschenrechte als ausschließ- 
lich innerstaatliche Angelegenheit erscheinen zu las- 
sen. Diese Auffassung ist unhaltbar. Die Menschen- 
rechtspakte gehen von der Unveräußerlichkeit der 
Menschenrechte aus, die sich aus der dem Menschen 
innewohnenden Würde herleiten. Namentlich im Mit- 
telpunkt des IPBPR steht der Schutz des Individuums, 
dessen Freiheit gegen Gefährdungen durch die 
Staatsgewalt gesichert werden soll und keinerlei ge- 
nerellem Gemeinschaftsvorbehalt unterliegt. Jenseits 
aller ideologischen und gesellschaftlich-politischen 
Systemunterschiede sind die Paktstaaten verpflichtet, 
die im einzelnen ausformulierten Menschenrechte zu 
achten. Diese völkerrechtliche Verpflichtung kann 
von den übrigen Paktstaaten unabhängig davon ein- 
gefordert werden, ob sich der Einzelne gegenüber sei- 
nem Staat unmittelbar auf eine Paktbestimmung be- 
rufen kann. Letztere Frage ist hinsichtlich des IPBPR 
wohl zu bejahen, wird aber von den WP-Staaten ver- 
neint. Obwohl die verfassungsrechtliche Lage viel- 
fach nicht eindeutig ist, kann eine Transformation des 
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IPBPR in innerstaatliches Recht wahrscheinlich nur 
für Ungarn angenommen werden. 


3. Einschränkungen von Menschenrechten 

Anders als Art. 4 IPWSKR, der mit Blick auf das Ge- 
meinschaftsinteresse einen allgemeinen Gesetzesvor- 
behalt enthält, ist für den IPBPR die Technik der Ein- 
zelvorbehalte charakteristisch: Einschränkungen der 
von ihm verbürgten Menschenrechte sind nur unter 
den im jeweiligen Artikel genannten Voraussetzun- 
gen zulässig. Diese Voraussetzungen sind in materiel- 
ler Hinsicht gewiß vielfach recht weit und unbe- 
stimmt, wobei namentlich der häufig verwendete Be- 
griff der „öffentlichen Ordnung" (ordre public) unter- 
schiedlichen Auslegungen zugänghch ist. Gleichwohl 
sind die Einschränkungsmöghchkeiten nicht beliebig 
und dürfen nicht so weit gehen, daß die Einschrän- 
kung die Regel und die Menschenrechtsausübung die 
Ausnahme wird. In formeller Hinsicht wird durchweg 
erfordert, daß die Einschränkung „gesetzlich" (by 
law) vorgesehen werden muß. Auch wenn man nicht 
unbedingt ein förmliches Parlamentsgesetz wird ver- 
langen können, so ist doch eine in gehöriger Weise 
publizierte und inhaltlich bestimmte Rechtsnorm er- 
forderlich, die jedermann die Kenntnisnahme dessen 
ermöglicht, was verboten und was erlaubt ist. 

In diesem Punkte entsprechen die Rechtsordnungen 
aller WP- Staaten nicht dem formalen Mindeststan- 
dard der Menchenrechtspakte. Noch nicht zu bean- 
standen ist die Abwesenheit eines parlamentarischen, 
Gesetzgebungsmonopols im materiellen Sinne, die 
zur Folge hat, daß weitaus mehr Menschenrechtsein- 
schränkungen von der Exekutive auf dem Verord- 
nungswege vorgenommen werden als durch den par- 
lamentarischen Gesetzgeber. Völkerrechtswidrig ist 
erst die Praxis, daß die Einschränkungen tatbestands- 
mäßig so unbestimmt formuliert sind, daß die Ver- 
wirklichung des jeweiligen Menschenrechts praktisch 
dem freien Ermessen der Verwaltungsbehörden über- 
antwortet wird. Es kommt hinzu, daß die Ausübung 
des Verwaltungsermessens — teilweise ohne jegliche 
Rechtsgrundlage — durch unveröffentlichte Verwal- 
tungsvorschriften und Weisungen gesteuert wird und 
folglich die dem Bürger zugänghchen Rechtsvor- 
schriften keinerlei oder doch nur eine völlig unzuläng- 
liche Auskunft über das tatsächüche Ausmaß der 
praktizierten Menschenrechtsbeschränkungen ge- 
ben. Diese völkerrechtswidrige Praxis vollzieht sich in 
den einzelnen Ländern in unterschiedlichen Dimen- 
sionen (im größten Umfang vermutlich in der Sowjet- 
union) und betrifft vor allem diejenigen Freiheits- 
rechte, die zu politischen Zwecken gebraucht werden 
können. 

Bestimmte Menschenrechte können gemäß Art. 4 
IPBPR im Falle eines „öffentlichen Notstandes" unter 
gewissen Voraussetzungen und unter Beachtung des 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes außer Kraft gesetzt 
werden. Aktuell wurde diese außerordentliche Ein- 
schränkungsmöglichkeit beim Kriegszustand in Po- 
len, über dessen Verhängung im Dezember 1981, Ein- 
schränkung im Dezember 1982 und Aufhebung im 
Juli 1983 der Generalsekretär der Vereinten Nationen 


in korrekter Weise informiert wurde. Unbeschadet der 
schwer zu beantwortenden Frage, ob die praktische 
Handhabung des Kriegsrechts und die einzelnen 
Menschenrechtseingriffe durchweg am Gebot der 
Verhältnismäßigkeit orientiert waren, läßt sich ein ge- 
nereller Mißbrauch der völkerrechtlich zulässigen 
Notstandsbefugnis nicht feststellen. Es steht auf ei- 
nem anderen Blatt, daß die Ausrufung des Kriegszu- 
standes und die Suspendierung von Grundrechten 
gegen polnisches Verfassungsrecht verstießen. 


4. Verfahrensmäßige Sicherungen der 
Menschenrechte 


Pa sich die WP- Staaten weder dem nach Art. 4 1 IPBPR 
möglichen Verfahren der Staatenbeschwerde noch 
dem im Fakultativprotokoll zum IPBPR und in Art. 14 
der Rassendiskrinünierungskonvention vorgesehe- 
nen Verfahren der Individualbeschwerde unterwor- 
fen haben und die übrigen Besch werde verfahren im 
Rahmen der Vereinten Nationen für die WP- Staaten 
bislang von geringer Bedeutung gewesen sind, blei- 
ben auf der völkerrechtlichen Ebene die nach allen 
drei Konventionen (IPBPR, IPWSKR, Rassendiskrimi- 
nierungskonvention) obligatorischen Berichtsverfah- 
ren die wichtigsten institutioneilen Vorkehrungen zur 
Überwachung eines menschenrechtskonformen Ver- 
haltens der Paktstaaten. Aber auch das Berichtsver- 
fahren nach dem IPBPR vor dem Menschenrechtsaus- 
schuß, das die vergleichweise größte praktische Be- 
deutung erlangt hat, ist in seiner Wirksamkeit äußerst 
beschränkt. Die WP-Staaten haben in den Jahren 
1977/79 ihre Erstberichte und in der ersten Hälfte der 
80er Jahre — mit Ausnahme Bulgariens und Rumä- 
niens — einen Nachfolgebericht vorgelegt. Während 
der mündlichen Erörterung ihres Berichts sahen sich 
die Regierungsvertreter nüt zum Teil sehr kritischen 
Fragen einzelner Ausschußmitglieder konfrontiert. 
Bei allen Unterschieden im Berichts- und Antwortver- 
halten der einzelnen WP-Staaten ist hierfür die gene- 
relle Tendenz charakteristisch, an der Behauptung 
eines paktkonformen Verhaltens ohne Zugeständ- 
nisse festzuhalten, die Darstellung der Menschen- 
rechtssituation ganz überwiegend auf die normative 
Ebene zu beschränken, die Verwaltungs- und Voll- 
zugsrealität auszublenden und kritische Fragen ent- 
weder unter Hinweis auf die unter schiedhchen 
Menschenrechtskonzeptionen zu unterlaufen oder 
schlechthin zu ignorieren. 

Im innerstaatlichen Bereich ist ein spezifischer Grund- 
rechtsschutz unbekannt. Der Einzelne könnte nur den 
Versuch unternehmen, im Rahmen der in den einzel- 
nen WP-Staaten in sehr unterschiedlichem Umfang 
vorhandenen Möglichkeiten eines Rechtsschutzes ge- 
genüber der öffentlichen Gewalt mit der Behauptung 
einer Grundrechtsverletzrmg Gehör zu finden. Seine 
Erfolgschancen wären nünimal. In der Gerichts- und 
Verwaltungspraxis spielen weder die völkerrechtlich 
garantierten Menschenrechte noch die verfassungs- 
rechtlich gewährten Bürgerrechte eine rechtserhebli- 
che Rolle. 
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II. Einzelne Menschenrechte 

1. Allgemeines 

Die Lage im jeweiligen Schutzbereich der ausgewähl- 
ten neun Menschenrechte und Menschenrechtskom- 
plexe stellt sich zwar unterschiedlich dar, ist aber ins- 
gesamt unbefriedigend. Die Einzelheiten ihrer völker- 
rechtlichen Einschätzung können in den einzelnen 
Abschnitten des Kapitels IV. unter dem Gliederungs- 
punkt „Bewertung" nachgelesen werden. Bei einer 
Gesamtschau fällt auf, daß die Völkerrechtsverstöße 
um so stärker zunehmen, je mehr die freie Ausübung 
des Menschenrechts den Bestand einer kommunisti- 
schen Einparteiherrschaft und deren Systemideologie 
gefährden könnte. Umgekehrt ruft ^e menschen- 
rechtliche Lage um so weniger völkerrechtliche Be- 
denken hervor, je mehr das Menschenrecht einen rein 
persönlichen Lebensbereich zu schützen berufen ist. 
Die potentielle politische Relevanz des jeweiligen 
Menschenrechts und nicht seine völkerrechtliche 
Normierung ist das Kriterium, an dem das Verhalten 
der WP-Staaten hauptsächlich orientiert ist. Aller- 
dings stellt sich die politische Relevanz einiger Men- 
schenrechte in den einzelnen WP-Staaten aus landes- 
spezifischen Gründen unterschiedlich dar. Dies macht 
manchmal auch eine tendenzielle Gesamtbewertung 
unmöglich und zwingt von vornherein zu einer län- 
dermäßigen Differenzierung. 


2. Wahlrecht 

Das Wahlrecht ist das einzige Menschenrecht, das von 
Natur aus ausschließlich auf einen politischen Zweck 
angelegt ist, nämlich auf die individuelle Entschei- 
dung zwischen progammatischen und persönlichen 
Alternativen bei der Bestellung der Volksvertreter. In 
Ermangelung derartiger Alternativen handelt es sich 
schon begrifflich nicht um „echte" Wahlen, zu deren 
Abhaltung die WP-Staaten gemäß Art. 25 lit. b IPBPR 
verpflichtet sind. Da eine Alternative zum Programm 
der herrschenden kommunistischen Partei in keinem 
WP- Staat vorhanden ist und erste Ansätze zu einer 
personellen Alternative nur in Ungarn erkennbar 
sind, wird das Wahlrecht den Bürgern aller WP-Staa- 
ten in völkerrechtswidriger Weise vorenthalten. Die 
bis auf Ungarn regelmäßigen Verstöße gegen das Ge- 
bot der geheimen Stimmabgabe, durch die allein 
schon die freie Äußerung des Wählerwillens beein- 
trächtigt wird, stellen weitere Verletzungen des Art. 
25 lit. b dar. Daß die gesetzliche Ausgestaltung des 
aktiven Wahlrechts den Grundsätzen der Allgemein- 
heit und der Gleichheit entspricht und das Gebot der 
Periodizität der Parlamentswahlen von geringen Aus- 
nahmen abgesehen (Bulgarien 1970/71, Polen 1984/ 
85) beachtet wird, ist unter diesen Umständen prak- 
tisch belanglos. 


3. Melnungs- und Informationsfreiheit 

Die in Art. 19 IPBPR umfassend geschützte und durch 
zahlreiche internationale Vereinbarungen zur Förde- 
rung des freien grenzüberschreitenden Informations- 
flusses zusätzlich gestärkte Meinungs- und Informa- 


tionsfreiheit wird von den WP-Staaten fast ausschließ- 
lich in ihrer politischen Funktionalität gesehen. Ihre 
Ausübung steht unter dem politisch-ideologischen 
Generalvorbehalt der von der kommunistischen Par- 
tei konkretisierten gesellschaftlichen Zweckbestim- 
mung. Dieser Vorbehalt erfährt in differenzierter 
Weise eine institutioneile Absicherung. Das gesamte 
Medienwesen wird in öffentlicher Regie betrieben, 
d. h. die Trägerschaft von Presse, Rundfunk, Fernse- 
hen und Nachrichtenagenturen ist planmäßig auf Par- 
tei, Staat und gesellschaftliche Organisationen auf ge- 
teilt und Einzelpersonen sowie privaten Vereinigun- 
gen prinzipiell nicht zugänglich. Sofern die Pressege- 
setze eine private Herausgeber- und Verlegertätig- 
keit möglich erscheinen lassen, ist diese von einer 
staatlichen Genehmigung abhängig, deren Erteilung 
im freien Ermessen der Behörden steht. Die inhaltli- 
che Systemkonformität wird durch einen differenzier- 
ten Kontrollmechanismus gesichert, dessen institutio- 
neile Ausgestaltung und praktische Handhabung 
länderspezifische Unterschiede mit der Folge aufwei- 
sen, daß die Bandbreite der zugelassenen Meinungs- 
äußerungen zum Teil erheblich variiert. Die Selbst- 
zensur der in einem strengen Selektionsverfahren zu- 
gelassenen Journalisten und die letztinstanzhche An- 
leitung des gesamten Medienwesens durch die zu- 
ständigen Parteiorgane sind die Grundpfeiler dieses 
Kontrollmechanismus', während die rechtlich nur lük- 
kenhaft geregelte und im einzelnen schwer durch- 
schaubare Vorzensur im formellen Sinne eine länder- 
weise sehr unterschiedliche, insgesamt aber wohl er- 
gänzende Rolle zu spielen scheint. In den meisten 
Ländern kommen restriktive Überwachungsvorschrif- 
ten bezüglich Produktion, Herstellung und Gebrauch 
von Vervielfältigungsapparaten und ähnlichen Gerä- 
ten hinzu. Diese Gesamtstruktur des Medienwesens 
läßt sich unter Berufung auf die „öffentliche Ord- 
nung" nicht mehr rechtfertigen. Indem sie die freie 
individuelle Betätigung zur Ausnahme macht, erhebt 
sie die Einschränkung der Meinungs- und Informa- 
tionsfreiheit zur Regel und verstößt gegen Art. 19 
IPBPR. 

Aus dem gleichen Grunde sind im Bereiche des grenz- 
überschreitenden Informationsflusses die in Rechts- 
normen enthaltenen oder tatsächlich praktizierten ge- 
nerellen Verbote beim Bezug ausländischer Drucker- 
zeugnisse (Sowjetunion, DDR, Tschechoslowakei, 
Rumänien) und die vornehmlich von der Sowjetunion, 
aber auch von anderen WP-Staaten mit wechselnder 
Intensität vorgenommenen Störmaßnahmen gegen 
ausländische Rundfunksender völkerrechtswidrig 
und verstoßen zudem gegen den Geist des KSZE-Pro- 
zesses und verschiedener internationaler Mediendo- 
kumente. 

Ganz allgemein und so auch im Bereich individueller 
Meinungsäußerungen wird die Meinungs- und Infor- 
mationsfreiheit durch Vorschriften des Strafrechts be- 
schränkt, die kritische Äußerungen über die beste- 
hende Staats- und Gesellschaftsordnung als „antiso- 
wjetische Agitation und Propaganda" (UdSSR), 
„staatsfeindliche Hetze" (DDR) u. ä. unter möglicher- 
weise sehr hohe Freiheitsstrafen stellen. Unbeschadet 
der länderweise sehr unterschiedlichen Strafpraxis 
sind völkerrechtlich die Unbestimmtheit und Uferlo- 
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sigkeit der Straftatbestände sowie die Unkalkulier- 
barkeit der zu erwartenden Strafen zu beanstanden, 
die das Ausmaß der zulässigen Meinungsfreiheit in 
das Ermessen der Strafverfolgungsbehörden stellen. 
Die außerrechthchen Diskriminierungen und Verfol- 
gungsmaßnahmen wegen Meinungsäußerungen sind 
schon in Ermangelung einer gesetzlichen Grundlage 
völkerrechtswidrig. 


4. Versammlungs', Vereinigungs- und 
Koalitionsfreiheit 

Die Lage auf dem Gebiete der Versammlungs-, Ver- 
einigungs- und Koalitionsfreiheit stellt sich ähnlich 
dar. Der politisch-ideologische Generalvorbehalt der 
gesellschaftlichen Zweckbestimmung erfährt eine der 
spezifischen Eigenart des jeweiligen Menschenrechts 
entsprechende institutioneile Ausgestaltung. 

Im Schutzbereich der durch Art. 22 IPBPR umfassend 
gewährleisteten Vereinigungs- und Koalitionsfreiheit 
haben die WP- Staaten ein in sich geschlossenes Sy- 
stem parteigelenkter gesellschaftlicher Organisatio- 
nen errichtet, deren eigenständiger Handlungsspiel- 
raum zwar unterschiedhch bemessen, aber prinzipiell 
beschränkt und funktionsgebunden ist. Die Grün- 
dung privater Vereinigungen bedarf der staatlichen 
Genehmigung oder Registrierung, deren Erteilung 
bzw. Vornahme entweder schon kraft Gesetzes in das 
Ermessen der Verwaltungsbehörden gestellt ist oder 
von der Abwesenheit so unbestimmt formulierter Ver- 
sagungsgründe abhängig gemacht wird, daß die Ent- 
scheidung praktisch auf eine Ermessensausübung 
hinausläuft. Eine gerichtliche Kontrolle der Verwal- 
tungsentscheidungen ist nur und erst seit kurzem in 
Ungarn möglich. Da als Regel ein prinzipielles Verei- 
nigungsverbot mit Erlaubnisvorbehalt besteht, wird 
die Vereinigungsfreiheit zur Ausnahme, was unter 
Berufung auf die „öffentüche Ordnung'' nicht mehr 
gerechtfertigt werden kann und folghch gegen Art. 22 
IPBPR verstößt. 

Die Gewerkschaften bilden einen festen Bestandteil 
des geschlossenen Systems gesellschaftlicher Organi- 
sationen. Die Mitghedschaft in ihnen beruht auf zu- 
mindest sozialem Druck. Den Gewerkschaften sind 
verschiedene Aufgaben auf dem Gebiete des Arbeits-, 
Betriebsverfassungs- und Sozialversicherungsrechts, 
bei der sozialen und kulturellen Betreuung der Arbeit- 
nehmer sowie bei deren Veranlassung zur Leistungs- 
steigerung zugewiesen, denen sie weitgehend in For- 
men der mittelbaren Staatsverwaltung nachkommen. 
Die eigenständige Wahrnehmung von Arbeitnehmer- 
interessen ist nur in engen, wenn auch länderweise 
unterschiedlichen Grenzen möghch. Ein Streikrecht 
ist nicht vorhanden. Die Gründung freier Gewerk- 
schaften wird nicht zugelassen, wie es das Verbot der 
Sohdamosc in Polen und die Zerschlagung der SMOT 
in der Sowjetunion und der SLOMR in Rumänien mit 
polizeilichen und strafrechtlichen Mitteln zeigen. Un- 
ter diesen Umständen ist eine Koalitionsfreiheit 
schlechthin nicht vorhanden, was eine eklatante Ver- 
letzung des Art. 22 IPBPR, des Art. 8 IPWSKR und des 
ILO- Abkommens Nr. 87 vom 9.7.1948 darstellt. 


Die durch Art. 21 IPBPR geschützte Versammlungs- 
freiheit entbehrt weitgehend der rechtlichen Ausge- 
staltung. Nur in der Tschechoslowakei, in Polen und 
in der DDR bestehen spezielle Versammlungsrege- 
lungen, die zumindest öffentliche Versammlungen an 
eine Genehmigungs- oder Anmeldepflicht binden 
und Spontanversammlungen als rechtswidrig erschei- 
nen lassen. Unbeschadet dieser Regelungen ergibt 
sich die praktisch wichtigste Einschränkung der Ver- 
sammlungsfreiheit aus der polizeirechtlichen Gene- 
ralklausel, die es den Organen der inneren Sicherheit 
anheimstellt, nach politischen Opportunitätsgesichts- 
punkten zum „ Schutze der öffentlichen Ordnung und 
Sicherheit" gegen Versammlungen einzuschreiten. 
Die Pohzeipraxis ist länderweise unterschiedlich und 
unterliegt zeitlichen Schwankungen. Besonders rigo- 
ros ist sie in der Sowjetunion, in der Tschechoslowa- 
kei und in der DDR, während sie in Polen äußerst 
schwankend und in Ungarn grunsätzlich eher großzü- 
gig ist. Die offiziell veranstalteten Versammlungen für 
systemkonforme Zwecke fallen natürhch in eine an- 
dere Kategorie. Ihre amthche Förderung tangiert die 
Versammlungsfreiheit insofern, als die Bürger unter 
Hinweis auf ihre Pflichten als Mitghed einer gesell- 
schaftlichen Organisation oder auf andere Weise zu 
einer Teilnahme genötigt werden. Insgesamt steht die 
Handhabung des Versammlungswesens im Wider- 
spruch zu Art. 21 IPBPR, da sie über die unter dem 
Gesichtspunkt der „öffentlichen Ordnung" legitimen 
Einschränkungen hinaus die positive wie die negative 
Versammlungsfreiheit vollständig politischen Zweck- 
mäßigkeitsüberlegungen unterwirft. 

Die Versammlungs-, Vereinigungs- und Koalitions- 
freiheit werden schließlich durch Vorschriften des 
Strafrechts beschränkt, die den Strafverfolgungsbe- 
hörden praktisch freie Hand lassen. Wie bei der Mei- 
nungs- und Informationsfreiheit sind diese Einschrän- 
kungen wegen ihrer inhaltlichen Unbestimmtheit völ- 
kerrechtswidrig. 


5. Religionsfreiheit 

Die Lage im Bereiche der facettenreichen, durch 
Art. 18 IPBPR in ihren individualrechtlichen wie kol- 
lektivrechthchen Bezügen als umfassende Weltan- 
schauungsfreiheit geschützten Gedanken-, Gewis- 
sens- und Religionsfreiheit ist äußerst komplex und 
durch die landesspezifischen Konfessionsstrukturen 
und Traditionen bedingt. An sich widerspricht die 
Religionsfreiheit der atheistischen Systemideologie, 
aber die realen Gegebenheiten nötigen die kommuni- 
stischen Partei- und Staatsführimgen vielfach zu 
pragmatischen Kompromissen. 

In individualrechtlicher Hinsicht verstoßen alle WP- 
Staaten gegen das schrankenlos geltende völker- 
rechtliche Verbot, Zwang in Angelegenheiten der 
persönlichen Religionsentscheidung (forum inter- 
num) auszuüben, indem sie Anhänger von Religions- 
gemeinschaften in weiten Teilen des Berufslebens be- 
nachteiligen und eine zum Teil massive atheistisch- 
antirehgiöse Propaganda betreiben. Die Beschrän- 
kungen der privaten Religionsausübung überschrei- 
ten das völkerrechtlich zulässige Maß mit Sicherheit 
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nur in der Sowjetunion, wo u. a. schon die Hausan- 
dacht in privaten Wohnungen der staatiichen Erlaub- 
nis bedarf, deren Erteilung eine freie Ermessensent- 
scheidung darstellt. Die religiöse Kindererziehung 
wird in der Regel geduldet, obgleich sie — bis auf 
Polen — den gesetzlich normierten weltanschauli- 
chen Bindungen des elterlichen Erziehungs rechts an 
sich zuwiderläuft. 

ln kollektivrechtiicher Hinsicht ist die Lage der Reli- 
gionsgemeinschaften differenziert zu beurteilen. Die 
etablierten Kirchen haben in unterschiedhcher Weise 
eine amtiiche Anerkennung erfahren, während die 
Gründimg neuer Religionsgemeinschaften aus- 
nahmslos dem Konzessionssystem unterliegt. Die An- 
hänger der nicht zugelassenen Religionsgemein- 
schaften werden verfolgt; mit der Ausnahme der DDR 
und Ungarns kommt es aber immer wieder auch zu 
Verfolgungen von Anhängern anerkannter Religions- 
gemeinschaften. Dies verstößt unzweifelhaft gegen 
geltendes Völkerrecht. Mit Ausnahme der DDR wer- 
den die leitenden Kirchenämter mit staatlicher Zu- 
stimmung besetzt, unterliegen die meisten oder aUe 
Aktivitäten der Religionsgemeinschaften, die über die 
alltäghchen Geschäfte hinaus gehen, einem staatli- 
chen Genehmigungs Vorbehalt, sofern sie nicht über- 
haupt verboten sind. Schon weil die Erteilung der 
Genehmigungen — mit Ausnahme Polens — in das 
freie Ermessen der Behörden gestellt ist, überschreitet 
das Ausmaß der Staatsaufsicht die Grenzen, in denen 
nach Art. 18 Abs. 3 IPBPR Einschränkungen zum 
Schutze bestimmter Gemeinschaftsgüter zulässig 
sind. 

Erst recht gilt dies für die Tschechoslowakei, wo die 
Staatsaufsicht über das kirchhche Personal-, Finanz-, 
Wirtschafts-, Ausbildungs- und Publikationswesen zu 
einer partiellen Inkorporierung der Kirchen in die 
Staatsorganisation gesteigert ist. Im übrigen ist die 
Praxis variabel. In der DDR und in Polen, mit größeren 
Einschränkungen auch in Ungarn verfügen die Kir- 
chen über eine weitgehende Autonomie. Hier werden 
die meisten praktischen Probleme der kollektiven Re- 
ligionsfreiheit im Dialog zwischen Staats- und Kir- 
chenführung geregelt. In den übrigen Ländern hat 
sich die Lage der Religionsgemeinschaften im Be- 
richtszeitraum eher verschlechtert. Hier verstoßen die 
Verbote des kirchlichen Religionsunterrichts, der ka- 
ritativen Arbeit von Religionsgemeinschaften und — 
allein in der Sowjetunion — aller religiös motivierten 
Laienaktivitäten in den Gemeinden gegen das Völ- 
kerrecht. 


6. Menschenrechte im Strafverfahren und 
Strafvollzug 

Der IPBPR enthält zahlreiche Schutzbestimmungen 
zugunsten des Beschuldigten und Verurteilten (Art. 6, 

7, 9, 10, 14, 15), die zwar nicht primär von politischer 
Relevanz sind, aber von Diktaturen im Einzelfall viel- 
fach als lästige Einschränkiingen ihrer angemaßten 
Handlungsfreiheit empfunden werden. Dies gilt vor 
allem für den Umgang mit Systemkritikern. 

Bezüglich der im Bericht behandelten Menschen- 
rechte im Strafverfahren und Strafvollzug ergeben 


sich in zwei Punkten grundsätzliche völkerrechtiiche 
Bedenken. Der erste betrifft das Recht auf ein unab- 
hängiges und unparteiisches Gericht (Art. 14 Abs. 1 
Satz 2). Die Richter werden nur in Ungarn und Polen 
auf Lebenszeit ernannt, während sie in allen übrigen 
Ländern auf eine recht kurze Amtsperiode gewählt 
werden und zudem vorzeitig abberufen werden kön- 
nen. Das Nichtvorhandensein der persönlichen Unab- 
hängigkeit kann hier zu einer starken sachhchen Ab- 
hängigkeit von den jeweüigen Parteünstanzen füh- 
ren, die auf die Richterwahlen entscheidenden Ein- 
fluß nehmen. Eingriffe der Parteünstanzen in die 
Rechtsprechung kommen immer wieder vor, auch 
wenn sie von der zentralen Parteiführung nicht durch- 
weg gebilligt werden. Die allgemeine Verpflichtung 
der Rechtsprechung auf die Parteilichkeit im Rahmen 
der „sozialistischen Gesetzlichkeit" ist hingegen sy- 
stemkonform. Die ausgeprägten Aufsichts- und Anlei- 
tungsbefugnisse, die in allen WP-Staaten den Ober- 
sten Gerichten und teüweise den Justizministerien 
zustehen, bewegen sich am Rande dessen, was völ- 
kerrechtiich noch vertretbar ist. Das zweite Bedenken 
richtet sich auf die Einhaltung des in Art. 15 Abs. 1 
normierten Verbots der Bestrafung ohne Strafbarkeit 
zur Zeit der Tat. Eindeutige Verstöße gegen das Rück- 
wirkungsverbot scheinen zwar in allen WP-Staaten 
jedenfalls grundsätzhch der Vergangenheit anzuge- 
hören. Aber dem Verbot der unbestimmten Straftat- 
bestände wird die Strafgesetzgebung der WP-Staaten 
auch heute noch nicht gerecht. Namentiich im politi- 
schen Strafrecht, aber auch an anderen Stellen finden 
sich zahlreiche „Gummiparagraphen", die die Straf- 
barkeit einer Verhaltensweise dem Gericht praktisch 
freisteUen und deshalb völkerrechtswidrig sind. 

Teüs grundsätzlicher, teüs einzelfallbezogener Natur 
sind die Bedenken, die das in Art. 14 Abs. 3 in zahl- 
reichen verfahrensrechtlichen Mindestgarantien aus- 
geformte Recht auf Verteidigung betreffen. Die dies- 
bezüglichen Vorschriften der Strafprozeßordnungen 
sind überall recht restriktiv angelegt. Ob ihre gene- 
relle, in der Sowjetunion und Bulgarien aber beson- 
ders ausgeprägte Tendenz, den Zeitpunkt der Zulas- 
sung eines Verteidigers möglichst weit hinauszu- 
schieben, mit den Anforderungen des Völkerrechts 
noch übereinstimmt, mag ebenso unterschiedlich be- 
urteüt werden wie die Völkerrechtskonformität der 
gesetzgeberischen Reduzierung anderer „Mindestga- 
rantien" auf ein Minimum. EinzelfäUe einer über das 
gesetzliche Maß hinausgehenden tatsächlichen Be- 
hinderung der Verteidigung kommen vor und sind 
eindeutig völkerrechtswidrig. 

In bezug auf den Anspruch auf ein Öffentliches Ge- 
richtsverfahren (Art. 14 Abs. 1 Satz 2) und das Verbot 
einer willkürhchen Verhaftung (Art. 9 Abs. 1 Satz 2) 
und Verurteüung (Art. 14 Abs. 2) entspricht die 
Rechtsordnung der WP-Staaten im wesenüichen dem 
IPBPR. In der Praxis kommen aber in unterschiedli- 
chem Ausmaß überall Verletzungen der einschlägi- 
gen Rechtsvorschriften vor, die auch gegen das Völ- 
kerrecht verstoßen. Am häufigsten wird über derar- 
tige Fälle aus der Sowjetunion berichtet. 

Berichte über Methoden zur Erlangung von Geständ- 
nissen, Haftbedingungen, Disziplinarstrafen gegen- 
über Häfüingen und Verhaltensweisen des Gefäng- 
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nispersonals, die als Folter oder unmenschhche Be- 
handlung im Sinne der Art. 7 und 10 Abs. 1 zu quah- 
fizieren und deshalb völkerrechtswidrig sind, hegen 
in unterschiedhcher Zahl aus allen WP-Staaten vor. 
Von dei vülkerrechtiich generell bedenklichen Men- 
schenrechtssituation im Strafvohzug macht nur Un- 
garn eine Ausnahme. 


7. Freizügigkeit 

Art. 12 IPBPR schützt die Freizügigkeit in ihrer inner- 
staatiichen und grenzüberschreitenden Dimension. 

Die iimerstaathche Freizügigkeit unterhegt verschie- 
denen Reglementierungen, die das völkerrechtiich 
zulässige Maß zum Teü überschreiten, weü sie unter 
dem Gesichtspunkt der „öff entheben Ordnung" oder 
der „nationalen Sicherheit" nicht mehr zu rechtferti- 
gen sind. Dies güt vor ahem für das traditionehe Sy- 
stem der Inlandspässe in der Sowjetunion, das prak- 
tisch auf ein Verbot des Wohnsitzwechsels mit Erlaub- 
nisvorbehalt hinausläuft. Die pohzeüiche Praxis wird 
überwiegend durch unveröffenthehte Verwaltungs- 
vorschriften und Anweisungen gesteuert und ist 
schon aus diesem Grunde völkerrechtswidrig. Die 
speziehen Freizügigkeitsbeschränkungen, die auf 
Grund von Geheimvorschriften gegenüber den So- 
wjetdeutschen, den Krimtataren und wohl auch den 
Kolchosbauern praktiziert werden, verstoßen zugleich 
gegen den Gleichheitssatz und speziehe Diskrinünie- 
rungs verböte. Das in Rumänien 1978 eingeführte 
grundsätzhehe Verbot eines Aufenthalts Wechsels von 
mehr als fünf Tagen ist ebenfalls völkerrechtswidrig. 
Im übrigen kommt es unter dem Gesichtspunkt der 
Verhältnismäßigkeit auf das Ausmaß der Freizügig- 
keitsbeschränkungen an. Dies güt für die Freizügig- 
keit sbe Schränkungen in Grenzgebieten und Sperrzo- 
nen, die besonderen Freizügigkeitsbeschränkungen 
für Ausländer (insb. Sowjetunion), die in der Sowjet- 
union, Rumänien und Bulgarien bestehenden Zu- 
zugsbeschränkungen für zahlreiche Städte und die 
administrativ-präventiven Aufenthaltsbeschränkun- 
gen, sofern sie — wie in einigen WP-Staaten übhch — 
als Mittel poütischer Verfolgung eingesetzt werden. 

Auf dem Gebiete der grenzüberschreitenden Freizü- 
gigkeit, die im einzelnen die Ausreise-, Auswande- 
rungs- und Rückreisefreiheit umfaßt, ist die Lage ge- 
nerell völkerrechtswidrig. Die Umkehr des Regel- 
Ausnahme-Verhältnisses, die die Gestattung der Aus- 
reise letztlich von einer in das Ermessen der Verwal- 
tungsbehörden gestellten Erlaubnis abhängig macht, 
verstößt schon im Ansatz gegen Art. 12 Abs. 2 IPBPR. 
Die Verwaltungspraxis selbst ist in den einzelnen 
Ländern sehr unterschiedüch. Während sie in Ungarn 
und Polen vergleichsweise großzügig ist, sind die Re- 
striktionen in allen anderen Ländern unerträgheh. 
Dies gilt namentheh für die Auswanderung, deren 
Genehmigung grundsätzheh nur dann in Erwägung 
gezogen wird, wenn besondere Gründe geltend ge- 
macht werden. Von ihnen spielt die Familienzusam- 
menführung die praktisch wichtigste Rolle, die vor 
allem Angehörigen bestimmter Volksgruppen (insb. 
Deutsche und Sowjetjuden) zugute kommt. Völker- 
rechtswidrig sind auch die meisten Vorkehrungen, 


mit denen die völkerrechtswidrigen Einschränkungen 
der grenzüberschreitenden Freizügigkeit gesichert 
werden : lebensbedrohende Grenzsicherungsanla- 
gen, Schußwaffengebrauch gegenüber Flüchtlingen, 
unangemessen hohe Strafandrohungen für „illegalen 
Grenzübertritt" und „illegales Verbleiben im Aus- 
land " . Die Rückreisefreiheit wird dann verletzt, wenn 
die Staatsangehörigkeit aus poütischen Gründen 
aberkannt wird, um Systemkritiker auszuweisen oder 
an der Rückkehr von einem zeitweüigen Auslandsauf- 
enthalt zu hindern. Derartige Mißbräuche sind am 
häufigsten für die Sowjetunion und die Tschechoslo- 
wakei zu registrieren. Die länderweise sehr unter- 
schiedheh gehandhabten Einreisebeschränkungen 
für Aüssiedler, Auswanderer, Flüchtlinge und son- 
stige Enügranten sind hingegen in der Regel völker- 
rechtlich nicht zu beanstanden. 


8. Ehe und Familie 

Der durch Art. 23 IPBPR und Art. 10 IPWSKR völker- 
rechtlich gebotene Schutz von Ehe und Famüie wirft 
innerstaatlich kaum Probleme auf. Um so mehr Pro- 
bleme tauchen bei Auslandsberührungen auf, wenn 
etwa Personen aus verschiedenen Staaten die Ehe 
nüteinaiider eingehen wollen oder Famihen getrennt 
sind. Diese Probleme stehen in engem Zusammen- 
hang mit der grenzüberschreitenden Freizügigkeit. 
Wie gerade dargelegt, entspricht die menschenrecht- 
hche Lage in den WP-Staaten wegen Verstoßes gegen 
Art. 12 Abs. 2 IPBPR insofern schon generell nicht den 
Anforderungen des Völkerrechts, als Inländern die 
Ausreise nur nach Ermessen gestattet wird. Wenn 
durch die Verweigerung der Ausreisegenehmigung, 
durch Pressionen auf den Ausreisewüügen oder durch 
eine für den Antragsteller unzumutbar beschwerhehe 
Gestaltung des Genehnügungsverfahrens die beab- 
sichtigte Eheschließung behindert oder die Einheit 
der Famüie beeinträchtigt wird, hegt ein zusätzheher 
Verstoß gegen Art. 23 IPBPR und Art. 10 Nr. 1 IPWSKR 
vor. Eine auch im Sinne der Ehe- und Fanülienfeind- 
hchkeit völkerrechtswidrige Verwaltungspraxis ist 
namentheh für die Sowjetunion und Rumänien, aber 
auch für die DDR, ferner — wenngleich abgeschwächt 
— für Polen, die Tschechoslowakei und Bulgarien 
kennzeichnend. Da Ausländer nach dem Völkerrecht 
keinen Anspruch auf Einreise haben, können die ver- 
gleichsweise wenigen Fähe einer Einreiseverweige- 
rung nur unter dem Gesichtspunkt der Ehe- und Fa- 
milienfeindhchkeit völkerrechtswidrig sein. Dies wird 
am ehesten bei beabsichtigten Eheschheßungen in 
der Sowjetunion relevant. Eine eindeutige Verletzung 
des Art. 23 Abs. 2 IPBPR steht die Genehnügungsbe- 
dürftigkeit der Eheschheßung mit einem Ausländer 
nach dem Recht der DDR, Rumäniens und der Tsche- 
choslowakei insofern dar, als die Entscheidung in das 
freie Ermessen der zuständigen Behörde gesteht ist. 

Neben dem völkerrechtlich sowieso schon Gebotenen 
sind die zahlreichen KSZE- Ab sprachen über die Er- 
leichterung von Eheschheßungen mit Ausländern, Fa- 
mihenzusammenführung und Famüienbesuchsreisen 
zu nennen, die hauptsächlich in der Schlußakte von 
Helsinki (1975) und im Abschheßenden Dokument 
von Madrid (1983) enthalten sind. Büaterale Verträge 
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und Absprachen der Bundesrepublik Deutschland mit 
der DDR, Polen, der Tschechoslowakei, der Sowjet- 
union und Rumänien im Interesse der dort lebenden 
Deutschen kommen hinzu. Eine große Bedeutung 
kam zeitweise auch dem türkisch-bulgarischen Aus- 
siedlungsvertrag von 1968 zu. Im Ergebnis dieser Be- 
mühungen hat sich die Gesamtlage unzweifelhaft ge- 
bessert, mag auch dieser Prozeß durch zum Teil er- 
hebliche Rückschläge belastet sein, die Verwaltungs- 
praxis der meisten WP-Staaten nach wie vor zu gra- 
vierenden Beanstandungen Anlaß geben und das Ent- 
gegenkommen einiger Länder mit wirtschaftlichen 
Gegenleistungen erkauft werden müssen. 


9. Minderheitenschutz 

Die tragenden Säulen des völkerrechtlich gebotenen 
Minderheitenschutzes sind das auf breiter Basis abge- 
sicherte individuelle und kollektive Diskriminie- 
rungsverboti die Genozid-Konvention von 1948 und 
vor allem Art. 27 IPBPR, der mit den Rechten auf Kul- 
turpflege und auf Gebrauch der Muttersprache die 
wichtigsten Aspekte eines positiven Minderheiten- 
schutzes anspricht. Allerdings sind diese Aspekte ins- 
gesamt doch nur sehr bescheiden entwickelt. Dies ist 
der Grund dafür, daß die in vielen WP-Staaten sehr 
unbefriedigende Lage ethnischer, religiöser und 
sprachlicher Minderheiten nur in engen Grenzen als 
völkerrechtswidrig gewertet werden kann. Dies gilt 
etwa für das nationalitätenpolitische Kardinalproblem 
des Gebrauchs der Muttersprache. Der völkerrechtli- 
che Schutz ist auf die in allen WP-Staaten unproble- 
matische Privatsphäre beschränkt und erstreckt sich 
nicht auf den Gebrauch der Muttersprache im Ver- 
kehr mit Behörden und Gerichten und das minderhei- 
tensprachliche Schulwesen. Erhebliche Schwierigkei- 
ten bereitet die Bestimmung der völkerrechtlichen 
Anforderungen hinsichtlich der minoritären Kultur- 
pflege. Ein eindeutig völkerrechtswidriges Verhalten 
wird man in diesem Punkte wohl bei keinem WP- Staat 
feststellen können. 

Völkerrechtswidrig ist gewiß das Leugnen des Vor- 
handenseins einer existenten Minderheit, weü damit 
zwangsläufig eine die Minderheit in ihrem Bestand 
bedrohende Assimilierungspolitik einhergeht. Aus 
diesem Grunde verstoßen gegen Art. 27 IPBPR die 
langjährige Einstellung der Volksrepublik Polen zu- 
mindest zu ihrer deutschen Minderheit und die neu- 
erliche Haltung der Volksrepublik Bulgarien gegen- 
über ihrer türkischen Minderheit. Im letzteren Falle 
stellt sich sogar die Frage, ob die 1985 kulminierende 
Kampagne zur Zwangsbulgarisierung der Türken, bei 
der es u. a. zu Mißhandlungen und Tötungen gekom- 
men ist, nicht schon den Tatbestand des Völkermor- 
des im Sinne von Art. II der Genozid- Konvention er- 
füllt hat. Ohne die Existenz von Minderheiten aus- 
drücklich zu leugnen, betreibt auch Rumänien eine — 
hauptsächlich gegen die ungarische, aber auch gegen 
die deutsche Volksgruppe gerichtete — nationalisti- 
sche Assimilierungspolitik, die völkerrechtlich nicht 
hinnehmbar ist. Die Sowjetunion kennt von ihrem 
Selbstverständnis als Vielvölkerstaat her keine Min- 
derheiten, obwohl die Partei- und Staatsführung tra- 
ditionell eine Russifizierungspolitik wechselnder In- 


tensität betreibt, als ob die Großrussen die Staatsna- 
tion wären. Eine Lösung des Nationalitätenproblems 
ist aus prinzipiellen Gründen immer nur auf der 
Grundlage des Territorialprinzips (nationale Gebiets- 
einheiten nach den Prinzipien des Föderalismus und 
der abgestuften Territorialautonomie) versucht wor- 
den, das Volksgruppen in Streusiedlung von vornher- 
ein benachteiligt. Diese Nachteile treffen von den grö- 
ßeren Volksgruppen (über eine Million Angehörige) 
vornehmlich die Deutschen, Juden und Polen, aber 
auch die Tataren und Mordwinen. Völkerrechtswidrig 
sind jedenfalls die besonderen Freizügigkeitsbe- 
schränkungen, denen die Sowjet deutschen und die 
Kiimtataren unterliegen, da sie gegen das kollektive 
Diskriminierungsverbot verstoßen. 

Positiv hervorzuheben sind die minderheitenför- 
demde Nationalitätenpolitik Ungarns und die Be- 
handlung der kleinen sorbischen Volksgruppe in der 
DDR. Freilich ist hier das Nationalitätenproblem aus 
quantitativen Gründen von untergeordneter Bedeu- 
tung. 


10. Rechtsschutz gegenüber der öffentlichen 
Gewalt 

Die Realität der materiellrechtlich verbürgten Men- 
schenrechte hängt in hohem Maße von ihrer verfah- 
rensmäßigen Durchsetzbarkeit ab. Aus diesem 
Grunde verpflichtet Art. 2 Abs. 3 IPBPR die Paktstaa- 
ten, ihren Herrschaftsunterworfenen ein wirksames 
Beschwerdeverfahren zur Verfügung zu stellen, in 
dem Menschenrechtsverletzungen gerügt und beho- 
ben werden können. Die in allen WP-Staaten vorhan- 
denen Möglichkeiten von Eingaben, verwaltungsin- 
temen Beschwerden und der staatsanwaltschaftli- 
chen Gesetzlichkeitsaufsicht genügen diesen Anfor- 
derungen noch nicht, mögen sie auch eine nützliche 
Ergänzungsfunktion erfüllen. 

Das wirksamste Beschwerdesystem stellt auch in völ- 
kerrechtlicher Sicht der gerichtliche Rechtsschutz dar, 
dessen Umfang in den einzelnen WP-Staaten zwar 
erheblich divergiert, aber gerade auf dem Gebiete der 
im IPBPR verbürgten Freiheitsrechte erhebliche Lük- 
ken aufweist oder gar nicht vorhanden ist. Die WP- 
Staäten sind völkerrechtlich zwar nicht zur Gewähr- 
leistung eines lückenlosen gerichtlichen Verwal- 
tungsrechtsschutzes, aber doch zu seinem Ausbau 
verpflichtet. Unter diesem Gesichtspunkt ist Polen 
und Ungarn, aber auch Bulgarien und in bezug auf 
die allerjüngste Zeit der Sowjetunion zu bescheini- 
gen, daß sie im Berichtszeitraum einen beachtlichen 
Fortschritt erzielt haben. Polen hat 1985 sogar eine 
Verfassungsgerichtsbarkeit eingeführt, die dem 
Schutz der Menschenrechte mittelbar zugute kom- 
men kann. Auf der anderen Seite widerspricht die in 
Rumänien zu beobachtende rückläufige Entwicklung 
der gerichtlichen Rechtsschutzpraxis den Anforde- 
rungen des IPBPR. Eindeutig völkerrechtswidrig ist 
die Situation in der DDR und der Tschechoslowakei, 
wo dem Bürger jeglicher gerichtlicher Verwaltungs- 
rechtsschutz beharrlich verweigert wird. 

Die Staatshaftung für rechtswidriges Verwaltungs- 
handeln ist vom Völkerrecht nicht geboten, aber im 
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Gesamtzusammenhang eines wirksamen Beschwer- 
desystems doch beachtiich. Insofern ist positiv zu ver- 
merken, daß sie in allen WP-Staaten anerkannt ist, 
mag auch ihre praktische Wirksamkeit für einige Län- 
der angezweifelt werden. Die Regelungen über die 
Entschädigung bei unrechtmäßiger Festnahme und 
Haft entsprechen — bis auf Bulgarien — überall den 
Anforderungen des Art. 9 Abs. 5 IPBPR. 


III. Einzelne Länder 
1, Allgemeines 

Die Lage der Menschenrechte weist im Vergleich der 
einzelnen WP-Staaten untereinander zum Teil be- 
trächtliche Unterschiede auf. Dies ist einerseits durch 
das politische System bedingt, das zwar überall eine 
dem Ausschließlichkeitsanspruch des Marxismus-Le- 
ninismus verpflichtete Diktatur der kommunistischen 
Partei darstellt; aber sowohl die Interpretation der Sy- 
stemideologie als auch die Herrschaftsausübung kön- 
nen mehr oder minder rigoros erfolgen. Andererseits 
ist der traditionelle Entwicklungsstand der Rechts- 
staatlichkeit und der politischen Kultur von Bedeu- 
tung. Diese weist aus historischen Gründen — grob 
gesprochen — ein West-Ost- und ein Nord-Süd-Ge- 
fälle auf. Diese beiden wichtigsten Bestimmungsfak- 
toren sind keineswegs deckungsgleich und werden in 
ihren Auswirkungen zudem durch landesspezifische 
Besonderheiten vornehmlich ethnischer und religiö- 
ser Art beeinflußt. 

Es dürfte kaum möglich sein, eine am Maßstab der 
Völkerrechtskonformität oder -Widrigkeit orientierte 
positive bzw. negative Rangordnung der Länder auf- 
zustellen. Denn die Abstufungen sind vielgestaltig 
und überschneiden sich zum Teü: Ein Land kann bei 
einem Menschenrecht besonders „gut“ und bei einem 
anderen besonders „schlecht" abschneiden. Ganz all- 
gemein kann nur so viel ausgesagt werden, daß die 
Verhältnisse in Ungarn und — mit einem gewissen 
Abstand — in Polen von der völkerrechtlich gebote- 
nen Lage weit weniger entfernt sind als die Zustände 
in der Mehrheit der WP-Staaten. Um den Anschein 
einer Rangordnung zu vermeiden, behandelt die fol- 
gende Kurzübersicht die einzelnen Länder in alpha- 
betischer Reihenfolge. Schon aus Raumgründen wer- 
den dabei nur die Besonderheiten hervorgehoben, die 
vom „WP- Standard" positiv oder negativ abwei- 
chen. 


2. Bulgarien 

Trotz einer gewissen Auflockerung des repressiven 
innenpohtischen Kurses im Verlaufe der letzten Jahre 
kann von einer Gewährleistung der politisch relevan- 
ten Freiheitsrechte keine Rede sein. Gegen die wenig 
in Erscheinung getretenen Systemkritiker wird mit 
großer Härte vorgegangen, wobei neben einer straf- 
rechtlichen Verfolgung auch administrativ-präven- 
tive Freizügigkeitsbeschränkungen (Polizeiaufsicht; 
Verbot, den Wohnsitz zu verlassen; seit 1983 auch 
Zwangs ansiedlung = Verbannung) angewandt wer- 
den. Über Menschenrechtsverletzungen im Strafver- 


fahren und Strafvollzug wird immer wieder berich- 
tet. 

Die Tragweite des gerichtlichen Verwaltungsrechts- 
schutzes ist ingesamt bescheiden, die Entwicklungs- 
tendenz ist indessen positiv. In der Praxis spielen die 
Klagen auf Erteilung von Zuzugsgenehmigungen, die 
für die Wohnsitznahme in ca. 1 15 Städten erforderlich 
sind, die größte Rolle. Die Völkerrechtskonformität 
dieser Beschränkung der innerstaatlichen Freizügig- 
keit zu Zwecken der Raumordnung, Wirtschaftspla- 
nung und Arbeitskräftelenkung ist zweifelhaft. Die 
Regelung der Entschädigung bei unrechtmäßiger 
Festnahme und Haft widerspricht Art, 9 Abs. 5 IPBPR 
insofern, als nach allgemeinen Staatshaftungsgrund- 
sätzen neben der Rechtswidrigkeit des Freiheitsent- 
zugs auch ein Verschulden des Staatsfunktionärs ver- 
langt wtird. 

Den dunkelsten Punkt bildet ohne Zweifel die seit 
geraumer Zeit systematisch betriebene Assimilie- 
rungspolitik gegenüber der türkischen Minderheit, 
die in der Zwangsbulgarisierung zwischen Weihnach- 
ten 1984 und März 1985 einen brutalen Höhepunkt 
erreichte. Die in diesem Zusammenhang ergriffenen 
Gewaltmaßnahmen bewegten sich am Rande des Völ- 
kermordes. Jedenfalls steht die bulgarische Nationali- 
tätenpolitik im Widerspruch zum völkerrechtlich ge- 
botenen Minderheitenschutz. Sie verletzt darüber 
hinaus die Rehgionsfreiheit, da sie sich zugleich ge- 
gen die muslimische Religionsgemeinschaft richtet, 
deren rituelle Handlungen (Beschneidung, Eheschlie- 
ßung, Leichen Waschung) auch strafrechtlich verfolgt 
werden. Die Eingriffe in die Religionsfreiheit sind 
auch im übrigen gravierend: massive atheistische Pro- 
paganda, Verbot des kirchlichen Religionsunterrichts, 
der religiösen Kindererziehung durch Dritte sowie der 
karitativen Betätigung der Kirchen, Nichtanerken- 
nung bestimmter kleiner Religionsgemeinschaften 
(Freie Pfingstgemeinden, Adventisten-Reformisten, 
Brüderbewegung, Zeugen Jehovas) und Verbot ka- 
tholischer Orden. 


3. DDR 

Die menschenrechtliche Lage in der DDR ist sehr un- 
einheitlich. 

Einerseits sind die Menschenrechte in ihrer politi- 
schen Relevanz bis zur Substanzlosigkeit entleert. 
Diskriminierungen und Verfolgungen aus politischen 
Gründen sind zahlreich. Die Menschenrechtsverlet- 
zungen im Strafverfahren und Strafvollzug erfolgen 
regelmäßig durch Überbelegung und unzureichende 
Verpflegung in Haftanstalten. Fälle unmenschlicher 
Behandlung, gesundheitsgefährdender Arbeitsanfor- 
derungen und harter Disziplinarmaßnahmen kommen 
hinzu. Physische Gewalt wird selten angewandt, häu- 
fig sind aber Drohungen bei Vernehmungen. Die 
Möglichkeiten der Verteidigung sind teilweise in ei- 
nem völkerrechtlich nicht mehr vertretbaren Ausmaß 
eingeschränkt. Ein krasser Völkerrechtsverstoß und 
einmalig im ganzen WP-Bereich ist die totale Verwei- 
gerung jeglichen gerichtlichen Verwaltungsrechts- 
schutzes. 
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Andererseits genießen die Kirchen eine vergleichs- 
weise starke Autonomie, imd die Eingriffe in die Reli- 
gionsfreiheit sind relativ begrenzt. Im Laufe der Zeit 
hat sich ein modus vivendi zwischen Staat und Kir- 
chen herausgebildet, der zwar noch nicht den völker- 
rechtlichen Vorgaben entspricht, aber doch keine gro- 
ben Völkerrechts Verstöße verdeckt. Den völkerrecht- 
lichen Verpflichtungen wird die Behandlung der klei- 
nen sorbischen Minderheit in vollem Umfange ge- 
recht, deren kulturelle Förderung freilich auch ohne 
politische Risiken möglich ist. 

Charakteristische Eigentümlichkeiten weist die Lage 
der grenzüberschreitenden Freizügigkeit auf, die 
durch die Folgen der Teilung Deutschlands geprägt 
ist. Statistisch gesehen nimmt die DDR hinsichtlich 
der Ausreiseintensität gerade in westiicher Richtung 
eine Spitzenstellung im WP-Bereich ein. Sie ist aller- 
dings nicht auf eine besonders großzügige Verwal- 
tunspraxis, sondern auf innerdeutsche Vereinbarun- 
gen im Zusammenhang mit dem Grundvertrag von 
1972 und beträchtliche wirtschaftliche Gegenleistun- 
gen der Bundesrepublik Deutschland zurückzufüh- 
ren, die das mit Abstand begehrteste Zielland aller 
Westreisen und Übersiedlungen ist. Die Zahl der Aus- 
reisewilligen ist weit größer als der Personenkreis, der 
für eine Ausreisegenehmigung überhaupt in Betracht 
kommt. Beim letzteren handelt es sich in erster Linie 
um Personen im Rentenalter. Für jüngere Personen 
stellen nur „dringende Familienangelegenheiten" ei- 
nen akzeptablen Anlaß für eine Reise in die Bundes- 
republik dar und ist die Übersiedlung mit schwerwie- 
genden Diskriminierungen und prozeduralen 
Schwierigkeiten verbunden. Unbeschadet der „Über- 
siedlungswelle" von Anfang 1984 und der großzügi- 
gen Handhabung der Familienbesuchsreisen 1986/ 
87, liegt die Entscheidung über Ausreiseanträge im 
freien Ermessen der Behörden. Dies ist ebenso völker- 
rechtswidrig wie die im Falle der DDR besonders aus- 
geprägte generelle Tendenz der Gesetzgebung, dem 
Bürger im Schutzbereich der Menschenrechte des 
IPBPR keine Ansprüche einzuräumen, sondern alle 
Entscheidungen dem staatlichen Ermessen vorzube- 
halten. Aus diesem Grunde verletzt die Genehmi- 
gungsbedürftigkeit von Eheschließungen mit Aus- 
ländern Art. 23 Abs. 2 IPBPR. Einen gravierenden Völ- 
kerrechtsverstoß stellen schließlich die unmenschli- 
chen Grenzsicherungsanlagen an der Grenze zur 
Bundesrepublik und die harte Strafpraxis bei Flucht- 
versuchen dar. 


4. Polen 

Für die menschenrechtliche Lage in Polen sind seit 
geraumer Zeit die starken politischen Spannungen 
zwischen Volk und Partei- und Staatsführung charak- 
teristisch, die sich in den Ereignissen der Jahre 1980/ 
83 wieder einmal in dramatischer Weise entluden. Die 
schließlLche Suspendierung zahlreicher Menschen- 
rechte während des Kriegszustandes zwischen De- 
zember 1981 und Juli 1983 ist völkerrechtlich insofern 
nicht zu beanstanden, als die nach Art. 4 IPBPR erfor- 
derlichen formellen Rechtmäßigkeit s Voraussetzun- 
gen beachtet wurden. Daß die Ausrufung des Kriegs- 
zustandes nach polnischem Recht verfassungswidrig 


war, ist völkerrechtlich unerheblich. Ob die prakti- 
sche Handhabung des Kriegsrechts dem völkerrecht- 
lichen Gebot der Verhältnismäßigkeit entsprach, ist 
eine schwer zu beantwortende Frage. 

Unter den permanent gespannten innenpolitischen 
Verhältnissen kommt den politischen Dimensionen 
der Freiheitsrechte in Polen naturgemäß eine wesent- 
lich aktuellere Bedeutung zu als in anderen WP-Staa- 
ten. Dies ist die Erklärung dafür, daß völkerrechtswid- 
rige Einzeleingriffe in Menschenrechte wie die Ver- 
sammlungs- und Vereinigungsfreiheit, die Freiheit 
der Person (Mißbrauch der polizeilichen Präventiv- 
haft) und die verschiedenen justiziellen Grundrechte 
nicht selten Vorkommen. Auf der anderen Seite ist 
unübersehbar, daß die relativ liberale und rechtsstaat- 
liche Gesamtatmosphäre für die begrenzte Entfaltung 
mancher Menschenrechte, namentlich der Meinungs- 
und Informationsfreiheit, der Versammlungs- und 
Vereinigungsfreiheit und der Freizügigkeit Möglich- 
keiten bietet, die weit über dem „WP- Standard" lie- 
gen. Generelle Liberalität und selektive Repressivität 
sind in einer eigentümlichen Gemengelage miteinan- 
der vermischt. 

Die augenfällige Bedeutung des Rechts und der 
rechtsstaatlichen Elemente der Rechtsordnung ist für 
Polen überhaupt charakteristisch. In diesen Zusam- 
menhang gehören die weitgehenden Möglichkeiten 
des gerichtlichen Rechtsschutzes gegenüber der öf- 
fentlichen Gewalt, die sich sogar auf Teilbereiche der 
im IPBPR verbürgten Freiheitsrechte erstrecken und 
mit der Errichtung des Hauptverwaltungsgerichts im 
Jahre 1980 eine auch in der Praxis überaus bemer- 
kenswerte Erweiterung erfahren haben. Seit Dezem- 
ber 1985 besteht ein Verfassungsgerichtshof. Auch 
wenn der Einzelne nicht zum Kreis der Antragsbe- 
rechtigten gehört und somit eine Verfassungsbe- 
schwerde nicht existiert, kann der Verfassungsge- 
richtshof Anregungen der Bürger auf greifen und von 
sich aus ein Verfahren einleiten. Die bisherige Judi- 
katur läßt erste Ansätze dafür erkennen, daß die Ver- 
fassungsgerichtsbarkeit auch den Menschenrechten 
zugute kommen kann. 

Trotz wiederkehrender repressiver Einzelmaßnah- 
men sind die Verhältnisse im Schutzbereich der Reli- 
gionsfreiheit insgesamt sehr positiv zu beurteilen. 
Dies hängt mit der tiefen Religiosität des polnischen 
Volkes und der festen Verankerung der Römisch-Ka- 
tholischen Kirche im National- und Geschichtsbe- 
wußtsein zusammen. Die Römisch-Katholische Kirche 
genießt nicht nur eine starke Autonomie, sie stellt 
auch eine gesellschaftliche und politische Kraft ersten 
Ranges dar, die die Partei- und Staatsführung als Ge- 
sprächspartner zu akzeptieren genötigt ist. Aus die- 
sem Grunde können einige restriktive Bestimmungen 
des Staatskirchenrechts praktisch kaum durchgesetzt 
werden. 

Weitaus negativer ist die Lage der ethnischen Min- 
derheiten zu bewerten, die seit Jahrzehnten einer na- 
tionalistischen Assimilierungspolitik ausgesetzt sind. 
Dies gilt namentlich für die ursprünglich große deut- 
sche Volksgruppe, deren Existenz als nationale Min- 
derheit amthcherseits in Abrede gestellt wird. Dies 
verstößt auch gegen die eher bescheidenen Anforde- 
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rungen des Art. 27 IPBPR. Es kann zwar nicht bestrit- 
ten werden, daß die polnische Re0erung ihre im In- 
formationsschreiben von 1970 und im deutsch-polni- 
schen Ausreiseprotokoll von 1975 enthaltenen Ver- 
pflichtungen, deutschen Volkszugehörigen die Aus- 
reise zu gestatten, im wesentlichen erfüllt hat, aber die 
Behördenpraxis ist beschwerlich und die Ausreisewil- 
ligen sind vielfach Benachteiligungen ausgesetzt. 


5. Rumänien 

Die menschenrechtliche Lage hat sich im Berichtszeit- 
raum generell verschlechtert. Hiervon sind alle Men- 
schenrechte betroffen. 

Die zunehmend durch persönliche Eigenarten des 
Partei- und Staatschefs Ceau§escu und seines Fami- 
lienclans geprägte Willkürherrschaft läßt für eine un- 
kontrollierte politische Betätigung der Freiheitsrechte 
keinen Raum. Die Berichte über Diskriminierungen 
und Verfolgungen aus politischen, ethnischen und re- 
ligiösen Gründen sind zahlreich. Im Strafprozeß und 
Strafvollzug werden die Menschenrechte systema- 
tisch mißachtet. Die Freizügigkeit ist den Bürgern so- 
gar im innerstaatlichen Bereich vorenthalten, nach- 
dem seit 1978 — über die schon zuvor bestehenden 
Zuzugsbechränkungen für Großstädte hinaus — jeder 
Aufenthaltswechsel von mehr als fünf Tagen grund- 
sätzlich eines polizeilichen Aufenthalts Vermerks be- 
darf, der nur aus bestimmten Gründen erteüt werden 
kann. Die Bewegungsfreiheit von Ausländern ist seit 
dem „Touristendekret" von 1974 faktisch stark einge- 
schränkt. Die Chancen, eine private Reise im WP- 
Bereich oder in den Westen zu unternehmen, sind nur 
für Sowjetbürger noch geringer. Die Aussiedlung wird 
in größerem Umfang nur Angehörigen der deutschen 
Volksgruppe gestattet. Die Antragstellung hat 
schwere persönliche Diskriminierungen zur Folge; 
das Verfahren ist beschwerlich, kostspielig und will- 
kürlich; für eine positive Entscheidung werden nicht 
nur hohe Gebühren erhoben, sondern auch von priva- 
ter Seite und von der Bundesrepublik Deutschland 
pauschale Ablöse summen verlangt; schließlich erlei- 
den die Aussiedler einen praktisch entschädigungslo- 
sen Verlust ihres unbeweglichen Vermögens. Die 
Eheschließung mit Ausländem ist genehmigungsbe- 
dürftig. Gegen die Willkür der Verwaltungsbehörden 
gibt es kaum einen wirksamen Rechtsschutz. Die Ge- 
richte sind bestrebt, ihre Zuständigkeit in Verwal- 
tungsrechtssachen zunehmend einzuengen. 

Die gegenüber den ethnischen Minderheiten betrie- 
bene nationalistische Assimilierungs- und Repres- 
sionspohtik überschreitet das völkerrechtlich zuläs- 
sige Maß. Sie richtet sich hauptsächlich gegen die 
große ungarische Minderheit, betrifft aber auch die 
kleinere deutsche Volksgruppe, deren Eliminierung 
langfristig offenbar beabsichtigt ist. 

Auf dem Gebiete der Religionsfreiheit ist die Lage 
ebenfalls beklagenswert. Es wird eine massive antire- 
ligiöse Propaganda betrieben; verboten sind der 
kirchliche Religionsunterricht, die religiöse Kinderer- 
ziehung durch Dritte und die karitative Betätigung 
der Kirchen. Neben der traditionsreichen Rumäni- 


schen Unierten Kirche, die bereits 1948 aufgelöst 
wurde, sind einige kleinere Religionsgemeinschaften 
und katholische Orden verboten. Die anerkannten 
Reügionsgemeinschaften unterliegen einer strengen 
Aufsicht des Staates, der über die Besetzung der lei- 
tenden Kirchenämter nach freiem Ermessen mitbe- 
stimmt. Dementsprechend staatsergeben ist nament- 
lich die Leitung der größten Religionsgemeinschaft, 
der Rumänischen Orthodoxen Kirche. 


6. Sowjetunion 

Die Lage der Menschenrechte dürfte in der Sowjet- 
union schon immer am weitesten von den völkerrecht- 
lichen Anforderungen entfernt gewesen sein. Seit 
dem Machtantritt Gorbatschows sind allerdings ei- 
nige Verbesserungen eingetreten. Sie betreffen in au- 
genfälliger Weise die Meinungsfreiheit. Die Grenzen, 
in denen unterschiedliche, auch detailkritische Mei- 
nungen namentlich in den Massenmedien geäußert 
werden dürfen, sind erweitert worden. Es gibt auch 
Anzeichen dafür, daß die Intensität politischer Repres- 
sionen nachgelassen hat. Die künftige Entwicklung ist 
freilich noch offen. Bei einem Rückblick auf den ge- 
samten Berichtszeitraum kann nur festgestellt wer- 
den, daß die Nachrichten über gravierende Men- 
schenrechtsverletzungen im Zusammenhang mit der 
Zerschlagung der Dissidentenbewegung, bei polizei- 
lichen Aktionen gegen verschiedene Äußerungsfor- 
men nationaler Anliegen einzelner Volksgruppen, bei 
der Durchführung von Strafverfahren und bezüglich 
der Zustände in den Strafvollzugseinrichtungen be- 
sonders alarmierend gewesen sind. Das spezifische 
System der Inlandspässe und die undurchsichtige Pra- 
xis der polizeilichen Meldebehörden zur Benachteili- 
gung mißliebiger Einzelpersonen und bestimmter Be- 
völkerungsgruppen, die grundsätzlichen Aufenthalts- 
beschränkungen und die Sperrung des größten Teils 
des Staatsgebiets für Ausländer stellen so massive 
Eingriffe in die innerstaatliche Freizügigkeit dar, daß 
sie unter dem Gesichtspunkt der öffentlichen Ord- 
nung und der nationalen Sicherheit nicht mehr ge- 
rechtfertigt werden können. Die Möglichkeiten des 
Sowjetbürgers, eine Auslandsreise zu unternehmen, 
sind die geringsten im ganzen WP-Bereich; sie wer- 
den als Belohnung für besondere Verdienste gewährt. 
Der Wunsch, die Sowjetunion endgültig zu verlassen, 
wird grundsätzlich nur unter dem Gesichtpunkt der 
Familienzusammenführung als akzeptabel angese- 
hen und bei Angehörigen bestimmter Volksgruppen 
(Juden, Deutsche, Armenier) praktisch in Erwägung 
gezogen. Die Genehmigungspraxis ist schwankend 
und willkürlich, das Verfahren ist langwierig, be- 
schwerlich und kostspielig; der Antragsteller hat mit 
schweren Diskriminierungen zu rechnen. 

Die Religionsfeindlichkeit des Sowjetstaates ist be- 
sonders stark ausgeprägt. Sie äußert sich in der von 
öffentlichen Einrichtungen der lokalen Ebene getra- 
genen „individuellen Arbeit mit den Gläubigen“ in 
symptomatischer Weise. Schon die private Religions- 
ausübung unterliegt starken Einschränkungen, in- 
dem bereits Kulthandlungen in privaten Wohnungen 
erlaubnispfüchtig, Wallfahrten und Eremitenleben 
verboten sind. Verboten sind der kirchliche ReÜgions- 
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unterricht, die religiöse Kindererziehung durch Dritte, 
die karitative Betätigung der Kirchen und alle Laien- 
aktivitäten in der Gemeinde. Bei der Besetzung der 
leitenden Ämter der anerkannten Religionsgemein- 
schaften übt der Staat ein uneingeschränktes Mitent- 
scheidungsrecht aus, wodurch insbesondere die 
Staatstreue der Russisch-Orthodoxen Kirche gewähr- 
leistet ist. Die anläßlich der Einverleibung Ostgali- 
ziens 1946 in die Russisch- Orthodoxe Kirche einge- 
schmolzene Ukrainisch-Katholische Kirche und zahl- 
reiche weitere Religionsgemeinschaften (Wahre Or- 
thodoxe Kirche, Teile der Pfingstlerbewegung, Re- 
formbaptisten, Adventisten-Reformisten, Zeugen Je- 
hovas) sowie die katholischen Orden sind verboten; 
ihre Anhänger werden regelmäßig verfolgt. 

Dem völkerrechtlichen Anliegen des Minderheiten- 
schutzes wird in unzulänglicher Weise Rechnung ge- 
tragen. Ein Minderheitenschutz im eigentiichen Sinne 
existiert gar nicht, da sich die Sowjetunion als einen 
Vielvölkerstaat begreift, in dem es keine Staatsnation 
und keine Minderheiten, sondern nur gleichberech- 
tigte Völker gebe. Tatsächlich wird eine Russifizie- 
rungspolitik wechselnder Intensität betrieben. Durch 
die angestrebte Lösung des Nationalitätenproblems 
auf der Grundlage des Territorialprinzips werden 
Volksgruppen in Streusiedlung von vornherein be- 
nachteiligt, da für sie keine oder keine adäquaten 
nationalen Gebietseinheiten errichtet werden kön- 
nen. Diese Nachteile des Sowjetförderalismus und der 
Sowjetautonomie treffen von den größeren Volks- 
gruppen mit über einer Mülion Angehörigen vor- 
nehmlich die Deutschen, Juden und Polen, aber auch 
die Tataren und Mordwinen. Die besonderen Freizü- 
gigkeitsbeschränkungen, denen die Deutschen und 
Krimtataren unterliegen, verstoßen gegen das kollek- 
tive Diskriminier ungs verbot. 

Besonders ungünstig wirkt sich auf die Menschen- 
rechtssituation die traditionell unterentwickelte 
Rechtskultur aus, da sie die Rechtsunsicherheit för- 
dert. Dies äußert sich u. a. in der Unbestimmtheit und 
Lückenhaftigkeit der publizierten Rechtsnormen, der 
großen Anzahl geheimer Verwaltungs vor Schriften, 
der Behördenwillkür und der minderen Qualität der 
Rechtspflege. Diese Mängel sollen unter Gorba- 
tschow offenbar insofern bekämpft werden, als sie 
sich auf die Funktionsfähigkeit des Sowjetsystems ne- 
gativ auswirken, ln diesem Zusammenhang ist die 
beachtliche Erweiterung des gerichtlichen Verwal- 
tungsrechtsschutzes ab Anfang 1988 zu sehen, von 
dem in der Hauptsache die Anglegenheiten der äuße- 
ren und inneren Staatssicherheit ausgeklammert blei- 
ben. Die Wirksamkeit der Rechtsreformen hängt auf 
lange Sicht davon ab, ob es gelingen wird, bei den 
Funktionären und der breiten Masse der Bevölkerung 
allmählich ein Rechtsbewußtsein herauszubilden. 

7. Tschechoslowakei 

Seit der Liquidierung der Fortschritte des „Prager 
Frühlings " von 1968 ist die menschenrechthche Situa- 
tion unverändert deprimierend. Die Freiheits- und 
Partizipationsrechte sind ihres politischen Inhalts ent- 
leert. Diskriminierungen aus politischen Gründen 
sind weit verbreitet, und die Systemkritiker werden 


rigoros verfolgt, wobei in den 80er Jahren zu diesem 
Zweck auch von der 1973 eingeführten „Schutzauf- 
sicht" über Strafentlassene häufiger Gebrauch ge- 
macht wird. Über Menschenrechtsverletzungen im 
Strafverfahren und Strafvollzug wird immer wieder 
berichtet. Die Möglichkeiten, eine Auslandsreise zu 
unternehmen, sind hinsichtlich der WP- Staaten ver- 
gleichsweise günstig, obwohl sie seit 1981/82 redu- 
ziert worden sind, während sie in Richtung Westen 
starken Beschränkungen unterliegen. Das gleiche gilt 
auch für die Auswanderung im Rahmen der Familien- 
zusammenführung. Die Kontakte der zahlreichen 
Emigranten zur Heimat werden unter dem Gesichts- 
punkt des politischen Wohl Verhaltens kontrolliert und 
gegebenenfalls unterbunden. Die Eheschließung mit 
einem Ausländer bedarf der staatlichen Erlaubnis. Ein 
wirksamer Rechtsschutz steht dem Bürger gegenüber 
der Verwaltung nicht zur Verfügung. Nur in Angele- 
genheiten der Sozialversicherung kann der Rechts- 
weg zu den Gerichten teilweise beschritten werden. 

Die Religionsfreiheit unterliegt in individual- wie kol- 
lektivrechtlicher Hinsicht überaus starken Beschrän- 
kungen. Die Staatsaufsicht über das kirchliche Perso- 
nal-, Finanz-, Wirtschafts-, Ausbüdungs- und Publika- 
tionswesen ist zu einer partiellen Inkorporierung der 
Kirchen in die Staatsorganisation gesteigert. Diese 
„Verstaatiichung" äußert sich u. a. darin, daß der Reli- 
gionsunterricht an den Schulen, die geistlichen Lehr- 
anstalten und das religiöse Publikationswesen in 
staatlicher Regie betrieben werden, die Kirchen vom 
Staat finanziell abhängig sind und ihr Budget nach 
den Grundsätzen des Staatshaushalts geführt und 
kontrolliert wird. Eine karitative Tätigkeit ist den Kir- 
chen nicht gestattet. Die Zeugen Jehovas und einige 
kleinere Religionsgemeinschaften sind offiziell nicht 
anerkannt und werden ebenso verfolgt wie die katho- 
lischen Basisgruppen. 

Die Lage der ungarischen, deutschen, polnischen und 
ukrainischen Minderheiten, deren Rechtsstellung in 
einem besonderen Verfassungsgesetz vom 27.10.1968 
geregelt worden ist, ist zum Teil zwar nicht unproble- 
matisch, aber völkerrechthch kaum zu beanstanden. 
Die deutsche Volksgruppe, die erst durch dieses Ver- 
fassungsgesetz als nationale Minderheit anerkannt 
wurde, unterliegt infolge der zuvor systematisch be- 
triebenen Assimilierung und der in Grenzen beste- 
hehifen Aussiedlungsmöglichkeiten einem unaufhalt- 
samen Schrumpfungsprozeß. 


8. Ungarn 

Die Lage in Ungarn gibt zu den geringsten menschen- 
rechtlichen Beanstandungen Veranlassung. Der Ge- 
brauch von Freiheitsrechten zu politischen Zwecken 
ist freilich nur in den systembedingten Grenzen einer 
kommunistischen Einparteiherrschaft möglich. Diese 
Grenzen sind allerdings recht großzügig bemessen, 
was sich auch daran zeigt, daß Ungarn der einzige 
WP-Staat ist, der anläßlich von Wahlen Ansätze zu 
einer echten personellen Alternative nicht nur zuläßt, 
sondern seit 1983 auch zwingend vorsieht. Polizeili- 
che Übergriffe zum „Schutze der öffentlichen Ord- 
nung" und im strafrechtlichen Ermittlungsverfahren 
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kommen vereinzelt vor, doch werden diese von der 
pohtischen Führung meistens nicht gedeckt. Die Ein- 
schränkungen der Ausreise- und Auswanderungsfrei- 
heit sind jedenfalls in ihrer praktischen Handhabung 
völkerrechthch vertretbar und verstoßen nicht gegen 
die KSZE- Abreden. Ebenfalls gemäßigt sind die Ein- 
griffe in die Rehgionsfreiheit. Dei Förderung der na- 
tionalen Minderheiten übertrifft das völkerrechthch 
Gebotene und verdient Anerkennung. Der gerichth- 


che Verwaltungsrechtsschutz ist vergleichsweise 
stark entwickelt und wirksam. Ein eindeutiger Ver- 
stoß gegen Art. 9 Abs. 4 IPBPR hegt indes in der Ver- 
sagung des gerichthchen Rechtsschutzes gegen poh- 
zeihche Ordnungsstrafen auch dann, wenn diese eine 
Haftstrafe darstellen. Der 1984 im parlamentarischen 
Umfeld errichtete Verfassungsrechtsrat hat bisher 
kaum Aktivitäten von menschenrechthcher Relevanz 
entfaltet. 
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